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Die  dritte  Haager  Staatenkonferenz  fUr  internationales 

Privatrecht 

Kritische  Studien 
von  Dr.  Fruu  Kahn  in  Heidelberg. 

Die  einheitliche  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts, 
vie  sie  so  ziemlich  von  allen  Theoretikern,  velcher  Richtung 
sie  auch  angehdren,  erstrebt  wird,  scheint  ihrer  praktischen 
Verwirklichung  langstim  näher  zu  kommen.  Zu  drei  verschie- 
denen Malen  (1893,  1894  und  1900)  sind  auf  Einladung  der 
niederländischen  Regierung  die  bevollmächtigten  Vertreter  der 
europäischen  Staaten  (von  gröfseren  Ländern  fehlt  nur  die  Türkei 
und  —  bedauerlicherweise  —  Grofsbritannien)  im  Haag  zu  einer 
Konferenz  zusammengetreten.  Ihre  Beratungen  haben  sich  vor 
allem  auf  die  fßr  das  internationale  Privatrecht  brennendsten 
Gebiete  des  Familienrechts  und  des  Erbrechts  konzentriert;  sie 
erstreckten  sich  aul^rdem  auf  das  Konkursrecht  und  einige 
Uaterien  des  Civilprozefsrechts.  In  letzterer  Beziehung  sind 
bekanntlich  die  Beschlüsse  der  zweiten  Kdnferenz  (von  1894) 
schon  in  die  Praxis  umgesetzt  worden :  Sie  haben  zu  dem  inter- 
nationalen Abkommen  vom  14.  Novbr.  1896  (mit  Zusatzprotokoll 
vom  22.  Mai  1897  und  Ratifikation  vom  27.  April  1899)  geführt, 
welches  nun  seit  mehreren  Jahren  in  Kraft  ist  (siehe  K.G.B1. 
1899  S.  285  ff.).  Bezüglich  der  übrigen  von  den  Konferenzen 
behandelten  Materien  dürfte  ein  ähnlicher  Erfolg  in  absehbarer 
Zeit  zu  erwarten  sein  '). 


1)  ^e  Terl&ntet,  finden  zur  Zeit  Kber  die  Uoager  KonventionBentirürfiB 
auf  Aniegnng  Hollands  Veilwndlungen  zwiacbea  den  einzelnen  Regieinngsn 
■Utt,  welche  auch  vom  deuteeben  Beich^nstlzamt  BDergiacb  betrieben 
werden. 
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2  Dr.  Fnuu  Efthn  in  fMdelboig, 

Die  Be&chlOBse  der  dritten  Koofereaz*)  gipfeln  in  vier 
fertigen  EonventionsentwOrfen,  betreffend  das  E h e - 
schliefBungBrecht,  das  Ehescheidungsrecht,  die  Vor- 
mundschaft Ober  Minderjährige  und  das  Erbrecht. 
Aul^erdem  wurde  im  Schlursprotokoll  der  Konferenz  das  aus- 
drückliche Ersuchen  formuliert,  es  m&chten  die  übrigen  Ver- 
handlungen und  VorentwUrfe  der  dritten  Konferenz  einer  später 
einzuberufenden  vierten  zur  Erledigung  überwiesen  werden,  und  es 
mochten  ferner  internationale  Vereinbarungen  Ober  die  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  in  Machlafssachen  getroffen 
werden.  Die  erwähnten,  noch  nicht  fttr  spruchreif  erachteten, 
aber  ausfQhrlich  beratenen  Materien  sind:  die  Wirkungen  der 
Ehe  auf  die  Rechtsstellung  der  Frau  und  der  Kinder,  das  ehe- 
liche GOterrecht,  die  Wirkungen  der  Scheidung  und 
Ehetrennung,  die  Vormundschaft  über  Volljährige, 
dasKonkursrecht,  sowie  endlich  die  Einführung  von  inter- 
nationalen Bechtsbescheinigungen. 

Gegenstand  unserer  Betrachtung  sollen  zunächst  die  vier 
fertigen  Eonventionsentwürfe  sein.  Diese  Betrachttmg  hat  natur- 
gemäfs  in  der  Hauptsache  eiaen  referierenden  und  erläuternden 
Charakter  zu  tragen.  Sie  wird  aber  in  vielen  Fällen  nicht  um- 
hin können,  auch  eine  kritische  zusein.  Es  sei  gestattet, 
über  die  Art  und  die  Grenzen  dieser  Kritik  ein  Wort  voraus- 
zuschicken. 

Es  handelt  sich  hier  um  Abmachungen,  die  aus  den  wieder- 
holtep,  gründlich  vorbereiteten  Verhandlungen  der  bevollmäch- 
tigten Vertreter  von  15  europäischen  Staaten  hervorgegangen 
sind;  von  Vertretern,  welche  zum  Teil  nicht  nur  als  Delegierte 
der  Regierungen,  sondern  auch  als  diejenigen  der  internationalen 
Wissenschaft^)  anzusehen  sind.  Einem  solchen  Werke  wohnt, 
auch  bevor  es  durch  Staatsvertrag  sanktioniert  ist*),  selbst- 


2)  Die  EoDferenz  hat  geUgt  vom  29.  M^  bis  equi  18.  Juni  1900.  Ver- 
tretet) wdren  (durch  insgeaamt  28  Dele^erte):  DeutBchland,  Öaterreich-Ungun, 
Belgien,  Dänemark,  ^jpanien,  Frankreich,  Iliüiea,  Lmembnrg,  Holluid, 
Portogal,  Rumänien,  Rubland,  Schweden,  Nonrcgen  und  die  Schweiz. 

3)  Gerade  Deotachland  hat  zu  keiner  der  drei  Konferenzen  einen  der^ 
artigen  Vertreter  entaendet. 

4)  Ob  fibrigens  die  vorliegenden  Entwürfe  in  ihrer  jetsigen  Gestalt 
Auadcht  baben,  von  allen  Staaten  sanktioniert  zu  werden,  ist  hOchet  Zweifel- 
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redend  6iiie  Autorität  inse,  der  gegenüber  der  Einzelne  mit 
Beanstandnngen  und  VerbesBerungswOnschen  auf  ein  besonderes 
Mars  der  ZurDckhaltung  angewiesen  ist.  Ferner  aber  trägt  das 
Werk  begreiflicherweise  fiberall  den  Stempel  ;der  KompromisBÄ 
und  EoDzessionen.  Es  darf  oicbt  an  uneereni  theoretischen  Ideale 
gemessen  werden,  sondern  an  dem  praktisch  Erreichbaren.  Das 
uns  besser  erscheinende  mul^te  vielleicht  nur  wegen  besonderer 
Interessen  der  anderen  Vertragsstaaten  aufgegeben  werden ;  man 
hat  sieh  vielleicht  aus  Rficksicht  oder  Konnivenz  fremden  Rechts- 
anschauungen  angepaTst,  um  dafttr  in  andereu  FlÜlen  den  besseren 
einheimischen  zur  allgemeinen  AnerkeuDung  zu  verhelfen*).  Wo 
die  Sache  so  liegt,  hat  die  Kritik  zu  verstummen,  und  wir  haben 
uns  höchstens  zu  fragen:  Ist  eine  Konvention  mit  dieser  oder 
jener  unliebsamen  Klausel  nicht  doeh  besser  als  gar  keine  Kon- 
vention? 

Allein  mehrfach  liegt  die  Sache  doch  ganz  anders.  Mehr- 
fach sind  die  unleugbaren  grofsen  Mängel,  welche  den  Konven- 
tiottsentwürfen  noch  anhaften,  keineswegs  auf  besondere  in  anderen 
Staaten  herrschende  Bechtsanschauungen  oder  auf  die  Berfick- 
sichtignng  irgendwelcher  aueländischer  Interessen  zurfickzufQhren, 
sondern  einfach  auf  verkehrte  theoretische  Ansichten,  wie  sie 
dieser  oder  jener  Delegierte  mit  besonderer  Energie  persönlich 
vertreten  bat,  oder  auf  zweckwidrige  EinzelwUnsche,  die  that- 
sächlich  nicht  einmal  dem  Interesse  des  betreffenden  Vertrags- 
Btaates,  geschweige  denn  dem  der  internationalen  Gemeinschaft 
entsprechen.  In  Fällen  dieser  Art  wird  die  Kritik  rücksichtslos 
einzusetzen  und  eine  Verbesserung  der  KonventionsentwQrfe  an- 
zustreben haben,  auch  auf  die  Gefahr  einer  Verzögerung  ihres 
Inkrafttretens. 


haft.  Vgl.  die  ansdröcklicheii  Vorbehalte  dei  Vertreter  Rofaland«,  DSnema^ 
luid  Norwegetu  (Actea  1900,  S.  160  fF.  und  S.  238). 

S)  VgL  den  Bericht  der  I.  KommiBdoii  Actes  1900  S.  167;  „Notrt  pnjet 
eH  MMC  auvre  de  trantaction,  ce  qtü  fait,  q%^il  pe%it  (tre  faalaMttt  cfüiq»^  ti 
tm  M  pIOM,  loit  OH  point  de  mte  teieiaifigi4e,  loU  au  point  de  vue  <f  wn  paya 
drtenmW.  Le  thdoriden  troanera  que  let  principei  po$ü  comportent  de  trvp 
gravea  rxctptwn*  ou  rratnction«,  qn'il  y  a  des  ineonsSquettce»  un  peu  sm- 
guUires;  le  jvriacoMulU  dt  Ul  pat/i  etUmera  que  let  ditpositions  de  la  Ugit- 
laHim  ont  iU  trop  facüement  ieartSee  att  profit  d'ime  loi  Strangire.  Nous 
«KMU  »ommet  plactt  sw  wn  terrain  tout  pratique . . .  Nous  avone  demand^ 
ata  divenei  Mjitlatione  lea  laerificee  nAeaBaires  . . ." 


4  Dr.  Fkuz  Kahn  in  H<idelb«g, 

Den  gleichen  Standpuakt  werden  vir  endlich  gegenüber  den- 
jenigen Bestimmungen  der  KonventionsentwQrfe  einzunehmen 
haben,  in. welchen  die  eigentliche  Meinung  der  Konferierenden 
eiuen  aehr  unvollkommenen  oder  gar  nicht  zu  erkennenden  Aus- 
druck gefunden  hat. 


Wir  geben  zunächst  den  Teit  der  vier  Konventionsentwürfe 
mit  beigefügter  deutscher  Übersetzung: 

(Ü  b  ersetz  nng.) 

I.    Projet    d'one    CoATentlon     X.  Entwurf  eines  Abkommens 

ponr  regier  les  oonfllts  de  lois     sor  Begeloog  der  OesetieakoUi- 

en  matiere  de  marlage.  slonen  In  Saohen  des  Shereohts. 


D^sirant  ätablir  des  dispositions 
communes  ponr  regier  les  conflits 
de  lois  concernant  les  conditions 
ponr  la  validitä  du  mariage, 

Ont  rösolu  de  conclare  nne  Con- 
Tention  h.  cet  effet  et  ont  en  con- 
seqneace  nommä  pour  leurs  pläni- 
potentiaires,  savoir: 


Von  dem  Wunsche  beseelt,  ge- 
mtinsame  Bestimmangen  znr  Re- 
gelung der  Gesetzeskollisionen, 
betr.  die  Erfordernisse  der  Ehe- 
schliebnng,  zn  geben, 

Haben  beschlossen  za  diesem 
Bebnfe  ein  Abkommen  zu  treffen, 
und  haben  demgemäTs  zu  ihren 
BevoÜDiächtigten  ernannt: 


leeqnels,  aprfes  s'6tre  commoniqud  die,  nach  gegenseitiger  Mitteilung 
leurs  pleins  pouTOirs ,  trouvös  en  ihrer  in  gater  nnd  gehöriger  Form 
bonne  et  dne  fonne,  sont  convenos  befundenen  Vollmacbteo ,  Ober 
des  dispositions  snivantes:  folgende  Bestimmungen   sich   ge- 

einigt haben: 


Art.  1. 
Das  Recht,  eine  Ehe  einzugeben, 
bestimmt  sich  nach  dem  Heimat- 
gesetze*) eines  jeden  der  Ver- 
lobten, es  sei  denn,  dats  eine 
Bestimmung  jenes  Gesetzes  aus- 
drücklich auf  ein  anderes  Gesetz 
Bezug  nimmt. 

6)  H^matgeietz  (Joi  nationah)  —  du  Geseti  dee  Staates,  dem  die  Penon 
angehCrt 


Art.  1. 
Le  droit  de  contracter  mariage 
est  rägie  par  la  loi  nationale  de 
chacnn  des  futurs  äpoux,  k  moins 
qn'one  disposition  de  cette  loi 
ne  se  r^f^re  express^ment  a  une 
antre  loi. 
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(Übersetzung.) 
Art.  2. 
Das  Gesetz  des  EheBchliersaiigs- 
ortes  kann  die  Ehe  von  Anslfln- 
dem  untersagen,  wenn  dieselbe  ver- 
storsen  würde  gegen  seine  Be- 
stimmungen, betreffend : 

1.  die  Grade  der  Verwandtschaft 
oder  Verschwägerang ,  fOr 
welche  ein  absolutes  Eheverbot 
gilt; 

2.  das  absolute  Verbot  einer  Ebe 
zwischen  den  des  Ehebmcfas 
Schuldigen ,  wenn  auf  Grund 
dieses  Ehebmcbs  die  (frühere) 
Ehe  eines  der  Verlobten  auf- 
gelöst worden  ist; 

8.  das  absolute  Verbot  einer  Ehe 
zwischen  Personen,  die  wegen 
eines  gemeinschaftlichen  Atten- 
tates    auf    das     Leben    des 
(froheren)     EhegaUen     eines 
derselben    verurteilt    worden 
sind. 
Eine    Ehe,     welche    entgegen 
einem   der  rorgenannten  Verbots 
geschlossen     worden     ist,     wird 
(darum)  nicht  nichtig  (oder   an- 
fechtbar), vorausgesetzt,  dab  sie 
nach  dem  in  Art.  1  bezeichneten 
Gesetze  gültig  ist. 

Vorbehaltlich  der  Anwendni^ 
von  Art.  6  Abs.  1  dieses  Ab- 
kommens verpflichtet  sich  kein 
Staat,  eine  Ehe  schliefsen  zn 
lassen,  welche  wegen  des  Be- 
stehens einer  Mheren  Ehe  oder 
wegen  eines  Hindernisses  von 
religiösem  Charakter  seinen  Ge- 
setzen widerstreitet.  Die  Um- 
gehung eines  derartigen  Ehehinder- 
nisses kann  (aber)  die  Nichtigkeit 
(oder  Anfechtbarkeit)  der  Ehe  in 
keinem  andern  Lande  nach  sich 
ziehen,  als  in  demjenigen,  in  wel- 
chem die  Ehe  geschlossen  wurde. 


Art.  a. 

La  loi  du  lien  de  la  c^Ubration 

peut    interdire    le    manage    des 

^trangers   qni   serait   contraire  i> 

ses  dispositions  concemant: 

1.  les  degr^s  de  parentä  on 
d'alliance  ponr  lesqnels  11  y  a 
nne  prohibition  absolue; 

2.  la  prohibition  absolae  de  se 
marier,  ädictäfl  contre  les  cou- 
pables  de  l'adultire  k  raison 
dnquel  le  mariage  de  Tun  d'eux 
a  6t6  dissons; 

3.  la  prohibiticn absolue  de  se 
marier,  ädictöe  contre  des  per- 
sonnes  condamn^es  ponr  avoir 
de  coucert  attent^  h  la  vie  du 
conjoint  de  l'nne  d'elles. 


Le  mariage  c^l^brä  contraire- 
ment  ä  une  des  prohibitions 
mention^es  ci-dessus  ne  sera  pas 
frappri  de  ntülitö,  ponrvu  qu'il 
soit  valable  d'apr^s  la  loi  indiqnäe 
par  l'article  1*', 

Sons  la  räserve  de  t'application 
du  Premier  alinöa  de  larticle  6 
de  la  präsente  Convention,  aacan 
Etat  contractant  ne  s'oblige  b. 
faire  c^l^brer  un  mariage  qui,  k 
raison  d'un  mariage  autärienr  on 
d'nn  obstacle  d'ordre  religieux, 
serait  contraire  !i  ses  lois.  La 
violation  d'un  empSchement  de 
cette  nature  ne  ponrrait  pas  en- 
trafner  la  nullit^  du  mariage  dans 
les  pays  autres  que  celni  oü  le 
mariage  a  6t6  cäMbrä. 


Dr.  Fnu  EkIiii  in  Hdd«lberg, 


Art.  3. 

liR  loi  du  lies  de  la  c^Mbntion 
peat  pennettre  )e  mariage  des 
itrangers  nonobstant  lea  pro- 
hibitiona  de  la  loi  indiqnäe  par 
l'article  1",  lorsqne  ces  pro- 
hibiUons  sont  escluBivement  fon- 
dfes  snr  des  motifs  d'ordre  re- 
ligieox. 

Les  aatres  Etats  ont  le  droit 
de  ne  pas  reconnattre  conune 
valable  le  manage  c^Mbrä  dans 
CQB  circonstances. 

Art.  4. 

Leg  ötrangers  doivent,  ponr  se 

marier,   ötablir  qn'ils  remplisaent 

lea  conditio  na  näcessaires  d'apr6s 

la   loi  indiquäe   par  l'article  1". 


Cette  jastification  se  fera,  soit 
par  an  certificat  des  agents  diplo- 
matiqnes  on  consnlaires  da  pays 
des  contractants ,  soit  par  toat 
antre  mode  de  preave,  poami 
que  les  Conventions  internationales 
ou  les  antoritäs  du  pays  de  la 
cäläbration  reconnaissent  la  jasti- 
fication comme  saflisante. 


Art  5. 

Sera   reconna    partoat  conune 

valable,    qnant   k   la   forme,   le 

manage  ciltbri  snivant  la  loi  da 

pays  oii  il  a  en  Uen. 

11  est  tontefois  entendn  que  les 
pays  dont  la  l^gislation  exige  nne 
c^läbration  religiease ,  ponrront 
ne  pas  reconnaltre  comme  valables 
]es  mariages  contract^s  par  leora 
nationaax   k   l'ätranger  sans  qne 


(Übersetzung.) 
Art  3. 
Das  Gesetz  des  Ehescbliefsoi^- 
ortes  kann  angeachtet  der  Ver- 
bote des  in  Art.  1  bezeichneten 
Gesetzes  die  Ehe  von  Ausländem 
gestatten,  wenn  jene  Verbote  aas- 
acblierslicb  anf  Gründen  von  reli- 
giösem Charakter  beruhen. 

Die  anderen  Staaten  brauchen 
eine  nnter  solchen  Umst&nden 
geschlossene  Ehe  nicht  als  gültig 
anzuerkeanen. 

Art  4. 

Die  Aasl&nder  mttssen,  wenn 
sie  eine  Ebe  eingehen  wollen, 
dartbnn,  daTs  die  nach  dem  in 
Art  1  bezeichneten  Gesetze  er- 
forderlichen Voraussetzungen  er- 
ffillt  sind. 

Dieser  Nachweis  ist  zu  führen 
entweder  durch  ein  Zeugnis  der 
diplomatischen  oderkonsularischen 
Vertreter  des  Heimatlandes  der 
Verlobten,  oder  durch  irgend  ein 
anderes  Beweismittel ,  voraas- 
gesetzt,  dafs  die  Staatsverträge 
oder  die  Behörden  des  Ebescblie- 
fsnngsortes  solchen  Nachweis  als 
ausreichend  anerkennen. 

Art.  5. 

Überall  als  gnltig  anzuerkennen 
ist,  mit  Bezug  auf  die  Form,  eine 
Ehe,  welche  entsprechend  dem 
Gesetze  des  EheBchliefsungsortes 
vorgenommen  worden  ist. 

Vorbehalten  bleibt  jedoch,  dafs 
diejenigen  Länder,  deren  Gesetz- 
gebung eine  religiöse  Eheschlie- 
fsung  verlangt,  die  Gültigkeit  von 
solchen  Ehen  nicht  anzuerkennen 
brauchen,     welche     ihre    Staats- 
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(Übersetzong.) 

EDgehörigfiD  im  AnBlande  unter 
AaTseraclitlasaang  jener  VorBchrift 
geschlossen  haben. 

Die  VorBchrifCen  des  Heimat- 
geaetzea,  betreffend  das  Ebeaof- 
gebot,  mOssen  eingehalten  werden; 
doch  darf  das  Unterbleiben  dieses 
Aufgebote  B  die  NjChtigkeit  der 
Ehe  nnr  in  demjenigen  Lande  znr 
Folge  haben,  dessen  Gesetz  anber 
acht  gelassen  vnrde. 

Eine  beglaubigte  Abschrift  des 
Eheaktes  ist  den  Heimatbehörden 
eines  jeden  der  Ehegatten  zn 
Hbennitteln. 


cette    preseription     ait    6t6    ob- 
serrfe. 

lies  dispositions  de  la  loi  na- 
tionale, en  mati^re  de  pabtications, 
devront  Stre  respectäes;  mais  le 
d6faut  de  ces  publications  ne 
poorra  pas  entrafner  la  nullit^  du 
mariage  dans  les  paye  antres  qne 
celni  dont  la  loi  aarait  6t6  violtie. 

Dse  copie  aatbentiqne  de  l'acte 
de  marine  sera  transmise  anx 
antorit^s  du  pays  de  cbacnn  des 
tiponz. 


Art.  6. 
Sera  reconnn  partont  conune 
valable,  qnant  &  la  forme,  le 
mariage  cäläbr6  devant  nn  agent 
diplomatiqne  oa  consalaire,  con- 
formöment  k  sa  lägislation,  si 
ancane  des  parties  contractantes 
n'est  ressortissante  de  l'Etat  oü 
le  mariage  a  it6  c614brti  et  si  cet 
Etat  ne  s'y  oppose  pas.  U  ne 
peot  pas  s'y  opposer  qnand  il 
s'agit  d'nn  mariage  qai,  h  raison 
d'nn  mariage  antörienr  ou  d'un 
obstacte  d'ordre  religiens,  sersit 
contraire  ä  ses  lois. 


La  räserve  da  second  alinto 
de  l'article  5  est  applicable  anx 
mariages  diplomatiqnes  et  con- 
snlaires. 

Art.  7. 

Le  mariage,  nol  qnant  ii  la 
forme  dans  le  pays  oü  il  a  6ti 
dUbri,  ponrra  näanmoins  8tre 
reconnu   comme   valable  dans  les 


Überall  als  gtUtig  anzuerkennen 
ist,  mit  Bezng  auf  die  Form,  eine 
Ehe ,  welche  vor  einem  diplo- 
matischen oder  konsnlarischen 
Vertreter  nach  Mafsgabe  seiner 
Gesetzgebung  vorgenommen  wurde, 
vorausgesetzt,  dafs  keiner  der  Ver- 
lobten Angehöriger  des  Staates  ist, 
wo  die  Eheschliersung  vorgenom- 
men wurde,  und  dafs  jener  Staat 
nichts  dagegen  einzuwenden  bat. 
Er  darf  nichts  dagegen  einwen- 
den, falls  es  sich  um  eine  Ehe 
handelt,  welche  (nur)  auf  Grund 
des  Bestehens  einer  früheren  Ehe 
oder  auf  Grund  eines  Hindernisses 
von  religiösem  Charakter  seinen 
Gesetzen  widerstreiten  würde. 

Der  Vorbehalt  des  Art.  5 
Abs.  2  gilt  auch  bei  den  diplo- 
matischen und  konsularischen 
Eben. 

Art.  7. 

Eine  Ehe,  die  in  dem  Lande, 
wo  sie  geschlossen  wurde ,  der 
Form  nach  nichtig  ist,  kann 
gleichwohl  in  den  andern  Ländern 


g  Dr.  Fnmi  Kahn  in  Hridelberg, 

(Übersetzung.) 

antres  paya,  si  la  forme  preBcrite  als  gültig  aDerkannt  werden,  wenn 
par  la  loi  nationale  de  chacnne  die  von  dem  Heim&tgesetze  beider 
des  parties  a  6t6  obserräe.  Parteien     vorgeschriebene     Form 

beobachtet  worden  ist. 


Art.  8. 
La  präsente  Convention  ne 
g'appliqne  qn'anx  mariages  cäUbr^ 
snr  le  territoire  des  Etats  contrac- 
tants  entre  personnes  dont  vne 
au  moins  est  ressortissante  d'un 
de  ces  Etats. 

Ancnn  Etat  ne  s'oblige,  par  la 
präsente  Convention,  k  appliquer 
nne  loi  qni  ne  serait  pas  celle 
d'nn  Etat  contractant. 


Art.  9. 
La  präsente  Convention,  qni  ne 
s'appliqne  qn'aax  territoires  enro- 
pöens  des  Etat  contractants,  sera 
ratifiäe  et  les  ratifications  en 
seront  däposäes  &  La  Haye  dfes 
qne  la  majori!^  des  Hantes  Parties 
contractantes  sera  en  mesure  de 
le  &ire. 

II  sera  dressä  de  ce  d^pöt  nn 
pi-ocis- verbal ,  dont  nne  copie, 
certifiäe  conforme,  sera  remiae  par 
la  voie  diplomatique  ti  tons  les 
Etats  contractants. 

Art.  10. 
Les  Etats  non  signataires  qni 
out  6t6  repräsentäs  h  la  troisi&me 
Conference  de  Droit  International 
Privö  sont  admis  k  adhärer  pure- 
nient  et  simplement  k  la  präsente 
(,'onvention. 


Art.  8. 

Vorstehendes  Abkommen  findet 
nur  Anwendung  auf  diejenigen 
Eben,  welche  anf  dem  Gebiete 
der  Vertr^sstaaten  geschlossen 
sind  und  zwar  zwischen  Personen, 
von  denen  mindestens  eine  An- 
gehörige eines  Vertragsataates  ist. 

Kein  Staat  verpflichtet  sich 
durch  vorstehendes  Abkommen 
zur  Anwendung  von  anderen  Ge- 
setzen als  von  aolchen  der  Yer- 
tragsataaten. 

Art.  9. 

Vorstehendes  Abkommen,  das 
nur  auf  die  europäischen  Terri- 
torien der  yertraF;s Staaten  anzu- 
wenden ist,  soll  ratifiziert,  und  die 
Ratifikationsurkunden  sollen  im 
Haag  niedergelegt  werden,  sobald 
die  Mehrzahl  der  Hohen  vertrags- 
schliefsenden  Teile  hierzn  in  der 
Lage  ist. 

Über  die  Niederlegung  soll  ein 
Protokoll  aufgenommen  und  eine 
beglaubigte  Abschrift  davon  auf 
diplomatischem  Wege  allen  Ver- 
tragsstaaten zugestellt  werden. 

Art.  10. 
Denjenigen  Staaten ,  welche 
dieses  Abkommen  nicht  unter- 
zeichnet haben ,  aber  auf  der 
dritten  Konferenz  ftlr  internatio- 
nales Privatrecht  vertreten  waren, 
steht  es  frei,  ohne  weiteres  dem 
Abkommen  beizutreten. 
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(Übersetzung.) 

Der  Staat,  welcher  beizntreten 
wflitHCht,  hat  spätesteoa  bis  zum . . . 
diese  seine  Absiebt  durch  einen 
Akt,  welcher  in  den  Archiven  der 
niederländischen  Kegiening  zn 
hinterlegen  ist,  knnd  zn  geben. 
Letztere  wird  beglaubigte  Ab- 
schriften davon  auf  diplomatiBchein 
Wege  jedem  der  Vertragsstaaten 
Übermitteln. 

Art  11. 
Vorstehendes  Abkommen  tritt 
in  Kraft  am  60.  Tage  von  der 
Hinterlegung  der  Ratifikations- 
njknnden  gerechnet,  beziehungs- 
weise von  dem  Datum  der  nach- 
träglichen Beitrittserklttrangen, 

Art.  12. 

Vorstehendes  Abkommen  gilt 
far  die  Dauer  von  5  Jahren  von 
der  Hinterlegung  der  Ratifikations- 
urkunden an. 

Die  Frist  liLnft  von  diesem 
Datum  an  auch  f&r  diejenigen 
Staaten,  welche  die  Ratifikations- 
urkunden erst  später  hinterlegen 
oder  welche  erst  später  dem  Ab- 
kommen beitreten. 

Das  Abkommen  gilt  als  still- 
schweigend von  5  zn  6  Jahren 
erneuert,  vorbehaltlich  der  Etln- 
digung. 

Die  EOndigung  mnfs  wenigstens 
6  Monate  vor  Ablauf  der  in  den 
voranfgehenden  Absätzen  bezeich- 
neten Frist  der  niederländischen 
Regierung  angezeigt  werden, 
welche  allen  anderen  Vertrags- 
Btaaten  davon  Kenntnis  zu  geben 
hat. 

Die  Kündigung  wirkt  nnr  mit 
Bezug  auf  denjenigen  Staat,   der 


L'Etat  qui  däire  adhfirer  noti- 
fiera,  an  plus  t«rd  le  .  .  .,  son 
intention  par  nne  acte  qui  sera 
däposä  dans  tos  archives  du  Gou- 
vernement des  Pavs-Bas.  Cetni-ci 
en  enverra  des  copies,  certifi^es 
conformes,  par  la  voie  diplomatique 
i  chacnn  des  Etats  contractante. 


Art.  11. 
La  prfeente  Convention  entrera 
en  vigneur  le  60'*""  jour  ä  partir 
du  d^pAt  des  ratifications  ou  de 
la  date  de  la  notification  des  ad- 
häsions. 


La  präsente  Convention  aura 
nne  dnräe  de  cinq  ans  ä  partir 
de    )a   date   du    däpOt  des   rati- 


Ce  tenne  commencera  ä  conrir 
de  cette  date,  mßme  pour  les 
Etats  qui  auront  fait  le  d^p6t 
aprös  cette  date  ou  qui  anraient 
adh^r«  plus  tard. 

La  Convention  sera  renouvel^ 
tacitement  de  cinq  ans  en  cinq 
ans,  sauf  dänonciation. 

La  dänonciation  devra  etre 
notifiäe,  au  moins  six  mois  avant 
l'expiration  du  terme  viaä  aus 
alinäas  prfcädents,  an  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas,  qni  en  donnera 
connaissance  ä  tona  les  autres 
Etats  contractants. 

La  d^nonciation  ne  prodnira 
son   effet  qn'&   l'ägard   de   l'Etat 


10  Dr.  Franc  KkIui  in  H^dberg, 

(ÜbeneUnng.) 

qui  l'aara  notifiäe,  La  CosTentioii  sie-  hat  ei^ehen  lassen.  Ftkr  die 
restera  exäcatoire  ponr  les  antree  anderen  Staaten  bleibt  das  Ab- 
Etats.  kommen  in  Kraft. 


n.  Frojet  d'nne  Convention 
pour  regier  lea  oonfllts  de  lola 
et  de  Jnrldletlon  en  mstiSre 
de  diTOTce  et  de  Bäpuration  de 
oorpB. 


n.  Sntwurf  eines  Abkosunens 
rar  Begeltmg  der  Oeaetsea- 
ond  QeriohtabarkeftakoUlKlonen 
In  Sachen  der  Eheaoheldang 
und  der  Trennung  Ton  Tlaoli 


(Eingang  äholich  wie  oben.) 
Art.  1. 
Les  6ponz  ne  penvent  fonner 
nne  demande  ea  divorce  qne  si 
lenr  loi  nationale  et  la  loi  dn  lien 
eil  la  demande  est  formte  ad- 
mettent  le  divorce  l'nne  et  l'aotre. 

II  en  est  de  mßme  de  la  sä- 
paration  de  corps. 

Art.  2. 
Le  divorce  ne  peut  fitre  de- 
mandä  qne  si,  dans  le  cas  dont 
il  s'agit,  le  divorce  est  admis  i, 
la  fois  par  la  loi  nationale  des 
äponx  et  par  la  loi  du  lien  ob 
la  demande  est  formte. 

II   en   est  de   m€me   de  la  Se- 
paration de  Corps. 

Art.  3. 
Honobstant  les  dispositions  des 
arücles  1"  et  2,  la  loi  nationale 
sera  senle  observtie  si  la  loi  dn 
lien  oil  la  demande  est  formte 
le  prescrit  on  le  pennet. 


Art.  1. 

Die  Ehegatten  können  eine 
Scheidungsklage  nnr  dann  erheben, 
wenn  ihr  Heimatgesetz  and  das 
Gesetz  des  Ortes  derRlagerhebnng 
beide  die  Scheidung  (als  solche) 
zulassen. 

Das  Gleiche  gilt  fttr  die  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett. 


Art.  2. 

Auf  Scheidung  kann  nur  dann 
erkannt  werden,  wenn  in  dem  zu 
beurteilenden  Falle  sonohl  nach 
dem  Heimatgesetze  der  Ehegatten 
als  auch  nach  dem  Gesetze  des 
Orts  der  Elagerhebung  das  Schei- 
dungsbegehren begründet  ist. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett. 

Art.  3. 
Ungeachtet  der  Vorschriften 
von  Art  1  und  2  ist  das  Heimat- 
gesetz allein  zu  berOcksichtigen, 
wenn  das  Gesetz  des  Ortes  der 
Elagerhebung  es  so  vorschreibt 
oder  gestattet. 
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(Übersetzung.) 

Art  4. 

Das  in  den  voran 
Artikeln  bezeichnete  Heimatgesetz 
kann  nicht  angerufen  werden, 
nm  einer  Thatsache,  die  sich  er- 
eignet hat,  während  die  Ehegatten 
oder  einer  derselben  einem 
anderen  Staate  angehörten,  den 
Charakter  eines  ScheidnngsgnmdeB 
oder  Trennnngsgrnndes  zu  ver- 
leihen. 


Art  i, 

La  loi  nationale  indiqnäe  par 
les  articles  pröcädents  ne  pent 
etre  invoiiaäe  ponr  donner  k  nn 
fait  qni  s'est  pass^  alors  qne  les 
äponx  on  l'nn  d'eas  ätaient  d'nne 
antre  nationalit^,  le  caract^re 
d'nne  canse  de  divorce  on  de 
Separation  de  corps. 


La  demande  en  divorce  on  en 

Separation    de    corps    pent    6tre 

formäe : 

1°.  devant  la  juridiction  compä- 
tente  d'apr^s  la  loi  nationale 
des  äponx; 

2°.  devant  la  jnridüction  comp^ 
tente  dn  liea  oü  les  äpoox 
sont  domiciliäs.  Si,  d'apr^s 
leur  Ugislation  nationale,  les 
^ponz  n'ont  pas  le  mSme 
domicile,  la  jnridiction  com- 
p6tente  est  ceUe  dn  domicile 
dn  däfendenr.  Dans  le  cas 
d'abandon  et  dans  le  cas  d'an 
cbangement  de  domicile  opiri 
apröH  qne  la  cause  de  divorce 
on  de  BÖparation  est  inter- 
venne,  la  demande  pent  anssi 
6tre  formte  devant  la  jnri- 
diction compätente  da  demier 
domicile  comman.  —  Tonte- 
fois,  la  joridiction  nationale 
est  r^serväe  dans  la  mesnre 
ob  cette  jnridiction  est  senle 
competente  ponr  la  demande 
en  divorce  on  en  Separation 
de  corps.  La  jnridiction 
etrang^re  reste  compätente 
ponr  nn  mariage  qni  ne  pent 


Art  5. 

Die  Klage  anf  Scheidung  oder 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
kann  erhoben  werden: 

1,  vor  der  nach  dem  Heimat- 
gesetze  der  Ehegatten  zu- 
ständigen Gerichtsbarkeit. 

2.  vor  der  zuständigen  Gerichts- 
barkeit des  Ortes,  wo  die  Ehe- 
gatten ihren  Wohnsitz  haben. 
Wenn  die  Ehegatten  nach  ihrer 
Heimatgesetzgebang  nicht  den 
n&m  liehen  Wohnsitz  haben, 
HO  gilt  als  zuBtändig  die  Wohn- 
sitzgerichtsbarkeit des  Be- 
klagten. Im  Falle  böslicher 
Yerlassnng,  sowie  im  Falle 
eines  nach  Eintritt  des  Schei- 
dnngs-  oder  Trennnngsgrnndes 
erfolgten  Wohnsitz  Wechsels 
kann  die  Klage  auch  vor  der 
zuständigen  Gerichtsbarkeit 
des  letzten  gemeinschaftlichen 
Wohnsitzes  erhoben  werden.  — 
Die  Gerichtsbarkeit  des  Hei- 
matetaates  bleibt  jedoch  allein 
mafsgebend ,  insoweit  diese 
Gerichtsbarkeit  fllr  die  Schei- 
dungs-  nnd  Trenn  ungsklage 
ausschlief  such  zuständig  ist. 
Doch  bleibt  (hinwiedemm)  die 


Dr.  Fniu  Kahn  in  Heidelberg, 


donner  lien  k  nne  demande  en 
divorce  on  en  söparation  de 
corps  derant  la  jaridiction 
natiODale  compätente. 


(ÜberEetznng.) 

fremde  Gerichtsbarkeit  zd- 
Btandig  fflr  eine  Ehe,  bei  wel- 
cher') eine  Scheidongs-  oder 
Trennongsklage  vor  der  heimat- 
lichen Oerichtsbarkeit  nicht 
angebracht  werden  kann. 


Art.  6. 

Dans  le  cas  oü  les  äpoux  ne 
sont  pas  autortB^g  ä  former  nne 
demande  en  divorce  oa  en  b^- 
paration  de  corps  dans  le  pays 
ob  ils  sont  domiciliäs,  ils  penvent 
D^anmoins  Ton  et  l'antre  B'adreaser 
h.  la  jaridiction  comp^tente  de  ce 
pays  poar  solliciter  les  msBnres 
proviBoires  qae  pr^voit  sa  lägis- 
lation  en  vue  de  la  cessation  de 
la  vie  en  commnn.  Ces  mesarcB 
seront  maintennes  Ei,  dans  le  dälai 
d'un  an,  elles  sont  confirm^es  par 
)a  jnridiction  nationale:  elles  ne 
dnreront  pas  plus  longtemps  que 
ne   le  permet  la  loi  dn  domicile. 


Art.  6. 

Falls  die  Ehegatten  nicht  be- 
fugt sind,  eine  Scheidongs-  oder 
Trennongsklage  in  dem  Lande  ihres 
Wohnsitzes  zu  erheben,  so  kann 
gleichwohl  jedes  von  ihnen  die 
zuständige  Gerichtsbarkeit  dieses 
Landes  angeben,  tun  die  vorläufigen 
MaTsregeln  zn  erwirken,  welche 
seine  Gesetzgebung  bei  Aofhebong 
der  ehelichen  Gemeinschaft  vor- 
sieht. Diese  Mafsregeln  bleiben 
aufrecht  erhalten,  wenn  sie  inner- 
halb eines  Jahres  von  der  Ge- 
richtsbarkeit des  Heimatstaates 
bestätigt  werden;  sie  bleiben  nicht 
länger  bestehen,  als  es  das  Gesetz 
des  Wohnsitz  Staates  zaläfst. 


Art.  7. 

Le  divorce  et  la  Separation  de 
corps,  prononcgs  par  nn  tribnnal 
comp^tent  anx  termes  de  Tarticle  5, 
seront  reconnus  partont,  sous 
la  condition  qne  les  clanses  de 
la  präsente  Convention  aient  6t6 
observäCB  et  qne,  dans  le  cas  oü 
la  däcision  anrait  616  rendne  par 
d^fant,  le  d^feudenr  ait  6t6  cito 
conform^ment  aux  dispositions 
speciales  exigäes  par  sa  loi 
nationale  ponr  reconnattre  les 
jngements  ^trangers. 


Das  Scheidnngs-  oder  Trennnngs- 
urteil  eines  nach  Art.  5  zustän- 
digen  Gerichtes    ist   flberall    an- 
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(Übersetanng,) 

In  gleicher  Weise  überall  an- 
znerkennen  ist  das  Scheidungs- 
oder  Trennimgsiirteil  einer  Ver- 
waltungsbehörde, voransgesetzt, 
dafs  das  Gesetz  jedes  der  Ehe- 
gatten eine  Scheidmig  oder  Tren- 
oong   von   dieser  Art   anerkennt. 

Art.  8. 
Wenn  die  Ehegatten  nicht  die 
nämliche  Staatsangehörigkeit  ha- 
ben, so  ist  das  Gesetz  ihrer  letzten 
gemeinsamen  Staatsaagehörigkeit 
im  Sinne  der  voraofgehenden 
Artikel  als  ihr  Heimatgesetz  zu 
betrachten. 

Art.  9. 
Vorstehendes  Abkommen  findet 
nur  Anwendnng  auf  Scheidungs- 
oder Trennnngsklogen,  welche  in 
Inem  der  Vertragsstaaten  erhoben 
Ind  nnd  bei  denen  wenigstens 
,ne  der  Parteien  Angehöriger 
eines  der  Vertragsataaten  ist. 

Kein  Staat  verpflichtet  sich 
durch  vorstehendes  Abkommen 
zur  Anwendnng  von  anderen  Ge- 
setzen als  von  solchen  der  Ver- 
tragsstaaten. 


Seront  reconnns  ägalement  par- 
tont  le  divorce  et  la  söpar&tion 
de  Corps  prononcäs  par  nne  jori- 
diction  administrative,  si  la  loi 
de  chacnn  des  äpoux  reconnalt 
ce  divorce  et  cette  Separation. 


Art.  8. 
Si  les  äpoax  n'ont  pas  la  mSme 
nationalitä,  lenr  demi&re  lägis- 
lation  commune  devra,  ponr 
l'application  des  articles  prä- 
c^dents,  6tre  consider^e  comme 
lenr  loi  nationale. 

Art.  9. 

La  präsente  Convention  ne 
s'appliqne  qn'aax  demandes  en 
divorce  oa  en  Separation  de  corps 
form^es  dans  l'nn  des  Etats  con- 
tractants,  si  l'na  des  plaideurs 
aa  moins  est  te  ressortissant 
d'an  de  ces  Etats. 

Ancnn  Etat  ne  s'oblige,  par  la 
präsente  Convention,  h  appUqner 
une  toi  qai  ne  serait  pas  celle 
d'un  Etat  contractant. 


Art  10  =  9  des  I.  Abkommens. 
Art.  II  ^  10  des  I.  AbkommeDs. 
Art.  12  =  II  des  I.  Abkommens. 


14  Dr.  Frttu  Kaba  in  Hdddbeq^ 

(ÜbenetzoDg.) 

in.    Frojet   d'tme   CoDTestion     nz.  Sntwiirf  eInM  AbkommenB 

ponr  regier  les  confllta  de  loli     lar  Begelang  der  OesetiM-  und 

et  de  Jurldlotiosa  relatlTeme&t     GtariohtalmrkeltBkolllfllonen,be- 

&  la  tntelle  des  minBiin.  treflEbnd     die     Tonoundflohaft 

Über  HInderjtthziBe. 


(Eingang  fthnlich  wie  oben.) 
Art.  1. 
La    tatelte    d'un    mineur 
rögltie  por  sa  loi  nationale. 


Art  2. 
Si  la  loi  nationale  n'organiae 
pas  la  tntelle  dans  le  pays  dn 
minear  en  vne  dn  cae  ob  celni- 
ci  aurait  sa  r^sidence  habituelle 
Ji  l'gtranger,  Tagent  diplomatique 
DU  consulaire  antorisä  par  la  loi 
de  l'Etat  auqnel  le  minenr  ressortit 
ponrra  y  pourvoir  confurmäment  k 
cette  loi,  si  l'Iltat  de  la  räsidence 
habituelle  da  minenr  ne  s'y  oppose 
pas. 


Art.  3. 
Tontefois,  la  tntelle  dn  mineur 
ayant  sa  r^sidence  babitnelle  tt 
l'ätranger  s'etablit  et  s'eserce 
conformdment  h  la  loi  dn  lieu,  si 
eile  n'est  pas  ou  si  eile  ne  pent 
pas  fitre  constitn^e  conformfiment 
anx  dispositiouB  de  Tarticle  l" 
on  de  rarticle  2. 


Art.  4. 
L'esistence  de  la  tntelle  etabli« 
conformäment  k  la  disposition  de 


Art.  1. 
Die  Vonnundschoft  über  einen 
Minderjährigen  richtet  sich  nach 
seinem  Beimatgesetz. 

Art.  2, 
Wenn  das  Heimatgesetz  des 
Minderjährigen  fUr  den  Fall,  dab 
derselbe  seinen  ständigen  Aufent- 
halt im  Auslände  hat,  keine  Vor- 
mundschaft im  eigenen  Lande  be- 
stellt, so  kann  der  von  dem 
Heimatstaate  des  Minderjährigen 
bevollmächtigte  diplomatische  oder 
konsularische  Vertreter  nach  Mafs- 
gabe  jenes  Gesetzes  die  Fürsorge 
Übernehmen,  vorausgesetzt,  dals 
der  Staat  des  ständigen  Anfent- 
halts  des  Minderjährigen  nichts 
df^egen  einwendet. 

Art.  3. 
Die  Vormundschaft  über  einen 
Minderjährigen ,  welcher  seinen 
ständigen  Aufenthalt  im  Anslande 
hat,  ist  jedoch  nach  Mafsgabe  der 
dortigen  Qesetze  zu  bestellen  und 
anszuOben,  falls  sie  nicht  nach 
Mafsgabe  des  Art.  1  oder  des 
Art.  2  angeordnet  vorden  ist  oder 
angeordnet  werden  kann. 

Art.  4. 
Das  Bestehen  einer  nach  Mafs- 
gabe  des  Art.  3   bestellten  Tor- 


IK«  dritte  Hasger  StMtenkonfeieiu  ßa  intenutionales  PriTatrecht     15 

(Übersetzung.) 

miiDdschaft  steht  der  Anordnung 
einer  nenen  yormondscbaft  nuter 
Anwendung  von  Art.  1  oder 
Art.  2  nicht  entgegen. 

Von  einer  solchen  Anordniug 
soll  nnverzüglich  der  Regierung 
de^enigen  Staates,  in  welchem 
diä  Vormundschaft  zuerst  bestellt 
worden  ist ,  Nachricht  gegeben 
werden.  Diese  Regierung  benach- 
richtigt (ihrerseits)  entweder  die 
Behörde,  welche  die  Vormnud- 
Schaft  angeordnet  hat,  oder,  falls 
eine  solche  Behörde  nicht  vor- 
handen  ist,  den  Vormnnd  selbst. 

Die  Gesetzgebung  desjenigen 
Staates,  in  welchem  die  frilhere 
Vormundschaft  errichtet  war,  ent- 
scheidet daraber,  mit  welchem 
Zeitpunkte  diese  Vormundschaft 
in  dem  vorliegenden  Falle  ihr 
Ende  erreicht. 


t'article  3  n'empSche  pas  de  con- 
Etituer  nne  nonvelle  tntelle  par 
application  de  l'article  1*'  ou  de 
l'arUde  2. 

n  sera,  le  plus  tot  possible, 
donnä  Information  de  ce  fait  an 
Gouvernement  de  l'Etat  oü  la 
tntelle  a  d'ahord  iti  organis^e. 
Ce  Gouvernement  en  informera, 
sott  l'sntoritä  qui  anrait  ingtituä 
ta  tuteile,  soit,  si  nne  teile 
Botoritä  n'euBte  pas,  le  tntenr 
Ini-meme. 


La  l^gislation  de  l'Etat  ob 
l'ancienne  tntelle  ätait  organis6e 
dääde  ä  qnel  moment  cette  tntelle 
cesse  dans  le  cas  pr6vn  par  le 
präsent  article. 


Art.  5. 

Dans  tons  les  cas ,  la  tntelle 
B'oavre  et  prend  fin  ans  äpoqnes 
et  ponr  les  cause  s  däterminäes 
par  la  loi   nationale   dn  minenr. 


Art  6. 

L'administrationtnt^Iaires'ätend 
k  la  personne  et  h  l'ensemble  des 
biens  du  mineur,  quel  que  soit 
le  lieu  de  leur  Situation. 


Cette  r6gle  peut 
ception  qnant  anx  immeobles 
placäs  par  la  loi  de  leur  Situation 
80OB  OD  regime  foncier  special. 


Art  5. 

In  allen  Fällen  wird  die  Tor- 
mundschaft  eröffnet  und  beendet 
zu  derjenigen  Zeit  nnd  aus  den- 
jenigen Grfinden,  welche  das 
Heimatgesetz  des  Minderjährigen 
festsetzt. 

Art  6. 

Die  Vormund  Bchaftliche  Ver- 
waltung erstreckt  sich  auf  die 
Person  und  auf  das  gesamte  Ver* 
mögen  de sMind erjährigen,  einerlei, 
wo  sich  dasselbe  befindet. 

Diese  Regel  kann  eine  Aus- 
nahme erleiden,  rflcksichtlich  der 
Grundstücke,  welche  nach  dem 
Gesetze  des  Staates ,  in  dessen 
Gebiete  sie  sich  befinden,  einem 
besonderen  Gnmdrechte  unter- 
liegen. 


Dr.  Fkana  Ealm  b  Heidelbe^, 

(Übersetzung.) 


Art.  7. 


En  attendant  rorganisation  de 
la  tatelle,  ainsi  que  dans  toas  les 
cas  d'urgence,  lea  mesores  ni- 
cessaires  poar  la  protection  de 
la  perBonne  et  des  int^rGts  d'nn 
minenr  ätranger  eeront  prises  par  jährigen  erforderlichen  MaTsrageln 
les  antoritös  locales.  Ton  den  LokalbebOrden  zn  treffen. 


Art.  7. 
Bis  zur  Anordnong  der  Vor- 
mnndechaft ,  ebenso  wie  in  allen 
dringenden  Fallen,  sind  die  zum 
Schutze  der  Person  und  der  Inter* 
essen  des  ansl&ndiscben  Minder- 


Art.  8. 
Les  antorit^s  d'nn  Etat  sar  le 
territoire  dnqnel  se  tronvera  nn 
minenr  itranger  dont  il  importera 
d'ätablir  la  tnteile,  infonneront 
de  cette  Situation,  d6s  qn'elle  lenr 
sera  connae ,  les  antorit^s  de 
l'Etat  anquel  le  minenr  ressortit. 


Les  antoritgs  ainsi  infonnäes 
feront  connaitre  le  plus  tot  pos- 
sible  ans  antoritäs  qni  anront 
donnö  l'avis  si  la  tnteUe  a  4t6  oa 
aera  ätablie. 


Art  9. 
La  präsente  Convention  ne 
s'appliqae  qv'k  la  tntelle  des 
minenrs  ressortissants  d'nn  des 
Etats  contractants ,  qni  ont  lenr 
risidence  habitnelle  anr  le  terri- 
toire  d'nn  de  ces  Etats. 

Tontefois,  les  articles  7  et  8 
de  la  präsente  Convention  s'appli- 
qnent  ä  toas  les  minenrs  ressor- 
tissants des  Etats  contractants. 


Art  8. 

Die  Behörden  eines  Staates, 
anf  dessen  Gebiet  sich  ein  ans- 
ländischer  Minderjähriger  befindet, 
über  den  eine  Tormnndschaft  an- 
zuordnen  ist,  haben  von  dieser 
Sachlage,  sobald  sie  ihnen  be- 
kannt wird,  die  Behörden  des- 
jenigen Staates,  welchem  der 
Minderjährige  angehört,  zu  be- 
nacbricbtigen. 

Die  so  benachrichtigten  Be- 
hörden baben  unverzflglich  den 
Behörden,  von  welchen  die  Mit- 
teilung ausgegangen  ist,  bekannt 
zu  geben,  ob  die  Vormundschaft 
angeordnet  worden  ist  oder  wer- 
den wird. 

Art  9. 

Vorstehendes  Abkommen  findet 
nnr  Anwendung  auf  die  Vormund- 
schaft Aber  Minderjährige,  welche 
einem  der  VertragsBtaaton  an- 
gehören und  welche  ihren  stän- 
digen Wohnsitz  auf  dem  Gebiete 
eines  dieser  Staaten  baben. 

IndeBsen  gelten  die  Art  7  und 
8  des  vorstehenden  Abkommens 
(ohne  Einscbräuknng)  für  alle 
Minderjährigen,  welche  den  Ver- 
tragsstaaten angehören. 


Art.  10  =  9  des  L  Abkommens. 
Art.  11  =  10  des  I.  Abkommens. 
Art.  12  =  II  des  I.  Abkommens. 
Art.  13  =  12  des  I.  Abkommens. 
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(Übersetzang.) 

IV.  Entwurf  eines  Abkommeiu 
lur  Begelmig  der  OeMtua- 
kolllfllonen,  betreffend  Brb- 
Schäften ,  Teatomente  tmd 
Sahenkimgen  Ton  Todeswegen. 


17.  Projet  d'iine  Convention 
ponr  r^^er  les  oonfllts  de  lols 
relfttlTement  snx  snooesslons, 
BOX  testamenta  et  aox  don»- 
tknu  A  cause  de  mort. 


(Eingang  fthnlicb  wie  oben.) 

Art.  1. 

Les   saccessions   sont  soainises 

ii    la    loi    nationale    dn    d^fant, 

qaels    qne    soient  la   natnre   des 

Mens  et  le  tien  oü  ils  ae  trouveDt. 

La  validitö  mtrins^qne  et  les 
effets  des  dispositions  testamen- 
türea  oa  des  donations  ä  canse 
de  mort  sont  rägis  par  la  loi 
nationale  dn  disposant. 


Art.  2. 
Les  testaments  et  les  donations 
ä  canse  de  mort  sont  valables,  en 
ce  qni  conceme  la  forme,  s'ils 
satisfont  anx  prescriptions ,  soit 
de  la  loi  dn  lien  oii  ils  sont  faits, 
soit  de  la  loi  du  paya  aaqnel 
»ppartenait  le  disposant  au  moment 
ot  il  disposait. 

Ntenmoins,  lorsqae,  poiir  les 
donations  on  pour  les  testaments 
^ta  par  nne  persoime  hors  de 
son  paye,  la  loi  nationale  de  cette 
personne  exige,  comme  condition 
substantielle,  que  l'acte  ait  une 
forme  däterminöe  par  cette  loi 
nationale,  le  testament  oa  la 
donation  ne  peat  Stre  fait  dans 
one  autre  forme. 

Sont  vidables  en  la  forme  les 
testaments  des  ätrangers,  s'ils  ont 
^ti  re^s,  conformäment   i,   lenr 

ZaitaobrlH  t.  tnUm.  FdTkt-  o. 


Art   1. 

Die  Erbfolge  unterliegt  dem 
Heimatgesetze  des  Erblassers, 
welcber  Art  auch  die  VermOgens- 
stUcke  seien  und  an  welchem  Orte 
sie  sich  befinden  mögen, 

Die  innere  Gültigkeit  und  die 
Wirkungen  der  testamentariechen 
TerfUgangen  oder  der  Schenkungen 
von  Todeswegen  richten  sich  nach 
dem  Heimatgesetze  des  Ver- 
fugenden. 

Art.  2. 

Testamente  und  Schenkungen 
von  Todeswegen  sind,  was  die 
Form  betrifft,  gültig,  wenn  sie 
entweder  den  Vorschriften  des 
Gesetzes  am  Orte  ihrer  Tomahme 
genfigen  oder  aber  den  Gesetzen 
desjenigen  Landes,  welchem  der 
Verfügende  zur  Zeit  der  Ver- 
fügung angehörte. 

Wenn  jedoch  das  Heimatgeaetz 
des  Verfügenden  bei  Schenkungen 
oder  Testamenten ,  die  aulser 
Landes  vorgenommen  werden,  als 
materielle  Bedingong  erfordert, 
dafs  der  Akt  einer  von  dem 
Heimatgesetz  bestimmten  Form 
entspreche,  so  kann  das  Testament 
oder  die  Schenkung  nicht  in  einer 
anderen  Form  errichtet  werden. 

Testamente  von  AnslBjidem  sind 
der  Form  nach  gültig,  wenn  sie 
nach    Uafsgabe     ihres     Heimat* 
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loi  nationale,  par  les  agents  di- 
plomaÜqneB  on  consnlaires  de  lenr 
nation.  La  mSme  ligle  s'applique 
aax   donations   Et   canse  de  mort. 


Art.  3. 

La    capacitä    de    disposer   par 

testament  oa  par  donation  Ei  cause 

de    mort    est    rägie    par    la   loi 

nationale  dn  dieposant. 


Art.  4. 

La   loi  nationale  dn  däfhnt  on 

da    disposant   est  celle   da   paya 

anqnel  il  appartenait  an  moment 

de  son  däcfes. 

NtonmoinB,  la  capacit6  du  dis- 
posant est  Bonmise  anssi  k  la  loi 
da  pays  anqnel  il  appartient  an 
moment  ob  il  dispose. 

Tontefois,  si  le  disposant  avait 
däpassri  r&ge  de  la  capacit^  fixä 
par  la  loi  dn  pays  anqnel  11 
appartenait  an  moment  de  la  dis- 
position,  le  changement  de  natio- 
nalit^  ne  Ini  fait  paa  perdre  cette 
capadtj  i.  raiBon  de  l'äge. 


La  capacitä  des  snccessibles, 
des  lägataires  et  des  donataires 
est  rägie   par  lenr  loi  nationale. 


Les  immenbles  härMitaires  et 
ceax  lägn^s  on  donn&  sont  sonmis 
it  la  loi  du  pays  de  lear  Situation, 


(Übersetznng.) 

gesetzes  vor  den  diplomatisctien 
oder  konsularischen  Vertretern 
ihrer  Nation  aufgenommen  worden 
sind.  Die  nämliche  Regel  gilt 
für  Schenknngen  ron  Todeswegen. 

Art.  3. 
Die  Fähigkeit  zu  VerfUgnngeR 
durch  Testament  oder  durch 
Schenkung  ron  Todeswegen  richtet 
sich  nach  dem  Heimatgesetz  des 
Verfügenden. 

Art.  4. 

Als  Heimatgesetz  des  Erblassers 
oder  des  Verfügenden  gilt  das 
Gesetz  desjenigen  Landes ,  wel- 
chem er  zur  Zeit  seines  Ablebens 
angehörte. 

Indessen  unterliegt  die  Ter- 
fügungsfähigkeit  auch  dem  Rechte 
desjenigen  Landes,  welchem  der 
Verfugende  znr  Zeit  der  Ver- 
fügung angehört. 

Hatte  jedoch  der  Verfugende 
das  von  dem  Gesetze  des  Landes, 
welchem  er  zur  Zeit  der  Verfügung 
angehörte,  festgesetzte  Alter  der 
VerfUgungsAhigkeit  erreicht ,  so 
bat  ein  Wechsel  der  Staats- 
angehörigkeit den  Verlust  dieser 
Altersfäbigkeit   nicht   zur   Folge. 

Art.  5. 
Die  (Erb)fäbigkeit  der  zur  Erb- 
folge Berufenen,  der  Vermächtnis- 
nehmer und  der  Beschenkten 
richtet  sich  nach  ihrem  Heimat- 
gesetz, 

Art.  6. 

Die  zn  einer  Erbschaft,  einem 

Vermächtnis  oder  einer  Schenkung 

gehörenden    Grundstücke    unter- 


Dia  ditttB  flug«T  StMta&konteo&s 


en  ee  qni  conceme  les  fbrmaliUs 
et  les  conditioiu  de  pabliciU  qne 
Mttfl  lüi  exige  poar  la  coutita- 
tion,  1a  consolidation,  le  transfert 
et  reztinction  des  droits  rdels, 
ainsi  qne  ponr  la  possession  vis- 
fc-Tls  des  tiers. 


Art.  7. 
Nonobstant  les  arücles  qni  pr^ 
eident,  la  loi  nationale  da  däfont 
ne  sera  pas  appliquäe  lorsqn'elle 
serait  de  natnre  h  porter  atteinte, 
dans  le  pays  oü  rapplicaüon 
derrüt  en  avoir  lien,  soit  anz 
lois  impäratiTes  soit  anx  lois  pro- 
hibitives  conaacrant  on  garantissant 
im  droit  on  nn  intärät  social,  d^ 
elartes  par  one  disposition  ex- 
presse  applicables  anx  socceBsions, 
aox  donations  k  canae  de  mort 
et  aax  testamento  des  ötrangers. 


Est  Sgalement  riserväe  l'appli- 
cation  des  lois  territoriales  qni 
ont  poar  bnt  d'empCcher  la  division 
des  propriäWs  mralea. 

Lea  Etats  contractants  s'en- 
gagent  k  se  commnniqner  les  lois 
probibitiTes  on  imperatives  an 
snjet  desqnellea  ils  anraient  fait 
asage  de  la  beulte  räserr^  par 
l'alinte  1,  ainsi  qne  les  lois  terri- 
toriales dont  U  s'agit  dans 
l'alinte  2. 

Art.  8. 

Sans  prdjndice  des  dispositions 

fütes  dans  les  limites  fisäes  par 

la  loi  nationale  du  däfnnt,   il  ne 


tat  intenatioiiales  PriTatreoht     19 

(Übersetznng.) 

liegen  dem  Gesetze  des  Landes, 
in  welchem  sie  sich  befinden,  mit 
Bezng  auf  die  Pnblizitfttsformen 
nsd  -Bedingangen ,  welche  jenes 
Gesetz  für  die  Errichtung,  Ver- 
einigang,  t^bertragong  nnd  Anfi 
hebnng  der  dinglichen  Rechte, 
sowie  ffkr  den  Besitz  gegenOber 
Dritten  erfordert. 

Art.  7. 

Ungeachtet  der  Toranfgehenden 
Artikel  kommt  das  Heimatgesetz 
dea  Erblassers  nicht  znr  Anwen- 
dung, wenn  es  seiner  Beschaffen- 
heit nach  in  dem  Lande,  wo  die 
Anwendnng  stattzufinden  h&tte, 
gegen  die  gebietenden  oder  Ter- 
bietenden  Gesetze  veratQfst,  welche 
ein  sociales  Recht  oder  Interesse 
schützen  oder  gewährleisten,  und 
welche  darch  eine  ansdrQckliche 
Bestimmnng  auf  die  Erbschaften, 
Schenkungen  von  Todeswegen  nnd 
Testamente  von  Ausländem  an- 
wendbar erkl&rt  worden  sind. 

Ebenso  bleibt  die  Anwendung 
der  territorialen  Gesetze  vor- 
behalten, welche  zum  Zweck  haben, 
die  Teilung  des  ländlichen  Grund- 
eigentums 2Q  verhindern. 

Die  Vertragsstaaten  verpfiichten 
sich,  einander  die  verbietenden 
und  gebietenden  Gesetze  mitzu- 
teilen, bezüglich  deren  sie  von 
der  nach  Abs.  1  vorbehaltenen 
Befugnis  Gebrauch  gemacht  liaben, 
ebenso  wie  diejenigen  territorialen 
Gesetze,  welche  unter  Abs.  2 
faUen. 

Art.  8. 

unbeschadet  der  innerhalb  der 
Schranken  des  Heimatgesetzes  des 
Erblassers   getroffenen  Verfllgun- 
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Bera  admis  ancan  prtiävement  ni  gen,  ist  nnznlftBeiK  irgend  ein 
ancime  in6gaIiU  sa  profit  des  na-  Yoremp&ng  oder  irgend  eine 
tionanx  des  Etats  contractants  &  Ungleiclilieit  mm  Venteil  der  An- 
raison  de  la  nationalitti  des  snc-  gehörigen  der  Vertragsstaaten  anf 
ceeeibles,  des  lägataires  on  des  Onmd  der  Nationalität  der  Erb- 
donataires  appartenuit  k  ces  Etats,  folgeberechtigten ,  Vermächtnis' 
nehmer  oder  Beschenkten,  welche 
diesen  Staaten  angehören. 


Art.  9. 

Les  antorit^  de  l'Etat  snr  le 
territoire  dnqnel  la  snccession 
«'est  onverte  prendront  les  me- 
Burea  n^cessaires  ponr  assnrer  la 
Qonserration  des  biens  hdräditaires, 
h  moins  qn'il  n'y  seit  ponrvn,  en 
vertn  de  Conventions  spfoiales, 
par  les  agents  diplomatiqnes  oa 
oonsnlaires  de  la  nation  ii  laqnelle 
le  dgfont  appartenait 


Art.  9. 

Die  Behörden  des  Staates,  anf 
dessen  Gebiet  die  Erbschaft  er- 
Offiaet  ist,  treffen  die  znr  Sichemng 
and  Erhaltung  des  Nachlasses 
erforderlichen  ütfaTsregeln,  vorans- 
gesetzt,  dafs  nicht  diese  Fürsorge 
kraft  besonderer  Abkommen  von 
den  diplomatischen  oder  kon- 
snlarischen  Vertretern  derjenigen 
Nation,  welcher  der  Erblasser 
angehörte,  Obemommen  wird. 


Art.  10. 

Les  Etats  contractants  conser- 
vest  lenr  libert^  de  rägler  ce  qni 
conceroe  la  säparation  des  patri- 
moines,  l'acceptation  soas  bänd- 
fice  d'inventaire ,  la  renonciation 
et  la  respontabilit^  des  höritiers 
Tift-^ris  des  tiers. 


Art.  10. 

Die  Vertragsstaaten  behalten 
ihre  Verfagni^sfreiheit  mit  Besag 
anf  die  Bechtswohltfaat  der  Güter- 
trennnng,  der  E rbschaftaannahme 
unter  der  Bechtswohlthat  des 
Inventars ,  der  Erbschaftsans- 
schlagnng  und  der  Haftung  der 
Erben  gegentlber  Dritten. 


Art.  11. 

1*  präsente  Convention  ne 
s'applique  que  dans  le  cas  oh  le 
däfont,  an  moment  de  son  d6c^e, 
appartenait  k  un  des  Etats  con- 
tractants. 

Chaque  Etat  contractant  a  la 
facnlt^  d'exclare  l'application  de 
la  präsente  Convention  en  ce  qui 
conceme   les  successions  de  ses 


Art.  11. 

Vorstehendes  Abkonunm  findet 
nar  in  dem  Falle  Anwendung, 
wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines 
Todes  einem  der  Vertragsstaaten 
angehörte. 

Jeder  Vertr^sstaat  ist  befo^ 
die  Anwendung  des  vorstehenden 
Abkommens  anszaschliefsen  mit 
Bezug  anf  die  Erbschaften  seiner 
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mtioiiRiix  qni,  Ion  de  lenr  däcds,  Stsat8ftngeli0rige&,  welche  zur 
Atmient  lenr  domicUe  dona  nn  Zeit  ihres  Ablebens  Ihren  Wohn- 
£tat  non  contractant.  sitz  aofaerhalb  der  Verti^SBtaateD 

haben. 

Art.  12  =:  9  des  I.  Abkommens. 
Art.  13  =  10  des  I.  Abkommens. 
Art.  14  =  11  des  I.  Abkommens. 
Art.  15  =  12  des  I.  AbkommeoB. 

[FortMtziuig  im  nlehstan  Heft.) 


Zwei  Fragen  aus  dem  Auslieferungsrecht 

Ton  Ludgeiichtant  Dr.  DellHl  in  Cottbns. 

Das  Beichsgericht  bat  sich  in  den  letzten  Jahren  wiederholt 
mit  Fragen  des  Ausliefeningsrechts  beschäftigen  m&^en,  und 
es  iBt  erfreulieb,  dafs  seine  EntBcbeiduDgen  regelmäfsig  in  Über- 
einstimmung mit  den  Ansichten  der  Theoretiker  so  geflült  worden 
sind,  dafs  sie  den  BedarfnisBen  der  praktischen  Rechtspflege  ent- 
sprechen. Auch  theoretische  Streitfragen  sind  vom  Reichsgericht 
in  letzterem  Sinne  gelöst.  Das  gilt  insbesondere  von  den  Ur- 
teilen des  I.  und  IL  Strafsenats  (Entsch.  Bd.  30  S.  440  u.  31, 
S.  234),  welche  aussprechen,  dafs  nach  den  meisten  Yertr&gen 
des  Deutschen  Reiches  (al^esehen  von  deqjenigen  mit  Grofs- 
britannien,  den  Niederlanden  und  dem  Kongostaat)  es  statthaft 
ist,  einen  Ausgelieferten  wegen  einer  vor  der  Auslieferung  be- 
gangenen Straftbat,  die  zwar  auch  zur  Auslieferung  verpflichtet, 
wegen  welcher  aber  die  Auslieferung  nicht  erfolgt  ist,  zu  ver- 
urteilen, ohne  dafs  es  einer  Zustimmung  des  ausliefernden  Staates 
bedarf.  In  der  Theorie  ist  diese  Frage  sehr  streitig,  und  wird 
von  den  Gegnern  geltend  gemacht,  dal^  der  Staat,  an  den  aus- 
geliefert ist,  doch  nicht  einseitig  Ober  den  Auslieferun^harakter 
dieser  neuen  Straftbat  befinden  dürfe*).  Neuerdings  hat  das 
Beichsgericht  indes  zwei  Urteile  gef&llt,  welche  zu  einer  Er- 
örterung nötigen. 

Der  III.  Strafsenat  hat  am  28.  Februar  1901*)  die  Straf- 
verfolgung gegen  einen  von  den  Niederlanden  auf  Grund  des 
Vertrages  vom  31.  Dezember  1896  (B-G-Bl.  1897  S.  731)  nur 


1)  TgL  Lammateh,   AiuUefeniiigq)aiclit  1S87  S.   751  i 
Deotaehei  AnaliefenmRarecht  1899  S.  70  ff. 
SO  EntKh.  Bd.  S4  B.  191. 
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v^en  Betruges  und  Kuppelei  Ausgelieferten  wegen  Pfand- 
braches  (§  137  K.StG.B.),  einer  nicht  in  dem  Vertrage  an- 
geführten Strafthat'),  fOr  unzulässig  erklärt ,  obwohl  der  An- 
geklagte nach  Eröäiiung  des  Hauptverfahrens  und  wieder  in  der 
Hauptverhandlung  gegentlber  dem  Gerichte  auadrltcklich  sich 
mit  der  Erledigung  auch  dieses  Anklagepunktes  (nämlich  wegen 
Pfandbruches)  einverstanden  erklärt  und  beantragt  hatte,  alte 
ihm  zur  Last  gelegten  Straftbaten ,  einschliefslich  des  Pfand- 
bmches,  in  der  anstehenden  Verhandlung  abzuurteilen  *). 

Dagegen  hat  der  I.  Strafsenat  am  30.  November  1899")  an- 
genommen, a)  da&  ein  auf  Grund  des  Vertrags  vom  14.  Mai  1872 
(R.G.B1.  229)  von  Grofsbritannien  Ausgelieferter  die  rechtliche 
Stellung  eines  solchen  nicht  verliere,  wenn  er  nach  Erledigung 
der  Strafverfolgung,  die  seine  Auslieferung  herbeifQhrte ,  Ge- 
legenheit zur-BOckkehr  nach  Grofsbritannien  gehabt  hat;  b)  dal^ 
indes  die  Strafverfolgung  bezflglich  einer  Strafthat,  wegen 
welcher  die  Auslieferung  nicht  erfolgte,  gegen  einen  solchen 
Ausgelieferten  zulässig  sei,  wenn  er,  nachdem  er  nach  Erledigung 
des  Auslieferungsdelikts  auf  freien  Fufs  gesetzt  ist.  die  ans- 
drOekliche  Erklärung  abgegeben  hat,  dal^  er  die  Absicht,  das 
Deutsche  Reich  zu  verlassen  und  nach  England  zurückzukehren, 
aufgegeben  habe  und  deshalb  als  (bayrischer)  Staatsangehfiriger 
im  Lande  verbleibe. 

Folgt  man  der  Ansicht  des  I.  Strafsenats,  so  braucht  ein 
voQ  England  Ausgelieferter,  welcher  auf^er  dem  Auslieferungs- 
delikt noch  mehrere  Strafthaten  begangen  hat,  nach  Erledigung 
des  ersteren  sich  in  Deutschland  nur  recht  ruhig  zu  verhalten, 
insbesondere  zu  vermeiden,  bezüglich  seiner  Aufenthaltsabsichteu 
den  zuständigen  Behörden  irgend  eine  Erklärung  abzugeben,  dann 
kann  man  ihm  in  Deutschland  auch  fQr  die  Zukunft  nichts  au- 


3)  Du  Beichsgerictit  fllhrt  in  den  Ortlnden  «u,  dals  die  GcQdunignng 
der  niederliDdiMhen  Begienuig  sor  Abarteilnng  wegen  PfkndbnictiB  hUte 
einipjiolt  werden  sollen,  bedenkt  aber  nicht,  dala  nach  Art  6  Abe.  3  des 
Vertngei  nur  wogen  AnsUefemngHdelilite  Ansliefemng  bewilligt  weiden  darf 
and  xn  letiteren  der  P&ndbmeh  nicht  gebOrt  Die  nacbtrSgliehe  Znatinininng 
des  Zdflaehtsst&ates  steht  einer  Aasliefemng  vSllig  gleich. 

4)  Entscb.  Bd.  32  S.  4S5. 

5)  Die  Frage  mtd  vom  L  Slnftenat  (Entscb.  Bd.  32  S.  121)  nnoit. 
■cbieden  gelassen. 
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haben.  Lctmmaseh,  S.  785  Anm.  1  hält  zwar  die  BeBtrafang 
eines  toii  England  Ausgelieferten  wegen  eines  anderen  Delikts 
überhaupt  für  unzulftssig,  meint  aber  S.  775,  daCs  ein  solcher, 
wenn  er  auch  Inländer  sei,  ausgewiesen  werden  kOnne.  Der 
I.  Strafsenat  erklärt  aber  eine  solche  Mal^regel  einem  dentsehen 
Staatsangehörigen  gegenaber  fQr  unzulässig.  Man  würde  ja, 
wenn  es  sich  um  gemeine  Delikte  handelte,  durch  Antrftge  bei 
der  ausliefemdeD  Regierung  vielleicht  die  Erlaubnis  zur  Straf- 
verfolgung sich  erwirken  lassen,  obwohl  dies  nach  manchen  Ver- 
trägen  des  Deutschen  Reiches  nicht  möglich  ist,  wenn  es  sich 
um  ein  NichtausliefeningBdelikt  bandelt*).  Zweifellos  unmtftssig 
ist  dies  aber,  wenn  ein  politisches  Delikt  in  Frage  steht  Im 
Deutseben  Reiche  würde  also  diesfalls  ein  Hochvenüter, 
Majestätsbeleidiger  u.  s.  w.  wohnen  bleiben  kOnnen  und  die  Be- 
hörden  morsten  mit  verschränkten  Armen  diesem  Hohn  auf  die 
StraQustiz  zusehen.  Dal^  dies  bei  Abschlul^  des  AusUeferongs- 
vertrages  beabsichtigt  gewesen  sei,  ist  nicht  anznuehmen.  Bei 
richtiger  Auslegung  der  Verträge  kommt  man  aber  auch  zu 
einem  befriedigenden  Ergebnis. 

Man  mufls  sich  zunächst  vergegenwärtigen,  welchen  Zweck 
denn  die  Auslieferungsverträge  verfolgen.  Es  soll  durch  das 
sog.  Specialitfitsprincip  ermöglicht  werden,  dafs  der  Verbrecher, 
der  in  dem  fremden  Staate  Schutz  gesucht  hat,  nicht  wegen 
alter  ihm  zur  Last  gelegten  Strafthaten,  sondern  nur  wegen 
derjenigen  bestraft  wird,  wegen  welcher  die  Auslieferung  be- 
willigt wird.  Ein  Aasgelieferter  im  Sinne  der  Verträge  bleibt 
Don  aber  der  Verbrecher  nicht  für  alle  Zeit,  soudem  nur  solange, 
als  er  sich  infolge  der  Auslieferung  im  Inlande  aufhält 
Ist  er  wegen  des  Aaslieferungsdelikts  freigesprochen  oder  hat  er 
die  Strafe  ahgebül^t,  so  hat  er  wieder  die  Wahl  seines  Aufenthalts- 
orts. Will  er  das  Land  verlassen,  so  braucht  er  dazu  bald 
längere,  bald  kürzere  Zeit.  Ein  von  Belgien  Ausgelieferter,  der 
in  Aachen  das  Geföngnis  verläl^t,  ist  der  Grenze  näher,  als  einer, 
der  seine  Strafe  in  Memel  abgesessen  hat.  Aber  auch  andere 
Umstände,  z.  B.  Krankheit,  mangelnde  Geldmittel  n.  s.  w.  können 
für  die  Dauer  des  Aufenthalts  mitbestimmend  sein.  Um  hier 
Meinungsstreitigkeiten  von  vornherein  abzuschneiden,  ist  in  man- 


6)  Tgl.  meine  Abttandlaog  im  AtcIüt  fOr  Stnfrecht  Bd.  46  S.  22. 
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.eil»  Vertragen,  z.  B.  mit  Italien,  der  Schweiz,  Schweden-Nor- 
wegen, Spanien  und  Uruguay,  den  Niederlanden,  aasdrQcklieh  be- 
stimmt,  dal^  das  Strafrerfolgungsrecht  wieder  aufleben  soll,  wenn 
der  Ausgelieferte  es  versftumt  hat,  vor  Ablauf  einer  Frist  von  drei 
Monaten  *)  nach  Verborsimg  der  Strafe  n.  s.  w.  das  Land  zu  ver- 
lasseo.  Hier  wird  präsumiert,  dat^  der  Verbrecher  jetzt  im  In- 
laade  zu  bleiben  beabsichtige.  Dafs  diese  Vermutung  durch  den 
Nachweis,  dafs  es  dem  Verbrecher  nicht  mdglich  gewesen  sei, 
w&hrend  der  bestimmten  Frist,  z.  B.  wegen  schwerer  Krankheit, 
das  Land  zu  verlaasen,  beseitigt  werden  kann,  wird  man  ein- 
r&amen  massen.  Wo  einschlägige  Beatimmungen  in  den  Ver- 
trägen fehlen,  da  ist  nicht  ohne  weiteres  auf  einen  abiebnenden 
Willen  der  Regierungen  zu  schliel^en,  sondern  anzunehmen,  dafs 
dieser  Funkt  nicht  geregelt  ist.  Die  deutschen  Behörden 
werden  diesfalls  selbst  prüfen  mQssen,  ob  der  Verbrecher  sich 
noch  infolge  der  Auslieferui^  im  Inlande  aufhält.  Hierzu  ist 
die  Genehmigung  des  ausliefernden  Staates  nicht  erforderlich 
Bei  jedem  Staatsvertrage  wird  unter  Umständen  der  eine  Staat 
selbständig  denselben  interpretieren  müssen;  dies  gilt  besonders, 
wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  der  Vertrag  in  zeitlicher 
Beziehung  für  den  Speeialfall  noch  marsgebend  ist.  Auch  in  dem 
eingangs  mitgeteilten  Urteile  (Entsch.  Bd.  30  S.  440)  hat  der 
I.  Straftenat  zur  Entscheidung,  ob  die  andere  Strafthat  zu  den 
Auslieferungsdelikten  zähle,  die  deutschen  Behörden  allein  fttr 
befugt  erachtet.  Unter  der  Herrschaft  des  alten  Vertrages  von 
1850,  welcher  eine  entsprechende  Vorschrift  nicht  enthielt, 
teilte  die  niederländische  Regierung  bei  Bewilligung  der  Aus- 
lieferung  gleich  mit,  dafs  wegen  des  einen  Nichtauslieferungs- 
deliktes  (Blutschande  §  173  Abs.  2  St.CB.)  Bestrafung  dann  ein- 
treten könne,  wenn  der  Verbrecher  einen  Monat  Gelegenheit 
gehabt  habe,  Deutschland  zu  verlassen^).  In  England  gestattet 
nun  das  Auslieferungsgesetz  (extradition  act.  Sect.  3  No.  2  und 
Sect  19)*)  die  unbeschränkte  Strafverfolgung,  wenn  der  Aus- 

71  Ns«h  dem  niederländiachen  Vertrage:  I  UoDKt 

6)  TgL  Stn&kton  e/h.  F.  —  Aktenzdcben  K.  14/90.    Schwurg.  Bielefeld. 

9)  Vgl  Lammaach  S.  735.  Du  Reichsgericht  (Entsch.  Bd.  12  S.  381) 
hat  flberdiee  kngenoiiinieii,  dab  du  englische  Anslieferongflgesetz  als  Qnelle 
im  dentMb-engUaehen  AneliefeningaTertragea  zu  betrachten  sei  und  somit 
■BT  AnslagBBg  des  leteteien  hetangesogen  werden  kiinne. 
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geliefeirte  Gelegenheit  gehabt  hat,  in  das  Land  zurOekzukehrea, 
von  dem  er  auBgeliefert  war,  ohne  dieselbe  benutzt  zu  haben. 
Wenn  diese  Vorschrift  in  den  Vertrag  nicht  aufgenommen 
ist,  so  ist  dies  damit  zu  erklären,  dafs  man  sie  für  selbst- 
verständlich hielt.  Eine  Interpretation  eines  völkerrechtlichen 
Vertrages  dahin,  daß)  alles,  was  in  demselben  nicht  erwähnt 
ist,  ffir  verboten  erachtet  ist,  ist  unzulässig.  Der  I.  Stra&enat 
hat  sich  denn  auch,  obwohl  der  englische  Vertrag  ebenfalls 
bierQber  nichts  enthält,  dazu  verstanden,  einer  Erklärung  des 
Verbrechers,  fortan  im  Inlande  wohnen  zu  wollen,  die  Wirkung 
einer  Aufhebung  der  Suspension  des  Strafverfolgungsrechtes  des 
Staates,  dem  die  Auslieferung  bewilligt  ist,  zuzugestehen.  Dieser 
Rechtsgrundsatz  ist  gewifs  zu  billigen.  In  den  Urteilsgranden 
heilet  es:  „Die  Beschränkungen  der  Ji^tizhoheit  des  ersuchenden 
Staates  sind  getroffen,  weil  der  Ausgelieferte  sich  in  das  Ge- 
biet des  ausliefernden  Staates  gefluchtet  und  dessen  Schutz  in 
Anspruch  genommen  hat.  Wenn  nun  zufolge  der  Erklftrung 
des  Ausgelieferten,  dafs  er  die  Eigenschaft  eines  Flfiehtlings 
aufgebe  und  in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsangehöriger  im  Ge- 
biete des  ersuchenden  Staates  verbleibe,  der  Grund  des  Schutzes 
wegfällt,  so  liegt  es  weder  im  Interesse  des  ausliefernden  Staates, 
deaseu  Asyl  der  Ausgelieferte  nicht  mehr  will ,  ihm  die  Rechte 
des  FlQchtiings  aufzudrängen,  noch  kann  dem  ausliefernden 
Staate  die  Befugnis  zustehen,  Qber  ihn  die  Nachteile,  die  in 
der  Eigenschaft  eines  Ausgelieferten  li^en,  gegen  seinen  Willen 
zu  verhängen."  Ist  dieser  Satz  richtig,  dann  ist  nicht  ein- 
zusehen, weshalb  der  Verbrecher  sich  der  Eigenschaft  des 
Flüchtlings  erst  nach  Erledigung  des  wegen  des  AuslieferungE- 
delikts  eingeleiteten  Strafverfahrens  und  wenn  er  sich  auf  freiem 
Fufse  befindet,  entledigen  darf  und  nicht  schon  vor  Beendigung 
des  Verfahrens,  während  er  noch  in  Haft  sich  befindet  Natür- 
lich mufs  die  Erklärung  eine  zweifelsfreie  sein  und  auf  dem 
ernsten  Willen  des  Verbrechers  beruhen.  Auch  konkludente 
Handlungen,  z.  B.  Verzicht  auf  Rechtemittel,  werden  unter  Um- 
ständen ausreichen.  Es  kann  im  Interesse  des  Ansgelieferten 
liegen,  seine  Unschuld  wegen  des  anderen  Deliktes  möglichst 
bald  nachgewiesen  zu  sehen  oder  sich  die  Vorteile  des  §  79 
StG.B.  bei  gleichzeitiger  Aburteilung  mit  dem  Auslieferung^ 
delikt  zu  sichern.    Wenn  die  Verträge  keine  Vorschriften  hier- 


Zwd  Titigtxi  ta>  dem  AiuliefieraiigarBcht.  27 

aber  enthalten,  so  erklärt  aich  dies  ebenfalls  damit,  dah  mui 
eine  solche  für  selbstTerstAndlich  erachtet  hat. 

Der  I.  Strafsenat  gestattet  die  unbeschränkte  Strafverfolgung, 
obwohl  der  englische  Vertrag  auch  hierober  keine  BeBtimmong 
enth&lt,  wenn  der  Ausgelieferte  nach  Erledigung  des  Straf- 
verfahrens, das  zur  Auslieferang  gefohrt  hat,  in  das  Gebiet  des 
ausliefernden  Staates  zurackgebracht  vurde  oder  zurackgekehrt 
ist,  späterhin  aber  freiTillig*")  in  den  Staat,  an  den  er  zuvor 
ausgeliefert  gewesen  war,  wieder  zurOckkehrt.  Mit  Recht  be- 
tont hier  der  Senat,  dafs  seine  frühere  Eigenschaft  als  eines 
Flüchtlings  und  Ausgelieferten  einen  rechtlichen  Einflute  nicht 
mehr  änfsem  könne,  weil  er  nunmehr  nicht  als  Ausgelieferten 
sondern  aas  eigener  Willensentsehliefsung  den  Staat,  in  dessen 
Schutz  er  stand,  verläfst.  Gleichwohl  ist  in  einzelnen  Verträgen 
des  Deutschen  Reiches,  z.  B.  mit  Spanien,  der  Schweiz, 
Italien  u.  s.  w. ,  eine  ausdrückliche  diesbezügliche  Bestimmai^ 
getroffen.  Dieselbe  ist  QberflüSBig  und,  wie  auch  iMmmaseh 
S.  779  anerkennt,  nur  geeignet,  Mifsyerständnisse  zu  provozieren. 
Man  ersieht  hieraas,  wie  die  Fassung  vieler  Auslieferungsverträge 
eine  unglückliche  ist  und  es  bedenklich  erscheint,  sich  lediglich 
an  den  Wortlaut  zu  halten. 

Wir  resümieren  dahin: 

1.  Das  durch  das  Specialitätsprincip  suspendierte  Straf- 
verfolgungsrecht  des  ersuchenden  Staates  lebt  in  vollem  Umfange 
wieder  auf,  sobald  der  Ausgelieferte  nicht  mehr  infolge  der  Aus- 
lieferung, sondern  auf  Grund  eigener  Willensrichtung  im  Jnlande 
verbleibt.  Schreibt  der  Aaslieferungsvertrag  keine  bestimmten 
Aufenthaltsfristen  vor,  so  entscheiden  über  die  Frage  die  Ge- 
richte des  ereacbenden  Staates. 

2.  Der  Angeschuldigte  kann  sich  jederzeit  mit  der  Aus- 
dehnung der  Anklage  auf  Nichtaaslieferungsdelikte  einverstanden 
erklären.  Formvorschriften  der  Verträge  sind  aber  zu  beachten  >*). 


10)  Nicht  etwa  im  Wege  «Der  oeaen  Atuliefenuig  oder  durch  foree 
majeure  wi«  KrietfageftngeDschaft,  oder  Bohiffbroeh,  oder  sla  Zeuge,  der  dner 
LwlnDg  des  betreffenden  Stute«  Tom  Aiuluide  her  Folge  Iditet 

11)  Du  Bchweii.  Aosliefemngsgeaefai  vom  22.  Jannmr  1892  Art.  7  ver- 
Uogt  i.  B.  Znatimmiuig  dea  Vertcndigen  oder  Eechtsbdstuidei. 


Ein  Projekt  Napoleons  des  Ersten  zur  Kodiflzierung  des 
Neutralitätsrechtes  zur  See. 

Ton  Dr.  P.  FaaeUlle  in  PKris,  Uenuigsber  det  „Sevm  g^närale  de  Aroü 
international  pvbt«^,  Astocii  des  „InttitiU  de  droit  intematumaf '). 

Am  16.  April  1856  imterzeicbaeten  Frankreich ,  Österreich, 
GforBbritannien ,  Freufsen,  Rufgland,  Sardinien  and  die  TQrkei 
auf  Initiative  des  BeTollmftchtigten  von  Frankreich ')  in  Paris 
eine  Deklaration,  welche  die  Kaperei  abschaffte,  die  fingierten 
Blockaden  aufhob  und  die  ünverletzlichkeit  des  feindlichen 
Eigentums  unter  neutraler  Flagge,  des  neutralen  Eigentums  unter 
feindlicher  Flagge ,  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande ,  aus- 
sprach. Bald  darauf  stimmten  dem  auch  die  anderen  Staaten, 
um  deren  Beitritt  man  sich  bemüht  hatte ,  aul^er  Spanien, 
Mexiko  und  den  Vereinigten  Staaten,  zu.  So  wurden  die  Grund- 
lagen fQr  ein  allgemeines  Seerecht  in  Kriegszeiten  gelegt 

Diese  Übereinstimmung,  aus  der  sich  immer  das  Völkerrecht 
entwickelt,  war  nichts  neues;  neu  war  nur,  dafs  England  sich 
daran  beteiligte.  In  der  That  hatte  die  Kaiserin  von  Rufsland, 
Katharina  II.,  bereits  76  Jahre  froher,  vom  27.  Februar  bis  zum 
1.  März  1780,  auf  Anstiften  eines  Ministers  Ludwigs  XVI., 
des  Grafen  Vergmnes'),  eine  Deklaration  erlassen,  welche 
Österreich,  Dünemark,  die  beiden  Sicilien,  Spanien,  die  Ver- 
einigten Staaten,  Frankreich,  Portugal,  Freufsen  und  Schweden 

1]  Übersetzt  von  L.  Niemeyer  b  Kiel. 

2)  In  der  Silzang  vom  S.  April  1856  hatte  6nf  FolMositt  dem 
PariHer  Kongrera  ToigeKhlagen,  Terhalttiiignegeln  fMaiuetzen,  die  fOr  das 
Becht  der  Nentralen  auf  See  gfluatlg  wfaen.  (De  Clereq,  SeceuH  ätt  traue» 
de  la  Franke,  t  VIX,  p.  78—79.) 

3)  Faul  Fauchille,  La  diphmatie  frangaite  et  lo  Ligue  det  mirfr«« 
de  1780  p.  355. 
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aeceptierten;  nach  deren  Vorschriften  waren  alle  neutralen 
Schiffe  autorisiert ,  frei  von  Hafen  zu  Hafen  und  an  den 
Küsten  der  kriegführenden  Kationen  zu  verkehren ;  die  den  Unter- 
thanen  der  kriegführenden  M&chte  gehörenden  Waren,  mit  Aub- 
nahme  der  Kontrebande,  auf  neutralen  Schilfen  waren  frei;  die 
Kriegskontrebande  war  auf  Kriegsmunition  beschränkt  und  nur 
die  Blockade  verbindlich,  die  Ober  einen  Hafen  verhftngt  war,  in 
den  einzulaufen,  wegen  der  Vorkehrungen  der  mit  feetliegenden 
und  genügend  nahen  Schiffen  angreifenden  Macht,  eine  augen- 
scheinliche Gefahr  brachte.  Dieser  ersten  Allianz  bewaffneter 
Neutralität  folgte  eine  andere,  die  1800  unter  Paul  I.  von  Rufs- 
land  mit  Dänemark,  Preufsen  und  Schweden  geschlossen  wurde, 
und  welche  den  von  der  ersten  festgesetzten  Punkten  die  folgende 
Verordnung,  betreffend  die  Visitation  der  Begleitschiffe,  hinzu- 
fügte: „Es  genügt,  daFs  der  Offizier,  der  ein  oder  mehrere 
Kri^SBchiffe,  die  Handelsschiffe  begleiten,  befehligt,  erkl&rt,  dafa 
Bein  Convof  keine  Eontrebande  führt,  um  eine  Visitation  nicht 
stattfinden  zu  lassen." 

Die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856  hat  noch  eine 
andere  Vorgängerin ;  doch  ist  diese,  obgleich  vielleicht  bemerkens- 
werter, weniger  bekannt,  denn  sie  rührte  von  einem  Souverän 
her,  dessen  kriegerischer  Charakter  wenig  zu  Handlungen  der 
Humanität  neigte*). 

Die  Idee,  welche  Napoleon  III.  1856  verwirklichte,  war  be- 
reits von  dem  Begründer  seiner  Dynastie,  Napoleon  I.,  ins  Auge 
gefallt  Am  Vorabend  seines  Sturzes  1813  hat  der  grofse  Kaiser 
daran  gedacht,  unter  den  bedeutendsten  Staaten  der  Welt  ein 
Einverständnis  zum  Schutz  der  Rechte  der  Neutralen  auf  See 
herzustellen. 

Am  9.  November  1813  proponiertan  die  verbündeten  Souveräne 
von  England,  Österreich,  PrenTsen  und  Rufsland  dem  bei  Leipzig 
besiegten  Napoleon,  durch  Vennittelung  eines  Beiner  früheren 
Minister  in  Weimar,  des  Herrn  von  Saint-Aignan,  den  Zusammen- 
tritt eines  Kongresses,  nm  über  einen  allgemeinen  Frieden  zu 
"Wasser    und    zu   Lande   auf  Onind    der    natürlichen  Grenzen 


i)  M.  Danewiki,  Piofeasor  mn  der  UnivenitU  von  Chukow  hst  in 
Minem  187»  sn  Hoalura  verOSteitlicUeii  ,Äperffit  hittoripu  dt  la  «irtroJ»«", 
dio  Defclantioii  von  1856  fUr  „<IIe  eriubenrte  und  hnmanltitnte  Varordninig 
dM  ZIX.  J«hrhtiiiderti*  «rUKit 
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Frankreichs  ond  einer  vollkommeQen  Unabh&ngigkeit  aller  Natio- 
nen ZQ  verhandeln.  Der  Kaiser  antwortete  ihnen  am  16.,  dafa 
er  den  von  Herrn  von  Saint-Äignan  angegebenen  „allgemeinen  and 
korzgefarBten  Grundlagen  für  einen  Frieden"  zustimmen  werde. 
Frankreich  verde  gern  dem  Frieden  Opfer  bringen,  besonders 
wenn  aaeb  England  seinerseits  auf  seine  maritimen  Eroberungen 
Verzicht  leiste,  die  man  rechtmärsig  von  ihm  zurOckverlangen 
fcSnne  und  wenn  es  einwillige,  die  Handelsprincipien,  die  es  auf 
dem  Lande  zur  Geltung  zu  bringen  beanspruche,  auch  auf  See  an- 
zuerkennen ').  Am  selben  Tage  gab  er  dem  Herzog  von  Vicence, 
der  ausersehen  war,  ihn  in  Mannheim  zu  vertreten,  detaillierte 
Instruktionen,  die  sicher  seiu  persönliches  Werk  waren,  denn  sie 
Taren  nach  seinem  eigenen  Diktat  geschrieben"). 

In  diesen  Instruktionen  findet  man  die  Ideen,  welche 
Kapoleon  in  Bezug  auf  das  Seerecht  gern  von  den  Grol^mAchten 
angenommen  wissen  wollte.  Nachdem  er  seinem  Bevollmächtigten 
„alle  Verzichtleistungen ,  Rückgaben  und  Bestimmungen  über 
Territorien  bezeichnet  hatte,  mit  denen  er  sieh  einverstanden 
erkl&ren  konnte,  und  die,  wie  man  zugeben  mufs,  ein  wenig  von 
den  durch  die  VerbQndeten ')  vorgeschlagenen  abweichen,  befahl 
der  Kaiser  ihm  thatsftcblich,  „gewisse  Bedingungen  zu  stellen, 
um  die  Unabhängigkeit  aller  Staaten  und  die  Unabhängigkeit 
aller  Flaggen  zu  sichern."    Bei  diesem  Vorschlag  entwickelte 


5)  Id  den  ÄicUreo  des  Hitüsterinmi  der  anawärtigeii  Aogelegenbdteu 
von  Fmikreich,  Memoire»  ei  documenU,  fondi  France,  t.  668,  findet  ncli  der 
Text  dieser  Antwort  Nnpoltens  nnter  dem  Datum  de>  2.  Dez.  1813  und  der- 
jenige der  venoUedeneQ  Pläne,  die  hierfiber  vom  Henog  ▼.  Vtcence  vor- 
berutet  waren. 

6]  Dicae  Inatraktionsi ,  die  in  den  Archiven  dea  HiniaterinrnB  dei 
AuGHni  von  Frankieieb  wifbewBbrt  werden  (üfömotru  «t  doeumtnU,  fimdt 
France,  t  6B8  Bl.  38-~63\  tragen  in  der  That  den  Titel:  „Prajei  •j'/nstructvons 
gänäraU»  pour  le  Duc  de  Ficence  d'apria  «ne  dictie  de  VEmpereur,  du 
a  dec.  1813'.  Sie  nmfuaen  nicht  weniger  alt  50  Seiten  einer  kleinen  ge- 
dr&ngten  Handecbiift, 

7)  Obglnch  Napoleon  erkiilrte,  rieh  mit  den  natärlichen  Grenzen  Frank- 
leiobi  begnQgen  zn  wollen,  die  *om  Bhein,  den  Alpen  und  I^renften  ge- 
tnldet  würden,  w  behielt  er  dch  doch  vor,  »viel  ab  mSgUcb  ttber  diese 
Gramen  hinan«  zorflck  zn  behalten.  Vgl  TMen,  Hiatoire  du  Consulat  H 
de  Plämpire  t.  XVII  f.  00. 
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er  in  langen  Auseinandersetzungen  die  Regeln  des  Völkerrechts, 
die  man  anerkennen  mttsse. 

.Die  Unabhängigkeit  eines  Staates  besteht  darin,"  sagte  er. 
,dab  kein  fremder  Wille  darin  herrschen  kann,  und  folglich  auch 
darin ,  dafs  keine  fremde  Macht  darin  eingeführt  werden  kann. 
Also,  da  die  Herrschaft  nur  von  dem  Starken  über  den  Schwachen 
atiBgeQbt  werden  kann,  so  folgt,  dafs,  um  die  Unabhängigkeit 
aller  Staaten  zu  sichern,  die  Verabredung  nötig  ist  und  gleich- 
zeitig genügt:  dafs  kein  Staat  Truppen,  gleichviel  welcher 
Zahl ,  in  das  Gebiet  eines  schvflcheren  anderen  Staates  hinein 
fQhren  darf,  selbst  nicht  um  durchzumarschieren."  Dann,  auf 
die  Grundsätze,  welche  sich  auf  das  Seerecht  beziehen,  fiber- 
gebend,  und  sich  hierüber  ausfQhrlicber  auslassend,  drückt  sich 
Jfapoleon  in  folgenden  Worten  aus:  »Die  Unabhängigkeit  der 
Flagge  besteht  darin,  da(^  jeder  Unterthan  eines  neutralen 
Staates  in  voller  Sicherheit  und  Freiheit  mit  seinen  Schiffen  von 
jedem  Hafen  nach  jedem  anderen  Hafen  oder  Ort  fahren  kann, 
und,  wenn  der  Soaverän,  unter  welchem  der  Hafen  oder  Ort  steht, 
ihm  das  Einlaufen  in  denselben  gestattet  hat,  dort  auch  ein- 
laufen und  Handel  treiben  kann  (sofern  es  nicht  ein  augenblick- 
lich thatsächlich  belagerter,  blockierter  oder  eingeschlossener  Ort 
ist)  und  dafs  er  alle  Waren,  gleichviel  wem  sie  gehören,  von 
jedem  Ort  auch  nach  jedem  anderen  Ort  bringen  kann  (wofern 
der  Bestimmungsort  nicht  in  einem  kriegführenden  Lande  liegt 
und  die  Waren  nicht  Waffen  oder  Munition  sind),  sowie  auch 
alle  Personen  ohne  Unterschied  der  Nation  oder  des  Standes 
(wofern  es  nicht  im  Dienst  der  Kriegführenden  stehende  Sol- 
daten sind).  Diese  dem  Naturrecht  entnommenen  Regeln  sind 
genau  dieselben ,  welche  England  und  Frankreich  sich  durch 
die  Verträge  zu  Utrecht  und  zu  Versailles  1786  zu  halten  ver- 
pflichtet haben,  aber  nur  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnis  und 
keineswegs  im  Verhältnis  zur  Schiffahrt  der  anderen  Mächte, 
80  dafs  sie  während  der  Dauer  der  Verträge  von  Utrecht  und 
Versailles  das  besondere  Recht  Englands  und  Frankreichs,  aber 
nicht  ein  allgemeines  europäisches  Recht  gebildet  haben,  und 
dafs  das,  was  nichts  als  der  Ausdruck  eines  Princips  war,  nur 
eine  Konzession  zu  sein  schien ,  welche  die  beiden  Mächte  sich 
gegenseitig  gemacht  hätten.  Die  Konzession,  wenn  es  eine  war, 
würde  für  Frankreich  nur  in  dem  fast  chimären  Fall  von  Nutzen 
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sein,  wo  es  selbst  neutral,  England  ea  aber  niebt  wäre;  wOrde 
das  Princip  dagegen  anerkannt  und  seine  Anveudung  so  allge- 
mein, wie  sie  es  sein  sollte,  so  wDrde  Frankreich  sichere  und 
bleibende  Vorteile  daraus  ziehen." 

Napoleon  I.  legte  grofsen  Wert  darauf,  dafs  dieee  Fragen 
so  von  den  Yerbandeten  behandelt  wfirden.  «Da  man,"  so 
fügte  er  seinen  Instruktionen  hinzu,  „eine  allgemeine  und  sum- 
marische Grundlage  fQr  den  Frieden  aufgestellt  hatte,  die 
Frankreich ,  ohne  sich  dadurch  zu  ganz  bestimmten  Opfern  zu 
Terpflichten  oder  vielmehr  ohne  diese  Opfer  im  voraus  zu  bringen, 
nicht  annehmen  konnte,  so  hatte  die  Gerechtigkeit  verlangt,  daA 
sich  auch  die  Verbündeten  ihrerseits  zu  gleich  bestimmten  Opfern 
verpflichteten,  statt,  wie  sie  es  gethan  haben,  nur  sehr  vage  Ver^ 
Bprechungen  in  dieser  Hinsicht  zu  machen.  Sie  und  vor  allen 
Dingen  die  Engländer  müssen  also  von  ErOffiiung  der  Verhand- 
lungen an,  ersucht  werden,  sich  in  bestimmter  Art  auszudrücken, 
wenigstens  sieh  im  allgemeinen  Qber  die  Opfer  zu  erkl&ren,  die 
sie  zu  bringen  bereit  sind  .  .  .  Wenn  das  Princip  der  Unab- 
hängigkeit nur  auf  dem  Lande  zur  Anwendung  k&me,  wtkrde  daa 
Meer  unter  der  Herrschaft  Weniger  oder  eines  Einzigen  stehen, 
and  die  anderen  Völker  kSnoten,  wenn  es  ihnen  nicht  untersagt 
wUrde,  sich  dort  zu  zeigen,  das  Meer  nur  als  Sklaven  durch- 
schiffen. So  hat  denn  Frankreich  mit  Recht  verlangt,  dafs  das 
Princip  der  Unabhängigkeit  auf  alle  Staaten  ausgedehnt  werde, 
und  auf  dem  Meer  gelte  wie  auf  dem  Lande.  Dies  ist  eine 
Forderung,  auf  der  sein  Bevollmächtigter  be- 
stehen mufs,  und  von  der  Frankreich  nicht  ablassen 
kann." 

Der  Kaiser  legte  auch  Gewicht  darauf,  dafs  die  An- 
sichten, denen  er  Aasdruck  verlieben,  korrekt  wiedergegeben 
und  klar  formuliert  würden.  Denn  kaum  hatte  er  sie  angegeben, 
so  setzte  er  selbst  die  Ausdrücke  fest,  in  denen  der  Artikel,  der 
sich  auf  das  Seerecht  bezog,  abgefafst  werden  müfste.  Dies  war 
ein  ziemlich  neues  Verfahren  in  der  Diplomatie.  Es  ist  that- 
sftchlich  nicht  Brauch,  dai^  ein  Souverän  in  den  Instruktionen, 
die  seinen  Bevollmächtigten  zugehen,  die  Ideen,  die  er  ihnui 
zu  verteidigen  vorschreibt,  paragraphenweüe  angiebt  Hieria 
zeigt  sieh  das  ganze  Interesse,  das  er  für  den  Gregenstand  hegte. 
„Der  BevoUmächt^e  Sr.  Majestät,"  erklärten  die  Instraktionoi 
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dem  Herzog  tos  Vicence,  .müsse  verlangen,  dafe  die  Unabfaftngig- 
Iteit  aller  Fl^^en  durch  eine  Klausel  wie  etwa  die  fönende  ge- 
sichert werde: 

.Die  kontrahierenden  Qrorsmäclite  erkennen  als  Kecfatjeder 
kriegführenden  Macht  ao:  erstens,  Handeteschiffe ,  gleichriel 
welcher  Nation  sie  angehören  oder  unter  welcher  Flagge  sie 
fahren,  zu  hindern,  in  einen  Hafen  einzulaufen,  den  sie  tbat- 
sächlich  belagert,  eio^^eschlossen  oder  blockiert  hat;  zweitens: 
die  Handelsschiffe  durch  ihre  Kriegsschiffe  durchsuchen  zu  lassen, 
und  im  Fall  sich  auf  ihnen,  sei  es  Waffen  und  EriegsinstrumeDte 
für  eioen  Ort  des  feindlichen  Gebietes  oder  für  einen  Ort  im 
Machtbereich  des  Feindes,  sei  es  Soldaten,  befinden,  die  im  that- 
sSchlichen  Dienst  des  Feindes  stehen,  dieselben  zurttckzobehalten; 
dafs  aber  jedes  Hindernis  und  jede  Schwierigkeit,  die  von  den 
kriegfahrenden  Mächten  der  freien  Schiffahrt  der  Handelsschiffe 
QUter  der  Fhigge  einer  verbündeten,  befreundeten  oder  neutralen 
Macht,  die  von  irgend  einem  Ort  nach  irgend  einem  anderen, 
nicht  wirklich  und  thatsficblich  belagerten,  eingesehlossenea  oder 
blockierten  Ort  fuhrt,  auf  See  in  den  Weg  gelegt  wird  und  jede 
Beschlagnahme  an  Bord  genannter  Schiffe  von  allen  Sachen  und 
Personen,  die  nicht  unter  die  oben  bezeichnete  Kategorie  .ge- 
hören, YerletzuDgeD  des  Völkerrechts  sind,  die  die  hohen 
Mächte  sich  verpflichten,  weder  gut  zu  heifsen  noch  zu  erlauben, 
dafe  diese  sich  vielmehr  verpÖicbten,  diejenigen  ihrer  Unter- 
thanen  oder  in  ihrem  Dienst  stehenden  Personen  zu  bestn^en, 
die  scb  derselben  schuldig  gemacht  haben." 

So  wollte  also  Napoleon  I.  das  ins  Werk  setzen,  was 
Katharina  II.  und  Paul  I.  1780  und  1800  ausgeführt  hatten  und 
■was  Napoleon  III.  1856  verwirklichen  sollte.  Er  beabsichtigte, 
dafs  der  Fortschritt  des  Seerechts  ein  wirklich  internationales 
Werk  werde,  dafs  es  nicht  nur  eine  Angelegenheit  dieses  oder 
jenes  Volkes  sein  möge,  sondern  eine  Angelegenheit  von  allge- 
meinem europäischen  Interesse.  Auch  ging  sein  Plan  dahin, 
dafs  die  Vereinigten  Staaten  sich  gleicherweise  daran  beteiligten, 
denn  für  ihn  waren  die  Vereinigten  Staaten,  wenn  auch  auf 
einer  andern  Halbkugel  liegend,  doch  eine  wahrhaft  europäische 
Nation.  Fr  forderte  also  in  seinen  Instruktionen,  dafs  die 
Amerikaner  Bevollmächtigte  auf  den  Kongrefs  schicken  sollten; 
ihr  Fartikularfriede  (mit  England)  mUsse  ein  Element  für  den 
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allgemeinen  Frieden  bilden,  und  sie  sollten  die  Konvention,  welche 
in  Hannheim  angenommen  würde,  unterzeichnen.  Er  wollte, 
dafs  nicht  Separatakte  mit  jeder  der  auf  der  Konferenz  ver- 
treteaen  M&chte  abgeschlossen  worden,  sondern  ein  einziger 
Akt,  dem  alle  zustimmten. 

Die  Yorachriften,  die  vom  Kaiser  voi^schlagen  waren,  um, 
nach  seinen  eigenen  Worten,  das  allgemeine  Recht  Europas 
(le  droit  ginirtü  de  VEurope)  zu  konstituieren,  wichen  übrigens 
nicht  wesentlich  von  denen  ab,  welche  in  St.  Petersburg  ange- 
nommen waren,  und  die  später  in  Paris  bestätigt  wurden.  1813 
ebenso  wie  1780,  1800  und  1856  galt  es,  die  UnterdrQckung 
der  fingierten  Blockaden  und  die  Unverletzlichkeit  des  feind- 
lichen Eigentums  unter  neutraler  Flagge  zu  proklamieren. 

Man  mofste  sogar  in  gewissem  Sinne  weiter  gehen.  In  der 
Tbat  bezeichnete  der  Plan  Napoleons  I.,  im  Gegensatz  zu  den 
Pariser  Verordnungen  und  in  gewisser  Hinsicht  auch  zu  denen 
von  St.  Petersburg,  nicht  nur  die  Artikel  der  Kontrebande,  die 
er  auf  „Waffen  und  Kriegamunition"  beschränkte,  sondern  er 
traf  auch  Vorsichtsmafsregeln  für  den  Fersonentransport,  der 
den  Neutralen  verboten  war  und  den  er  auf  .thatsächlich  im 
Dienst  einer  feindlichen  Macht  befindliehe  Soldaten'  beschränkte. 
Er  that  noch  mehr.  Er  stellte  die  Verordnungen  Ober  den 
Handel  und  den  verbotenen  Transport  fest.  Die  Gegenstände, 
die  Kontrebande  ausmachten,  und  die  Personen,  deren  Trans- 
port verboten  war ,  konnten  allein  von  den  Kriegführenden  be- 
schlagnahmt werden.  Endlich  verpflichtete  er  die  hri^Ohrenden 
Mächte,  diejenigen  ihrer  Unterthanen  zu  betrafen,  welche  der 
freien  Schiffahrt  der  Neutralen,  ausgenommen  im  Fall  einer 
wirklichen  Blockade  oder  eines  Transports  von,  oder  des  Handels 
mit  Kontrebande,  Hindernisse  in  den  Weg  legten. 

Wenn  aber  das  vom  Kaiser  geforderte  System  in  diesen 
Punkten  vollständiger  war ,  so  war  es  das  in  anderen  Punkten 
weniger.  Einmal  sprach  er  im  Gegensatz  zu  der  bewaffneten 
Neutralität  von  1800  nicht  über  die  Frage  des  Convoys. 
Andrerseits  sah  er,  entgegen  der  Deklaration  von  Paris,  weder  die 
Abschaffung  der  Kaperei  noch  die  Unverletzlichkeit  des  neutralen 
Eigentams  unter  feindlicher  Flagge  vor.  In  dieser  letzten  Hin- 
sicht handelt  es  sich  um  eine  getreue  Nachahmung  der  Deklarationen 
von  Katharina  II.  und  Paul  I.    Die  Kriegsmarinen  Frankreichs 
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nDd  der  anderen  Mächte  varen  noch  so  viel  tiefer  stehend  als 
die  Engtands,  dara  die  Absehaffong  der  Kaperei  fQr  sie  ein  za 
groraes  Opfer  bedeutet  hätte.  Aach  konnte  Napoleon  die  Dienfite, 
welche  die  Koisaren  in  früheren  Kriegen  Beinern  Lande  geleistet 
hatten,  nieht  vergessen.  Was  das  Stillschweigen  aber  das  Ge- 
schick der  neutralen  Güter  unter  feindlicher  Fl&gge  anlangt,  so 
erklärt  es  sich  aus  der  Erwägung,  dafs  man  damals  die  Be- 
scbli^nahme  des  neutralen  Eigentums  auf  feindlichen  Schiffen 
als  eine  den  Kriegffihrenden  zugestandene  Konzession  ansah,  um 
dafür  die  Unverletzlichkeit  der  feindlichen  Waren  auf  neutralen 
Schiffen  zu  erhalten.  Von  dem  Augenblick  an,  wo  diese  letztere 
anerkannt  war,  mufste  man  aber  notwendigerweise  die  Beschlag- 
nahme der  neutralen  Guter  unter  feindlicher  Flagge  zulassen. 
t<|t  Dies  war  das  System  des  internationalen  Rechts,  das  an 
seinen  Namen  zu  knüpfen  Napoleon  gedacht  hatte.  Sein 
Traum  konnte  leider  nicht  verwirklicht  werden.  Der  Kon- 
grefs  von  Mannheim  fand  nicht  statt.  Seit  die  verbündeten 
Souveräne  Herrn  de  SaitU'Aignan  beauftragt  hatten,  dem  B^ser 
den  Frieden  anzubieten,  waren  ernste  Ereignisse  eingetreten, 
welche  die  Dispositionen  der  Verbündeten  geändert  hatten: 
die  Koalition  hatte  ihre  Macht  gefühlt  und  war  von  einer  vor- 
Qbergeheaden  Mäfsigung  zu  einem  wahrhaften  Überfluten  der 
Leidenschaften  gekommen.  Bald  war  Frankreich  der  Krieg  auf 
Leben  nnd  Tod  erklärt;  Ende  Dezember  begannen  die  Ver- 
bOndeten  ihren  Einfall  in  das  französische  Gebiet,  der  mit  der 
Abdankung  Napoleons  L  enden  sollte.  Einen  Augenblick  kannte 
man  indes  glauben,  dafs  der  Kampf  aufboren  würde.  Am 
29.  Januar  1814  schlugen  die  Gegner  Napoleons  ihm  die  Za- 
sammenkunft  eines  Kongresses  in  Chatillon  vor,  um  dort  über 
den  Frieden  auf  der  Basis  der  franzSsischen  Grenzen  von  1789 
zu  verhandeln.  Dieser  Kongreb  wurde  tbatsächlich  am 
5.  Februar  in  dieser  Stadt  eröffnet^).  Obgleich  er  aber  bis 
zam  18.  März  dauerte,  kam  es  nicht  zu  einem  endgültigen 
Resultat.  Der  Vertreter  Napoleons,  noch  immer  der  Herzog 
von  Vicence,  hatte  nicht  einmal  Gelegenheit,  dort  die  Gedanken 


8)  Am  i.  Febr.  hatte  nua  nch  damit  belügt,  dch  aaf  den  folgenden 
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t.  66S). 


86  P. 

und  EntwOrfe  seineB  Herrn  ia  SaidMii  -des  6eei»cfata  <w- 
zaMngm.  D«m  sohon  in  •6er  «rsUD  -wirklichen  Bitai^  des 
'EoBgreBses  am  5.  FebFau  erklärten  die  BertrilrnftelitigteB  -dar 
VerbQndetan,  dafs  die  Eodtfikation  des  Skieraefats  nicht  -in  Ha 
DisknasioQ  gezogen  werden  dOrfe.  „Die  verb&Ddeten  HOfe', 
BO  sagten  sie,  „tialten  an  der  Erklärung  der  britiBdwn  B^eroag 
fest,  dafs  -jede  DiBkassion  tb&t  die  Kodifikaticm  des  SesreeUB 
den  GebriLnchen  zuwiderlaufen  w&rde,  die  in  VerhandlnngeD  •tne 
der  gegenwärtigen,  bisher  beobaohtet  worden  sind.  Grob- 
britannien fordert  von  den  anderen  Nationen  knne  Konsessicaan 
und  bewilligt  IIidmi  auch  keine  in  Bezug  auf  Reckte ,  die  es 
fOr  gegenseitig  verpäichtend  und  für  derartig  hält,  dal^  sie  nur 
durch  das  Völkerrecht  geordnet  werden  dQrfen,  auagenommmi 
wo  diese  selben  Rechte  durch  besondere  Vereinbarungen  einzelner 
Staaten  modifiziert  sind:*  Als  der  Herzog  von  Vioence  diaie 
Erklärung  erhielt,  sah  er  ein,  dafs  -jede  Diskussion  omiQtig  Min 
wurde  und  beschränkte  sich  darauf  zu  antworten :  „es  sei  ^nie 
Frankreichs    Absicht    gewesen ,    etwas    zu    fordern ,    was    die 

Grundsätze  des  Völkerrechts  beeinträchtige "    nich  habe", 

sagte  er,  „keine  weitere  Bemerkang  zu  machen." ') 

So  waren  wie  1780  und  ISOO  auch  1814  die  Versuche,  die 
Freiheit  der  Neutralen  zu  Gebern,  an  Englands  Verhalten  ge- 
scheitert. Dies  mnfste  fttr  Napoleon  eine  grofte  Enttäaschong 
sein;  denn  die  Ideen,  die  er  in  seinen  Instruktionen  an  den 
Herzog  von  Vicence  so  entschieden  von  sich  gegeben,  waren 
im  ganzen  nur  der  Ausdruck  eines  schon  älteren  Gedankens. 
Sie  waren  sogar  eigentlich  nur  eine  Einschränkung  desselben. 
1806  auf  der  Höhe  seiner  Gröfse,  als  er  mit  einem  Federstrich 
Grorsbritannien  for  blockiert  erklärte,  ^um  dieses  dahin  za  bringen, 
die  wahren  Principien  des  Völkerrechts  anzunehmen" ,  hatte 
er  bekanntg^eben,  welches  seiner  Meinung  nach  diese 
Principien  sein  mufsten,  und  sie  waren  die  denkbar  weit 
gehenden;  er  verlangte  damals  nicht  allein  Achtung  vor 
dem  feindlichen  Eigentum  unter  neutraler  Fl^ge,  soadem 
sogar  Achtung  vor  dem  neutralen  und  feindliehen  Eigentum  auf 


9)  Protokolle  der  Eonfereneea  von  ChaMIm>«Hr-iS«iMe.    SitKoog  TOm 
5.  Febr.  um  1  Uhr  Nftcfani.  (ArcMou  off.  4trang.,  JUanoins  et  docummts,  fottdt 
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fiMächeo  Sehüfen.  „Das  KriegBredit'' ,  erklärte  er  in  ier 
MotineniDg  des  Berliner  Dekrete  vom  21.  November  1^06,  „iat 
n  Waser  und  so  Lande  dasfielbe,  es  kann  sieh  weder  a/eS- 
ii^eod  welches  PriTateigeotum  erstraekfln,  noch  auf  die  Person 
der'  IndiTiduen,  die  dem  Waffenhandwerk  fretnd  gegenüber 
stebea,  nnd  das  Blockaderecht  murb  auf  die  befestigten  Plätze 
bescbiflakt'  sein,  die  tbatB&diliiA  von  genOgenden  Streitkrllftea 
belagert  ^d  ^%'  Ähnliche  Ansiehtea  le^  er  am  10.  M&rz  1812 
■a  den  Tag ,  ais  er  sieli  von  seiner  Regierung  einen  Bericht 
über  das  Recht  der  Neutralen  schicken  liefs,  um  ihn  dem  Smat 
mitzuteilen.  In  seinen  Augen  verlangten  die  Stimme  der 
Ehre  und  das  Interesse  des  Volkes  die  folgenden  Grundsätze: 
„1.  Die  Flagge  deckt  die  Ware.  Die  Ware  unter  neutraler 
Flagge  ist  neutral,  wie  die  neutrale  Ware  unter  feindlicher 
Flagge  feindlich  ist.  2.  Die  einzigen  Waren,  welche  die  Flagge 
nicht  schützt,  sind  die  Waren  der  Kontrebande,  und  die  einzigen 
Waren  der  Eontrehande  sind  Waffen  und  Kriegsmonition. 
3.  Jede  Durchsuchung  eines  neutralen  Schiffes  von  einem  Eri^s- 
sehiff  darf  nur  von  einer  kleinen  Anzahl  Menschen  ausgeführt 
werden,  während  sich  das  Kriegsschiff  aul^rhalb  der  Schuld- 
weite  der  Kanonen  aufhält  4.  Jedes  neutrale  Schiff  darf  von 
einem  feindlichen  Hafen  nach  anderen  feindlichen  und  nach 
neutralen  Häfen  Handel  treiben.  5.  Einzig  ausgenommen  sind 
die  tfaatsftchlich  blockierten  Häfen  nnd  anter  diesen  versteht 
man  solche,  die,  in  der  Absicht  genommen  zu  werden,  blockiert 
und  eingeschlossen  sind  und  in  die  ein  Handelsschiff  nicht  ohne 
Ge&hr  einlaufen  könnte**)." 

War  Napoleon  aufrichtig,  als  er  sich  in  dieser  Weise  zum 
Vorkämpfer  des  internationalen  Rechts  aufwarf?  Thatsächlieh 
hat  er  1813  ebensowenig  wie  1806  oder  1812  eine  ideale  Politik 
verfolgen  wollen.  Die  Interessenpolitik  ist  stets  die  seine  ge- 
wesen. Die  freie  Schiffahrt  der  Neutralen  schien  ihm  das 
einzige  Mittel,  um  während  des  Krieges  mit  England  Frankreichs 
Handel  zu  sichern.  Und  man  darf  seine  Haltung  thatsächlieh 
nicht  tadeln.  Es  ist  Pflicht  eines  Staatsmannes,  die  Interessen 
seines  Landes  zu  wahren,  auch  wenn  sie  denen  der  anderen 


l<q  O.  F.  de  MarUnB,  NomM»  reeeml  de  traiUf,  t.  I  p.  439. 
11)  G.  F.  de  aiartent,  op.  eit.  t.  I  p.  530. 
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L&nder  entgegen  Bind.  Hier  aber  w&r  die  Politik  der  praktischen 
Ziele  Dicht  im  Widerspruch  mit  der  Humanität ;  denn  die  Eriegs- 
und  Handelsmarinen  Oroi^ritanniens  varen  damals  so  mächtig, 
dal%  im  Fall  eines  Konflikts  mit  Großbritannien  kein  euro- 
paischer Staat  seinen  Handel  irirtcsam  verteidigeD  konnte,  ohne 
hinter  dem  Recht  Schutz  zu  suchen.  Österreich,  Prenften  and 
BuTsland  haben  dies  1814  aber  nicht  verstanden,  vielleicht  ge- 
bildet durch  Mifstrauen  gegen  den  auraergewdhnlichen  Men- 
schen, dessen  Opfer  sie  gevesen  waren  und  der  wahrend  so 
lai^r  Jahre  Europa  auf  ihre  Kosten  regiert  hatte. 


Die  zeitliche  Geltuno  der  Koillsionenormen. 

Von  Dr.  Karl  Veomejrer,  PiivmUocent  in  HOnoliRn. 

Die  Frage,  ob  neue  gesetzliehe  Bestimmungen  Ober  inter- 
nationales  Privatrecht  auch  auf  Fälle  anzuwenden  seien,  die  sich 
vor  ihrem  Erlafs  zugetragen  haben,  ist  heute  in  Deutschland 
brennend  wie  nur  eine.  Die  Mehrzahl  der  Stimmen  in  Theorie 
und  Praxis  haben  die  Frage  verneint ,  andere ,  and  vornehmlich 
Nieekter,  sind  zu  einer  bejahenden  Antwort  gekommen*).  Nun 
hat  aaeh  Fraae  Kahn,  dem  die  neuere  Entwickelung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  grundlegende  Förderung  verdankt,  in 
dieser  Sache  das  Wort  ergriffen*),  und  die  Ergebnisse,  zu  denen 
Kahn  gelangt  ist,  weichen  von  allen  bisherigen  Lösungen  ab. 
Sie  lassen  sich  im  wesentlichen  dahin  zusammenfassen:  r^el- 
mäfsig  gilt  das  Kollisionsrecht  des  E.G.  auch  for  Thatbestftnde 
aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar  1900;  die  partikularen  Kollisions- 
normen bleiben  nur  dort  von  Bedeutung ,  wo  sie  vor  diesem 
Zeitpunkt  zur  Anwendung  der  eigenen  Rechtsordnung  gefahrt 
haben.  Ich  vermag  die  Lösung,  die  Kahn  aufstellt,  nicht  für 
zutreStend  zu  halten,  und  es  scheint  mir  darum  bei  dem  Gewicht, 
das  den  Meinungsäufserungen  des  Verfassers  zukommt,  eine 
alsbaldige  Auseinandersetzung  geboten. 

1.  Den  Vertretern  der  Meinung,  dafs  für  alte  Rechts- 
verhältnisse altes  Kollisionarecht  in  Kraft  bleibe,  stellt  KAn 

1)  WotMÖ  jedoch  Niedner  fllr  nur  innerdeatBche  EoUisionen  öne  Aob- 

nfchifwi  DUUsht. 

2)  Dm  zritliche  Anwendungsgebiet  der  örtlichen  KolUvomnonoen. 
Abhuidluigen  ans  dem  inteniKtionalen  Privatrecht  IT.  JTterings  Jahibflcher 
fOi  die  Dogmatik  des  bürgerlichen  Rechts  Bd.  48  9.  299—434.  Hier  S.  299 
Arno.  1  nnd  S.  300  Anm.  1  auch  die  Litterator.  Daza  etva  noch  ErUrs 
des  prenfinschen  MiuisteriomB  des  Innern  vom  21.  Mürz  1870  bd  Cahn, 
StaatiangeliSrigkeitsgeMU  2.  Aufl.  S.  237. 
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(S.  300  f.,  308  ff.)  eine  Überleguog  eotgegen,  von  der  in  einer 
ähnlichen  Frage  schon  das  Reichsgericht  Gebraach  gemacht 
hatte'):  der  Gegensatz  altes  und  neues  Recht  besteht  nur  für 
diö  inlftndische  Rechtsordnung;  wenn  man  feststellt,  dafs  ein 
Bechtsverhfiltnis  dem  alten  Recht  unterliegt,  so  hat  man  damit 
Oberhaupt  schon  entschieden,  dafö  inländisches  Recht  zur  An- 
wendung konmien  soll;  die  Verhaltnisse,  die  dem  ausländischen 
Recht  angehören,  stehen  jenseits  von  alt  und  neu. 

In  der  That,  ein  Wechsel  des  materiellen  Rechts  bedeutet 
einen  häuslichen  Vorgang  im  Innern  eines  Rechtsgebietes,  der 
das  Verhältnis  dieses  Rechtsgebietes  zu  anderen  Bechtsgebieten 
nicht  berührt.  Für  eine  Änderung  des  materiellen  Rechts  ist 
das  unbestreitbar.  Aber  es  gilt  nicht  für  einen  Wechsel  der 
EolliBioDSOormen.  Denn  die  Grenzen  zwischen  inländischem  und 
ausländischem  Recht  sind  nichts,  was  von  vornherein  feststünde. 
So  lange  kein  Oberstaatliches  internationales  Frivatreeht  besteht, 
kann  es  eine  Grenze  zwischen  Inland  und  [Ausland  nar  vom 
Standpunkt  einer  bestimmten  Rechtsordnung  aus  geben,  ein 
Standptmkt,  der  mit  der  Anscbaunng  anderer  Rechtsordnungen 
über  diese  Grenzen  zusammenfallen,  aber  auch  von  ihr  ver- 
schieden sein  kann.  Wenn  sich  zwei  Deutsche  auf  einer 
italienischen  Reise  verloben,  so  können  sie  bei  der  rechtliclten 
Würdigung  dieses  Ereignisses  an  den  deutschen  oder  an  den 
italienischen  Rechtsschutz  anknüpfen.  Thun  sie  das  zweite,  so 
sind  sie  der  italienischen  Anschauung  unterworfen,  die  die 
Wirkungen  der  Verlobung  der  lex  loci  actus  unterstellt ');-bringen 
sie  ihre  rechtlichen  Beziehujigen  aber  mit  dem  deutschen  Rechts- 
schutz in  Verbindung,  so  wird  darüber  in  analoger  Anwendung 
des  Art.  13  E.G.  das  heimatliche  Recht  der  Brautleute  ent- 
scheiden. Die  Frage  nach  dem  örtlich  mafsgebenden  Recht  kann 
sich  also  erst  innerhalb  einer  bestimmten  Rechtsordnung  erheben. 
Und  wenn  die  Vorschriften  dieser  Rechtsordnung  über  das 
maßgebende  Recht  wechseln ,  so  ist  —  es  gilt  das  ins- 
besondere auch  gegenüber  den  Ausführungen  Niedners')  — 
die  zeitliehe  Geltung  dieser  neuen  Vorschriften  dasjenige,  was 


3)  EntMheidtmgen  CC,  368  ff. 

4)  So  wenigsteni  Fiore-Äntoine,  droit  interfiational  priv^  H,  €. 
b)  Dm  Hecht  1900  S.  252  und  Kommentar  2.  Aufl.  S.  S,  295  ff. 
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YOr  jeder  Übertegui^  ihrer  örtlichen  Geltung  festgestellt  werden 
mnb*). 

Es  könnte  zu  einer  Oleichsetznng  der  beiden  Fragen  nach 
der  Ertlichen  Geltung  eines  materiellen  Bechts  und  nach  der 
zeitlichen  Geltung  eines  Eollisionsrechts  verleiten,  dafe  hier  wie 
dort  gleichmäfsig  von  der  „Geltung"  eines  Rechts  die  Bede  ist. 
Aber  der  Sinn  dieses  Änsdruckes  ist  in  beiden  Fallen  ver- 
schieden^. Becht  ist  der  Wille  einer  rechtserzeugenden  Ge- 
meinschaft, und  wer  immer  mit  dem  Machtbereich  dieser  Ge- 
meinschaft in  Berahnmg  kommt,  von  dem  verlangt  sie,  dafs  er 
ihre  Vorschriften  als  Becht  gelten  lasse,  dafs  er  das  ita  iua  esto  in 
ihnen  anerkenne.  Insoweit  gilt  eine  Rechtsordnung  aussehliefsend, 
und  sie  bindet  jedermann,  der  in  die  Lage  kommt,  Becht  dieser 
Gemeinschaft  anzuwenden,  sofern  sich  die  Bechtsanwendnng 
nur  Oberhaupt  in  Observanz  gegen  die  rechtserzeugende  Ge- 
meinschaft vollzieht  Die  Bechtsgeltung  in  diesem  Sinn  ist 
somit  etwas  absolutes.  Daneben  aber  läuft  ein  zweiter  Begriff 
rechtlichen  Geltens.  Nach  ihrem  Inhalt  ergreift  eine  Rechts- 
ordnung nur  diejenigen  Fälle,  die  in  bestimmter  räumlicher  (und 
zeitlicher)  Beziehung  zu  ihr  stehen,  die  Grundstücke,  die  im  Inland 
liegen,  die  Verträge,  die  im  Inland  zu  erfüllen  sind,  und  es  gilt 
ein  Recht  insoweit  relativ,  in  Anerkennung  der  Geltung  anderer 
Hechte  fflr  andere  Fälle.  Die  örtliche  Geltung  unseres  Rechtes 
in  diesem  Sinn  ist  somit  etwas  abgeleitetes,  abgeleitet  eben  von 
dem  GeltungBwillen  dieser  Rechtsordnung,  von  ihren  Kollisions* 
normen.  Wer  nun  nach  dem  materiell  anwendbaren  örtlichen 
Becht  fragt,  der  fragt  nach  seiner  sekundären  Geltung,  nach 
einem  Recht,  das  a  priori  gelten  oder  nicht  gelten  kann.  Wer 
aber  das  zeitlich  mafägebeude  Eollisionsrecht  aufsucht,  der  sucht 
primäres  Becht  auf,  das  zwingend  von  jedermann  Beobachtung 
fordert,  der  mit  dieser  Bechtsordnung  in  Berfihrung  tritt.  Und 
es  ergiebt  sich  also  auch  anter  diesem  Gesichtspunkt,  dafs  die 


6)  Znn)  Teil  übaeinatimmend  Eahicht,  Das  Becbt  1900  S.  407  tmd  be- 
B  Zittlmann,  Jhtj-ijtgs  Jahrbdcher  XLII,  194 ff. 

7)  Ich  habe  Ähnliche«  schoD  in  meiner  Gemeinrechtlichen  Entwickelimg 
des  intenuilioDalea  PriratrechtB  I,  16  f.  anagefUhit.  Aber  ich  darf  annehmen, 
■dt  dem  folgenden  nur  Ri  sehr  wenige  IJeaer  dieser  Zeitachrift  ichon  Be- 
kannte* zn  wiederholen.  Vgl.  übrigens  auch  Bierling,  JuriBtischu  Prin- 
(Bpienlehre  I,  128. 
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Frage  nach  der  verbiodlicheD  KollisioBSordiiung  vorher  gelOst 
Bein  muA,  bevor  auf  die  materielle  Geltung  eines  Bechts  ein- 
gegangen werden  kann'). 

2.  Ein  «eiterer  Punkt  minderer  Bedeutung,  der  hier  vorweg 
erörtert  werden  soll,  ist  der.  Die  meist«»  der  Eollisionsnormen 
des  neuen  Bechts,  so  bemerkt  KaJm  (S.  329  f.),  seien  nichts 
anderes  als  gesetzliche  Entscheidungen  von  Kontroversen,  die 
bisher  Bchon  nach  dem  Ermessen  jeden  deutschen  Gerichtahofes 
so  entschieden  werden  konnten,  wie  der  Reichsgesetzgeber  sie 
jetzt  entschieden  hat;  sie  seien  darum  als  authentische  Inter- 
pretationen des  bisherigen  Hechts  aufzufassen,  die  rQckwirkea 
wollen,  soweit  nicht  das  bisherige  Kollisionsrecht  auf  ausdrQck- 
lichen  Gesetzestexten  oder  auf  einem  wirklichen  Gewohnheits- 
recht beruht*). 

Dem  möchte  ich  mich  nicht  anscbliersen,  Gewifs ,  auf  den 
Fortbestand  einer  wissenschaftlichen  Anschauung  in  der  Recht- 
sprechung haben  die  Parteien  keinen  Anspruch.  Aber  hier  liegt 
die  Sache  doch  wohl  anders.  Wenn  der  Richter  bisher  den 
Wettbewerb  mehrerer  Rechte  in  bestimmtem  Sinne  entschieden 
hat,  so  bat  er  bei  der  Auswahl  des  marsgebenden  Gesetzes  einen 
Rechtssstz  angewandt,  einen  streng  positiven  Rechtssatz,  dessen 
Inhalt  vielleicht  unsicherer  ist  als  die  zweifelhafteste  Fandekten- 
stelle ,  der  darum  aber  doch  ebenso  Recht  ist  wie  irgend  eine 


8)  leb  vaimag  deshalb  auch  dem  Reicbigericht  nicht  zu  folget),  wenn 
es  in  der  BOgefEihrten  Entocheidang  —  unter  Billigung  der  Litterator  — 
«ufQhrt,  M  seien  fUr  die  Vollstreckung  eines  auslindisohen  Urteils  seit  1879 
lediglich  §§  660,  661  der  (alteo)  C.P.O.  maCsgebend,  auch  wenn  diu  Urteil 
▼or  dem  1.  Oktober  1879  geftllt  wurde.  Man  mäßAe  der  Entscbeidong  ra- 
stimmen,  wenn  die  AnerkenDung  iolcher  Urteile  zur  Zeit  ihrea 
Eigebens  featgeetaaden  hätte,  und  es  hätte  sich  nur  gefragt,  ob  man  an 
Urteile  dieser  Art  nunmehr  VollstreckangemafBregeln  anknBpfen  dliife,  die 
nftch  frtlheTem  Recht  nicht  begTündet  waren.  Denn  (tber  die  Zul&angkcit 
Ton  Zwangamaftregeln  entscheidet  im  allgenjonen  das  Recht  zur  Zeit  ihrer 
Tomahme.  Anders  aber  liegt  cüe  Sache,  wenn  man  die  §g  660,  661  mit 
dem  Beichsgericbt  auch  auf  die  Zulftsaigkeit  einer  Anerkennung  fremder 
Urteile  bezieht.  Denn  die  Anerkennung  dnes  Urteils  bedeutet  die  An- 
erkennung einer  Rechtsquelle  fUr  dea  einzelnen  Fall.  Und  es  ist  in  neh 
widerspruchsvoll,  Rechts wirknogeD  aus  einer  Zeit  anzuerkennen,  zu  der  eine 
Rechtsquelle  für  uns  noch  nicht  zu  fliefsen  begonnen  hat. 

9)  Vgl.  anch  Diena  in  dieser  Zdtschrift  X,  355  and  Journal  du  droit 
int.  prM  XXVII,  938. 
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gesetzliche  Vorschrift.  Wo  also  die  alte  und  die  neue  Eollisions- 
norm  verschieden  sind,  da  steht  Recht  gegen  Recht,  ob  die  frühere 
Torschrift  im  Gesetzbuch  stand  oder  nur  in  Urteilen  zum  Aus- 
dmck  kam.  Unsere  neuen  Eollisionsnormen  werden  freilich 
nicht  verfehlen,  auf  die  Entscheidung  älterer  Eollisionsf&lle  einen 
aGsimilierenden  Einflufs  zu  Oben,  und  es  wird  das  durchaus  zu 
begrOfsen  sein;  aber  wenn  wir  etwa,  veranlafst  durch  Art.  11, 
der  Regel  locus  regit  actum  auch  bei  alteren  fallen  eine  nur 
fakultative  Bedeutung  zusprechen,  so  thun  wir  das  nicht  deshalb, 
weil  wir  eine  Rückwirkung  des  Art.  11  annehmen,  sondern  weil 
wir  das  frühere  Kollisionsrecht,  das  wir  anwenden,  in  Überein- 
stimmung mit  der  neuen  Vorschrift  auslegen.  Dal^  aber  unsere 
neuen  Kollisionenormen  rfickwirken  wollten,  soweit  ihnen  nicht 
Satzung  oder  Gewohnheitsrecht  entgegensteht,  wird  doch  kaum 
nachzuweisen  sein,  und  es  kann  schwerlicli  angenommen  werden, 
dafs  Art.  21  authentische  Interpretation  sein  wolle,  wo  die  An- 
wendung der  lex  loci  actus  auf  den  aufserehelichen  Verkehr  auf 
Gterichtsgebrauch  beruht,  dafs  derselbe  Art.  21  diese  Eigenschaft 
aber  nicht  habe,  wo  der  Grundsatz  gesetzlich  festgelegt  wäre. 

8.  Doch  zur  Hauptsache.  Kahn  stellt  (S.  312,  314)  die 
1>eiden  Leitefttze  auf:  „Wenn  ein  Rechtsverhältnis  vor  dem  In- 
krafttreten des  B.G.B.  Überhaupt  keine  Beziehungen  zu  dem 
deutschen  Territorium  gehabt  hat,  so  können  for  dessen  Be- 
nrteilung  in  keinem  Falle  die  froheren  landesgesetzlichen  Eol- 
lisionsnormen in  Betracht  kommen ,  mag  das  Rechtsverhältnis 
auch  vor  Inkrafttreten  des  B.G.B.  entstanden  sein."  Und:  „War 
für  ein  Rechtsverhältnis  die  nach  der  bisherigen  Kollisionsnorm 
fOr  Anwendung  des  Inlandrecbts  mafsgebende  Anknüpfung  ge- 
geben, 80  muTs  dieses  Bechtsverhältnis,  wenn  vor  Inkrafttreten 
des  B.G.B.  entstanden,  als  ein  von  dem  bisherigen  Inlandrechte  ge- 
prägtes aufrecht  erhalten  werden."  Die  Thesen  sind  bestechend. 
Und  es  ist  um  so  schwerer,  ihnen  beizukommen,  als  die  letzten 
Gedanken  des  Verfassers  nicht  durchweg  in  ausdrückliche  Worte 
gekleidet  sind. 

Bleiben  wir  zunächst  bei  Satz  1.  Inländisches  Recht  zwar 
soll  einen  Fall  mit  seiner  Entstehung  ergreifen ;  bei  einem  That- 
1>estand  aber,  der  in  das  Ausland  weist,  liegt  die  Sache  nach 
XaJm  anders.  Ausländisches  Recht  soll  einen  Thatbestand  noch 
nicht  mit  seiner  Entstehung  ergreifen.    Und  auch  dann  noch 
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mcht,  veDD  die  Beteiligten  die  Subssmtion  des  Falles  unter  den 
Mttlftndiscben  Beebtesatz  thatsftehlicb  vorgenomnieD  und  im  Ver- 
trauen auf  die  Anleitung  der  alten  KoHisionsnorm  gehandelt 
haben.  Xahn  nmnt  einige  Beispiele,  in  denen  eine  solche 
„Fr^^ng"  des  Falles  durch  Äuslandsrecht  vor  1900  nicht  ein- 
getreten sein  soll :  Ein  Deutscher  aus  gemeinrechtlichem  Gebiet, 
dessen  Ehe  wegen  Ehebruchs  geschieden  worden  ist,  verlegt  vor 
1900  seinen  Wohnsitz  nach  Amerika,  um  die  Mitschuldige  dort 
heiraten  zu  können;  obwohl  er  das  eigens  mit  RQcksicht  auf 
die  EolliBionsnormen  des  gemeinen  Rechts  gethan  hat,  die  Ober 
die  Zulässigkeit  einer  Ehe  nach  Wobnsitzrecht  entscheiden,  soll 
die  neue  Ehe  heute  nichts  sein,  da  nach  E.G.  Art  13  Staats- 
asg^Drigkeitsrecbt  zu  Grunde  zu  legen  ist  (S.  349  ff.).  Oder: 
ein  preufsisches  Ehepaar  nimmt  vor  1900  seinen  ersten  Wohnsitz 
im  Ausland  und  unterl&fst  den  Abschlufs  eines  Ehevertrags  mit 
R&cksicht  auf  die  Mafsgeblichkeit  des  Wohnsitzprincips  nach 
preußischer  Anschauung ;  trotzdem  soll  das  Gtkterrecht  jetzt  nach 
der  Staatsangehörigkeit  der  Ehegatten  und  nicht  nach  ihrem 
ersten  Wohnsitz  bemessen  werden  (S.  364  ff.).  Und  selbst  dann 
soll  eine  solche  Prägung  des  Thatbestandes  durch  das  auslllndiscbe 
Recht  nicht  eingetreten  sein,  wenn  deutsche  Behörden  die  alte 
KoHisionsnorm  und  das  darnach  marsgebende  auslllndische  Becht 
ihrer  eigenen  Amtsthätigkeit  zu  Grunde  gelegt  haben.  Wenn 
neu  zuziehenden  Eheleuten  das  Güterrecht  des  ersten  Ehewohu- 
sitzes  unter  gerichtlicher  Mitwirkung  in  Geltung  erhalten  worden 
ist  (S.  371  ff.);  wenn  der  Standesbeamte  die  Ebeschliel^ng 
vornahm,  nachdem  er  sich  auf  Grund  Wohnsitzrechtes  von  ihrer 
Zulassigkeit  tiberzeugt  hatte  (S.  352  f.).  —  Eine  Prftgung  des 
Falles  durch  ausländisches  Recht  soll  fDr  unsere  Anschauung 
vielmehr  erst  dann  eintreten ,  wenn  der  Sachverhalt  im  Inland 
zur  endgültigen  Beurteilung  gelangt,  zu  einer  Beurteilung,  die 
c(W8a  finita  schafft  (vgl.  S.  352). 

Die  Bedenken,  die  sich  gegen  die  Annahme  erheben,  es 
habe  das  ausländische  Recht  in  den  mitgeteilten  Beispielen  den 
Fall  noch  nicht  ergriffen,  sollen  nicht  weiter  verfolgt  werden. 
Der  Satz  jedenfalls,  dafs  auslandisches  Recht  einen  Thathestand 
fttr  unsere  Anschauung  erst  dann  ergreift,  wenn  er  bei  uns  zur 
Beurteilung  gelangt,  wird  nur  unter  zwei  Voraussetzungen  denk- 
bar sein:   wenn   die  Wahl  des  mafsgebenden  Rechts   erst  im 
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Augenblick  dieser  ReehtauiweiHliug  erfolgen  wtlnle;  oder  ««an 
sich  diese  Wahl  zwar  echon  bei  der  Enftstehang  des  fraglJebeii 
Thatbestandes  ToHsogeo  h&tte,  wenn  4a8  ffir  zastladig  et^l&rte 
materielle  Recht  aber  seiswseita  den  Fall  erst  bei  dieser. Reeht»- 
enwradong  ergmfen  wQrde.  In  der  Verwerfung  der  zweiten 
Annahme  wird  Eah»  mit  uns  wohl  ohne  weiteres  einiggehen. 
Denn  es  hiel^  das  im  wesentlicben  nichts  anderes  als  die  Be- 
faanptong  ins  Leben  zurückrufen,  da&  ein  Reofatsverh&lbiiB 
erst  mit  seiner  Bestreitung  existeot  wird.  So  bliebe  also  die 
grundsätzliche  Meinungsverschiedenheit,  dalb  Käkn  die  Wahl 
des  marsgebenden  Rechts  in  den  Augenblick  der  Rechtsanwendung 
verlegt,  während  wir  diesen  Vorgang  schon  bei  der  Verwirk- 
lichung des  Sachverbalts  annehmen.  Und  es  mufs  hier  in  der 
That  der  springende  Punkt  der  Streitfrage  sein.  Denn  es  ist 
der  obwBte  Grundsatz  aller  zeitlicben  EoUisioDsiehre,  dafa  jedes 
Reeht  diejmigen  Tfaatbest&nde  regelt,  die  sich  unter  seiner 
Geltung  zugetragm  haben;  der  hier  fragliche  Thatbestand  ist 
die  Auswahl  des  Artlidi  marsgebenden  Rechts,  und  es  wird 
darum  die  Antwort  auf  die  Frage,  ob  altes  oder  neues  KollisiaBS>- 
reeht,  grondBätztieb  davon  abhangen  mQssen,  wann  sich  jwe 
Auswahl  vollzogen  hat. 

Dafs  ein  Sachverhalt,  der  materiell  dem  inl&ndiachen  Hecht 
unterliegt,  schon  von  seiner  Entstehung  an  diesem  Recht  unter- 
worfen ist,  wird  von  Kalm  ausdrücklidi  einger&umt.  Und  es 
mufs  die  Zustftndigkeitsentscheidung,  o  b  dieser  Thatbestand  dem 
inl&ndiBchen  Redit  unterliegt ,  als  das  logische  prim  nooh  .vor 
den  Zeitpunkt  fallen,  in  dem  das  inländische  Recht  den  That- 
bestand ergriffen  bat.  Dann  bat  also  die  Zuständigkeitswakl 
schon  bei  Entstehnug  des  Rechtsverhältnisses  stattgefunden, 
und  es  wäre  eine  Verwertung  dieses  Zeitpunktes  fQr  unsere 
Frage  nur  dann  nicht  zulässig,  wenn  damals  nach  der  Zuständig- 
keit nur  mit  Backsieht  auf  das  Inland  nnd  nicht  auch  im  Hin- 
blick auf  das  Ausland  gefragt  worden  wäre.  Die  Möglichkeit 
einer  solchen  Spaltung  der  Frage  soll  dahingestellt  bleiben.  In 
jedem  Fall  meine  ich,  es  mflsse  auch  bei  der  schlierslichen  An- 
wendung ausULndischen  Rechts  der  Zeitpunkt  der  Rechtswatal 
mit  der  Entstehung  eines  Sachverhalts  zusammenfallen. 

Warum  haben  wir  eine  Zoständigkeitsordnusg  der  Privat- 
rechte?   Der  völkerrechtliche  Zwang,   fremde  Staaten  anzuer- 
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kennen,  iißtigt,  ihren  LebeDsfiurBerungen  Rechnung  zu  tragen, 
ihr  Recht  als  Recht  gelten  zu  lassen,  and  damit,  eine  Abgrenzung 
zwiBc^en  den  koexigtierenden  Rechten  vorzunehmen.  Die  Grenz- 
ziehung zwischen  diesen  Rechten  kann,  so  lange  das  Völkerrecht 
nicht  andere  bestimmt,  nur  vom  Standpunkt  jedes  einzelnen 
Staates  aus  erfolgen ,  und  sie  mu(W  erschflpfend  geschehen. 
Denn  wir  können  kein  rechtliches  Vacuum  anerkennen,  jedes 
Geschehnis  gilt  uns  als  unter  dem  eigenen  Recht  erfolgt  oder 
unter  einem  anderen,  eine  Anschauung,  die  eben  dadurch  be- 
zeugt wird,  dafs  unser  Richter  in  die  Lage  kommen  kann.  Ober 
jeden  Fall  ein  Urteil  geben  zu  müssen,  gleichviel  wo  er  sich 
zugetragen  hat,  und  zwar  ein  Urteil,  wie  sich  das  Rechtsver- 
hältnis gestaltet  hat,  und  nicht,  wie  es  jetzt,  im  Augenblick  des 
Richterspruches,  sich  bildet  Es  mufs  also  ein  jedes  Rechts- 
gebiet eine  erschöpfende  Zust&ndigkeitsordnung  besitzen,  nach 
der  es  sich  die  rechtlichen  Ereignisse  unter  den  einzelnen 
Rechtsordnungen  verteilt  denkt,  und  es  mufs  diese  Zuatftndig- 
keitsordnung  der  Verwirklichung  der  einzelnen  F&Ue  gegenüber 
in  derselben  Weise  präezistent  sein ,  wie  die  materielle  Gesetz- 
gebung. Ist  aber  der  Bestand  einer  erschöpfenden  Zustfindig- 
keitsordnung  far  jedes  Rechtsgebiet  eine  Notwendigkeit,  so  kann 
die  Anwendbarkeit  dieser  Zuständigkeitsordnung  nicht  noch  an 
besondere  Bedingungen  geknQpft  sein.  Ihre  zeitliche  Anwend- 
barkeit durch  Anknßpfung  an  eine  qualifizierte  Rechtsanwendung 
noch  besonders  i-echtfertigen ,  wäre  nicht  besser  als  die  Jfeu- 
ffionnsche  Anschauung,  die  ihre  örtliche  Geltung  noch  an  be- 
sondere Beziehungen  zum  Inland  kntlpfen  will,  eine  Anschauung 
die  Kakn  selbst  und  andere  überzeugend  widerlegt  haben. 

4.  Nicht  mindere  Bedenken  aber  stehen  dem  Satz  entgegen, 
dafs  auch  jetzt  noch  altes  KoUisionsrecfat  zu  Grunde  gelegt 
werden  mOsse,  wenn  es  zur  Anwendung  inländischen  Rechts  ge- 
führt hat.  Es  wäre  keine  Begründung  dieser  auffälligen  Ab- 
weichung von  der  Behandlung  des  vorerOrterten  Falles,  sondern 
nur  eine  andere  Form  der  Behauptung,  wenn  man  sagen  wollte, 
hier  seien  mit  der  Entstehung  des  Sachverhalts  Rechte  wohl- 
erworben worden,  dort  aber  nicht.  Denn  offenbar  hängt  die 
Frage,  in  welchem  Zeitpunkt  ein  Recht  erworben  wurde,  eben 
davon  ab,  wann  eine  Rechtsordnung  auf  den  Sachverhalt  ein- 
gewirkt hat,  und  dies  wieder,  wann  die  Kollisionsnorm  die  zu- 
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Standige  BechtsordnuDg  ia  Fanktlou  gesetzt  hat.  Dafs  die 
Eollisionsnorm  hier  aber  anders  als  vorhin  schon  bei  Entstehung 
des  Sachverhalts  th&tig  geworden  ist,  gehört  zum  thema 
probatidum. 

Eine  wesentliebe  Verschiedenheit  des  zweiten  vom  ersten 
Falle  sieht  nun  Kahn  darin  (vergl.  S.  310  ff.),  äat^  ei»  That- 
bestand  dort,  wo  die  alte  KollisionSDOrm  zur  Geltung  inländischen 
Hechtes  geführt  hat,  schon  mit  seiner  Entstehung  in  „rfiumlicbe 
Beziehung"  zur  Eollisionsnorm  getreten  ist.  Und  zwar  ergiebt 
der  Zusammenhang  als  die  hier  gemeinte  „räumliche  Beziehung" 
nrlsehen  Thatbestand  und  Eollisionsnorm  diejenige  rechtliche 
Beziehung,  an  die  nach  altem  EoUisionsrecht  die  Auswahl  des 
firtlieh  nunTsgebeDden  materiellen  Rechts  geknüpft  worden  ist. 
Die  Wohnsitznahme  im  Inland,  die  sachlich  zu  einer  Anwendung 
unseres  ehelichen  Güterrechts  geführt  hat,  hat  zugleich  auch 
eine  Brücke  zu  der  Eollisionsordnung  jener  Zeit  geschlagen. 
Ich  bin  in  Verlegenheit,  ob  ich  in  dieser  Aufstellung  eine  wirkliche 
Begründung  des  zweiten  Leitsatzes  suchen  soll.  Denn  es  bedarf 
ja  wohl  erst  des  Beweises,  dafs  dieselbe  Anknüpfung  bei  einer 
örtlichen  und  bei  einer  zeitlichen  Eollision ,  bei  einer  EollisioD 
materieller  Rechte  und  bei  einer  Eollision  von  Eollisionsnormen 
den  Ausschlag  geben  müsse,  vor  allem  auch,  dars  die  früher 
mafsgebend  gewesenen  Anknüpfungen  nun  auch  für  eine  gegen- 
wärtig aufgeworfene  EoHtsioDsfrage  ihre  Bedeutung  behalten 
laben.  Und  wenn  diese  Aufstellung  auf  den  Fall  beschränkt 
wird,  dafs  sich  die  AnknQpfuDg  gerade  im  Inland  vollzogen  hat, 
so  tritt  da,  wenn  ich  recht  sehe,  neben  den  ersten  Widerspruch 
ein  zweiter.  Gehen  wir  mit  Kahn  davon  aus,  dafs  es  einer  be- 
sonderen „räumlichen  Beziehung"  zwischen  Thatbestand  und 
Kotlisionsnorm  bedürfe,  um  dißse  letztere  in  Thätigkeit  zu  ver- 
setzen. Wo  der  Fall  unter  Inlandrecht  steht,  da  soll  diese  Be- 
ziehung dem  Thatbestand  selbst  entnommen  werden,  eben  jenem 
Moment  des  Thatbestandes ,  an  das  auch  die  Wahl  des  Ortlich 
mal^gebenden  materiellen  Rechtes  geknüpft  wird.  Wo  der  Fall 
aber  amUmdischem  Recht  unterworfen  ist,  da  soll  diese  Be- 
ziehung zwischen  Thatbestand  und  KoUisionsnonn  —  in  der 
Bechtsanwendnng  im  Inland  beruhen. 

5.  Unsere  eigene  Stellungnahme  zu  der  Eontroverse  ist 
schon  aus  dem  bisherigen  ersichtlich.    Wir  meinen,  es  müsse 
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altes  KollisioDsrecht  fOr  alt«  FAlIe,  und  neues  Kollisionsrecbt  auf 
neue  Ftllle  zur  Anwendung  kommen  *").  Denn  jeglicher  That- 
bestand  gilt  uns  mit  seiner  Entstehung  als  rechtlich  geregelt, 
and  dieser  rechtlichen  Regelung  mufa  die  Auswahl  des  maCä- 
gebenden  Rechtes  vorausgehen.  Wir  nehmen  allerdings  mit 
Kahn  au  (S.  301  ff.),  dafs  sich  die  „bisherigen  Gesetze"  im  Sinne 
des  vierten  Abschnitts  des  E.G.  lediglich  auf  das  materielle 
Recht  and  nicht  auch  auf  das  bisherige  Eollisionsrecht  beziehm ' '). 
Aber  mittelbar  giebt  unser  Gesetz  damit  auch  VorschriftdD  fttr 
die  Wahl  der  nrnfsgebeiideti  Eollisionsaormen.  Denn  wo  immer 
altes  Recht  materiell  fQr  mafsgebend  erklärt  ist,  da  muTs  zuvor 
auch  die  Zust&ndigkeitsentscheiduug  nach  altem  Recht  erfolgt 
sein.  Nur  der  umgekehrte  Schlufs:  neues  materielles  Recht  — 
neues  KolliBionsrecht,  ist  nicht  ohne  weiteres  zulässig.    Wo  zwar 


10)  Obeienittiiniiiend  im  Eigebnia  neimdiiigi  anoh  Planek,  Kom- 
mtatu  VI,  248  imd  die  Urtüle  des  Rdchagerlchts  vom  3.  Janaar  1901 
JtiristiBcbe  Wodtensohrift  1901  S.  73,  vom  13.  November  1901  DeotKiM 
JoiiBtenseitang  1902  S.  44  und  vom  1.  Hai  19O0  Entocfaddangai  in  Strmf- 
stcben  XXXIII,  256  ff.;  Urteil  de«  Oberludsagerichta  EHlsrnb«  vom 
31.  Jaanat  1900  in  diewr  Zeitschrift  XI,  392.  —  Gegen  die  vSIlig  nn- 
begründete  Annahme  Niednert,  dtS»  die  Koilirionsnonnen  in  ihrer  Eigen- 
adiaft  ab  SffientlieheB  Recht  rQokwirken  mflCrtMi  —  und  ich  halte  daa  intai- 
nationale  Privatreclit  allerdings  fOi  «sen  Zweig  des  öffentlichen  Bachta  — 
vgl.  z.  B.  WechielatempelgeBetz  vom  10.  Juai  1869  g  29;  Strafg«etEback 
§  2  nnd  Oeiett  vom  26.  Februar  1876  Art.  HI ;  Entmheidangen  de«  baTTiBchea 
Terwaltongsgeriehtshofes  III  126,  IV  509,  Vni  182  imd  162,  XVII 129  (b«tr. 
StaalaangehSrigkeit);  Oeaetz  über  den  UnteTstOtzangewohnnti  g  SS;  bajr. 
Heimatgewti  in  der  Fammg  vom  30.  JoU  1899  Art  47  Abi.  5  n.  ■.  w.  Dia 
Hflinnng  Siednert,  daft  es  die  KolligionanonDen  des  B.E).  aelbat  sebon  aam 
Ansdmck  gebracht  hfitten,  wo  sie  aaf  früherea  Becht  Rflcksicht  nehmeo 
wollten,  beiBpiels weise  in  Art.  15  und  16,  miterscheidet  nicht  awischen  der 
adtlieben  Oeltong  des  Kollieionsrechta  -und  deijenigen  der  Sachnonnen. 

11)  Doch  kann  ich  nicht  angeben,  dab  dies  firOhere  materielie  Reeht 
gerade  dentKhes  Recht  gewesen  sein  mOwe.  SelbstvenOndlich,  wo  ea  aiefa 
mn  einen  Obergang  vom  alten  zum  neuen  Recht  handelt,  da  kann  dies  nene 
Beoht  nnr  das  B.G.B.  sein,  Art  198  Abs.  2  ist  nur  anwendbar,  soweit  die 
Ehe  nach  Art  13  jettt  unter  deutschem  Becht  stünde.  Was  aber  als  bis- 
heriges Recht  vor  dem  B.U.B.  gegolten  bat,  bldbt  dabri  vOllig  oßisn,  et 
kann  iniftudisches  Recht,  »nd  ee  kann  aosUndiadiea  Recht  geweeen  Min. 
Und  nnr  in  tinielnen  Fftllen,  etwa  bä  Art.  156  oder  bei  Art  200  Abi,  8, 
kSnnte  die  Auslegung  ergeben,  daTs  eine  Vorsohrlft  nur  dort  galten  wolle, 
wo  auch  Mher  deutsches  Recht  maTsgebend  gewesen  ist. 


Dia  zeitliche  Oaltong  der  KollliioiinionDeii.  4g 

die  GeltoDg  Denen  Rechts  auf  der  Annahme  beruht,  dal^  der 
zeitliche  Schwerpunkt  des  Sachverhalts  unter  dies  Recht  falle, 
z.  B.  hei  einer  Ehescheidung  nach  1900,  da  wird  ebenso  auch 
das  neue  Kollisionsrecht  zur  Geltung  berufen  sein.  Wo  die  An- 
wendung neuen  Rechtes  aber  durch  andere  Rücksichten  ver- 
aalaät  ist,  insbesondere  durch  den  Wunsch ,  die  Vorschriften 
des  B.  G.  B.  möglichst  bald  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen, 
wie  das  beispielsweise  in  den  Ausführnngsgesetzen  bei  Über- 
leitung des  ehelichen  Gflterrechts  in  weitem  Umfang  geschehen 
ist,  da  wird  der  zeitliche  Schwerpunkt  des  Rechtsverhältnisses 
von  dieser  Anpassung  nicht  berührt,  und  es  gilt  darum  für  den 
Güterstand  der  Ehen,  die  vor  1900  geschlossen  wurden,  altes 
Kollisionsrecht  weiter").  —  Auf  Einzelheiten  soll  nicht  einge- 
gangen werden ,   und  es  bedarf  kaum  der  Erwähnung ,  dafs  die 


12)  Die  BeiielmiigeD  des  Probleou  zur  Lehre  rort  der  Sfickverwänmg 
klanolegeo,  dürfte  Ditna,  Zeitachrift  S.  356S.,  Jonmftl  S.  BBOff.  Unm  ge- 
lungen Min.  Ea  bändelt  sich  bei  der  BflckTenreisang  mn  die  Abgrenzung 
koordinierter  materieller  Kecht«,  bei  der  die  Kollisionaanschannngen  fremder 
Bechtsordnongcn  nicht  von  Einflub  sind,  nnd  ihr  Gegenstück  in  seitlicher  Be- 
^ehnng  wird  wohl  gleicb&lls  in  der  Abgrenzung  m  a  t  e  ri  ei  1  er  Hechte  zn  racben 
■rio.  die  Kofeituuiderfolgen,  wiedemni  mit  der  HaTsgabe,  dafs  nnr  die  gegen- 
wärtigen, nicht  anch  die  früheren  AnBcbanniigen  Über  die  zeitliche  (reltong  des 
Rechts  TOn  Belang  sind.  Da  nun  aber  die  zeitliche  Geltung  dee  materiellen 
Beehts  mit  der  seitlichen. Hemchaft  dee  Kolliaionsrechts  parallel  gebt,  so 
kann  e*  kommen,  dab  aach  hier,  b«  einem  Wechsel  der  Kollioonsnormen, 
▼eilig  gl^chartige  Konflikte  anftancben  wie  in  der  ROckverweisnngflehre, 
d&b  beide  Kollisionsrechte  gelten  wollen,  oder  keines  von  ihnen,  und  dafs 
darüber  nor  der  Wille  des  g^enwfirtig  verbindlichen  KoUidonsrechtes 
den  Aosachlag  giebt  Art  21  KQ.  bemlTst  die  Kechtsfolgen  des  aoleer- 
ehelichen  Verkehrs  nach  dem  heimatlichen  Recht  der  Hattei  znr  Zeit  der 
Gebort,  die  bisherige  prenfdscbe  Praxis  hat  auf  das  Wohnsitxrecbt  zar 
Zeit  der  Erzengnng  gesehen :  hat  nun  jemand  1899  mit  einer  Österreicherin 
BoBchlaf  gepflogen,  die  in  Berlin  wohnt,  und  es  wurde  1900  tön  Kind  ge- 
boren, so  hütte  nch  der  Fall  nach  der  prenfsischen  Kollitionsnorm  1899  zu- 
getragen, nnd  es  kftme  darauf  das  Recht  dee  prenrdschen  Wohnsitzes  tai 
Anweodnug;  nach  Rmchsrecht  aber  entscheidet  der  Zeitpunkt  der  Gebort, 
■onüt  an  Ereignie  nach  dem  1.  Januar  1900,  nnd  es  ist  darnach  öeter- 
reiehisehes  Recht  zn  Gonde  m  legen.  Ebenso  bei  einem  n^ativen  Konflikt. 
Art  24  Abs.  3  beurteilt  die  Testierfähigkeit  nach  dem  b^inatlichen  Becht 
des  Testators  zur  Zät  der  Teatamenteerrichtiing ,  nach  bayrischer  Rechts- 
snscbaanng  mufste  die  TestierfShigkeit  anch  nach  dem  letzten  PersonalstMut 
(Wobnritzrecbt)  begrflndet  sein.    Hat  nnn  ein  Bayer,  der  in  Wien  gewohnt 
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wertvollen  AuBfuhrungen  KeJms  zu  den  einzelnen  Materien 
auch  fOr  denjenigen  ihre  Bedeutung  behalten,  der  die  Grund- 
fr^^  abweichend  beantwortet. 

bat,  1890  ein  Teatunent  enichtet  und  int  1901  geatorben,  ao  verweist  die 
bftTiische  Kollisioiuiioim  allerdinga  auf  einen  Vorgang  im  Jahr  1901  nnd 
will  dafOr  seibat  nicht  mehi  gelten,  das  Rdehsracht  aber  sieht  das  ent- 
scheidende Totkommnie  in  der  Errichtung  des  Testaments  von  1890,  nnd 
wir  haben  darum  altes  KoUisioDsrecht  nnd  danach  österreicbiBchea  Recht 
auf  den  Fall  anzuwenden,  ohne  RUckdeht,  ob  dies  alte  Kollisionsrecht  taner- 
BÜts  «irksam  werden  wollte  oder  nicht. 


Das  Beuterecht  Im  Seekrieg  gegenüber  Fischerei- 
fahrzeugen. 

Die  in  der  ÜberBchrift  bezeichnete  Frage  ist  hinsichtlich  der 
«paniachen Fischereifahrzeuge  .Paquete  Habana"  und  „Lola" 
im  spaaisch-amerikaniBcben  Kriege  praktisch  geworden.  Das 
(in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XI  S.  308  erwähnte)  Prisengerichts- 
arteil  des  obersten  Gerichtshofes  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  das  Minoritfitsvotum  des  Richters  FuUer  bieten 
oicht  nur  durch  den  Inhalt  der  getroffenen  Entscheidung  selbst, 
sondern  auch  durcb  das  in  der  BegrOndung  beigebrachte  histo- 
rische und  litterarische  Material  sowie  durch  die  grundsätzliche 
Erörterung  intemationalrechtlicher  Fragen  ein  über  den  be- 
sonderen Fall  hinausgehendes  Interesse,  welches  die  Mitteilung 
des  voUeo  Textes  in  der  hierunter  folgenden  Übersetzung') 
rechtfertigt. 

I. 

Urteil  des  Gerichtshofes: 

Supreme  Court  der  Vereinigten  Staaten. 

Oktober-Termin  1899. 

No.  395,  Paqnete  Hsbana,       1     AppalUtionen  von  dem  Dirtrict  Court  dei 
}    VerrituKten    Stutoa    Tdr    den  südlichen 
No.  SM.  I^Ia.  /  oirtrikt  von  Florid«. 

(8.  Januar  190O.) 
Mr.  Justice  Gray  giebt  das  Urteil  des  Gerichtshofes  ab  wie 
folgt: 

Es  handelt  sich  hier  um  zwei  Appellationen  gegen  Ent- 
scheidungen des  District  Court  der  Vereinigten  Staaten  fUr  den 
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BüdlicbeQ  Distrikt  von  Florida,  betreffend  die  Verurteilung  von 
zwei  Fischereifahrzeugen  mit  ihrer  Ladung  als  Eriegs-Prise. 

Beide  Schiffe  waren  Fischerschmacken,  die  iß  Havanna  ein- 
und  auBliefen  und  regelmfireig  mit  Fischen  an  der  Etkste  von 
Kuba  beschäftigt  waren;  beide  segelten  unter  spanischer  Flagge, 
hatt«a  einen  spaniBchen,  aus  Kuba  gebfirtigen  Untertban  als  Be- 
sitzer, der  in  Havanna  lebte;  beide  wurden  von  einem  spanischen 
Unterthan,  der  auch  in  Havanna  ansässig  war,  befehligt;  ihre 
Schiffer  vuA  Hairascbaften  hatten  keinen  Sehiflapart,  aber  An- 
spruch auf  einen  Teil  ihres  Fanges,  der  sich  alles  in  allem  anf 
zwei  Drittel  belief,  während  ein  Drittel  dem  EigentOmer  gehörte. 
Ihre  Ladung  bestand  aus  frischen  Fischen,  welche  die  Besatzung 
ans  dem  Meer  fischte,  an  Bord  nahm,  wie  sie  gefangen  waren, 
und  lebend  verkaufte.  Bevor  sie  von  dem  blockierenden  Ge- 
schwader angehalten  wurden,  hatten  beide  Schiffe  von  dem  Be- 
etehen des  Krieges  oder  von  irgend  einer  Blockade  keine 
Kenntnis.  Sie  hatten  weder  Waffen  noch  Munition  an  Bord  und 
machten  keinen  Versuch,  die  Blockade  zu  brechen  (io  run  ihe 
Mokade),  nachdem  sie  von  ihrem  Vorhandensein  gehört  hatten, 
noch  leisteten  sie  Widerstand  zur  Zeit  ihrer  Festnahme. 

Die  nPaquete  Habana"  war  eine  Schaluppe  von  43  Fufs 
Kiellänge  und  25  Tonnen  und  hatte  eine  Bemannung  von 
3  Kubanern  einschliefslich  des  Schiffers,  der  eine  Eonzession 
zum  Fischen  von  der  spanischen  Regierung  und  keine  andere 
Vollmacht  oder  Konzession  hatte.  Sie  verliefs  Havanna  am 
25.  März  1898,  segelte  die  Küste  von  Euba  entlang  zum  Kap 
San  Antonio  am  westlichen  Ende  der  Insel  und  fischte  dort 
25  Tage  zwischen  den  Riffen  des  Kaps  in  den  spanischen 
Territorialgewässem;  dann  fuhr  sie  mit  einer  Ladung  von 
40  Gentnem  lebender  Fische  nach  Havanna  zurück.  Am 
25.  April  1898,  ungefähr  2  Meilen  von  Mariel  und  11  Meilen 
von  Havanna,  wurde  sie  von  dem  Eanonenboot  der  Vereinigten 
Staaten  „Gastine"  genommen.  Die  „Lola"  war  ein  Schooner  von 
51  FuTs  Kiellfinge  und  35  Tonnen  und  hatte  eine  Bemannung 
zon  6  Eubanem  einschließlich  des  Schiffers  und  keinerlei  Voll- 
macht  oder  Konzession.  Er  verliefs  Havanna  am  11.  April  1898 
und  fuhr  bis  zum  Campbeacby  Sund  vor  Yukatan,  fischte  dort 
8  Tage  und  fuhr  mit  einer  Ladung  von  ungefähr  10000  Pfd. 
lebender   Fische    nach  Havanna    zurUek.     Am  26.  April  1898 
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mirde  er  in  der  Nähe  tod  Havanna  v(hi  dem  Dam^er  der  Ver- 
einigten Staaten  .Cincinnati"  angehalten  und  gewarnt,  in 
den  Hafen  von  HaTanna  einzulaufen,  doeli  teilte  man  ilun  mit, 
daß  er  Erlaubnis  erhalten  würde,  in  Babia  Honda  zu  landen. 
Er  änderte  darauf  aeinen  Kurs  und  steuerte  nach  Bafaia  Honda, 
wurde  aber  am  nächsten  Morgen  in  der  Nähe  dieses  Hafens 
von  dem  Dampfer  der  Vereinigten  Staaten  „Delphin"  fest- 
genommen. Beide  Fischereifahrzesge  wurden  von  ihren  Nehmem 
nach  Key  West  gebracht. 

Dort  wurde  am  27.  April  1898  eine  Klageschrift,  betreffend 
die  Verurteilung  (libel  for  ihe  condemnation)  beider  Fahrzeuge 
und  ihrer  Ladung  als  Kriegsbeute  zu  Protokoll  gegelwn;  vm 
den  Sehüfem  wurde  für  ihre  Person,  fOr  die  tlbrigeu  Mitglieds 
der  Bemannung  und  für  den  EigentOmer  Anspruch  erhoben; 
es  fand  Beweisaufnahme  statt,  welche  die  oben  erwähnten 
Thataachen  feststellte,  und  am  30.  Mai  1898  fiel  die  endgültige 
Entscheidung  Ober  die  Verurteilung  usd  den  Verkauf,  da  der 
Gerichtshof  nicht  hinlänglich  überzeugt  war,  ä&lB  Fischerw- 
fahrzeuge dieser  Klasse  gesetzmäfsig  (as  a  matter  of  law)  ohne 
irgend  eine  Verordnung,  einee  Vertrag  oder  eine  Proklamation 
Ton  der  Festnahme  ausgeschlossen  seien. 

Darauf  wurden  beide  Schiffe  im  Wege  der  Auktion  verkauft; 
die  „Paquete  Habana"  für  490  Dollar  und  die  „Lola"  fOr  800 
Dollar.  Es  fand  sich  in  dem  Protokoll  kein  anderes  Beweia- 
material  Ober  den  Wert  beider  Schiffe  oder  ihrer  Ladung. 

Es  ist  zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  darauf  hingewiesen, 
dalfi  dieser  Gerichtshof  fOr  diese  Appellationen  nicht  zuständig 
sei,  weil  das  Streitobjekt  in  jedem  Fall  die  Summe  oder  den 
Wert  von  2000  Dollar  nicht  überschreite,  und  der  District  Judge 
nicht  attestiert  habe,  dafs  das  Urteil  eine  Frage  von  allgemeiner 
Wichtigkeit  umfasse. 

Dieser  Hinweis  ist  auf  Sektion  695  der  Revised  Statutes 
begründet,  welche  bestimmt,  dafs  in  Prisenprozessen  eine  Appel- 
lation an  den  Supreme  Court  gegen  alle  entscheidenden  (find) 
Urteile  irgend  eines  District  Courts  erlaubt  ist,  wo  das  Streit- 
objekt, anSBchliefslich  der  Kosten,  die  Summe  oder  den  Wert 
TOD  2000  Dollar  übersteigt ,  und  ohne  Bezugnahme  auf  das  Streit- 
objekt erlaubt  ist,  auf  das  Certifikat  des  Distriktjudge,  dafs  das 
Urteil  eine  Sache  von  allgemeiner  Wichtigkeit  umfasse. 
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Die  Judiciary  Acts  der  VereiDigt«n  Staaten  haben  ein  Jahr- 
hundert lang  nach  der  Organisation  der  Regierung  unter  der 
Konstitution  dem  Recht  der  Appellation  keine  Geldgrenze  ge- 
setzt. 

In  Klagesachen  (actions  ai  law)  und  aaits  in  eguity  war 
die  Geldgrenze  für  die  Berechtigung,  von  den  Circuit  Courts 
der  Vereinigten  Staaten  an  diesen  Gerichtshof  zu  appellieren, 
lange  Zeit  auf  2000  Dollar  festgesetzt.  Acts  of  Septtniber  Oi 
1789,  c.  SO  §  äS;  1  Stat.  84;  March  3  1803,  c.  40;  2  3Ua.  2U; 
Gordon  v.  Oyden,  3  Pet.  33;  Reo.  Stat.  §§  691,  692.  1875 
wurde  die  appellable  Summe  auf  5000  Dollar  erhöht.  Ad  of 
Fehrvary  16,  18!'5,  c.  77,  §  3;  18  Stat.  316.  Und  1889  wurde 
dies  modifiziert  durch  die  Bestimmung,  dafs,  wo  das  Urteil  oder 
die  Entscheidung  die  Summe  von  5000  Dollar  nicht  Dberschreite, 
an  diesen  Gerichtshof  über  die  Frage  der  Zuständigkeit  des 
Circuit  Court  und  nur  Ober  diese  Frage  appelliert  werden  dOrfe- 
Act  of  Fehmary  25,  1889,  c.  336  §  1;  25  Stat.  693;  Packer  v. 
Ormsby,  141   U.8.  81. 

In  Sachen  der  AdmiralitAts-  und  Seegericfatsbarkeit,  ein- 
schliefslich  Prisenprozesse,  haben  die  judiciary  acts  von  1789  in 
§  9,  ohne  Rücksicht  auf  Summe  oder  Wert  des  Streitobjekts, 
die  District  Courts  als  erste  Instanz  festgesetzt,  und  in  §  21 
die  Appellation  von  ihnen  an  die  Circuit  Courts  gratattet, 
wo  das  Streitobjekt  die  Summe  oder  den  Wert  von  300  Dollar 
Obersteigt  1  Stat.  77,  83;  The  Betsey,  3  Daü.  6,  16;  The 
Amiable  Nancy,  3  Wheat.  546;  StraUon  v.  Jarvis,  8  Pet.  4,  U. 

Durch  das  Gesetz  vom  3.  März  1803  c  40  wurden  Appella- 
tionen an  den  Circuit  Court  gegen  alle  endgültigen  (fintä) 
BeschlfiBse  eines  District  Court  gestattet,  wo  das  Streitobjekt 
die  Summe  oder  den  Wert  von  50  Dollar  Oberstieg;  und 
von  den  Circuit  Courts  an  diesen  Gerichtshof  in  allen  Fallen 
„von  Admiralit&ts-  und  See-Gerichtsbarkeit  und  wo  es  sich  um 
Prise  oder  Nicht-Prise  handelt" ,  in  welchen  das  Streitobjekt 
Summe  oder  Wert  von  2000  Dollar  überstieg.  2  Stat.  24ä; 
Jenks  V.  Lewis;  3  Mason  503;  StraUon  v.  Jods,  8  Pet.  4,  11; 
The  Admiral,  3  WaU  603,  612.  Die  Gesetze  vom  3.  M&rz  1863, 
c.  86  §  7,  und  vom  30.  Juni  1864,  c.  174  §  13  bestimmten, 
dafs  in  Priseuprozessen  Appellationen  von  den  District  Courts 
direkt  an  diesen  Gerichtshof  gehen  sollten,  wenn  der  Wert  des 
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Streitobjekts  2000  Dollar  abersteige  „oder  auf  dag  Certifikat 
des  Distrik^udge  hio,  dafs  das  Urteil  eine  Frage  voo  all- 
gemeiner Wichtigkeit  umfasBe."  13  StcU.  760;  13  Stat.  310. 
Die  Bestimmung  des  Gesetzes  von  1803  wurde  unter  Auslassung 
der  Worte  „und  wo  es  sich  um  Prise  oder  Nicht-Prise  handelt" 
aufs  neue  in  Sektion  692  der  ßevised  Statutes  erlassen.  Und  die 
Bestimmung  des  Gesetzes  von  1864,  Prisenprozesee  betreffend, 
wurde  im  wesentlichen  in  Sektion  695  der  Sevised  SteUiOes,  die 
wir  schon  citierten,  wieder  erlassen. 

Alles  dies  ist  aber  durch  das  Gesetz  vom  3.  März  1S91 
c.  517  geftadert  worden,  welckes  die  Circuit  Court  of  Appeals 
einrichtete  und  ein  neues  und  vollständiges  System  der 
Appellation  schuf,  das  mehr  von  der  Natur  der  verschiedenen 
Fälle  als  von  dem  in  Frage  kommenden  Geldwert  abhing. 
36  Slot.  836. 

Durch  diese  Verordnung  wurde,  wie  dieser  Gerichtshof  er- 
klärt hat,  die  ganze  Appellation  von  den  Circuit  und  District 
Courts  der  Vereinigten  Staaten  „entsprechend  dem  System  dieser 
Verordnung"  zwischen  diesem  Gerichtshof  und  dem  Cirenit  Court 
of  Appeals,  die  sie  eingerichtet  hat,  verteilt,  „durch  Bezeichnung 
der  Klassen  von  Fällen",  in  denen  jeder  dieser  Gerichtshöfe  das 
Endurteil  haben  sollte  (/inai  Jurisdiction).  McLish  v.  Roff,  141 
U.8.  661,  666;  Americ(m  ConstrueHon'Co.  v.  Jacksotmlie  Raüieaif, 
148  D.S.  373f  382;  Carey  v.  Houston  3  Texas  Eaütcay,  150 
U.S.  170,  179. 

Die  Absicht  des  Kongresses,  durch  die  Verordnung  von  1891 
die  Natur  der  Sache  und  nicht  den  Wert,  um  den  es  sich 
handelt,  zur  Norm  fQr  die  Appellation  an  diesen  Gerichtshof 
gegen  Entscheidungen  der  District  und  Circuit  Courts  zu  machen, 
erhellt  klar  bei  PrOfnng  der  hauptsächlichsten  Bestimmungen 
der  Verordnung. 

Sektion  4  bestimmt,  dafs  keine  Appellation  von  nun  an  von 
einem  District  Court  an  einen  Circuit  Court  gehen  soll,  auch 
keine  Appellation  auf  einen  terit  of  error;  sondern  dafs  alle 
Appellationen  von  den  District  Courts,  auch  die  auf  einen  writ 
of  error,  „nur  einer  Revision  noterworfen  werden  sollen",  in 
diesem  Gerichtshof  oder  in  dem  Circuit  of  Appeals,  „der  von 
nun  an  eingerichtet  ist",  und  dafs  die  Kevision  eines  Urteils 
der  Circuit  Courts  auf  Berufung  auf  einen  writ  of  error  oder 
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auf  einen  andern  Gnuid  hin  ^0°^  von  diesem  Gerichtshof  oder 
von  dem  Circuit  Court  of  Appeals"  vorgenommen  werden  darf, 
„den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  entsprechend,  die  dies 


Sektion  5  bestimmt,  dafs  Appellationen  oder  writs  of  error 
von  den  District  Courts  oder  von  den  bestehenden  Circuit  Courts 
in  folgenden  Fällen  direkt  an  den  Supreme  Court  gehen  dürfen : 

Erstens.  In  jedem  Fall,  in  welchem  die  Zuständigkeit 
des  Gerichtshofs  in  Frage  kommt  (jarisdietioH  of  ihe  court  is  m 
issue);  in  solchen  Fällen  soll  die  Frage  Ober  die  Zuständigkeit 
von  dem  onteren  Gerichtsht^  nur  dem  Supreme  Court  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt  werden.  Diese  Bestimmung  schliefst,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wert,  „jeden  Fall  ein,"  in  welchem  die  Zu- 
ständigkeit des  niederen  Gerichtshofs  in  Frage  kommt,  and 
unterscheidet  sich  in  dieser  Hinsicht  von  der  Verordnung  von 
1889,  die  oben  citiert  ist. 

Zweitens.  Gegen  die  entscheidenden  (final)  urteile  und 
Erkenntnisse  in  Prisenprozessen.  Diese  Bestimmung  schliefst 
die  ganze  Klasse  der  entscheidenden  Urteile  (fmat)  und  Er- 
kenntnisse in  Prisenprozessen  ein  und  läfH  alle  Bestimmungen 
frtlberer  Verordnungen,  den  in  Frage  stehenden  Wert  oder  ein 
Gertifikat  eines  Distriktriehters  betreffend,  aus. 

Drittens.  In  Fällen  der  Überführung  eines  Kapital-  oder 
sonst  entehrenden  Verbrechens.  Diese  Verordnung  richtet  ihr 
Augenmerk  auf  die  Natur  des  Verbrechens  nnd  nicht  auf  die 
Gröfse  der  thatsächlich  auferlegten  Strafe,  Ein  Verbrechen,  das 
vielleicht  mit  Gefangenschaft  in  einem  Bessenmgshau&e  bestraft 
ist,  ist  ein  entehrendes  Verbrechen,  selbst  wenn  das  that^ehlich 
ausgesprochene  Urteil  nur  eine  geringe  Strafe  verhängt  Ex 
parte  Wilson  114  U.  8.  417,  426.  Infolgedessen  hatte  man  nach 
dieser  Verordnung  das  Recht  „gegen  die  Verurteilung  ffir  ein 
solches  Verbrechen  an  diesen  Gerichtshof  zu  appellieren",  bis 
durch  die  Verordnung  vom  20.  Januar  1897,  c.  68,  29  Stat.  492 
festgesetzt  wurde ,  dafs  Appellationen ,  soweit  sie  sich  auf  ent- 
ehrende Verbrechen  bezögen,  an  den  Circuit  Court  of  Appeals 
gehen  sollten. 

Viertens.  In  allen  Fällen,  die  die  Auslegung  oder  An- 
wendung der  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  umfassen. 

Fünftens.    In  jedem  Fall,  in  dem  die  Übereinstimmung 
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eines  Gesetzes  der  Vereiaigteo  Staatea  mit  der  Verfassung,  oder 
die  Goltigkeit  oder  Auslegung  einer  unter  ihrer  Aatoritftt  ge- 
-  troffenen  Abmachung  in  Frage  gestellt  wird. 

Sechsten«.  In  jedem  Fall,  in  dem  behauptet  wird,  dafe 
die  Verfassung  oder  das  Gesetz  eines  Staates,  eine  Verletzung 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  sei. 

Jede  dieser  drei  letzten  Verordnungen  schliefst  jeden  Fall 
der  erw&hnten  Klasse  ein.  Sie  bezieben  sich  alle  auf  das,  was 
man  gewöhnlich  F&deralfragen  nennt,  und  können  verständiger- 
weise nicht  dabin  ausgelegt  werden,  als  hätten  sie  beabsichtigt, 
das  Recht  der  Berufung  an  diesen  Gerichtshof  Über  solche 
Fr^^  durch  irgend  eine  Geldgrenze  zu  beschrftnken,  —  be- 
sonders nicht  in  ihrem  Zusammenhang  mit  dem  unmittelbar 
folgenden  Satz  derselben  Sektion:  Nichts  in  dieser  Verordnung 
soll  in  den  Fällen,  wo  Appellation  gegen  das  Urteil  des  höchsten 
Gerichtshofes  eioeB  Staates  eingelegt  ist,  die  Rechtsprechung  des 
Snpreme  Court  beeinflussen ,  nocfa  die  Auslegung  des  Statuts, 
das  die  Revision  solcher  Fälle  bestimmt.  Writs  of  error  von 
diesem  Gerichtshof,  die  Urteile  des  höchsten  Gerichtshofs  eines 
Staates  Ober  solche  Fragen  zu  revidieren,  sind  nie  irgend  einer 
Geldgrenze  unterworfen  gewesen.  Act  of  September  34,  178$, 
e.  20  §  25;  1  Stat.  85,  Stiel  v.  Van  Ness,  8  Wheat,  312;  Act 
of  Fehrwxry  5,  1867,  e.  28  §  2;  U  Stat.  386;  Sev.  Stat.  §  709. 

Durch  Sektion  6  der  Verordnung  von  1891  ist  dieser  Ge- 
richtshof TOD  vielen  Appellationen,  die  früher  an  ihn  gingen,  be- 
freit worden.  Die  Appellationen  von  den  District  und  Circuit 
Courts  sind  „in  allen  Fällen,  mit  Ausnahme  der  in  der  vor- 
gehenden Sektion  vorgesehenen,  wenn  das  Gesetz  es  nicht  anders 
bestimmt",  an  den  Circuit  Court  of  Appeals  verwiesen;  und  seine 
Entscheidungen  in  AdmiralitätsfäUen,  ebenso  wie  in  Fällen,  die 
unter  Kriminalgesetzen  entstehen,  und  in  gewissen  anderen  Klassen 
von  Fällen,  sind  endgültig,  ausgenommen,  dafs  jener  Gerichtshof 
diesem  Gerichtshof  Rechtsfragen  unterbreiten  kann  und  dieser 
Gerichtshof  den  ganzen  Fall  durch  lerit  of  certiorari  an  sich 
ziehen  kann.  Es  steht  fest,  dafs  die  Worte  „wenn  das  Gesetz 
es  nicht  anders  bestimmt"  sich  nur  auf  die  Bestimmungen 
derselben  Verordnung  oder  auf  gleichzeitige  oder  folgende  Ver- 
ordnungen beziehen  und  die  Bestimmungen  früherer  Statuten 
nicht  umfassen.     Lan    Ote.  Bew  v.    Umied  States   144,    U.  8. 
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47,  57;  Bubbard  v.  Soby  146,  U.  S.  56;  American  Cota^^uOim 
Co.  V.  JaeksormVe  Railway  148,    U.  8.  37S,  383. 

Die  Verordnung  von  1891  macht  die  Appellation  von  einem 
District  oder  Circuit  Court  der  Vereinigten  Staaten  an  diesen 
Gerichtshof  oder  an  den  Circuit  Court  of  Appeals  nirgends  von 
einer  Geldgrenze  abh&ngig.  Die  einzige  festgesetzte  Gelc^renze 
ist  eine  von  1000  Dollar  auf  die  Appellation  an  diesen  Grerichtshof 
in  einem  Fall,  welcher  einmal  auf  Apellation  in  den  Gireoit 
Court  of  Appeals  entechiedeo  ist,  und  in  welchem  das  Urteil 
jenes  Gerichtshofs  durch  Sektion  6  der  Verordnung  nicht  end- 
gültig gemacht  ist. 

Nachdem  Sektion  14  der  Verordnung  von  1891  Sektion  691 
der  Revised  Statutes  und  Sektion  3  der  Verordnung  (orf)  vom 
16.  Februar  1875  ausdrOcklich  aufhebt,  bestimmt  sie  ferner,  dafs 
alle  Verordnungen  und  Teile  von  Verordnungen,  die  sich  auf 
Appellationen  oder  toräs  of  error  beziehen,  und  die  nicht  mit 
den  Bestimmungen  ftlr  Revidierung  auf  Berufung  oder  writ  of 
error  in  den  vorhergehenden  Sektionen  5  und  6  dieser  Ver- 
ordnung [thereinstimmen,  hierdurch  au^ehoben  verden.  .96  iStof. 
829,  830.  Der  Zweck  der  specifizierten  Aufhebung  war,  wie 
dieser  Gerichtshof  erklärt  hat,  die  Geldgrenze  in  den  angezogenen 
Verordnungen  los  zu  werden.  MelAsh  v.  Hoff,  141  U.  S.  661, 
667.  Und  obgleich  weder  Sektion  692  noch  Sektion  695  der 
Revised  Statutes  namentlich  aufgehoben  ist,  so  ftllt  der  Fall  doch, 
wenn  man  die  allgemeine  Klausel  der  Aufhebung  zusammen  mit 
den  positiven  Bestimmungen  der  Verordnung  in  Betracht  zieht, 
unter  die  Begründung  der  Entscheidung  in  einem  analogen 
Fall,  in  welchem  dieser  Gerichtshof  sagte:  „Die  Bestimmungen, 
die  sich  auf  den  zur  Beratung  vorliegenden  Gegenstand  be- 
ziehen ,  sind  indes  so  viel  umfassend  {cotupr^unsive)  ebenso  wie 
so  abweichend  von  denen  früherer  Verordnungen,  dafs  wir  an- 
nehmen, dafä  die  Absicht,  die  eine  für  die  andere  zu  setzen, 
notwendig  gefolgert  werden  und  vorherrschen  mufs.  Fisk  v. 
Eenarie,  142  Ü.  S.  469,  468. 

Die  Entscheidung  dieses  Gerichtshofs  in  dem  kürzlich  ver- 
bandelten Fall  der  United  States  v.  Rider,  163  ü.  S.  133  giebt 
einen  wichtigen,  wenn  nicht  mafsgebenden  Praecedenzfall.  Von 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  bis  zurDurchbringung  der  Verordnung 
von  1891  konnten  sowohl  in  Civil-  wie  in  Kriminalfmgen  Rechts- 


Das  Benterecht  im  Seekrieg  gegenüber  Fiaeheni&hneogen.         59 

Etreitiragen ,  in  denen  zwei  Richter  des  Cirenit  Court  ver- 
echiedener  Ansicht  waren,  diesem  Gerichtshof  zur  Entscheidung 
unterbreitet  werden.  Act  of  April  29,  1802,  e.  31  §  6;  2  Stat. 
159,  Jum  1,  1872,  c.  255  §  1;  17  Stat.  196,  Bev.  Stat,  §§  650, 
652,  693,  6^;  Insurmce  Co.  v.  Ihmham,  11  Wtäl.  1,  21;  United 
States  V.  Sanges,  14i  U.  S.  310,  320. 

Aber  in  dem  Fall  United  States  v.  Rider  hat  dieser  Gerichts- 
hof entschieden,  daß  die  Verordnung  von  1891  die  froheren  Ver- 
ordnungen ,  welche  gestatteten ,  Rechtsstreitfragen  von  den 
Circuit  Courts  diesem  Gerichtshof  zu  unterbreiten,  überholt 
und  aufgehoben  hat;  und  die  Gründe  jener  Entscheidung  zeigen 
sieh  deutlich  genug  in  dem  Bericht  über  die  Wirkung  der  Ver- 
ordnung von  1891  an  zwei  Stellen  jenes  Gutachtens:  „In  allen 
Eriminalfilllen  auf  einen  tvrit  of  error  und  in  allen  Civilsachen 
auf  Berufung  oder  auf  einen  writ  of  error  wurde  entweder  dieser 
Gerichtshof  oder  der  Circuit  Court  of  Appeals  als  höhere  Instanz 
eingesetzt,  ohne  ROeksieht  auf  den  Wert  des  Streitobjekts,  aus- 
genommen in  Bezug  auf  Appellationen  auf  Berufungen  oder 
einen  writ  of  error  an  oder  von  den  Circuit  Courts  of  Appeals 
in  lallen,  die  nicht  endgültig  siod,  wie  sie  in  §  6  specifiziert 
vorden  sind."  gEs  ist  wahr,  dars  Btillachweigende  Aufhebungen 
Dicht  zu  prftsumieren  sind  (not  favored),  wir  kftnnen  uns  aber 
der  Schlufsfolgerung  nicht  entziehen,  dafs  bei  Prüfung  ihrer 
Absicht,  ihres  augenscheinlichen  Zweckes  und  ihres  Wortlauts, 
die  Verordnung  vom  3.  März  1891  die  ganze  unter  Frage  stehende 
Materie  deckt  und  die  ausschliefsende  Regel  in  Bezug  auf 
Appellation  auf  Berufung ,  writ  of  error  oder  certificate  liefert. 
163  U.  8.  338— UO. 

Jenes  Urteil  beruhte  so  auf  zwei  aufeinanderfolgenden  Be- 
hauptungen: Erstens,  dal^  die  Verordnung  von  1891  entweder 
diesen  Gerichtshof  oder  den  Circuit  Court  of  Appeals  als 
höhere  Instanz  in  allen  Kriminal-  und  CivilföUen  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Wert  des  Streitobjekts  einsetzt.  Zweitens,  dafs 
die  Verordnung  durch  ihren  Wortlaut,  ihre  Absicht  und  ihren 
augenscheinlichen  Zweck  die  ausschliefsende  Regel  in  Bezug 
auf  Appellationen  auf  Berufung,  writ  of  error  oder  certificate 
liefert. 

Wie  der  Chief  Justice  Marshall  vor  langer  Zeit  gesagt  hat, 
nnfs   man  den  Geist  eines  Statuts  ebenso  wie  den  Wortlaut* 
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respektieren  und  wo  der  ganze  Zusammenhang  des  Gesetzes  eine 
besondere  Absicht  in  der  Gesetzgebung  zeigt,  einen  gewiss«] 
Zweck  ZQ  erreichen,  da  darf  ein  gewisser  Grad  von  still- 
schweigender Folgerung  far  jene  Absicht  zu  Hälfe  genommen 
werden.  Durousseau  v.  United  States,  6  Crtmch  307,  314. 
Und  es  ist  eine  wohl  befestigte  Regel  (well  setiled)  in  der  Aus- 
legung von  Statuten,  die  oft  von  diesem  Gerichtshof  bestätigt 
und  angewandt  worden  ist,  dafs  selbst,  wo  zwei  Verordnungen 
nicht  in  direktem  Wortlaut  sich  widersprechen,  doch  wenn  die 
letztere  Verordnung  die  ganze  Materie  der  ersteren  deckt  und 
aufserdem  neue  Bestimmungen  umfallt,  dadurch  deutlieh  zeigend) 
dars  sie  als  Ersatz  fQr  die  erste  Verordnung  beabsichtigt  ist, 
sie  wie  eine  Aufhebung  der  ersten  Verordnung  wirkt.  Onited 
States  V.  Tytten,  U  Wall  88,  92;  King  v.  ComeÜ,  106  ü.  & 
395,  396;  Traty  v.  Tu/fly,  134  U.  8.  SOG,  S33;  Fish  v.  Benarie, 
14S  U.  S.  459,  4ß8;  Diatriet  of  Colvmhia  v.  Hutton,  143  ü.  8. 
18,  27;  United  States  v.  Heedey,  160  U.  8.  136,  IS. 

Wir  sind  der  Meinung ,  dal^  die  Verordnung  vob  1891 ,  im 
Lichte  der  festgesetzten  Hegeln  Ober  statutarische  Auslegung 
und  der  Entscheidungen  dieses  Gerichtshofes  betrachtet,  deutlich 
die  Absicht  des  Kongresses  an  der  Stirn  trägt,  die  ganze  Materie 
der  Appellation  von  den  District  und  Circuit  Courts  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  umfassen,  soweit  es  darauf  ankommt,  in 
welchen  Fallen,  sowie  an  welche  Gerichtshöfe  Appellationen  ge- 
richtet werden  dürfen,  und  bis  zu  dieser  Ausdehnung  alle  Be- 
stimmungen früherer  Verordnungen  des  Kongresses  überflossig 
zu  machen  und  aufzuheben,  einschliefslich  derjenigen,  welche 
solche  Appellationen  von  einer  Geldgrenze  abhängig  machten; 
daTs  sie  femer  deutlich  die  Absicht  zeigt,  als  ein  Teil  des  neuen 
Systems  diesen  Gerichtshof  als  höchste  Instanz  einzusetzen  fQr 
alle  entscheidenden  Urteile  und  Erkenntnisse  in  PrisenprozesseD, 
ohne  Rücksicht  auf  die  in  Frage  stehende  Summe  und  ohne 
irgend  ein  Certifikat  des  Distriktrichters,  die  Wichtigkeit  des 
besonderen  Falles  betreffend. 

Wir  werden  nunmehr  zur  Erwägung  der  Frage  geführt,  ob 
auf  die  Thatsachen  hin,  die  in  diesen  record«  erscheinen,  die 
Fischereischmacken  der  Wegnahme  durch  die  bewaffneten 
Schiffe  der  Vereinigten  Staaten  während  des  jOngsten  Krieges 
mit  Spanien  angesetzt  waren. 
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Gemftfs  einem  alten  Brauch  unter  civilisierten  Xationen, 
dessen  Anfang  Jahrhunderte  zorOckliegt  und  der  allmählich  in 
eine  R^el  des  intemationaleD  Rechts  ausgereift  ist,  hat  man 
anerkannt,  dalä  Fischereifahrzeuge,  die  ihrer  Bestimmung,  Fische 
zu  fangen  und  lebend  einzubringen,  nachgehen,  samt  ihrer 
Ladung  und  Bemannung  von  der  Wegnahme  als  Kriegsprise 
ausgenommen  sind. 

Diese  Doktrin  ist  indessen  vor  Gericht  ernstlich  bekämpft 
worden.  Und  man  kann,  soireit  wir  wissen,  in  keinem  einzigen 
veröffentlichten  Werk  eine  vollständige  Sammlung  der  Beispiele, 
die  sie  illustrieren,  finden,  obgleich  viele  von  den  Schriftstellern 
über  internationales  Recht  citiert  und  erörtert  werden,  zum 
Beispiel  bei  Ortolan,  Eigles  Internationales  et  Diplomatie  de  la 
Mer  (4**  ed.)  lib.  3,  c.  2  pp.  51 — 56;  Calvo,  Droit  International 
ß^edj  §§  1*367—2373;  Boech,  Fropri4t4  Friv4e  Etmemie  som 
Pavillon  Ennemi  §§  191 — 196;  und  Sali,  International  Law 
(^  ed.)  §  148.  Es  lohnt  sich  deshalb  wohl,  die  Geschichte  der 
Regel  zu  verfolgen,  von  den  ersten  zugänglichen  Quellen  an, 
durch  die  wachsende  Anerkennung  derselben,  mit  gelegentlichen 
Rückfällen,  bis  zu  dem,  was  wir  heute  billig  als  ihre  endgültige 
Anerkennung  ansehen  in  unserem  eigenen  Lande  wie  allgemein 
in  der  civilisierten  Welt. 

Die  frühesten  in  Büchern  erwähnten  Verordnongen  irgend 
einer  Begieruug  über  diesen  Gegenstand  rührten  entweder  von 
einem  König  von  England  her  oder  wurden  von  ihm  gebilligt. 

In  den  Jahren  1403  und  1406  erliefs  Heinrich  IV.  Befehle 
an  seine  Admirale  und  anderen  Offiziere,  unter  dem  Titel  .Be- 
treffend die  Sicherheit  der  Fischer  ~  De  SecurÜate  pro  IHs- 
eatortbm'.  Durch  eine  Verordnung  vom  26.  Oktober  1403  er- 
klärte er,  dies  sei  gemäfs  einem  Vertrag  zwischen  ihm  und  dem 
König  von  Frankreich  festgesetzt,  für  die  grörsere  Sicherheit 
der  Fischer  beider  Länder,  sodafs  dieselben  ihr  Gewerbe  sicherer 
auf  dem  Meere  fortsetzen  und  in  Frieden  miteinander  Handel 
treiben  könnten;  und  daf^  der  französische  König  eingewilligt 
habe,  dafs  englische  Fischer  ebenso  behandelt  werden  sollten; 
es  wurde  bestimmt,  dafs  französische  Fischer  während  der  damals 
reehtmäfsig  festgesetzten  Zeit  für  den  Heringsfang  von  dem 
Hafen  von  Gravelines  und  der  Insel  Fhanet  bis  zur  Mündung 
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der  Seine  und  dem  Hafea  von  Hitutoane  Heringe  und  alle 
anderen  FiBcbe  in  Sicherheit  ÜBchen  dfirften.  Und  durch  eine 
Verordnung  vom  5.  Oktober  1406  nahm  er  in  sein  sicheres  Ge- 
leit und  unter  seinen  besondem  Schutz,  seine  Fftrsorge  und  Ver- 
teidigung,  alle  Fischer,  und  braonders  die  von  Frankreich, 
Flandern  und  Britannieu,  soweit  sie  mit  ihren  Fischereifahr- 
zeugen and  Böten  auf  der  See  innerhalb  seiner  Herrschaft, 
seines  Rechts-  und  Lftndergehietes,  segelten,  ein-  oder  aus- 
liefen,   ;  ebenso  ihre  Fische,  Netze  und  und  alles  andere 

Gut  und  Eigentum;  und  es  wurde  deshalb  befohlen,  dafs  man 
solchen  Fischern  nicht  ins  Gehege  kommen  solle,  voiausgesetzt, 
dafö  sie  sich  gut  und  gehörig  betrogen  und  nicht  unter  dem 
Vorwand  dieses  Freibriefe  ii^nd  etwas  thäten  oder  zu  tbun 

verBuchteo ,  das  den  König  oder  sein  Königtum  oder 

seine  Untertbanen  benachteiligen  könnte.  8  Rymer's  Foedera 
336,  461. 

Der  Vertrag,  der  am  2.  Oktober  1521  zwischen  dem  Kaiser 
Karl  V.  und  Franz  I.  von  Frankreich  durch  ihre  Gesandten  ge- 
schlossen wurde,  erklärt,  dafs  ein  grofeer  und  heftiger  Krieg 
zwischen  ihnen  entstanden  sei  und  dafs  infolgedessen  häufige 
Verheerungen  und  Verwüstungen  auf  beiden  Seiten  zu  Wasser 
und  zu  Lande  vorgekommen  wären,  zum  ernsten  Schaden  und 
unerträglichen  Machteil  der  beiderseitigen  unschuldigen  Unter- 
tbanen; dafs  eine  passende  Zeit  fllr  die  Heringsfischerei  nahe  sei 
und  dafs,  weil  die  See  vom  Feinde  beherrscht  sei,  die  Fischer 
nicht  auszulaufen  wagten ,  wodurch  der  Gegenstand  ihres  Ge- 
werbes, der  vom  Himmel  verliehen  sei,  um  den  Hunger  der 
Armen  zu  stillen,  dies  Jahr  ganz  ausbleiben  würde,  wenn  man 
nicht  anderweitige  Bestimmungen  träfe  —  quo  fü,  ut  piscaturae 
commoditas,  ad  pat^erwm  levandam  famem  a  coelesti  numine 
concessa,  cessare  hoc  anno  omnino  debeat,  nisi  aliter  provideatur. 
Es  wurde  deshalb  vereinbart,  dafs  die  Unterthanen  beider 
Souveräne,  die  auf  See  fischten,  oder  dem  Beruf  von  Fischern 
nachgingen,  bis  zum  Ende  des  nächsten  Januar,  ohne  irgend 
einem  Angriff,  einer  Beraubung  oder  Belästigung,  Beunruhigung 
oder  Hinderung  ausgesetzt  zu  sein,  trotz  des  bestehenden  Land- 
und  Seekrieges,  Heringe  und  alle  anderen  Arten  von  Fischen 
sicher  und  frei  überall  in  der  See  fangen  könnten  und  dürften ; 
dafs  femer   während  der  erwähnten  Zeit  kein  Unterthan  der 
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beiden  Souveräne  sich  einer  Beraabnng,  Vei^ewaltigung,  Ver- 
letzung, BelftstiguDg  oder  Beunmhigung  solcher  Fischer,  ihrer 
Fahrzeuge,  ihres  Proviants  oder  ihrer  AuerOstung,  Netze  und 
Fische  oder  anderer  Güter,  die  wirklich  zum  Fischen  gehöreo, 
schuldig  machen  dfirfe.  Der  Vertrag  wurde  zu  Galais,  das  da- 
mals in  englischem  Besitz  war,  geschlossen.  Er  erkl&rt,  dal^ 
sich  die  Gesandten  beider  Souveräne  auf  die  ernsten  Vor- 
stellungen Heinrichs  VIII.  hin,  unter  seinem  Schutz  und  im  Bei- 
sein des  Kardinals  Wolsey,  seines  Kanzlers  und  Vertreters  dort 
trafen.  Gegen  Ende  des  Vertrags  wird  beschlossen,  daft  der 
genannte  KOnig  und  sein  genannter  Vertreter  „mit  deren  Hälfe 
der  Vertrag  zu  stände  gekommen  ist,  Garanten  der  darin  ent- 
haltenen Bestimmungen  sein  sollen ,  als  wftren  sie  dazu  von 
beideu  Parteien  ausgewählt  und  ernannt."  4  Dumont,  Carpe 
DiplonuOigue  pt.  1  pp.  352,  353.  Die  Heringsäscherei  wurde  im 
Jahre  1536  während  der  Kriegszeit  durdi  französische  und 
holländische  Edikte  erlaubt.  Bynkershoek,  Quaestiones  Juris 
Fviblicae,  Itb.  1,  e.  3;  1  Emertgon,  des  Assuranees ,  c.  4,  secf.  9; 
c.  12  seet.  19  §  8. 

Frankreich  hat  von  alter  Zeit  her  das  Beispiel  gegeben,  die 
Schrecken  des  Krieges  zu  Gunsten  aller  Küstenschiffer  zu 
lindem.  In  dem  von  Cleü-ac  1661  veröffentlichten  Sammelwerk, 
Us  et  cottinmes  de  la  Mer  betitelt,  im  3.  Teil  desselben,  der 
„Die  See-  und  Admiralitätsgerichtabarkeit  —  La  Jurisdidim  de 
la  Marine  ou  d'Amiravt^  sowohl  in  Kriegs-  wie  Friedenszeiten 
enthält,  lautet  Artikel  80  wie  folgt:  „Der  Admiral  kann  in 
Kriegszeiten  dem  Feind  und  seinen  Unterthanen  Fischerei- 
freiheiten —  tresves peseheresses  —  bewilligen;  vorausgesetzt,  daf6 
auch  der  Feind  sie  den  Franzosen  bewilligt".  Cleirac  544.  Unter 
diesem  Artikel  wird  Bezug  genommen  je  auf  Artikel  49  und  79 
der  französischen  Bestimmungen,  die  Admiralität  betreffend  vom 
Jahre  1543  und  1584,  von  denen  er  nur  eine  Wiederholung  ist. 
4  Pardessas,  CoRection  de  Lots  Maritimes,  319;  2  Ortolan,  51. 
Und  Cleirac  fügt  in  einer  Note  dieses  Citat  aus  Froissart's 
Chronik  an:  „Fischer  auf  See  fDgten  einander  keinen  Schaden 
zu.  was  für  Kriege  aach  in  England  und  Frankreich  geführt 
■wurden;  so  sind  sie  Freunde  und  helfen  einander  nach  Bedarf  — 
I'etAeurs  sur  mer,  quelque  guerre  gwi  sott  en  JVance  et  Angleterre, 
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jamais  ne  se  firent  mal  l'un  d  Vatttre;  atn^ois  smt  amis,  et  s'tufäetU 
l'un  a  tu  Vautre  a  besom." 

Derselbe  Brauch  Bcheint  in  Frankreich  bis  zum  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  vorgeherrscht  zu  haben.  So  gewährten  zum 
Beispiel  Ludwig  XIV.  und  die  Generalstaaten  von  Holland  1675 
nach  gegenseitiger  Übereinkunft  holländischen  und  französischen 
Fischern  die  Freiheit,  ungestört  durch  die  Kriegsschiffe  an  den 
Kttsten  Frankreichs,  Hollands  und  Englands  zu  fischen.  D'Saute- 
rive  et  De  Cussy,  Traitis  de  Commerce,  pt.  1  vol.  2,  p,  376. 
Durch  die  Verträge  von  1681  und  1692  hörte  dieser  Brauch  in- 
dessen auf,  wie  Viüin  sagt,  auf  Grund  des  treulosen  Verhaltens  der 
Feinde  Frankreichs,  die  den  guten  Glauben,  mit  dem  sie  immer 
die  Verträge  beobachtet  hELtten,  mifsbrauchend,  die  französischen 
Fischer  gewohnheitsmftfsig  entführten,  während  ihre  eigenen  in 
Sicherheit  fischten.  2  Valin  sur  l'Ordotmanee  de  la  Marine 
(me)  689,  690;  2  Ortolan  53;  Boeck  §  192. 

Die  Doktrin,  welche  Küstenfischer  samt  ihren  Fahrzeugen 
und  ihrer  Ladung  von  der  Wegnahme  als  Kriegsprise  ausnimmt, 
ist  den  Vereinigten  Staaten  seit  dem  Unabhängigkeitskrieg  ge- 
läufig. 

Am  5.  Juni  1779  richtete  unser  Kriegsbundesgenosse 
Ludwig  XIV.  ein  Schreiben  an  seinen  Admiral,  in  dem  er  ihm 
mitteilte,  dafs  der  Wunsch,  den  er  immer  gehabt  habe»  die 
Härten  des  Krieges,  soweit  er  es  könne,  zu  lindem,  seine  Auf- 
merksamkeit auf  jene  Klasse  seiner  Unterthanen  gelenkt  habe, 
welche  sich  dem  Fischereigewerbe  widmeten  und  keine  anderen 
Mittel  zum  Lebensunterhalt  hätten;  und  dafs  er  gedacht  habe, 
dafs  das  Beispiel,  welches  er  seinen  Feinden  geben  wttrde,  und 
das  keinen  andern  Grund  als  die  Gefühle  der  Menschlichkeit 
haben  könne,  die  ihn  beseelten,  dieselben  bestimmen  würde,  den 
Fischern  die  gleichen  Freiheiten  zu  bewilligen,  die  er  ihnen  ge- 
währen würde;  und  dafs  er  deshalb  Befehl  an  die  Kommandanten 
aller  seiner  Schilfe  habe  ergehen  lassen,  die  englischen  Fischer 
weder  zu  stören,  noch  ihre,  mit  frischen  Fischen  beladenen  Fahr- 
zeuge, mit  Beschlag  zu  belegen,  selbst  wenn  die  Fische  nicht  von 
denselben  Fahrzeugen  gefangen  wären ;  vorausgesetzt,  sie  hätten 
keine  Verteidigungswaffen  an  Bord  und  man  habe  ihnen  nicht 
nachweisen  können,  dafs  sie  Signale  gegeben  hätten,  die  den  Ver- 
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dacht  des  Emverst&ndDiBBes  mit  dem  Feinde  aufkommen  liefsen; 
und  der  Admiral  wurde  angewieBen  die  Intentionen  des  Königs 
allen  unter  Beinern  Oberbefehl  stehenden  OMzieren  mitzuteilen. 
Dnreh  eine  kttoigliehe  Gebeimrateverordnnng  vom  6.  Norember 
1780  Torden  die  froheren  Erlasse  best&tigt;  nnd  die  von  einem 
franzSstschen  Kreuzer  ansgefohrte  Beschlagnahme  des  englischen 
Schiffes  gThe  John  and  Sarah",  das  mit  einer  Ladung  frischer 
Fische  von  Holland  kam,  sowie  die  demselben  auferlegte  hohe 
Strafe,  wurden  für  ongesetzmftfsig  erklärt.  Z  Coäe  des  iVise» 
{ed.  ^8t),  721,  901,  903. 

Unter  den  von  Sir  James  Marriott,  Richter  des  English 
High  Court  of  Admiralty,  aufgestellten  Reebtsgrundsfttzen 
{standmg  Orders)  war  einer  vom  11.  April  1780,  durch  welchen 
bestimmt  wurde,  dafs  alle  Prisenprozesse  Ober  vom  Feinde  ge- 
nommene Fischereifahrzeuge  und  Böte  in  „one  monition  and 
one  sentcHce  or  interloeutory'^  zusammengefafst  werden 
könnten,  wenn  sie  unter  50  Tonnen  Ladung  hätten  und  ihre 
Zahl  6  nicht  aberträfe.  Mariott's  Formulary,  i.  Doch  scheint 
es.  Dach  den  Angaben  seiner  Nachfolger,  sowohl  der  englischen 
wie  der  französischen  Schriftsteller,  dafs  sowohl  England  wie 
Frankreich  während  des  amerikanischen  Hevolutionshrieges  da- 
von abstanden,  störend  auf  die  Küstenfischerei  einzuwirken. 
The  Young  Jacob  tmd  Johanna,  1  C.  Roh.  SO;  2  Ortolan,  53; 
Saa  §  U8. 

In  dem  Vertrag  von  1785  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Freufsen  bestimmt  Artikel  23  (welcher  von  den  amerika- 
nischen Kommissären  John  Adams,  Benjamin  Franklin  und 
Thomas  Jefferson  vorgeschlagen  wurde  und  von  Benjamin 
Franklin  abgefafst  sein  soll),  dafs,  im  Fall  eines  Krieges  zwischen 
den  kontrahierenden  Parteien,  .alle  Frauen  und  Kinder,  Gelehrte 
jeder  Fakultät,  Landleute,  KQnstler,  Mannfakturisten  und 
Fischer,  die  unbewafFnet  sind  und  unbefestigte  Städte,  Dörfer 
oder  Ortschaften  bewohnen  und  im  allgemeinen  alle  anderen 
Menschen,  deren  Beschäftigungen  der  Gesamtexistenz  und  dem 
Gesamtwohl  der  Menschheit  zu  gute  kommen,  die  Erlaubnis  er- 
halten sollen,  ihren  verschiedenen  Beschäftigungen  nachzugehen, 
und  an  ihrer  Person  nicht  belästigt  werden  sollen;  auch  sollen 
ihre  Häuser  und  ihr  Eigentiun  nicht  verbrannt  oder  anderweitig 
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zerstört,  noch  ihre  Felder  von  den  Truppen  des  Feindes  ver- 
wüstet werden,  in  dessen  Gewalt  sie  durch  die  Kriegsereignisse 
fallen  mögen;  wenn  ihnen  aber  irgend  etwas  far  den  Gebranch 
der  Truppen  genommen  werden  mufs,  soll  man  ihnen  dafür  an- 
gemessene Preise  bezahlen."  8  Stat.  96;  1  Kent  Com.  91  note; 
Wkeaton's  Sistory  of  the  Law  of  Nations  306,  308.  Hier  war 
es  am  deutlichsten  ausgesprochen,  dafs  unbewaffnett^  Fischer, 
die  unbefestigte  Ortschaften  bewohnen,  von  feindlicher  Belilsti- 
gung  oder  Beschlagnahme  ihrer  Person,  Beschäftigung,  Hauses 
und  Eigentums  ausgenommen  sein  sollen.  Dieser  Artikel  wurde 
in  den  späteren  Verträgen  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
Preufsen  aus  den  Jahren  1799  und  1828  wiederholt.  8  Stat. 
174,  384.  Und  Dana  sagt  in  einer  Anmerkung  zu  seiner  Aus- 
gabe von  Wheaton's  International  Law:  In  vielen  Verträgen  und 
Verordnungeu  werden  Fischer,  die  Fische  als  Lebensmittel 
fangen,  zu  der  Klasse  von  Personen  gezählt,  deren  Beschäftigung 
in  KriegBzeiten  nicht  gestört  werden  soll.  Wheaton's  Inter- 
national Imw  (S»  ed.)  §  345,  note  168. 

Seit  die  Vereinigten  Staaten  eine  Nation  geworden  sind. 
entstanden ,  soweit  wir  unterrichtet  sind ,  die  einzigen  ernst- 
lichen Unterbrechungen  der  allgemeinen  Anerkennung  der  Aus- 
nahme der  Küstenfischereifahrzeuge  von  feindlicher  Beschlag- 
nahme, aus  den  gegenseitigen  Verdächtigungen  und  Rekon- 
ventioDsklagen  Englands  und  Frankreichs  während  der  Kriege 
der  französischen  Revolution. 

In  den  ersten  Jahren  jener  Kriege,  als  England  die  Beschlag- 
nahme französischer  Fischer  für  rechtmäfsig  erklärt  hatte,  be- 
auftragte ein  Dekret  des  französischen  Nationalkonvents  vom 
2.  Oktober  1793  die  Exekutive ,  „gegen  dies  Verfahren ,  das 
bisher  ohne  Beispiel  sei,  Protest  einzulegen ,  die  beschlagnahmten 
Fischerböte  zurückzufordern  und  im  Fall  der  Weigerung  Re- 
pressalien zu  nehmen."  Doch  ordnete  im  Juli  17P6  das  Komitee 
für  öffentliche  Sicherheit  die  Freilassung  der  englischen  Fischer 
an,  die  auf  das  frühere  Dekret  hin  gefangen  genommen  waren, 
„indem  es  sie  für  keine  Kriegsgefangene  erklärte."  La  Nostra 
Segnora  de  la  Fiedad  (1801),  weiter  unter  citiert;  3  De  Gassy, 
Droit  Maritime  164,  165;  1  Massi,  Droit  Gommercial  (3*  ed.) 
JS66,  S67. 

Am  24.  Januar  1798  wies  die  englische  Regierung  durch 
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ausdiUcklicbe  Verordnung  die  Kommandanten  ihrer  Schiffe  an, 
franzSsiBche  und  faolllLndiBche  Fischer  mit  ihren  Böten  fest- 
zunehmen. 6  Martens,  Recueil  äes  Tratte  (3*  e^  505;  6  SchoeU, 
Sistoire  des  Trait4s  119;  3  OrtoUm  53. 

Nach  Bekanntgabe  dieser  Verordnung  erklärte  Lord  Stowell 
(damals  Sir  William  Scott)  im  High  Court  of  Admiralt;  of  Eng- 
land kleine  holländische  Fischerböte  als  Kriegsbeute.  In  einem 
Fall  fand  die  Festnahme  im  April  1798  statt,  und  die  Verordnung 
datierte  vom  13.  November  1798.  The  Yotmg  Jacob  emd  Johaima, 
1  C.  Hob.  30.  In  einem  anderen  Fall  datierte  die  Verordnung 
vom  23.  August  1799.    The  Noydt  Gedacht,  3  C.  Sob.  337. 

Für  das  Jahr  1800  können  die  Erlasse  der  englischeD  und 
französischen  Regierungen  und  die  Korrespondenz  zwischen  den- 
selben in  den  bereits  erwähnten  BQchern  gefunden  werden. 
6  Martens  503—512;  6  SchoeU  118—130;  2  Ortdan  53,  54.  Die 
Geschehnisse  fQr  das  Jahr  1800  können  wie  folgt  zusammen- 
gefafst  werden;  Am  27.  März  1800  wiederholte  die  französische 
Regierung,  nicht  gewillt  Repressalien  zu  nehmen,  die  Ver- 
ordnungen Ludwigs  XVI.  aus  dem  Jahre  1780,  die  oben  erwähnt  ■ 
sind,  und  untersagte  den  französischen  Schiffen  jede  Beschlag- 
nahme englischer  Fischer,  falls  sie  nicht  bewaffnet  wären  oder 
man  ihnen  nachgewiesen  habe,  dafs  sie  dem  Feinde  Signale 
gegeben  hätten.  Am  30.  Mai  1800  zog  die  englische  Regierung, 
nachdem  sie  von  jener  Aktion  der  französischen  Regierung 
Kenntnis  erhalten  hatte,  ihre  Verordnung  vom  24.  Januar  1798 
zurOck.  Bald  darauf  aber  beschwerte  sich  die  englische  Regierung 
darOber,  dafs  französische  Fischerböte  in  Vlissingen  als  Brander 
eingerichtet  wären,  wie  auch  dartkber,  dafs  die  französische  Re- 
gierung französische  Fischer  und  ihre  Böte,  selbst  solche,  welche 
die  englische  Regierung  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  nicht 
dienten,  freigelassen  habe,  gewaltsam  geworben  und  nach  Brest 
geschickt  habe,  um  in  ihrer  Flotte  zu  dienen;  und  am  21.  Januar 
1801  nahm  sie  ihre  letzte  Verordnung  kurz  zurOck  und  lielä  die 
Verordnung  vom  24.  Januar  1798  wieder  in  Kraft  treten.  Am 
16.'Februar  1801  befahl  Napoleon  Bonaparte,  damals  erster  Konsul, 
dem  französischen  Kommissär  in  London,  sofort  nach  Frankreich 
zurQckzukehren ,  nachdem  er  vorher  der  englischen  Regierui^ 
erklärt  hatte,  dafs  ihr  Betragen  „im  Gegensatz  zu  allen  Ge- 
bräuchen civilisierter  Nationen  und  zu  den  allgemeinen  Gesetzen, 
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welche  dieselbeD  leiten,  dem  bestehenden  Kriege  einen  Charakter 
der  Wut  und  Erbitterung  gäbe,  die  selbst  die  in  einem  loyalen 
Kriege  ablieben  Beziehungen  zerstt^re"  und  nur  darauf  hin- 
virke,  die  beiden  Nationen  zu  erbittern  und  die  Zeit  des 
Friedens  hinauszuschieben;  und  dal^  die  franzftsiBcbe  Begie- 
rnng,  ,die  es  immer  zu  ihrem  Grundsatz  gemacht  habe,  die 
Schrecken  des  Krieges  soviel  als  mOglidi  zu  linderu,  ihrerseits 
nicht  daran  denken  könne,  arme  Fischer  zu  Opfern  verlängerter 
Feindseligkeiten  zu  machen,  und  von  allen  Repressalien  Abstand 
nehmen  wUrde.* 

Am  16.  H&rz  1801  nahm  das  in  England  ans  Ruder  ge- 
kommene Ministerium  Addington  die  Verordnungen  seiner  Vor- 
^li^r  gegen  die  französischen  Fischer  zurück,  hielt  aber  daran 
fest,  dafs  „die  Freiheit  des  Fisebens  nirgends  auf  Vereinbarung 
beruhe,  sondern  auf  einfacher  Konzession ;"  dafs  „diese  Konzession 
immer  dem  Ermessen  des  Augenblicks  unterworfen  sein  wQrde* 
und  dafb  „sie  sich  nie  auf  die  Groftifischerei  und  den  Handel 
mit  Austern  und  Fiscben  ausgedehnt  habe".  Die  Freiheit  der 
KOstenfi&cherei  wurde  von  nun  an  wieder  auf  beiden  Seiten  ge- 
währt. 6  Martms  SU;  6  SehoeU  IUI;  2  Ortolan  5i;  Matming, 
Law  of  Natiom  (Arnos  ed.)  306. 

Der  Anwalt  der  Vereinigten  Staaten  stützte  sich  besonders 
auf  das  oben  citierte  Urteil  des  Ijord  Stotcdl  in  The  Yomtg  Jacob 
anä  Johanna,  X  C.  Roh.  20,  das  sorgfältige  Beachtung  verdient. 
Das  dort  verurteilte  SchifF  wird  in  dem  Bericht  „als  ein  kleines 
holländisches  Fischerboot'  bezeichnet,  das  auf  der  Bückfahrt 
von  Dogger  Bank  nach  Holland  im  April  1798  beschlagnahmt 
wurde.  Und  Lord  Stowell  sagte  bei  der  Verkündigung  des 
Urteils:  „In  früheren  Kriegen  ist  es  nicht  üblich  gewesen,  diese 
kleinen  Fischerfabrzeuge  wegzunehmen;  doch  war  dies  nur  eine 
Regel  der  Höflichkeit  {eomitiy),  und  nicht  gesetzlicher  Ent- 
scheidung; sie  hat  vom  Standpunkt  der  Rücksicht  zwischen  be- 
nachbarten V&Ikem  und  aus  Interesse  für  eine  arme  und  fleifsige 
Klasse  von  Menschen  Geltung  gehabt.  Im  jetzigen  Kriege  ist, 
wie  ich  annehme ,  genQgender  Grund  vorhanden ,  diese  Art  der 
Behandlung  zu  ändern,  und  da  sie  vor  mich  als  Richter  ge- 
bracht Bind,  müssen  sie  sich  nach  den  aUgemeinen  Grundsätzen 
dieses  Gerichtshofs  richten;  sie  fallen  unter  den  Titel  und  die 
Formulierung   der   letzten  Klasse  von  Fällen;    das  heifbt  von 
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Schiften,  die  beBt&ndig  und  ausschlieMioh  im  Handel  des  Feindes 
beschäftigt  sind."  Und  ,ftlr  mich",  fOgte  er  hinzn,  „ist  es  eine 
weitere  Genugthuung  bei  Fflllung  dieses  Urteils,  zu  bemerken, 
dafs  die  Tbatsachen  auch  entschiedene  Kennzeichen  falscher 
und  betrügerischer  Handlungsweise  tragen." 

BeBcblagnahme  wie  Verurteilung  lagen  innerhalb  des  ersten 
Jahres  nach  der  Verordnung  der  ei^lischen  Regierung  vom 
24.  Januar  1798,  welche  die  Kommandanten  ihrer  Schiffe  an- 
wies, französische  und  holländische  Fischerfabrzeuge  zu  nehmen, 
und  vor  einer  Zurücknahme  dieser  Verordnung.  Lord  Stowell's 
Urteil  zeigt,  dafs  seine  Entscheidui^  sich  auf  die  Verordnung 
von  1798  stützt,  sowie  auf  klare  Beweise  von  Betrug.  Ein 
weiteres  Erkenntnis  wurde  in  dieser  Sache  nicht  gei^lt. 

Einigen  Ausdrücken  in  seiner  Darlegmig  ist  indessen  von 
englischen  Sehhftstellem  soviel  Gewicht  beigelegt  worden,  da(^ 
es  wohl  gut  sein  wird,  sie  einer  besonderen  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. Das  Urteil  beginnt  mit  der  Einrftumung,  d&Ca  der  be- 
kannte Brauch  in  früheren  Kriegen,  der  gewesen  sei,  solche 
Schiffe  nicht  zu  nehmen,  fügt  indessen  hinzu,  ,doch  war  dies 
eine  Kegel  der  Comüy  und  nicht  gesetzlicher  Entscheidung." 
Angenommen,  dafs  die  Wendung  „gesetzliche  Entscheidung"  hier 
in  dem  Sinn  gebraucht  ist,  in  dran  Gerichtshöfe  sie  zu  brauchen 
pflegen,  als  gleichbedeutend  mit  „richterlicher  Entscheidung", 
ist  es  richtig,  dars,  soweit  es  zu  verfolgen  ist,  eine  solche  Ent- 
Scheidung  über  den  Punkt  in  England  nicht  vorgelegen  hatte. 
Das  Wort  „Comiiy"  wurde  von  Lord  StoweU  augenscbeiolicb  im 
gleichen  Sinn  mit  Hüflichkeit  und  gutem  Willen  gebraucht.  Aber 
ein  dazwischenliegender  Zeitraum  von  100  Jahren  hat  mehr 
als  genügt,  das,  was  im  Anfang  auf  Brauch  oder  Comity,  Höf- 
lichkeit oder  Duldung  beruht  haben  mag,  durch  die  allgemeine 
Zustimmung  der  civilisierten  Nationen ,  in  eine  feste  Regel  des 
internationalen  Gesetzes  ausreifen  zu  lassen.  Wie  Sir  James 
MaekmtoBh  treffend  sagt:  „Im  jetzigen  Jahrhundert  ist  eine,  sich 
sehr  langsam  und  ruhig  vollziehende,  aber  sehr  wesentliche 
Milderung  in  der  Kriegsführung  eingetreten ;  und  im  Verhältnis, 
wie  diese  mildere  Kriegsführung  den  Beifall  der  Zeit  gewonnen 
hat,  ist  sie  aus  der  Reihe  der  blofBen  Gebräuche  gehoben  und 
■wird  zu  einem  Teil  des  Völkerrechts,  Diseours  tm  the  Lato  of 
Jfattons  38;  X  Mücdlaneous  Works  360. 
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Die  fraDZi^sischenPrisengerichtühöfe  beulteilten  die  allgemeine 
Frage,  sowohl  vor  als  nach  Lord  StoaeWs  Entscheidung,  ganz 
anders.  Wie  bereits  erwähnt,  erklärte  ein  gebeinier  ErlaTs 
Ludwigs  XVL  im  Jahre  1780,  die  von  einem  französischen  Kreuzer 
ausgeführte  Beschlagnahme  des  englischen  Schiffes  „The  John 
and  Sarah",  das  mit  einer  Ladung  frischer  Fische  von  Holland 
kam ,  für  ungesetzmäfgig.  Als  im  April  1801  ein  portugie- 
sischer Fischerkutter,  der  nur  soviel  Besatzung  hatte,  als  zu 
seiner  Bedienung  und  zur  Handhabung  der  Netze  erforderlich 
war ,  auf  einer  Fahrt  von  mehreren  Tagen  drei  Meilen  von  der 
Koste  von  Portugal  mitsamt  seiner  Ladung  von  Fischen  von 
eiiiem  französischen  Kreuzer  genommen  wurde,  da  erachtete 
am  17.  Mai  1801  The  Council  of  Prizes  diese  Beschlagnahme 
als  „den  Frineipien  der  Menschlichkeit  und  den  Grundsätzen 
des  internationalen  Rechts  widersprechend"  und  bestimmte,  dafs 
der  Kutter  mit  den  Fischen  an  Bord  oder  dem  Nettobetrage, 
von  solchen,  die  etwa  verkauft  wftren,  ihrem  Schiffer  (master) 
zurückgegeben  werden  sollte.  La  Nostra  Segnora  de  Ja  Piedad, 
25  Merlin,  Jurisprudence ,  Prise  Maritime,  §  3  art.  1,  3;  S,  C. 
1  Pistoye  et  Duverdy,  Prises  Maritimes,  331;  2  De  Cussy,  Droit 
MariÜme,  166. 

Bald  darauf  verbot  die  englische  Begieiiing  mehr  als  einmal 
unbedingt  die  Belästigung  von  Fischereifahrzeugen,  die  mit  dem 
Fangen  und  auf-den-Markt-Bringen  frischer  Fische  beschäftigt 
wären.  Am  23.  Mai  1806  wurde  durch  eine  Geheimratsverordnung 
bestimmt,  dafe  alle  Fischerfahrzeuge  unter  preufsischen  und 
anderen  Flaggen,  die  zum  Zweck,  Fische  zu  fangen  und  sie  frisch 
aaf  den  Markt  zu  bringen,  gemietet  wären,  mit  ihrer  Besatzung, 
ihrer  Ladung  und  ihren  Vorräten  auf  ihren  Fischerfahrten  und 
während  sie  die  Fische  auf  den  Markt  brächten,  nicht  belästigt 
werden  sollen;  und  dai^  keine  Fischerfahrzeuge  dieser  Gattung 
von  nun  an  belästigt  werden  sollten.  Und  die  Kight  Honorable, 
die  Lords  Commissioners  of  Eis  Majesty's  Treasury,  die 
Lords  Commissioners  of  the  Admiralty  und  der  Judge  of  the 
High  Court  of  Admiralty  sollten  die  notwendigen  Vorschriften 
hierüber  geben,  jeder  da,  wo  es  ihm  zukäme.  5  C.  Rob.  408. 
■Wiederum  in  der  Geheimratsverordnung  vom  2.  Mai  1810,  —  welche 
bestimmt,  dafs  „alle  Schiffe,  die  von  irgend  einem  Hafen  aus- 
s^eln,  der  soweit  unter  dem  Eintlufs  Frankreichs  und  seiner 
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BnndesgenosBen  steht,  dafs  britische  Scliiffe  dort  nicht  frei 
Handel  treiben  dürfen,  und  die  mit  Wallüechfang  oder  irgend 
einer  anderen  Art  Fischerei  beschäftigt  sind,  bis  auf  die  später- 
hin erwähnten  Auenabmen,  und  die  entweder  zu  dem  Hafen, 
von  dem  sie  ausgelaufen  sind  oder  nach  einem  andern  Hafen 
oder  Platz,  wo  die  britische  Flagge  nicht  frei  Handel  treiben 
darf,  zurQckkehreu  oder  zurückzukehren  bestimmt  sind,  ge- 
nommen werden  sollen  und  mit  ihren  Vorräten  und  ihrer  Ladung 
fOr  Prise  der  Nehmer  erkannt  werden"  —  waren  ausgenommen 
„Schiffe,  die  beschäftigt  sind,  Fische  zu  fangen  und  frisch  auf 
den  Markt  zu  bringen,  da  solche  Schiffe  nicht  geeignet  noch  i 

darauf  eingerichtet  sind,  Fische  zu  konservieren."    Edw.  Adm.  \ 

e^px,  L.  I 

Wheaton  schrieb  in  seinem  Digest  of  the  Law  of  Maritime  I 

C(gature8  and  Priges,  das  1815  erschien:   „Es  iet  in  Seekriegen  I 

Brauch  gewesen.  Fischerböte  und  ihre  Ladungen  von  der  Weg- 
nahme auszuBchliefsen ,   sowohl   vom  Stindpunkt  gegenseitiger 
Gefälligkeit  benachbarter  Länder  aus,  als  auch  aus  Rücksicht 
auf  eine  arme  und  fleiftige  Klasse  der  Bevölkerung.    Dieser 
Brauch,  der  der  Menschlichkeit  der  civilisierten  Nationen  alle 
Ehre  macht,  ist  aufäer  Gebrauch  gekommpn;   und  es  ist  auf- 
fallend, dal^  beide,  Frankreich  und  England,  sich  gegenseitig  I 
den  Vertrauensbruch  vorwerfen,  der  ihn  endgültig  aufgehoben  | 
hat"    Wheaton  on  Capiures  c.  J3  §  18.   Diese  Bemerkung  zeigt  j 
klar    Wheatotts  Meinung,  dafs  der  Brauch  ein  allgemeiner  ge- 
wesen sei,  sowie,  dafs  er  das  bleiben  mOl^te.     Seine  Annahme,  I 
dafs  er  durch  die  Zwistigkeiten  zwtechen  England  und  Frank-  i 
reich  am  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  aufgehoben  sei,  war 
durch  die  Lage  der  Dinge,  als  er  schrieb,  kaum  gerechtfertigt  | 
UDd  ist  auch  seitdem  noch  nicht  bestätigt.  \ 

Während  der  Kriege  des  französischen  Kaiserreichs  wurden 
die  Kastenfischer,  wie  sowohl  englische  als  französische  Schrift-  | 

steller  einräumen,  in  Frieden  gelassen.  2  Ortolan  54;  Boeck 
§  193;  Sau  §  148.  Boeck  setzt  sinnreich  und  wahr  hinzu: 
,iuid  die  Vorgänge  von  1800  und  1801  hatten  kein  moi^n  — 
n'eurent  pas  de  lendemain'^. 

Im  Eri^e  mit  Mexiko  1846  erkannten  die  Vereinigten 
Staaten  die  Ausnahme  der  Küstenfischereiboote  von  der  Weg- 
nahme an.    Zum  Beweis  hierfür  sei  Bezug  genommen  auf  die 
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Berichte  des  Marinedepartements,  an  das  wegen  solcher  Frage 
ZQ  appellieren  dieser  Gerichtshof  ohne  BQckhalt  autorisiert  ist. 
Jones  V.  United  States,  137  U.  8.  SOS.  UnäerhiU  v.  Bemäntlet 
168  U.  S.  250,  353. 

Aus  diesen  Berichten  erhellt,  dafs  der  Kommodore  Gönner, 
der  das  Home  Squadron,  das  die  OstkQste  von  Mexiko  blockierte, 
befehligte,  am  14.  Mai  1846  von  dem  Schiff  „Cumberland"  aus 
Brazos  Santiago,  in  der  Nfihe  des  südlichen  Punktes  von  Texas, 
einen  Brief  an  Mr.  Bancroft,  den  Marineminister,  schrieb,  in  den 
er  eine  Abschrift  einlegte,  von  des  Kommodores  Instruktionen 
an  die  Kommandanten  der  Schiffe  des  Borne  Squadron,  die  Vor- 
schriften betreffend,  „die  bei  der  Blockade  der  mexikanischen 
Hftfen  beobachtet  werden  sollen,"  von  denen  die  eine  lautet: 
„Mexikanische  Böte,  die  an  irgend  einem  Teil  der  Kfiste  mit 
Fischen  beschäftigt  sind,  sollen  ihrer  Arbeit  unbelästigt  nach- 
gehen dflrfen;"  und  dafs  diese  Instruktionen  am  10.  Juni  1846 
von  dem  Marinedepartement  anerkannt  wurden,  an  dessen  Spitze 
Mr.  Bancroft  noch  stand  und  auch  blieb,  bis  er  im  folgenden 
September  zum  Minister  für  England  ernannt  wurde.  Obgleich 
Kommodore  Gönners  Instruktionen  und  ihre  Anerkennung  durch 
das  Marinedepartement  in  keiner  zeitgenössischen  VerOffient- 
lichung  der  Regierung  erscheinen,  wurden  sie  doch  ofienbar  zu 
der  Zeit  oder  kurz  nachher  allgemein  bekannt;  denn  es  wird  in 
verschiedenen  Abhandlungen  über  internationales  Recht  (die  mit 
Ortolans  zweiter  Ausgabe  vom  Jahr  1853  anfangm)  angegeben, 
da{^  die  Vereinigten  Staaten  im  Mexikanischen  Krieg  den  Kttsten- 
fischem  des  Feindes  erlaubten,  die  freie  Ausübung  ihres  Berufes 
fortzusetzen.  2  Ortolan  (^  ed.)  49  note;  {4^  ed.)  55;  4  Calvo 
(5**  ed.)  §  237S;  Boeck  §  194;  Htdl  (4«  ed.)  §  148. 

Als  die  Wirkung  dieser  Angaben  abschw&chend,  beruft  sich 
der  Counsel  für  die  Vereinigten  Staaten  auf  eine  Proklamation 
vom  20.  August  1846  des  Kommodore  Stockton,  der  das  Pacific 
Squadron  befehligte ,  in  der  er  die  Offiziere  unter  seinem  Kom- 
mando anweist,  sofort  an  die  Blockierung  der  Häfen  von 
Matzatlao  und  San  Bks  an  der  Westküste  von  Mexiko  zu  gehen 
und  ihnen  sagt,  „Allen  neutralen  Schiffen,  die  Sie  dort  finden, 
werden  Sie  20  Tage  zur  Abfahrt  geben;  und  Sie  werden  die 
Blockade  absolut  gegen  alle  Schiffe,  mit  Ausnahme  von  be- 
waffneten Schiffen  neutraler  Nationen  machen.    Sie  werden  alle 
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Scbiffe,  die  unter  mexikanischer  Flagge  fahren,  die  Sie  bekommen 
kennen,  nehmen."  Navy  Report  of  1846  pp.  673,  674.  Es  weist 
indessen  nichts  darauf  hin,  dafs  Kommodore  Stockton  die  Weg- 
nähme  von  KOstenflschereifahrzeugen  beabsichtigte,  oder  dafs 
die  Regierung  sie  billigte. 

Im  G^entflil  sagt  General  Halleck  im  Vorwort  seines  1361 
erschienenen  Werkes  über  „Internationales  Recht"  oder  , Vor- 
schriften, die  den  Verkehr  zwischen  Staaten  im  Krieg  und 
Frieden  regeln",  dafs  er  dies  Werk  während  des  Krieges 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Mexiko  angefangen  habe, 
^wahrend  er  zum  Stabe  des  Kommandanten  des  Pacific  Squadron 
kommandiert  war"  und  „häufig  Gutachten  Ober  Fragen  des 
internationalen  Kechts  abzugeben  hatte,  die  aus  den  Operationen 
des  Krieges  erwuchsen."  Ware  die  Praxis  des  wahrend  des 
Krieges  auf  der  Westküste  von  Mexiko  blockierenden  Ge- 
schwaders, in  Bezug  auf  Fischereifahrzeuge,  von  der  durch  das 
Marinedepartement  anerkannten  Praxis  auf  der  Ostkaste  ab- 
gewichen, dann  hatte  General  ^ülech  dies  kaum  unerwähnt  lassen 
können,  als  er  die  vorherrschende  Doktrin  ober  diesen  Gegen- 
stand wie  folgt  feststellte: 

„Auch  Fischerb&te  sind  nach  allgemeiner  Regel  von  den  Wir- 
kungen der  Feindseligkeiten  ausgenommen  worden.  Schon  im 
Jahre  1521,  wahrend  der  Krieg  zwischen  Karl  V.  und  Franz  wQtote. 
trafen  Gesandte  beider  Souveräne  in  dem  damals  englischen 
Calais  zusammen,  und  kamen  Qberein,  dafs,  sintemal  die  Herings- 
fischerei demnächst  ihren  Anfang  nehme,  die  Unterthanen  beider 
Kriegfohrenden,  die  diesem  Gewerbe  oblagen,  von  der  Gegen- 
partei sicher  und  unbelastigt  bleiben  und  Erlaubnis  erhalten 
sollten,  wie  in  Friedenszeiten  zu  fischen.  Im  Kriege  von  1800 
erliefsen  die  britischen  und  französischen  Regierungen  formelle 
Erlasse,  welche  die  Fischerböte  ihrer  gegenseitigen  Unterthanen 
von  der  Wegnahme  ausschlössen.  Diese  Verordnung  wurde  in 
der  Folge  von  der  britischen  Regierung  wieder  aufgehoben,  mit 
der  angegebenen  Begrtkndung,  es  waren  einige  französische 
Fischerfoöte  als  Eanonenböte  ausgerüstet  worden  und  einige 
französische  Fischer,  die  in  England  Gefangene  gewesen  wären, 
hatten  ihr  Wort,  nicht  wieder  zu  dienen,  gebrochen  und  sich 
in  Brest  auf  der  französischen  Flotte  eingeschifft.  Solche  Ent- 
schuldigungen  waren  offenbar  reiner  Vorwand,  und  nachdem 
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einige  erregte  Diskussionen  aber  diesen  Gegenständ  statt- 
gefunden b&tten,  wurde  die  britische  Aufhebung  zurnckgeaommen 
and  die  Freiheit  zum  Fischen  wieder  auf  beiden  Seiten  gewährt. 
Französische  Schriftsteller  sehen  dime  Ausnahme  als  ein  fest- 
stehendes Princip  des  modernen  Kriegsgesetzes  an,  und  als 
solches  ist  sie  auch  von  den  französischen  Gerichtshöfen  an- 
erkannt worden,  die  solche  Schiffe,  wenn  sie  von  französischen 
Kreuzern  genommen  waren,  zurückgegeben  haben.*  SeiUeei 
(J"  ed.)  c.  SO  §  23. 

Diese  Ausgabe  war  die  einzige,  die  unter  des  Autors 
eigenen  Auepicien  veröffentlicht  wurde,  mit  Ausnahme  eines  Aus- 
zuges, den  er  1866  unter  dem  Titel;  Elements  of  intemaümtä, 
Law  cmd  the  Law  of  War,  herausgab,  um,  wie  er  im  Vor- 
wort sagte,  ein  passendes  Textbuch  zur  Instruktion  nber  den 
Gegenstand  zu  liefern,  gnicbt  nur  fOr  unsere  gelehrten  Anstalten, 
sondern  auch  fUr  unsere  beiden  grofsen  nationalen  Schulen  — 
die  Kriegs-  und  Marineakademie. "  In  diesem  Auszug  war  die, 
die  Fischerböte  betreffende  Verordnung  wie  folgt  zusammen- 
gefafst:  „Auch  Fischerböte  sind  als  allgemeine  Regel  von  den 
Wirkungen  der  Feindseligkeiten  ausgeschlossen.  Französische 
Schriftsteller  sehen  diese  Ausnahme  als  ein  feststehendes  Princip 
des  modernen  Kriegsgesetzes  an,  und  als  solches  ist  sie  auch 
von  den  französischen  Gerichtshöfen  anerkannt  worden,  die  solche 
Schiffe,  wenn  sie  von  französischen  Kreuzern  genommen  waren. 
zurückgegeben  haben."    HdUeeka  Slements,  9  Stat.  939,  940. 

In  dem  Friedensvertrag  von  1848  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  Mexiko  wurden  genau  die  schon  citierten  Worte 
aus  den  frtkheren  Verträgen  mit  Preufsen  hinObergenommen, 
welche  die  feindliche  Bel&stigung  des  Gewerbebetriebes  und  der 
Personen,  sowie  die  Beschlagnahme  von  Häusern  und  Eigentum 
der  Fischer  verbieten,    9  Statut.  939,  940. 

Whartons  Digest  des  Internationalen  Rechts  der  Ver- 
einigten Staaten,  im  Auftrag  des  Kongresses  von  1886  und  1887 
veröffentlicht,  umfafst  General  HaUecks  oben  citierte  vollständigere 
Darlegung,  ohne  Neues  Ober  den  Gegenstand  zu  bringen. 
2  Whart.  Int.  Law.  Big.  §  345;  2  EalUck  {Eng.  eds.  1873  und 
1878)  p.  161. 

Frankreich  untersagte  im  Krimkriege  1854  und  in  seinen 
Kriegen    mit    Italien   1859    und   mit  Deutschland  1870   seinen 
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Kreuzern  durch  allgemeine  Verordnung,  die  Kttstenfischerei  zu 
sUren  oder  irgend  welche  mit  Fischen  beschäftigte  Fahrzeuge 
oder  Böte  zu  nehmen ,  falls  nicht  Kriegsoperationen  zu  WasBer 
oder  Lande  es  notwendig  machen  sollten.  Cdlvo  §  2372;  Sau 
§  M8;  2  OHolan  (4'^  ed.)  449;  10  Bevue  de  Droit  International 
(J87S)  399. 

Calvo  sagt,  dafs  England  im  Erimkriege,  trotz  seines  Bünd- 
nisses mit  Frankreich  und  Italien,  nicht  dasselbe  Verfahren  ein- 
schlug, und  dafs  seine  Kreuzer  im  Asowschen  Meer  die  Fischereien, 
Netze,  Fischergerftte,  Lebensmittel,  Böte  und  sogar  Hütten  der 
Küstanbewohner  zerstörten.  Calvo  §  2372.  Und  ein  russischer 
Schriftsteller  über  das  Prisengesetz  bemerkt,  A&k  diese  Ver- 
heerungen, gdie  arme  Fischer  und  harmlose  Händler  zu  Grunde 
gerichtet  hätten,  notwendig  einen  peinlichen  Eindruck  bei  der 
Bevölkerung  hinterlassen  mufsten,  ohne  die  HQlfsquellen  der 
Begierung  im  gerin^ten  zu  beeinträchtigen."  Katchenovsky 
(Fratt's  ed.)  148.  Die  zeitgenössischen  Berichte  englischer  See- 
offiziere stellen  die  Sache  indessen  anders  dar,  indem  sie  er- 
klären, dal^  die  in  Frage  kommende  Zerstörung  ein  Teil  einer 
militärischen,  unter  Mitwirkung  der  französischen  Schiffe  aus- 
geführten, Mafsnahme  nach  den  Instruktioneo  des  englischen  Ad- 
mirals  sei,  nämlich  „die  Seeküste  von  allen  Vorräten  an  Fischen, 
Fischereien  und  Mühlen,  die  Ober  die  Bedürfnisse  der  benach- 
barten Bevölkerung  hinausgehen,  thatsächlieh  von  allen  Dingen, 
die  zum  Unterhalt  der  feindlichen  Armee  in  der  Krim  bei- 
zutragen bestimmt  sind,  zu  sflubem.  Und  dafs  das  zerstörte 
Eigentum  aus  grofsen  Fischereianlagen  und  Vorratshäusern  der 
russischen  Regierung,  aus  einer  grofsen  Menge  schwerer  Böte 
und  einer  ungeheuren  Anzahl  von  Netzen  und  Gerätschaften, 
gesalzenen  Fischen,  Korn  und  anderen  Lebensmitteln  bestanden 
habe,  die  zum  Unterhalt  der  russischen  Armee  bestimmt  waren." 
United  Service  Journal  of  1855,  pt.  3  pp.  108— IIa. 

Seit  den  englischen,  früher  citierten,  Geheimratsverorduungen 
(präers  in  couneil)  aus  den  Jahren  1806  und  1810  zu  Gunsten 
TOD  Fischereifahrzeugen,  die  mit  dem  Fangen  und  Zumarkte- 
hringen  frischer  Fische  beschäftigt  sind,  ist  kein  Beispiel  ge- 
funden worden,  dafs  England  oder  irgend  eine  andere  Nation 
sich  dem  widersetzt  hätte,  die  privaten  Küstenfischereifahrzeuge, 
die  ehrlich  ihrem  friedlichen  Gewerbe  nachgehen,  von  der  Weg- 
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nähme  auszuschliersen.  Und  das  Kaiserreich  Japan  (der  letzte 
Staat,  der  in  die  Reihe  der  eivilisierten  Kationen  aufgeDommen 
ist)  kündete  durch  eine  Verordnung  am  Anfai^  seines  Kri^es 
mit  China  im  August  1894  eingesetzte  Frisengerichte  an  und 
bestimmte,  dafs  „die  folgenden  feindiichen  Schiffe  von  der  Weg- 
nahme auBgeschlossen  sind"  —  in  diese  Ausnahme  einachliefBend : 
„Boote,  die  mit  Kastenfiseberei  beschäftigt  sind",  sowie  , Schiffe, 
die  sieb  ansscfaUerslicb  auf  einer  wissenschaftlichen  Entdeckungs- 
reise oder  einer  philanthropischen  oder  religiösen  Mission  be- 
finden." Takahashi,  Intemational  Lmo  11,  178. 

Das  internationale  Recht  ist  ein  Teil  unseres  Rechts  und 
mufs,  so  oft  Rechtsfragen,  die  davon  abhängen,  in  gehi}riger  Form 
zur  Entscheidung  voi^elegt  werden,  von  den  zuständigen  Ge- 
richtshöfen festgestellt  und  gehandhabt  werden.  Zu  diesem 
Zweck  mufs  man,  wo  kein  Vertrag  und  keine  leitende,  exekutive 
oder  legislative  Verordnung  oder  richterliche  Entscheidung  vor- 
liegt,  zu  den  Gebräuchen  und  Gewohnheiten  civilisierter  Nationen 
Zuflucht  nehmen,  und  als  Beleg  für  dieselben  zu  den  Werken 
von  Juristen  und  Kommentatoren,  die  durch  jahrelange  Arbeit, 
Forschung  und  Erfahrung  sich  mit  dem  Gegenstand,  den  sie 
behandeln,  besonders  vertraut  gemacht  haben.  Zu  diesen  Werken 
haben  die  Gerichtshöfe  nicht  ihre  Zuflucht  genommen,  um  sich 
aber  die  Spekulationen  der  Autoren,  wie  das  Recht  sein  mQ(Me. 
zu  informieren,  sondern,  um  einen  zuverlässigen  Beleg  zu  er- 
halten fOr  das,  was  wirklich  Recht  ist.  JBiltm  v.  Oityot,  159 
U.  S.  113,  163,  164,  2U,  315.  Wheaton  rechnet  unter  die  hauptr 
sächlichsten  Quellen  des  internationalen  Rechts  die  „Autoritäten 
der  Rechtswissenschaft,  die  den  anerkannten  Brauch  der 
Nationen  oder  die  allgemeine  Ansicht  in  betreff  des  gegenseitigen 
Verhaltens  zeigen,  mit  den  Definitionen  und  Modifikationen,  die 
durch  allgemeines  Übereinkommen  eingeführt  worden  sind." 
Mit  Bezug  auf  diese  bemerkt  er  eindringlich:  „Ohne  die  Be- 
deutung dieser  Schriftsteller  zu  übertreiben  oder  in  irgend  einem 
Fall  ihre  Autorität  an  Stelle  der  Grundsätze  der  Vernunft 
setzen  zu  wollen ,  kann  man  behaupten ,  dats  sie  gewöhnlich  in 
ihrem  Urteil  anparteÜseh  sind.  Sie  sind  Zeugen  der  Denkart 
und  Gebräuche  civilisierter  Nationen,  und  das  (Jewicht  ihres 
Zeugnisses  nimmt  jedesmal  zu,  wenn  Staatsmänner  sich  auf  ihre 
Autorität  berufen,  und  jedes  Jahr,  das  verstreicht,  ohne  dafö  die 
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Grundsätze,  die  in  ihren  Werken  niedergelegt  sind,  durch  Er- 
klftmng  entgegengesetzter  Grundsätze  bestritten  werden." 
WieaioH's  ItUemtaional  Law  (8*^  ed)  §  15. 

Kanzler  EaU  sagt:  „In  Ermangelang  höherer  und  autorita- 
tiverer Sanktion  werden  die  Verordnungen  fremder  Staaten,  die 
Ansichten  bedeutender  Staatsmänner  und  die  Schriften  hervor- 
ragender Juristen,  fOr  die  Fragen,  die  durch  das  konventionelle 
Becht  nicht  erledigt  sind,  als  von  grolter  Bedeutung  angesehen. 
In  Fällen,  in  denen  die  bedeutendsten  Juristen  Obereinstimmen, 
wird  die  Vermutung  zu  Gunsten  der  Stichhaltigkeit  ihrer  Grund- 
sätze sehr  grofs  sein;  und  keine  civilisierte  Nation,  die  nicht 
fibermOtig  allem  herkömmlichem  Recht  und  aller  herkömmlichen 
Justiz  Trotz  bietet,  wird  es  wagen,  die  Qbereinstimmende  Über- 
zeugung anerkannter  Schriftsteller  über  internationales  Recht 
zu  mifsachten."    1  Kent  Com.  18. 

Es  wird  zuvörderst  angemessen  sein,  auf  einige  leitende 
französische  Abhandlungen  Ober  internationales  Recht  hin- 
zuweisen, die  sich  mit  der  vorliegenden  Frage  beschäftigen, 
nicht,  insofern  sie  nur  französisches  Recht  betriff,  sondern  lüs 
eine  nach  Mafsgahe  der  allgemeinen  Zustimmung  der  civilislerten 
Nationen  zu  behandelnde. 

„Feindliche  Schiflfe, "  heifst  es  bei  Pistoye  und  Duverdy  in 
ihrer  1855  erschienenen  Abhandlung  aber  Prisen,  „sind  gnte 
Beute.  Nicht  alle  indessen ;  denn  es  ergiebt  sich  aus  der  Über- 
eiuBtimmong  aller  Seemächte,  dafs  zu  Gunsten  der  Eostenfischer 
eine  Ausnahme  gemacht  werden  sollte.  Solche  Fischer  werden 
vom  Feinde  respektiert,  solange  sie  ausschliersHch  der  Fischerei 
nachgehen."    1  Pistoye  et  Duverdy,  Ut.  6  c.  1  p.  314. 

De  Ctmy  bestätigt  in  seinem  1856  erschienenen  Werk  — 
^tases  et  Causes  cäihres  du  Droit  Maritime  des  Nations  —  in 
klarster  Sprache  die  Ausnahme  der  Fischerboote  von  der  Weg- 
nahme, in  dem  er  in  lib.  1  tit.  3  §  36  sagt:  „zu  Eri^szeiten 
wird  die  Freiheit  zum  Fischen  von  den  Kriegführenden  anerkannt. 
Fischerboot«  werden  als  neutral  angesehen;  sie  sind  weder  dem 
Gesetz  noch  dem  Princip  nach  der  Wegnahme  oder  Konfiszierung 
unterworfen;"  und  in  lib.  2  c.  20  will  er  „verschiedene  That- 
saehen  and  verschiedene  Urteile"  nennen,  „welche  beweisen, 
dafs  die  vollkommene  Freiheit  und  Neutralität  der  Fischerböte 
nicht  UlusoriBch  ist"    1  De  Cus8y  p.  391.  Und  in  dem  Kapitel 
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De  La  Liberty  etdela  Neutraliti  Parfaite  de  la  P4cke  befindet  sich 
unter  Verweisung  auf  Edikte  und  Urteile  iu  Frankreich  w&hrend 
der  französischen  Revolution,  die  allgemeine  Erklärung:  „Wenn 
man  nur  das  positive  internationale  Recht  zu  Kate  zöge"  — 
le  droit  des  gens  posüif  —  (womit  offenbar  internationales  Recht, 
wie  es  sich  in  Verträgen,  Dekreten  oder  anderen  staatlichen  Ver- 
ordnungen im  Gegensatz  zu  dem,  was  aus  Oewohnheiten  und 
Gebräuchen  gefolgert  werden  mag,  kund  giebt)  „würden  Fischer- 
boote, ebenso  wie  alle  anderen  Handelsschiffe,  dem  Prisengesetz 
unterworfen  sein;  eine  Art  stillschweigender  Übereinkunft  aller 
europäischen  Nationen  befreit  sie  aber  davon,  und  verschiedene  amt- 
liche Auslassungen  haben  dies  Privileg  >zu  Gunsten  eines  Standes« 
bestätigt,  dessen  schwere  und  schleebtbelohnte  Arbeit,  die  ge- 
wöhnlich von  Schwachen  und  Alten  besorgt  wird,  den  Eriegs- 
operationen  so  fremd  ist."     3  De  Cussy  164,  165. 

Ortülan  sagt  in  der  4.  Ausgabe  seiner  1864  erschienenen 
Sigles  InternationdUs  et  Diplomatie  de  la  Mer,  nachdem  er  die 
allgemeine  Regel  aufgestellt  hat.  dafs  Schiffe  und  Ladungen 
feindlicher  Unterthanen  rechtmäfsige  Prise  sind:  nlndessen  läfst 
der  Brauch  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Böte  zu,  die  der 
Kttstentischerei  obliegen;  diese  Böte  sowohl  als  ihre  Besatzung 
sind  von  der  Wegnahme  und  allen  Feindseligkeiten  ausgeschlossen. 
Das  Gewerbe  des  Küstentischers  ist  in  Wahrheit  durchaus  fried- 
lich und  von  viel  geringerer  Bedeutung  fUr  den  Nationalreichtum, 
den  es  hervorbringen  mag,  als  Seehandel  und  Grofsfischerei. 
Von  den  friedlichen,  durchaus  harmlosen  Leuten,  die  diesem 
Gewerbe  nachgehen,  unter  denen  man  oft  Frauen  sieht,  kann 
man  sagen,  dafs  sie  die  Ernte  der  Territorialgewässer  einheimsen, 
da  sie  sich  darauf  beschränken,  deren  Ertrag  zu  sammeln;  es 
sind  zum  gröfsten  Teil  arme  Familien,  weiche  in  diesem  Beruf 
kaum  mehr  als  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen  suchen." 
3  Ortolan  51.  Nachdem  er  bemerkt  hat ,  dafs  es  nur  wenige 
förmliche  Staatsverträge  giebt,  welche  der  Freiheit  der  Fiscber- 
böte  Erwähnung  thun,  sagt  er  weiter:  „Von  einem  andern 
Standpunkt  aus  ist  der  Brauch,  der  diese  Freiheit  sanktioniert, 
nicht  80  allgemein,  dafs  man  ihn  als  eine  absolute  internationale 
Regel  schaffend  ansehen  kann;  doch  ist  er  so  oft  angewandt 
worden  und  stimmt  aufserdem  so  gut  mit  der  im  Landkrieg  be- 
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folgten  Praxis  in  Bezug  auf  Bauer  und  Landmaoii  Obereio,  mit 
deoeu  die  Küstenfiscber  verglichen  werden  können,  dafs  man 
zweifellos  auch  in  zukQnftigen  Seekriegen  fortfahren  wird,  ihn 
zu  befolgen.'    2  Ortolan  35. 

Kein  Kenner  des.  internationalen  Rechts  von  heute  hat  einen 
weiteren  und  verdienteren  Ruf  als  Calvo,  der,  obwohl  er  franzö- 
sisch schreibt,  Bürger  der  Argentinischen  Republik  ist  und  als 
Diplomat  in  ihrem  Dienst  im  Auslände  tb&tig  ist.  In  der 
fboften  Ausgabe  seines  grofsen  1896  erschienenen  Werkes  ober 
internationales  Recht  bemerkt  er  §  2366,  dafs  die  internationale 
Gültigkeit  von  Entscheidungen,  welche  die  Prisengerichtshöfe 
von  England,  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  in  einzelnen 
F&Ilen  trefiea,  durch  die  Thatsaehe  vermindert  wird,  dafs  die 
Grunds&tze,  auf  denen  sie  beruhen,  zum  grofsen  Teil  der  internen 
Gesetzgebung  jedes  dieser  Länder  entnommen  sind ;  und  doch  giebt 
der  besondere  Charakter  des  Seekrieges  neben  anderen  Be- 
dingungen der  Prisengerichtsbarkeit  eine  Macht  und  Bedeutung, 
die  weit  Qber  die  Grenzen  des  Landes  hinausgeht,  in  dem  sie 
Geltung  hat.  Er  schlägt  deshalb  hier  vor,  eine  Anzahl  be- 
sonderer Fälle  zasammenzuetellen ,  die  geeignet  sind,  als  Prae- 
cedentien  ftkr  die  Lösung  wichtiger  Fragen  des  Seerechts  in 
Bezug  auf  die  Beschlagnahme  von  Privateigentum  als  Kriegs- 
beute  zu  dienen.  Und  gleich  darauf  fährt  er  in  §  2367  fort: 
„So  hart  der  Druck  des  Seekrieges  auf  dem  Privateigentum  lastet, 
soweit  auch  die  Rechte  der  Kriegfohrenden  ausgedehnt  sind, 
sind  Fiscberfahrzeuge  allgemein  von  Wegnahme  und  Beschlag- 
nahme ausgenommen."  In  der  nächsten  Sektion  fOgt  er  hinzu: 
„Diese  Ausnahme  ist  völlig  justiziabel  —  Cette  exception  est 
parfaitemetU  justieiahle*  — ,  d.  h.  es  gehöil  zur  judieicd  Jurisdiction 
or  cognieance,  lAltri,  Dict.  voc.  Justiciahle;  Sans  v.  Louisiana 
134  ü.  8.  1,  IB.  Hierauf  citiert  Calvo  Ortolans  oben  angezogene 
Beschreibung  von  der  Natur  des  Küstenfischereigewerbes,  und 
fjlbrt  dann  fort,  sich  im  einzelnen  auf  einige  französische  Prae- 
ccdentien,  auf  die  Verordnungen  der  französischen  und  englischen 
Regierungen  zu  Zeiten  Ludwigs  XVI.  und  der  französischen 
Berolution.  auf  die  Stellung  der  Vereinigten  Staaten  im  Kriege 
mit  Mexiko,  auf  die  Frankreichs  in  späteren  Kriegen  und  auf 
das  Verfahren  der  britischen  Kreuzer  im  Krimkriege  zu  beziehen. 
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Und  er  scfalieret  seine  DiskussioB  über  diesen  Giegenstand  im 
§  2378 ,  in  dem  er  die  Aasnahme  der  EQatenfischerei  bestätigt 
und  den  Unterschied  in  dieser  Hinsicht  zwischen  der  Eosten- 
fischerei  and  dem  Fischfang  der  Kabeljaus,  dem  Walfisch-  und 
Seehuudsfang,  was  er  unter  dem  Namen  Grorafischerei  zusammen- 
fafst,  wie  folgt  hervorhebt:  „Das  Privileg,  von  der  Wegnahme 
ausgeschlossen  zu  sein,  das  Fischerböte,  die  ihrem  Gewerbe  io 
der  Nähe  der  Küste  obliegen,  allgemein  erlangt  haben,  wird  in 
keinem  Lande  auf  Schilfe  ausgedehnt,  die  auf  hoher  See  mit 
dem,  was  man  Grofsfischerei  nennt,  beschäftigt  sind,  z.  B.  mit 
dem  Fang  des  Kabeljau,  dea  Wallisches  oder  des  Pottfisehes, 
oder  mit  dem  des  Seehundes  oder  Seekalbes.  —  Von  diesen 
Schiffen  nimmt  man  in  der  That  an,  dars  sie  sich  einem  gleich- 
zeitigen Handels-  wie  Industrieunternehmen  widmen.  —  Cesnavires 
soTtt  en  effeet  consid^4s  comme  adonnis  ä  des  op^atims  ä  la  fois 
commercuües  et  industrielles*  Der  Unterschied  ist  allgemein  an- 
erkannt, a  Ortolan  54 ;  de  Boeck  §  196 ;  Hall  §  Md.  Siehe  auch : 
Tke  Susa,  ä  C.  Rob.  251 ;  The  Johan,  Edw.  Adm.  375,  and  appex.  L. 

Die  modernen  deutschen  Bocher  Ober  internationales  Recht, 
die  von  dem  Anwalt  der  Appellanten  citiert  werden,  behandeln 
den  Brauch,  nach  welchem  Fahrzeuge  und  Gerätschaften  der 
KUstenfischer  von  Wegnahme  und  Beschlagnahme  ausgenommen 
sind ,  als  durch  die  Praxis  der  Nationen  sicher  featgeaetzt. 
Heffter  §  137;  2  Edltmbom  §  237  p.  480;  BlwUschli  §  667; 
PereZs  §  37  p.  217. 

De  Boeck  sagt  in  seinem  1882  veröffentlichten  Werk  Ober 
„Feindliches  Privateigentum  unter  feindlicher  Flagge",  —  de  la 
Propridti  Frivie  Ennemie  sous  Pavillon  Eimemi  —  die  einzige 
kontinentale  Abhandlung,  welche  der  Anwalt  der  Vereinigten 
Staaten  citiert  hat  §  191:  „Ein  sehr  alter,  wenn  nicht  uni- 
versaler Brauch  nimmt  feindliche  Schiffe,  die  der  Küstenfischerei 
obliegen,  von  dem  Recht  der  Wegnahme  aus.  Der  Grund  dieser 
Ausnahme  ist  augenscheinlich ;  es  wäre  zu  hart  gewesen,  armen 
Fischern  die  Mittel  zum  Lebensunterhalt  zu  nehmen."  Die  Aus- 
nahme schliefst  die  Böte,  Fischergeräte  und  die  Fischladung 
ein.  Wieder  §  195:  „Man  muih  beachten,  dafa  sehr  wenige 
Verträge  in  bestimmter  Form  diese  Immunität  der  Küsten- 
fischerei sanktionieren."  Es  liegt  also  nur  ein  Brauch  vor. 
Welches  ist  aber  sein  Charakter?    Ist  er  so  feststehend  und 
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allgemein ,  dafs  er  zn  dem  Rang  einer  positiven  und  formellen 
Regel  dea  internationalen  Rechts  erhoben  werden  kann?'  Nach- 
dem er  die  Angaben  anderer  Schrifteteller  unterBucht  bat,  billigt 
er  Ortotmis  Ansicht  (wie  sie  sieb  im  letzten  oben  citierten 
Satz  aus  seinem  Werk  äufsert)  und  sagt,  dafs  sie  im  Grunde 
nur  eine  Schattierung  von  der  von  Calvo  und  einigen  der 
deutschen  Juristen  aufgestellten  abweicht,  und  dafs  „sie  exakter 
ist,  ohne  den  imperativen  Charakter  der  in  Frage  stehenden 
Regel  der  Menschlichkeit  zu  ignorieren  —  eUe  est  plus  exaete, 
Sans  mieonnaitre  le  caract^e  imp^atif  de  la  rigle  d^latnumiti  dcnt 
ä  s'agit'.  Und  in  §  196  setzt  er  die  Grenzen  der  Regel  wie  folgt 
fest:  „die  Immunit&t  der  KQstenfigcberei  mufs  aber  durch  die 
Gründe,  welche  sie  rechtfertigen,  beschränkt  werden.  Die  Grtlnde 
der  Menschlichkeit  und  Unschädlichkeit  —  les  raisons  d'humanit^  et 
^itmocuiU  — ,  welche  zu  ihren  Gunsten  sprechen,  bestehen  nicht 
fOr  die  Grofsfigcherei ,  z.  B.  für  die  Kabeljaufischerei;  Schiffe, 
die  dieser  Fischerei  obliegen,  widmen  sich  wirklichen  Handels- 
untemehmungen ,  welche  eine  groFse  Zahl  von  Seeleuten  be- 
schäftigen. Und  diese  selben  Gründe  kOnnen  nicht  mehr  auf 
Fischereifahrzeuge  angewandt  werden,  die  für  einen  kriegerischen 
Zweck  beschäftigt  sind,  die  Waffen  verbergen  oder  mit  Kriegs- 
schiffen verabredete  Signale  austauschen;  doch  können  nur  solche, 
die  man  auf  frischer  Tbat  ertappt,  strenge  behandelt  werden. 
Wegnahme  als  Torbeugungsmittel  zu  gestatten,  würde  jedem 
Mifsbrauch  die  ThOr  ftfinen  und  einer  Unterdrückung  der  Im- 
mnnit&t  gleichkommen." 

Zwei  moderne  englische  Schriftsteller,  die  vor  Gericht  an- 
geführt sind,  zögern  (beeinfinfst  durch  das,  was  Lord  Stowell 
vor  100  Jahren  gesagt  hat)  anzuerkennen ,  dafs  die  Ausnahme 
der  KOsenfischereifahrzeuge  von  der  Wegnahme  jetzt  eine  fest- 
stehende Regel  des  internationalen  Rechts  geworden  ist.  Doch 
geben  beide  zu,  dafs  wenig  wirklicher  Unterschied  in  den  An- 
sichten oder  der  Praxis  von  England  und  anderen  Seestaaten 
besteht;  und  dafs  heutzutage  keine  civilisierte  Nation  Küsten- 
fisehereifahrzeuge  belästigen  würde,  solange  sie  friedlich  ihrem 
Gewerbe  nachgehen  und  keine  Gefahr  vorliegt,  dafs  sie  oder 
ihre  Besatzung  dem.  Feinde  zum  militärischen  Nutzen  gereichen 
können.  Nachdem  S(^  in  der  4;  Ausgabe  seiner  Abhandlung 
aber   internationales  Recht  die  Geschichte    der  Stellung,    die 
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England  und  Frankreich  zu  verschiedenen  Zeiten  and  die  Ver- 
einigten Staaten  im  mexikanischen  Kriege  eingenommen  haben, 
kurz  skizziert  hat,  fthrt  er  §  14S  fort:  „La  den  vorhergehenden 
ThatBEchen  liegt  nichts,  was  beweist,  dalb  in  der  Praxis  der 
Seestaaten  viel  thateächlicher  Unterschied  bestanden  hat.  Eng- 
land scheint  nicht  abgeneigt  gewesen  zu  sein,  Fischereifahrzeuge 
zu  schonen,  solange  sie  harmlos  waren,  und  es  erhellt  nicht, 
dafs  irgend  ein  Staat  ihnen  Inunnnitat  gewährt  hat  unter  Um- 
ständen, die  ihm  selbst  zum  Schaden  gereichen.  Es  ist  wahr- 
scheinlich ,  dafs  alle  Nationen  jetzt  als  aUgemeine  Regel  davon 
abstehen  würden  sie  zu  belastigen,  und  sie  wegnehmen  würden, 
sobald  irgend  eine  Gefahr  entstände,  dafs  sie  oder  ihre  Besatzung 
dem  Feinde  zum  militärischen  Nutzen  gereichen  könnten.  Und 
es  ist  auch  wahrscheinlich,  dafs  man  ihnen  unmöglich  eine  be- 
stimmtere Ausnahmestellung  gewähren  kann."  Ferner  sagt  T.  J. 
Lawrence  in  §  200  seiner  Grundsätze  des  internationalen  Rechts  — 
Pritunples  of  International  Lato  — ;  „Der  Unterschied  zwischen 
der  englischen  und  französischen  Ansicht  ist  mehr  äufserlich  als 
wirklich;  denn  kein  civilieierter  Kriegführender  würde  jetzt  die 
Böte  von  Fischern  wegnehmen,  welche  friedlich  ihrem  Gewerbe 
in  den  Territorialgewässem  ihres  eigenen  Staates  nachgehen; 
und  kein  Jurist  wird  ernstlich  behaupten,  dafs  ihre  Immunität 
respektiert  werden  mQfste,  wemi  sie  für  kriegerische  Zwecke 
gebraucht  würden ,  wie  dies  bei  den  Schmacken .  die  den 
nördlichen  Häfen  Frankreichs  angehörten,  der  Fall  war,  als 
Grofsbritannien  im  Jahre  1800  den  Befehl  erlieft  sie  zu 
nehmen". 

Es  giebt  aber  Schriftsteller  verschiedener  Seestaaten,  die 
noch  nicht  citiert  und  doch  zu  wichtig  sind,  um  ohne  Beachtung 
Obergangen  zu  werden. 

Jan  Selenus  Fergwo»,  der  niederländische  Minister  in 
China  und  früher  im  Marine-  und  Kolonialdienst  seines  Landes, 
schreibt  in  seinem  1882  veröffentlichten  Handbuch  für  Inter- 
nationales Recht  zum  Gebrauch  für  Marinen,  Kolonien  und  Kon- 
Bulate  —  Mawuai  of  bUemaiümdl  Law  for  the  ttse  of  Names, 
Colonies  and  Consuiates:  „In  dem  Brauch,  feindliche  Privat- 
schiffe auf  See  zu  nehmen  bildet  die  Küstenfischerei  eine  Aus- 
nahme". „Dieser  Grundsatz  der  Freiheit  der  Fischerböte  von 
der  Wegnahme  ist  von  allen  Seemächten  angenommen  worden. 
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und  im  Kriegsfall  werden  sie  allgemein  gesehont,  solange  üe 
unscli&dlicli  bleiben'.    3  Fergwon  §  21M. 

FerdvumA  AUlma^,  Eapitftn  der  Osterreichiaehen  Marine, 
sagt  in  seinem  unter  Admiral  Tegetthoff  1872  in  Wien  ver6ffent- 
Ueht«n  Handbuch  für  Seeoffiziere:  „Bezüglich  der  Wegnahme 
von  feindlichem  Eigentnm  mnra  eine  Ausnahme  erw&hnt  werden, 
die  allgemeiner  Brauch  ist  Fischerfahrzeuge,  welche  zu  der 
anli^enden  Kaste  gehören  und  deren  Gewerbe  nur  den  not- 
wend^en  Lebensunterhalt  gewährt,  sind  aus  Rücksichten  der 
Menschlichkeit  allgemein  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen." 
1  Atümayer  61. 

Ignacio  de  Segrin,  erster  Beamter  des  spanischen  Ad- 
miralit&tsgerichts,  schlieM  das  Kapitel  Ober  „die  Gesetzmärsig- 
keit  der  Prisen'  in  seiner  1873  zu  Madrid  veröffentlichten  Ab- 
huidlung  über  die  Elemente  des  internationalen  Seerechts,  die 
durch  königliche  Verordnung  in  den  spanischen  Marineschulen 
als  Lehrbuch  eingefohrt  wurde,  mit  diesen  Worten:  „Hinzuzufagen 
ist  noch,  dafs  der  Brauch  aller  civilisierten  Länder  die  Fischer- 
bOte  der  feindlichen  Koste  von  der  Wegnahme  und  jeglicher 
Feindseligkeit  aussehlieM,  indem  er  dies  Ciewerbe  für  voll- 
kommen unschädlich  ansieht  und  annimmt,  dafs  es  wegen  seiner 
Mühen  und  seines  Nutzens  diese  günstige  Ausnahmestellung  ver- 
dient. In  sehr  vielen  internationalen  Verträgen  ist  es  so  aus- 
gedrückt, dafs  man  es  wenigstens  unter  aufgeklärten  Nationen 
als  unbestreitbaren  Recbtsgrundsatz  ansehen  kann."  Negrm  tit.  3, 
e.  1  §  310. 

Carlos  Testa,  KapitAn  der  portugiesischen  Marine  und  Pro- 
fessor der  Marineschute  zu  Lissabon,  sagt  in  seinem  1886  in 
Paris  veröffentlichten  Werk  aber  Public  International  Law ,  bei 
der  Besprechung  des  allgemeinen  Rechts,  feindliche  Schiffe  zu 
nehmen:  „Indessen  macht  das  gebräuchliche  Recht  (custonuiry 
law)  hierin  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  KUstenfischer. 
Fischerei  ist  ein  so  friedliches  Gewerbe  und  wird  gewöhnlich 
von  einer  so  armen  und  schwer  arbeitenden  Klasse  der  Be- 
völkerung betrieben,  dafs  man  sie  in  den  Territorialgewässem 
des  Feindes  mit  dem  Stande  der  Landleute  vergleicht,  der  die 
Früchte  der  Erde  als  seinen  Lebensunterhalt  einheimst.  Bei- 
spiele und  allgemein  geübter  Brauch  machen  diese  menschliehe 
UDd  wohlthfttige  Ausnahme  zu  einer  internationalen  Regel,  und 
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von  dieser  Regel  kann  man  annehmen,  dafs  sie  von  allen  civiU- 
sierten  Nationen  als  gebräuchliches  Recht  (customary  Imc)  an- 
genommen ist".  Testa  pt.  3  c.2  in  18  Bibliothiqite  IniematiotuA 
et  Dyalomatiqae  pp,  152,  153. 

Nicht  weniger  klar  und  entschieden  spricht  sich  der  be- 
rühmt« italienische  Jurist  Pasqaale  Fiore  in  der  1885—1886 
in  Paris  veröffentlichten  vermehrten  Ausgabe  seines  erschfipfenden 
Werkes  Qber  internationales  Recht  aas:  ^Die  Fahrzeuge  von 
Fischern  werden  allgemein  for  ausgenommen  von  der  Be- 
schlagnahme erklärt,  wegen  des  überaus  friedlichen  Zweckes 
des  bescheidenen  Gewerbes  und  aus  Gründen  der  Billigkeit  und 
Mensefalicbkeit.  Die  Ausnahme  umfaTst  das  Fahrzeug,  die 
Fischereigerätschaften  und  die  Ladung,  die  vom  Fischfang  her- 
rührt. Dieser  im  höchsten  Grade  menschliche  Brauch  geht  auf 
sehr  alte  Zeiten  zurück;  und  wenn  auch  die  Freiheit  der 
Fischerei  an  den  Küsten  nicht  durch  Verträge  sanktioniert  sein 
mag,  wird  sie  doch  heutzutage  als  so  unbedingt  feststehend  an- 
gesehen, dal^  die  Uuverletzlichkeit  der  Fahrzeuge,  die  dieser 
Fischerei  obliegen,  von  den  Publizisten  als  positive  Regel  des 
internationalen  Rechts  erklärt  und  allgemein  von  den  Nationen 
respektiert  wird.  Demgemäfs  werden  wir  die  folgenden  Regeln 
aufstellen:  a)  Fahrzeuge,  welche  Unterthanen  des  feindlicben 
Staates  gehören  und  der  Küstenüscherei  obliegen,  können  der 
Wegnahme  nicht  unterworfen  sein,  b)  Doch  werden  solche 
Fahrzeuge  jedes  Ausnahmerechtes  verlustig  gehen,  wenn  sie  für 
Kriegszwecke  gebraucht  werden,  c)  Es  können  indes  Schiffe, 
welche  der  Grofsfischerei  im  Ocean  nachgehen,  der  Wegnahme 
unterliegen ,  solche  z.  B. ,  die  dem  Walfisehfang  oder  Robben- 
schlag obliegen".   3  Fiore  §  1431. 

Diese  Übersicht  der  Präcedenzien  und  Autoritäten  über  den 
Gegenstand  scheint  uus  so  im  Überflufs  zu  beweisen,  dafs  durch 
allgemeine  Zustimmung  der  civilisierten  Nationen  der  Welt  und 
unabhängig  von  irgend  einem  besonderen  Vertrag  oder  einem 
anderen  öffentlichen  Akt  es  heutzutage  eine  feststehende,  auf 
Rücksichten  der  Menschlichkeit  gegen  eine  arme  und  fleifsige 
Klasse  der  Bevölkerung  und  auf  die  gegenseitige  Konvenienz 
der  kriegführenden  Staaten  beruhende  Regel  der  internationalen 
Rechtsordnung  ist,  dafs  Küstenfischereifahrzeuge  mit  ihren  Ge- 
rätschaften   und    Vorräten,    ihrer  Ladung    und  unbewaflneten 
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Besatzung,  die  ehrlich  ihrem  friedlichen  Berufe,  Fische  zu  fangen 
and  lebend  einzubringen,  nachgehen,  der  Wegnahme  als  Eriegs- 
prise  nicht  unterliegen. 

Die  Ausnatune  bezieht  sich  natürlich  nicht  auf  Kttatenfischer 
oder  ihre  Fahrzeuge,  wenn  sie  fQr  Kriegszwecke  oder  in  solcher 
Art  verwandt  werden,  daß  sie  dem  Feind  Hfllfe  oder  Nach- 
richten bringen ;  oder  wenn  militärische  oder  Marineoperationen 
eine   Notlage    schaffen,    der    alle    Privatinteressen    nachstehen 


Auch  ist  die  Ausnahme  nicht  auf  Schiffe  oder  Fahrzeuge 
ausgedehnt,  die  auf  hoher  See  beschäftigt  sind,  Walfische  und 
Robben,  oder  Kabeljau  und  andere  Fische  zu  fangen,  die  nicht 
frisch  auf  den  Markt  gebracht,  sondern  gesalzen  oder  sonst  kon- 
serviert und  zu  einem  regelrechten  Handelsartikel  gemacht 
werden. 

Diese  Regel  des  internationalen  Rechts  ist  eine,  von  wel- 
cher Prisengerichte,  die  V&lkerrecht  anzuwenden  haben,  richter- 
liche Notiz  (judieial  notiee)  nehmen  mOssen,  und  welcher  sie  auch 
in  Ermangelung  irgend  eines  Vertrages  oder  anderen  öffentlichen 
Akts  ihrer  Regierung  in  Bezug  auf  die  Materie  Geltung  ver- 
schaffen müssen. 

Calvo  erklärt  in  einer  bereits  Girierten  Stelle  ausdrücklich, 
dafs  die  Ausnahme  der  Kltstenfahrzeuge  vollkommen  Justi- 
ziabel'  ist.  Auch  fehlt  es  nicht  an  gerichtlichen  Präcedenzien  der 
Rechtsprechung,  um  die  Ansicht  zu  unterstützen,  dafs  diese 
Ausnahme  oder  eine  einigermafsen  analoge  von  einem  Frisen- 
gericht  anerkannt  und  ausgesprochen  werden  mOfste. 

Nach  dem  Verfahren  aller  civilisierten  Nationen  werden 
Schiffe,  die  nur  zu  Zwecken  der  Entdeckung  oder  Wissenschaft 
verwandt  werden,  als  von  Belästigung  durch  die  Kriegführenden 
ausgenommen  und  deshalb  als  der  Wegnahme  nicht  unterworfen 
angesehen.  Die  Regierungen,  die  solche  Expeditionen  aussenden, 
haben  gewöhnlich  den  andern  Mächten  Nachricht  darüber  zu- 
kommen lassen;  doch  ist  dies  nicht  erforderlich.  1  Kent 
Com  91,  Bote;  HaUecli  c.  20  §  22;  Calvo  §  3376;  SaU  §  138. 

Im  Jahre  1813  wurde  während  des  englisch-amerikanischen 
Krieges  ein  amerikanisches  Schiff  auf  der  Fahrt  von  Italien 
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nach  den  Vereinigten  Staaten  von  einem  englischen  Schiff  ge- 
nommen, nach  Halifax  in  Nova  Scotia  gebracht  und  von  dem 
dortigen  Court  of  Vice  Admtralty  mit  seiner  Ladung  als  geaet2- 
mäfsige  Prise  verurteilt.  Allein  eine  Petition  um  Rückgabe 
einer  Kiate  mit  Gemälden  und  Stichen,  welche  der  Akademie 
der  EQnste  in  Philadelphia  geschenkt  und  ihr  Eigentum  waren, 
wurde  von  Dr.  Croke,  dem  Richter  jenes  Gerichtshofs,  bewilligt, 
welcher  sagte :  .Dasselbe  Völkerrecht,  das  vorschreibt,  daTs  alles 
dem  Feinde  gehörige  Eigentum  der  Konfiskation  unterworfen 
ist,  hat  seine  Einschränkangen  und  Ausnahmen.  Alle  civili- 
sierten  Nationen  geben  zvi,  dafs  Künste  und  Wissenschaften  dem 
strengen  Kriegsrecfat  gegenOber  eine  Ausnahme  bilden  und  An- 
spruch auf  Schutz  und  Begünstigung  haben.  Sie  werden  nicht 
als  Sondergut  dieser  oder  jener  Nation,  sondern  als  Eigentum 
der  Menschheit  im  grofsen  angesehen  und  als  zu  den  allgemeinen 
Interessen  der  ganzen  Gattung  gehörend."  Und  er  fügt  hinzu, 
„ia.t&  diese  gegenseitige  Höflichkeit  in  früheren  Kriegen  von 
den  Nationen  unz&hligemale  ausgeübt  worden  sei."  2%e  Margiäs 
de  Somenteles  Stewart  Adm.  {Nova  Scotia)  445,  482. 

1861,  während  des  Secessionskrieges,  wurde  im  District  Court 
der  Vereinigten  Staaten  für  den  Östlichen  Distrikt  von  Penn- 
^Ivania  eine  ähnliche  Entscheidung  getroffen,  in  Bezug  auf 
zwei  Bücherkisten,  welche  an  eine  Universität  in  Nord-Carolina 
adressiert  und  deren  Eigentum  waren.  Richter  Cadwalader 
sagte,  als  er  anordnete,  diese  Bücher  aus  dem  VerschluTs  des 
Marschalls  an  den  Agenten  der  Universität  übersehen  zu  lassen : 
„Obgleich  dieser  Reklamant,  als  Zugehöriger  eines  feindlichen 
Distrikts,  auf  eine  Rückgabe  von  Büchern  als  Handelsartikel 
keinen  Anspruch  hatte,  so  giebt  der  Zweck  der  in  Frage 
stehenden  Sendung  dem  Gegenstand  einen  veränderten  Charakter. 
Indem  die  Vereinigten  Staaten  zur  Wiederherstellung  ihrer  Kon- 
stitution Krieg  führen ,  sind  sie  gezwungen ,  gegebenenfalls  auf 
See  genommenes  Eigentum ,  dessen  Ertrag  sonst  den  Beichtum 
jenes  Distrikts  vermehren  würde,  zu  konfiszieren.  Die  Ver- 
einigten Staaten  führen  indes  nicht  mit  der  Litteratur  in  jenem 
Teil  ihres  Gebietes  Krieg."  Er  berief  sich  dann  auf  die  Entr 
Scheidung  in  Nova  Scotia  und  auf  die  franzOschen  Entschei- 
dungen in  Fällen  von  Fischerfahrzeugen,  als  Präcedenzien  für 
das  Urteil,  das  er  auszusprechen  im  Begriff  stand,  und  fügte 


Du  Bentereeht  im  Seekrieg  gegenfiber  flachera&hneogen.  g7 

hinzD,  d&ts  er  auch  ohne  diese  Präcedenzien  kein  Bedenken 
gehabt  haben  wOrde,  die  Bacher  frei  zu  lassen.  The  Amdia, 
4  Philadd^tia  417. 

In  Brown  v.  Ümted  l^atea,  8  Oranch  210  finden  sich  Äul^ 
nmgen  des  Chief  Jtatice  MarshaJl,  welche,  allein  genommen, 
nicht  im  Einklang  zu  sein  scheinen  könnten  mit  dem  Satz  von  der 
oben  erw&hnten  Pflicht  eines  Prisengerichtshofa,  gesetzliche  Notiz 
{judieüd  notice)  von  einer  Regel  des  internationalen  Rechts  zu 
nehmen,  die  in  Bezug  auf  die  Art  von  Eigentum,  die  der  Be- 
schlagnahme unterliegt,  durch  allgemeinen  Brauch  der  civili- 
Bierten  Kationen  festgesetzt  ist.  Die  thateftchliche  Entscheidung 
in  jenem  Fall  und  die  leitenden  Gründe,  auf  denen  dieselbe  be- 
ruhte, scheinen  indes  unseren  Satz  vielmehr  zu  bestätigen.  Es 
handelte  sich  in  jenem  Fall  hauptsächlich  darum,  ob  persönliches 
Eigentum  eines  britischen  Unterthanen,  das  bei  Ausbruch  des 
letzten  Krieges  mit  Grorgbritannien  in  den  Vereinigten  Staaten 
an  Land  gefanden  worden  war,  gesetzlich  als  feindliches  Eigen- 
tum verurteilt  werden  kDnne ,  auf  die  eingereichte  Klage  eines 
Anwaltes  der  Vereinigten  Staaten  hin,  ohne  einen  positiven 
Kongrefsbeschlurs  {act  of  Congress).  Die  Entscheidung  des  Ge- 
richtshofs war,  dafs  die  Machtvollkommenheit,  feindliches  Eigen- 
tum zu  konfiszieren,  bei  der  Begierung  liege,  und  dafs  die 
Regierung  ihren  Willen  zur  Zeit  der  Kriegserkl&ning,  innerhalb 
unseres  Gebietes  befindliches  Eigentum  za  konfiszieren,  noch  nicht 
kondgethan  habe.  8  Cremeh  139.  Dadurch,  dafs  er  zeigt,  daf^ 
die  Kriegserkiftrung  an  und  für  sieh  die  Exekutive  nicht  mit 
der  Autorität  bekleidet,  die  Konfiskation  solches  Eigentums  an- 
zuordnen, beruft  sieb  der  Chief  Justice  auf  den  modernen  Brauch 
der  Nationen ,  indem  er  sagt :  ,Der  allgemeine  Brauch,  auf  die 
Beschlagnahme  und  Konfiskation  von  Schulden  und  Krediten  zu 
verzichten,  der  allgemein  anerkannte  Grundsatz,  daf^  das  Recht 
darauf  mit  Rückkehr  des  Friedens  wieder  auflebt,  könnte  zu 
beweisen  scheinen,  daf^  der  Krieg  nicht  absolute  Konfiskation 
dieees  Eigentums  ist,  sondern  lediglich  das  Re<dit  der  Konfiskation 
verleiht;"  und  wieder:  „Man  mlirste  also  als  modernen  Reehts- 
gmndsatz  annehmen,  dafs  greifbares  Eigentum,  das  einem  Feinde 
gehört  und  bei  Ausbruch  des  Krieges  im  Lande  vorgefunden 
wird,  nicht  sofort  konfisziert  werden  dfirfte;  und  fast  in  jeden 
Handelsvertrag  ist  ein  Artikel  aufgenommen,  welcher  das  Recht, 
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solcfaeB  Eigentum  zurückzunehmen,  festsetzt."  8  Crtmeh  123, 
lSi5.  Die  Entscheidung,  dars  feindliches  Eigentum  zu  Lande, 
welches  nach  modernem  Brauch  der  Kationen  der  Wegnahme 
als  Kriegsprise  nicht  unterliegt,  selbst  auf  Weisung  der  Exe- 
kutive nicht  ohne  ausdrückliche  Vollmacht  des  Kongresses  von 
einem  Prisengericht  verurteilt  werden  kann,  scheint  uns  jede 
SchlufsfolgeruDg  zurOekzuweisen ,  die  dahin  zielt,  dafs  Kosten- 
fischereifahrzeuge,  welche  durch  allgemeine  Übereinsümmung  der 
civilieierten  Nationen  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen  sind, 
und  deren  Beschlagnahme  und  Konfiskation  ein  Kongrefsbeschlurs 
oder  Befehl  des  Präsidenten  nicht  ausdrllcklich  autorisiert  hat, 
von  einem  Prisengericht  aus  Mangel  einer  deutlichen  Ausnahme 
in  einem  Vertrage  oder  einem  anderen  Cffentlichen  Regierungsakt 
verurteilt  werden  müfsten. 

Für  diesen  Gegenstand  sind  die  Worte  des  Mr.  Justice 
Strang,  der  for  diesen  Gerichtshof  spricht,  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  sehr  anwendbar:  „Unzweifelhaft  kann  eine  einzelne 
Nation  das  Seerecht  nicht  ändern.  Dies  Recht  hat  allgemeine 
Verbindlichkeit,  und  eine  Verordnung  von  ein  oder  zwei  Nationen 
kann  keine  Verbindlichkeit  für  die  Welt  schallen.  Wie  alles 
V<)lkerrecht  beruht  es  auf  der  allgemeinen  Übereinstimmung 
der  civilieierten  Staaten.  Es  ist  bindend,  nicht  weil  irgend  eine 
überlegene  Macht  es  vorgeschrieben  hat,  sondern,  weil  es  all- 
gemein als  Verbal tungsmafsregel  angenommen  ist.  Wo  auch 
immer  sein  Ursprung  gelegen  haben  mi^,  ob  in  den  Gebräuchen 
der  Schiffahrt,  oder  in  den  Verordnungen  der  Seestaaten,  oder 
in  beiden,  es  ist  nur  ein  Seerecht  geworden  durch  die  über- 
einstimmende Sanktion  derjenigen  Nationen ,  von  welchen  man 
sagen  kann,  dars  sie  die  Haadelswelt  ausmachen.  Viele  der 
herrschenden  Giebr&uche ,  welche  Gesetzeskraft  haben ,  sind 
zweifellos  aus  den  positiven  Verordnungen  irgend  eines  einzelnen 
Staates  entstanden,  welche  zuerst  beschränkte  Gültigkeit  hatten, 
nachdem  sie  aber  allgemein  angenommen  waren,  allgemein 
verbindlich  wurden.  Dies  giebt  den  Verordnungen  eines  ein- 
zelnen Staats  keine  Gültigkeit  aufserhalb  ihres  Machtbereichs 
(extraterritorial).  Es  heifst  nicht  sie  als  allgemeines  Seerecht 
ansehen;  aber  es  ist  die  Anerkennung  der  historischen  That- 
sache,  dafs  durch  gemeinsame  Übereinstimmung  der  Menschheit 
diese  Regeln    als    von    allgemeiner   Verbindlichkeit    anerkannt 
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worden  sind.  Von  dieser  Thatsache,  so  glauben  wir,  dOrfen  wir 
gesetzliche  Notiz  nehmen.  Fremde  Municipalgesetze  mttssen 
allerdings  als  Thatsachen  nachgewiesen  werden,  aber  mit  dem 
Völkerrecht  verhult  es  sich  anders."  The  Scotta,  14  WeHl.  370, 
187,  188. 

Die  Stellung,  welche  die  Vereinigten  Staaten  während  des 
letzten  Krieges  mit  Spanien  einnahmen,  war  ganz  mit  der  jetzt 
allgemein  von  den  civilisierten  Staaten  anerkannten  Rechts- 
ordnung des  internationalen  Rechts  hinsichtlich  der  EUsten- 
fischereifahrzeuge  im  Einklang. 

Am  21.  April  1898  gab  der  Marineminister  (Secretary  of  the 
navy)  dem  Admiral  Sampson,  der  die  North  Atlantic  Squadron 
befehligte,  Instruktionen,  „augenblicklich  eine  Blockade  der  Nord- 
kOste  von  Kuba  anzuordnen,  die  von  Cardenaa  im  Osten  bis 
Bahia  Honda  im  Westen  sich  ausdehnt."  Bureau  of  Navigation 
lUport  of  1898,  appx.  175.  Die  Blockade  wurde  demgemäfs  so- 
fort verh&ngt.  Am  22.  April  erliers  der  Präsident  eine  Pro- 
klamation, in  welcher  er  erklärte,  dafe  die  Vereinigten  Staaten 
diese  Blockade  verh£logt  hätten  und  sie  aufrecht  erhalten  würden, 
gemftTs  den  Gesetzen  der  Vereinigten  Staaten  und  dem  Völker- 
recht, das  sich  auf  solche  Fälle  beziehe.  30  Stat.  1?69.  Und 
durch  Kongrersbeschturs  vom  25.  April  1898,  c.  189  wurde  er- 
klärt, dafs  der  Krieg  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
Spanien  an  diesem  Tage  bestehe  und  bestanden  habe  seit 
einschlierslich  dem  21.  April.    30  Stat.  364. 

Am  26.  April  1898  erliefs  der  Präsident  eine  andere  Prokla- 
mation, die,  nachdem  sie  das  Bestehen  desKrieges  als  vom  Kongrefs 
erklärt  ausgesprochen  hat,  folgende  weitere  Auslassung  enthält : 
.Da  es  w&nschenswert  ist,  dafs  ein  solcher  Krieg  nach  Grund- 
sätzen geführt  wird,  die  mit  den  gegenwärtigen  Anschauungen 
der  Völker  im  Einklang  stehen  und  durch  deren  neuerliche 
Praxis  befestigt  sind. . ."  Dieser  Auslassung  folgten  specifizierte 
Erklärungen  gewisser  Verhaltungsmarsregeln  im  Seekriege,  die 
der  Fischereifahrzeuge  keine  Erwähnung  thateo.  30  Stat.  1770. 
Doch  erklärt  die  Proklamation  ausdrQcklich  als  allgemeine  Politik 
der  Regierung,  den  Krieg  in  Uebereinstimmnng  mit  den  Grund- 
sätzen des  internationalen  Rechts  zu  fahren,  das  durch  die 
neuerliche  Praxis  der  Völker  sjuiktioniert  ist. 

Am  28.  April  1898  (nach  der  Wegnahme  der  beiden  hier  in 
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Frage  stehendeu  Fischerfahrzeuge)  telegiiiphierte  Admiral 
Sampson  an  den  Marineminister  (Secretary  of  the  Navy)  vie 
folgt :  „Ich  finde,  dafs  eiae  grofse  Anzahl  FischerBchooner  von 
ihrem  Fiachereigebiet  in  der  N&he  der  Riffe  und  Kosten  von 
Florida  nach  Havana  einzulaufen  versuchen.  Sie  sind  allgemein 
mit  ausgezeichneten  Seeleuten  bemannt,  die  in  den  Listeu  der 
spanischen  Marine  geführt  werden  (belonging  to  ffw  muriimt 
mscrtpb'on),  die  schon  in  der  spanischen  Marine  gedient  haben 
und  zu  weiterem  Dienst  verpflichtet  sind.  Da  diese  gedienten 
Leute  Marinereserven  sind,  halb  militärischen  Charakter  haben 
and  den  Spaniern  zu  Wasser  und  Lande  als  Artilleristen  höchst 
wertvoll  sein  würden,  empfehle  ich,  man  m&ge  sie  als  Kriegs- 
gefangene festnehmen  und  mich  ennftchtigen,  sie  dem  Komman- 
dierenden der  Armee  in  Key-West  auszuliefern."  Auf  diese  Mit- 
teilung antwortete  der  Marineminister  (Secretary  of  thr  Navy) 
am  30.  April  1898  vorsichtig:  .Spanische  Fischereifahrzeuge, 
die  eine  Blockade  zu  brechen  versuchen,  unterliegen  mit  ihrer 
Besatzung  der  Wegnahme,  und  jedes  solche  Fahrzeug  oder  seine 
Bemannung,  wenn  anzunehmen  ist,  dafs  sie  dem  Feinde  Dienste 
leisten,  dürfen  festgenommen  werden".  Suremt  of  Navigation 
Report  of  1898  appx.  178. 

Die  Depesche  des  Admirals  nahm  an,  da(^  er  ohne  aus- 
drücklichen Befehl  nicht  bevollmächtigt  sei,  Küstenfiscber ,  die 
friedlich  ihrem  Beruf  nachgehen,  festzunehmen;  und  die  not- 
wendige Auslegung  und  augenscheinliche  Absicht  der  Antwort 
des  Marinedepartements  war,  dafe  spanische  Kastenfischerei- 
fahrzeuge und  ihre  Besatzung  nicht  belästigt  werden  dürften, 
so  lange  sie  weder  versuchten,  die  Blockade  zu  brechen,  noch  von 
ihnen  angenommen  werden  könnte ,  dafs  sie  dem  Feinde  Hülfe 
leisteten.  Die  Paquete  Habana  ist,  wie  der  Bericht  zeigt,  eine 
Fischerschaluppe  von  25  Tonnen,  die  unter  spanischer  Flagge 
segelt,  in  Havana  ein-  und  ausläuft  und  regelmäfsig  au  der 
Küste  von  Guba  mit  Fischen  beschäftigt  ist.  Ihre  Bemannung 
bestand  nur  aus  drei  Leuten,  einschliefslich  des  Schiffers;  and 
nach  einem  allgemeinen  Brauch  in  Küstenfischereien  hatte  sie 
keinen  Anteil  an  dem  Schiff,  dagegen  Anspruch  auf  ''•  des 
Fanges,  während  das  letzte  Drittel  ihrem  spanischen  Eigen- 
tümer gehörte,  der,  wie  die  Mannschaft,  in  Havana  seinen  Wohn- 
sitz hatte.    Auf  ihrer  letzten  Reise  segelte  die  Paquete  Habana 
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von  H&vasa  aa  der  KQate  von  Cnba  eatlaDg  und  fischte  25  Tf^^e 
vorm  Kap  {oft  ihe  eape)  an  der  WestkOste  der  Insel,  innerhalb 
der  Gevftsser  des  spanischen  Gebietes,  tmd  fuhr  mit  ihrer 
Ladung  frischer  Fische  nach  Havana  zurfick,  als  sie  am 
25.  April  1898  von  einem  der  blockierenden  Geschwader  genommen 
wurde.  Sie  führte  weder  Wafien  noch  Munition  an  Bord;  sie 
wufste  weder  von  der  Blockade  noch  Oberhaupt  vou  dem  Kriege, 
Ins  sie  von  dem  blockierenden  Schüfe  angehalten  wurde ;  sie  machte 
keinen  Versuch  die  Blockade  zu  brechen,  und  leistete  zur  Zeit 
der  Festnahme  keinen  Widerstand;  auch  lag  absolut  kein  Be- 
weis einer  Wahrscheinlichkeit  vor,  da&  sie  oder  ihre  Bemannimg 
dem  Feinde  Dienste  leisten  wQrde. 

Im  Fall  „Lola"  sind  die  einzigen  thatsächlichen  Unter- 
schiede, dafa  sie  ein  Schooner  von  35  Tonnen  war  und  eine 
Bemannung  von  sechs  Leuten,  einschlieMicb  des  Schiffers,  hatte; 
dafs  sie,  nachdem  sie  Havana  verlassen  hatte  und  etwa  200 
Meilen  an  der  Kaste  von  Cuba  entlang  gesegelt  war,  unge&hr 
100  Meilen  weiter  bis  zur  Küste  von  Yukatan  fahr  und  dort 
8  Tage  lang  tischte,  und  dafs  sie  auf  der  Rückfahrt  in  der 
Nähe  von  Babia-Honda  an  der  Küste  von  Cuba  mit  ihrer 
liHdung  von  lebenden  Fischen  am  27.  April  1898  genommen 
wurde. 

Diese  Unterschiede  bilden  keinen  Grund,  die  beiden  Fälle 
von  einander  zu  trennen. 

Beide  SchiffiB  waren  von  mäfsiger  GrOl^e,  wie  sie  bei 
KOstenfischerei-Schmacken  nicht  ungewöhnlich  ist,  und  waren 
regelmfiffdg  mit  tischen  an  der  Küste  von  Cuba  beschäftigt 
Beide  hatten  nur  eine  kleine  Besatzung,  die  keinen  Anteil  am 
Schiff  hatte ,  and  für  ihre  Mühe  und  ihr  Unternehmen  zwei 
Drittel  des  Fanges  erhielten,  während  ein  Drittel  an  den  Eigen- 
tomer  als  Bezahlung  für  die  Nutzniefsung  ging.  Beide  Schiffe 
verliefsen  Havana,  um  in  ihr  Fischereigebiet  zu  gehen  und 
worden  auf  der  Rückfahrt  an  der  Küste  von  Cuba  entlang  ge- 
nommen. Bei  beiden  bestand  die  Ladung  aus  frischen  Fischen, 
welche  die  Mannschaft  aus  der  See  gefangen  und  lebend  an 
Bord  gehalten  hatte.  Obgleich  eins  der  Schiffe  seine  Fischtour 
über  den  Yukatankanal  hinaus  ausdehnte  und  an  der  Küste  von 
Yukatan   fischte,  können  wir  nicht  zweifeln,   da(ä  beide   der 
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KOstenfisclierei  iimerlialb  der  Regel  des  intenuitionaleii  Rechts 
ood  nicht  einem  Handelsunteraehmen  nachgingen. 

Die  beiden  Schiffe  wurden  mit  ihrer  Ladung  von  dem 
Dietrict  Conrt  als  Kriegsprisen  Terurteilt;  die  Schiffe  wurden 
anf  seinen  Rechtsspruch  hia  verkauft;  und  es  ist  nicht  ersicht- 
lich, was  aus  den  frischen  Fischen,  ans  denen  ihre  Ladung  be- 
stand, wurde. 

Nach  den  in  beiden  Fällen  erwiesenen  Tbatsachen  ist  es 
Pflicht  dieses  Gterichtshofes ,  der  als  höchster  Prisengerichtshof 
der  Vereinigten  Staaten  tagt  und  Völkerrecht  spricht,  zu  er- 
klaren und  zu  entscheiden,  dars  diese  Wegnahme  ungesetzmArsig 
war  und  keinen  erweislichen  Grund  hatte;  und  es  ist  deshalb 
in  jedem  Fall  angeordnet  worden,  dafs  das  Urteil  des  District 
Court  zurückgenommen  wird,  und  dafs  der  Ertrag  aus  dem 
Verkauf  des  Schiffes  zusammen  mit  dem  Ertrag  aus  einem 
etwaigen  Verkauf  der  Ladung  dem  Reklamanten  mit  Sehaden- 
ersatz und  Kosten  zurQckgestellt  wird. 


II. 

Minoritltsvotnm  des  Richters  Fnller. 

Supreme  Court  der  Vereinigten  Staaten. 

Oktober-Termin  1899. 

No.   3BS,    Paqnete   Habana       1     An»Uatioii«i  von  dem  Dirtriet  Court  der 
„      „.     ,   ,  i    Tereinigten    Stuten    für  den   iCdlichen 

No.  396,    LoU  f  "*    ^^j^^^  ^^^  ^^^ 

(B.  Jaonar  1900.) 

Mr.  Chief  Justice  Füller,  dem  Mr.  Justice  Harlan  nnd  Mr. 
Justice  McKenna  beipflichten,  ist  folgender  entgegengesetzter 
Ansicht: 

Der  District  Court  hielt  diese  Schiffe  für  reehtmäfsige 
Prisen,  weil  er  nicht  hinlänglich  Überzeugt  war,  dafs  Fischerei- 
fahrzeuge dieser  Klasse  nach  dem  Gesetz  ohne  irgend  eine  Ver* 
Ordnung,  einen  Vertrag  oder  eine  Proklamation  von  der  Weg- 
nahme ausgeschlossen  sind. 

Dieser  Gerichtshof  ist  anderer  Ansicht,  nicht  wie  er  zngiebt, 
weil  solche  Ausnahme  in  irgend  einem  Vertrag,    einer  Gesetz- 
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gebung,  ProklamatioB  oder  Instruktion  zu  finden  ist,  sondeni 
darauf  fafsend,  dafs  die  Schiffe  auf  Grund  einer  feststehenden 
Regel  des  internationalen  Rechts,  die  auf  sie  anwendbar  sei  und 
welche  in  Anwendung  zu  bringen  Pfiicht  des  Gerichthofee  sei, 
ausgenommen  seien. 

Ich  kann  nicht  zu  dem  Schlufs  kommen,  dafs  es  eine  solche 
feststehende  Regel  des  internationalen  Rechts  giebt,  oder  dafs 
dieser  Gerichtshof  rechtlicherweise  eine  Prozerahandlung  revidieren 
kann,  die  ausgeführt  ist  mit  der  im  Kriege  erforderlichen 
RDcksicht 

Es  kann  nicht  behauptet  werden,  dafs  der  moderne  Brauch 
eine  Regel  aufstellt,  welche  aus  eigener  Kraft  und  nicht  durch 
die  souver&ne  Macht  auf  die  Dinge  einwirkt.  Dieser  Satz  wurde 
in  Broim  v.  The  Ühüed  States,  6  Cranch  110,  138  verworfen, 
und  Chief  Justice  MarsAoU  sagte:  „Dieser  Brauch  ist  eine  Richt- 
schnur, welche  der  Souvei^  nach  Belieben  befolgt  oder  fallen 
Iftfst.  Diese  Regel  richtet  sich  wie  alle  anderen  Vorschriften 
der  Moral,  Menschlichkeit  oder  Klugheit  an  das  Urteil  des 
Souverilns,  und  wenn  er  sie  auch  nicht  ohne  Tadel  auTser  Acht 
lassen  kann,  so  kann  sie  doch  aufser  Acht  gelassen  werden.  Die 
Regel  ist  ihrer  Natur  nach  biegsam.  Sie  ist  unendlichen  Ein- 
schränkungen unterworfen ;  sie  ist  keine  unveränderliche  Rechts- 
regel,  sondern  hängt  von  politischen  Erw&gungen  ab,  die  sich 
beständig  verändern  können". 

Die  Frage  bezog  sich  in  jenem  Fall  auf  die  Konfiskation 
von  feindlichem  Eigentum  zu  Lande  innerhalb  unseres  Gebietes, 
und  es  wurde  behauptet,  dafö  in  solcher  Lage  befindliches 
Eigentum  ohne  Kongrefsbeschlufs  nicht  konfisziert  werden 
durfte.  Der  Chief  Justice  fuhr  fort:  „Handel svOlk er,  in  der 
Lage  der  Vereinigten  Staaten,  haben  immer  eine  beträcht- 
liche Menge  Eigentum  im  Besitz  ihrer  Nachbarn.  Daher  ist  bei 
Ausbruch  des  Krieges  die  Frage,  was  mit  dem  feindlichen  Eigen- 
tum in  unserem  Lande  geschehen  soll,  mehr  eine  Frage  der  Politik 
als  des  Rechts ;  denn  die  MaTsnahme,  die  wir  in  Bezug  auf  das 
Eigentum  unseres  Feindes  ergreifen,  wird  von  ihm  in  Bezug 
auf  das  Eigentum  unserer  Bürger  ergriffen  werden.  Wie  alle 
anderen  politischen  Fragen  ist  sie  für  die  Erwägung  eines 
Departements  geeignet,  das  sie  nach  Belieben  abändern  kann; 
nicht  für  die  Erwägung   eines  Departements ,   welches  sich  nur 
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an  das  Gesetz  tutlteo  kann,  wie  es  geschrieben  ist.  Die  Hafs- 
nahine  eignet  sich  zur  Erwägung  für  die  Legislative,  nicht  f(tr 
die  Exetnitive  oder  ffir  die  Justiz  verwaltasg." 

Dieser  Fall  omfafst  die  Beschlagnataiue  von  feindlicbem 
Eigentum  auf  See  und  die  Vollstreckung,  und  wenn  der  Satz, 
dars  die  angefohrte  Regel  proprio  vigore  die  Bouveiftne  Macht 
im  Kriege  beschränkt,  zurttckgewieseii  wird,  dann  meine  ich. 
dreht  sich  die  Frage  darum,  dars  auf  Grund  der  Existenz  dieser 
Regel  die  Proklamation  vom  26.  April  so  gelesen  werden  mufs, 
als  ob  sie  die  Ausnahme  wOrtlicb  enthielte,  oder  man  mu(^  die 
Ausnahme  rechtfertigen,  weil  die  Wegnahme  von  Fischereifahr- 
zet^n  dieser  Klasse  nicht  ausdrücklich  autorisiert  war. 

Die  Einleitung  der  Proklamation  erklärte  allerdings,  dal^ 
es  wQnscfaenswert  sei,  dafs  der  Krieg  „nach  Grundsätzen  geführt 
verde,  die  mit  den  gegenwärtigen  Anschauungen  der  Mationen 
im  Einklang  ständen  und  von  ihrer  neuerlichen  Praxis  sanktio- 
niert wären",  doch  sollte  der  Hinweis  nach  Absicht  der  Regierung 
„nicht  auf  Kaperei  gehen,  sondern  es  mit  den  Regeln  der 
Deklaration  von  Paris  halten",  und  die  Proklamation  sprach  fOr 
sich  selbst.  Die  Einleitimg  fahrte  die  Ausnahme  nicht  wörtlich 
an,  uod  die  wirkliche  Frage  ist,  ob  man  sie  rechtfertigen  kann, 
weil  sie  nicht  ausdrücklich  zurttckgehalten  wird,  oder  in  andereo 
Worten,  weil  solche  Wegnahmen  nicht  wörtlich  zugelassen  werden. 

Die  Akten  zeigen,  dafs  die  spanische  Schaluppe  ,Paquete 
Habana"  am  25.  April  „als  Kriegsprise  von  dem  U.  S.  S. 
Castine  genommen"  und  von  dem  Kommandanten  des  Castine, 
dem  Rear  Admiral  Wm.  T.  Sampson,  der  das  North  Atlantic 
SquadroD  befehligte,  übergeben  und  dann  einem  Prisenmeister 
„ausgeliefert"  wurde  mit  Instruktionen ,  nach  Key  West  weiter 
zn  fahren. 

Und  dafs  der  spanische  Schooner  „Lola"  .von  dem  U.  S. 
S.  Dolphin  am  27.  April  genommen"  und  von  dem  Kommandanten 
des  Delphin,  dem  Rear  Admiral  Wm.  T.  Sampson,  der  das 
North  Atlantic  Squadron  befehligte,  übergeben,  und  darauf  einem 
Prisenmeister  ausgeliefert  wurde,  mit  der  Instruktion,  nach  Key 
West  weiter  zu  fahren. 

Dafs  die  Schiffe  demgemflfs  nach  Key  West  gebracht  und 
dort  angeklagt  wurden  (l^>elled),  und  dafs  am  30.  Mai  ihre 
Kondemnation  erfolgte. 
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Man  kann  unmöglich  zugeben,  dats,  wenn  der  Admiral  diese 
BeBchlagnahmen  billigte,  dies  unter  Nichtbeachtung  des  geltenden 
internationalen  Rechts  und  der  Proklamation  geschab,  oder  dafs 
der  Fr&sident,  wenn  er  der  Meinung  gewesen  wäre,  es  l&ge  irgend 
eine  Verletzung  des  Rechts  oder  der  Proklamation  vor,  nicht 
Tor  der  Verurteilung  eingescbritten  wfire. 

Die  Korrespondenz  zwischen  dem  Admiral  und  dem  Secretary 
of  the  Navy  vom  28.  und  30.  April,  aus  der  in  dem  Hauptgut- 
achten citiert  wird,  stimmte  vollkommen  mit  der  Rechtsgültigkeit 
der  Wegnahmen  Oberein. 

Die  von  dem  Admiral  gestellte  Frage  bezog  sieb  darauf, 
dafs  die  Bemannung  der  Fiscberschooner,  „die  nach  Havana  ein- 
zulaufen versuchten",  als  Kriegsgefangene  festgenommen  waren. 
Nichtkombattanten  werden  nur  aus  besonderen  Gründen  fest- 
genommen. Seeleute  an  Bord  feindlicher  Handelsschiffe  werden 
gefangen  genommen,  weil  sie  sich  zum  augenblicklieben  Dienst 
auf  Kriegsschiffen  eignen.  Deshalb  verwies  der  Admiral  auf  den 
Wert  dieser  Fischeraeeleute  für  den  Feind,  und  empfahl  ihre 
Festnahme.  Der  Minister  antwortete,  dafs,  wenn  die  in  Frage 
kommenden  Schiffe  „die  Blockade  zu  brecben  versuchten",  sie  „mit 
ihrer  ManDSchaft"  der  Wegnahme  unterworfen  seien,  und  dafs  sie 
ebenfalls  beschlagnahmt  werden  dürften,  wenn  sie  „möglicherweise 
dem  Feinde  Hülfe  leisten  könnten."  Die  Frage  war,  ob  diese 
Hannscbaften  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  werden  sollten. 
Natürlich  wären  sie  dem  ausgesetzt,  wenn  sie  in  das  Vergehen 
eines  Blockadebruchs  verwickelt  waren,  und  der  Minister  gab  zu, 
dafs  sie  auf  den  andern  Grund  hin  dem  Urteil  des  Admirals 
unterstehen  sollten. 

All  dies  war  in  Übereinstimmung  mit  den  Regeln  und  Ge- 
bAnchen  des  internationalen  Rechts,  mit  dem  die  Marine  inavtU 
Service),  ob  im  Kri^  oder  Frieden,  immer  notwendigerweise 
vertraut  gewesen  ist. 

Ich  komme  dann  zur  Prüfung  des  Satzes,  „dafs  durch  all- 
gemeine Zustimmung  der  civilisierten  Nationen  der  Welt  und 
unabhängig  von  irgend  einem  besonderen  Vertrag  oder  einem 
anderen  Öffentlichen  Akt  es  heutzutage  eine  feststehende,  auf 
Bücksicfaten  der  Menschlichkeit  gegen  eine  arme  und  fieifsige 
Klasse  der  Bevölkern!^  und  auf  die  gegenseitige  Konvenienz 
der  kriegführenden  Staaten  beruhende  Regel  der  internationalen 
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Rechtsordnung  ist,  dafs  Kastenfischereifahrzeuge  mit  ihren  Gerfit- 
gchaften  und  Vorräten,  ihrer  Ladung  und  unbewaffneten  Mann- 
schaft, die  ehrlich  ihrem  friedlichen  Berufe,  Fische  zu  fangen 
und  lebend  einzubringen,  nachgehen,  der  Wegnahme  als  EriegB- 
prise  nicht  acterliegen," 

Dies  sei  eine  Regel,  so  wurde  gesagt,  „von  welcher  Prisen- 
gerichte, die  Völtierrecbt  anzuwenden  hätten,  gesetzliche  Notiz 
nehmen  muralen ,  und  welcher  sie  in  Ermangelung  irgend  eines 
Vertrages  oder  anderen  öffentlichen  Akts  ihrer  Regierung  Geltung 
verschaffen  mafsten". 

Gleichzeitig  wird  zugegeben,  dafs  sich  die  angefahrte  Aus- 
nahme nicht  auf  KQstenfischer  oder  ihre  Fahrzeuge  bezieht, 
wenn  sie  fOr  Kriegszwecke  oder  in  solcher  Art  verwandt  werden, 
dafs  sie  dem  Feinde  Dienste  leisten  oder  Informationen  bringen ; 
noch  wenn  militärische  oder  Marine  -  Operationen  eine  Notlage 
schaffen,  der  sich  alle  Privatinteressen  unterwerfen  müssen ;  dafs 
die  Ausnahme  ferner  nicht  auf  Schiffe  oder  Fahrzeuge  ausgedehnt 
ist,  die  auf  hoher  See  mit  Walfisch-  oder  Seehundsfang,  mit  dem 
Fischen  von  Cabeljau  oder  anderen  Fischen  beschäftigt  sind,  die 
nicht  frisch  auf  den  Markt  gebracht,  sondern  gesalzen  oder 
anderweitig  konserviert  werden  und  einen  regelrechten  Handels- 
artikel ausmachen. 

Man  wird  bemerken,  dars  die  Ausnahmen  die  angenommene 
Regel  in  sehr  enge  Grenzen  legen,  die  eine  sorgfältige  Prüfung 
der  Thatsacben  erfordern,  um  ihre  Anwendbarkeit  festzustellen, 
und  die  Entscheidung  scheint  mir  ganz  und  gar  zu  weit  zu 
gehen  hinsichtlich  des  Verfahrens  gegenfiber  Beschlagnahmen, 
die  von  dem  Höchstkommandierenden  angeordnet  oder  genehmigt 
sind. 

Gehörten  aber  diese  beiden  Fahrzeuge  zu  der  erwähnten 
Ausnahme?  Sie  hatten  25  resp.  35  Tonnen.  Sie  trugen  grofse 
Wasserbehälter,  in  denen  die  gefangenen  Fische  lebend  erhalten 
wurden.  Sie  waren  Eigentum  von  Havaneser  Borgern,  und 
Eigentümer,  Schiffer  und  Besatzung  sollten  durch  Anteil  an  dem 
Fang  entschädigt  werden.  Das  eine  der  Schiffe  war  25  Tage 
200  Meilen  von  Havanna  vorm  Gap  San  Antonio  gewesen  und 
das  andere  8  Tage  vor  der  Küste  von  Yukatan.  Kurz,  sie  ge- 
hörten zu  jener  Klasse  von  Fischer-  oder  Küstenfahrzeugen  von 
5  biB  20  Tonnen  und  von   20  Tonnen  aufwärts,  welche,  wenn 
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konzessioniert  oder  eiDgetragen  Bind,  wie  die  Bevised  Statutes  es 
vorschreiben,  als  Sdüffe  der  Vereinigten  Staaten  gelten,  und  bei 
denen  die  Anteile  ihrer  Leute,  wenn  die  Schiffe  mit  Fischerei 
beschäftigt  sind,  durch  Statuten  geregelt  werden.  Sie  waren 
mit  Untemehmui^eD  von  wesentlich  kommerzieller  Natur  be- 
schäftigt, und  die  Thatsache  allein,  dafs  die  Fische  durch  eigens 
fQr  diesen  Zweck  hergestellte  Vorrichtungen  lebend  erhatten 
wurden,  ein  Verfahren  von  beträchtlichem  Älter,  machte  sie  um 
nicht  weniger  zu  einem  Handelsartikel,  als  wenn  sie  konserviert 
eingebracht  wären. 

Ich  glaube  nicht,  dars  unter  diesen  Umständen  die  Er- 
wägungen ,  welche  dahin  gewirkt  haben ,  die  Schrecken  des 
Krieges  in  Bezug  auf  einzelne  Emtearbeiter  des  Landes  zu 
mildem,  im  eigentlichen  Sinn  auf  diese  gemieteten  Schifie  als 
Werkzeuge  analoger  Erntearbeiter  auf  der  See  angewandt  werden 
dOrfen.  Dies  gilt  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Eigentamer, 
sondern  auch  auf  die  Schiffer  und  Mannschaft. 

Nach  dem  Grundsatz,  nach  dem  der  Landmann  und  sein 
Ackergerät  ausgenommen  sind,  ist  das  Gewerbe,  welches  er  be- 
treibt, ausgenommen,  und  man  kann  diesen  Grundsatz  nicht  an- 
wenden zum  Schutz  des  dauernden  Betriebes  so  gearteter  und 
so  ausgedehnter  Unternehmungen. 

In  Wahrheit  ist  die  Ausnahme  des  Fischereigewerbes  that- 
s&chlich  ein  Akt  der  Gnade  und  nicht  eine  Sache  des  Rechts, 
und  sie  wird  je  nach  den  Forderungen  der  Notwendigkeit  aus- 
gedehnt oder  geleugnet. 

„Es  ist,"  sagt  Sir  WiUiam  Scott,  „nur  eine  Regel  der  Höf- 
lichkeit (comity)  und  nicht  gesetzlicher  Entscheidung." 

Die  moderne  Ansicht  wird  von  Mr.  Sali  wie  folgt  aus- 
gedrückt: „England  acheint  nicht  abgeneigt  gewesen  zu  sein, 
Fischerfahrzeuge  zu  schonen,  so  lange  sie  unschädlich  sind  und 
es  ist  nicht  ersichtlich,  dafs  irgend  ein  Staat  ihnen  Freiheit 
unter  Umständen  bewilligt  hat,  die  ihm  selbst  zum  Nachteil  ge- 
reichen. Es  ist  wahrscheinlich,  dafs  jetzt  kraft  allgemeiner  Regel 
alle  Nationen  davon  abstehen  würden,  sie  zu  belästigen,  und 
sie  festnehmen  würden,  sobald  irgend  eine  Gefahr  entstünde,  dafs 
sie  oder  ihre  Mannschaft  dem  Feinde  kriegerische  Dienste  leisteten, 
and  es  ist  anch  wahrscheinlich,  dafs  man  ihnen  unmöglich  eine 
deutlichere  Ausnahmestellung  gewähren  kann." 

Z«itMhrift  f.  inUm.  Fiivtt-  a.  OffcuU.  R«ht.    XU.  ^ 
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Im  Erimkriege  (1854~-&5)  hat  keine  der  Geheimeratsverord- 
nimgen  (orders  m  ecwncil)  die  Fiechereifahrzeuge  wörtlich  ans- 
geDommeD  oder  einbegriffeD,  uad  doch  bähen  die  verbOndeten 
Geschwader  das  Asovsche  Meer  von  allen  Schiffen  gesäubert, 
die  als  Transportmittel  dienen  konnten,  und  der  englische 
Admiral  ordnete  im  Golf  von  Finnland  die  Zerstörung  aller 
russischen  Küstenfahrzeuge  an,  die,  um  als  Eriegspriseu  zurack- 
behalten  zu  werden,  nicht  genflgenden  Wert  hatten,  auBgenommeo 
B&te  oder  kleine  Schiffe,  die  leer  vor  Anker  liegend  gefunden 
wurden  und  keinen  Handel  trieben. 

Es  ist  schwer,  eine  Vorschrift  des  Seerechts  (a  low  of^  seä) 
von  allgemeiner  Verbindlichkeit  zu  finden ,  der  Grol^britannien 
nicht  zugestimmt  h&tte.  Und  ich  Bebe  keinen  hinl&nglicheD 
Grund,  unserem  Lande  die  Annahme  irgend  einer  anderen  als 
der  englischen  Regel  zuzumuten. 

Der  verstorbene  Dr.  Freematm  Show  hat  in  seinen  Vor- 
lesungen aber  internationales  Recht  am  Naval  Law  College  dar- 
gelegt, dafs  die  Ausnahme  nicht  als  Regel  des  internationalen 
Rechts  geltend  gemacht  werden  kann.  Diese  Vorlesungen  wurden 
vom  Gommodore  Stockton  herausgegeben  und  unter  Leitung  des 
Marineministers  (Secretary  of  the  Navy)  1895  und  von  demselben 
Departement  in  zweiter  Auflage  1898  veröffentlicht,  so  dafs  sie 
im  Verein  mit  den  wohlbekannten  Verdiensten  des  Autors  das 
Gewicht  besitzen,  das  man  dem  offiziellen  Imprimatur  beilegt. 
Weder  unsere  Vertrage  noch  unser  feststehender  Brauch  wider- 
sprechen dieser  Schlufsfolgerung. 

In  Anbetracht  der  Umstände,  welche  beim  Ausbruch  des 
mexikanischen  Krieges  vorlagen,  wies  Gommodore  Conner,  der 
das  Home  Squadron  befehligte,  seine  Offiziere  in  Bezug  auf  die 
Blockade  vom  14.  Mai  1846  an,  ntn^xikanische  Böte,  die  an 
irgend  einem  Teil  der  KUste  ausschliefslich  mit  Fischen  be- 
schäftigt wären",  nicht  zu  belästigen,  besonders  nicht  kleine 
Böte  in  der  Nähe  der  KUste;  während  Gommodore  Stockten  im 
folgenden  August  an  der  Pacificktlste  „die  Wegnahme  aller  unter 
mexikanischer  Flagge  fahrender  Schiffe"  anordnete. 

Die  Verträge  mit  Preufsen  von  1785, 1799  und  1828  und  mit 
Mexiko  von  1848  nehmen  mit  ihrer  Ausnahme,  „der  unbewaff- 
neten Fischer,  die  unbefestigte  Städte,  Dörfer  oder  Ortschaften 
bewohnen",  nicht  die  Fiscberfahrzenge  von  der  Wegnahme  als 


Daa  Beaterecht  im  Beelmeg  gegeottber  FMumiüiazeiigta.  99 

Prise  aus.  Die  jetzt  in  Frage  stehenden  Wegnahmen  bekunden 
die  Überzeugung,  die  im  letzten  Krieg  mit  Spanien  vorherrschte 
und  nach  der  gehandelt  wurde. 

Es  ist  unnötig,  die  Ansichten  und  Wiederbolungea  der 
Schriftsteller  Ober  internationales  Becht  von  neuem  zu  betrachten. 
Ortolan,  Soeck  und  andere  geben  zu,  dafs  der  Brauch,  auf  den 
man  sich  bemft,  als  die  Freiheit  sanktionierend,  nicht  so  all- 
gemein ist,  um  eine  absolute  internationale  Kegel  zu  schaffen. 
Seffler,  Calvo  und  andere  behaupten  das  Gegenteil.  Ihre  Dar- 
legungen mOgen  überzeugend  sein,  sind  aber  nicht  autoritativ. 

Nach  meinem  Urteil  liegt  die  Ausnahme  von  den  Härten 
des  Krieges  der  Regel  nach  in  der  Kontrolle  der  Exekutive. 
Sie  ist  durch  keine  unabänderliche  Regel  an  den  Gegenstand 
gebunden.  Es  liegt  au  ihr,  solche  Freiheit,  wie  sie  gewöhnlich 
gewahrt  wird,  anzuwenden,  zu  beschränken  oder  ganz  zu  ver- 
aeinen. 

Ausnahmen  mögen  im  voraus  bezeichnet  oder  den  Um- 
ständen gemäfs  bewilligt  werden,  aber  Kriegftihren  schliefet  die 
Verhängung  der  Härten  des  Krieges  wenigstens  soweit  ein,  dafs 
die  Wegnahme  oder  Zerstörung  von  feindlichem  Eigentum  auf 
See  nicht  ausdrücklich  angeordnet  zu  werden  braucht,  um  aus- 
geführt zu  werden. 

In  der  Meinung,  dafs  diese  Schiffe  nicht  gesetzmäfsig  aus- 
genommen waren,  sehe  ich  mich  gezwungen,  von  der  Ansicht 
und  dem  Urteil  des  Gerichtshofs  abzuweichen;  und  wie  ich  sind 
meine  Kollegen  Harlan  und  McKenna  abweichender  Ansicht. 


Schiedsspruch,  betreffend  das  griechisch-tUrkischa 
Konsularwesen'). 

In  den  Artikeln  III  und  V ')  des  griechiech-tOrkisehen  Prftli- 
minarfriedensvertrages  vom  6./18.  September  1897  (=  Art.  IX,  XI 
des  Definitivfriedensvertrages,  abgedruckt  Revue  generale  de  drmt 
mfema(ioT«iZpu6Zi"cF(1888)S.462,  CT«««*  Jourwa?  S.  XXV985ff.) 
war  der  Abschlufs  eines  das  bisherige  Verhältnis  revidiereadea 
Eonsularvertrages  ins  Auge  gefafst  und  in  Art.  IX  (Art.  XV  des 
Definitivfriedensvertrages)  ganz  allgemein  fflr  die  Erledigung  etwa 
zwischen  den  beiden  Staaten  streitig  bleibender  Punkte  ein  schieds- 
gerichtliches Verfahren  vorgesehen,  wobei  die  Vertreter  der  Grofs- 
mächte  als  Schiedsrichter  fungieren  sollten.  Nachdem  seit  dem 
Mftrz  1898  bis  Mai  1900  Verhandlungen  bezüglich  des  Abschlusses 
eines  Konsnlarrertrages  zwischen  Griechenland  und  der  TOrkei 
stattgefunden  hatten,  ohne  zur  Einigung  zu  fahren,  beantragte  am 
1./13.  Mai  1900  Griechenland  die  Einleitung  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens,  welches  dann  am  4.  Juni  1900  von  den 
Vertretern  der  Grofsmächte  in  Konstsntinopel  Qbemommea 
wurde.  Es  hat  demnächst  zu  folgendem,  am  20.  März/2.  April 
1901  verkündeten,  am  21.  Sept./1.  Okt.  1901  in  Kraft  getretenen 
Schiedssprüche  in  Gestalt  eines  durch  den  Schiedsspruch  den 
beiden  Staaten  octroyierten  Konsularvertrages  geführt,  welcher 
in  der  „Etpr^fieffig  t^s  v.vße^v^otü>q  xov  ßaaiXeiov  v^g'EXhidog'^  vom 
18.  Septbr.  1901  griechisch  und  französisch  mitgeteilt  ist. 

Redaktion. 

1)  Vgl  (Um  G.  Streit  ^La  letikHC«  arbitrak  tut  ta  quegtion  eotuttlotre 
enire  Ea  Grict  et  la  Tftrgitie',  Bevue  de  droit  international  et  de  U^laUon 
emnparA  XXXII  U  ff. 
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Dfeclslon  arbltrale.')*) 

Les  BoiusigD^  Ambaaaadeare  d'Antriche-Hougrie,  d'Italie,  d'AUemkgiie, 
de  RnSBie,  d'Angleterre  et  de  France  ii  Conatantinople, 

Conffld^Tant  Tartiole  lU  de«  Pr^Iiminairee  de  Ptäi  ü^ie  entre  lea 
Qnndes  Pnisnuicee  et  rEmpire  Ottoman,  le  6/18  Septembra  1897,  aiiui  confn: 

•  Sana  toncher  an  principe  des  immnnitäa  et  privilägee,  dont  lee  Bellänes 
•jonienient  avant  ta  gnerre  mr  le  mOme  pied  qn«  lea  nationaox  dee  aatrea 
«Etats,  dei  airangeinenta  opöcknx  Mront  condni  en  vue  de  prärenb  l'aboa 
■des  immunitä  conralairea,  d'empAcher  lea  entravea  an  conn  i€gnlier  de  la 
«jnstiee,  d'aoanTer  l'exäcutioD  doa  seutencee  rendnes  et  de  aanvegaidei  lea 
•int^ls  des  mjets  ottomana  et  Strängen  dana  leoia  diffdrends  avec  lea  aqjeta 
ibellönea,  j  compria  lea  caa  de  MlUte*. 

Considärant  l'artide  V.  g  b.  dea  dita  Pr^minairee,  qni  preaerit  la  con. 
eluion  entre  l'£miäie  Ottoman  et  le  BoTanme  de  Grice,  d'nne  'Convoition 
'Conaaltüre  deoe  lee  condition«  präroei  par  l'artidfl  Uli; 


2)  Hilget^t  von  Herrn  Profeeeor  Dr.  G.  Streit  in  Atben. 
3|  Mit  folgendem  Schieiben  iat  dei  Schiedaapnich  anter  dem  20.  MSn/ 
2.  April  1901  dem  griecbiachen  Oesandten  in  Koäetantinopel  mitgeteilt: 

Lea  loairignte,  AmbasHadeara  d'Antricbe-Hongrie,  d'Italie,  d'AUemagne, 
de  Biune,  de  la  Qrande  Bretagne  et  de  Fnnce,  ont  &it  aaroir  k  Votre 
Excellence  pai  lenr  note  collective  en  date  du  i  Joia  demier,  qu'ile  acceptaient 
le  mandat  d'arbitrage  qne,  de  concert  avec  Monäenr  Stephanoa,  dü6ga6  poni 
la  nägociation  de  la  Convention  Conanlaire  pr^rae  paz  le  Trut^  de  P^ 
dn  22  Norembre  (4  Dicembre)  1897  et  d'ordre  de  OauTemement  helläniqne, 
Tona  lee  ariez  priä  d'asaumer,  conformäment  aux  diapoaitiona  de  l'arliole  IX 
dee  Präliminurea  de  Paix. 

Le  4  Juin  ägalement  lea  sotungnäa  ont  tiit  mtoit  k  la  Sublime  Porte 
qalla  se  cliargeaient  dn  dit  manilat 

Venant  de  terminer  leor  travanx,  lea  aouaaign^  ont  rbonneor  d'adieaaet 
ci-jolut  k  Votre  Escellence  une  eip^tion  antbentiqae  de  lenr  aentence 
arbitiale,  qu'ila  notifient  de  mfime  aqjonrd'hni  k  la  Soblime  Porte. 

Lea  aoaasign^  seruent  reconnaiasante  k  Votre  Ezcelienca  de  lenr  donner 
imm6diatenient  acte  de  la  pr^ente  notificatioo  et  La  prient  d'agito'  les 
aasorancea  de  lenr  hante  conaid&atiou. 

Caliee 

Panaa 

Baron  de  Haraoball 

Zinorlev 

N.  R.  O'conor 

Constana 

Son  Eiellence  Uondenr  Hanrokordato 
^Yoji  Extraordinaire  et  Miniatre  PUnipoteotiaire  de  Sa  Hi^^**^  Hellänique 
k  Conttantinople. 
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Conaidönuit  ruticle  IX  de«  Pr^UmiiutiTea  de  Piüi,  ftiori  confn: 
•Ed  cm  de  diveigences  du»  le  conn  des  nigocimtiotta  eatra  U  Tmqnie 
■et  U  OrÄce,  leB  pointa  cootestäs  ponrront  Stre  Knimia,  par  rnne  an  Pinbe 
•de«  pvties  iDt^cetsAee,  k  l'ATbitrage  de«  Repiiaeiitaots  dea  Orandee  Puiflsaaee* 
*4  ConaUntiiiople,  dont  lea  dädnoni  eeront  otaligatoircfl  ponr  lea  deai  Gon- 
tremementa,  Cet  ftrbitrage  ponna  «'eierGer  collectivanent  on  par  dMgiiatloii 
•fpteiale  dea  int^reaa^,  et  eoit  directement,  Mit  par  l'entremise  de  dä^ia 

•Er  caa  de  partage  ^1  de  v<^,  lea  arbitrea  choiäroot  an  nrarbitn'. 

Coneid&ant  que,  par  noe  lettre  adiMete  atui  Hepr^aentant«  dea  Grandes 
pQisnDcea  k  ConstantiDople,  le  1/13  Uw  1900,  lee  D61^^  Betlftnes,  d'oidn 
de  leuT  GhiaTernement,  out  inroqn^  l'ulätnge  sar  las  pointa,  an  sqjet  de»- 
qnela  nne  eutente  n'a  pn  B'Mablir  dana  le  oonra  dea  nigodation«  snr  Im  dite 
ConTentioii  Conaolaire; 

Coniddärant  qae  les  Reprrisentants  dea  Qisndes  Pniasancea  dOment 
aatoriaäs  par  lenrs  Goareniementa  reepectifa  ont,  p«r  letin  Hotea  dn  4  Jmn 
1900,  acceptä  le  mandat  collectif  d'aibitrage  sollieitj  aar  lea  points  coateat^-, 

CooNdärant  lea  demandea  dea  deaz  Parties  et  les  Htooiiea  prisentfa  k 
l'i^pni  de  cea  demandea; 

Conudiiant  qne  l'aiticle  HI  des  Prtiiniinairee  niaintient  et  eonfinoe  le 
principe  dea  immnnitte  et  prinlfegea,  dont  lea  aqiets  helltaea  joniaaaieiit  aTanl 
lA  goeire,  et  qnll  n'est  pa«  beeoin  de  apidfier  daua  la  ConTention  Gonaolaiie 
tons  lea  droits  qm  dicoalent  de  ce  principe  relatiTeiiient  anz  attribationa 
adminiatiatiTea  et  jndiciairea  des  Contolats  helUniqnes; 

Coniädänuit  que  lee  atipnlations  da  Traitä  de  Canlidja,  ooncla  entre 
l'E^piie  Ottoman  et  le  BoTamne  de  QrAce  le  27  Mu  1855,  leatant  en  vi- 
goeor,  en  tant  qa'ellee  ne  aont  pae  niodifi£ee  par  les  did^fona  arbitrales  d- 
deaaona; 

Connd6nuit  qne  la  validitä  da  protocole  annex<  k  la  loi  Ottomane  da 
7  Sütei  1284  (18  Jain  1867)  et  aigni  par  la  Or«ce  le  12/24  Fänier  1873,  n'a 
pas  iti  atteinte  par  I'ätat  de  gaeire  entre  rEm^ie  Ottoman  et  le  Royanme 
de  GrAce; 

Conriddrant  quil  a'j  a  Üea  d'arbttrei  qae  aar  le«  ptHnt«  conteat^  qni 
ont  tndt  aox  anangeroent«  spfelaiu  pr^ms  par  l'article  lU  dea  Pröliminaires 
de  P^; 

Däcident: 

lies  diapo«itioiu  «oivantea  qoi  räglent  lea  pointa  conteat^  ende  Lea 
DAl^^  Ottomane  et  Heltönee  cbargte  de  U  nigociation  de  la  CoDTCntion 
Conaalaire,  on  qni  conatstent  l«ir  accord  aar  nn  certün  nombre  d'asbea 
p^ta  oü  la  queation  de  doräe  ^tait  «enle  litigieaae,  entreront  en  Tigoenr 
k  rezpiialion  d'an  d^lai  de  siz  mois  k  oompter  de  la  aignificalion  de  U  pri- 
aente  d6dnou  arbitrale  k  chacane  dea  deax  Partiea. 

Article  1. 
Cbaeane    de«  deux  Hantea  Partie«  c^ntractaste«  «nia  la  flunllä  de 
nfimmer  des  Cousiils  Gän^ranx,  Consola  et  Vice-Consnla  dans  tou  lee  porls, 
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TÜles  et  localitäfl  des  Et&ts  de  l'aDtre  Partie,   ii  l'exceptioD  de  ceax  o&  le 
Oonveroemeiit  territorial  vemut  inconvioieDt  ä  admettro  de  loli  Agenta. 

Cette  r^iarre,  tontefoia,  ne  sers  pu  appliquöe  duu  les  localites  ob  M 
trouveivient  des  oEGces  consnlsüea  d'Mttrea  Puisaances. 

•  11  est  eotenda  qae  les  denx  Usutea  Parties  coDtraetantea  aoionl  plrine- 
ment  la  facnltä  de  maintenir  les  OfScee  Consnlaires  qni  —  recoDiias  d'DD 
ocHaman  accord  —  aimüent  fonctioniiä  an  moment  de  U  mpture  des  relaüoaa 
diplomatiqnes  en  1897  entre  lea  dem  pajs  ou  k  nna  date  aDtärienre  ne  re- 
montant  pae  an  deiä  de  ranuie  1890. 

Les  Ageats  honoraire«  cesaeront  teon  fouctiona  et  les  deox  Haotea 
Parties  contractantas  se  r^serrent  de  les  remplacK  par  des  foDctioDnaires  de 

Article2. 

Aaenn  sojet  hellte  oe  ponrra  fitro  uominä  Comal  Qte^ial,  Coiisnl  <m 
Tice-ConBQl  de  'nirqDie  en  Gi^e,  ni  ancmi  anjet  ottoman  ne  poom  6tn 
nomin^  Consnl  Gän^cal,  Consol  on  Vico-Consnl  de  Orice  en  Tnrquie. 

Ces  foRctionnaires  Consnldres  seront  ehoisis  de  part  et  d'antre  paimi 
cetu  de  caniAre,  c'est-4-dire  qo'ils  seront  des  Agents  rätribn^  s'occnpant 
excIonTement  de  lear  raisrion  consulfure. 

Tmttefois,  les  rajets  ottomane  et  lea  Hajets  hellönea  pourront  6tre  ecD- 
plo^As  eomme  drogmans  et  carasa  (hnissiere)  par  les  CodbuIb  Ottomana  et 
Hellines,  saltrant  lea  r^ementa  en  vigaeui  dans  Jea  pajs  reapecti^  et  Jodiront 
ds  traitement  7  ^bll,  en  taut  qa'll  n'7  serut  pas  därogä  par  la  präsente 
Conreotion. 

ArticIeS. 

Lies  Consola  Oän^uz,  Consnls  et  Vice-CoDanls  des  den  Haute«  Parties 
GODtnetantM  seront  rMproqnemeiit  admis  et  reeoauns  aprte  avoir  pr^senti 
leaia  proviuons,  selon  lei  rftgles  et  fonnalit^  jtabliea  dans  les  pays 
respectifa. 

L'exegwituT  on  les  Serats  et  Firwana  on  anties  pi^ces  nteessairea  ponr 
le  libre  eierdce  de  lenrs  fonctioiia  leor  aeront  dälivrä  aana  frti»,  et,  aar  la 
prodoction  des  ditea  piAces.  l'antoritä  sapirienre  du  lieu  de  leor  räridenc« 
piendia  inunMiatemeDt  les  mesarea  roulaea  ponr  qu'il  puissent  s'acqnitter 
des  deroira  de  lenr  cbarge  et  qn'ila  scient  admis  i  la  jonisaanee  des  exemptions, 
hoDnenrs,  immunit^,  et  privil^es  qni  leni  reviennent. 

Article  4. 

Lea  Cooanla  Gän^nx,  Conanla  et  Vice-Conania  jonirout  spÄdalement 
de  Texemption  des  logemeola  et  dea  contribntions  raililaires,  ainai  qae  ds 
tantes  coutribnüoiiB  direetes,  peraonnelles,  mobiliäres  on  somptnaires  iiopoedes 
par  nue  autorit^  qneleonqoe  des  pays  reepectifa. 

II  est  ent«ndD  qne  les  dits  fbnctionnairea  ne  aeront  auconement  eiempts 
des  impdts  snr  lea  immeubles  qn'ils  possMeraient  dans  Ic  pnja  oä  ils  resident. 


*)  Abs.  3  n.  4  dea  Art.  1  beruben  anf  ,^otoeole  atmrxe". 


104         Sohiedoqinich  betr.  du  grieehia^-tttiküche  KonmUnveMo. 

Article  5. 

Lm  Conmli  G^d^tmiz,  Conanla  oa  Viee-ConBalB  ne  Mrant  pu  tentn 
de  comp&raitre  comme  tämoina  derut  lei  tribnnanx  du  pijrs  oü  ili  r^Ndent 

Qatnd  U  jnatice  locale  um  h  nctvcAr  d'eax  quelqne  däporitian,  eile 
dena  h  truuporter  k  lenr  domicile  on  dJl^er,  L  cet  effet,  un  foncüoDtwiie 
eomp^tent  pouc  j  dremer,  aprii  avoir  recuedlU  I«tm  dtelamtioDi  oriioB,  le 
procte  Terbal  ueeetaain,  on  bien  eile  leor  demtüdera  nne  d^daration  par 
6crit 

Article  6. 

Lei  ConmilB  Q^n^rsnx,  Conrala  et  Vice-ConniU  dea  Haotea  Partiea  cod- 
tractantee  joniront  riciproqneineiit,  dat»  les  Etats  de  l'antre  Partie  —  en  ce 
qiu  eoncerue  lenra  penotinea,  leon  fonctioiu  et  leurs  habitatioiu  —  du 
rofimeB  honnenrs  et  igttrds,  piivil^geB  et  immniiit^,  droits  et  protection  qai 
HHit  accord£«  ans  fouctioiiDairei  coDaDlairei  dn  mtrae  rang  dei  nations  loa 
plna  faroiia^,  roaiB,  bieo  entendn,  dana  lea  limitea  de  la  präsente  Convention. 

Article  7. 

Seiont  eiempts  dea  droita  d'entr^,  apröa  T^fication  donanlAre,  les 
efiets  et  objeta  import^s  &  l'adTease  et  destin^a  i  l'nsage  peraonnel  on  de  l> 
fitmitle  da  ehef  d'nu  Consniat  G^äral,  d'nn  Consulat  ou  d'tm  Vice-Cousnlat 
hellftne  ätabli  en  Torqnie,  en  tant  qne  le  droit  d'importation  ne  d^paase  pas 
2,500  inastrea  or  par  an. 

II  en  aera  de  ni6me  pour  lea  effeta  oa  objeta  import^a  &  l'adreaee  et 
deatinäa  &  l'osage  peraonnel  ou  de  la  famille  d'nn  fonctionnaire  conaolaire 
faell^ne,  qnand  ces  objete  et  effeta  sont  introdnits  Ion  de  la  premiire  in- 
etallation  de  ce  fonctionnaire,  ou  de  aa  famille  en  Tmqnie. 

D'autro  part,  les  Constüs  Gto^raux,  Consnls  et  Tice-Conaala  de  Tnrqnie 
joniront,  en  Oritce,  de*  roGmes  franchises  de  droit  qne  lea  fonctionnairea  dn 
m&ne  rang  et  de  la  mSme  qualitä  des  antree  Puiaaances. 

Prot  ocole- Annexe. 

En  ce  qni  eoncerue  l'article  7,  il  est  entendn  qne  les  antorit^  douaniAres 
ne  percevTont  ancnn  droit  enr  lea  r^iatrea,  papiere  k  en-tfite,  cahien  ä  souebe, 
paaaeporta,  pasaaTanta,  certificate,  timbres  et  antres  docnraents  publica,  ainm 
qne  aar  tonte  fonmitore  officielle  de  boreau,  exp&Uäa  i.  l'adresse  dea 
foDCtionnaire*  conaulaires  reapectifa,  ou  eavajia  par  enz  enx  Adminiatrationi 
de  lenr  paja. 

Article  8. 

Lea  Conaula  G^äranx,  Conanla  et  Vice-Ücnanla  ponrront  placet  an 
deaeua  de  la  porte  eit^rienre  de  la  maisoa  conaulaire  leur  äcnason  national 
«TBC  nne  inscription  indiqnant  leur  caractire  ofCciel. 

IIa  poUTTont  ägalement  arborer  le  pavillon  de  leur  paja  sur  la  maieou 
consnlaire  anx  jonrs  de  aolenuit^  pnbliquee,  unsi  qne  dans  d'antrea  cir- 
coDitoncea  d'osafre. 

Article  9. 

En  caa  d'empScbement,  d'abaence  on  de  iitfa  dea  Conanle  Gän^ratu, 
Consnls  on  Vice-Consnls,  le  übancelier  on  Tun  des  Secr^tairea,  aqjet  de  l'Etat 
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tpn  l'ft  nommi,  qoi  Mira  aotärieiiremeDt  iti  priaeati  en  la  dite  qoalitä  aox 
Antorit^  teBpectivea,  on  i.  Aitwit  d*!!!!  Cbancelier  oq  Secr^ture,  qh  antra 
fonctiotinalre  conmlaire  de  carriära  eiiTojä  comme  rampla^ant,  sera  adinia  de 
plein  dndt  &  eiereer,  par  inteTlm  et  d'une  maniäre  proTiMire,  les  fonctioiu 
coDsnlaires,  sana  qae  tea  antoritäs  localee  piüeseat  7  mettre  obstacle. 

La  g^rance  intirimaire  de  ee  fonctioimüra  de  carriäre,  wivoji  comme 
remplacant,  tut  dena  p«B  d^puwT  le  dilai  de  eiz  moin. 

Ces  fbnctioDiiaiTea  jomroDt,  pendant  la  dnrie  de  lenr  geation  int^rimaire 
de  tcHu  lea  dioita,  immnnit^a  et  privil^gea  qoi  appartiennent  au  titoliüreB. 

Article  10. 
Lea  Cbancelleriea  et  Arcbivee  Coonilurefl  serant  itiTiolabiee   en  tout 
tcnpB.    L«  antotlt^  localea  ne  ponrront  les  enrabir  wnia  aaeun  präteite  ai, 
daufl  ancnn  cas,  visiter  on  sainr  lea  papien  qni  j  Mront  mteimits. 

Article  11. 

Lea  ConHuls  des  dnnx  Haute«  Fartiea  contiactaiite«  anront  le  droit  de 

a'adtewer  au  antoriUs  compitentes  de  lenr  circonscription  conmlaira  poor 

ifelanier  conti«  tonte  in&Mtioii  aui  Tiait^  et  GonTentions  eiiatant  entre  la 

ToTqnie  et  la  Gräce,   et  poor  piotäger  lea   droits  et  lea  iotMts  de  lenra 


S'il  n'^tait  pas  fait  droit  k  lenis  i^damatioiu,  le«  dita  Agenta  poniroat 
recontir  ä  leun  Ugations  reapectires. 

Article  12. 

Les  Conanls  des  dem  Partie«  cootnctanle«,  ain^  qne  lenia  Cbeneeliers 
et  Secr^tuies,  aoront  le  droit  de  receroir,  dans  lenra  Cbancelleiies ,  an 
domicile  des  Parties  et  &  bord  des  narirea  de  leor  nation,  lea  dädarations 
qne  poiiRont  avoir  k  faire  lea  capitainea,  lee  gen«  de  I'^qnipage,  lea  paaaa- 
geia,  les  n^gocianta  et  lea  antres  anjets  de  leor  pSTS. 

IIa  seront  ^galement  antoria^  k  receroir; 

1)  Les  dispontions  teatamentaire«  de  lenis  nationani  et  loiu  acte«  de 
droit  dvil  qoi  lea  concement  et  anxqnela  on  vondrsit  donnei  one  forme 
antltentiqne. 

2)  Tona  les  «tntiata  par  icrit  et  acte«  conventioonels  paaaäi  entre  leun 
Bationaux  on  entra  cee  demiera  et  d'autres  peraonnes  du  paya  oü  ils  iMdent, 
et,  de  m&ne,  tont  acte  conventionnel  coneeniant  lee  aqjeta  de  oe  deruier  payi 
■enlement,  poomi,  biea  entendu,  que  les  actes  snsmentionDä  aient  rapport 
k  dee  biene  dtn^  on  k  dee  afiaiies  k  tndter  snr  le  territoire  de  la  Partie 
eontiaetante  qoi  a  Domiu£  lee  dita  fbnctioimairea. 

et  3)  Dana  U  memre  de  la  lägisUtion  du  pay«  de  lenr  r^dence,  tona 
•letes  notari^  deetinöa  k  l'naage  dana  ce  paje,  paasöa  soit  entra  teura  pro- 
pres nationanz,  atüt  entre  cee  nationani  et  d'antree  äcrangera. 

I^es  dddatKtiona  et  attestationa  conteDuea  dana  les  actes  ci-dMene 
nientionnäs  qni  anront  ^  raconnne  authentiqnea  pai  lea  dita  fonetionnaiiei 
et  rerttns  du  scean  du  Consnlat  G^^ial,  Conanlat  et  Viee-Consulat  anront 
en  Justice  den«  le  territoire  de  l'Em^ra  Ottomaa  comme  en  Qi^e  la  mSme 
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foice  et  valear  que  si  cei  kctes  araient  6t6  puate  pir  devuit  d'^ntree  etn- 
ploj'^  pnblics  de  l'une  on  de  l'entre  de«  Paities  contnctantes,  ponrra  qnlk 
aient  6ti  rAdigäi  iua  1«  fonnea  reqoiees  pai  le«  loia  de  l't-tM,t  qni  a  nommi 
1«  fonctionnairea  conMilurea  et  qn'ile  kient  ensuite  iti  soumia  autimbreetk 
reoregiBtiement,  «inii  qn'k  tonte«  lee  autn»  fonnalit^  qni  tAfftfsetA  la 
matüre  dane  le  pa^«  oü  l'acte  doit  recevoir  «an  eztentioiL 

Dans  Im  cm  oä  Tanthenticit^  d'nn  documeut  public  enr^isträ  ji  la 
CÜiancellerie  de  l'une  des  Antorit^  coiualaiTea  reapMtire«  serait  mtae  en 
doDte,  la  cODfrODtatioii  dn  doctunent  en  qneation  arec  l'acte  original  ne  wia 
pu  refiii^  k  la  personne  y  int^reasöe,  qni  en  ferait  la  demande  et  qni 
ponna,  n  eile  le  juge  utile,  oameter  &  cette  oonfrontation. 

Lee  CoDMda  poniront  t^galiser  toute  eap^  de  document«  änanant  dea 
M)torit6B  ou  fbnctionnairflB  de  leuia  paje  «t  en  iaire  de«  tndiwtiDna  qni  an- 
ront,  danB  le  pay a  oi  ii«  rMdeut  —  en  tant  qae  le«  loi«  des  Etat«  re«peeti& 
le  pennettent  —  la  mSme  fbrce  et  valenr  qoe  ai  ellei  avaient  iti  faitee  par 
lea  fbnctionnaiie«  comp^tente  dn  pa^a  de  leur  rtsidence. 

Articie  18. 
Lea  aiyeta  de  l'on  des  Etats  coDtractaDta  ätablia  dana  iea  Etats  de 
l'antie,  seiont  Tädproqaement  aA^nehia  de  tonte  esp^ce  de  Berricc  mllitaire. 
tant  «nr  terra  qoe  aar  mer  et  aeront  ezempts  de  l'impöt  militaira  et  de  tonte 
preetation  p^cnniaire  ou  materielle  impoH^  par  compenaation  ponr  le  serrioe 
pereonnel,  tont  corome  dea  r^uisitions  nilitairea,  k  l'ezception  de  cellee  des 
logement«  et  de«  fonrnitnrea  pour  lee  roilitaires  de  paaeage,  qni  Heiaient  ^ale- 
ment  ez]g6ea,  aelon  rnsage  dn  pajE,  des  ai^ets  indigines  et  de«  ätrangete. 

Article  14. 
Le«  effets  et  valenra  appartenant  anx  marine  et  paeaagera,  anjet«  de 
i'noe  de«  Partiee  eontraetantea,  morta  &  t>ord  d'nn  navire  de  l'antre  Partie, 
aeront  bbto^^  an  conaol  de  la  nation  reapoctire,  poor  €tre  ramia  k  qni  de 
drint,  confonn&nent  auz  loia  en  vigneor  dana  le«  pay«  reapectifi. 

Article  15. 

En  cas  de  naofrage  anr  nne  dea  cdte«  dea  territoiree  dee  Hantes  Partie« 
oontractante«,  d'nn  narira  ottomau  on  hemne,  lea  Conanls  reapectife  joniront 
d«  tontea  lea  pr^gatirea  accoiddes  aus  Consuls  dea  antres  Pniaaancee,  en 
■natiöre  de  aauTetage  des  narira«  de  leur  paTillon. 

Lee  navirea  abandonn^,  dragnee,  embarcatlona,  bon^ea  etc.,  dont  la 
nationalitä  ottomase  ou  belläne  eet  apparente  et  qni  «oiKient  iti  trouT^  en 
mer  et  eoneign^  am  antoritte  localea,  «eront  remi«,  dans  le  port  de  re- 
morqna,  entre  los  maina  dn  Conaol  ottoman  on  helline  le  plua  procbe,  a'U  en 
£>it  la  demande.  11  est  bien  entendn,  tontefoi«,  qne  le  dit  fonctioDDaire 
GODBolaire  anni  k  vener  k  qni  il  appartient,  avant  d'entrer  en  poaaeaaion 
dea  navirea,  embarcation«  ou  antiea  ans&ioncäa,  lee  droits  de  aanvetage  et 
remorqne,  confonndment  ans  loi«  et  riglemeuta  en  vignenr  dana  Ins  Etats  des 
Haute«  Partie«  oontractante«. 


Sehiedaaprach  betr.  daa  grieebiscb-tärkiache  Konanluweseai.         107 

Article  16. 

Lea  ConmlB  des  deui  Hantes  Putiea  contnct&ntM  «nroiit  &  siercer 
mie  stricte  inrTeillKnce  ponr  empOeher,  an  besoia  par  des  lepiäseotatioiiB  k 
qni  de  dr^t,  le  ctutngement  do  pKnlloD  dte  nariraa  de  lenr  uatian  contee 
I«  paTillon  de  l'ftutre  Etat,  s'il  est  pronv^  que  ce  cbangement  a  poor  bat 
de  fnutrer  lea  droits  des  crAmden  snjets  de  !■  nation  qni  a  nomm6  le 
ooiudL 

Article  17. 

Lea  Coaaols  reepectifs  poturont  aller  penonnellement  on  envoyer  dea 
dä^gnä  i  bord  des  navires  de  lern  p&ya,  aprte  lenr  admiwiou  k  la  libre 
pnttiqoe,  mteiroger  le  capitaine  et  l'^quipage,  examiner  les  papien  de  bord, 
receroir  lea  dMaiations  enr  le  rojage,  la  destiDStion  du  bätiment  et  lea 
incidentB  de  la  tiareisäe,  dresaer  les  manifestes  et  &ciliter  reip611tian  dn 
DKvin. 

Article  18. 

Ed  oas  de  dActe  d'nn  nyet  ottomau  en  Qrtee  on  d'un  st^'et  belläne  dans 
l«s  Etats  de  Sa  Mqjeatä  Imperiale  le  Snltan,  rAntoritö  Consnlalre,  de  la 
jüridiction  de  laqnelle  d^wndia  le  dfc6di,  piendra  powow ion  de  la  snc- 
gmbIoii  de  ealni-ci  ponr  la  tranamettre  k  see  b^ritios.  En  rabsence  de  l'an- 
torit^  eonaaliüre  snr  les  lieoz,  le  jage  comp^tent  de  la  localitö  sera  tena  de 
tTSBiinettTe  l'inveiitaire  et  le  piodnit  de  la  snccession  k  l'antoritä  consulwre 
a  phu  proche,  saus  rdclamer  aucnn  droit 

La  rocceseion  am  biens  immobiliers  sera  r^ie  par  lea  lois  du  pay s,  dana 
leqnel  les  immenblea  sont  ritaä,  et  la  connüssanee  de  tonte  demande  on 
contestatioii  concemant  lea  »necesdone  immobileres,  appartiendra  excInsiTe- 
mCDt  anx  tribonaiu  de  ce  pays. 

Pour  ce  qni  concerue  lea  SDCceasioDS  mobiliäres  laiasäes  par  lea  anjeta 
de  rnne  des  denz  Parties  contractantea  dans  le  territoire  de  l'antre  Partie 
—  ioit  qa'A  l'äpoqne  dn  dich»  ils  j  fnssent  ätablis  on  aimplement  de  passage, 
soit  qn'ila  ftusent  d^cMäa  ailleors  —  lea  r^lamations  repoaant  anr  le  Ütre 
d'b^Mitä  on  de  legs,  seroat  jog^  par  lea  Aotorit^  ou  tribanaiu  comp^tents 
da  paya,  anqnel  appartenait  le  d^fimt  et  confbrmiment  am  loie  de  ce  pajs. 

Article  19. 
Les  SDJeta  ottomana  aurout  en  Qr6ce  le  mSme  droit  que  lea  nationanx, 
de  poaeMer  tonte  eapäce  de  piopriälä  immobiliäre,  de  l'acqnirir  et  d'en  dis- 
poaer  par  Tente,  ichange,  donation.   testament  on  de  tonte  antre  maniäre, 
saus  pajer  de  taxes  on  impdts  autree  on  plus  äevis  qua  lea  nationanx. 

Article  20. 
Les  droits  de  jnridictioa  des  conanla  helltnea  en  Turqnie  en  matiäre 
drile,  coumeiciale  et  pönale,  ainai  qne  lea  antres  immnnites  et  piiviliges 
dont  les  consnls  et  tojeta  helltees  jouiasaient  en  Torqnie  avant  rannöe  189T, 
sont  mainteniu,  conformiment  anx  atipnlationa  dea  Prdliminairea  de  Paix 
aign^  entre  lea  Orandea  Pniasances  et  TEmpire  Otloman  le  6/18  Septambre 
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1897  et  k  «lies  da  Tnitä  de  Püi  d^finitif  ägai  eotre  U  Tmqnie  et  la 
OiAce  le  22  Novembie  (4  D^cembre)  1697,  —  et  ce,  en  tut  qne  lee  dita  drats 
de  jnridtctioii  et  lee  dita  immonit^  «t  priTü^gee  oe  Mnt  paa  modifiia  par  la 
prdMnte  conTentioii. 

Articie  21. 

Lee  mt£r6ts  dea  cr^BDÜen  ottomaua  on  ätnsgen  dans  lea  failUtei  dat 
■tyeta  hellinet  eu  Tnrqaie  wroDt  repr^aeot^  par  an  on  dem  iTndJca  tant 
proTiaoirea  qoe  dtfnitif«.  L'antoritä  coonilaiia  hell&iiqne,  compitoite  paar 
le  riiglement  dea  ditee  faillitea,  nommera  eea  ayndica  bot  la  dUgDatitm  qm 
hü  ea  aera  faite  par  lea  cräasciera  aoadita,  ottomana  on  ätnngers. 
Articie  22. 

L'aaeiBtaiice  coDanlaiTe  devant  lea  aatorit^  et  tribimatix  ottomana  ätant 
atainteDue  ponr  lea  aujeta  helltoea,  lee  Conaola  Hellönea  aont  tenaa  d'envoTer 
avec  tonte  diligence  lenr  däl^aä  daraot  lea  aatorit^  et  tribnnanx  com' 
Patents. 

En  caa  d'abaence  de  ce  dälägad,  lea  tiibunanx  aaraeoiront  i  l'examen 
de  raflhlre  et  enTerront  nne  nonTelle  inTitatlon  par  feriL  Si  oonotistaat 
cette  aecondo  iuvitation,  le  di\6gai  consolure  a'abatieiit  de  panftre,  ila  an- 
ront  dana  ce  caa  la  facvitä  de  ne  plus  attendre  la  pr^nce  et  poarnmt  rendre 
lenr  jogement  aentence  on  arrfit. 

Aiticle  23. 

Lea  piicea  jndiciairea  on  extrujodiciairea  deetinäea  k  Btre  aignifi^  max 
enjets  beltönea  en  Tnrqoie,  aeront  remiaea  contra  ricäpiaaä  ä  I'autorit^  hd- 
lööiqne  compätente,  qni  devra  ponrvoir  k  lenr  signification  et  devra  retonner 
en  t«mpa  ntile  l'acte  de  eignificatioii  dflment  aignä  par  le  deatinatatie.  A 
cet  efiet,  lea  ditea  piäc«8  devront  contenir  dea  iudicationa  anffiaantea,  ponr 
qn'U  ne  pniaae  y  avoir  errenr  aar  la  peiaonne,  Jk  laqaelle  l'acte  est  deatiaä ; 
i  d^faat  de  qnoi,  la  piice  pouira  Gtre  Tetoumie  h  raaloritä  ottomane  ponr 
6tre  compl^täe. 

Dans  lea  caa  o6  l'acte  de  aignification  düment  aigni  par  le  deatinataire 
ne  aerait  paa  reatitnä  k  l'antoritd  Ottomane  dana  od  d^Iai  de  qnhue  jonra  i 
partir  de  la  remiae  de  la  piice  k  ractoritä  Conanlaire  Hell6niqae,  la  aigni- 
fication  aera  conaidiräe  comme  faite  k  la  partie  elle-m6me,  ä  moina  qne 
l'aatoiit^  Conaolaire  ce  pr^vienne  Tautoriti^  Ottomane  qne  la  peraonne  k  la- 
qnelle  la  pitee  6tüt  destiiiäe,  ne  ae  trouve  paa  dana  aa  circonacription  con- 

Articie  24. 

I/ca  autorit^B  conBulairea  Helläniqacs  procMeront  en  tonte  diligrace  i 
l'exicntioii  dea  jngementa,  aentencea  on  lUTflta  rendna,  en  obaerradon  dea 
droita  reconnns  um  aatorit^a  conaalairea,  contre  lea  aiyeta  hellönea  par  lea 
antoritte  et  lea  Iribunani  comp^tenta  ottomanB. 

Si  Tantoritä  conanlaire  refiiHait  de  mettre  4  ei6cntion  lee  dita  jogematBi 
sentencee  on  arrfita  dam  nn  ddlai  roaximnm  de  deux  mois,  lea  anloritäa  oomp^ 
tentea  ottomanea  anront  la  facnlt^  de  procMer  ellea-mAmea  ä  cette  ei^cotioii, 
en  privenant  an  pr^alable  et  par  6crit  l'aatoiitä  conaulvre  du  jonr  et  de 
fhenre  ob  ellea  procMeront  k  la  ^te  eiäcution. 
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Article  25. 

fki  cu  de  peiqniaittoD,  dewente  ou  Tiute  duie  la  demeare  d*!»  snjet 
liellAne,  les  fonctionnwres  et  agente  de  police  i  ca  commiB  a*iseront  le  con- 
nlat  helläüqne  et  lid  feront  connaftn  lee  motih  de  la  mesnre,  ft  reffet  qn*!! 
enTde  tmaa  retard  im  Ailigai, 

B'ü  e'Acoola  plns  de  aix  heores  eotre  rinBtant  oä  ]e  conanlat  «nr»  Stä 
pT^Tsnn,  et  l'instant  de  rarriväe  du  dälfgn^  les  fonctionnuree  et  agenta  de 
poliee  ottomaflB  procäderont  i  leor  commümon  et  aviaeront  enmiite  le  con- 
«nUt,  en  Ini  comnumiqn&iit  nne  copie  lägalia^e  da  pioc^-Terbtl  coiutstaiit 
ribaence  dn  ä&igai  conBoIaire. 

Article  26. 
En  caa  de  visite  k  bord  des  Davires  helläniqnefl  antra  que  lee  vUitea 
de  la  aantd,  lea  aatoritä  ottomanee  attendrout  le  d^l^ä  consulure  faellä- 
niqDe  pendaut  nn  d^lai  de  troia  benree  &  comptei  dn  moment  de  la  renÜM 
de  l'aTifl  an  eonsnlat,  et  b1  le  di\6gai  se  refiiM  on  tacde  ä  Tenir,  ellea  pro- 
c^doont  k  lenr  commiaaioii  et  aviseront  le  conralat,  en  Ini  commnniqaant 
mw  copie  I^aliate  dn  proc^rerbal,  constatant  Tabaence  dn  dit  d^läguä. 

Article  27. 
Ed  caa  de  flagrant  dälit,  les  antorit^  ottonumes  poorroat  proc£der  k 
l'ureataticm  d'nn  aiyet  hellfine  aana  attendre  l'arriTäe  da  däl^gnä  coDEnUire 
reqnia  &  eet  effet;  maia  ellee  devront  aviaer  aana  dälai  l'antoritä  conanlaire 
heUiniqne. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Das  für  die  VtUerkaÜsansprüdte  ncisehen  Ehegatten  tmd 
Verwandten  mafsgebliche  Recht  wird  durch  die  Staatsangehörig- 
ieit  bestimmt, 

Urteil   de«  O.L.O.  Kulnohe,   L  Civ-Sen.,  21.   11.   1900  (PwAelta  ZtMÜu. 
32,  159J. 

Q.  wurde  vor  dem  1.  Januar  1900  im  Bebnebe  der  badbebeii  Staatt- 
efsenbabn  getötet.  Beine  Witwe  and  eeine  Kinder  verluigten  vom  badiadien 
Oseubahnfiikiu,  ihnen  gemUfs  g  3  des  RdduhaßpflichtgeMtaee  insoweit 
Erskts  tu  leisten,  als  ilmen  infolge  des  Todes  des  0.  de^enige  Unter- 
li&lt  entsogen  sei,  zu  dessen  G«wShning  der  Getutete  lar  Zeit  seines 
Todes  kraft  Oesetses  verpachtet  war.  O.  und  seine  Familie  hatten 
badiaebe  StaataangehSiigkeit,  wohnten  aber  cur  Zeit  des  Unfalls  in  Stuttgart 
(Württemberg),  welchen  Wohnüt«  Witwe  und  Kinder  auch  beibehielten. 

Ans  den  Gründen:  Es  fragt  sich,  ob  G.  kraft  Gesetses  den  KlEgen 
zom  Unterbalt  verpflichtet  war  und  knft  welchen  Gesetzes  erentnell  die« 
Verpflichtung  bestand.  —  In  dieser  Beaiehnng  kommt  zonBchst  in  Betracht, 
daTs  unter  dem  Gesata,  welches  fQr  die  bezügliche  Verpflichtung  maT^ebend 
ist,  das  LandeBgeseta  zu  veTstehon  ist  (vgl.  Eger,  4.  AntL  Note  41  *n 
§  S  S.  336),  und  iwsr  im  konkreten  Falle,  da  der  Un&ll  noch  unter  dei 
Henscliaft  des  badisehen  Landrechts  räntrat,  jedenfalls  bis  1.  Januar 
1900  dieses  Geeeta.  Der  Terunglückte  G.  und  seine  Familie  hatten  awii 
zur  Zeit  des  Unfalb^  den  Wohnsitz  in  Stuttgart,  Witwe  und  Kinder  be- 
hielten diesen  Wohnsitz  auch  bei;  es  t>erulit  jedoch  der  Unterhaltsaa^iruch 
der  Kläger  gegen  den  getJ}teten  G.  auf  dem  durch  die  Eheschlie&ung  und 
tieaw.  die  Kindereraeogong  awischen  der  klagenden  Witwe  und  den  klagendes 
Kindern  einerseits  und  dem  getöteten  G.  andererseits  begründeten  familien- 
recbtlicben  VerhUtnisse;  die  UnterhaltsansprOcbe  der  Ebeftau  gegenüber 
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dem  Elhemmnn  and  der  Kinder  gegenfiber  dem  Vater  änd,  wie  ncli  schon 
tarn  den  Übenchriften  zum  V.  und  VL  EB|dtel  des  V.  Titela  dea  I.  Bnchea 
dM  badiscbsn  LandrechtB  eigiebt,  BUB  der  FmmilienbeEiefanng  entfliefwnde 
Bflcbte,  die  (ich  nach  der  StaatBAngebSrigkeit  botÜBttueniZachariae- 
Cromt,  8.  Aufl.  1.  Bd.  §  30  B.  lOS/9,  Platenius  g  5  S.  21,  Behaghel, 
8.  Aafl.  I.  Bd.  S.  64  c). 

Ist  einem  im  Itüande  woJmenden  EngJänäer  äas  Armen- 
recht zu  gewähren? 

Beschl.  des  O.L.6.  in  Huabnrg  (4.  Ben.),  24.  4.  1901  (Seutf.  Anh.  57,  No.  19). 

Wenn  anch  die  Kl&gerin  Engländerin  ist,  so  hat  ue  doch  unbestritten 
ihren  Wohnsitz  in  Hamburg.  Die  neueren  englischen  Bestimmungen,  betr. 
das  Armenrecht,  insbesondere  die  jetzt  malkgebenden  Rulea  of  the  Snpreme 
CoQTt  vom  Oktober  1883  {abgedr.  in  der  Übersetzung  von  Inhülsen  bei 
Leake  vnd  Lötcenfeld,  Rechtsverfolgong  im  internationalen  Verkehr  Bd.  1 
S.  679  ff.)  machen  jedenfalla  inaowrät  keinun  Untenchied  zwischen  AoBlfindem 
nnd  Inlftndem,  als  die  Ansiftnder  in  England  sich  aaflialten,  wie  denn  auch 
SehusUr  (BUigert.  Eechtspflege  in  England  S.  69  f.)  für  iwdfelhaft  nur  erklBrt, 
ob  ein  im  Auslands  wohnender  KlSgcr  in  England  im  Armenrecht  prozesnercn 
könne.  Diese  Fassung  der  Rnles  erkl&rt  sich  daraae,  daTs,  wie  vom  O.L.G. 
gelegentlich  der  Frage  der  von  Ausländem  zu  leistenden  Frozefskaution 
schon  fraher  berrorgehoben  worden  ist  (Hans.  Oer.-Ztg.  Beibl.  1898  No.  82), 
England  in  diesen  prozessualen  Fragen  den  Begriff  des  Ausländers  überhaupt 
nicht  nach  der  Staatsangehörigkeit,  sondern  nach  dem  Wohnsitz  bestimmt, 
so  daTs  entichädend  ist,  ob  der  Kläger  anrserhalb  der  Jurisdiktion  di;s  an- 
gegangenen Gerichts  wohnt  (rgl.  auch  SiAusttr  a.  a.  0.  S.  136  und  zu  Ounsten 
des  Ausländers  noch  wätergehend  Leske  und  Lötcenfeld  a.  a.  O.  S.  6S0> 

Dieses  Ergebnis  findet  auch  in  dem  vorgelegten  Gutachten  engliacber 
äolieitors,  die  ebenfalls  für  die  Recbtsveifolgung  in  forma  paupertK  einen 
Outerschied  zwischen  englischen  Staatsangehörigen  und  Fremden  Überhaupt 
nicht  snlassen,  dne  weitere  Bestätigung, 

fliemacb  moTs  jedenfalls  insoweit  in  England  die  Gregenaeitigkät  als 
verborgt  erachtet  werden,  als  es  sich  um  den  hier  vorliegenden  Fall  handelt, 
dals  täa  im  Inlande  wohnender  Engländer  dss  Armenrecbt  nachsucht. 

Ausliefervngsvertrag  zwischen  Deutschland  und  der  Schweie 
vom  34.  Januar  1874;  SteUung  der  Angehörigen  dritter 
Staaten. 

Entsch.  des  Reichsgerichts  (Feriensenat),   14.  9.  1901  (Jnr.  WocKSchr.  1901 
8.  820). 
Der  Vertrag  macht  einen  Unterschied  zwischen  Angehörigen  der  den 
Verttag  schliebenden  Stsaten  und  den  Unterthanen  einer  dritten  Macht  nur 
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insoweit,  als  bestimnit  iaC,  dari,  wenn  die  reklamierte  Penon  weder  ein 
Deutacher  noch  ein  Schweizer  iat,  der  Staat,  an  welchen  der  Aoaliefeniiigi- 
■ntrag  gerichtet  ist,  von  dem  gestellten  Antrag  diejenige  Re^pemug,  welcher 
der  Verfolgte  angehört,  in  Kenntnis  setsen  nnd,  wenn  diese  Be^ernng  üirer- 
adts  den  Angeschnldigteu  beansprucht ,  um  ihn  vor  die  Gerichte  an  stellen, 
diejenige  Regierung,  an  welche  der  Aoalieferungsantiag  gerichtet  iat,  den 
Angeschuldigten  nach  ihrer  Wahl  der  einen  oder  anderen  Begierung  nn«- 
liefem  kann.  Hierausfolgt,  dafa,  ist  die  Auslieferung  an  den  reklamierenden 
Staat  erfolgt,  der  Angehörige  einer  anderen  Nation  denselben  Bestimninngen 
untersteht,  wie  die  Angehörigen  der  Tertittgschliebenden  Trile. 

Inländischer  Frachtführer,  ausländischer  Unterfrachtfahrer ; 
nach  tcelehetn  Recht  ist  die  Verpflichtung  des  hizteren  eu  he- 
urteilen? 

Urteil    des   Keichsger.,    I.  Gv.-Sen.,    10.  4.   1901   (Entschrid.  d.  Reich^^. 

Bd.  48  S.  108). 

Im  Sommer  1897  übernahm  es  der  in  Bambni^  wohnende  Beklagte, 
2000  Paar  Fahrradpedale,  welche  die  in  Bielefeld  wohnende  Kligerin  an  die 
Firma  8.  &  Sons  au  Birmingham  verkaufl  hatte,  an  die  Adresse  der 
Känferin  zu  befördern.  Der  Beklagte  übergab  die  Ware  dem  Agenten  P. 
der  Gienenl  Steam  Navigation  Co.  in  Hamburg  zur  Befördemng  nach 
Birmingham;  die  Ware  ging  mit  dem  Dampfer  nach  Harwich,  von  da  mit 
der  Oreat  Eastem  Rulway  Company  nach  London,  nnd  sodann  mit  der 
London  and  North  Western  Railway  Compauj  nach  Birmingham. 
Dort  wurde  am  5.  August  1897  die  Ware  der  flrma  S.  &  Sons  Tor  die  ThOr 
ge&hren;  sie  verweigerte  aber  deren  Annahme,  da  die  Lieferung  veraltet 
erfolgt  sei.  Am  6.  August  machte  die  Eisenbahn  der  KBuferin  schriftlich 
Anzeige  von  der  Ankunft  der  Ware,  bat  um  InstruktiMi  und  machte  datanf 
anfinerksam,  dah  die  Ware  bei  ihr  nonmehr  als  LagerhauabeBitietin 
ohne  ihr  Riüko  lagere.  Der  Beklagte  setzte  die  Kligerin  ordnungsmäfUg 
Ton  dem  Sachverhalt  in  Kenntnis. 

Im  MKiz  1898  einigte  sich  Klägerin  mit  der  KBuferin  darUber,  doTi 
diese  gegen  PräsermäTdgnag  die  Ware  in  Empfang  nehme,  Sie  beanfbagte 
deshalb  am  24.  Mfin  den  Beklagten,  „unverzaglich  das  Nötige  zu  venulasUD, 
damit  die  Pedale  jener  Firma  ausgeliefert  werden  kennen".  Beklagter  er- 
widerte am  26.  Uirz,  er  habe  sofort  veranlaTst,  daüi  die  Sendung  an 
die  K&uferin  ausgeliefert  werde.  Der  Agent  F.  gab  den  Auftrag  aber  ver- 
qtätet  wdter  nnd  aolserdem  verzögerte  die  englische  Bahn  ^e  Ansliefonuig 
dergestalt,  daTs  die  Ware  erst  am  29.  April  der  KUnferin  neuerdings  an- 
gedient wurde,  was  zur  Folge  hatte,  dafs  sich  die  KlSgerin  einen  aber- 
maligen Preisabzug  ge&llen  lassen  mubte.  Sie  verlangte  Eisats  dieses 
Schadens  von  dem  Beklagten. 

Die  Vorinstanzen  gingen  von  der  Auffassung  aus,  dafs  es  sich  bei  der 
AusfUhrung  des  Auftrags  vom  Zi.  MSrz  1898  lediglich  um  eine  Fortsetsusf; 
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dcB  alten  SpeditiooBTeitragei  handle,  imd  daCa  daher  der  Beklagte  gtsBt& 
Art  384  H.G.B.  (alte  Fuenng)  fOi  die  tod  ihm  angenommenen  ZwUchen- 
■peditonre  und  FrachtfDhier  hafte. 

Das  Rdehagericht  dag^en  erklftite :  „Dieie  Annahme  bemht  tuif  Hecht»- 
intnm;  üe  dehnt  die  Haftung  dee  Beklagten,  die  ihr  gemäb  Art.  B84  fl.GT.B. 
(sUe  FsMWi^  bei  AtufQhniug  dee  Mbeien  Speditionunftivgee  traf,  anf 
dnen  Zdtnraiu  ku,  in  welchem  dteMT  Speditianiaoftrag,  und  zwar  mit  dem 
Zö^imkte  l&ngst  erledigt  geweeen  i«t,  in  welchem  der  von  dem  Spediteor 
geadilcMMiie  Fnehtrertrsg,  bezw.  der  Ton  deBsen  Frachtführer  geachloBsene 
Ünter&aehtrertrag  als  erledigt  ansiuehen  war.  Die  Frage,  wie  lange 
die  London  and  North  Weetern  Bailway  Company,  die  als 
Unterfrachtfflhrerin  des  Beklagten  thStig  geworden  war,  aas 
dem  Frachtrertrage  noch  in  Anspruch  genommen  werden  konnte, 
und  wann  ihre  Verpfitchtang  als  Frachtführerin  erloschen  ist, 
bemiTst  sieh  nach  englischem  Recht.  Mach  dieaem  Recht  aber  ist 
ea  onxweifeUiaft,  daTs,  wenn  die  Gflter  Ton  dem  Adressaten,  der  in  den 
Stand  geietit  ist,  gegtai  Tonagnug  des  adviee  rie  in  Empfang  zn  nehmen, 
innerhalb  des  TeasonabU  tinte  nicht  abgeholt  werden,  die  Veipflichtnng  der 
Qsenbahn  ans  dem  Frachtr ertrage  erlischt,  und  in  dem  RechtHTerhftltnis  kraft 
Oesettee  rieh  die  einsehneidende  Ändemng  vollzieht,  dafs  die  Verpflichtung 
der  Eisenbahn  ans  dem  Fnwhtvertiage  zn  Ende  geht,  und  sie  nur  mehr  die 
venninderte  Unftong  als  viarehoutrman  hat,  da  angenommen  wird,  dafs,  wenn 
der  Adreesat  dorch  das  adviee  entsprechend  veretflndigt  ist,  der  Frachtführer 
allea  gethan  hat,  was  zn  thnn  in  seinen  Kittften  stand,  um  die  Gilter  in  die 
Verfügungsgewalt  des  Adressaten  zn  bringen  (vgl.  Redmait,  Lav>  ofRoilway 
Carriert,  2.  Aufl.  S.  117ff.  131;  Bodges,  Law  of  Saätctu,,  7.  Aufl.,  Bd.  1 
S.  549  md  die  b«n  baden  Scbriftstellem  angezogenen  Urteile  englischer 
GeriehtshSfe).'' 

Im  weiteten  fälirte  das  Belchagerieht  aus,  da(b  dem  Beklagten  bei  Ans- 
fnhning  des  selbstKndigen  Auftrages  vom  24.  M&rz  1898  ein  Veischnlden 
ucht  zur  LAst  falle,  und  wies  die  Klage  ab. 


Das  für  das  SchuldverhdJtnis  mafsgebliche  Hecht  beherrscht 
auch  das  Verhallnis  ztcist^ien  Cedent  und  Cessioruo'.  Vornahme 
der  mr  Beobachtung  einer  recMsgesehäftlichen  Form  erforderlichen 
Bandlungen  in  verschiedene  Reehtsgehieten. 

Urt  des  Bräebsger.,  2.  Ciir.-Sen.,  29. 1.  1901  (Puchelta  Ztachr.  Bd.  32  S.  391  £). 

Der  Badenser  B.  mietete  von  dem  Elsofs-Lotbringer  E.  dessen  im  ElsaTs 

gelegene  Wirtschaft.    Die  Kontrahenten  unterstellten  du  VertcagsverhUtiiiB, 

und  swar  4nck  fBr  die  Zeit  nach  Inkrafttreten  des  B.G.B.,  dem  Badiscben 

Landrecht    Ende  1898  cedierte  der  elsoTs-lotbringische  Vermieter  E.  in 

Z^toArift  (.  Intern.  Frlrat-  a.  oSMitl.  Steht.  XU.  8 


114  Beehtaprecbniig:  DeuteehUnd. 

Ebafb-Lothringen  an  den  ElaLTt-LothriDKer  X.  den  Hietsu  fBr  dM  H(«^fthr 
1.  Oktober  1899  Ihb  1.  Oktober  1900,  verkaofte  dann  aber  im  liUra  1899  die 
Wirticbaft  an  den  Mieter  B, 

Ale  der  Cewionar  den  Ceaaiu  auf  Zahlung  verklagte,  wnrde  die  Wiik- 
oamkdt  der  Geaeion  streitig.  Der  Beklagte  machte  geltOMl,  dala  mit  dem 
Kaufe  vom  Mftn  1899  da«  HietrerhUtnis  erloachen  tfu,  and  darnach  aach 
dem  Kläger  als  CeMionar  einer  Hietiiuafordening,  die  gar  nicht  entatanden 
I«,  kein  Anapmcb  gegen  ihn  analefae.  DflDigeg«nüber  berief  lieh  der  KUgei 
auf  das  franzÖBiache  Becbt,  dai  aar  Anwendung  kommen  müue,  nnd 
wonach  der  &«erber  uner  LiegenMshaft  die  VoianaverRlgangen  dea  Vei^ 
kXnfen  Aber  künftige  Hietzinafbcdeningen  fOr  drei  Jahie  an  reflektieren 
habe.  —  Der  Beklagte  hielt  das  Badisehe  Landrecht  fUr  maligebaid 
nnd  wendete  weiter  ein,  die  dnrch  diese!  Recht  gefoiderte  Fonn  der  Ceanon 
■d  nicht  beobachtet. 

Das  Reichsgericht  erklärte  das  Badische  Landrecht  fllr  entscheidend. 
Des  Berufungsgerichts  „weitere  AusfBbiung,  daTs  das  fUr  das  Schald- 
verUillniB  maTsgebende  Recht  auch  für  das  VerhKltnis  «wischen  dem  Cedenten 
nnd  Cessionar  mabgebend  sei,  ent^trieht  der  in  den  Entacfaeidungen  dea  et- 
kennenden  Senats  rem  ».  Juli  1883  (Rh«D.  Arch.  74  III  S.  21)  und  16.  Ok- 
tober 1888  (Rbdn.  Arch.  Bd.  79  HI  S.  125;  vgl.  anch  Entacbeid.  d.  Roch^^r. 
Bd.  1  S.  437)  aasgesprochenen  und  in  dessen  Entscheidung  vom  23.  Hai  1897 
(Entscheid,  dea  ßmcheger.  Bd.  89  S.  376)  nicht  mibbiUigten  Rechtsansicht, 
von  der  abiugehon  kein  Anlafs  vorliegt." 

Was  den  vom  Beklagten  geltend  gemachten  Foimmangel  anlangt,  so 
hatte  der  Reviuonskllger  ausgeführt;  wenn  die  dnselnen  Teile  einer 
Förmlichkeit  in  verschiedenen  Bechtsgebieten  vorgenommen  wflrden,  so  räche 
es  so,  wenn  die  FSimlicbkeit  als  Ganzes  dem  Rechte  eines  der  Oelnete  eD^ 
q>recbe,  in  welchem  ein  Teil  derselben  vorgenommen  wurde;  es  seien  die 
gleichen  Chnndsätze  anzuwenden,  wie  bti  Begehung  oner  unrechten  That, 
die  in  jedem  Rechtsgelnet  als  begangen  gelte,  in  welcbwn  em  Thatbestand»- 
moment  ansgefübrt  sei.  Das  Reichsgericht  lehnte  diese  Ansieht  ab:  „Diese 
in  der  Wif senscbaft  nnd  Rechtsprechung  su  dieser  Frage  bis  jetzt  noch  mcht 
aufgestellten  Ausführungen  sind  nicht  haltbar;  sie  kennten  sieb  nur  auf  den 
Fall  beziehen,  wenn  das  Recht  des  Ortes,  wo  die  Ffirmlichkeit  vorgonmrunai 
wird  —  die  Jor  loci  aetu»  im  engeren  ijinne  —  in  Beb»cht  kommt;  ue  lassen 
aber  gans  anlser  acht,  dafs  eine  FOrmlichkut  vorgenommen  ist  eist  mit 
dem  Zeitpunkt  ihrer  Vollendung,  und  dafs  daher  fOr  die  Frage,  ob  eine 
Förmlichkeit  vorgenommen  sei,  nur  mafsgebend  sein  kann  das  am  Orts  ihrar 
Vollendung  geltende  Recht  Entspricht  das  Geschehene  nicht  den  dort 
geltenden  Vorschriften,  so  gilt  die  Förmlichkeit  nicht  als  vorgenommen,  nixi 
ist  ea  daher  rechtlich  bedeutnngaloa,  ob  (m  Tal  des  Vorgenommeneu  in  an 
aaderee  Reohtsgebiet  f&llt,  nach  dessen  Becbt  das  Geschehene,  wenn  es  gim 
unter  seiner  Herrschaft  vorgenommen  w&re,  zur  Erfüllung  der  Färmlicbkeit 
zugereicht  hKtte." 
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Hecht  des  ErfüUtmgsortes  mafsgeblieh  ßr  die  Rechtsfolgen 
eines  obl^atorischen  Vertrages. 

Urt  d.  RHchiger.,  22.  3.  1901  (Pudiätt  Ztaehr.  Bd.  32  S.  4d6). 

Der  Beklagte  hatte  im  Jahre  18B4  an  die  Eltgerin  {Amencan  Petroleum 
doptpany)  Mdoe  beideo  im  Gebiete  des  rhünischen  Beobts  gelegenen 
Petroleamlager  rerkanft  und  sich  verpflichtet,  fortan  „keineriä  JbteieesBn 
mehr  in  Petroteain  oder  in  PetroiegnitB— em  an  haben,  weder  direkt  noch 
indirekt".  Es  entstand  Strdt  Über  Inhalt  nnd  Wirksamkeit  dieser  Konkorreos- 
klansel. 

Zar  Frage  dee  Ortliehen  Rechts  ericIKrte  dsa  ßeichsgericht!  „IHe  An- 
we&dnng  dee  rheinischen  Eeohts  unterliegt  keinem  Bedenken,  da  der  swisehen 
den  beideo  Parteien  abgencblossene  Vertrag,  welcher  in  §  IT  die  streitige 
Konkurreuzklaosel  enthält,  den  Verkauf  von  Oescblften  des  Beklagten  an 
die  KlSgerin  zum  Gegenstaude  hat,  die  im  rheinischen  Rechtsgetnet  bestanden, 
und  fUr  die  fragliche  Verpflichbing  des  Beklagten  sein  Woiüisitz  (Bheinland) 
als  ElrfUllongsort  in  Betracht  kommt,  der  Erfüllungsort  aber  für  dos  Srtlicbe 
Becht  der  Obligation  entscheidend  ist 


Ausländisches  Recht  im  Grvn^mchverkehr  (eheliches  Güter- 
recht).   Beweislast  des  Antragstellers. 

BescU.  d.  O.L.G.  Rostock,  2.  Civ.-Sen.,  20.  IL  I90I  (Rechtsprechung  der 
Oberlandesgericbte  u.  s.  w.  1902  S.  75). 

Der  Gmndbncbrichter  war  nach  der  Beschaffenheit  dee  vorliegende» 
Falles  an  der  Prfifhng  vennlabt,  wie  dnrch  das  aniawendende  fremde  Recht 
die  VerfQgnngsberechtigaiig  der  Antragstellerin  geregelt  ist;  und  es  ist  an- 
treffend, dafs  nach  den  Gmnds&tzen  des  internationalen  Privatrechte  und 
nach  Art  15  E.0.  zun  B.G.B,  für  dae  eheliche  Güterrecht  die  Staats- 
angehörigkeit des  Mannes  cor  Zeit  der  Eheschliefsoog  malsgebend  bt  Der 
Omndbochiicbter  hatte  daher  zu  ermitteln,  welchem  aosltiodisehea  Staate 
der  Ehemann  au  jener  Zeit  angehört  liat;  diese  Ermittelong  bat  er  ebenso 
von  Amtswegen  vorzunehmen,  wie  die  der  anzuwendenden  ausUndischen 
PiiTatrechtsnormen.  Dabei  darf  auch  dn  principieller  Unterschied  zwischen 
rechtlichen  und  tlials&chlichen  Fragen  nicht  gemacht  werden.  Auch  in  Bezug 
auf  die  Thatsachen,  von  denen  die  Anwendbarkut  oinea  bestimmten  Rechtes 
abhingt,  kann  eine  eigentliche  Beweislast  der  hei  der  Berücksichtigang  des 
anal  fad  Ischen  Rechtes  Betuligten  nicht  anerkannt  werden.  Jedoch  1i^ 
ihnen,  wie  sie  überhaupt  den  Richter  bei  der  Feststellung  der  in  Betracht 
kommeoden  aosläadischen  RechtssMtze  au  unterstütEen  haben  (t>on  Bar, 
Intomat.  Privat-  und  Strafrecht  S.  27),  so  insbesondere  ob,  ihm  Über  die  für 
die  Entscheidung  der  tntemationalrechtlichen  Frage  bedeutsamen  Thatsachen 
.tesknaft  au  geben  und,  sowdt  möglich,   Nachweise  beisnbringen  (Zitel- 
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mann,  Inteniat  Priratreoht  S.  309  f.).  Bei  der  Benrtei long  dieser  Mftctiwnae 
tmd  der  Unat  etw«  bei)übst«ii  Erkenntmcquellea  wird  uch  der  Eickter  oft 
mit  ätxet  Torl&nfigen  FeststelliiDg  bc^Ogeu  müiaen ,  bia  neli  Umstände  er- 
geben, die  deren  Bicbtigkut  zweifelhaft  m&chen.  Ee  wird  i.  B.  der  Dnutuid, 
dalfl  öne  Penon  in  dnem  anderen  Staate  ihren  Wohnati  hat,  die  Torlänfige 
Annabme  begründen,  daJä  ne  dieeem  Staate  aooh  angehört  Hiemach  ist 
die  VotfHgtiug  nicht  >a  billigen,  wonach  die  Antragitellerin  ihre  Berechtignng, 
ohne  Zoatiinmang  ihraa  Hannes  über  die  onunachreibenden  Posten  zn  tbt- 
fUgen,  nachweiaen  eoU. 


Wechsel  der  Staaiaangehöngkeit  teährend  des  Scheidungs- 
progesses.  BedeiUtmg  der  „Klageerhebung"  nach  Art.  17  E.G. 
jmm  B.G.S. 

Urteil  dea  Eammer-Ger.,  8.  CSv.-Sen.,  4.  7.  1901  (Rechtsprechnng  der  Ober, 
landeegerichte  n.  i.  w.  1902  S.  91). 

Beklagte  ist  der  Meinung,  dafa,  weil  beide  Parteien  zur  Zeit  der  Ta. 
stellnng  der  Klageachrift  portngiesiaohe  StaataangehSrige  gewesen  sind 


und  das  portugiesische  Recht  eine  Scheidung  Tom  Bande  nicht  kennt 
(CovidsoH,  Ehesehddnng  8.  19S),  die  Klage  schon  ans  diesem  Grunde  abxu- 
wäsen  sei.  Dine  UMnnng  w£re  zatre&nd,  wenn  nicht  EUger  im  Lanfe 
der  Benifongsinstuiz  die  preoTeische  Staatsangehörigkeit  erworben  und  non- 
mehr  die  Klage  auf  neue  Scfaddungegründe  geatfltzt  hätte,  die  erat  entstanden 
sind,  nachdem  KlKger  bereit!  Dentacher  geworden  war.  Diese  Scbodnnga- 
grtlnde  sind  anaechlierslich  nach  deutschem  Recht  zn  benrtmien.  Der 
Ausdruck  „Klagerhebnng*  ist  mit  Rücksicht  aaf  die  besondere  Sgentümlicb- 
keit  dee  Veifohrena  in  i^eaachen  su  veiatehen.  In  Kheeaohen  kennen  «ber 
nach  §  614  C.P.O.  bia  anm  Schlnfa  degenigen  mündliehen  Verbandiang,  auf 
welche  das  Urteil  ergeht,  andere  als  die  in  der  Klage  ro^ebrachten  Klage- 
gründe  geltend  gemacht  und  neue  Klagen  und  Widerklagen  ethoben  werden. 
Die  „Klagerhebnug"  erfolgt  solchenfalls  dnrch  die  Gleltendmacbung  in  d^ 
mündlichen  Verhandlung.  Zweifellos  würde  Klüger,  wenn  er  etwa  die  Klage 
auf  Beretellung  dee  ehelichen  Lebens  erhoben  gehabt  hfttte,  w&hrend  ar 
portugiegiacher  Staatsangehöriger  war,  nach  Erwerbtmg  der  deutschen  Staata- 
ai^börigkeit  die  Scheidungsklage  w^en  der  nach  diesem  Zeitpunkt  an- 
getretenen Sehddungagründe  erbeben  und  im  anhängigen  Bechtastreite 
geltend  maohe»  kSnnen,  ohne  dals  ihm  der  Art  17  deshalb  entgegen- 
st&nde,  weil  er  bä  Zostellong  der  Klageschrift  Portugiese  gewesen.  Danelbe 
mnls  aber  anch  Ton  der  nachträglichen  Geltendmachung  der  zeitlich  dem 
neuen  Ueimatsrecbte  dea  Kltgers  nnterliegenden  Scheidnng^ünde  gelten. 
Er  würde  seines  durch  den  Wechsel  der  Nationalitfit  begründeten  Rechtes 
daianf,  dab  das  Recht  »eiuea  neuen  Vaterlandes  fortan  anf  seine  Ehe  in- 
soweit Anwendung  findet,  bei  anderer  Auslegung  geradeca  rerlnstig  gehen; 
denn  nach  §  616  CJ*.0.  ist  die  Geltendmachung  der  jetzt  geltend  gemachten 
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od«  gdtend  sn  mftohendmi  Tbfttetcben  in  einem  nenen  VorprozetM  mu- 
gMchlonen.  Die  AoMcht  der  Beklmgten  wflrde  der  Tendena,  jede  Verriel- 
flUtigung  der  Ebeetndtigkeiten  zn  ▼enneiden,  diuctMtis  widenprechen. 


Mafag^liehkeit  des  am  Erfüllungsort  gdtettdm  Bedits  für 
die  Rechisfolgen  eines  ohUgatorisehen  Vertrages.    Wandhmg. 

Urteit   des  ÜX.G.  DreMlen,   3.  CSr.-Sen.,  1.  10.   1901  (B«ebtsprecbiuig  der 
OberlandeHgerichte  n.  ■.  w.  1902  8.  86). 

Dei  Ansprach  der  in  Österreich  domizilierenden  K^gerln,  die  Tom 
Beklagten  (der  in  Hachsen  wohnt)  ErfQIlang  des  Kftnfrertrsgg  durch  Zftb- 
Inng  des  KBofpreisea  fDr  die  gelieferte  Ware  b^nehrt,  unterliegt,  was  Ton 
Amts  wegen  m  prüfen  w«r,  der  Benrteilong  nach  dentsohem  B.CT.B.  Die 
Leistimg  des  Beklagten  ab  Schuldner  würde  gemSTs  §  269  B.G.B.  in  Saehaen 
an  erfolgen  haben,  der  ErfSllnngsort  aber  ist  —  das  E.a.  enth&lt 
hierüber  kdne  beeonderea  Beetlmmnngen  —  nach  den  Regeln  dea  inter- 
nationalen Privatrechts  im  allgomeineu  mafsgebend  fBr  das  anzu- 
irendende  Recht,  wenn  eine  Willensmräiiing  darU|^  nicht  Torliegt  £s 
kommt  biemach  in  Betracht,  .dafa  die  Beklagte  die  Zablongepflicht  in  erster 
XJsie  ans  dem  Gmnde  bestreitet,  weil  ne  durch  den  Saa&nfhebnngsvertrmg 
wiedn  aufgehoben  worden  i«.  Es  ist  also  inMweit  nicht  das  Recht  anr 
Wandlung  stodtig  (hinsichtlich  dessen  wegen  der  in  Österreich 
so  erfdllenden  Vertragepflichten  des  KlKgers  die  Anwend- 
barkeit des  dentsoben  Rechtes  besonders  so  nntersnohen 
wXre),  sondern  ein  der  Zahinngapflicht  des  Beklagten  selbatSndig  entgegen- 
stehendes Recht  a<u  ^ei  vollzogenen  Wandlung. 


Art.  31  Z.  1  des   Internationalen  Übereinkommens  über   den 
Eisenbahnfraektverkehr.     Geunehtsverlust. 

Urteil  des  Amt^erichts  MUlhansen  15.  3. 1901  (Pachetts  Ztachr.  Bd.  32  S.  547). 

Eine  Sendnng  Gnibenschienen  nnd  Laachen  von  M.  im  EUaab  nach  W. 
in  der  Sehweii  im  Bruttogewicht  von  120S0  Kilogramm  war  mit  lO'/o  Ver- 
liut  am  Bestimmungsorte  angekommen,  Die  Schadensersatsklage  der  Ab- 
■enderin  beantragt  die  Beklagte  absnwdaen,  da  sie  die  Gegenstände  ordnnngs- 
noMfeig  auf  amen  offenen  Wagen  mit  weiton  Radatande  verladen  habe ,  so 
dmfe  nichts  habe  abetOrten  kennen,  der  Gewiebteonterechied  demnach  ans 
der  Ungenaoigkdt  des  Wi^everfahrens  bei  Wagen  mit  wmtem  Radstande, 
■owie  der  UnzuverlKaMgkdt  der  Waagen  hergeldtet  werden  müsse. 
Das  Gericht  wies  die  Klage  mit  folgender  B^ifindnng  ab: 
„Die  Hiihe  dee  feetgestellteu,  zwischen  Abgang  und  Ankunft  der  Ware 
(äagetietenen  Gewichteverloste«  IK&t  ^e  Annahme  nicht  an,  dals  derselbe 
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lediglich  anf  einem  Wiegefahler  beniKt  Die  allganäne  Haftpflicht  der 
ßicnbfthn  für  Veriiute,  welche  Art.  80  des  hi«t  marsgeblicben  intemationklm 
ObereinkommenB  über  den  Eiienbahnlrachtverkehr  aafiitellt,  ist  durch  doi 
hier  vorliegenden  Art.  31  Ziffer  I  wesentlich  beschränkt.  D&nacb  h&ftet  die 
Bahn  bei  BefÖrdenuig  in  offen  gebauten  Wagen  nicht  fDr  denjenigen  Ver- 
ität, welcher  dnrch  diea*;  BefiMamngeart  entateht,  wofern  er  fiberhAtipt  mu 
denelben  entstehen  kann  und  nicht  nachgewieeen  wird,  daTa  er  in  dem  vor- 
liegenden  Falle  daiana  nicht  entstehen  konnte.  Eine  Anblthlan);  deijemg«D 
Gefahren,  welche  durch  die  Beförderung  in  offenen  Wagen  entstehen  können, 
ist  nicht  mOglicb;  in  eratn  Linie  geboren  hierher  diu  acfaädliehen  Folgen  der 
WittcmngHinflüsaB,  sodann  aber  aneh  die  lünwirknngen  anderer  Menschen, 
insbesondere  Diebetahl.  Vergl  Beichmberhandeleger.  18.  XU.  75  (Entaeh. 
XIX,  131);  Könige,  H.G.B.  S.  279;  Eger,  Verkehrsordn.  S.  444  und  die  bisr 
angefiihrten  Entochei düngen.  Die  Mttgliclikeit  des  Diebstahls  ist  nach  Sach- 
lage hier  nicht  ausgeschloMen,  wird  Ton  der  Klitgerin  vielmehr  aosdrücklich 
Eugegeljen.  Es  liegt  demnach  ein  ßmnd  t'Iir  den  HaftungeanaKhlare  der  Bahn 
vor,  da  dn  Bewös  für  ein  Vencholden  derselben  an  dem  Verluste  nicht  er- 
bracht ist.  Wdterer  Unlersuchung  des  eigentlichen  Veilustgnindes  bedarf 
es  nach  dem  Stande  der  Oesetsgebnng  nicht" 


ErfidlvngskJage  aus  ausländischem  Schiedssprüche, 

ürtril  des  O.L.G.  Karlsröhe,    1.  Cir.-8en.,  12.  12.   1900  (IMchelts  Ztacbr. 
Bd.  32  8.  474). 

Klfigerin  hatte  dem  Beklagten  lieferbar  Antwerpen  Weiten  TerkanfL 
Da  der  Beklagte  die  Annahme  ablehnte,  erwirkte  Klägerin,  gestutzt  auf  die 
VertiAgsklansel:  „Toule  amtegtation  sur  Feaiecvtion  du  pretetU  contrat  entre 
vcwkitr,  acheteur  .  .  s«ra  jvg^e  par  U»  arMtres  de  la  chambr«  arbitrale  et  de 
eotieiliation  pouT  graini  et  graintt  d^Anver»  . ."  einen  Spruch  dieser  Chambre 
arbitraU,  wonach  der  Beklagte  den  Weisen  absonehmen  hatte,  und,  da  di« 
Abnahme  nicht  erfolgte,  einen  zweiten  Spruch,  der  dem  Beklagten  die  Zah- 
lung des  Ranfprösea  aufprab  und  aDordnetc,  dafs,  falle  diea  nicht  geschehe, 
der  Weizen  innerhalb  Ü  Tagen  öffentlich  vcniteigert  werde.  Nachdem  letsteroe 
erfolgt  war,  erhob  der  Verkäufer  bei  dem  Landgericht  0.  Klage  gegen  den 
KKufer,  womit  er  die  Differenz  zwischen  Kaufpreis  und  Erlös  verlangte.  Die 
Berofmig  ge^en  das  der  Klage  stattgebende  Urteil  des  Landgerichts  wnrdo 
zurückgewiesen.    Aus  den  Grlinden; 

„1.  In  Übereinstimmung  mit  der  Litteratur,  vgL  v.  Bar,  Internat. 
Privatrecht,  2.  Aufl.,  Itd.  II,  S.  538,  Fnü-mann,  Zwangsvollstreckiuig,  2.  Anfl., 
S.  23,  hat  das  Reichsgericht  in  ständiger  UechtaprechuDg  (R.GJS.  Bd.  5  S.  399, 
Bd.  30  S.  870,  Jar.  Wochenschrift  1889,  169",  1687,  84»)  aas  Gründen  des 
internationalen  Privatrechts  ebenso  wie  das  R.O.H.Q.  Bd.  10  6.  400,  Bd.  17 
S.  423,  Bd.  18  S.  345  angenommen,  daCs  aus  aoslüudischen  Schiedssprüchen, 
wenn  aie  den  Vorschriften  der  §§  1027  ff.  G.P.Ü.  nicht  entsprechen,  nicht 
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&  Klage  idF  Erlumog  dea  VoUBtreckuugmrtrili,   g  1042  C.P.O.,  sondern 
eine  ErftlllnngpkUge  lU  erheben  iat 

.2.  üjeae  ErftUlnngsklage  aetit  toi&iu,  dafi  die  Schiederichter  oder  die 
Scbiedminner,  wie  sie  hinaichtlicb  des  hier  m  prüfenden  ArbitTtgeveifüi- 
rane  treffender  genannt  werden,  nch  in  den  von  den  Parteien  gezogenoi 
Grenzen  ihrer  ZneUndigkeit  gehalten  haben,  nud  data  diese  Schiedimtnner 
nach  den  ihnen  durch  das  marsgebeiide  Recht  g^ebenen  Formen  verfahren 
aiud.  MaTagebendee  Hecht  war,  wie  beide  Trile  mit  Grand  annehmen,  das 
in  Antwerpen  geltende  Recht;  denn  in  Antwerpen  halte  KUgenn  m  er- 
nilen  und  haben  die  Parteien  in  der  Unter«tel1nng,  dafe  die  Chambre  arin- 
trage  in  Antwerpen  nach  ihrem  Becht  verfahre,  diese  znr  Schiederiehterin 
ganacht" 


Yotlstrtckung  österreichischer  Wechsehahlungsaufträge  in 
Deutschland.  VoUstrechtt^surteil ,  materielle  Eintcendungen  äe$ 
Schuldners. 

Urteil  dee  O.L.G.  Dresden,  2.  5.  1901  <D.  Jur.-Ztg.  1902  Nr.  6  8.  155). 

Das  O.L.O.  fflhrte  ana,  dafs  die  gegen  Beklagten  ergangenen  Wechsel' 
zahlnngaanftrfige  des  Kreisgerichia  Eger  als  „Urldle''  im  Sinne  der  §g  722, 
723  der  C.P.O.  anfzn&aaen  seien,  da  ea  nicht  auf  die  Form  der  Entscbeidnng, 
sondern  anf  deren  Inhalt  ankomme,  also  unter  Urtedlen  (g  722  C.P.O.)  alle 
fjitecheidungen  anaw&rtiger  Gerichte  zu  reratehen  seien,  die  einen  anhfingigen 
Becbtsvtrrit  auf  Gmnd  eines  beiden  Teilen  Gehör  gewährenden,  vielleicht 
unr  anmmariachen  Verfahrens  endgültig  erledigten ;  derartige  ZahlnngaanftrSge 
gingen  in  Rechtskraft  über,  sobald  nicht  binnen  dreitägiger  Frist  Einwen- 
dungen vorgebracht  adeu  (vgl.  Eotach.  d.  R.G.  16,  427,  S&cha.  Jost.-Hin.V. 
▼.  26.  Mai  1900,  J.M.Bl.  g.  3S).  Auch  sd  die  Gegenseitigkeit  (§  328  Z.  5  der 
OP-O.)  verbürgt;  dem  Erfordernisse  der  öeterrdchischen  Eiekntionsordniutg 
T.  27.  Mai  1896,  nach  dem  die  Ladung  dem  Beklagten  zn  mgenen  Händen 
xngealeltt  sein  mOsse,  sei  genügt  —  Betrefis  des  materiellen  Einwandea  wurde 
anageführt:  Beklagter  beruft  äeh  darauf,  daTa  ihm  Klägerin  vor  und  nach 
ErUr«  der  Entscbddangen  versprochen  habe,  die  wider  ibn  erwirkten  Ent- 
■cheidmigen  bei  Ihren  Lebzeiten  nicht  vollstrecken  zu  lassen.  Die  Urtttle 
hitten  erat  nach  ihrem  Tode,  fBr  die  Kinder  der  Gläubigerin,  als  Unterlage 
KBX  Zwangavollatrecknng  dienen  sollen.  Der  fUnwand  ist  zu  beachten.  Denn 
wenn  ea  auch  richtig  ist,  dafs  daa  Vollatreckungsurteil  an  aich  noch  nicht 
den  B^nn  der  Zwangsvollstreckung  bildet,  so  enthält  es  doch  die  gericht- 
liche Feststellnng,  data  die  Voraussetanngen  der  Vollstreckbarkeit  des  aoa- 
Undiachen  Urteils  sämtlich  erfüllt  seien ,  so  dafa  nunmehr  gegen  Beklagten 
im  Inland«  sofort  und  ohne  weiteres  vorg^angen  werden  dürfe.  In 
dietem  Sitat«  fordert  Klägerin  wenigstens  den  nach  g  722  vbd.  g  328  C.P.O. 
lugenifenen  Anssprnch  der  deutschen  Gerichtsbehörde.  $e  will  die  Zulässig- 
keit  der  Zwaugsvollstreckang  aus  den  drei  in  Frage  kommenden  Oaterrdchi- 
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oebeo  EntMheidnDgeii  kdiiMwegB  nnr  für  die  Zeit  nkch  ihiem  Tode  fgit- 
gestallt  wuseti,  Mudetti  verluigt  «dne  EntaeheidaDg,  die  ihr  die  Hi^Iiehkttt 
der  Bofoitigen  ZwAngsvolUtfecknng  bieteL  6«nde  diea  hat  aber  eben 
Mich  der  Behtuptnng  dei  Beklagten  uugeeehloaMD  werden  loUen.  Dem 
Beklagten  kann  daher  nicht  verwehrt  w«iden,  jetzt  noch  mit  dem  Einwände 
hervorzutreten,  dalä  die  ZwangsrolUtrecknng  ans  den  öslerreichiBchen  Ur- 
teilen zufolge  besonderer,  hinter  dem  UrteilBerlafa  li^fender  Vertrags- 
abreden am  Zeit  unstatthaft  eö.  §  723  Äba.  1  C.P.O.  steht  nicht  ent- 
gegen; die  RecbtmUNgkeit  der  Entscheidnogen  der  öeteneichischen  Gerichte 
steht  aaber  Frage;  Beklagter  widerspricht  nnr  dorn  Erlasse  eines  schon 
jetzt,  noch  bei  Lebzeiten  der  Elftgeiin,  gegen  ihn  wirksamen  Vollstreckungs- 
titela  Aach  müseen  solche  EinwSnde,  wenn  im  Verfahren  des  §  723  GP.O. 
über  das  Hecht  dea  Kl&gers  anf  Vollstreckongsnrtdl  gestritten  wird,  in 
diesem  Verfahren  geltend  gemacht  weiden.  Nach  Erlafs  des  Voll- 
atrookongaurtöla  wQiden  dem  Beklagten  nnr  noch  solche  Einwendungen  offen 
bleiben,  die  ent  nacbtrilglich ,  d.  i.  nach  dem  Schlosse  der  letzten  münd- 
lichen Verbandlnng  vor  dem  Prozefsgeiichte,  hier  also  des  Crerichts 
deBVollstreckungsuiteils,  entstanden  sind  (§  767  Abs.  2  C.P.O.).  Damit 
w&re  Beklagter  aber  im  vorliegenden  Falle  seiner  Anrede  verlustig  ge- 
gangen (vgl  £ntBch.  des  R.G.  Bd.  18  S.  348  f.,  Wath,  Vortrüge,  S.  318  [2.  Aufl.). 
Seufftrt  an  §  661  [alte  Fass.]  C.P.O.}. 


Zusammenstofs  von  Schiffen  auf  hoher  See,    MafsgebliehkeÜ 
des  Hechtes  der  Flagge. 


Uridl  des  B.G.,    1.  Giv.-8eo.,    18.  11.  1901,  I  237/01  (JDaa  Kechf-    1902 
Kr.  1  8.  20/21). 

Auf  die  in  Hamburg  anhängig  gemachte  Scbadenscrsatzldage  eines 
dftniscben  Schooneis  gegen  einen  norwegischen  Dampfer  auf  Grund  eines 
Zusammenstorftefl,  der  eich  1899  in  der  Nordsee  anfseihalb  der  Territorial- 
gewAsser  erdgnet  hatte,  war  von  den  Instanzgerichten  das  Recht  der  Flagge, 
d.  h.  das  inhaltlich  übereinstimmende  norwegische  und  dänische  Sc^esetz 
zur  Anwendung  gebracht  Das  Bwcbsgeiicht  hat  dies  gebilligt  mit  folgenden 
Gründen : 

OebCren  die  anf  hoher  See  zusammenstorsenden  Schiffe  dcnelboi 
Nationalitfit  an  oder  sind  Ne  trotz  verschiedener  Nationalittt  demselben  Ge- 
setz unterwoifen,  so  entOUIt  der  aus  der  Verschiedenheit  der  Flaggenreohte 
sieb  ergebende  ttufsere  Grund  für  die  Anwendung  des  am  Qerichtsorte  gel- 
tenden Rechts.  Vielmehr  ist  die  Haftung  der  beiderseitigen  Reeder  nach 
ihrem  (Ibereinstimmenden  heimischen  Hechte,  welche  die  Scbifie  auf  die  bebe 
See  mit  rieh  nehmen,  zu  benrtdlen,  falls  dasselbe  nicht  g^en  zwingende 
Normen  des  am  Oerichtaorte  geltenden  Hechts  verstöfst. 
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Zusammenstofs  von  Schiffen  in  deutschen  Terntorioigew&asem. 

Crt^  des  R.G.,   2.  aT.-Sen.,  U.  12.  1901,  I  25EV01  („Du  Recht"  1902 
Nr.  2  8.  46> 

SchadenMmlxuttprücbe  mu  einem  ZuBammeiutorM  zweiei  ScU^  die 
der  Natioiulitllt  nmch  auBllndiMhen  Staaten  angetOreD,  sind,  wenn  Bicb  der 
ZaMunmoutofB  in  dentaehen  Tenitorialgewftneni  zngetiagen  hat,  nach 
deatschem  Rechte  m  benrteileD. 


Kaufvertrag  mit  dem  Erfüllungsort  Aus&alien  zwischen 
Deutschen  in  Deutsehland  geschlossen;  welches  Recht  ist  für 
die  Yerpfiiehtungen  der  Kontrahenten  mafsgeblich? 

Dttnl  d«i  Haiueatiacheii  O.L.O.,  4.  Cir.-Sen.,  10.  2.  1902  (Bd.  IV  324^01). 

Im  Jnli  1900  tchlDri  du  Deutsche  Rdch  als  K&ufer  mit  der  flambur- 
giKhen  Elrma  M.  &  Co.  ala  Verkäuferin  ednen  Vertrag  ab,  der  o.  a.  fol- 
genden Inlialt  hat!«-.  VerkAuferin  sollte  der  Feldintendantor  des  ostasiati- 
aohea  ExpeditJonsoorps  etwa  650  StQck  BindTieh  and  £00—600  StOck  Schafe 
TOD  gewisaeti  Eigenschaften  an  einem  bestimmten  Stttckpräse  nach  TsingUn 
{China)  liefen,  auf  Verlangen  der  Feldintendantor  jedoch  veip^btet  s^, 
die  Lieferung  anch  nach  einem  anderen  eisfreien  Hafen  Nordchinas  gegen 
beatimmte  Verpflichtungen  der  Intendantur  zu  bewirken. 

Das  Vieh  sollte  im  Oktober  1900  in  Queensland  {Australien) 
Terschifft  werden. 

Die  Bezahlung  des  Kaufpräses  sollte  an  die  Verkinferin  in  Hamburg 
donh  Vernüttlnog  der  Reichshank 'erfolgen,  und  awar  auf  telegraphiscbe  Mit- 
talmig  des  dentochen  Konsuli  im  Venchifiiingsliafen  an  das  fCriegsmimsterium 
in  Berlin,  wie  viel  Stack  Bindvieh  und  Bammel  in  vertragem&Mgem  Zn- 
stBiidc  verladen  worden  seien.  Zum  Zwecke  dieser  Mitteilnng  sollte  KlAgeiin 
don  Konsul  die  Konnoesemente ,  ein  Certifikat  eines  beamteten  Tiersrates 
Ober  den  Geenndheltsanstand  des  Viehs,  sowie  Wiegeatteete  auohltndigen 
bMsen. 

Am  15.  August  1900  bestimmte  die  Feldintendantor  Taku  (China)  als 
LSschungshafen. 

Der  für  den  Transport  bestimmte  Dampfer  ging  erst  Ende  No< 
vember  1900  von  dem  Verschiffungshafen  Brisbane  (Qaeensland)  ab  und 
hftt  Taku  nie  erreicht,  wtil  der  Kapittn  in  Weihsiwd  erfuhr,  der  Hafen  von 
Taku  sei  seit  dem  9.  Dezember  durch  Eis  veTacbloBsen.  Der  klimatüchea 
tmd  FOtterungsverbilltniMe  wq^en  ging  das  Schiff  nach  Bbangh« ,  woselbst 
ein  Teil  des  Viehs  gelandet  wurde,  wHhrend  der  Rest,  nachdem  die  wdtei« 
Landung  säteus  der  BehSrde  wegen  Ausbruchs  der  Rinderpest  vertraten 
irorden  war,  getötet  und  ins  Meer  geworfen  wurde. 
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lÄo  Verkänfeiin  verlangt  Zablnug  dea  Kaüfpreiaee  nebst  Uiikoat«  nwl 
beziffert  ihre  FordenuiK  »a(  umHhenid  Vi  Million  U«tk. 

Streitig  wmr  zankhat  die  Frage ,  ob  Brisbane  (QaeenglAiid)  oder  Takn 
ErfGllnngiOTt  wL  Daa  ObeTlanda^ericht  HambiiTg  legt  In  ehigeheiKler  Be- 
gründung dar,  daTs  Brisbane  als  Erfüllnngsort  anEnaeben  sei, 
und  erkWrt  bezttglicb  der  intematioiialprivatrechtlicheii  Frage:  „Selbit- 
Terstftndlieb  sind  die  Verpfliebtnngen  der  deutschen  Kontra- 
benlen  das  in  Dentscbland  gescblossenen  Vertrags  vom  Stand- 
punkt der  heimiicben  Hecbts-  nnd  Verkehrsanffassnng  zu  be- 
Drteilen." 

Dementsprechend  hat  das  genannte  Geiicht  denn  aocb  die  groGw  An- 
■aM  von  Rachts&vgen,  die  in  dem  Processe  anftanchten,  ansnahroslos 
nach  dentscbem  Recbt  entschieden;  insbesondere  die  Fragen,  ob  nnd 
wann  KUgerin  erfüllt  habe;  ob  die  KIBigerin  in  Versag  gekommen  Mi; 
wann  dieser  Verzug  anfgehSrt  habe;  ob  und  inwieweit  der  Beklagte  ram 
Rücktritt  berechtigt  gewesen  a^:  ob  der  Beklagte  gegen  die  Klftgerin  eüen 
Ansprach  anf  Erasti  des  ihm  durch  den  Verlost  dea  Viehs  erwachseseu 
Sebädens  habe  und  diese  Forderung  aufrechnen  kSnne;  endlieh  auch  die 
f^age  der  Schadenshöhe. 


Klage  eines  ausländischen  Eineeliaufmanns  unter  einer  Firma. 

Urteil  des  O.L.6.  Hamburg.  2.  CHv.-Sen.,  24.  9.  1901  (Beehtsprechnng  der 
Oberlandesgeiicbte  etc.  1901  S.  274). 

In  den  Gründen  des  Crtmle  auf  eine  Klage  der  Lumber  Co.  su  Goaben 
(Indiana)  führte  das  O.L.a.  Hamburg  ans: 

Darauf,  ob  nach  dem  amerikanischen  Rechte  iein  Einaelkanfmann, 
der  sein  GescbSft  unter  einer  von  seinem  bargerlivAea  Namen  abweichenden 
Krma  betrübt,  unter  dieser  Firma  klagen  kann,  kommt  es  nicht  an. 
Auch  wenn  —  wie  es  fflr  das  deutsche  Recht  gemSfs  §  14  H.O.B.  jetzt  un- 
sbeitjg  ist,  übrigens  auch  schon  früher  von  der  herrschenden  Meinung  an- 
genommen wurde  —  die  von  einem  Einxelkanfmann  unter  seiner  Firma  an- 
gestellte Klage  augelsssen  wird,  liegt  hierin  nicht  die  Anerkennung  der 
Firma  als  eines  selbst&ndigen  Rechtaeul^jektes.  einer  vom  Inhaber  der  Rrma 
Terschiedeneo  Partei,  sondern  nur  eine  den  Bedürfiiiaaen  des  Gesch&ftsver- 
kehn  entgegenkommende  Zulassung  äner  besonderen  Art  der  Partei- 
beaeicbnung.  Irgend  ein  materieller  Unterschied  cwischen  der  Klage 
unter  der  finna  und  der  Klage  unter  dem  bürgerliehen  Namen  besteht 
nicht  Es  handelt  sich  im  der  Znlsssung  der  nnter  der  flrma  angestellten 
Klage  nicht  um  die  nach  dem  materiellen  Rechte,  und  zwar  bei  Ana- 
lindem nach  dem  Rechte  des  Heimatstaates  (Qatipp,  C.P.O.  sn  §  50 
unter  VI)  sn  beurtdlende  Frage  der  Rechtsfähigkeit,  sondern  (obwohl 
die  fSr  das  deutsche  Recbt  mafsgebende  Bestimmung  ihre  Stellung  im  H.G.B. 
gefunden  hat)  lediglich  um  eine  Fmge  des  ProzefaTerfabrena,  die  aus- 
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■ebliefslieh  ndoh  dem  Rechte  des  Prozeregerichtei  tu  ent- 
■  ebeiden  ist.  IMe  nachträgliche  AnAuihme  des  härgerlichen  NameDs  in 
du  Pnnefarabnnn  entbSlt  nach  alledem  nicht  eine  Ändeniiig  der  Klage, 
■ondeni  nur  äae  jederzeit  znlHsiige  Krfiltiining  der  PaTteibezdehnnnK. 


Abwesefiheitspflegschaft  /itr  die  im  Ausland  Verschollene; 
Ventiutung  fSr  deren  Ausländereigenschaft. 

BeMhL  des  O.L.G.  Karlsruhe,  3.  Civ.-Sen.,  28.  12.  1901  (Rechtsprechung 
der  Oberlandetgericbte  etc.  1902  S.  117). 

FUr  den  in  Amerika  ventchoUenen  A.  sollle  ein  Abwesenheitspfleger 
bcateltt  wenlen.  Es  entstand  swischen  dem  Amtsgericht  In  V.,  wo  A.  ge- 
Ixnen  war  nnd  das  Ortsbth-gerrecht  beaaTs,  und  dem  Amtsgericht  in  S.,  wa 
der  letete  inlindische  Wohnsitz  des  A.  gewesen  war,  in  Gestalt  dnes 
negativen  Kompetenakonfliktee  Stiät  über  die  Ortliche  Znsttndigkeit  des  aar 
Emennong  des  AbwesenheitepäBgen  berufenen  yonnuDdachaA^erichta,  WM- 
halb  gem&fs  g  5  des  Bcöchsgesetzes  über  die  Angelegecbeit  der  fräwUl, 
Gerichtsbark.  ^e  Eotacbeidnng  des  gemeiDschaft lieben  oberen  Gerichts  an- 
gerufen ist.    Aus  den  Gründen: 

Pttr  die  Pflegschaft  über  einen  Abwesenden,  welcher  im  Inlande  keinen 
Wohnsitz  bat,  finden  gemfifs  g  S9  AbiL  2  a.  a.  0,  die  g§  36  Abs.  2  und  87 
Abs.  2  entsprechende  Anwendung.  S  3S  Abs.  2  verweist  anf  den  letxten 
inUndiscben  WohndtE  nar  unter  der  Voranieetiung,  dab  der  UQndel  ein 
Dentseber  ist.  während  ^  37  Ab«.  2  fUr  die  Pflegachsft  fiber  eben  Aas- 
IXnder,  fOr  den  bei  einem  mlindischen  Gerichte  eine  Vormnndicbaft  nicht 
anhHngig  ist,  und  der  im  Inlande  weder  Wohnrits  noch  Aufenthalt  hat,  das- 
jenige Gerieht  für  zastJfndig  erklftrt,  in  dessen  Besii^  das  Bedürfnis  der 
FSivoTge  berrortritt.  Hieraus  ergiebt  rieb  die  Vorfrage  nach  der  gegen- 
wirtigen  Staatsangehörigkeit  des  Verschollenen.  Mit  Rtickricht  auf 
$  21  Ab«.  1  des  Ges.  t.  1,  6.  1870  mnJs  aber  im  Zweifel  angenommen 
irerden,  daTs  der  Ausgewanderte  nach  10  Jahren,  oder,  &lls  er  etwa  einen 
0n  da  Regel  anf  5  Jahre  lantenden)  Heimalschein  besessen  haben  sollte, 
nad  15  Jahren  die  ReJcbsangebOrigkdt  TOrloren  bat').  Denn  eine  Ver- 
mutong  in  der  Bichtang,  dafs  er  diesen  Verlust  in  der  in  diesem  Gesetse 
▼orgesehenen  Weise  abgewendet  oder  die  bereits  verlorene  Staats-  und 
Rcichsangehörigkeit  wieder  erworben  habe,  besteht  nicht  (vgl.  Dorner, 
Fr.O.Q.  S.  218  Note  2).  Hiernach  ist  §  37  Abs.  2  die  entoprechend  an- 
ovwendende  ZnstXndigkeitsDorm  . . . 


1)  Ebenso  das  OX.O.  Stuttgart  in  dieser  Ztschr.  Bd.  U  S.  308-^04. 
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Ehestreit  umsehen  EnglBmdem.  Die  Regelung  der  Ver- 
mögensverhülinisse  der  Ehegatten  teäkrend  des  Seheidung^oeesses 
gehört  gur  „Scheidung  der  Ehe"  im  Sinne  des  Art.  17 
Einführ.Ges.  mm  B.G.B.  Rückverweisung  seitens  des  englischen 
Rechts.    ZuständigJceit  nach  englischem  Recht. 

Vit  dM  Kammeiger.,  3.  Giv.-Sen.,  SO.  9.  1901  (Rechtsprechung  der  Ober- 
landesgarichte  etc.  1901  S.  365). 

FOr  die  Fnge,  welches  Recht  aber  die  Unterhaltspflicht  des  PcOTokkten 
enttchndet,  ist  nicht  der  Art.  14  E.Q.  nmftgebeiid;  vielmehr  ist,  da  im- 
bedenklich  die  Begelang  der  VennSgensrerbKltnisse  der  Eh^atteu  während 
des  Scheidnngsprozessea  zur  „Scheidung  der  Ehe"  im  Sinne  des  Art.  17  E.Q. 
gerechnet  werden  rnnfs,  davon eosz »geben,  dafsdie  Geeetze  des  Staates 
roaTsgebend  sind,  dem  der  Hano  inr  Zeit  der  Erhebang  der  Klage 
angehört.  Aber  aneh  hiernach  würde,  da  beide  Partden  Engländer  waren 
und  dnd,  das  englische  Recfaf  in  materieller  Hinsicht  anzuwenden  sein,  sofern 
nicht  nach  diesem  Recht  wiederum  die  deutschen  Qesetee  ftr  marsgebcnd 
erkl&rt  sind  (sog.  RückTerwösong,  Art.  27  E.6,).  Letzteres  behauptet  Pro- 
Tokat,  und  es  ist  richtig,  daTs  der  in  Deutacbland  snr  Geltung  gelangte 
OmndsaU  der  UaTsgeblichkeit  der  StaatsangehSrigkdt  in  England  nicht 
gilt,  sondern  insbesondere  das  Eherecht  von  der  lex  dotnieilii  be- 
herrscht wird;  vgl.  u.  a.  WOrterbncb  des  engUschen  Rechtes  von  Wert- 
heim unter  „Domicile",  femer  Wtitlakt  —  c.  Holtetniorff,  Internat 
Privatreebt  S.  84  und  die  bei  VavidBon,  Recht  der  Eheschridong  1901 
8.  IM,  CSÜerten.  IKe  Parteien  haben  aber  hier  ihr  eheliches  Domiail,  sodab 
das  strätige  Rechtsverhältnis  nach  dentschem  Recht  zu  regeln  ist. 

Es  folgt  die  Ausführung,  dal^  der  Alintentatjonsansprach  der  Fiaa  be- 
gründet sei,  und  weiter: 

„Wollte  man  Übrigens  englisches  Recht  anwenden,  so  würde  sich  nach 
der  beigebrachten  Beschönigung  kdn  anderes  Resultat  e^eben.  wie  nach 
deutMbem  Recht.  Wftre  nttmlich  die  VoTauBsetznng,  dals  die  beklagte  Ebe- 
ftmu  sich  anf  den  Scheidungaproaeb  „eingelassen'  haben  mlisse,  auch  entgegen 
der  Anncht  des  Voiderrichtars  als  eine  materiellrechtliche  Vorans- 
aetsong  ibree  Alimentationsansprucbes  anauseheu,  so  wOide  doch  an  berflck- 
Bohtigeu  sein,  daTs  nach  dem  zur  Anwendong  gelangenden  deutschen 
pTOzefsrecht  der  Mangel  der  „Binlassang"  im  SchddnngspTOEefs  keine 
Eontamanalfolgen  für  die  Beklagte  bewirken  kann,  Sinngemäfs  würde 
also  die  Notwendigkeit  der  „Einlassang'  in  Wegfall  kommen. 
Hierbei  ist  hervorzuheben,  dafs  das  forum  domicilii  auch  nach  eng- 
lischem Recht  fOr  den  Scheid angeprozer«  l>egTflndet  ist  (vgl  Wertheim 
a.  a.  0.)  und  die  Zustltndigküt  dm  angerufenen  Landgerichts  also  auch  im 
Sinne  jener  Bestimmung  dea  eoglischen  Rechts  unbedenklich  erscheint." 


Amerika,  Belgien.  X25 

Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Seehandelsrecht.  Saftung  des  Verfrachters.  Mafi^hUchkeit 
der  lex  fori  in  Beeng  auf  die  Grenten  der  wirksamen  Frei- 
geichnang. 

Smpnme  Court,  1001 ;  „Tht  KenBiti0on'  (23  Stip.  Ct.  Rep.  103,  Harvard  Law 
Reviw  XV  ST9> 

Die  Tertragvn&fidge  AnaicUie&nng  der  Haftnng  des  Verfrachten  tod 
^UabüHy  for  ioate»  oceaaioned  bt/  negligence'  i>t  von  amerikuiiicheii  Ge- 
nehten  nicht  als  wirkaun  anzaerkEnnen,  sondeni  „unreaeonabh  and  void  as 
agointt  pvblie  policj/",  auch  wemi  die  AnMchliefsDng  nach  dem  an  nnd  fllr 
■ch  fBr  den  Vertrag  malsgeblichen  Aoalandsrecbt  gültig  ist 

Aatn.  ESne  feste  Judikatur  bezüglich  der  iutemationaJprivatrechtlichen 
Bduutdlang  dar  Frage  besteht  biBher  nicht.  Der  Svpreme  Court  bat  die 
Fntge  in  früheren  FUlen  offen  gelasaen.  Einige  etat«  courü  haben  die  ab- 
aolnte  Anwendbarküt  der  ameiikonischen  lex  fori  Temednt  Im  ganzen 
haben  die  Untergericbte  sie  sber  b^aht.  VgL  inibesondere  The  Oknnutvie, 
€9  Feä  Bep.  472,  The  New  i^gland  JJO  Fed.  Bep.  41S.  —  Über  die 
scharfe  Beschiltnknng ,  welche  dae  amerikanieche  Recht  der  fWzeichnnng 
•nferlegt,  insbeMudere  das Bundeegesetx  vom  18.  FebniarlS93(„£^arter'lct^ 
jrdatMg  to  navigatum  of  ceegelg,  bills  of  Fading  and  to  ctriain  obUgatioM, 
Julies  and  rightg  in  cotmection  with  the  carriaq»  of  property"  siehe  Boyem, 
Das  dentsche  Seerecht,  1901,  Bd.  11  S.  lOS,  387.  Niemeyer. 


Belgien. 

Sandeisgesellschaft.  Für  die  Form  ihrer  Errichtung  die 
belgische  lex  loci  actus  mafsgebend. 

TribttHol  de  commerce  Brüuel  2.  S.  1901 ;  Caro  n.  Gen.  c  Soci^  attottyme 

Franeo-Bäge  de  panification  irMgrak  (Journal  des  triburuiuai  2.  5.  1901, 

J.  XXVra  835). 

Es  fragte  eich,  ob  f^  Errichtung  der  beklagten  Aktiengesellscbaft, 
welche  in  Belgien  gegrflndet  war,  aber  ihren  Hanptsitz  in  IVankreicb  hatte, 
besBglicb  der  die  Qrfindiing  regelnden  Vorschriften  das  belgische  oder  das 
franafiräche  Becht  mafsgebend  sei.    Der  Gerichtshof  nahm  das  eistere  an. 

Anm.  IKe  belgische  Bechtsprechong  befolgt  konstant  den  Grundsatz, 
dals  der  Entstehnngsoit  die  VoransaetEOngen  (sowie  anch  die  Kechte- 
atellnng)  der  Handelsgäell schaffen  bestimmt  Vgl.  diese  Ztsohi.  I  883,  femer 
J.  XX  1243,  1245,  lä6,  XX  916,  1080.  N. 


England. 

Letelwülige  Verßgvng.  —  Ihre  Form  richtet  sieh  nach  der 
lex  domicilii  des  Testators. 

High  ctfurt  ofjuttiee,  8,  7.  1900;  Barretto  c.  Yonng  [The  laie  ttmes  6.  10. 
1900,  J.  XXVIII  827). 

Fna  QniprBtte  hatte  1899,  wUirend  «ie  in  Fnwkrdch  ihren  Wohnäb 
hatte,  ein  Teatament  gemUa  der  an  ihrem  Wobnnta  geltanden  Foim  er- 
richtet. Unter  Fettatetlting  des  in  der  Überschrift  beaeichneteD  Grnndaatzes 
wmde  das  Teatamant  anf  Qnind  anderer  Qeaichtapankte  ffir  onwirluaiD 
erkUrt. 

Aam.  Der  beieichnete  Grundsatz  wird  von  Diceg,  A  Digttt  of  Oie 
law  of  fnoEond  ttrüh  rtfirmce  to  the  eonßict  of  latot,  London  189€,  aU  ^• 
twdea  Bttcbt  belogt  in  der  Fonn:  ,ÄMi/  letU  of  fnotuUei  whiÄ  it  mKÜ 
aeeording  to  the  law  of  the  lestalOTi  äomidl  at  the  Urne  of  ki»   drath  ü 


Anerkennung  eines  ausländischen  Ehescheidungsmieüs. 

High  court  ofjtutice  12.  7.  98;  Femberton  c  HoKbea  {The  Imc  Mm»  20.  5. 
99,  J.  XXriU  821>. 

Der  Gerichtahof  erklärte  ein  in  Florida  geAlltea  EhescbddongMct^ 
tax  wirksam,  welches  behnfi  Anfechtnog  edner  später  ron  der  geschiedenen  Fna 
eingegangenen  Ehe  unter  Behauptung  der  Verletzung  von  ProaefBrorschriften 
Im  EbescIieidnngaTerfahTen  als  unwirksam  angegriffen  wurde.  Der  Gerichts- 
hof IwgrOndete  dies  damit,  dals  die  Kompetena  des  Scheidung^erichtcs 
ratione  maUriae  et  perttmae  gemäfa  dem  Recht  von  Florida  begrCndet  and 
die  Beobachtung  der  dort  geltenden  PrOEefsTorschriften  im  einzelnen  tob 
dem  englischen  Gericht  nicht  nacbzaprUfen  sei. 


Belihtsanaprüche  sind  anmeriennen,  t^enn  sie  nach  lex  fori 
und  nach  lex  loci  delicti  begründet  sind. 

Urteil  der  Kinga  Bettelt  in  Sachen  Davidston  v.  Hin,  1901  (2  K.B.  606). 

E^  englisches  Schiff  hatte  auf  hoher  See  mit  einem  norwegiMben 
Schiff  kollidiert,  und  iwar  infolge  Vencbaldens  der  Hanntchaft  des  engli- 
schen Schiffes.  Gn  Mann  von  der  Besatzung  des  norwegischen  Schiffes  wu 
bei  der  Kollision  um  das  Leben  gekommen.  Der  anf  Schadeniersati  fOr  den 
Tod  gegründete  Anspruch  wurde  unter  Anwendung  obigen  Grundsatxes  an- 
«rluuint. 
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Anm.  Der  oben  bezwchnete  Gnindaate  entspricht  der  konatsntan  eng- 
lioebeu  Praxis.  VgL  Nd*on,  SeUcUd  ctuea . . .  üluttraUve  private  intfrnofHXMl 
loM  IM  adimmatereA  in  England.  London  1889,  S.  286  ff.  —  WaOoke,  A 
treatUe  an  privaU  inUmalional  law,  .1.  ed.  London  1896  S,  285  ff.  —  J>tMy, 
A  äigett  of  Ute  kuo  of  England  tnith  reference  to  the  conflict  of  law»,  London 
1896,  S.  659  ff.  and  den  F^l  Maehado  v.  Fontes  (1897)  2  Q.fi.  23. 

Niemeytr. 


Legitimation  des  im  Ausland  bestellten  Vertreters  eines  geistes- 
kranken Ausländers  zur  Verfügung  über  in  ^England  belegenes 
Vermögen  des  letzteren. 

Bigh  couft  of  jiutice  4.  1.  99;  Didisheim  c  London  and  Westminater  Bank 
(The  lato  timet  23.  9.  99.  J.  XXVIII  8191 

Die  durch  Art.  134  des  englischen  Irrengesetzea  Ton  1890  den  engli- 
•ehen  Gerichten  gewKhrten  BefngnisN  betr.  VerfBgong  Aber  das  in  England 
belegene  Vermögen  önea  Gasteskranken  werden  nicht  alteriert  durch  die 
Befugnisse  des  belgischersedts  bestellten  „odminigtTatfHr  provigoire"  für  eine 
in  einer  beigischen  Anstalt  untergebrachte  Person.  Das  englische  Recht  ist 
allön  marsgebend.  —  Es  bandelte  sich  im  g^ebeuen  Fall  um  die  Einsiehaug 
von  Warten,  welche  bei  Londoner  Banken  deponiesi  waren  und  fSr  deren 
Eriiebnng  die  demnlcbat  geisteskiank  gewordene  Witwe  des  Deponenten 
JflUr  of  admifustratton"  erhalten  hatte.  Die  Erhebung  der  Werte  wurde 
ihrem  nach  belgischem  Becht  (der  Ita  domicün  der  Witwe)  legitimierten 
,admittMtniteHr  provigoWe"  nicht  sugeetanden. 


Mafsgeblichkeit  der  lex  domicüü  des  Testators  für  das  Erb- 
recht.   Letter  of  admimstration. 

fit^  cottft  of  justice  13.  5.  1899  (Erbschaftasache  Whiteley;   The  low  tiwui 
14.  11.  1899,  J.  XXVm  160). 

FQr  die  Frage,  ob  trotz  der  Eraennung  von  Testaments roUstreckeni 
der  eingesetste  Erbe,  tmd  insbesondere  ob  in  Vertretung  minde^Khriger 
Kinder  deren  Matter,  die  Witwe  des  Teetators,  legitimiert  sei,  Brbechafts- 
fotdenmgen  geltend  ca  machen,  ist  nach  der  lex  domicilii  äefitncti  (im  ge- 
gebenen Fall  cbilenischoB  Becht]  zu  beurteilen. 

BebD&  Geltendmachung  von  Hobiliarvermtigensrechten  in  England  ist 
der  hiemach  materiell  legitimierten  Person  letter  of  adminii>tratioti  zu  er- 
teUen. 
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of  admwutration  betrifft,  der  konstttoUn  Pimiic 

Imo  of  England  viith  refereneei  to  the  eonfUct  oflem. 

674  ff.    Vgl.  auch  diese  Zeitacbr.  Bd.  3  6. 7  nnd  B&im,  Hudbach  der  intern. 

MachUbbeh.,  2.  Aufl.,  8.  288  ff.  N. 


Frankreich.*) 

glich  einer  in  Franitreich  eröffneten  Erbsehaft  emcs 
FVanxosen  haben  die  Ausländer  die  gleichen  Successionareehte 
wie  die  Inländer,  und  ewar  auch  dann,  icertn  sie  nach  ihrem 
Beimatrecht  nicht  erhfolgeberechtigt  wären. 

Urteil  des  Tribwnal  ät  la  Seine,  U.  6.  1901  {Gatette  de»  TrUwtauiB  17.  7. 1901). 

Die  in  England  geborene  Fi&q  N.  ist,  nacfadem  sie  dnrcii  Verheiratang 
mit  dem  Franiosen  N.  FranzOsin  geworden  war,  in  Porä  im  Jahre  tSOO 
gestoTben.  Sie  hinterliefB  einerseits  ihren  Gatten  N.,  mit  dem  sie  in  Gfitei- 
gemeinschaft  gelebt  und  dem  sie  ihr  ganzes  Verm&gen  vermacht  hatte, 
andererseits  ihre  Mntter,  die  Witwe  J.,  Engländerin. 

Die  Matter,  obwohl  Engländerin,  beanspruchte  die  den  Ascendentot 
durch  das  franxOaieche  Becht  {Code  civä  Art.  S15)  Torbehaltene  Nachlalsquote 
(}U)  und  liers  dashalb  Siegel  an  die  in  Saint-Cloud  befindliche  bewegliche 
Habe  der  Veratorbenen  legen.  Der  fiberlebende  Gatte  dagegen  machte 
geltend,  dafs  er  auf  Grand  der  letitwilligen  VerfBgang  seiner  Ehe&an  süne 
Schwiegermutter  gänzlich  von  der  Erbfolge  ausschliefsen  kCnne,  dA  die- 
selbe, weil  Engländerin,  auf  das  durch  das  ftanzOsische  Geseti  gewählte 
Pflichtteil  keinen  Anspruch  habe. 

Die  Witwe  J.  gewann  den  Prozefs.     Aus  den  Gründen: 

Der  Art.  1  des  Gesetzes  v.  14.  7.  1819  bestimmt  in  Abändemog  der 
Art  726  und  912  des  Code  ävä,  dals  die  Ausländer  das  gleiche  äucceaaiom- 
recht  haben  sollen  wie  die  FranEosen.  Daraus  ergiefat  eich,  daTs  im  Ftlie 
der  Konkurrenz  zwischen  Franzosen  nnd  Ausländem  der  Ausländer,  mit 
den  doich  Art.  2  jenes  Gesetzes  vorgesehenen  Einscliränkungeu,  hinsicht- 
lich einer  in  Frankreich  erQffheten  Erbschaft  dieselben  Bechte  an  den 
Nachlafs  hat,  wie  die  Inländer,  und  von  Rechts  wegen  den  durch  da« 
franzCBiBche  Recht  den  Ascendenten  bzw.  Descendenten  gewährten  Pflichtteil 
in  Ansprach  nehmen  kann.  Da  sich  nämlich  diese,  indem  sie  die  Voibe- 
haltequote  und  die  Reduktion  der  ihr  Abbruch  thuenden  Liberalitllen 
fordern,  zn  Erben  bekennen,  da  sich  femer  der  Anfall  des  Pflichtteils  uoter 


1)  Die  Urteile  sind  mitgeteilt  von  Herrn  J.  P.  Weber,  Advokaten  an 
der  Cour  Pappel  in  Paris;  die  Berichte  sind  verfa&t  von  Herrn  Oeriehlf 
r  Dr.  Eiehkoff  in  Kiel. 
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eibrechlichem  Titel  vollEielit,  da  endlich  daa  Gesetz  vom  14.  7.  I8I9  gaoE 
allgemeio  und  ohne  Unterschied  das  franzCsische  Snccessionsrecht&uf  Ans- 
linder  anadehnt,  so  heeteht  kein  Gnmd,  die  letzteren  eines  den  Inlftndem 
mkommenden  Becfat^a  zu  benrahen. 

Im  TOiliegenden  Falle  wurde  die  in  Frankreich  erfiffiiate  Erbschaft 
der  Franztoin  N.  vom  französischen  Becht  bebemcht;  daher  ist  die  Witwe 
J.  pflichtteilsberechtigt.  Dafs  daa  englische  Becht  dem  Ascendenten 
keine  Vorbehaltaqnote  Ecuichert,  ist  dabei  nnweaentlich ;  insbesondere  ist 
es  onrichtig  zn  behaupten,  die  Witwe  J.  kSnne  nicht  mehr  Rechte  haben, 
als  ihr  Heimatsiecht  ihr  gewähre,  denn  ihre  Berufung  zur  Erbschaft  h&ngt 
nicht  von  ihrem  Fersonolstatut  ab,  sondern  folgt  aus  den  Bestimmungen 
des  französischen  Rechts,  welches  bei  der  Regelung  der  Erbfolge  in  den 
Nichlafs  eines  Inl&nders  nicht  auf  die  den  Ausländem  durch  deren  Heiniata- 
reeht  gew&hrten  Rechte  zu  achten  hat. 

Anm.  der  Motette  da  TrünuMvaf;  Seit  der  Abänderung  der  Art  726 
nnd  912  des  Code  civil  snccedieren  in  Frankreich  die  Ausluider  wie  die 
Franzosen,  nnd  zwar  auch  dann,  wenn  sie  noch  dem  Recht  ihres  Heimata- 
ataatee  nicht  zur  Erbfolge  berufen  wären.  Entscheidungen  in  diesem  Sinne : 
Cour  de  nwsdtton,  24.  6.  1878  (Sirey  1878,  1,  429);  Cow  de  Toulowe,  22.  5. 
I880(a«y  1880,  2,  294);  Demotombe  {TTaiU  des  guccesgion»  Bd.  IS.  25QS.y, 
Baudry-LacantintTieißes  sueewsiofw,  2.  Aufl.,  1.  Bd.  S.  159);  Dalloz 
{JuT.  gm.  Stoppt.  V.  Suceetsions  Note  60). 


Zuständigkeit  französischer  Gerichte  für  Prozesse  zwischen 
Ataiändem,  insbesondere  Deutschen,  die  in  Frankreich  keinen 
Wohnaits  haben. 

Urteil  de«  Tribunal  Civil  de  la  Seine,  I.  Gh.,  13.  6. 1901  (£e  Droit,  Journal 
des  Tribunaux,  13.  7.  1901). 

Der  in  WQrttemberg  wohnende  deutsche  ReichsangebSrige  Maschinen- 
baner  B.  hatte  die  Erlaubnis  erwirkt,  in  der  deutschen  Abteilang  der 
Pariser  Weltausstellung  von  1900  patentierte  Kaffeeritstmaschinen  auszu- 
stellen. Es  bestand  aber  zwischen  ihm  und  Th.,  einem  französischen 
Haschinenbaner,  ein  Vertrag,  in  dem  sich  B.  verpflichtet  hatte,  seine 
Maschinen  niemals  unter  seinem  Namen  in  EVankreich  auszustellen.  Th. 
wurde  deshalb  unter  Vorlegung  des  Vertrages  wiederholt  hei  dem  General- 
kommissar  des  Deutschen  Reiches  f6r  die  Weltaasstellung,  Dr.  R.,  vor- 
itellig,  worauf  dieser  kraft  der  ihm  erteilten  UachtTollkommenheiten  die 
B.'schen  Uaschinen  auseinandernehmen  und  aus  der  deutschen  Abteilung 
entfernen  liefs.  B.  beschwerte  eich  beim  Auswärtigen  Amt  in  Berlin,  erhielt 
aber  den  Bescheid,  dafs  die  Hafsnabmen  des  Reichskommissars  gerecht- 
fertigt seien.  Nachdem  darauf  B,  angekündigt  hatte,  dafs  er  seine  Haschinen 
nur  dann  snrQcknehmen  werde,  wenn  sie  ihm  ohne  jede  Bescb&dlgung  zn> 
tückgegeben  würden,  liefs  der  Reicbskommissar  in  Gegenwart  eines  Ver- 
treters des  B.  den  Zustand  der  Haechinen  feststellen;  in  dem  hierüber  auf- 

ZittMfcilft  t.  intam.  FrlTat-  u.  SlhnU.  BwAt.  XII.  9 
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genommenen  Protokolle  bezeugte  der  B.'sche  Vertreter,  dafft  nicht  die  ge- 
ringste BeBchädignng  w&hriunehmeQ  sei  und  dafs  ftlle  Haochinentdle,  ab- 
gesehen von  einigen  leicht  zn  ersetEeudeu  Sclirsuben,  noch  roihandeii  seien. 

B.  verklagte  darauf  den  Dr.  B.  in  seiner  Eigenschaft  ala  Beich«- 
kommiBS&r  vor  dem  Tribvnal  de  la  Seme  mit  dem  Antrage,  denselben  lu 
verurteilen,  ihm  den  früher  eingeräumten  AusstellnngspUti  lurücking«- 
w&hren  und  ihm  200000  Francs  Schadenseraati  zu  zahlen. 

Dr.  R.  erhob  die  Einrede  der  Unznat&ndtgkeit  der  fran- 
zSsiecben  Gerichte  und  drang  mit  ihr  durch. 

Aua  den  Uriluden ; 

Es  besteht  von  dem  Satze:  „actor  gequüvr  fomm  rei"  in  Ansehung 
der  Bechtsstreitigkeiteo  zwiachen  Deutschen  keine  gesetzliche  Auanahme. 
Die  franzCaischen  Gerichte  haben  solche  Bechtsstreitigkeiten  zwischep 
Aaslfindem,  die  sich  auf  das  Personenrecht  oder  du  bewegliche  Verm&gen 
belieben,  jedenfalls  dann  nicht  zu  entscheiden,  wenn  einerseits  die  Aui- 
l&nder  einen  Wohnsitz  in  Frankreich  weder  haben  noch  zn  demselben  zq- 
gelassen  sind,  andererseits  im  Ausland  ein  Forum  besteht,  vor  dem  der 
fiechtssreit  anhängig  gemacht  werden  kann.  Wie  die  Bechtsprechnng  ein 
Torrecht  der  Soareränitit  ist,  so  bat  der  Unterthsu  einen  gegründeten 
Anspruch  daranf,  bei  seinem  Souverftn  Recht  zu  fordern  und  zn  erwirken. 

Da  nun  im  vorliegenden  Falle  beide  Parteien  deutsche  Unterthanen 
und  in  Deutachland  wohnhaft  sind,  ho  ist  es  angesichts  der  Ansfäbrungea 
des  Reich akommissars,  mit  denen  er  Verweisung  vor  seinen  ordentlichen 
Richter  verlangt,  nicht  Sache  des  Tribunal  de  la  Seine,  den  Streit  der 
Parteien  zu  schlichten.  Es  hat  dazu  um  so  weniger  Anlais,  als  einerseits 
Dr.  B.  die  Handlang,  auf  die  B.  seine  Klage  gründet,  in  Ansübung  seiner 
Funktion  als  General  komm  i  »aar  des  Deutschen  Beiches  bei  der  Weltans- 
Stellung  vorgenommen  hat,  und  andererseits  die  etwa  erlassene  Entscheidung 
nicht  ohne  vorherige  Prüfung  durch  die  deutschen  Gerichte  in  Deutsch- 
land vollstreckt  werden  könnte. 

Unbegründet  ist  auch  das  Vorbringen  des  B.,  die  Handlung  des  Dr.B. 
stelle  ein  auf  französischem  Boden  begangenes  Delikt  dar;  denn  man 
wird  nicht  ernstlich  behaupten  können,  daTs  die  mit  Vorsicht  und  ohne 
jede  Beschädigung  vorgenommene  Zerlegung  eines  Gerftts  der  im  Art  443 
des  Code  penal  behandelten  und  mit  Strafe  bedrohten  Vernichtung  oder 
Beschädigung  von  Maschinen  gleichzustellen  sei. 

Anm.  des  ^Droit,  Jomval  des  Tribunatm'':  Die  französischen  Gerichte 
sind  im  allgememen  zur  Entscheidung  von  Bechtsstreitigkeiten  zwischen 
Ausländem  nicht  zuständig.  Anders,  wenn  der  Kläger  oder  Beklagte 
zum  Wohnsitz  in  Frankreich  zugelassen  ist  (Cottr  de  Cassation,  2ä.  7.  1853 
\Sirey  18ÖS,  1,  148];  Bennei,  27.  4.  1847  [Sirey  1847,  2,  444]),  oder  wenn  der 
Beklagte  nicht  darthut,  dafs  er  in  seinem  Heimatland  einen  Wohnsitz  be- 
halten hat,  vor  dessen  Richter  der  Kläger  seine  Klage  anbringen  kann 
(Cour  äe  casgation,  8.  4.  1861  [Sirey  1851,  1,  335],  7.  3.  1870  [Sirev  1872,  1. 
861]i  Parig.  6.  7.  1886  [Joum.  du  Droit  int.  vnve,  1886,  328];  JfonipciK«-, 


9.  5.  1892  [Streu  1892,  2,  240] ;  Trib.  Seine,  30.  1.  1892  [Jour.  du  DmÜ  int 
Hvi,  1892,  443]i  Trib.  Seine  [a.  t..  0.  1892,  899p.  ~  Ein  Kaasationsbeacblurs 
,  14.  5.   1995  hat  in  Auslegung  des  Art.  11  des  Frankfurter  Vertrages 
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atsehieden,  dafa  jeder  Dents«hs  ieine  Beehte  gerichtlich  vor  den  fnuuO- 
EÖKben  Gerichten  geltend  machen  kuuij  aei  et  znr  Daichföhmng  einer 
Klage,  sei  ea  zur  Verteidigung  gegen  eine  solche  (Sirej/  1896,  1,  161);  es 
handelte  rieh  bei  diesem  BeacnluTH  um  die  Klage  einer  dentaehen  GeaeU- 
■ehaft  ohne  Firma  gegen  einen  Franzosen.  Andereraeita  iat  entaehieden 
irorden  (JJatr,  16.  5.  18SB,  D.  1890,  2,  93),  der  Art.  11  dea  Fiankfarter 
Vertrages  kOnne  nicht  die  Wirkung  haben,  den  franzflriHchen  Gerichten 
fBr  Proaeaae  zwischen  Dentaehen  eine  obligatoriaehe  Znatftndigkeit  lu  geben. 


In  Frankreich  sind,  da  das  italieniaehe  Seeht  die  Ehe- 
leheidung  nicht  kennt,  deutsche  Urteile,  dwch  welche  die  Ehe 
eines  Italieners  geschieden  wird,  tüs  nichtig  antusehen. 

Urteil  des  TrAunal  de  la  Seine,  10.  7.  ISOl  („La  Lot",  Journal  du  soir  j'u- 
diciaire  quotiäien,  2.  8.  1901). 

Anf  die  Klage  der  Italienerin  M.  P.  gegen  ihren  Ehemann,  den  Italiener 
M.  P.,  imrde  die  Ehe  der  Parteien  seitens  des  Landgerichts  in  Wiesbaden 
(Dentschland)  durch  Urteil  vom  11.  November  1899  geschieden.  Nach  £r- 
laTa,  aber  vor  der  Becbtskraft  dea  Urteils,  ntmlich  am  23.  Dezember  1899, 
wtude  dem  N.  P,  dnrch  Natnraliaation  die  prenfaiache  Staate-  nnd  dentache 
ReichaangebSrigkeit  verlieben. 

Anfong  1900  wollte  der  Franzose  0.  die  geschiedene  P.  beiraten;  der 
Vater  0.  erhob  aber  anf  Grund  des  Aufgebots  Widerspruch.  Der  Sohn  0. 
and  die  geschiedene  P.  schlössen  darauf  in  England  miteinander  die  Ehe  ab. 

Danach  wurde  das  Tribunal  de  la  Seine  mit  2  Antrig«n  be&rst: 

1.  mit  dem  Antrage  dea  Sohnes  0.  auf  Aufhebung  dea  Wideraprnchea 
dea  Vaters  0. 

2.  mit  dem  Antrage  des  Vaters  0.,  die  Ehe  seines  Sohnes  mit  der  P. 
för  nichtig  zu  erklftren,  da  letztere  noch  durch  die  mit  P.  geschlossene, 
dnrch  das  Urteil  dea  deutschen  Gerichts  in  Wiesbaden  nicht  anfgelOate 
Ehe  gebunden  aei. 

Das  Gericht  gab  dem  Sohn  O.  den  Nachweis  auf,  dab  die  P.  schon 
nr  Zeit  des  Scheidungsnrteila  sowohl  kraft  dea  deutachen,  wie  kraft  des 
italienischen  Rechts  deutsche  Keichsangehörige  gewesen  sei,  und  stellte, 
nachdem  ihm  das  bezügliche  Qrkuudenmaterial  vorgelegt  worden  war, 
feat:  einmal,  daTs  dem  P.  am  23.  Dezember  1899  die  preuFaische  Staats- 
angebSrigkeit  verliehen  aei,  und  dar«  eich  diese  Verleihung  nach  deutschem 
Recht  mangels  besonderen  Vorbehaltea  auch  auf  die  Ehefran  P.  erstreckt 
habe;  femer  dafa  nach  italieniachem  Recht  die  italieniache  Staatsangehörig- 
keit durch  den  Erwerb  einer  fremden  Staat«angehQrigkeit  verloren  gehe, 
nnd  dala  die  Ehefran  eines  zum  Ausländer  gewordenen  Italieners,  sofern 
de  nicht  ihren  Wohnsitz  in  Italien  beibehält,  gleichfalls  Anslinderin  werde. 

Ans  den  Gründen ; 

Da  die  Verleihung  der  preuTsischen  Staataangehürigkeit  «n  P.  erat 
am  28.  Dezember  1899  erfolgte,  konnte  aia  auch  erst  von  diesem  Tage  an 
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Wirkung  haben;  folglich  waren  die  Ehelente  P.  am  II.  November  1899, 
dem  Tage  des  £rlaaBes  das  Scheidiingsniteile,  iiikIi  italienische  Staats- 
angehörige. 

Da  nun  afaec  das  italieniHche  Recht  die  Eheecheidung  nicht  znl&Tst, 
so  konnte  das  Scheidongsarteil  in  ÄDsehong  der  inuner  noch  dem  italie- 
nischen Recht  unterstehenden  Eheleute  P.  nnr  die  Wirkung  einer  Trennong 
von  Tisch  und  Bett  haben.  Wenn  auch  das  deutsche  G^ericht  nach  Hab- 
gabe des  damals  in  Preufsen  geltenden  Rechts  den  Wohnsitz  des  Be- 
klagten zu  Qmnde  gelegt  hat,  ohne  das  Personalstatnt  der  Proiebparteien 
za  berücksichtigen,  |eo  mnrs  doch  das  franzOsiache  Gericht  nach  Hafsgabs 
des  &autKsischen  Rechts  und  des  im  allgemeinen  aaf  dem  Oebiet  des  inter- 
nationalen Privatrechts  anerkannten  Grandsatzes  sich  von  dem  Heimat- 
recht der  E!hegatten  leiten  lassen,  sobald  es  nch  nm  einen  den  Personen- 
stand oder  eine  die  Öffentliche  Ordnung  in  Frankreich  betreffende  Frage 
handelt 

Nun  hat  freilich  der  Sohn  O.  geltend  gemacht,  dars  das  Kcheidnngs- 
urteil  erst  am  4,  Januar  1900  als  dem  Tage  seiner  Rechtskraft,  also  ent 
zu  einer  Zeit  Wirkung  erlangt  habe,  in  der  die  Eheleute  P.  bereits  Uentsche 
waren,  und  dafe  es  dem  gegeuQber  unwesentlich  sei,  wenn  die  Verkündung 
des  Urteile  zu  einer  Zeit,  in  der  sie  noch  Italiener  gewesen  seien,  erfolgt 
sei;  er  hat  weiter  ausgeführt,  dafs,  da  ein  Scheidungsurteil  nicht  deklara- 
torischen, sondern  konstitutiven  Charakter  habe,  seine  Wirkungen  nicht 
auf  den  Tag  der  Verkündigung  surfickgingen,  dafs  man  vielmehr  den  Zdt- 
punkt  EU  Gmnde  zn  legen  habe,  in  dem  die  neuen  Rechtsbeziehungen  be- 
gonnen hüten,  und  zu  diesem  Zeitpunkt,  nämlich  am  4.  Januikr  1900,  seien 
die  Ehelente  P.  bereits  Deutsche  ^wesen;  folglich  sei  ihre  Ehe  wirksam 
geschieden. 

Diese  AusfQhniQgen  sind  rechtsirrtümlich.  Man  mufs  sich  in  den 
Zeitpunkt  des  KlagehegehTens  und  der  Verkündnng  des  Urteils  veisetien, 
um  die  persönlichen  Verhältnisse  und  die  StaatsangefaSrigkeit  der  Prozelb- 
parteien  zu  beurteilen.  W&re  es  anders,  so  stände  es  in  der  Macht  eines 
Ehegatten,  dnrch  den  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  in  der  Zeit  nach 
Erlafs  und  vor  Rechtskraft  eines  gegen  ihn  ergangenen  Scheidungsurte  ils 
dieses  zu  entkräften;  dies  Ergebnis  ist  aber  unannehmbar.  Hiemach  konnte 
das  zwischen  Italienern  erlassene  Urteil  beim  Ablauf  der  RechtsmitteUriat 
auch  nur  die  Rechtawirkong  eines  zwischen  Italienern  erlassenen  Ul^ 
teils  ausüben;  der  später  erfolgte  Staatsangehörigkeitewechsel  konnte  keine 
Rftckwirkung  auf  das  Urteil  haben ;  da  das  Naturslisationspatent  auf  den 
Ehemann  P.  die  Rechte  eines  preufsiscben  Staatsangehörigen  ausdrücklich 
erst  ron  dem  Zeitpunkt  der  Verleihung  derselben  übertrug,  so  konnte  die 
Naturalisation  nicht  rückwärts  das  zwischen  Italienern  ergangene  Urteil 
hinsichtlich  seiner  Wirkung  in  ein  zwischen  Deutschen  ergangenes  Urteil 
umwandeln.  Die  Wirkungen  eines  Urteils  können  von  dem  Urtnl  selbst, 
auch  wenn  es  konstitutiver  Natur  ist,  nicht  getrennt  werden,  nnd  em  Ur- 
tdl,  das  ab  initio  nichtig  ist,  kann  auch  dann  keine  Wirkung  ausüben, 
wenn  der  Gmnd  seiner  Nichtigkeit  hinterher  wegfällt. 


Nach  alledem  rnnfa  die  zwischen  dem  Soline  O.  und  der  P.  in  Eng- 
land geschlosaene  Ehe  für  nichtig  erklBit  Verden,  veil  die  P.  noch  dnrcb 
die  mit  P.  geschlossene,  nicht  wirksam  gelOste  Ehe  gebunden  war. 


Straßorkeit  einer  Beleidigung  durch  die  Fresse,  wenn  die 
Zeitung  im  Auslande  erseheint. 

Urteil  des  TW&imoI  Correetionnel  de  la  Seme  (9.  Ch.),  30.  10.  1901  (OazeOe 
des  Tribtmaua:,  31.  10.  1901). 

A  war  „diredewr",  B  „r^daefeur  en  Aef  nnd  C  Drucker  der  in 
Genf  erscheinenden  Zeitnng  „La  Sttigte".  Fran  S.  erhob  gegen  sUe  drei 
wegen  eines  angeblich  ehTearührigen  Artikels  Priratklage. 

Die  Angeklagten  machten  geltend:  Das  AaniSeiBche Prefsgesetz  7om 
29.  Juli  1881  reiche  in  seiner  Wirksamkeit  nur  bis  zur  franiösidchen  Gtrense 
nnd  kBnne  mit  seinen  Btrafvorschriften  eine  in  der  Schweiz  erscheinende 
schweizerische  Zeitnug  nicht  erreichen.  Nar  unter  hestimmten,  hier  nicht 
gegebenen  Voraussetzungen  (certames  proc^wres  et  eertaines  preuvei)  kfinne 
wegen  einer  im  Ausland  erfolgten  Publikation  eine  Bestrafting  erfolgen. 
Sie,  die  Angeklagten,  seien  nicht  die  richtigen  Angeklagten;  Tielmehr  hätte 
der  BerauBgeber  (girattt)  vor  Gericht  gezogen  werden  mOesen.  Sie 
könnten  nur  bestraft  werden,  wenn  sie,  was  nicht  der  Fall  sei,  die  Zeitung- 
in  Frankreich  eingeführt,  verkanft  oder  verbleitet  httten. 

Die  Priratklftgerin  führte  demgegenAber  unter  anderem  aus:  Das 
PreTsgesetz  sei  ein  Polizei-  nnd  Sjoherheitsgesotz  im  Sinne  des  Art.  3 
Code  civn  und  beherrsche  daher  auch  die  Fremden  in  Frankreich.  —  Wenn 
der  Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung  sich  in  zweiLändem  verwirk- 
liche, beginnend  im  Ausland  nnd  sich  vollendend  in  Frankreich,  so  könne 
der  Tbftter  in  beiden  LAndem  bestraft  werden.  —  A.  sei  der  verantwort- 
liche Leiter. 

Aue  den  Urteila-OrQnden: 

Die  strafbare  Handlung  ist  darin  zu  erblicken ,  dafs  die  in  Genf  er- 
scheinende Zeitung  in  Paris  ins  Publikum  gebracht  ist.  Zui  Anwendung 
der  Strafrorschriften  des  Fiefsgesetzes  bedarf  es  diLher  des  Nachweises, 
dafi  diese  Handlung  einem  der  Angeklagten  zur  Lost  fUlt.  —  Anf  dem 
Zeitnngsblatt  ist  A  als  Direktor  und  B  als  Chefredakteur  angegeben;  die 
Bedaktion  ist  also  streng  von  der  Leitung  unterschieden.  —  Da  nun  kein 
Heransgcbemame  auf  dem  Blatt  steht,  so  irt  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  A 
die  Leitung  hat  und  dem  Herausgeber  gleichzustellen  ist.  Nach  Art.  4£ 
des  Prefsgesetzes  sind  aber  die  Heransgeber,  welchen  Stand  nnd  Namen 
sie  auch  haben,  die  verantwortlichen  Personen;  folglich  ist  davon  auszu- 
gehen, dafs  die  Veröffentlichung  des  täglichen  Zeitnngsblattes  iu  Frank- 
reich durch  eine  Handlung  des  A  erfolgt  ist,  wfthrend  B  nnd  C  der 
VerCffentlicbnng  fem  stehen. 

Art.  42  des  Ges.  v.  29.  Jnli  18BI  lautet:  Sentit pattibtti,  eomme  autettrt 
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prmcipamc,  de*  piineg  qui  etmaiüuent  la  rrprantm  des  arima  «t  ieUt»  commu 
jwr  la  voie  de  la  Präge  dang  Vordre  ci-apris,  amoif.  1.  Le»  giTant$o» 
iditeuri,  gveOei  gu«  «nmt  Imr profetiion»  et  leur  dinomnMxtitms;  2.  äiatr 
difaut,  kl  auteuTi;  3.  ä  defaut  des  auUura,  la  \mprimeur$;  4.  ä  äiftad 
det  imprimewri,  les  eendeurt,  dietributevr*  ow  afficheurs." 

Anm.  der  Gaietfe  de»  Tri&HnoHic:  Der  KuaatiDUBhof  hat  am  15.  2. 18M 
entachiedeu  (Dalloi,  1894,  1,  488),  dah  die  durch  den  Art  42  bestimmt« 
Beihenfolge  in  dem  Falle  keine  Anwendung  findet,  wo  das  Preradelikt 
durch  eine  im  Ausland  gedruckte  und  heransg^ebene  Zeitung  begannn 
ist.  In  diesem  Falle  kann  vielmehr  derjenige,  der  in  Frankreich  die  be- 
treffenden fkemplare  der  ausländischen  Zeitung  verbreitet  hat,  als  prin- 
cipaler  Thitervnrfolgt  werden.  ~  Dieser  Entscheidung  ist  der  Gmanke 
EU  entoehmen,  daTs  das  Prefsgesetc  ein  Policei-  und  SicherheitageBetc  ist 
(Art.  3  Code  civil]  und  daher  auf  alle  auf  franxQBischem  Boden  befindlichen 
Personen  Anwendung  tn  finden  hat,  und  dafs  es  die  anslSjuliscben  Zeitungen 
sogar  noch  strenger  behandelt  mit  RUckRicht  auf  die  Schwierigkeit,  die 
den  fransösischen  Lesern  die  Entdeckung  der  rerantwortlichen  PersOnli^- 
keiten  btreitet 


Italien. 

AMcrJuMnutifi  autiän^cher  Eheseheidungsurteüe. 

1.  Corte  d'appello  Venedig  4.  10.  1900  (Oiuriiprvdenia  iiajiana  1901, 
870  &.). 

Di«  KUtgerin,  CoHa  Seghini,  ist  durch  Urteil  des  Landgericbia  Berlin 
TOm  8.  November  1899  vom  Beklagten,  F.  Patrone,  gCMhieden  worden. 

Beide  Parteien,  welche  früher  italienische  StaataangebSrig«  wann 
und  in  Italien  die  Ehe  gevcblossen  hatten,  waren  nach  Deatschland  Ober- 
gesiedelt  und  hatten  (vor  der  Einleitung  des  (Ebescbeidungsprosessea)  die 
dentsche  Staataangebörigkeit  erworben.  Da  die  KlBgerin  Vermögen  m 
Italien  iniückgelassen  hatte,  insbesondere  tin  im  Staatsecholdbucb  einge- 
tragenes, dort  mit  ^vincolo  dotaU"  belastetes  Guthaben,  so  beantragte  sie 
„gixt^eio  di  ddibtuione",  d.  b.  gerichtliche  TolletreckbarkätserkUmng  des 
deutschen  Ehescheidungsurteils.  Der  Gerichtshof  gab  diesem  Antrage  statt, 
erklSrte  aber,  dafs  darin  nicht  die  Anordnung  einer  Eintragung  in  das 
CiTiUtandsregister  liege,  ebensowenig  wie  die  Anordnung  einer  entsprechenden 
Qntiagung  in  du  Btaatsechuldbuch. 

2.  CorU  di  ca»»anone  Turin  21.  II.  1900  [GiunBprtuienta  üaUana  190O 
I,  1,  1077,  Monätore  dei  tribvmü  1901,  981.  J.  XXVIIl  392). 

£^n  Italiener  lutte  in  Italien  eine  FranEöein  geheiratet.  Die  Ehegatten 
tnnnten  sich  spBter  von  Tisch  and  Bett  „per  tnutiio  contenso"  in  GemXls- 
heit  des  Art.  158  des  Codvx  civile.  Der  Ehemann  nahm  dvin  Domiail  in 
Berlin.  Dort  liefe  er  sieb  naturalisieren.  Dals  er  gldchiütig  die  italiaüsche 
Staatsangehörigkeit  verloren  und  dals  der  Wecbael  der  Staatsangehörigkeit 
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dch  auf  die  separierte  Ehefiaa  erstreckt  hat,  wurde  liünendta  bestritten  imd 
behördlich  attwtiert  Auch  die  Ehefraa  verlegte  ihr  Domizil  Bp&ter  nach 
Dentschland  (Baden- Baden).  Darauf  klagte  der  Ehemann,  welcher  inzwischen 
ebenhUa  Domiml  in  Baden-Baden  genommen  hatte,  gegen  sie  vor  dem  Land- 
gericht xa  Earlenihe  auf  Ebeschddnng.  Die  Eheachndnng  wnide  gemVs 
dem  dentscben  B.Q.B.  anageaprocheii.  Nachdem  du  Urteil  rechtakrVflig  ge- 
worden war,  wurde  vor  dem  zust&ndigen  italienischen  Geriebt  „giudüio  dt 
Mibaziotu"  behah  Eintragung  der  ESieaeheidnng  in  daa  italieniacbe  Standes- 
register  begehrt  Die  Vollstreekbarkeitierkl&rtnig  wnide  eher  veiaagt,  nnd 
der  KsaeationBbof  an  Turin  fllhrte  aoa:  ItalieniBche  Gerichte  dürfen  ein  ane- 
llndiacheB  EbeBcheidnngenrteil  hinsichtlich  einer  in  Italien  ge- 
■ehloseenen  Ehe  nicht  anr  VollBtrecktmg  bringen,  iuabeeoudere  nicht 
denen  Eintragung  in  daa  Standearegiater  antorisieren.  Auf  Qroud  dieeee 
allgemeiiien  Oencbtapanktee  ist  insbesondero  auch  änem  ausl&odischen  Eh«- 
■cbddoDgsnrteil  die  Vollatreckung  sa  versagen,  welches  bezüglich  einer  tod 
dnem  Italiener  in  Italien  geschlossenen  Ehe  dadurch  erlangt  ist,  data  die 
Staatsangehörigkät  der  Ehegatten  gewechselt  worden  ist. 

Anm.  I^e  Hauptfrage,  ob  die  italienischen  Gerichte  einem  im  Ans- 
lasde  ansgeqtrochenen  Ehescheidungsnrteil  Anerkennung  durch  Erteilung 
dea  Exeqoatur,  „qittditio  di  deHbruitme" ,  zu  gewähren  nahen,  wird  durch 
das  erste  Urtdl  bclaht,  dnich  daa  zweite  verneint.  Dafs  an  und  für  sich 
anaUndiache  Ebescueidnngsnrt^le  —  wie  andere  Urtdle  — ,  um  in  Italien 
die  Gmndla^a  von  EiekativmaTsregeln  za  bilden,  eines  Exequaturs  bedürfen, 
hat  die  italienische  Judikatur  in  nenerer  Zeit  fast  allgemein  angenommen. 
8.  Viftcmt  nnd  IVnaud,  Didionnaire  de  droit  intemtUional  nrM ,  Beotte  de 
Fatmee  1889,  Faria,  Larote  A  Foreel,  1S90  S.  112  Nr.  26  und  Setme  praiique 
1B92  III  S.  131  fF.  Man  hat  das  Exeqaatur  im  allgemeinen  unter  der  Vor- 
nimctanng  erteilt,  dafs  das  Eheacheidnngsnrieil  dem  Heimatrecht  der  Ehe- 
gatten entspricht 

IHeeer  Praxis  folgt  das  erste  der  baden  vorstcbenden  Urteile.  Der 
Vorbehalt  bezO^lich  der  Art  nnd  Weise,  in  welcher  die  Wirkung  des  Urtöls 
in  Bezag  auf  die  dffentlieben  B^^ater  aar  Geltung  an  bringen  sd ,  ist  von 
nabensächlicher  Bedeutung. 

Das  sweile  Urtdl  verwirft  den  bezeichneten  Grundsatz  und  hat  damit 
dne  starke  Beunruhigung  hervorEerufen.  Insbesondere  ist  die  Schweiz  da- 
von betroffen,  zumal  der  Sprengel  des  Kassatioushofes  zu  Turin  die  Grenz- 
distrikte  umfafst,  in  welchen  die  Fra^^e  besonders  häufig  praktisch  wird. 
Ober  etnen  diesbezüglichen  Bericht  der  schweizerieciieii  Gesandtschaft 
m  Rom  8.  J.  XXVIII  S.  894.  Kne  Kritik  des  Urteils  wird  ebendort  S.  898  ff. 
gegeben. 

Die  in  Kede  stehenden  Fragen  und  eingehend  beaprochen,  auch  mitteilt 
anderer  italienischer  Judikate  beleuchtet  wräden  in  der  Schrift: 

Aw.  Dario  CatMtlo  (Uvorao): 

Cimditione  giuriäiea  del  itaUam)  naturalixtato  ttraniero  ehe  dopo  la 
itatm^üstuione  ha  ottenuto  da  tribunale  egtero  U)  aciogliinento  del  matrimonio 
ODMinito  in  Italia.    lÄvortto  {Stab.  T>p.  S.  Bel(tirte  <£  C.)  1901. 

Im  weeentUchen  identisch  damit  ist  des  Verfassers  Schrift: 

^  lenteiue  eitert  di  divonio  e  ü  giudirio  di  ddibatione",  Toritto 
{Uttitme  tipografieo-tditrice)  1901. 

Vgl.  aaeh  die  in  der  „OiuriMprudetua  itaüana'  a.  a.  0.  gemachten  Ans- 
flUmmges  deoHlboi  Ver&wers. 

Niemeytr. 


Behandlung  äer  von  Italienern  in  Ktytiiülationständem  be- 
gangenen Delikte. 

1.  Corte  di  caiiatione  Born  24.  11,  97,  Stnfnche  H&ua  {Monilon  dei 
ribwtaU  98  I  474,  J.  XXVIII  849). 

KBidtalationelliiider  aind  Im  Sinnfl  dM  italieniachen  StivfgeMbbaebci 
hilUDChtlieh  der  dort  begangeoen  Delikte  nicht  ala  Analand,  Mnden  wie 
iUlieniachw  Gebiet  m  behuidelu. 

2.  Corte  dt  eaaiaiione  Born  7.  7.  99,  Stxa&ache  Loeco-Scüio  {Mimilort 
da  tribwiaü  1899,  896,  J.  XXVIII  853). 

Der  Tonteheod  beieichnete  Gniodnti  wurde  inabeaoiidere  &uf  ein  u 
Bord  rinofl  italienischei)  Schiffa  „dans  U»  EcheUta  du  Levanf  begsngenes 
Delikt  Hngewendet. 


Anerkenmmg  ausländischer  Urteile  bei  Geltendmachung  einer 
darauf  gestützten  Einrede. 

Cortt  d'apptäo   Neapel   26.  4.  1900.    Bianchi  c.   Agmnoor  (ffiurüpnxiMwa 
iuaiana  1900,  27S,  J.  XXVUI  858). 
Sa  beduf  keines  besonderen  Eieqn&tnr  darch  die  itklienischen  0«riehlB 
{fgiMdino  di  dttibaeione"  gemBTa  Art.  941  des  codice  di  procedura  civilti,  um 
«if  ein  anslEndischee  Urteil  eine  Einrede  stätsen  zu  k&nnen. 


Au^ändische  juristische  Personen.  Ihre  RedUsfähigheit  ist 
von  den  Gerichten  nur  anzuerkennen.  Kenn  die  italienische 
Begienmg  die  Anerhenmmg  ihrerseits  kundgemacht  hat, 

1.  Corte  di  ca$»aeione  Tnrin  21.  12.  1697.  Trieatar  Armengesellschftft 
o.  HMWne  (.La  legge  1898  I  296,  J.  XXVIU  854). 

Art  2  des  Codice  eieäe  {.  .  „UttU  i  corpt  morah  legalmtfite  rtconoKtn^ 
»ono  contideroH  eome  periont  e  godono  dei  diritti  eivm"  . .)  fordert  beia^ch 
atialtiiidisclier  jnrlstisclier  Peraonen,  daTs  se  iiiclit  nur  n&cfa  dem  B«ehte  ihn* 
anaUndischen  Sitzes  als  solche  anerkannt  sind,  sondern  anberdem,  dafs  die 
italienische  Regierung  ihrerwita  die  Anerkennnug  ansgesprochen  hat. 

2.  Corte  di  catiotione  Turin  17. 1.  1900.  Hethodisdscbe  MissiousgeseU- 
•ebaft  in  New- York  c.  Veroelli  [Im  legge  1900  I  258,  Monitore  dei  tribmuli 
1900,  204,  J.  XXVIII  600). 

Die  Anerkennoag  bianeht  nicht  durch  einen  «pecieli  anf  die  Aner 
kennong  gerichteten  Akt  zu  geschehen,  sondern  kann  auch  indirekt,  -  ins- 
besondera  durch  die  Erlanbnis  zur  Annahme  von  Legaten  geschehen.  —  In 
gegebenen  Falle  handelte  ea  sich  nm  die  Anerkennung  der  metbodiftiscluB 
HisBionsgeeellschaft  in  New- York. 


Schiffskollision.  Kästenmeer.  MafsgehUchkeit  des  Rechtes 
des  Küstenstaates.    Weiterverweisung.   Personalstatut  des  Reeders. 

Tribünak  ävOe  Neapel  5.  6.  1S99.    Delannar-Toitara  c  H&reaca 
(J,  XXVIII  846). 

1.  Die  AosdehnaDg  des  KÜBteomeerea  ist  beetimmt  dorch  dem  Beracii, 
in  welchem  die  KÜttenverteidigimg  durah  Strandbstterien  wirksam  ansgeQbt 
werden  kann. 

2.  Ffir  ^e  rechtliche  Beurteilung  von  SchiffskoUisionen  im  GüMenineer 
iit  das  Recht  des  KUatenstiates  mafBgehend. 

3.  Scfaifiskollinonen  im  englischen  EUstenmeer  tand,  da  das  eng- 
liMbe  Recht  auf  das  Recht  der  Flagge  verweist,  demgemKfa  nach 
dem  Recht  der  FUgge  zu  benrteilen. 

4.  Die  Verantwortlichkeit  des  Reeden  für  das  Venchnlden  setnee 
E^ütXna  richtet  sieb  nach  den»  Personaletstnt  de*  Reeders. 

Anm.  Zq  1  TgL  anch  das  Urtül  hi  dieser  Zeitscbrift  VIII  418.  —  Die 
von  dem  Qerichtshof  vertretene  Auffassnng,  dafs  daa  Küstenmeer  endige 
,u6t  RwituT  armorum  vit",  ist  dnich  die  neuere  Entwickelnng  flberbolt  nad, 
soweit  es  sich  nm  die  volkerrechtliche  Frage  handelt,  mindestens  an- 
fechtbar. —  Die  in  der  Praxis  des  internationalen  Rechtes  hente  that- 
B&chlich  entscheidende  Grenze  ist  die  Dreimeilengrenze.  Diese  ist 
nenerdings  sowohl  in  der  Oesetsgebung  der  einzelnen  Seestaaten  als  in  den 
Staatsverträeen  konstant  zu  Grunde  gelegt  worden  und  sie  entspricht  der 
thatsächlich  ctestebenden  Rechtsanschauung  des  Seeverkehrs.  Vgl.  die  hei 
[Tllmann,  Velkerrecht,  1898,  8.188  Anm.  »  angeitlhrten  Materialien,  femer 
das  franzesiaehe  Dekret  v.  12.  Juni  1896  (fiecue  genärale  de  droit  inter- 
tiaUimai  pvMie  Bd.  IV  -Daatment»'^  S.  5  ff.X  die  deutsche  Verordnung 
V.  21.  Augnst  1900  (K.G.Bl.  S.  807),  den  amerikanischen  Naval 
War  Code  1900  (a.  diese  Zeitschr.  XI  S.  85 ff.).  —  Neuere  Literatur  s.  bei 
Li»tt,  Völkerrecht,  1902,  S.  76.  Litzt  empfiehlt  seineraeits  die  „Rückkehr 
n  den  alten  Regeln,  nach  welchen  die  Grenze  durch  die  Tragweite  der 
Strandbatterien  bestimmt  wird".  Dazu  bemerke  man,  dafa  die  1892 
in  Meppen  featgestellte  gräTste  Kanonenachufsweite  heute 
200S6Meter  betr&gt  —  Die  Wünsche  geben  sehr  auseinander.  Camp- 
bell, Jahrb.  der  Internat  Vereinigang  f.  vergleich.  Recbtswiseenachaft  Bd.  II 
S.  b1\,  z.  B.  wünscht  Ausdehnung  der  Grenze  auf  13  Meilen.  Soviel 
ist  sicher,  dafs  eine  Gesetzgebung  oder  Rechtsprechung,  welche  eine  über 
die  Dreimeilengrenze  hinaus  gehende  Grenze  zu  Grunde  legt,  auf  all' 
gemeine  internationale  Anerkennung,  nicht  rechnen  kann. 


Konkars  der  italienischen  Füidle  einer  misländisehen  Rcatdeis- 
geseUsehaft. 

Corte  dieMsazioneTaim  13. 12. 1898;  VenicfaerangsgesellBcliaft  ^  Aatüm* 
c  Bufi  (MonOore  dei  tr^vnnK  1898  I  891,  J.  XXVIII  850). 
Über  die  italieniache  FUlale  aner   aualKudiachen  HuideUgesetlMbtft 
kftDD  durch  italienüche  Gerichte  der  KonkuTs  erSffDot  tTMden. 

Anm.   Vgl.    die    übereinstiDiinenden   Urteile    in    dieaei   Zdtscbrift  IX 
153,  414. 


Österreich. 

UngüUigkeitserlddrttng  der  von  einem  katholischen  Oster- 
reieher  mit  einer  getrennten  protestantisehen  Ausländerin,  welche 
gleich  wie  ihr  erster  noch  am  Leben  befindlicher  Ehegatte  eur  Zeit 
der  Ehe  mit  demselben ,  der  katholischen  Religion  ssugeO^m 
war,  —  im  Auslande  geschlossenen  Ehe. 

Entecheidang  des  obersten  Gerichtshofes  vom  3.  Desember  1901,  Z.  14425. 

Die  ftm  10.  M&rz  1866  zd  Budftpest  geborene  und  am  12.  deaselbe» 
UoDAts  daseibat  nach  TÖaiiscb- katholisch em  Ritus  getaufte  Adelheid  P.  ver- 
ehelichte sich  am  25.  Jänner  1885  in  Budapest  mit  dem  gleichfalls  katbo- 
lischen  Ferdinand  M.  nach  rOmisch'katholiBchem  Hitus.  Adelheid  M.  geb, 
P.  trat  am  20.  September  1892  snr  erangelischen  Kirche  A.  B.  über.  Ferdi- 
nand H.  wurde  schon  am  14.  April  1891  nach  vorherigem  Austritte  ans 
der  rOmiacb-katholi sehen  Kirche  in  die  reformierte  Kirche  aufgenommen. 
Hit  dem  Urteile  des  kgl.  Gerichtshofes  in  Budapest  vom  8.  Mü  1894  wurde 
die  zwischen  Adelheid  P.  und  Ferdinand  M.  gescbloaaene  Ehe  fOi  gftnslich 
getOst  erkJ&rt  und  beiden  Parteien  eine  neuerliche  Ehesehliefsung  bewilligt 
Dieses  Urteil  wurde  in  IL  und  III.  Instani  best&tigt  Am  27.  Deiember 
1894  wurde  Adelheid  P.  in  der  evangelischen  Kirche  der  Kerepeaer 
Strafse  eu  Budapest  von  dem  evangelischen  Pfarrer  als  Stellvertreter  des 
evangelischen  Hititftr-Seelsorgers  mit  Heinrich  ä.,  damals  k.  und  k.  Recli- 
Dungs-UnterofGiier  des  itcn  Infanterie-Regiments,  getränt.  Heinrich  S., 
deneit  k.  k.  Kanzlist  in  Wien,  war  sur  Zeit  der  Trauung  rSmisch-katho- 
liBcher  Religion  und  »BterreichiBcher  StaatsangehCriger.  Der  erste  Ehegatte 
der  Adelheid  S.,  Ferdinand  M.,  ist  gegenwärtig  noch  am  Leben.  Hein- 
rich S.  begehrte  die  UngültigkeitBerklämng  seiner  mit  Adelheid  P.  am 
27.  Deiember  1894  geschlossenen  Ehe,  weil  er  ab  OsterreicbiBcher  Staats- 
angehöriger nnd  Katholik  mit  Adelheid  P.  bei  Lehceiten  ihres  ersten 
Gatten  eine  gfiltige  Ehe  nicht  habe  eingehen  können. 


Dm  ProseTagericht  erster  InstsDE  hat  die  swischen  Heinrichs, 
and  Adelheid  S.  geb.  P.  geschtoaeene  Ehe  fQt  das  Oehict  der  im  Beicha- 
rmte  vertretenen  Königreiche  nnd  Länder  ala  mgfiltig  erkl&rt. 

Entscheidnngsgrfinde:  Nach  §  4  fu  b.  G.  B.  aind  Oaterr eichische 
Staats&ngchSrige  anch  in  Handlnngen  und  Geschäften,  die  sie  auraerhalb 
des  Staatsgebietes  Tomehmen,  an  die  inlftndiscben  Gesetze  gebunden,  in- 
Hveit  als  diese  Handlungen  und  Geschäfte  auch  im  Inlande  rechtliche 
Polgen  herrorbringen  sollen.  Heinrich  S.,  welcher  tur  Zeit  der  Ehe- 
schliersnng  Osterreicbischer  Slaatsan gehöriger  gewesen  ist  und  nur  tot- 
nbergehend  während  seines  Hilitärdienstes  in  Ungarn  stationiert  war,  hat 
die  Ehe  mit  Adelheid  S.  in  der  Absicht  geschlossen,  mit  derselben  seinea  ' 

bleibenden  Aufenthalt  im  diesseitigen  Staatsgebiete  zu  nehmen,  und  haben 
^e  Ehegatten  auch  thatsächlich  längere  Zeit  zusammen  in  Wien  gelebt. 
Der  Entscheidung  Ober  die  Frage,  ob  diese  Ehe  im  Inlande  als  gfiltig  an- 
cuaeheD  ist,  kfinnen  demnach  gemäfs  §  37  a.  b.  G.B.  nur  die  inländischen 
Gesetze  za  Grande  gelegt  werden.  Nach  dem  Hof  dekrete  vom  26.  Auguat 
1814,  J.  G.  S.  No.  1009  kann  zwischen  einer  getrennten  akatholischen  Person 
und  einer  katholischen  Person,  so  lange  der  Gattenteil  der  ersteren  noch  { 

lebt,  eine  gGltigc  Ehe  nicht  geachloasen  werden.  Da  im  vorliegenden  Falle 
der  erste  Ehegatte  der  Adelheid  B.,  Ferdinand  M,,  noch  am  Leben  iat,  i 

mafste  im  Hinblicke  auf  die  dt  gesetzliche  Vorschrift  die  zwischen  Adel-  j 

hdd  S.  und  Heinrich    S. ,  der  nie  aufgehört  hat,  Katholik  zn  aein,  ge-  | 

aehloeaene   Ehe  für   ungültig   erklärt  werden.     Ein   Ehehindemis,  welches  j 

der  Gültigkrat  einer  Ehe  nach  dem  inländischen  Gesetze  entgegensteht, 
macht  nicht  blofs  eine  Ehe,  welche  im  Auslande  von  zwei  Oateneichiachen  i 

Staatsangehörigen  miteinander,  aondem  auch  eine  Ehe,  welche  im  Auslande 
von  einem  Österreichischen,  an  das  GHterreichische  Gesetz  bezfiglich  des 
Ehebindcraiases  gebundenen  Staatsbürger  mit  einer  Ausländerin  einge- 
gangen worden  ist,  ungfiltig,  da  es  zur  Ungültigkeit  des  Vertrages  hin- 
reichend ist,  wenn  auch  nur  einem  der  yertragschliefsenden  Teile  die  per- 
aOuliche  Fähigkeit,  den  Vertrag  einzugehen ,  mangelt.  Der  Ausspruch 
nm&te  auf  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder    einge-  j 

schränkt  werden,  da  aich  das  hier  in  Frage  kommende  Öffentlich-rechtliche 
Interesse  an  der  Anfrechterhaltung  der  in  Ansehung  der  Eheachliefsung 
bestehenden  zwingenden  Kormen  nur  auf  dieses  Gebiet  erstreckt.  Die 
Frage,  ob  die  von  den  ungarischen  Gerichten  ausgesprochene  Trennung 
der  ersten  Ehe  für  das  diesseitige  Staatsgebiet  von  Wirksamkeit  sei, 
konnte  mit  Rücksicht  auf  das  oben  Gesagte  gänzlich  unberührt  bleiben. 

Das  Berufnngsgeiicht  hat  der  Berufung  des  Ehebandvertetdigera 
keine  Folge  gegeben  nod  das  erstrichterliche  Urteil  bestätigt. 

EntacbeidungsgrOnde :  Es  ist  ein  leligiOe- ethischer  Grundsatz 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  dafs  das  Band  einer  gültigen 
Ehe  swiscbeit  katholischen  Personen  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehe- 
gatten getrennt  werden  kann  und  dafs  das  Band  der  Ehe  unauflöslich  ist, 
wenn  auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  katho- 
lischen Religion  zugethan  war  (§  111  A.  B.  G.  B.J.    Infolge  dieses  religiös- 
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ethischen  Grundsktie«  ist  ea  den  akathoÜKhen  Personen  gestattet,  bei 
Lebzeiten  des  getrennten  Eheteilea  eine  gSItige  Ehe  nar  mit  akatboliacheD 
Personen  zu  schliefsen  (Hof  dekret  vom  26.  August  1814,  J.  G.  S.  No.  1099 
und  Hof  kanileidekret  vom  4.  August  1814,  polit.  Ges.  Sunmlg.  64).  Diese« 
Ehehindemis  des  Katholisismos  ist  ein  Ehehindemis  des  Öffentlichen  Recht« 
und  hat  nicht  die  persSnIiche  Pihigkeit  der  Parteien  zu  Rechtsgeschäften 
im  Sinne  des  §  34  a.  b.  G.  B.  xur  Grundlage.  Das  die  Öffentliche  Ordnung 
normierende  inUndische  Gesetz  bindet  folglich  nicht  nur  die  Inl&ndei, 
sondern  auch  die  Ausl&nder,  inaofeme  eine  Ehe  im  Inlande  gescblosMo 
wird;  dieses  Gesetz  bindet  auch  den  Inländer  im  Auslände,  wenn  es  «ich 
um  die  Recbtswirkungen  im  Inlande  handelt.  Aus  diesem  Grunde  wird 
ftucb  den  Urteilen  auslftndischer  Gerichte  die  Vollstreckbarkeit  im  Inlande 
Terwetgert,  wenn  durch  dieselben  ein  Rechtsverhftitnis  zar  Anerkennang 
gelangen  soll,  welcbem  durch  das  inländische  Gesetz  im  Inlande  aus  Rück- 
siebten der  öffentlichen  Ordnung  die  Gültigkeit  versagt  ist  (g  81,  Z.  4  Eiek.- 
Ordg.),  Heiniich  H.  war  zm  Zeit  der  Eingebung  der  Ehe  katholischer 
Religion  und  Csterreichiscber  Staatsbürger;  tu  dieser  Zeit  war  der  erste 
Gatte  der  Adelheid  S.  geb.  P.,  Namens  Ferdinand  H.,  am  Leben.  Das 
inl&ndiscbe  Gesetz  versagt  die  Gültigkeit  der  von  dem  österreichisches 
Staatsangehörigen  Heiniicb  S.  mit  Adelheid  S.  geb.  P.  bei  Lebieiten  ituea 
ersten  Gatten  Ferdinand  M.  geschlossenen  Ehe  aus  Rücksichten  der  SfEent- 
licben  Urdnung  selbst  dann,  wenn  die  Ehe  zwischen  Ferdinand  H.  und 
Adelheid  M.  geb.  P.  rechtsgültig  dem  Bande  nach  getrennt  uTirde.  Es 
hat  daher  die  erste  Instana  mit  Recht  die  Ungültigkeit  der  Ehe  des  Hein- 
rich S.  ausgesprochen,  ohne  zn  prüfen,  ob  das  Band  der  Ehe  des  Ferdi- 
nand nnd  der  Adelheid  M.  recbtswirksam  gelöst  wurde  oder  nicht  Indem 
Heinrich  S.  Österreichischer  Staatsangehöriger  ist,  erscheint  cur  Entscheidnog 
Aber  den  Personenstand  desselben  ansBchliefslich  das  Österreicl tische  Ge- 
riebt berufen  (gg  81,  Z.  8  und  §  84  Eiek.-Ordg.,  Justizministerial- Verordnung 
vom  18.  Dezember  1897,  R.G.BI.  No.  285  und  g  5  des  ung.  Gesetzartikels 
LX  r.  J.  1881).  Hingegen  ist  das  inländische  Gericht  znr  Entscheidung, 
ob  und  welche  Rechtswirkung  die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  im  Aus- 
lande hat,  nicht  berufen.  Es  ist  daher  voltkommen  gerechtfertigt,  wenn 
die  erste  Inatanz  den  Ausspruch  über  die  Eheungültigkeit  auf  das  Gebiet 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  eingeschränkt  hat. 
Wenn  das  Inland  den  Inlftnder  nach  den  inländischen  Gesetzen  behandelt, 
so  wird  hieduTch  der  Grundsatz  des  §  83  a.  b  G.  B.,  dafs  den  Fremden 
gleiche  bürgerliche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit  den  Eingeborenen 
znkommen,  nicht  verletzt,  zumal  Adelheid  S.  geb.  P.  betreffe  der  Rechte 
nnd  Verbindlichkeiten  dem  inländischen  Gatten  gleichgestellt  wurde.  Ancb 
die  Bemliing  auf  die  Hofdekrete  vom  23.  Jänner  1794  und  vom  23.  Oktober 
1801 ,  J.  G.  S.  No.  542  ist  mit  Rucksicht  auf  Art  IV  des  Kundmachungs- 
gesetzes  zam  aligemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche  nicht  begründet. 

Der  oberste  Gericbtabof  hat  der  Revision  des  Ebebandeverteidigera 
keine  Folge  gegeben. 

Entscheidungsgrnnde:  VermOge  des  in  den  §g  62,  111  und  119 
a.  b.  G.  B.  und  in  den  die  letztbezeichnete  Gesetzesstelle  erlüntemden  Hof- 
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dekretea  vom  26.  Augiust  1814,  J.  6.  8.  No.  1099  und  vom  17.  Juli  1835, 
J.  6.  S.  No.  61  Dormierten  Sffisutlich-recliUitheD  EhehindemiaseB  des  K&tho- 
lizimiua  konnte  der  katholische  dateneichische  StaatsbGrgei  Heinrich  S. 
mit  Adelheid  P.,  welche  HDgarieche  St&atsaogehörige  war  and  von  ihrem 
ersten  Gratten  Ferdin&nd  M.  gerichtlich  getrennt  wurde,  bei  LebEciten 
die«e«  ihres  ergten  Gatten  eine  gültige  Bbe  wedei  in  Österreich  noch  im 
AuiUnde  eingehen.  Wenn  in  der  BeviBionsachrift  geltend  gemacht  wird, 
daTa  daB  Hoäekret  vom  26.  Angaat  1814  keine  Folgerung  oder  anthentiftche 
Interpretation  ans  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Geaetzbuche,  sondern  ein 
nener  Zusatz  xa  diesem  Gesetzbache  and  daher  ohne  Zusammenhang  mit 
demselben  ist,  dafa  demnach  die  Bestimmungen  dieses  Hofdekretes  als 
Aoanahmsbestimmang  eine  ausdehnende  Aoalegnng  nicht  erfahren  dQrfe, 
so  entsprechen  diese  Ausführungen  keineswegs  den  gesetzlichen  Normen. 
Denn  das  Hofdekret  vom  26.  August  1814  bildet  keine  flir  sich  bestehende 
gesetzliche  Norm,  sondern  dient  im  Zusammenhange  mit  dem  Hofdekrete 
vom  IT.  Juli  1835  zur  Erlftuterung  des  g  119  a.  b.  G.  B.,  von  denen  das 
letztere  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  eine  katholische  Person  nach  den  Be- 
griffen der  katholischen  Beligion  mit  einer  getrennten  akatholischen  Person 
bei  Lebzeiten  des  geschiedenen  Gegenteiles  keine  gültige  Ehe  eingeben 
könne.  Hit  Rücksicht  auf  die  obenerwähnte  Bestimmung  ist  die  Behaup- 
tung des  Bevisionswerbers,  dafs  das  Hofdekret  vom  26.  August  1814,  weil 
es  den  akatholischen  Ehegatten,  welche  als  Eatbolikeu  die  Ehe  geschlossen 
haben,  die  Eingebung  einer  neuen  Ehe  blofs  mit  akatholiscben  Personen 
bei  Lebzeiten  des  andern  Eheteiles  gestattet,  auf  Heinrich  S.,  weil  er 
Katholik  und  onveiheiratet  war  und  daher  nicht  zo  jenen  akatholischen 
Petsonen,  denen  das  Hofdekret  die  Ehe  mit  Katholiken  verbietet,  keine 
Anwendung  finden  kCnne,  nnrichtig  nnd  bedarf  keiner  weiteren  Wider- 
legung. Die  Anscbanong  des  Bernfungegerichtea ,  dafs  das  EhehindemiB 
dea  Katholizismus  vorliege,  ist  daher  keine  rechteirrtümliche  nnd  es  konnte 
demnach  der  auf  den  Anfechtungsgrund  dea  g  608,  Z.  4  C.  P.  O.  gestütaten 
Sevision  keine  Folge  gegeben  werden. 

Zur  Begründung  des  Qerichisstandes  des  §  99  J.K  kommt 
es  nicht  darauf  an,  ob  das  Vermögen  zur  Durchsetaung  des 
Klaganspruches  verwendbar  ist  oder  nicht. 

Eutacbeädung  des  obersten  Gerichtshofee  17.  12.  1901,   Z.  IT  029. 

Dem  A.,  Reisenden  in  Wien,  stand  gegen  den  in  Belgrad  anafiadgen 
Kaoflnann  B.  eine  Forderung  im  Betrage  von  789  k.  87  h.  xn.  Als  nun  B. 
im  September  1.  J.  behofs  Beaorgnng  von  £Snkänfen  nach  Wien  kam  nnd 
sieh  im  Hotel  „N."  einlo^rte,  belangte  ihn  A.  beim  Bezirkagerichte  Leopold- 
«adt  II  in  Wien,   geatütst  anf  §  99  J.N.,   wegen  Zahlnng  des  erwKbnten 


IHe    vom   Beklagten   B.    erhobene  Eiuweadaog    der  örtlichen    Uua- 
Mln^g^dt  worde  vom  Bezirkagerichte  verworfen. 

Infolge  Bekmnea  dea  Beklagten  Hnderte  da«  Rekoragericht  den  be- 
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zükigeiichtlichen  BeacUnlä  dahin  ab ,  daft  es  die  Klage  de*  A.  w<^en  Ört- 
licher UnzastAndigkeit  dea  angcrafenen  Oericbtea  sorfiekwiei. 

Gründe:  Dnrch  §  99  J.N.  aoUte  den  ialftndiachen  Berechtigten  gegen- 
über Schnldnem,  welche  eich  im  Analande  aufhalten,  die  Geltendmachnng 
ihrer  Aniprüche  bei  einna  hierllndigen  Gerichte  ermöglicht  werden,  falls 
aich  VennSgen  des  Schuldnera  hierlanda  befindet  WeoD  non  auch  an  dem 
fOr  diese  Bestiramang  malagebeuden  Qenchtsponkte,  dafa  der  betrefiende 
Termifgensrechtliche  Anspruch  im  Inlande  rollBtreekbar  Mi,  insofein  nicht 
festgehalten  warde,  als  weder  das  Vorbandeneein  ^nes  bot  Be&iedignng  des 
klagendeu  Glftulngers  genügenden  hierlftndigen  YeimOgens  gefordert,  noch 
die  Vollstreck  barkeit  anf  das  hierlAndige  YermQgea  beschcSnkt  wird,  so  nnila 
doch  dem  Gmudgeduiken  dieser  Bestimmiing  bei  deren  Anwendung  inaofsm 
Hechnnog  getragen  werden,  alt  das  im  Inlande  befindliche,  auch  noch  so 
Seringfügige  VermögeusstSck  seinem  naturgemäTsen  Zwecke  nach  sich  als 
ein  Vermögensbestand  teil  des  m  Belangenden  darstellt,  was  beispielsweise 
von  den  nnentbehrlichen  Kleidungsstücken  am  Leibe  des  Schnldners  nicht 
behauptet  werden  kann.  Insbesondere  aber  mula  angesichts  des  in  g  67 
J.N.  normierten  Geriehtsetandes  des  Anfenthaltsortes,  welcher  im  GegensatEe 
■n  dem  Oericbtastande  des  Vermegens  dadurch  bedingt  ist,  dafd  der  zn  Be- 
langende auch  anfBerbalb  des  Geltungsgebietes  der  J.N.  keduen  Wohnsitz 
habe,  daran  festgehalten  werden,  dafa  das  im  g  99  J.N.  Tormusgesetate  in- 
Iftndische  Vermögen  nicht  etwa  das  durch  den  gieicbiutigeu  Aufenthalt  des 
sn  Belangenden  uaturgemkTs  bedingte,  bei  einer  Beise  unentbehrliche  Gepäck 
a&a  dfirfe,  da  sonst  trotz  Wohnsitzes  im  Auslande  der  Aufenthalt  im  Inlande, 
wenn  ancb  nicht  nach  §  67  J.  N.,  so  doch  nach  §  99  J.N.  regelmälsig  änen 
inUndischen  Gerichtsstand  begründen  würde.  BezUglich  des  allein  maFsgeb- 
Liohen  Tagea  der  Klageanbringung  hegt  aber  mne  weitergehende  Bdiauptung 
des  Klftgers  nicht  ^mal  vor. 

Dem  BeTisionsrekurse  des  Klägers  gab  der  Oberste  Gerichtshof 
Folge  und  stellte  unter  Ablndemng  des  rekursgerichtlichen  Beschlusses  jenen 
des  Berarksgerichtes  wieder  her. 

Gründe:  Nach  §  99  J.N.  knnn  gegen  Personen,  welche  im  Inlojtde 
keinen  Wohnsitz  haben,  w^en  vermögensrechtlicher  Ansprüche  bm  jedem 
Gerichte  innerhalb  des  Geltungsgebietes  der  J.N.  Klage  angebracht  werden, 
in  dessen  Sprengel  sich  Vermögen  dieser  Personen  befindet.  Aufser  Streit 
steht  im  vorliegenden  Falle,  daTs  Beklagter  seinen  Wohnsitz  im  Anslande 
hat.  Die  Einrede  der  örtlichen  Unzust&ndigkdt  des  angerufenen  Gerichtes 
wurde  sdtens  des  Beklagten  nur  darauf  gegründet,  wml  VermCgen  des  Be- 
klagten, auch  wenn  derselbe  Geld  nnd  Ko^,  deren  Besitc  jedoch  bestiittm 
wurde,  gebabt  haben  sollte,  noch  nicht  den  Gerichtsstand  des  g  99  J.N.  be- 
grtlnden  wttrde.  Diese  Einrede  ist  jedoch  nicht  stiehhaltig;  denn  gani  ab- 
gesehen davon,  dab  in  der  Klage  behauptet  wird,  da&  Beklagter  bedwitende 
Geldmittel  bebn&  Vornahme  von  ü^k&ufen  bei  nch  habe,  hat  der  Zeuge  E. 
bestätigt,  dafs  Beklagter  am  1.  September  1.  J.,  den  Tag  vor  Anbringung 
der  Klage,  unter  Mitbringunj;  einee  Beisekoffers  anlangte  nnd  am  10.  Sep- 
tember, nachdem  ihm  veischiedene  Pakete  sageschickt  worden  waren  und 
er  Bone  Hotelrechnung  beglichen  hatte,  abreiste.    Nachdem  es  nun  bei  dem 
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vmn  Geaetigeber  gewählten,  gani  allgememen  Atudraeke  „Tmnfigen"  snr 
Begrandnug  des  G<nichtMtuidei  dM  g  99  J.N.  nicht  auf  die  Beacbaffenhrit 
des  Vermflgena,  insbesondere  nicht  danuif  ankommt,  ob  dasselbe  der  Zwangs- 
rolistreckang  nnterwoTfen,  überhaupt  lui  Dorohsetning  des  Klagewiapniohes 
verwendbar  sd  oder  nicht,  «o  eiachiÄnt  das  Bezirksgericht  Leopoldatadt  II, 
in  desaen  Sprengel  Beklagter  nch  am  Tage  der  Klageanbringong  aufhielt, 
snr  Entecheidiing  dieser  Btreitaacbe  gemäfs  §|  29  und  99  J.N.  auatindig. 
Ea  war  sonach  dem  Beviüonsreknne  Folge  xa  geben  und  in  AliAnderang 
des  reknisgerichttichen  Beschlnases  der  des  Beairksgerichtee  wieder  heran- 
atellcn. 


RuMand. 

Te^tamentserrichtung  eines  Aussen  in  Ägypten. 

Bnsaiaches  Konsulargericht  {commitsion  judiciairt)  zu  Konstantinopel 
20.  7.  1698  (J.  XXVm  176). 

Ein  rassischer  Untertban,  Boghos  Garabedian,  hatte  in  Kairo  ein  Testa- 
ment errichtet,  nnd  swar  indem  er  die  privatschriFtlicb  von  ihm  augefertigten 
Urknndea  in  extenso  m  das  Teatamentabuch  des  Konsulates  zu  Kuro  an- 
tragen liefs,  nater  Beobachtung  der  in  dem  rnssiscben  RonsDlarreglement 
(Bd.  XI ,  2  Art  12  g  4  des  Sswod]  vorgeschriebenen  Modalitäten. 

Das  Konsulargericht  wies  die  auf  Aufechtong  des  Testaments  gerichtete 
Klage  ab  mit  dem  Hinweis  darauf,  dafe  das  Testament  gemäfs  Art  1077  des 
nusiscben  QTilgesetsbuches  (Bd.  X,  I  des  Ssirodj  oud  Art  78  des  ägyptischen 
CivilgeeeUbnches  gültig  sei. 

Anm.    ' 
ä  retm-fujer" ,  .. 

Der  Art  1077  cit.  lautet  —  nach  amtlicher  msaiaeheT  Übersetznng  — : 
„Un  8*ytt  TVise  §e  trovvant  h  Velranger,  feut  faire  »on  testament  gotu  teing 
privä  dimi  ka  formeg  admiget  ptur  la  loi  du  payt  oü  cet  acte  e»t  dr«ss^,  »auf 
prfyetüation  de  l'aete  ä  une  Legation  oh  ttn  Consutat  rusge  iuivant  ies  prt- 
gcription»  du  JUglemenl  Consitlaire.'  —  Der  Art  78  cit  beetinimt:  „La 
capacit^  de  tester  et  la  forme  du  tettament  gortt  rigti»  d'apria  la  loi  de  la 
wUionalM  du  leetaUur. 

IMe  Beklagten  hatten  eingewendet,  wegen  Art  78  des  i^ptischen  C.G.B. 
sei  der  ruMische  Art.  1077  unanwendbar,  nnd  ein  Urteil  des  Konaalargerichtea 
zu  KonstauÜDupel  vom  29.  Febr.  Iä96,  J.  XXVIU  174  scheint  dies  auch  in 
einem  ähnlichen  Fall  angenommen  zu  haben.  Danach  wären  nicht  nur  in 
den  Kapitnlationsl andern,  sondern  Überall,  wo  das  Princip  des  Hdmatrechtea 

für  die  Testamentserrichtung    gilt,  die  " "  '  "■'"     "     '  "' '        ■"-  '- 

mentsformen  dea  rnsdschen  Hechtes  { 
KnsMsche  Rechtakunde,  Läpzig  1889,  S 
Paris  1890,  I  22)  beschränkt 

Die  Note  bei  CItmd  weist  mit  Eecht  duanf  hin,  dafs  die  EVage  metho- 
disch richtig  so  XU  behandeln  ist,  dafs  es  rieh  lediglich  um  eine  Interpretation 
dea  Art  1077  handelt  Das  Igyptische  Recht  bestimmt  keine  besonderen 
Tcstamentaformen  fUr  Ausländer.    Damm  war  das  russische  Gericht  anch 


rwonRen,  von  der  Fnge  vöUis  »bnuehen,  ob  „I««  formts  admitet  par  la 
du  jioys"  beobachtet  seien.  Ee  Ut  Übet  dieMo  Pookt  hmwefcgespniiuen. 
Ee  hftt  aber  offenbar  gemeint,  dafe  in  Ennangelong  beeonderer  lokaler  Voi- 
■cfariften  die  konsnlariKhe  InBinuation  der  Testamente  genagt  Dieae  Intet- 
ptetaMoB  de*  Art.  1077  ist  gewifa  ainngemäls.  Nitmeyer. 

Erhreckt.    Deutsch-russische  Erbrechtskonvention  von  1874. 

KanaÜODsbof  21.  4.  1900  (J.  XXVni  607). 

Da«  Urteil  entb&lt  die  Anwendung  des  Art.  10  der  in  der  Übenchrift 
bezeicbneten  Koaveutiou.  Das  nuaiaehe  Gericht  erkUrt  sich  awor  im  Prindp 
fflr  onsost&ndig  hineichtUch  der  Ansprache,  welche  sich  aaf  den  in  RnbUnd 
befindlichen  Mobil iarnachlafs  eines  Dentacheu  beziehen,  nimmt  aber  die  Be- 
fngnis  in  Ansprach,  in  erster  Linie  Ober  alle  Ansprüche,  welche  nusiBcbe 
Untertbanen  in  Bezng  anf  den  Nachlafs  erheben,  nach  msKschem  Recht  n 
nrteilen.  Wenn  die  hiemach  begrOndeten  Ansprüche  der  BoBBen  den  Nacb- 
lals  erschöpfen,  so  existiere,  führt  da«  Urteil  ans,  kein  NachlafH,  wdcher  dei 
deatacben  Konenlalsbehlirde  anszabändigen  sei. 

Aqio.  Vgl.  über  die  innere  Beziehong  der  msrisch- deniseben  Hinter- 
laaaenschaftskonvention  zu  Art.  25  des  E.O.  zum  deutschen  B.G.B.: 
JiUmeyer,  Das  internationale  Priratrecht  des  B.G.ß.,  Berlin  1901,  S.  192. 

Ausländische  juristische  Personen.     Die  Anerkennung   ihrer 
Bechtsfähiglceit  in  Sufsland  setgt  besonderes  Privileg  voraus. 
Bezirksgericht  Odessa  [Prawo  21.  1.  1901,  J.  XXVin  605). 

AuBlSndische  juristische  Pei'sonen  sind  als  solche  in  Eubland  nnr  ao- 
zaeikennen  TermOge  eines  auf  Gesetz,  Specialaatorisation  oder  StaatSTcrtiag 
gegründeten  Privilegs.  —  Ein  in  Rnfsland  Terstorbener  Erblasser  hatte  dem 
Orden  der  bannhangen  ächweatero  in  Krakan  eine  letztwillige  Zuwendung 
gemacht.  Diece  wurde  auf  Grand  jenes  Gesichtspunktes  f&r  ungQltig  erkUit. 


Anm.    IHe   Eutschmdnng    entspricht   einer    konstanten    Präzis.     T^ 
'ergemainU,  De  la  condiUon  du  »oaetig  itra  ^      .     ^    .    —      .  > 

SflÖ,  und  J.  XXVm  607. 


«nnte,  Pe  fa  Kondition  de»  »oaetig  itrangirts  m  SvtM,  Pari»  (LanSt) 


Spanien. 

Erbrecht.  BUckverweisung.  Werm  das  Beimatrecht  des  aus- 
ländischen Erblassers  auf  das  spanische  Meeht  als  lex  d<miieäii 
aurückvertoeist,  ist  dieses  mafsgebend. 

Urteil  des  Oerichtee  enter  Instanz  zu  Barcelona  3.  8.  1900  (Bmuta  jvridica 
dt  Caiatuna,  TAiix  1901,  J.  XXVUl  905  ff.). 
Em  Engländer  starb  1899  in  Barcelona,   nacbdem   er  dort  58  Jahre 
Domizil  gehabt  und  eine  gewerbliche  Niederla»ung  begiUndet  hatte.    Die 
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Amge,  ob  fOr  atiaa  Beerbnng  q)atiiaehes  oder  engliscbeB  Becht  nulggebeiid 
mI,  wurde  von  dem  Gericht  dahin  beantwortet,  dab  für  den  Hobiliarnachlab 
geudUs  Art.  10  des  BpaniBchen  Ci*i1f;eaetzbachB  an  nnd  fSr  sich  das  euglüche 
Beeht  als  Beimatareeht  marsgebend  atä,  dab  aber,  da  letztere«  fQr  den 
Hobiliaroachlab  kx  domicilii  dea  Erblasse»  ab  mafsgebend  erklKre,  dieser 
Rflckverweisiing  entaprecbend  apaniache«  Recht  anzaweaden  sei.  —  Das 
Urträl  b^rfindet  diese  Entscheidung  damit,  daTs  in  Ermangelung  besonderer 
Vonchrift«!!  gemlUs  Art.  6  des  spanischen  Cirilgesetzbaches  die  allgemeinen 
RechtagraadAtie  mafsgebend  seien  and  dafa  die  Befragang  des  Profeasore 
des  intematioDalen  Rechtes  an  der  UniTersitfit  xa  Barcelona,  D.  Juan  dt 
Diot  Trias,  als  Eweifelloe  ergeben  habe,  dals  bianiacb  der  RQekverweisang 
des  englischen  Rechtes  stattingeben  seL  —  In  seinem  Gutachten  hatte  B.  Juan 
de  DiöK  Tfia»  sich  berufen  auf  die  franzOeiscbe  Jadikator  (Uteetee  Urtedl 
Clumet  1883  S.  64,  jOngstea  Urteil  Cluntt  1900  S.  368),  die  Bechtspreehnng 
Belgiens  {Sirey  1882,  4, 17;  CiwnA  1887  S.  748)  and  Cauadas  (Clund  18»9 
ä.  408],  sowie  aaf  Art.  27  des  dentschen  B.O.B. 

Anm.    Arl  10  des  spanischen  Cödigo  civil  laotet: 

,^8  bienes  mutbU*  atdn  tvjeUt»  d  la  ley  de  la  naciön  del  propietario ; 
Im  bients  inmueblei  d  la»  leget  del  paie  en  que  aitdn  gitot. 

Sin  enAargo,  las  sucesiones  legüimas  y  las  taiamentariaB ,  aai  rt»^eeto 
ai  Orden  de  awcMer  «Mio  d  la  cvantia  de  loe  dtrechos  gucesorioa  yäla  validee 
intrfiueca  de  im  ditposicionei,  se  regvlardn  por  la  ley  nacional  de  la  persona 
dt  ciwa  meetiün  le  Wate,  cwäesguiera  gue  sean  la  naturaleza  de  los  bkne»  y 
d  pau  en  gve  se  encuenlrtn" . 

Art.  6  Abs.  2c  des  Cödigo  dvil  lautet: 

„Cuando  no  haya  ley  eteactamente  apUoMe  al  ptutto  controvertido,  se 
oflieaTd  la  cottwttbre  del  lugar,  y,«nau  defecto,  los  principios  generale» 
del  dereeho." 

Als  nenere  franiSsische  Urtdle  hätte  das  Gntachten  noch  anführen 
Unnen  die  bei  Clunet  XXI  562,  XXIII  246  angefahrten,  nnd  aus  der  belgi- 
aeben  Jndikatai  das  JjTttai  bei  Clunet  XXIII  8.  655  (aas  dem  Jahre  189S). 
Dagegen  wHre  als  Beleg  für  die  Nichtbefolgnng  der  RückTerweisnnK  das 
Urteir  dea  Tribunal  eint  de  la  Seine  vom  IQ.  Februar  1893  (J.  XX  MO,  s. 
■nch  J.  XXIII  S48)  anzaitibren  gewesen.  Niemeyer. 


Vermischte  MitteUnngen. 

L  Die  „Cautlo  Judicatum  BOlvi"  in  der  Schweiz'). 

W&hrend  in  der  Schweiz  infolge  dea  Art.  11  des  Haager 
AbkommenB  Ober  das  internationale  Privatrecht  14.  II.  1896 
(s.  ZeitBchr.  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  IX  422)  Ausländer, 

1)  Die  Bnaelheitan  der  folgenden  Hittölmigen  rerdankt  die  Redaktion 
der  Oftte  des  Herrn  Prof.  Marcviien  in  Bern. 

Ztitwhriri  (.  intani.  Pnvkt-  n.  Offaotl.  Oaeht.  XII.  10 
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welche  einem  VertragEtstaat  angehören ,  vor  schveizerieehen  Ge- 
richten von  der  cautio  judicattan  solvt  befreit  sind,  und  zvar 
natürlich  auch  dann,  wenn  sie  in  einem  anderen  Kanton  ah 
denjenigen  des  Qerichtssitzes  wohnen,  müBsen  Schweizer  vor 
den  Gerichten  der  meisten  Kantone,  wenn  sie  in  einem  anderen 
Kanton  wohnen,  die  Kantion  stellen. 

Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  in  seinem  Geschäfts- 
bericht  vom  1.  MSrz  1901  an  die  Bundesversammlung  sich  darQber 
folgendennafsen  aoBgesproeben: 

„Die  am  25.  Mai  1899  in  Kraft  getretene  Internationale 
Übereinkunft  betreffend  Civilprozefsrecht  hat,  in 
Verbindung  mit  der  Thatsache,  dafs  die  meisten  Eautone  noch 
an  der  auf  dem  sogenannten  Domizilprincip  beruhenden  Prozefs- 
kaution  festhalten ,  hinsichtlich  der  Kautionspflicht  eine  Bevor- 
zugung der  Ausländer  vor  den  SchweizerbOrgem  herbeigeführt, 
die  als  fast  uuleidlicb  zu  bezeicbnen  ist.  Folgender  Fall  war 
geeignet,  das  Verhältnis  ins  Liebt  zu  stellen:  ein  im  Kanton 
Solotbum  wohnhafter  Italiener  erhob  in  Aarau  gegen  einen 
dortigen  Einwohner  Civilklage.  Das  gem&fs  dem  kantonalen 
Prozefsgesetz  gestellte  Begehren  des  Beklagten,  dafs  der  Kl&ger 
eine  Prozefskantion  zu  stellen  habe,  wurde  vom  Aargauer  Ge- 
richte unter  Berufung  auf  Art.  11  der  internationalen  Über- 
einkunft abgewiesen,  ebenso  ein  dagegen  erhobener  staatsrecht- 
licher Rekurs  vom  Bundesgerichte,  während  das  Begehren  nicht 
h&tte  abgewiesen  werden  kOnnen ,  der  Kläger  also  zur  Kosteo- 
versicherung  angehalten  worden  sein  wQrde,  wenn  er  Schweizer- 
bOrger  gewesen  wäre.  Die  Entscheidung  des  Gerichts  konnte 
in  der  That  nicht  anders  getroffen  werden ;  sie  entspricht  durch- 
aus der  Bestimmung  in  der  Übereinkunft,  welche  jede  Prozeß- 
kaution wegen  der  Ausl&ndereigenschaft  des  Klägers  und  wegen 
seines  Wohnsitzes  aul^erbalb  des  Frozefsstaates  beseitigt.  Dars 
die  Schweiz  zur  Zeit  noch  in  kantonale  Prozefsgebiete  zerföllt, 
die  sich  in  dieser  Beziehung  wie  Inland  und  Ausland  gegentlber- 
stehen,  ist  den  anderen  Staaten  sehr  wohl  bekannt,  and  es  haben 
darum  auch  die  Vertreter  derselben  an  den  Konferenzen  in 
Haag,  an  denen  die  internationale  Übereinkunft  beraten  wurde, 
ganz  entschieden  erklärt,  dafs  man  sich  in  diesem  Punkt  der 
Schweiz  gegenüber  mit  einer  Zusicherung  der  Gleichbehandlung 
der  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  und  der  Schweizerbfirger 
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Dicht  zufrieden  geben  fcOnne.  Man  wollte  die  BefreiuDg  von  der 
Prozefskautionspflicht  im  ganzen  Gebiete  der  Vertragsstaaten 
berbeifDhren,  Vor  diesem  Grundsätze  mufi  auch  die  Eautions- 
auflage  von  Kanton  zu  Kanton  weichen,  aber  eben  nor,  soweit 
es  Ausländer  betrifft.  Diesem  Zustande  wird  nur  durch  die  Anf- 
stellong  einer  bundesgesetzliehen  Norm  ein  Ende  gemacht  werden 
kOnnen.  Denn  davon,  darä  die  Schweiz  etwa  von  der  Über« 
einkunft  znrDcktrete  (was  erstmals  auf  das  Jahr  1904  geschehen 
könnte),  wird  keine  Rede  Bein;  ein  solcher  Rücktritt  wQrde 
einen  wirklichen  Rückschritt  bedeuten,  da  er  die  SchweizerbQrger 
mancher  mit  der  Übereinkunft  unleugbar  yerbnndener  Vorteile 
berauben  würde.  Ebensowenig  würde  es  sich  empfehlen ,  die 
Lfisong  auf  dem  unistAndlichen  und  hinsichtlich  des  Resultates 
unsichem  Wege  des  Konkordates  anstreben  zu  wollen.  Einer 
Erörterung  der  Frage,  ob  der  Bund  zum  Erlasse  eines  Gesetzes 
befugt  sei,  glauben  wir  uns  dermalen  enthalten  zu  können;  wir 
setzen  voraus,  dafs,  wo  lediglich  dafür  gesorgt  werden  soll, 
d&rs  die  Schweizer  in  der  Schweiz  nicht  schlechter  gestellt  seien 
als  die  Ausl&nder,  die  Kompetenz  des  Bundes  von  keiner  Seite 
werde  bestritten  werden." 

Zufolge  der  Anregung  der  Kantone  Zürich  und  St.  Gallen 
ist  am  10.  Dez.  1901  in  Bern  eine  Konferenz  von  kantonalen 
Delegierten  zusammengetreten,  welche  zu  folgeudem,  von  dem 
^dgenössisehen  Justizdepartemeot  demnächst  den  Kantonal- 
regiemngen  voi^elegten  Entwurf  eines  ,  Konkordates*  ge- 
führt hat: 

Art  1 .  Der  Schweizerbürger,  der  sie  Partei  oder  Intervenient  im  Ciril- 
proMise  in  einem  der  dem  KonkmrdBt  beigetretenen  Kantone  tot  Bericht 
aaftritt,  kann,  wenn  er  in  einem  andern  der  dem  Konkordat  beigetretenen 
Kantone  seinen  Wotinsits  hat,  deswegen,  weil  er  in  dem  Kanton,  in 
welcbem  der  ProcelB  geführt  wird,  keinen  WohusitE  bat,  zu  keinerlei 
KoitenTeraichenmg  angehalten  werden ;  ebenso  darf  das  Verlangen,  einen 
Ar  die  Proserskosten  haftenden  Vertreter  za  stellen,  aas  dieaem  Grunde 
nicht  g^en  eine  solche  ProiaTepartei  oder  unen  solchen  Intervenienten 
gestellt  werden. 

Art  2.  Diese  Vorschriften  finden  ebenfalls  Anwendung  auf  Hchweizer- 
bürger,  welche  in  einem  aaew&rUgen  Staate  wohnen,  der  der  internatio- 
nalen Übereinknaft  betreffend  Civilprozefsrecht  vom  14.  November  1896 
bögetreten  ist,  und  welche  in  einem  der  dem  Konkordat  beigetretenen 
Kantone  in  einer  der  in  Artikel  1  beieichneten  Eigeuicbaft  vor  Gericht 
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Die  meisten  Kantone  haben  grundsätzlich  ihre  Zustimmung 
zu  dem  EonkordatBentwnrf  ausgesprochen,  andere  haben  erkl&rt, 
dalä  sie  den  Weg  der  Kantonalgeeetzgebung  vorzögen.  Solothoin 
und  TeSBin  haben  letzteren  Weg  bereits  beachritten. 

Dem  Vernehmen  nach  hat  zum  Text  des  Konkordates 
bisher  (17.  M&rz  1902)  nur  der  Kanton  Neuenbürg  seine  Zu- 
stimmung erklärt. 

2.  Anerkenniingr  anslflndlsoheT  Aktieng-esellBOhaften  In 
RuAland. 

Nach  einer  Mitteilung  in  dem  Annumre  de  Idgialaiim 
ärangire  (Paris,  CotiUo»)  29.  Jahrgang,  1900,  S.  573,  velche  auf 
^BuUetin  russe  de  statistique  1899  S.  218"  Bezug  simmt,  haben 
in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1896  bis  1.  August  1899  mehr  als 
100  im  Ausland  zum  Zweck  des  Giesch&ftBbetriebes  in  Bufslatid 
gegrQndete  AktieDgesellschaften  die  Autorisation  der  russischen 
Begierung  erhalten,  während  in  der  Zeit  von  1889  bis  1895  nur 
41  ausländisches  Gesellschaften  die  Zulassung  erteilt  war.  — 
In  dem  russischen  Reichsgesetzblalt  werden  die  Statuten  dieser 
Gesellschaften  in  extenso  veröffentlicht. 

3.  ElntFapuiig:  deutscher  Urteile  in  Bheeachen  In  die 
Osterrelohlsolien  HelratBregister. 

Das  Badiscbe  Justizministerium  hat  (s.  „Badische 
Rechtspraxis"  1901  S.  20)  am  23.  Apiil  1901  folgende  Bekannt- 
machung erlassen: 

„Nach  einer  Mitteilung  des  Auswärtigen  Amtes  haben  die 
vor  einiger  Zeit  eingeleiteten  Verhandlungen  mit  der  Öster- 
reichischen Begierung  über  die  Frage,  ob  die  in  Ehesachen  von 
deutschen  (Jerichten  gefällten  Urteile  in  die  österreichischen 
Heiratsregister  ohne  vorherigen  Erlafs  eines  Vollstreckungsurteils 
des  zuständigen  öBterreichischen  Gierichts  eingetragen  werden 
können,  nicht  zum  Ziele  geführt,  weil  die  österreichische  Re- 
gierung in  die  in  ihre  Heiratsregister  einzutragenden  Vermerke 
einen  Zusatz  des  Inhalts  aufnehmen  wollte,  dafs  die  Entscheidung 
eines  österreichischen  Gerichts  Ober  die  Rechtswirksamkeit  des 
deutschen  Urteils  nicht  ergangen  sei.  Ein  solcher  Zusatz  er- 
schien geeignet,  in  Österreich  Zweifel  an  der  Wirksamkeit  der 
deutschen  Urteile  hervorzurufen  und  dadurch  den  Zweck  der 
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Eintragung  in  Frage  zu  Btellen,  so  dafs,  da  in  Deutschland 
die  entsprechenden  Eintragungen  ohne  einen  Zusatz  dieser  Art 
erfolgen,  das  Erfordernis  der  Gegenseitigkeit  nicht  als  erfflUt 
angesehen  werden  kann.  Die  österreichische  Regierung  hat 
darauf  die  in  Betracht  kommenden  Verwaltungsbehörden  von 
dem  Ergebnis  der  Verhandlungen  in  Kenntnis  gesetzt  und  sie 
angewiesen,  die  Eintragung  eines  deutschen  Urteils  in  ein  öster- 
reichisches  Heiratsregister  nur  auf  Grund  eines  österreichischen 
Votlstreckungsurteiles  herbeizufQhren.  Mit  KQcksicht  hierauf 
sind  die  badischen  Staatsanwaltschaften  angewiesen,  vorl&u&g 
von  allen  Mafsnahmen  des  in  §  55  Abs.  1  des  Pers.St.G.  be- 
zeichneten Inhalts  (zu  vergleichen  §  25  Abs.  1  der  AusfQhrungs- 
Torschriften  des  Bundesrats,  §  280  Abs.  1  u.  2  der  Dienst- 
weisung ffir  die  Standesbeamten)  hinsichtlich  der  in  Öster< 
reich  gescbloBserten  Ehen  abzusehen,  ebenso  wie  dies  bezOglich 
der  Id  Italien,  Grol^britannien  und  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  geschlossenen  Ehe  durch  §  280  Abs.  3  der 
DlenstweisuDg  fttr  die  Standesbeamten  angeordnet  ist.  Das 
Gleiche  gilt  auch  fOr  die  in  §  25  Abs.  2  der  AusfQhrungs- 
vorschriften  des  Bundesrats  zum  Pers,St.G.  und  in  §  280  Abs.  1 
u.  4  der  Dienstweisung  für  die  Standesbeamten  vorgeschriebene 
Übersendung  eines  Auszugs  aus  dem  Heiratsregister  im  Falle 
des  §  1348  Abs.  2  B.G.B." 

4.  Beurkundung:  der  Anerkennung:  unehelicher  Kinder 
durch  Italienische  Konsuln. 
Am  21.  Nov.  1902  hat  das  Badische  Justizministerium 
(s.  „Badische  Reehtspraxis  1902  S.  37")  bekannt  gemacht: 

„Der  italienische  Generalkonsul  in  M.  war  zu  der  von  ihm 
voi^nommenen  Beurkundung  der  Anerkennung  eines  vorehelichen 
Kindes,  welches  die  italienischen  Staatsangehörigen  Pietro  B. 
und  Marie  B.  anläl'slich  der  vor  ihm  erfolgten  Eheschliefsung 
erklärt  hatten,  zuständig.  Nach  Art.  10  des  deutsch-italienischen 
Konsularvertrages  hängt  die  GQltigkeit  dieses  Rechtsaktes  ledig- 
lich von  der  Frage  ab,  ob  dem  genannten  Generalkonsul  nach 
italienischem  Becht  die  entsprechende  Ermächtigung  erteilt  ist. 
Dies  ist  aber  nach  der  von  der  italienischen  Regierung  erteilten 
amtlichen  Auskunft  der  Fall,  da  die  italienischen  Konsuln  nach 
Art.    29    des    italienischen    Konsulatsgesetzes    gegenüber   den 
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italienischen  Staatsangebörigen  und  nach  den  iUlieniscbea  Ge- 
setzen als  Standeebeamte  fungieren,  und  den  italiemscheo 
Standesbeamten  durch  Art  100  der  königl.  V.  vom  15.  Nov. 
1865  ausdrficklich  die  Befugnis  beigelegt  ist,  die  Erbl&rungen 
von  Ehegatten  entgegenzunehmen,  die  bei  der  EheschlieMng  ihre 
vorehelichen  Kinder  anerkennen  wollen." 

6.  BheBOhlielbung'  in  Ohio. 

Das  Kalserl.  deutsche  Konsulat  Cincinnati  teilt  laut  „  Badieche 
Recbtepraxis  1902'  (unter  1901  No.  3318)  mit: 

,In  Ohio  hftnaen  Knaben  von  18  und  Mftdchen  von  16  Jahren 
heiraten,  wenn  sie  noch  unverheiratet  und  mit  dem  anderes 
Teile  nicht  n&faer  verwandt  sind  als  Vettern  und  Basen  zweiten 
Grades.  M&nner  unter  21  und  Mädchen  unter  18  Jahren  be- 
dürfen aber  der  Einwilligung  des  Vaters  bezw.  der  Mutter  bezw. 
des  Vormunds.  Der  Mangel  dieser  Einwilligung  macht  die 
Ehe  weder  nngfiltig,  noch  anfechtbar.  Ehen,  welche  Knaben 
unter  18  und  Mftdchen  unter  16  Jahren  geschlossen  haben,  sind 
ungültig,  werden  aber  gtUtig,  wenn  die  Knaben  oder  Mftdchen, 
nachdem  sie  das  erw&hnte  Alter  erreicht  haben,  mit  dem  anderen 
Teile  den  Beischlaf  vollziehen.  Ehen,  welche  Geüteekranke  ein- 
gehen, sind  nichtig.  Friedensrichter,  BOrgermeister  und  Greist- 
liche  kOnnen  Trauungen  vornehmen,  die  Geistlichen  jedoch  nur, 
wenn  sie  von  dem  zust&ndigen  Nachlafsrichter')  zur  Vornahme 
von  Trauungen  ermächtigt  worden  sind.  Ehe  diese  Personen 
Trauungen  vornehmen  dürfen,  mui^  entweder  ein  zweimaliges 
Aufgebot  in  einer  Kirche  der  Grafschaft;,  in  welcher  die  Braut 
wohnt,  vorangegangen  sein,  oder  der  zuständige  NachlaIMchter 
mufs  seine  Erlaubnis  gegeben  haben.  Letztere  mufs  stets  ge- 
geben werden,  wenn  kein  gesetzlicher  Hindemngsgrund  vor- 
handen ist.  Der  die  Trauung  vollziehende  Beamte  oder  Geistliche 
mufs  dem  Nachlafsrichter  von  jeder  vollzogenen  Trauung  Mit- 
teilung machen,  damit  die  Heiratsregister  vervollständigt  werden 
kOnnen.    Eine  in  Torsehriftsmäfsiger  Form   abgeschlossene  Ehe 


1)  „Probate  judge'.  —  Die  HftteriftUea  bd  ^nuon,  American  tIaMe 
tau  (Boiton,  Ckark»  C.  SotOe,  1866)  S.  6ft4  ff.  ttber  du  vnerikmniflche  Eh» 
Khlie(iDngR«cfat  irenl«ti  durch  die  obigen  Hitt^niigai  mm  T«U  agiDSt 

BedaUion. 


gilt  Bolang  als  goltig,  als  der  Nachweis  ihrer  UngQltigkeit  Dicht 
«rttraeht  ist* 

e.  JLex  loci  actus  tOr  die  BheBchilefbunsr  In  den  Ver- 
einigten Staaten  Ton  Amerika  mar^grebiloh. 
In  der  Sarvorä  Law  Beview  Bd.  XT  (1902)  S.  383—94 
stellt  J.  S.  Beale  fest,  dalä  der  alte  Gnmd&atz  des  common 
law:  ,the  vaiidity  of  a  marriage  äepmäs  vpm  the  questio»  whether 
U  was  valid  where  ü  was  contracted;  if  välid  there,  ü  is  vaUd 
«Mrywhere",  d.  h.  die  durchgehende  Marsgeblichkeit  der  lex  loci 
actus  fQr  die  EheEchliefsung,  sowohl  waa  die  Form  alB  was  die 
materielleD  Erfordeniisae ,  insbesondere  auch  die  persönlichen 
Eigenschaften  der  Nuptnrienten  betrifft,  nach  wie  vor  das 
geltende  Recht  der  Vereinigten  Staaten  ist  und  dal^  hier  die 
in  England  neuerdings  stattfindende  Anwendung  der  Ux  domi- 
cüii  fQr  die  eeqaaeity  der  EheachliefseDden  der  amerikanischen 
Praxis  fremd  sei.  Der  Verfasser  verteidigt  auch  de  lege  ferenda 
lebhaft  den  amerikanischen  Grundsatz.  — 

7.  AusBohÜersung:  der  Auslftnder,  Insbesondere  auch 
der  Deutschen,  vom  Orunderwerb  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

Es  ist  nicht  allgemein  bekannt,  dafs  in  einer  Reihe  von 
Gliedstaaten  der  Union  Auslander  vom  Erwerbe  inländischer 
Immobilien  ausgeschlossen  oder  darin  beschränkt  sind.  Ersteres 
gilt  von  Illinois  und  Nebraska,  letzteres  von  California.  Dela- 
ware, New-Hampshire,  Indiana,  Connecticut,  Pennsylvania,  Ken- 
tucky, New-York,  Wisconsin,  Iowa,  Minnesota,  Texas  und  den 
sog.  Distrikten.  Vgl.  Vocke,  Handbuch  der  Rechtspflege  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  EOln  (Bachem)  o.  J.,  S.  157  ff., 
-BcAm,  Handb.  d.  intemat.  Naehlal^behandlung,  2.  Aufl.,  Augs- 
burg 1895,  S.  510 ff.  —  Im  Staate  Illinois  ist  die  unbedingte 
Geltung  jener  Vorschriften  insbesondere  Deutschen  gegenüber 
dnrch  ein  Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  vom  November 
1696  auBgesprochen  worden.  S.  J.  XXVIII  391,  National  rqporter 
3.  Dez.  1896. 
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8.  Bestrebungren  zur  Herstellunff  eines  einheitlichen 
BhesoheldungBreohteB  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika. 

Die  „Conference  of  Commissioners  from  the  various  Staits 
for  Promoting  Uniformittf  of  Legislation  m  the  United  Slatea' 
hat  zu  Denver  im  August  IdOl  beschlossen,  den  einzelnen  Glied- 
staaten die  folgenden  beiden  Gesetzentwttrfe  zur  Annahme  zu 


a)  Ad  Act  to  Establish  a  Law  Uniform  with  the 
LawB  of  Other  States  Relative  to  Migratory  Divorces. 

Section  1.  No  divorce  shall  be  granted  for  any  cause  ari- 
slog  prior  to  the  residence  of  the  complainant  or  defendant  in 
this  State  wbich  was  not  a  ground  for  divorce  in  the  State 
where  the  cause  arose. 

See.  2.  The  word  „divorce"  in  this  act  shall  be  deemed  t» 
mean  divorce  from  the  bond  of  marriage. 

See.  3.  All  acts  and  parts  of  acts  inconsistent  herewith 
are  hereby  repealed. 

b)  An  Act  to  Establish  a  Law  Uniform  witb  the 
Laws  of  Other  States  Relative  to  Divorce  Proce- 
dure  and  Divorce  from  the  Bonds  of  Marriage. 

Section  1.  No  person  shall  be  eatitled  to  a  divorce  for  any 
cause  ariaing  in  this  State,  wbo  has  not  had  actual  residence 
in  this  State  for  at  least  one  year  next  before  bringing  suit  for 
divorce,  with  a  bona  fide  intention  of  making  this  State  his 
or  her  permanent  home. 

See.  2.  No  person  shall  be  entitled  to  a  divorce  for  acy 
cause  arising  out  of  this  State  unless  the  complainant  or  de- 
fendant shall  have  resided  witbin  this  State  for  at  least  two 
years  next  before  bringing  suit  for  divorce ,  with  a  bona  fiäe 
intention  of  making  this  State  his  or  her  permanent  home. 

See.  3.  No  person  shall  be  entitled  to  a  divorce  unless  the 
defendant  shall  have  been  personally  served  with  process,  If 
within  this  State,  or  if  without  this  State,  shall  have  and  per- 
sonal notice  duly  proved  and  appearing  of  record,  or  shall  have 
entered  an  appearance  in  the  case;  but  if  it  shall  appear  to 
the  satisfaction  of  the  eourt  that  the  complainant  does  not  knov 
the  address  nor  the  residence  of  the  defendant  and  has  not  been 
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able  to  ascertain  eitfaer,  sfter  reasonable  and  due  inquiry  and 
search,  continued  for  six  mooths,  after  suit  brought,  the  court 
or  judge  in  vacation  may  authorize  DOtice  by  publication  of  the 
peDdency  of  the  suit  for  divorce,  to  be  giren  in  manoeT  provided 
by  law. 

See.  4.  No  divorce  shall  be  granted  Bolely  upoD  default 
nor  solely  upon  admisBions  by  the  pleadingB,  aor  except  upon 
hearing  before  the  court  in  open  seseion. 

See.  5.  After  divorce  either  party  may  marry  again,  but 
in  cases  where  notice  has  been  given  by  publication  only,  and 
the  defendant  has  not  appeared,  do  decree  or  judgment  for 
divorce  shall  become  final  or  operative  until  Bis  monthB  after 
hearing  and  decision. 

See  6.  Wherever  the  word  „diyorce"  occurs  in  thia  act,  it 
shall  be  deemed  to  mean  divorce  from  the  bonds  of  marriage. 

See.  7.  All  acta  and  part£  of  acts  inconsistent  faerewith 
are  hereby  repealed. 

9.  Internationale  SohledsvertPftge  und  Schledsapraohe. 

a)  Sehieäsapruch  des  JPi'äsidenten  der  franeösischen  Eepublik 
bereifend  die  Territorialgreme  ewischen  Columbien  und  Costarica. 

Nachdem  am  4.  November  1896  die  Republiken  Columbia 
und  Costarica  den  zwischen  ihnen  schwebenden  Streit  ober  ihre 
Lande^renzen  dem  Prltsidenten  der  französischen  Republik  über- 
tragen hatten,  hat  der  Fr&sident  Loubet  den  Schiedsspruch  ge- 
fUlt  und  im  Journal  offidel  de  la  Räpublique  fran^aise  am 
15.  Sept.  1901  publizieren  lassen.  Der  Text  ist  abgedruckt 
J.  XXVIII  858—60. 

6)  Schiedsvertrag  ewischen  Italien  v,nd  Peru. 

In  einem  Civilprozefs  zwischen  den  beiden  Handlungsti&usem 
Anseimo  (Italien)  und  Ferraro  (Peru)  hatten  italienische  Gerichte 
das  letztere  verurteilt.  Der  oberste  Gerichtshof  in  Lima  weigerte 
dem  Urteil  die  Anerkennung  unter  Bestreitung  der  Kompetenz 
der  italienischen  Gerichte.  Der  daraufhin  entstandene  diplo- 
matische Streit  ist  dem  Schiedsspruch  des  schweizerischen 
Bitodespr&sidenten  unterbreitet.  Der  schweizerische  Bundesrat 
hat  im  Mai  1901  den  Präsidenten  ermächtigt,  das  Schiedsrichter- 
amt zu  abemehmen.  {Joumai  de  Genive,  3.  Juni  1901, 
J.  XXVIII  893.) 
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lO.  AiuileteruiicrsweBen. 

o)    Frankreich. 

In  einem  Cirkular  des  Garde  des  seeattx  an  die  Staats- 
anwälte und  Untersuchnngarictiter  vom  22.  Februar  1901  wird 
eine  Übersicht  tlber  die  Delikte  gegeben,  wegen  deren  nach  den 
geltenden  Verträgen  Frankreicbs  von  und  gegentiber  den  ein- 
zelnen Staaten  Auslieferung  zu  gewähren  ist  Das  Cirkolnr  ist 
abgedruckt  J.  XXVIII  884. 

h)   Frangösische  Äuslieferungsstatistik  1898. 

Im  Jähre  1898  wurden  ausgeliefert:  von  Frankreich:  184, 
an  Frankreich:  319  Verbrecher.    Es  wurden  ausgeliefert: 

a  D  Belgien  82,  Italien  44,  die  Schweiz  31,  Deutschland  19, 
Spanien  4,  England,  Luxemburg,  Montenegro  je  I, 

von  Belgien  61,  der  Schweiz  34,  England  13,  Deutseh- 
land 9,  Italien,  Spanien  je  6,  Monako  4,  Luxemburg,  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika  je  1.   (Franz.  Jounuü  ofßciel  31.  Jan.  1901) 

c)  Englands  Ausliefenaigaverkehr  1899. 

Im  Jahre  1899  wurden  Auslieferungsgesuche  erledigt: 

a)  51  an  England  ergangene  (von  Deutschland  und 
Frankreich  je  12,  Österreich -Ungarn  6,  Italien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  je  4,  Rufsland  3,  Belgien,  Holland,  Schweden- 
Norwegen,  Schweiz  je  2,  Dänemark  und  Kam&nien  je  1), 

b)  6  von  England  ergangene  (von  den  Vereinigten 
Staaten  3,  Belgien,  Frankreich  und  Italien  je  1). 

Was  die  Art  der  Erledigung  betrifft,  so  wurden  zu  a)  3 
AusIieferungsbegehreD  abgelehnt,  in  10  Fällen  die  Auszuliefernden 
Dicht  gefunden,  3  Fälle  erledigten  sich  aus  anderen  Gründen, 
in  35  Fällen  wurde  ausgeliefert; 

zu  b)  wurde  nur  in  2  Fällen  die  Auslieferung  bewirkt  (an 
Frankreich  und  Italien),  in  3  anderen  Fällen  verstand  sich  der 
Beschuldigte  freiwillig  zur  Rückkehr  (2  Amerika,  1  Belgieo), 
in  einem  Fall  wurde  das  Auslieferungsbegehren  zarfickgezogea. 
(J.  XXVIII  960;  vgl.  ebenda  S.  947:  Craies,  „Notes  swr  Vextra- 
dition  en  Angleterre  pendant  les  (mn^es  1899  et  1900.") 
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Gesetzgebung,  Vererdnungan  etc. 
I.  Dentsohes  Reich. 

1.  Bekanntmachung  29.  9.  1901  betr.  d.  Text  des  Gewerbe- 
geriefatBgesetzes  in  der  t.  1.  1.  1902  ab  geltenden  Fassung 
(R.G.B1.  S.  353). 

2.  Bekanntmachung  1.  10.  1901  betr.  den  Schutz  deutscher 
Warenbezeichnungen  in  Gostarica  (R.G.BI.  S.  375). 

3.  Verordnung  des  Reichskauzlers  29.  11.  1901  betr.  die 
Hanssklaverei  in  Deutsch-Oetafrika  (Deutscher  Reichs-  u.  preul^. 
Staatsaozeiger  No.  289). 

um  lUe  AbMhafiiiDg  der  HaoMkUTerei  in  Deatach-Ostafnka  voira- 
bcNiteii,  wird  für  daa  gonannte  SchntxgeUet  Ruf  Uimd  de«  g  15  dM  Schatz. 
pUetgMetMs  (R.O.BI.  1900  S.  813)  folgend««  bestiiaiiit: 

g  1.  Onrch  Beltwtverkanf,  durch  Verkanf  aeitaiiB  der  Venraadtea, 
durch  Schulden  oder  aanatige  Verpflicbtongen,  sowie  als  Strafe  fBr  Ehebmch 
kann  «b  SklaTerriverhUtnia  nicht  neu  b^rllndet  werden. 

9  2.  Jader  HaosaklaTe  irt  befiigt,  die  Beendigung  dea  SUaTonTorhUt- 
nisNi  durch  Zahlung  einer  AblQHiiq;nunime  herbeiznfQhren. 

Ke  HShe  der  AblöfiuigMtunme  wird  Ton  der  nutindigen  VerwaHong«- 
behOrde  featgewtzL  Jedem  HsneaklaTen,  welcher  die  festgMetite  AblCounga- 
nmme  gezahlt  hat,  i*t  von  der  YerwaltungabehSrde  ein  Freibrief  auizn- 
■tellen. 

g  3.  Jedem  HaoMkUven  muls  gestattet  werden,  au  zwei  Tagen  der 
Woche  fSr  sich  eelbat  zu  arbeiten  oder  den  entaprecheuden  Ertrag  setner 
Arbeit  fBr  eich  in  rerwenden.  Soweit  das  Iniherige  Oewohnfanterecht  in 
dltHr  Besiehnng  noch  gflnstiger  fOr  den  BanaBklaren  war,  bleibt  daaselbe 
in  Ktsft.  Hierüber,  sowie  fiber  sonatige  Stieitigkdten  iwiacfaen  Herrn  and 
HuaBklaren  entaefaadet  die  nstttndige  Verwaltungebehärde. 

g  4.  Der  Herr  ünea  HanwUaTen  ist  Terpflichtet,  denaelben  anch  im 
Alter  und  bü  Krankheit  su  unterhalten  und  m  pflegen. 

INe  naeh  dem  Eintritt  von  AltenachwHcbe  oder  Krankhdt  «rfolgwda 
Fnäamaag  einet  HauaeklaTen  hebt  diese  Verpflichtung  nieht  auf. 

S  5.  Die  Obertragnng  des  Heirenrechts  darf  nur  mit  ZastimmuDg  des 
Haneaklaren  vor  der  euatiodigen  Verwaltungsbehörde  erfolgen  und  ist  tob 
iam  Genehmigung  abblngig.  Vor  Erteilong  der  Genehmigung  hat  die  Be- 
kBtde  anber  sonstigen  ihr  wichtig  erscbMnenden  Punkten  die  Bechtm&fldg- 
k(it  des  SklaToreireriiältniaBee  ku  prflfta  und  darauf  au  achten,  dafs  FamÜien- 
mi^Ueder  ohne  ihre  Zustimmang  nicht  von  einander  getrennt  werden. 

g  6.  Das  Herronreeht  wird  verwirkt,  woin  der  Herr  seine  Pflicht  geg«B 
im  HanasUaren  schwer  veitetst.  Die  zuständige  Verwaltungsbehörde  haA 
Fülle  von  PfliditTerlelEangen  dieser  Art,  welche  lu  ihrer  Kenntnis  geüngen, 
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von  Amtswegfln  lu  untenacheo  uad  iat  g^ebenen(»lla  befn^,  ^  Frei- 
lawuig  dn  betreffenden  Htnnkkren  durch  AoMtelloiig  einei  Probriefa 
WbeizofQhrea,  ohne  daü  dem  iHiherigeii  Hesm  em  Aupnich  tat  Gnt- 
■cUtdigung  BOiteht. 

g  7.  ZowiderhandlaDgfln  gegen  die  Vonchriften  dieser  Verordnang 
weiden  mit  Geldetrafe  bis  zu  500  Rupien  oder  Freibütaatrafe  bis  eu  dia 
Monaten  besliafl,  soweit  nicht  durch  soostige  Strafgeaetze  eine  höhere  Be- 
i;  Terwirkt  iat. 


4.  Beichsgesetz  30. 12. 1901  betr.  Abänderung  der  Strandungs- 
ordnung  (R.G.B1.  1902  S.  1). 


IL  Die  deutschen  Einzelstaaten. 


MinisterialbekanDtmachuDg  19. 12. 1901  betr.  die  im  Auslaad 
zu  erledigenden  Ereuchungssch  reiben  der  Justizbehörden  (Ges. 
u.  Ver.  Bi.  S.  581). 

Bajera. 

1.  MiniBterialbekanntmachung  21.  11.  1901  betr.  die  im 
Auslande  zu  erledigenden  Emuchschreiben  der  Justizbehdrden 
(J.M.Bl.  S.  645). 

Enuchen  um  Zuatellnug  an  Personen,  die  in  der  österreichiacb - ungari' 
achen  Monarchie  dienen,  in  bdigerlicheu  Sachen  und  in  Straflachen,  und  von 
nnn  an  an  das  zuitBndige  Civilgericht  lu  richten. 

Die  Bestimmung  in  Ziffer  S3  Abi.  3  der  Bekanntmachung  vom  28.  No- 
vemher  1387  (J.H.BI.  S.  279)  ist  aufgehoben. 

2.  Bekanntmachung  des  Staatsniinisteriums  der  Justiz  30.  II. 
1901  betr.  Verehelichung  von  Bayern  in  der  Schweiz  und  von 
Schweizern  in  Bayern  (J.M.B].  S.  046). 

Der  schweizerische  Bnndesrat  bat  in  einem  Kreiaschreiben  an  simllielw 
ödgenSmachen  Stünde  vom  20.  September  1901  die  Votsohriften  der 
materiellen  und  formellen  EheschUeTsungHTechlB  bekannt  gegeben,  welehe 
rieb  auf  die  Verehelichnng  von  Dentschen  in  der  Schweiz  und  auf  die  Vei- 
ebelicbnng  von  Schwuxem  in  Deutschland  beziehen. 

In  dieoem  KreisschratMn  wird  im  Atwcluiitt  A ,  II  Ziffer  2  darauf  hin- 
gewiesen ,  dab  nach  Art  31  des  bajerischen  Heimatgeeetsee  die  im  reohts- 
rbeinischen  BsTem  heimatberechtigten  H&nner  zur  Eingebong  einer  Ebs 
«nes  Ton  der  DiatriktsTerwaltongsbehfirde  ihrer  Hümat  anageetelltat  Ver- 
ebelichnngszengnisses  bedürfen.  Die  echweiieriacben  CiTilatandeel>eamten 
werden  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  aie  diews  Verdte- 
UebtiiigBzcugiiis  jeweils  von  Amtswogeii  la  verlangen  haben. 
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Ferner  wird  im  Abschnitte  B  Zißta  2  des  besejcbneten  Kndasebreibens 
bekannt  gelben,  doTi  Scliweiier  und  Schweizerinnen,  welche  in  Bayern  eine 
Sie  angeben  wollen,  ein  ZengniB  ihrer  Eastandlgen  HrimatbehSrde  darüber 
btizobringen  haben,  dafs  dieser  ein  nach  den  acbwäKeriachen  Gteaetzen  be- 
■tebendee  Ebebindemis  nicht  bekannt  geworden  ist  Daa  Zengnia  wnü  mit 
aner  Be^cbdniguog  des  Oenndten  oder  eines  Konsnls  des  Reiches  über  die 
ZoBtlndigkeit  der  ansstellenden  BehSrde  versehen  sein.  Schweizer  haben 
■nTsadein  das  in  Art,  34  des  bayerischen  Heimatgesctzes  Torgescbriebene 
Zeugnis  der  DistriktiTeTwaltnngsbebörde  zn  erwirken,  worin  tieecbeinigt 
wird,  dafs  der  Eheschliefinng  kan  HindenuB  im  Wege  steht  Dieses  Zeugnis 
wild  auf  Grund  eine«  Nachweisea  darüber  erteilt,  da(s  nach  den  «chwrise- 
riscben  Qesetzen  die  beabdchtigte  EheschlicTsnng  civilrechtlioh  zaUtsdg  ist; 
dn  solcher  Nachweis  kann  dorch  das  von  den  Verlobten  Torsnlegende 
Zeugnis  über  das  Nichtbekanntsein  von  Ehehindemissen  erbracht  irerden. 


Verordnung  31.  1.  1902  betr.  Zuständigkeit  des  AmtsgerichtB 
Bremen  f.  Todeserklärungen  (G.B1.  S.  15). 

Olttmhmrt. 

MinisterialbekanntmachuDg  14.  1.  1902  betr.  Zuständigkeit 
f.  Todeserkiftrungen  von  oldenburgischen  Staatsangehörigen  ohne 
inländischen  Wohnsitz  (Ges.Bl.  f.  Oldenburg  S.  163;  Ges.Bl.  f. 
Birkenfeld  S.  555). 


1.  Allg.  Verf.  des  Justizministers  21.  10.  1901  betr.  Unter- 
scheidungssignale  d.  Kriegs-  u.  EauffahrteischifTe  (J.M.B1. 
S.  255). 

2.  Verf.  des  Finanzministers  27.  9.  1901  betr.  die  Steuer 
ffir  ausländische  Wettuntemehmungen  (betr.  insbesondere  die 
Totalisatoren)  (C.Bl.  S.  268). 

3.  Verf.  des  Ministers  des  Innern  2.  10.  1901  betr.  die  ge- 
schäftliche Behandlung  von  Ersuchungsschreiben,  die  im  Auslande 
zu  erledigen  sind,  insbesondere  auch  solche  an  deutsche  Eon- 
Bulate  (M.B1.  S.  223). 


Ministerialverordnung  18.  11-  1901  betr.  Geschäftsverkehr 
mit  den  k.  k.  Österreichiscben  und  k.  Ungarischen  Gerichten 
(GeB.  u.  Ver.  Bl.  S.  168). 
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SaekiCM-WelBBsr. 

HimsterialbekanntmacliuDg  28.  9.  1901  betr.  Bezeicbnu^ 
des  Amtsgerichts  in  Weimar  als  zustand.  Gericht  f.  d.  Aufgebots- 
veifahreti  zum  Zweck  der  Todeserklärung  eines  TerschoDenoi 
Angehörigen  des  Grorsherzogtums  in  Ermangelnng  eines  letzco 
inlandischen  Wohnsitzes  (Beg.Bl.  S.  223). 

SctkaajakBrs-Uppe. 

Allg.  Verf.  3.  I.  1902  betr.  Eheschliersung  t.  Angehörigen 
der  bayerischen  Landesteile  diesseits  des  Rheins  (L.Vo.  1902 
S.  U7). 

HL  AuBwArtlffe  Staaten. 

AaävrOLm,  Y«r«ftalcte  StaatcH. 

A.  Bundesrecht 
SeemannsordnuDg  21.  12.  1898'). 

B.    Gesetzgebung  für  die  einzelnen  Staaten. 
Alaika. 

1.  Stra^esetzbuch  und  SCrafpnraefsordnung  3.  3.  1899')- 

2.  Civilgesetzbuch  und  CiTilprozefsordnung  6.  6.  1900. 

nUnnl« 

1.  Gesetze  21.  2.  1899  und  23.  4. 1899  betr.  AbftndemngeD 
der  Gerichtsverfossung, 

2.  Ges.  21.  4.  1899  betr.  die  Fürsorge  für  verlassene  und 
verwahrloste  Kinder. 

3.  Ges.  21.  4.  1899  betr.  die  vorläufige  und  die  bedingte 
Entlassung  der  Strafgefangenen. 

4.  Ges.  22.  4.  1899  betr.  die  Bestrafung  der  Öffentlichen 
Ausstellung  der  Bilder  berüchtigter  Verbrecher  und  menschlicher 
Deformitäten. 

5.  Vogelschutzgesetz  24.  4.  1899. 


1)  Bericht:  Annumn  de  Ugialation  itnngire,  29.  omxSe,  1900  (?■«•■ 
CotilloD)  S.  661. 
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Hswyork '). 

1.  Ges.  17.  3.  1899  betr.  das  MindestmafB  des  von  See-  und 
FenerverstcheruDgsgesellschafteD  aufzubringenden  Grttndiing»- 
bapitals. 

2.  Ges.  1.  4.  1899  über  die  Hausindustrie. 

3.  Ges.  17.  4.  1899  betr.  die  Eidesform. 

4.  Ges.  18.  4.  1899  betr.  die  Beaufsichtigung  gemeiuDOtziger 
Gesellschaften. 

5.  Ges.  12.  5.  1899  betr.  den  Nonnalarbeitat^. 

(>.  Ges.  25. 5. 1899  betr.  die  EinfObrong  von  Polizeimatronen. 
7.   Ges.  25.  5.  1899  betr.  Bekämpfung  der  Trusts. 

DUtrlkt  Columbia. 

1.  Ges.  12.  1.  1899  betr.  Inhaber-  u.  Orderpapiere  (ein- 
sdiüefslich  Wechselreeht)*). 

2.  Ges.  3.  3.  1899  betr.  Bestrafung  der  VerfQhrang. 

3.  V<^1-  und  Jagdschatzgesetz  3.  3.  1899. 

1.  Milit&rgesetzbuch  8.  11.  1898*). 

2.  Ges.  14.  10.  1899  betr.  die  landwirtsehaftlichen  Ver- 
sieberangen. 

3.  Ges.  5.  1.  1900  betr.  Abänderung  der  Artikel  190,  191 
des  Strafgesetzbuchs. 

1.  Militärstrafprozefsordnung  15.  6.  99"). 

2.  Ges.  2.  7.  1899  betr.  Sicherheit  und  Gesundheit  der 
Arbeiter. 

3.  Ges.  19.  1.  1899  betr.  die  Flufsfischerei. 

4.  Ges.  3.  8.  1899  betr.  Abänderung  des  Ges.  31.  5.  1888 
Aber  die  bedingte  Verurteilung*), 

5.  Ges.  29.  12.  1899  betr.  die  Wahlen  fOr  das  Reprtseo- 
tantenbaus  und  den  Senat  (ProportionalsyBtem)''). 

1)  Bericht:  Animain  a.  a.  0.  S.  699. 
ti  Bericht:  Antmain  a.  a,  O.  S,  697. 
^  Bericht:  Atutuaire  a.  a.  O.  S.  686. 

4)  Bericht:  Amuaire  a.  a.  0.  S.  774 ff. 

5)  Bericht  nnd  Text:  Amwaire  a.  a.  0.  8.  425 ff. 
<q  Berieht  and  Text:  Anmiaire  a.  a.  0.  S.  457 ff. 
7)  Bericht  und  Text:  Annuain  a.  a.  O.  S.  463. 
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Brltlach  iMAlea. 

1.  Ges.  17.  2.  1899  betr.  Abänderung  des  Ges.  v.  1872  Ober 
Kontrakte  (insbesondere  Jnäue  mftuence). 

2.  Ges.  13.  10.  1899  betr.  die  Obervormundscbaftsbehörde 
(Coart  of  Wards). 

Balrarl«H. 

1.  Ges.  5. 1. 1899  betr.  Abänderung  des  Handelsgesetzbuchs 
18.  5.  1897  (Art.  201,  226,  250,  395,  483). 

2.  Gw.  7.  6. 1899  betr.  Abänderung  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes (insbesondere  Riehteramt). 

1.  Ges.  11.  8.  1899  betr.  die  Kreditgenossenschaften. 

2.  Ges.  24.  8.  1898  für  die  Provinz  Ontario  betr.  die 
Abftnderung  verschiedener  Gesetze  (insbesondere  Ober  Gerichts- 
verfassung, Eheschliefsung,  Gtesellschaftsrecht). 

Ges  27.  3.  1899  betr.  Unterdrückung  des  Glücksspiels. 

Cretm. 

VerfassuDgsgesetz  16.  4.  1899'). 

SkHeaiarlt. 

1.  Ges.  24.  3.  1899  über  die  Schaffung  von  Landlosen  fOr 
die  landwirtschaftlicben  Arbeiter. 

2.  Ges.  7.  4.  1899  über  die  Sparkassen. 

3.  Ges.  7.  4.  1899  über  Sprengstoffe. 

4.  Ges.  7.  4.  1899  aber  das  eheliche  Gtlterrecht »).  (33  Ar- 
tikel): 

Art  33.  Die  BeBtiramniigen  dieaee  Qeietzea  finden  auch  anf  die  im 
Ausland  geschloaaenen  Ebekontrakte  An-wendnng,  wenn  der  GhenaDn 
•«inen  Wohnsitz  in  D&nemark  hat;  in  jedem  Fall  richtet  sich  die  Fähig- 
keit der  Fran,  den  Ehekontrakt  zu  achliefBeu,  nach  dem  Recht  ihres  DomisiU. 

Der  Ehekontrakt,  welcher  von  einem  nicht  tn  Dänemark  domizilierten 
Ehemann  errichtet  wird  nnd  gültig  nach  dem  Hecht  dessen  Domizils  ist, 
ist  gßltig  in  Dftnemark  bezüglich  des  ehelichen  Güterrechta  imVerhUtnis 
der  Ehegatten  und  ihrer  Erben,  sofem  er  nichts  enthUt,  was  dem  gegen- 

1)  FranzOsieehe  Übersetznag:  Ännuaire  a.  a.  0.  S.  629. 

2)  FraoEesieche  Übersetzung:  Annuain  a.  a.  0.  6.  545. 
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wlrtigen  Geaetae  widerspricht,  und  im  VerhUtnis  ca  Drittan,  wenn  die 
Tonchriften  der  Artikel  6  und  8  dieaee  Geaetzu  befolgt  sind,  innerhalb 
«sei  Houates,  uubdem  der  Mann  Domisil  in  D&nemark  genomftieD  hat 

(Art  6  betrifft  die  gerichtliche  Publikation  den  Ehekontrakte«.  Art  6 
oithUt  die  Vorschrift,  daTs,  wenn  anf  ScbnldverBchreihnngeii,  Aktien, 
Pdieen  und  Khnlieheu  Fapierea  der  Ehekontrakt  nicht  vennerkt  ist,  er 
gegenüber  gutgl&nbigen  Erwerbern  dieeer  Papiere  nicht  wirkt) 

Bcns€*r. 

1.  Dekret  12.  4.  1899  betr.  die  Dienstvertrage. 

2.  Dekret  12.  10.  1899  betr.  Verbot  der  Eiowanderung  von 
Chinesen. 

3.  Ges.  31.  10.  1899  betr.  die  Fabrik-  u.  Handelsmarkeii. 

1.  Dekret  31. 1.  1899  betr.  das  Fortbestehen  der  gemischten 
Qerichtshöfe. 

2.  MioisterialveTordDuiig  17.  4.  1899  betr.  die  Aktien* 
gesellschaften ■)  (betr.  die  Bedingungen,  von  welchen  die  Re- 
giening  die  erforderliche  Autorisatiou  der  Aktiengesellschaften 
abb&ngig  macht). 

3.  Dekret  13.  12.  1899  betr.  die  Berechtigungen  der  Kom- 
miBsare  der  ^Dette  publique'^'). 


GrleeliealaHid. 

1.  Ges.  8.  7.  1899  betr.  die  Exmission  von  Wohnungs- 
mietern'). 

2.  Verordnung  26.  11.  1899  betr.  Einsetzung  einer  Kom- 
mission zur  Vorbereitung  des  Entwurfes  eines  bargerlichen 
Gesetzbuches. 

3.  Ges.  24.  7.  1899  betr.  Altertumsfunde*). 


1)  Berii^t:  Ammmre  a.  a.  0.  S.  647. 

2)  Ans  Veranlassung  des  für  die  Sndanexpedition  bewilligt  gewesenen, 
Ton  dem  gemischten  Gerichtshof  zu  Alexandria  2.  12.  189S  abgelehnten 
Betrages  ron  600000  jff  fQr  die  Sndanexpedition.  S.  Annuaire  a.  a.  0. 
8.852. 

3)  Bericht  ond  Text:  Aimumn  a.  a.  0.  S.  715. 

4)  Bericht:  Anmiaire  a.  a.  0.  S.  624. 
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Haiti. 

Ges.  29.  9.  1898  betr.  das  kaufmänniscbe  Pfandrecht'). 

HaUaa«. 

1.  Ges.  9. 1. 1899  betr.  Eiaricbtung  des  statistischen  Amtes 
(Staatsblad  No.  43). 

2.  Ges.  19.  5.  1899  betr.  AbftBderung  des  Art.  109  des 
Reglements  2.  9.  1854  (Staatsblad  Mo.  129)  far  die  Eolonien 
(GleiebBtellung  der  Japaner  mit  den  Europäern,  Staatsblad 
No.  129). 

3.  Berggesetz  23.  5.  1899  fOr  Indien  (Staatsblad  No.  124). 

4.  WfthnmgsgeseU  23.  &.  1899  fOr  Cura^ao  (Staatsblad 
No.  126). 

5.  Ges.  27.  5.  1899  betr.  die  Merkmale  der  Kriegsschiffe 
(Staatsblad  No.  143). 

Q.  Ges.  14.  7.  1899  betr.  Abänderung  des  Titels  XVII  der 
Strafprozeteordnung  (betr.  Rechtsmittel  der  Reviiiion)')  (Staats- 
blad No.  159). 

JapkH*). 

1.  Ges.  3.  3.  1899  Ober  das  Urheberrecht. 

2.  Ges.  7.  3.  1899  über  die  Handelsmarine. 

3.  Ges.  15.  6.  1899  betr.  die  Zweigniederlassungen  ans- 
l&ndischer  Handelsgesellschaften  und  die  Ton  Ausländern  ge- 
grOodeten  HandelsgesellBchaften. 

4.  Ges.  15.  0.  1899  betr.  die  ausländischen  Versicherungs- 
gesellBchaften. 

1.  Drei  Gesetze  25.  2.  1899  betr.  das  Konkursrecht,  ins- 
besondere den  Accord  (Novellen  z.  d.  Eonkursordnung  6.  ti.  1863). 

2.  Jagdgesetz  20.  5.  1899*). 

3.  Lootsengesetz  26.  5.  1899. 

4.  Ges.  23.  12.  1899  betr.  Abänderung  der  Artt.  1,  13,  14, 
16,  38  des  Arbeiterversicherungsgesetzes  23,  7.  1894. 


1)  Bericht:  Anmuairt  a.  K.  0.  S.  625. 

2)  DbeneUuDg:  Annttaire  a.  o.  O.  S.  460  ff. 

3)  FmisOsisabe  ÜbeTaeUungen  der  nachfolgend  genauBteii  QewUe: 
JLmMMire  a.  &.  0.  S.  792  ff, 

4)  Bericht:  AtmuaiTe  a.  t.  0.  S.  570. 
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Österreich. 

(Vgl.  Ztechr.  IX  166,  203;  X  244,  496;  XI  ISS.) 

1.  Miuisterialverordnung  20.  9.  1899  betr.  Begnlativ  fQr 
die  Errichtong  und  Umbildung  von  AktieDgesellsehafteD  (R.G.B1. 
No.  175)'). 

2.  Kaiserliche  Verordiiung  21.  9.  1899,  betr. die 

Einftlhning   der  Eronenwähniog    als   Landesw&hmng  u.  b.  w. 
(B.G.B1.  No.  176)"). 

Paracasj. 

1.  Ges.  26.  8.  1898  betr.  die  GerichtSTerfasBung^). 

2.  Ges.  10.  9. 1898  betr.  die  Disciplinargerichtsbarkeit  aber 
die  Richter. 

P»rtBCal*). 

1.  Ges.  23.  3.  1899  betr.  die  Vagabundage  (Zvuigsarbeit 
nnd  Deportation). 

2.  Ges.  21.  7.  1899   betr.  Bek&mpfang  des  Anarchismus. 

3.  Ges.  21.  7.  1899  betr.  die  Presse. 

4.  Ges.  21.  7.  1899  betr.  das  Armenrecht. 

5.  Konkursordnong  26.  7.  1899. 

6.  Ges.  1.  9.  1899  betr.  die  Rechtspflege  in  der  Marine. 

7.  Ges.  23.  12.  1899  betr.  das  Notariat. 

8.  Ges.  23.  12.  1899  betr.  die  im  Ausland  erricbteteD  Ge- 
sellschaften. 


Unterrichtsgesetz  27.  3.  1899*). 

RalUam«. 

1.  Ges.  15.  2. 1899  betr.  EinfQbrung  der  Reichscivilprozers- 
ordnnng  in  den  Provinzen  Wologoda,  Syr-Daria,  Samarkand, 
Fergan,  Semiretschenek. 

2.  Verordnung  3.  2.  1899  betr.  Vorbereitung,  Prüfung  und 
Yerkttndung  der  Gesetze  für  das  ganze  Reich,  einbegriffen  dos 
Orofeherzogtum  Finnland*). 


1)  VgL  Ztschr.  f:   Hnndelstecht  XLIX  299  £,   Abdruck  des  Textes 
8.  302  ff. 

2}  VgL  ILa  S.  308  £ 

3)  Bericht:  Atumaire  a.  a.  0.  S.  763. 

4}  Berichte:  Äntmain  &.  a.  0.  S.  408  ff. 

5)  Bericht:  Ammaire  a.  a.  O.  S.  593. 

6)  FnuisQuMhe  Übenetsongen:  Atmwiire  a.  a.  0.  S.  578  n.  586. 

11- 
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3.  Verordnung  16.  8.  1899  betr.  die  Verwaltang  und  Ge- 
riebtsbarkeit  in  der  Provinz  SehaDtung. 

4.  MOnzgeaetz  7.  6.  1899'). 

5.  Ukae  30.  Juli  1899  betr.  Gründung  der  Stadt  .Dalny" 
bei  dem  Hafen  TalienvaD '). 

Sckw«4eH'). 

1.  Gesetz  6.  3.  1899  betr.  Gewäbrung  der  BecbtshtÜfe 
gegenüber  ausl&ndischen  Gerichten. 

2.  Ges.  6.  3.  1899  betr.  die  Nacbsuchung  von  RechtshOlfe 
bei  ausl&ndi&chen  Gerichten. 

3.  Ges.  6.  3.  1899  betr.  die  Befreiung  der  Ausl&nder  von 
der  eoMtio  judieatum  solvi. 

4.  Ges.  6.  3.  1899  betr.  die  Vollstreckung  auslftndiseher 
Urteile. 

5.  Vier  Verordnungen  5.  5.  1899  betr.  die  AusfOhrung  der 
Gesetze  6.  3.  1899  (s.  No.  1—4). 

6.  Ges.  19.  5.  1899  betr.  Abänderung  des  Ges.  19. 11. 1886 
Ober  Aktienbanken  und  der  Verordnuug  12.  6.  1874  aber  das 
Emisaionsrecht  der  Privatbanken. 

7.  Vier  Gesetze  26.  5. 1899  betr.  das  Immobiliaraacbenreclit. 

8.  Ges.  26.  5.  1899  betr.  Abänderung  des  Art.  3  des  See- 


9.  Ges.  16.  6.  1899  betr.  Abänderung  der  Ärtt.  86,  87, 123, 
148  des  Mllitärstrafgesetzbuches  7.  10.  1881. 

10.  Ges.   19.  7.  1899  betr.  Abänderung  der  Artt.  22,  24, 
Kapitel  XV  des  Strafgesetzbuches. 

11.  Ges.  10.  7. 1899  betr.  Haftung  des  Fiskus  für  Schadens- 
zufOgung  durch  Beamte. 

12.  Ges.  10.  7. 1899  betr.  Schutz  von  Musteni  und  Modellen 
(21  Artikel)*). 


1)  Deutsche  Übenetznng :  Ztscbr.  f.  HsudelBrecht  Bd.  i9  S.  348. 

2)  Fmu5BiBclifl  ÜberaetEUiig:  Antiuaire  a.  a.  0.  S.  580. 

3)  Mitteilung  von  Übnsetiaiigeo  d«r  nntar  I.  n.  2.  «ngeiBbitao  Bfr- 
unangea  behUt  nch  die  Redaktion  vor. 

1)  Frans&iiache  DbenetEnng:  Äimuain  s.  a.  0.  S,  £64. 
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Schwell. 

Kanton  AppenMlL 
ReperungBratsbeschlufä  5. 12. 1899  betr.  Verbot  des  Warou- 
u.  GoDpoDBverkaufB  nach  dem  Hydra-  oder  Schneeballsystem. 

Kanton  Fretbnrg, 

1.  StrafgesetzDovelle     18.  5.    1899    betr.    Einfahning    der 
Strafe  der  Zwangsarbeit 

2.  Strafprozersnovelle  20.  5.  1899  betr.  die  Zuständigkeit 
der  Scliwurgerichte. 

3.  Ges.  25.  II.  1899  betr.  Benifs-Schiedsgericbte'). 

4.  Ges.  1.  12.  1899  aber  die  obligatorisclie  Versichenutg 
des  Bindviehs*). 

Kanton  8t.  Oallen. 

1.  Geg.   17.  5.  1899  betr.  die  Hypothekenzinsen  (Geeetzl. 
Beschränkung  auf  4'/t°/o)'). 

2.  Ges.  17.  S.  1899  betr.  Fremdenpolizei  *). 

Kanton  Oanl 

Ges.  25.  II.  1899  Ober  die  Beschäftigung  der  Lehrlinge"). 

Kanton  ITenobätel. 

1.  „Code  fwoi-  (352  Artikel)  15.  5.  1899  nebst  Ges.  betr. 
Ab&nderung  des  Code  civil*). 

2.  Ges.  3.  11.  1899  betr.  Verbot  des  „ScbneeballBystems". 

3.  Ges.  23.  II.  1897  betr.  Berufs-Schiedsgerichte^). 

Kanton  Solothiuro. 

1.  Ges.  23.  4.  1899  betr.  die  industriellen  Sehiedsgeriefate. 

2.  Ges.  16   7.  1899  betr.  Kolportage  und  Märkte. 


1)  Text:  AmmaiTe  ».  s.  0.  S.  506. 

2)  Bericht;  AüMvairt  a.  b.  0.  B.  509. 
8]  Text:  Ämwaire  a.  a.  0.  S.  521. 

4}  Bericht:  Asmitoire  a.  a.  0.  B.  522. 

5)  Text:  ^fMHMHre  a.  a.  0.  S.  511. 

6)  Bericht:  Antmaire  a.  a.  0.  B.  5tS. 
T)  Bericht: 


!  GMeUgebnng,  Terordminften  etc. 

Kanton  Tioino. 

1.  Civilprozersorduimg  5.  5.  1899. 

2.  Ges.  9.  II.  1899  betr.  die  InventarisieruDg  vod  Nach- 


3.  Ges.  16.  11.  1899  betr.  Ab&nderung  des  Art.  309  Code 
GwiL 

Kanton  Unto-walden. 
Ges.  30.  4.  1899  betr.  Märkte  und  Kolportage. 

Kanton  Taod. 

1.  Ges.  4.  3.  1899  betr.  Revision  der  Gesetzsammlung  (Aus- 
scheidung der  veralteten  und  Aufzählung  der  geltenden  Gesetze). 

2.  Ges.  9.  3.  1899  betr.  Revision  des  Code  ewü  v.  11.  fi. 
1819  (Ausgabe  des  C.  e.  nach  Mal^abe  seiner  gegenw&rt^en 
Geltung). 

Kanton  Wallis. 
Ges.  29.  5.  1899  betr.  die  bedingte  Verurteilung. 

3.  Ges.  5.  12.  1899  betr.  verbesserte  Rechtsstellung  der 
Ehefrauen  und  deren  Zulassui^  als  VormQnder  ihrer  Kiodra. 

4.  Ges.  5.  5.  1899  betr.  die  Handelspolizei. 

5.  Ges.  2.  12.  1899  betr.  Verbot  des  „SchDeeballBysteuu'. 

6.  Ges.  24. 11. 1899  betr.  Abänderung  des  Strafgesetzbuches. 

SerMea. 

1.  Ges.  6.  10.  1899  betr.  Abänderung  des  Strafgesetzbuchs 
(Art.  24,  85,  86,  87,  90,  91,  92,  93,  103,  104,  105, 106,  107,  111, 
113,  117,  118,  143,  144). 

2.  Ges.  14.  1.  1900  betr.  die  GenossenBchaften '). 

3.  Ges.  17.  1.  1899  betr.  Abänderung  der  Civilprozefsord- 
nung  (Art.  62,  65,  102,  426). 

4.  Ges.  17.  1.  1900  betr.  Abänderung  des  Strafgesetzbuchs 
(Art  118,  127,  279). 

5.  Ges.  17.  1.  1900  betr.  Abänderung  der  Strafprozeltord- 
nung  (Art.  156,  183,  326). 

6.  Ges.  21. 1. 1900  betr.  Honoriening  der  Konkursverwalter. 


1)  Beriebt:  ^»miiHre  a.  s.  0.  ! 
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7.  Ges.  27.  1.  1900  betr.  Abänderung  des  Berggesetzes 
15.  4.  1866'). 

S.  Qe&  25.  1.  1900  betr.  Abänderung  des  Art.  72  des  EiseD- 
bafanpoUzeigesetzes  30.  6.  1884. 

Ges.  9.  Jan.  1898  Ober  die  Eheschliersung  der  Fremden  in 
Siam. 

In  ErwftgoDg,  dafs  ttiis  durch  nnseren  Hinister  der  aiuw&rtigei)  Au- 
gd^enbflit  berichtet  iat,  duTe  die  Fremden  Schwierigkeiten  in  Bemg  anf 
die  I^ngehtiDg  und  den  Bevreia  der  Eheachlieranng  finden,  veno  aie  diese 
gonilä  dem  Recht  dea  Landes  vorgenommen  oder  sie  vonunehmen  sich 
cstBcUosaen  haben,  and  dafs  es  infolgedesaen  wAnachenawert  encheint, 
im  Intereaie  der  Fremden  durch  anthentische  Interpretation  teatzostellen, 
irelchea  die  ErfordemisBe  einer  gältigen  EheschliefBiing  nach  eiamesi- 
■ehem  Beeht  rind,  nnd  in  welcher  Weise  die  Eingehung  solcher  Ehen  in 
beweisen  ist,  wenn  beiden  Beteiligten  oder  einem  von  ihnen  die  AnolAnder- 
eigcnachaft  inkommt,  haben  wir  beschlossen  und  beschliefsen  was  folgt: 

Art.  I.  Die  EheechlieTsnng  ist  nach  Sitt«  nnd  Becht  in  Siam  ein  Ver- 
trag iwitchen  Mann  nnd  Fran,  anf  welchen  die  allgemeinen  Grandsfttce 
der  TertrBge  Anwendung  finden, 

Bie  bat  daher  gflltig  stattgefiinden,  wenn  ana  den  Worten  oder  ans 
dem  angewendeten  Bitiu  klar  erhellt,  dafs  die  beiden  Beteiligten  freien 
Willens  dahin  flbereingekommen  sind,  Mann  nnd  Weib  in  »ein,  Torana- 
geaetit,  dafe  kein  persönlicher  Mangel  der  Eingehongaffthigkeit  vorliegt. 

Art  2.  Wenn  beide  Beteiligte  oder  einer  von  ihnen  in  Siam  wohnt, 
kann  die  gegenseitige  und  gleichzeitige  Willenaübereinatimmnng,  Mann 
and  Weib  an  sein,  gesetslich  bewiesen  werden,  sei  es  im  Augenblick  der 
Biesehliefsung,  sei  es  spUer,  durch  eine  in  diesem  Behuf  in  Gegenwart 
von  wenigstens  vier  anerkannt  ehrenhaften  Zengen  vor  dem  AGnister  der 
Lokalregienmg  oder  dessen  Stellvertreter  abg^ebene  Erklärung,  falls 
nimlich  die  Ehe  cn  Bangkok  geschlosaen  wird  oder  ist,  wenn  aber  die 
EheschlieTsung  in  einem  anderen  Teil  des  Königreichs  stattgefiinden  hat, 
vor  dem  Gouverneur  der  Frovini,  wo  die  beiden  Beteiligten  oder  einer 
von  ihnen  im  Augenblick  der  Erklärung  lebt. 

Art.  3.  EUne  Urkunde  Aber  die  in  Art  2  bezeichnete  Erkl&ning  wird 
(ui  es  nnr  siamesisch,  sei  es,  wenn  die  Beteiligten  es  wQnschen,  französisch 
nnd  englisch,  so  dafa  beide  Texte  gleiche  Bedeutung  nnd  gleichen  Wert 
haben)  in  zwei  Urschriften  durch  den  Beamten  angefertigt  werden,  vor 
welchem  die  Erklirung  abgegeben  ist  Diese  Urkunde  wird  den  Tag  der 
Eheschliebong,  die  Namen,  das  Alter  nnd  den  Geburtsort  beider  Beteiligten 
aageben,  wofBr  genflgende  Beweise  vorzulegen  aind,  und  jede  der  Ur- 

1]  Beriebt:  Annuain  a.  a.  0.  S.  601. 
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kanden  wird  TOn  dem  Urkundabeamten,  ron  den  beiden  Beteiligten,  Ton 
vier  Zengan  sowie  von  zwei  anwesendem  Verwandten  eines  der  Beteiligten 
oder  beider  nnterzeicbnet  werden. 

Eine  der  üracbriften  wird  sorgfUtig  in  den  Archiven  des  Bareaoi 
bewahrt  und  registriert  werden,  die  andere  ohne  Venog  an  unseren 
Hinieter  der  anew&rtigen  Angelegenheiten  geschickt  werden,  welcher  sie 
in  seinem  Amtsarchiv  anfbewahren  wird. 

Art,  4.  Beglanbigte  Ansinge  oder  Abschriften  der  in  Art  3  beseich- 
neten  Urkunde  werden  jeder  Person  geliefert  werden,  welche  es  beantragt, 
und  zwar  gegen  Erlegung  von  4  Tikal,  wenn  die  Urkunde  nor  siamesisch 
gebiet  ist,  von  8  Tik&l,  wenn  sie  siamesisch  nnd  englisch  ge&rst  ist. 

1.  Dekr.  12.  6.  1899  betr.  Interpretation  des  Art.  15  des 
Cödigo  eivü  (Beliandlung  des  Personalstatutes  fainsichtlich  der 
territorialen  Rechtsunterschiede  innerhalb  Spaniens). 

2.  Ges.  7.  8.  1899  betr.  Erweiterung  des  Rechtsmittels  der 
Revision  gegen  Strafurteile*). 

8ft4»fHKsBlieke  RepahUlt. 

Proklamation  des  Präsidenten  betr.  die  Anerkennung  der 
vor  den  holländischen  Konsuln  in  der  sQdafrikan.  Republik  ge- 
sehloBsenen  Ehen  und  der  vor  ihnen  errichteten  standesamt- 
lichen Urkunden.  Ein  holl&nd.  Dekret  v.  27. 1. 1899  (^atOshlad 
No.  52)  giebt  die  Proklamation  bekannt. 

Sniaa. 

Strafgesetzbuch  2.  10.  1899*). 
Strafprozefsordnung  2.  10.  1899»). 


1)  Übersetinng:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  402. 

2)  8.  den  egjptiach-englischen  Vertrag  19.  1.  1899. 

3)  Bericht:  A*HuaiTt  a.  a.  0.  S.  664,  698. 
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Internationale  Verträge. 

I.   neuere  VertrAge. 

Deutschland,  Belgien,  Dänemark,  Frankreich, 
Holland,  Italien,  Luxemburg,  Österreich-Ungarn, 
Korsland, Schweiz,  ZasatzQbereinkommen  16. 6. 1898  (Paris), 
zu  der  Eisenbahnkonvention  14.  10.  1890,  ratifiziert  10.  7. 1901, 
in  Kraft  getreten  10.  10.  1901. 

Deutschland  u.  Holland,  Vertr.  23.  2. 1898  betr.  Aub- 
dehnnog  des  Abkommens  11.  12.  1873  über  die  AusQbuDg  des 
irztlichen  Berufes  in  den  Grenzbezirken  auf  Tierärzte  (fOr  Hol- 
land verkündet  20.  3.  1899). 

Deutschland  u.  Spanien,  Vertr.  12.  2.  1899  betr.  Ab- 
tretung der  Karolinen-,  Palaos-  u.  Marianen-Inseln  an  Deutsch- 
land (ratifiziert  30.  6.  1899). 

Baden,  Bayern,  Elsafs^Lothringen,  Hessen, 
Preufsen,  Holland,  Vertr.  4.  6.  1898  betr.  Abänderung  des 
Rheinschiffahrtsrertr.  17.  10.  1868  (für  Holland  verknndet  8.  4. 
1899;  der  Vertrag  ist  abgedruckt:  Staatsblad  No.  277). 

Baden,  Württemberg,  Österreich,  Vertr.  8.  4. 1899. 
betr.  die  Schiffahrt  auf  dem  Bodensee  (Schweiz.  Bundesbl.  III, 

5.  742). 

Amerika,    Vereinigte    Staaten    u.    Chile,    Vertr. 

6.  12.  1898    betr.  den  Postpaketverkehr  des  chilenischen  (5e- 
sandten  in  Washington. 

Amerika,  Vereinigte  Staaten  u.  Spanien, 
Friedensvertr.  10.  12.  1898  (ratifiziert  II.  4.  1899). 

Belgien  u.  Congostaat,  Auslieferungsvertr.  ^^""^' 

Belgien,  Frankreich,  Holland,  Luxemburg, 
Eisenbahn -Konvention  24.  10.  1898  (für  Holland  verkündet 
12.  1.  1899). 

Belgien  a.  Luxemburg,  Zusatzabkommen  16.  11.  1899 
betr.  Abänderung  d^  AusL-Vertr.  v.  1872  (für  Belgien  ver- 
kündet 31.  12.  1899). 

Brasilien  u.  Holland,  Auslieferungsvertr.  21.  12.  1895 
(für  Holland  verkündet  7.  1.  1899). 

Congostaat  n.  Frankreich,  Auslieferungsvertr.  18.  II 
1899  (für  Frankreich  publiziert  16.  2.  1901). 
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CoBtarica  u.  Spanien,  AnBlieferuDgBvertr.  12.  12.  1898 
(fOr  Spanien  verkfindet  4.  5.  1899). 

Ägypten  u.  England,  Vertr.  19.  I.  1899  betr.  die  Ver- 
fassung des  Sudan. 

England  u.  Holland,  Ausliefenmgevertr.  26.  9.  1898 
(fQr  Holland  verkündet  2.  1.  1899). 

England  u.  Holland,  ÄusfOhrnngBkonvention -}||xw 
zum  Vertr.  5.  4. 1898  betr.  das  Miteigentum  u.  die  gemeinsame 
Unterhaltung  der  die  beiderseitigen  Kosten  verbindenden  unter- 
seeischen Kabel  (für  Holland  verkündet  17.  4. 1899;  Vertr.  5.  4. 
1898:  Staatsblad  1898  Tüo.  270). 

Griechenland  u.  Japan,  Handels-  u.  Schifbhrtsvertr. 
20.  5.  1899  (für  Griechenland  verkündet  10.  9.  1899). 

Griechenland  u.  Italien,  Handels-  u.  Schiffinhrtsvertr. 
18./30.  12.  1899  (für  Griechenland  verkündet  23.  12.  1899). 

Griechenland  u.  Spanien,  Vertr.  6./I8.  11. 1899  betr. 
die  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Schiffe  in  den  Hftfen  des 
anderen  Teils  mit  den  eigenen  Schiffen. 

Holland    u.    Mexiko,    Handels-    u.   Freundschaftsvertr. 

22.  9.  1897  (für  Holland  verkündet  8.  4.  1899). 

Holland  u.  Rumänien,  Handels-  u.  Sebiffahrtsvertr. 
15.  3.  1899  (für  Holland  verkttndet  11.  12.  1899,  für  RumUnien 

23.  6.  1899). 

Holland  a.  Schweiz,  Ausliefenii^vertr.  31.  3.  1898 
(für  Holland  verkündet  14.  1.  1899). 

Italien  u.  Mexiko,  Auslieferungsvertr.  22.  5.  1899  (fUr 
Italien  verkündet  durch  Dekret  31.  10.  1899,  Mo.  420). 

Italien  u.  Schvreiz,  Abkommen  23.  9. 1899  betr.  die  Form 
der  EheschliefBung  d,  beiderseitigen  Staatsangehörigen  (für  Italien 
verkündet  31.  10.  1899.  S.  auch  Bundesbl.  d.  Schweizer.  Eid- 
genossenschaft 1899  IV  No.  1). 

Rufsland  u.  Schweiz,  Vertr.  1.  5.  1899  betr.  d.  Schutz 
der  Fabrik-  und  RaDdelsmarken  (Schweizer.  Bundesbl.  III 
8.  405). 
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XL  Abdraok  Uterer  and  neuerer  Tertrftge. 

In  Bd.  26  u.  27  des  „Nouveau  recueil  ginSral  de 
traitiB  ete.',  herausgegeben  von  F.  Sloerk,  sind  folgende  ftltere 
Verträge  abgedruckt: 

Haager  Konvention  29.  7.  1899'). 

Haiti  a.  Dominikanische  Bepublik,  Friedens-  und 
Frenndschaftsvertr.  9.  11.  1874. 

Haiti  n.  Dominikanische  Republik,  Greozregu- 
UernogB-  und  Schiedsgerichtsvertr.  3.  7.  1895. 

Pap  Etlicher  Stuhl,  Haiti  u.  Dominikanische  Re- 
publik, Grenzregulierung»-  und  Schiedsgerichtsvertr.  18.  12. 
1894/19.  11.  1895. 

Spanien  u.  San  Salvador,  Staatsangehßrigkeitsvertr. 
2.  3.  1885. 

Argentinien  u.  Uruguay,  Vertr.  betr.  LootBenwesen 
14.  8.  1888. 

Österreich-Ungarn  u.  Italien,  Vertr.  betr.  zurück- 
gelassene Seelent«  IS.  2.  1889. 

Österreich-Ungarn  u.  Spanien,  Vertr,  betr.  zurück- 
gelassene Seeleute  11.  3.  1889. 

Egypten  u.  Österreich-Ungarn,  Handelsvertr.  16.  8. 
1890. 

Italien  u.  Oranjefreistaat,  Freundachaftsvertr.  9. 1. 1890. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  a.  Griechen- 
land, HandelBvertr.  11.  2.  1890/30.  1.  1890. 

Serbienu.  Rumänien,  Handelsvertr.  19.2.1890/3.3. 1890. 

Rumänien  u.  Frankreich,  Abkommen  betr.  Waren- 
iirq>rung8zeugni8  27.  2.  1895/11.  3.  1895. 

England  u.  Frankreich,  Schiedsgerichtsvertr.  betr. 
Terre-Neuve  11.  3.  1891. 

Portugal  u.  Kongostaat,  Grenzregulierungsvertr.  25.  5. 
1891. 

Brasilien  u.  Peru,  Handels-  und  Schiffahrtsvertr.  10. 10. 
1891. 

England  u.  Bolivia,  Ausliefeningsvertr.  22.  2.  1892. 

Österreich -Ungarn  u.  Griechenland,  Schiffs- 
TermessungSTertr.  6718.  5.  1892. 
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Spanien  u,  Italien,  HandelBvertr.  29.  6.  1892. 

Spanien  u.  Kolumbia,  Auslieferungsvertr.  23.  7.  1892. 

China  u.  RufsUnd,  Telegraphenvertr.  13./25.  8.  1892. 

Oranjefreifitaat  u.  Britisch  Betschuanaland. 
AuBlieferungsvertr.  20.  8..  1892'30.  8.  1892. 

Österreich-Ungarn  u.  Rumänien,  Vertr.betr.Fabrik- 
und  Handelsmarken  I6./28.  I.  1893. 

England,  Frankreich  u.  Komoda,  Handelsvertr.  6.2. 
1893. 

Rumänien  u.  Frankreich,  Handel&vertr.  28.  2.   1893. 

Belgien  u.  Frankreich,  Grenzbericbtigungsvertr.  15.3. 
1893. 

Holland  n.  Oranjefreistaat,  AuBlieferungsvertr.  24.  4. 
1893. 

England  u.  Bufsland,  Vertr.  betr.  Schutz  der  Robben 
80.  4./12.  5.  u.  10.  ß./22.  5.  1893. 

D&nemark  u.  Spanien,  Handelsvertr.  4.  7.  1893. 

Frankreich  u.  Rufsland,  Vertr.  betr.  die  eaiiio  jvA- 
catum  söhn  25./27.  7.  1886. 

Rurnftnien  u.  RuTsland,  Vertr.  betr.  die  Gerichtsbar- 
keit in  den  Grenzbezirken  12.  3.  1894. 

Schweiz  u.  Italien,  Simplonvertr.  25.  11.  1895. 

Brasilien  u.  Hotland,  Auslieferungsvertr.  21.  12. 1895. 

Frankreich  u.  Guatemala,  Vertr.  betr.  Fabrik-  und 
Handelsmarken  12.  II.  1896. 

Schweiz  u.  Spanien,  Vertr.  betr.  Urteilsvollstreckung 
19.  II.  1896. 

nz,  AmtUolid  Sammlmig  von  StaatavertrSgen, 

Zufolge  Anordnung  des  Auswärtigen  Amtes  der  Argen- 
tinischen Republik  vom  28.  Ai^.  1900  ist  eine  Sammlung 
der  von  Argentinien  geachloBsenen  und  in  Geltung  stehenden 
internationalen  Verträge  veranstaltet  und  unter  folgendem  Titel 
veröffentlicht  worden: 

ÜVeUados,  convetudones ,  protocolos  y  demds  aeto3  intemacionales 
vigentea  celebrados  por  la  republica  Argentina.   PitblicadÖH  gfi- 
eüU.   Buenos  Aires  (Imprenta  de  „la  naciön'^,  344  San  Martin) 
1901. 
Bd.  I:  470  u.  XXXVII  Seiten,  Bd.  11:  368  u.  Uli  Seiten. 


UtteratnrlMnchte:  Büchemadgen. 


Litteraturberichte. 

m,  B#ctaeraai«lKea. 
DellUS,  H>»  Dm  Aoaliefernngereclit.  Untei  besonderer  BerSekucbtiguBg    » 
der  Stellnng  der  Ansgelieferten  roi  dem  erkenneoden  Gericht,  für  die    \ 
Praxie  der  deDtechen  JoBtizbehOrden  bearbeitet.    Humover  1899,  Uelwing.     I  \ 
Vm  n.  106  S. 

Das  vorliegende  Bncb  eoU  du  materielle  Analieferungsieclit,  die  Be- 
dingnngen  der  AnBlieferang,  d&ntelleQ  und  eo  die  Fortsetcung  zu  einem 
1890  erschienen  Werk  des  Terf.  über  die  Ausliefemng  flficbtiger  Verbrecher 
nach  dem  KSnigreich  Prenben  bilden,  welches  die  Form  des  Anslieferangs- 
rerfabrena  snm  Gegenstände  hatte ;  das  AnBliefenngaverfahren  selbst  wird 
jedoch  in  §  5  wenigsteiu  knrz  erörtert;  aneb  §  10  (AnsweisongsbefiigtiiB) 
lud  %  l\  (Ver&bren  gegen  den  Ansgelieferten)  stehen  nur  in  loser  Ver- 
Hndiing  mit  dem  flaupcgegenstand.  D.  geht  in  der  Einleitung  von  dem 
Satie  ans,  daTs  das  Äsrlrecht  ein  Recht  des  Znflnchtsstaates,  nicht  ein  sub- 
jektiver Anspruch  des  Verfolgten  sei  und  bespricht  im  Anschlufs  hieran  noch 
den  Unterschied  der  Nacheile  von  der  Ausliefemng.  Im  einzelnen  erOrtert 
der  Verf^  stets  in  knapper  nnd  klarer  Form,  die  Fragen :  in  welchen  Fftllen 
ist  Ausliefemng  notwendig?  Wer  kann  Auslieferung  gewahren?  die  Aos- 
liefening  ohne  Vertrag;  die  Auslief erungsvertrftge;  die  Konkurrenz  von 
Antrftgen  verschiedener  Begiemngen ;  welche  Personen  werden  ausgeliefert 
DDd  wegen  welcher  strafbarer  Handlungen?  endlich  die  Rechtsstellung 
des  Ansgelieferten  vor  deutschen  Geriditen,  worin  sich  die  materielle 
Wiiknng  der  Auslieferung  zeigt.  Drei  Anbftnge  enthalten:  ein  Verzeich- 
aii  der  Auslieferungsvertrftge  nnd  anderer  das  Ansliefemngs verfahren  be- 
treffender Vorschriften,  ein  Verzeichnis- der  Ausliefernngsdelikte  und  der 
Bestitnmnngen  über  Veij&hmng.  Zum  Widerspruch  fordert  es  anf,  wenn 
D.  (S.  24}  Notwehr,  Notstand,  Geisteskrankheit  als  „StrafausMbliefinuigs- 
grflnde"  beieicfanet.  Diese  Thatsachen  sind  Schnldaosschliefsungsgrftnde ; 
aber  gleichwohl  oder  vielmehr  eben  deshalb  hat  der  Verf.  Recht,  indem 
n  solche  ThatumetAnde  nicht  als  Hindernisse  der  Ansliefemng  anerkennt, 
weil  in  der  Entscheidung  hierüber  die  Entscheidung  über  die  Hauptsache 
U^  FSr  den  Fall  des  Wechsels  der  Gesetzgebung  [S.  33,  34)  im  er- 
rachten  Staat  behauptet  D.  die  Notwendigkeit  der  Auslieferung,  wenn  die 
StiafUiat  anr  Zdt  des  Vertragsabechlnaaes  im  ersuchten  Staat  mit  Strafe 
bedroht  war  und  zur  Zeit  des  Auslief erungsfall es  nicht  mehr  strafbar  ist. 
Dabei  übersieht  er  den  Einflnls  des  §  2  StG.B.,  welcher  sich  geltend 
macht,  &ll8  die  That  zwar  zu  einer  Zeit  begangen  ist,  als  die  That  im 
Uenttehen  Reich  noch  strafbar  war,  die  Auslieferung  aber  verlangt  wird, 
nachdem  diese  Strafdrohong  beseitigt  ist.  Alsdann  mnfe  die  Frage,  ob  die 
That  nach  inUndischem  Recht  strafbar  sei,  unter  Anwendung  des  milderen 
Rechtes  entschieden  und  deshalb  verneint  werden.  Umsomehr  ist  aber  die 
Veneinung  gerechtfertigt,  wenn  schon  zur  Zeit  der  That  im  ersuchten 
Staat  die  Strafdrohnng  weggefallen  war.    Unverstindlich  ist,  wie  es  einen 
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üntenchied  begrflnden  uII,  wenn  eine  Stnfilrohiing,  die  mr  Zdt  dei  Ver- 
tngsabaehlnases  im  BtG.B.  stand,  inr  Z«it  des  AmUcferangstmlles  in  einem 
anderen  Geseti  enthmlten  iit,  wie  i.B.  die  Bknkbnichdelikte  «tu  danSt.G.B. 
in  die  K.O.  Tenetxt  worden  und.  Die  Behupttug  von  D.  (S.  34),  daü 
dieaer  Umstand  der  Anslieferang  eines  Nichtiunfmums  wegen  Bankbrnchi 
(vom  Dentechen  Reich  an  England)  entgegenstelle,  klammert  rieh  an  den 
Anadmck  „Strafgesetxhnch",  womit  im  Anslieferangsvertrsg  sinngemib 
die  Stirnfgesetigebong  gemeint  isL  Trotidem  man  hienach  üher  die  Bnt- 
Miieidnug  einielner  FiUe  abweichender  Meinung  sein  kann,  wird  das  Bnch 
Ar  die  Orimtierang  in  der  Praxis  doch  gute  Dienste  leisten. 

KJänfetler. 

,  Kubllt  Otto,  Die  rinmliche  Kompeteusabgrenanng  staatlicher  Straf- 
'  gewalt  Disaertation  na  Erlangung  der  Doktorwärde  vorgelegt  der 
Rechtsfaknltftt  der  Uuiversit&t  Laaiiauue.  Glanu  1901,  BSaohlin.  104  8. 
Der  Verf.  unterwirft  im  I.  Teil  die  bekannten  vier  Theorien  über 
die  Anwendung  des  Str*fgesetzee  anf  Ansiinder  nnd  anf  die  im  AosUnd 
b^angenen  Delikte,  n&mlich  das  Terrttorialitttsprindp,  das  Nationalitits- 
(oder  PersonalitätsVPrincip,  das  Schntzprincip  (Realprincip)  nnd  das  Univei^ 
aalpiincip  (Princip  der  Weltreehtspflege)  einer  guten  Kritik,  nm  sich 
sehliefalich  fOr  das  Ünivefsalprineip  an  entscheiden.  Der  2.  Teil  leigt  die 
praktische  Löeong  der  wichtigeren  E^nxelfragen  durch  die  Strafgeseti' 
bficher  für  das  Deutsche  Reich,  Frankreich,  Österreich,  Italien,  Schweden, 
Miederlande,  Belgien  (hier:  loi  contenant  le  titre  pr^liminaire  du  code  de 
procMare  p&iale  1878),  einige  Scfaweiierische  Gesetze  nnd  die  Vorentwürfe 
mim  Schweizerischen  SLGJB.  Die  Beieichnnng  des  Problems  im  Titel  ist 
nicht  sutreffend,  denn  die  Kompetens  der  staatlichen  Stra^walt  bleibt 
immer  anf  das  Staatsgebiet  bescfarSnkt.  Es  handelt  sich  bei  der  Frage 
&bethanpt  nicht  nm  die  rftnmlichen  Orensen,  sondern  nm  den  G^enstand 
der  Anwendung  dea  Strafgesetaes,  weshalb  die  von  Binding  gewählte 
Beieichnnng:  das  eachliche  Geltnngagebiet,  jeder  anderen  Beieichnnng 
dieser  Lehre  vorzuziehen  ist  Das  Universalprincip  befürwortet  K.  als 
das  Endziel  der  geschichtlichen  Eatwickelung,  dem  gegenttber  die  übrigen 
Theorien  nur  als  hervorragende  Punkte  in  der  Entwiekelnngsliuie  erschnnen. 
Hinsichtlich  der  Begreninng  der  Weltrechtspflege  hebt  er  iwar  die  Sub- 
sidiarität der  inländischen  Strafrechtspflege  gegenüber  den  von  Analändem 
im  Auslände  begangenen  Uandlongen  hervor,  insofern  das  Unterbleiben 
der  Ansliefernng  zur  BediuguDg  für  diese  Ausdehnung  der  Stra&echtepflege 
gemacht  wird,  aber  er  übergeht  rollatändig  die  Greoie,  welche  die  Welt- 
reehtspflege in  der  Geringfügigkeit  der  Handlung  finden  maus  (minima  non 
curat  praetor).  In  der  Betonung  des  subsidiären  Charakters  tritt  richtig 
hervor,  dafs  die  Auslieferung  seihet  nicht  Ausübung  der  Strafrechtepftege 
ist.  K.  hebt  femer  zutreff'end  hervor,  dafs  der  Staat  alle  Verbrechen  straft 
mSsse,  welche  gegen  seine  eigene  Sicherheit  gerichtet  seien,  womit  also 
die  Subsidiarität  insoweit  wegAllt;  aber  er  berücksichtigt  nicht,  dats  der 
Staat  keine  Veranlassung  hat,  unter  allen  Umständen  gegen  politische 
Verbrecher  einzuschreiten,  weil  hier  die  Auslieferung  unterbleibt.    Mit  Be- 
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■iehnng  auf  das  deatsche  SlG.B.  ist  noch  zn  erwälmeD,  dab  K.  (S.  17)  in 
dem  Wort«  gkaun"  des  §  4  Abs.  2  entgegen  der  hemchendan  Außaasung 
nicht  eine  Anerkennang  des  OpportanitAtaprincips  sieht,  sondern  annimmt, 
du  „luran*  sei  füx  die  Staatsgewalt  ein  „mufa",  wenn  nicht  nnüberwind- 
liche  Schwierigkeiten  bestehen.  Qnindaätzlich  ist  es  gewifs  richtig,  dab 
die  staatlichen  Organe  von  einer  ihnen  eingerinmten  Enn&chtignng  Ge- 
branch  macheu  sollen,  wenn  die  YorausBetsaDgen  erßllt  sind.  Allein  bei 
Auslegung  des  §  4  Abs.  2  StG.B.  kommt  doch  einerseits  der  schon  vor 
ErUTs  des  Geseties  bestehende  Oegensats  iwiscben  Legalit&ts-  und  Oppor- 
tonititsprincip  znr  Geltung,  andererseits  ist  §  152  St.O.B.  in  berücksich- 
tigen, dessen  Abs.  2  in  seiner  Fassung  diesen  Gegensats  ausdrücklich  be- 
tont Abgesehen  von  einem  aufbllenden  Gallizismus  (gegenüber  des  Ans- 
linders)  ist  die  Dissertation  mit  Tollkommener  BeherrschnDg  der  deutschen 
Sprache  and  auch  sachlich  recht  gut  geschrieben.  Kltntf^ier. 


mit  den  annotierten  AusliefernngsvertrSgeu  des  Dent«chen  Eeicbes  und  I 
der  Bnndesstaaten.  Karlsruhe  1902,  Hacklot.  VUI  u.  479  S.  Geb.  n 
H.  7,50. 

In  Teil  I  dieses  fiir  die  Praxis  der  BehSrden  bestimmten  Buches 
wird  daa  materielle  Auslieferungerecht,  in  Teil  II  das  Auslieferungsver- 
^ren,  in  Teil  III  die  sonstige  Recbtshfilfe  in  Strafsachen  behandelt,  in 
einem  Anbang  der  Text  der  bestehenden  Ausliefeningsvertr&ge  sowie  der 
wichtigsten  AaafBbrangsbeetimmnngea  mitgeteilt, 

B.  W^.  ▼.  KOniff,  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens.    6.  ver-M 
besserte  Auflage.    Herausgegeben  von  B.  v.  König,  Kaiserl.  G>eh.  Lega-  \l 
tionsratundTortragendemRatimAuswärtigen  Amt,  Berlin  1902, v. Decker,  U 
IMesee  im  deutschen  Konsul ardienst  als  Kanon  geltende  Handbuch, 
dessen  Verfosser  daher  eine  verantwortongevoUe  und  sicherlich  nicht  ohne 
vollkommene  Fühlung  mit  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
ontemommene  Aufgabe  zn  erfüllen  hat,  erscheint  hier  wiederum  in  wesent- 
lich umfangreicherer  Gestalt  als  bisher.    Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  and 
«eine   Nebengesetse,   das   Gesetz   über  die    Konsulargerichtsbarkeit,    das 
Flaggengeeets  vom   22.  Juni    1899,   neue  Ministerialerlasse   und  andere« 
haben  in  vielen  Teilen  eine  vOUige  Umarbeitung  nütig  gemacht.    Dagegen 
ist  dai  Kolonialweaen  in  dieser  Auflage  mit  gutem  Grand  ausgeschaltet 
und  einer  besonderen  Bearbeitung  überlassen. 

Das  Werk  ist  so  angelegt,  dafs  die  Konsuln  alle  Materialien  in  ihm 
finden,  deren  Kenntnis  der  gewöhnliche  Dienst  voraussetzt.  (Das  gebt  so 
wdt,  dafs  z.  B.  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die 
Erfoidemisse  der  Eheschliefsung  [gg  1303—1850]  abgedruckt  sindlj 

Auf  S.  7  ist  nachzutragen,  dafs  die  Ausgabe  des  belgischen  Konsular- 
leglements  von  1887  überholt  ist  durch  die  amtliche  Ausgabe:  „Reglement« 
consnlures,  4.  ed..  1899,  1900.    2.  Bftnde.    Brüssel  (Hayet). 

Übersehen    ist   femer  die  argentinische  Sammlung;    Beglemento 
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paf&  loi  c^nsulee  orgentinoB  j  diBponcionea  Tigentea  relativu  sl  senicio 
conmlar,  BneuoB  Aires  1898. 

Auf  S.  8  w&re  becfiglich  dei  italieniecheD  BloDanlarregtemente  woU 
richtiger  gewesen,  &nf  das  KonanlargeBets  (t.  28.  Jan.  1866)  nidit  nur 
in  der  Form  hinzuweisen,  in  welcher  es  als  Teil  des  Beglements  auf- 
tritt, auch  fQr  letEteres  das  Datum  7.  Jnni  1866  anzugeben  und  nicht  die 
alte  Ausgabe  («Firenze  stamperia  reale")  ancufähren,  sondern  die  neoe 
Ton  1887,  welche  gedruckt  ist:  „Borna,  Tipografo  del  ministero  degli  afhri 

Nicht  hinreichend  klar  fbnnnliert  und  inhaltlich  bedenklich  sind  nra 
Teil  die  Ansföhrungen  in  g  66  über  das  Verhältnis  zur  Kaiserlichen  Harine. 

In  der  Sache  selbst  ist  die  Stellungnahme  des  Handbuchs  au  den 
intemationalrechtlichen  Fragen  sonst  fast  durchweg  lu  billigen,  teilweise 
lebhaft  willkommen  zu  heiFsen;  to  z.  B.  im  Nentxalitft tarecht  zur  See,  f&r 
welches  (S.  135)  der  vOlkef  rechtliche  Standpunkt  der  deutseben  Begiernng 
bei  der  Beschlagnahme  deutscher  Dampfer  durch  englische  Kriegeschiffe 
(Erklftrung  des  Reichskanzlers  in  der  Reichstagssitzung  vom  19.  Jan.  1900) 
als  Norm  aufgestellt  wird.  Siemeytr. 

F,  V.  Liszt,  Das  VSIkerrecht  s^rstematisch  dargestellt  Zweite,  durch- 
aus umgearbeitete  Auflage.     Berlin  1902,  HJLiing.    XIT  u.  412  S. 

Der  Umfang  des  Buches  ist  in  der  neuen  Auflage  annUiemd  auf  dis 
Doppelte  erweitert.  Die  Mitteiluug  der  Texte  wichtiger  Stoatsvertrftge, 
iusbeaondere  der  Haager  Konvention  hat  an  der  Erweiterung  nur  den 
kleineren  Anteil.  Der  Hauptanteil  entf^lt  auf  die  bei  aller  Knappheit 
doch  umfassende  Durcharbeitung  und  Erweiterung  der  systematisch  eu  Dar- 
stellung, durch  welche  dae  Buch  uunmebr  von  der  Stufe  des  Leitfadens 
zu  derjenigen  des  Lehrbuches  emporgestiegen  ist.  Die  praktischen  Vor- 
züge des  Buches,  seine  klare  Übersichtlichkeit  und  die  BeschrAnkong  auf 
das  Positive  sind  dadurch  nicht  berührt  worden.  Auch  die  Unterordnung  des 
Stoffes  unter  die  wissenschaftliche  Methodik  tritt  dabei  dennoch  genugsam 
hervor  und  die  Knappheit  beeinträchtigt  nicht  die  Eindringlichkeit  und 
Lebendigkeit  der  Darstellung.  Eine  grofae  Annehmlichkeit  ist  die  ausge- 
zeichnete typographische  Ausstattung.  Niemetfer. 

Oarele,  K.,  Institutionen  des  Völkerrechts.  Ein  knnge&tetea  Lehrbuch 
dee  positiven  Völkerrechts  in  seiner  geschichtlichen  Entwickelung  md 
heutigen  Gestaltung,  2.  Auflage,  Neu  durchgearbeitet.  Giefseu  1901, 
Bolh.    V  und  319  S. 

Flau  und  Darstellungsart  rind  dieselben  geblieboi  wie  bä  der  im  Jahr 
1888  enchienenen  enten  Auflage.  Der  inzwischen  erwachsene  ncne  Stoff 
hftt  den  Umfang  des  Bnchra  erheblich  verändert  Der  VerfuMr  hat  aiefa 
in  der  fierttekaichtigung  der  neueren  Litteratnr  BeechiHnkong  anferiegt,  da- 
gegen dae  Hatertat  an  VertrSgen,  Gesetzen,  Einrichtungen  s^r  angehend 
berttcküchtigt 
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QuarltSOllt  Kompendium  des  enropäiBchen  VSlkwiechta.  7.  Aofi.  Erg^iiut 
nod  dnnsbgesebeii  von  Dr.  C.  OoesA.  Berlin  1901,  Weber.  165  S. 
Dem  Bedärfnia  Dach  ednem  dem  Stande  der  Gegenwart  entsprecbeBden 
Repetitoiiam  des  Völkerrechts  wird  durch  die  nene  Auflage  des  be- 
kaanteii  BücbleiDB  in  gediegener  Weise  eutaprochen.  Auf  litterarisohen 
Apparat  nnd  sonstigen  Aaichein  selbstftndlger  wiBsenBcbaftlicher  Ledatiing 
iat  rertichtat.    Dar  Inbftlt  iet  «ber  m^ei^aüg. 

Denzleri  O*,  t^«  Stellnng  der  f^liale  im  intemen  und  Intern&tionalen  IL 
Priratreebte.    Zürich  1902.    393  S.  V 

la  der  HanptBacbe  beschäftigt  sich  der  Ver&Mcr  mit  dem  inteinenl^ 
Becht,  anf  S.  334— S96  aber  auch  eingebend  mit  dem  intemationaJen  Becbt 
der  Rliale.  Die  Rechtsstellnng  der  Filiale  aneländiacbeT  Gesellschaften  ge- 
hurt zu  den  tSglich  bSnfiger  nnd  wichtiger  werdenden  Problemen  dee  inter- 
nationalen Priratrechta  (vgl  z.  B.  oben  S.  138).  Seine  monographische  Be- 
handlung iat  daher  dankbar  and  dankenswert  Der  Ver&aaer  (der  anäb  von 
nUalen  der  Einzelkanflente  handelt)  verAhrt  nach  podliTiBtischer  Methode 
imd  erörtert  anter  Beibringung  reichen  Miitotfale  in  meist  ObeneogMider, 
ftat  stets  aber  beachtlicher  Weise  nicht  nnr  die  prindfüellen  Fragen,  sondern 
aueh  die  Kasnistik.  Niemeyer. 

Heill,  F.,  Das  internationale  CStU-  nnd  Handelerecht  anf  Grand  der  Theorie,  ll 
Geaetegebnng  nnd  Pnms.  E3n  Handbuch.  1.  Bd.  Zürich  1902,  OieU  * 
FfllaU.    SJX  u.  405  S.  > 

Der  verdienstToUe  nnd  gelehrte  Verfasser  besächnet  sich  auf  dem  Titelblatt 
als  „Del^erter  der  Schweiz  an  den  Staatenkonferenzen  im  Haag"  imd  das  Buch 
ist  „dem  verdienten  Präsidenten  der  Staalenkonferenzen  Über  internationales 
Privatrecht,  T.  M.  C.  AMer,  zur  Erinnernng  an  <^e  arbeitareicben  Tage  im 
Haag  1893,  1694  und  1900"  gewidmet  Darin  liegt  der  Hinweis  auf  die  be- 
sondere Beziehung  dea  vorliegenden  Buches  m  den  von  Aiser  seit  1878  be- 
hairlieh  vertretenen  Kodifikationabestrebnngen  nnd  den  Haager  Konferenzen, 
als  deren  Erfolg  allem  Anschein  nach  in  Kürze  eine  Konvention  tlber  die  wich- 
tigsten Materien  des  internationalen  Privatrechts  bevorstebt.  Jf«7t  vertritt, 
wie  in  seinen  bisherigen  Pablikationen  so  anch  im  vorliegenden  Buch  die 
Notwendigkeit  der  Verbindung  historischer  nnd  poaitiviatiacher  Forschnng 
vät  praktischer  „kosmischer"  Politik.  Dos  Bach  enthUt  tine  Menge  actdtE- 
baira  Materials  nnd  eine  Füll«  von  beaebtanswarten  ^ikdwken.  Eg  ist 
gcdguet,  gerade  f&r  die  brennenden  Fragen  der  Gegenwart  ebe  breite 
Gmndlage  an  gewähren. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Stelinngnahme  Meäi»  {■amentlich 
S,  IM  ff.)  gegen  daa  StaatsangehärigkeitBprincip  nnd  zn  Gnnsten  der  lex 
domtetlM.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  von  ihm  vorgebrachten  Bedenken  ge- 
wita  nicht  otine  weiteres  abzuweisen,  und  ich  halte  es  in  der  That  für  sebr 
nfiglich,  daTs  epftterhin  wiederam  eine  Beschrfinknng  dee  Btaatsangeh&igkeitB- 
princips  zn  Gunsten  dee  Domicilprindpa  eintreten  mnfs.  £dneandereFrageiBt,ob 
in  der  Q^euwart  zunächst  die  möglichst  einheitliche  Eiaiufaning  des  ersteren 
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Litterfttarbericlite. 

FlteciiM  richtig  ist    IHes  miirs  m.  E.  bejabt  werdeo.    Im  Gbrigen  i 

ich  aöf  mäue  AiufiihmDg  in:  „Du  intematioiiale  Frivatrecht  des  B.GA' 

8.  68  ff.    (Berlin  1901).  WiwwyBr. 

k.   Zeitichrlften. 

Allgemeine  OBteireichlsehe  OerlehlBzeltungr.  ^2.  Jahrguig, 

1901,  Heft  35—53,  Jahrg.  1Q02  Heft  1—11.  Ton  den  Abhandlungen  idiid 
hervorzuheben ;  A.  Krasny,  Das  Enteignnngarecht  fUr  WasaerstraTBenbaatai 
nnd  FlaTsregnlieningeD.  K.  Schneider,  Die  deatsche  nnd  preaGdsche  Oe- 
setsgehniig  1901.  C.  Stooß,  Kiimin&lpolitiBche  Gedanken  ÖBterreichiacba 
Stra^geaetcgeber.  H.  Sauchberg,  SteaererklSrnng  and  Steneranflage  «nf 
dem  Gebiete  der  direkten  PeraonalBteuen  in  Österreich.  R  Roth, 
Schnldübemahme.  Eine  Stadie  nach  öaterreichischem  nnd  dentsdiem 
Civilrecht  —  Die  ZdtBchnft  bringt  tuifseidem  Geiicbtsentachudnngen  und 
ansfflbrliche  Berichte  fibec  die  Wiener  jaristisohe  Geeellsehaft. 

Amerloan  Law  Review,  heransgegeben  TOD  Seymovr  B.  Thomj^on, 
8t.  Lonis,  und  Leonard  A.  Jones,  Boeton.  Bd.  36  Nr.  1  (Jannar-Pebniar 
1802):  I.  Abhandlungen:  J.  F.  Biahop  (Nekrolog);  Curry,  Criminals  and 
their  treatment;  Wiltae,  Aggregation  of  hamani^  in  dtioB;  Tkompio», 
Effect  of  conBolidation  oF  corporatiooi  upon  rights  of  action  agaiiut  tfae 
eonstitnent  companies;  Egon,  Protection  to  contracta  bj  Ü\e  due  procea 
of  law  dansea  in  the  föderal  Constitution;  Steffee,  Jndidal  efferreacencea.  — 
IL  Uitteünngen.  —  in.  Erörtemng  neuerer  Entscheidungen.  —  IV.  Bficher- 
beepreehnngen. 

Annales  des  BOienoes  poUtiques.  Bevoe  bimestnelle,  XVTI  ann£«, 
uro.  II  Mars  1902  (Paria,  F.  Alean):  R.  Stourm,  L'oauvre  financi^  dn 
Consolat  —  Bene  Henry.  La  campagne  de  Calchas  dans  la  Fotiuightlj 
Review  conbre  une  entente  anglo-allemande  ponr  on  accord  anglo-rusee. 

—  Itahart  de  ta  Tour,  La  libertä  de  TasÜBtence  priv^.  —  W.  Seaumonl, 
Ia  FniBse  et  les  Polonais.  —  P.  de  Laedeye,  Les  entrepriaes  helges  i 
r^tranger:  V^tat  dn  Congo.  —  Ch.  de  Cheäan,  La  race  et  lo  milieo.  — 
0.  Fetty,  Chroniqne  des  qnestions  ouvriäies  (1901).  —  AnalyBee  et  cocnptee 
rendna.    Monvement  de«  p^riodiquoB. 

APChlT  fOr  bUrsrerllOhee  Reoftt,  herausgegeben  von  Professor 
Dr.  Kohier,  Kammergericbtsrat  Bing  nnd  Professor  Dr.  Oertmaim.  Bd.  20 
Heft  13:  Zdmter,  Landgerichtadiiektor  in  Uannbeim,  Die  privatrechtliche 
Bedeutung  des  Gesetzes  fiber  die  priraten  Versichernnganntemebmungen. 

—  Dr.  Julian  Ooldsehmidt,  Justizrat,  Berlin  f ,  Noch  ünmal  die  Ggen- 
tOmeThTpothek.  —  Dr.  Ernst  Brück,  StraTsbarg  i.  K,  Die  Vermiete.  ~ 
Dr.  Eugen  Jogef,  Notar,  Fredburg  i.  B.,  Rechtserwerb  ans  nneiiaubtan 
Handlungen.  —  Paul  Oertmann,  Gvilistische  Rundschau.  —  Sedce,  G«- 
richtsaSBeseor,  Spandau,  Das  Ermessen  im  Büi^erlichen  Gesetzbuche.  — 
Bendim,  Rechtsanwalt,  Breslau,  Der  Kreditanftrag  nach  dem  Bürgerlichen 
Gesetzbucbe.  —  Dr.  Paul  Knoke,  Gerich  tsasseesor  nnd  Privatdocent,  QSt' 
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tingeo,  Der  Eintritt  dnes  nenen  OeeellecbafterB  in  die  GeaellMbaft  nach 
dem  BflrgerUchen  Qeaetzbncbe.  —  Pmd  OertmofM,  Erbbaorectit  and  hjpo- 
th«kaiiaclie  Belaatong.  —  Dr.  S.  üundsletn,  Warachan,  Die  Begel  „locna 
regit  actnm"  im  inteinationalen  Privatrecbt  des  Bürgerlichen  OesebEbDclia. 

—  Dr.  SÜbeTichmiät,  Landf^erichtarat,  Aadiaffenbarg,  Die  ciTilrechtlicbe 
Bedentung  der  Vorentscbeidaug  nach  §  11  des  EinfttbrangBgeaetzes  zum 
Gerichtsrerfasanngsgesetze.  —  Faui  Oertmamn,  Über  GoldBchmidts  BetiU- 
lehre.  —  Dr.  Eugen  Josef,  Rechtsanwalt,  Freibnig  i.  B.,  Letstwillige  Zn- 
irendoDgen  an  Ver^e  ohne  Bechtsffibigkeit  —  Dr.  Thiesing,  Gerichts- 
asBeesor,  Göttingen,  Ist  der  Terguraerer  einer  beweglichen  Sache,  die  er 
dem  Erwerber  nnter  Eigentmnarorbehalt  übergeben  hat,  mitteltiarer  Be- 
ritser?  —  Paul  Oertmann,  Die  neuen  Gesetzentwürfe  enr  Bichemng  der 
Banhandwerker.  —  Dr.  Mutkat,  AmtBgerichtsrat,  Waldenborg  i.  Schi., 
Verhältniü  dee  prenTHiRchen  Füraorgeeiziehangsgesetzee  zu  den  rdchageeetz- 
lichen  Vorschriften.  Zagleich  ein  Bdtrsg  zur  Geschichte  des  pTeuTBischen 
Zwangserräehangsrechts.  —  Dr.  C.  Bitter,  Rat  in  der  Hambnrgischen  Justiz- 
rerwaltmig,  Landwlrtachaftlichea  Nebengeworbe.  —  Ernst  Mumm,  Land- 
richter a.  D.,  Assistent  an  der  Handelskammer  Chemnitz ,  Kaatmännische 
Schiedsgerichte.  —  Dr.  Georg  Maas,  Bibliothekar  im  Reichsroilitärgerlchti 
Bibliographie  des  bürgerlichen  Kecbta  1901. 

ApoMv  fdr  Kriminal- Anthropologrie  und  KzlmlnallBtlk:, 

heraoBgegehen  von  Dr.  Hanns  Grofs,  o.  ö.  Professor  des  Stiafrechts  in 
Czernowitz.  7.  Bd.,  l&Ol,  Ueft  3  nnd  4;  Loemensiimm,  Eid  und  Zeagnis- 
pflicht  nach  den  Ansichten  des  Volkes.  —  Weingart,  Detektiviastitute.  — 
Stern,  Wohin  gelangen  wir  nach  Lombroso?  —  Lobsing,  Vom  Alibibew^. 

—  Leleteer,  Über  den  Nutzen  schriftetelleriscber  Beschftftigung  aktiver 
Kriminalbten.  —  Eoirahhi,  Über  den  Nutzen  des  Stndinma  gerichtlicher 
Medizin.  —  Nemanitsch,  Ein  Kaniübale.  —  Grofs,  Todesstrafe  und  Anar- 
chtBten.  —  Kleinere  Mitteilnngen.  —  Besprechungen.  —  Promemoris  an 
die  Justizverwaltungen. 

ArclüT  für  Strafreolit  und  Straf ppozere,  begrtindet  durch 
Dr.  OoUdammer,  herausgegeben  von  Prof.  Dt.  J.  EoMer.  Berlin.  48.  Jahrg., 
5.  Heft:  Oetker,  Fragestellung  bdm  Wechsel  des  Strafgesetzes  zwischen 
Begehung  und  Aburteilung  und  bei  ausländischem  Delikt  im  Falle  des 
§  4  Nr.  3  St-G.B.  —  J.  Köhler,  Die  Irischer  in  Dantes  HöUe.  —  K.  Klee, 
Selbstverletzung  und  Verletzung  eines  Einwilligenden.  ^  Entscheidungen 
der  Strafsenate  des  Beichsgerichts.  —  Entscheidungen  deutscher  Ober- 
laodesgeiichte.  —  Entscheidungen  des  preufsischen  Oberverwaltungsgerichts. 

—  litteiaturbericht. 

Badische  ReohtspraxlS,  Annalen  der  Orofeherzog).  badischen  Ge- 
richte, O^an  der  B&dischen  Anwaltakammer.  Von  besondereni  Interesse 
Ar  die  Leser  dieser  Zeitschrift  sind  folgende  Abhandlungen:  Jahig.  67, 
1901,  S.  912:  Heintihfimer,  Zu  Art.  2  des  Bad.  Ausf.Gcs.  z.  B.G.B.  (die 
intemationalprivatrecbtlicfae  Behandlung  des  ehelichen  Güterrechts  in  der 
Übergangszeit).    Jahrg.  68,  1902,  S.  12:   Fuchs,  Bedeutet  Art  2  des  Bad. 
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AtuTOa*.  nun  B.O.B.  dn«  EingiUF  in  wohlbcfirflndet«  Plintaeelrte? 
S.  27:  Dr.  F.  Kahn,  Zorn  Inlenutioiuileii  Prirstncht  der  Übe^angBdt. 
Nr.  4,  S.  50:  Dr.  F.  Kahn,  IKo  KoIUnonmormm  dee  baiUacben  Oaeti- 
«nhrarh  mm  ehelichen  Oflteneeht  S.  68  ff.,  BS  ff.:  Ungtnantit,  la 
%  20  dee  Entwurfs  einea  Qeeetxes  betreSeod  die  Oberleitung  der  eheUcben 
GäterstlDde  dee  Utenn  Reehta  in  das  Reieharecht  8.  84  ff.:  fWsU, 
Die  fiedentong  des  Art.  2  Ansf.Qe«.  i.  B.Q.a 

Beltrflgre  zur  Briauterang'  des  deutsohen  Recht»,  begrOndM 

Ton  Dr.  J.  A.  Qntchot,  hannegegebcn  ron  Dr.  Amhho,  Baiebagerichtsnt 
ft.  D.,  Dr.  JCÜM/el,  ÜnterstutuekreUr  im  prenJs.  Jartimüniaterinm,  nnd 
Dr.  Ecciut,  Oberleodeegericbtqulliident  —  46.  Jehigug,  1902,  I.  Heft. 
AbhandlnngBn :  1.  Die  Folgen  echuldhafter  NichterfdllaDg,  insbeBODdere 
der  Schadenieitati  wegen  NichterftUlong  bei  WerkTertng,  Euf, 
Jiieto  und  DienstTertrag  nach  dem  B.O.B.  Von  Hrn.  Landgeiichtu&t  Dr. 
W.  SehÖUer  in  DSweldorf.  2.  Zur  BechtawohltliKt  dee  Notbedarä.  Von 
Hrn.  Dr.  lUtta-,  Ret  in  der  Hembnrgiscben  JoetizTerwaltang.  8.  Wu  »t 
unter  dem  Jeweiligen  BeeUnde"  der  Haoptverbindlichkeit  im  %  767  B.G.B. 
m  Teretah«)?  (Znr  Frage  dee  LaatnngMrte  des  Bü^en.)  Von  Hn. 
Bechtsaow.  Hugo  Türk  in  Berlin.  4.  Verbürgong  für  eine  künftige  Sdinld 
nnd  Kreditmandat.  Von  Hm.  OberiandesgeiichtsprSeident  Dr.  Eceitu.  5.  Da 
S  27  Abs.  I  6.B.O.  im  Veriiiltnisee  an  g  1I3S  Abs.  2,  §  1175  Abs.  1  Setz  S 
B.G.B.  Von  Hra.  SenataprAeident  Dr.  t>.  Jaeitbuky  m  Hdnchen.  6.  Prin- 
dpietle  QesichtBpnnkte  für  das  Vetst&ndnis  der  priTatintenationalat  Tor- 
B«diiiften  des  E^nfBhnuigBgesetzeB  znm  B.G.B.  Eine  Erwidening  anf  Nie- 
meycTB  Internationales  Privatrecht.  Von  Bm.  Dr.  Hugo  Nemnann,  Becbta- 
anwalt  am  Kanunergericht  in  Berlin.  7.  Gloseen  in  g  588*  C.P.O.  Von 
Hm.  Oberlandeagerichterat  Simon«»*  lu  Braslan.  8.  Entgegnung  ant  die 
Bemei^uDgen  Ton  Skoniettkt  za  dem  Aofsatie  in  Nr.  26  dee  45.  Jahig- 
der  Bdtrtlge.    Von  Hm.  Landrichter  Werner  in  Hagdebn^. 

CentralblStt  fllr  RechtawlSSenBOhaft,  herausgegeben  von  Dr. 
«.  Kirchentuim,  ord.  Prof.  der  Bcchte  fn  Heidelbeig,  21.  Bd.,  1.— 5.  Beft 
(Oktbt.  1901— Febr.  1902). 

ClrcolO  GlurldlCO.    Rivieta  di  Ic^slazione  e  giurispradenza,  diretta  da 
Lmgi  Sampolo,  Profewore  di  diritto  nella  H.  Univerütä  di  Palermo.  ^  Bd.  32 
1901,  no.  11—12,  Bd.  33  1902,  no.  1—2.  —  Die  Zaitechrifl  ist  das  Oigan  der     : 
•üt  1868  bestehenden  jurietischen  GesellBcbaft  gleichen  NameuB  in  Palermo 
nnd  bringt  die  Protokolle  über  die  Sitaungen  der   Gesellschaft,  sowie     j 
Bonatige  die  Gesellschaft  betreffende  Veröffentlichungen.   Anberdem  enthUt 
■le  wissenschaftliche  Abbandinngen,  Geriehtaentscbeidnngen ,  BÜtteilongeo 
Aber  Oeeefatgebnng  nnd  Bibliographia    Von  den  Aithandlongen  seien  her- 
vorgehoben: Natale,  Le  obhligaaioui  e  delicto  secondo  U  Codice  cirile  ger-     ^ 
manico  in  rapporto  al  Codice  dTÜe  italiano  ed  al  diritto  TOmano,  Fin-    \- 
eUore,  II  contrabando  di  gnerr&. 

DeatBOhe  JUTlaten-Zeltun^,   heiaosgegeben  von  Dr.  P.  Laba*i,     f' 
Prof.,  Dr.  M.  SUngUin,  KeicbHgerichtarat  a.  D.,  Dr.  H.  Staub,  Rechtsanw..    j^ 
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Jmtimt;  7.  Jabrg^-,  Nr.  1—6.  Von  besoDderem  lutereaae  tax  die  Leser 
dieser  Zätschiift  sUid  folgende  Artikel.  S.  25 :  Samter,  Ein  Enatx  für  den 
Aiudnick:  intematioQalea  Privat-  bezw.  Str&frecht.  —  3.  75:  ZilrJmann, 
DentKhe  Aktien,  die  auf  »osUndioche  WShnmg  lauten.  —  S.  122:  BväAee, 
EtBatz  fOr  den  Aiudnick:  intematioDales  Privat-  nnd  Strafrecht,  —  S.  145; 
Xeuvteyer,  Eherertrüge  dentaclier  StaateangeliörigeT  in  Basmscb-Polen. 

DWtto  Commerelale,  Rlvlsta  perlodlca  e  crltica  dl 
glurlsprudenza  e  legrlBlazlone ,  beninsgegeben  ron  Coram. 
David  Supino,  Prof.  des  Handelsrechts  an  der  UniverdtAt  Pisa,  Bd.  19 
(1901)  Heft  6,  Bd.  20  (1902)  Heft  1.  1.  AbhaDdlnngen :  O.  Ertera,  La  vendiU 
topra  campione  nön  h  mü  condizionale;  K.  Vidari,  Emmissione  di  obbli- 
gAzioni;  C.  Pagani,  I  piccoli  falliitienti;  G.  Soruüi,  La  rappresentanaa  del 
cnratare  nel  faltimento ;  £.  Vidari,  Interruzione  di  prestixione;  Papa  d'Antico, 
I  ereditori  detia  maasa  nel  fallimento,  2.  „Ginrispmdenza"  (Gerichlaeut- 
scfaetdangen).    3.   Note.    Variete    4.    Bibliografia. 

HanseaUsohe  Oerlohtszeitunsr.  22.  Jabrg.  (1901),  Nr.  47-«2; 

wSchenÜich  ein  HaaptbiBtt  (handelsrecbtlicbe  FVlIe)  nnd  ein  Beiblatt 

(drilrechtliche  FäUe). 

Harvard  Law  Review,  Bd.  XT  nro.  7  (Man  1902).  l.  Abhand- 
loogan:  John  Chipnan'Gray ,  Öifta  for  a  non-cbaritable  pnrpose,  —  Emil 
McCiain,  Unwritten  constitationa  in  the  United  States.  ~  Frescott  F.  EaU, 
Some  obseiTatioiiB  on  the  doctrine  ofproiimate  cause.  2.  Notes.  3.  Heoent 
caaee.    4.   Books  and  periodicals, 

Jahrbflcher  der  WOrtteinberglsohen  Reohtspflegre,  ber- 
BD^egebeii  von  den  Hitgüedem  des  OberlandesgsriobtB  nnd  dee  Terwal- 
tDDgsgericbtshofs  zu  Stattgart  nnd  des  Vorstandes  der  Wfirttembergiseben 
Anwaltskanuner. 

Journal  du  droit  International  prlv6  et  de  la  Jurls- 
pradenoe  C0nipai6e,  toadi  et  publik  par  E.  Clunel.  (Secrätaire  de 
la  rMaction:  Ä.  Darraa.)  28.  Jahrg.  Nr.  11—12.  I.  Abhandlungen:  De 
la  th^orie  du  renvoi  devant  les  tribunaux  eepagnols.  —  Dwmai,  De  radul- 
tire  commls  en  Fiance  par  des  ^poiu  ätmngets.  —  Lain^,  La  confäreaee 
de  la  Haje  relative  an  droit  international  jnivi  (snite).  —  Salem,  De  l'in- 
Saence  dn  marioge  sut  la  nationalitä  de  la  femme  en  Turquie.  —  Oraiet 
Notes  Bur  Teitrsdition  en  Angleterre  pendant  lee  annöei  1899  et  1900.  — 
AHotU,  De  la  rfegle:  le  crimbei  tient  le  dril  en  ätat,  en  droit  international, 
particalürement  dana  le«  ächelles  dn  Levant  II.  Jurisprudence  (Beebt- 
Bpnchtug).  IIL  Documenta  IV.  Faita  et  Information.  V.  Bibliographie 
tjrft^mKtiqofi  du  droit  international  priv^. 

JuirlStlBche  Blfitter,  heransgegeben  von  Dr.  B.  SdUndkr  und  Dr. 
£.  BmeäüA.  Wien.  30.  Jahrg.,  1901,  81.  Jabig.  Nr.  1—12.  An&er  Ab- 
haBdlnngen  (von  denen  herroi^hoben  ad:   J.  Schwwrtt,  EbüraiM  fiber 
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den  Enhnirf  des  nngaiisclieii  allgememen  bürgerUehen  Geeetzbnchn)  bringt 
die  ZeilAchrift  Judikatur  und  Termischte  MitteUimgen. 

llecldenbureisohe  ZeltBOhrirt  fOr  Rechtsp&egre  und 
Rech  tswlssens  oll  aft,  bennBgegebcn  von  Dr.  B.  Ättvaier,  SeoAtt- 
priBident  beim  OberUudesgericht  in  Boatock,  and  Dt.  C.  Birkmeyer,  Prot 
der  Rechte  so  der  UaiTeisität  in  MUncheo.  —  Bd.  20,  1902,  1.  Ueft 

Mittellun^n  der  Internationalen  krlmlnalistlsohen 
Verelnlfning:.    (Bulletin  de  l'Unlon  Internationale  de 

droit  PönaL)  9.  Bd.,  Heft  3  (1902>  Inhalt:  L^elation  pänAle.  (B^ 
daction:  H.  le  profetisear  Mittermaier,  Beme.)  XV.  RufeUnd.  Von  Prof. 
A.  Schischilenko  in  St  Petaraborg.  XVL  Griechenland.  Von  Dr.  KoMlmUin 
.d.  fypn'ades,  Staatsanwalt,  Insel  Lenkas.  XVII.  Schweden  1898— 1901.  Be- 
richt Ton  H&nuUhöfding  Dr.  WilMm  üppström  in  Stookholm.  XVIII.  BrtäL 
(Sappläment)  Par  M.  ie  Dr.  JoÖo  Vieira  de  Araujo,  dipati,  profeBsetu  de 
droit  piual  et  militaire  k  Rio  de  Janeiro.  XIX.  L^gialation  pönale  So- 
moiee.  B^^me  des  Piisons.  Rapport  de  M.  lUau,  Yice-conBoI  de  Fnmce 
i,  Bangkok.  XX.  I»e  Türkei.  Berieht,  entattet  von  Hm.  Dr.  Loytttd, 
Dragomanataelevea  bei  der  KuserL  deatocben  Botschaft  in  KonatantünpeL 
—  Septime  Sestion  da  Groupe  allemand  (1900).  Par  M.  h.  GardeO, 
Nancy.  (Seconde  partie.)  —  Der  düoische  Eriminalittenveiein.  Von  Fratiii 
DaK  in  Kopenhagen.  —  Internationale  kriminaliBtiBche  Vereinignng. 
Schwuierische  Landesgrappe.  —  Eine  Berichtigung  gegenüber  Herrn 
Oberlaudeagerichtsrat  LSwenstinuna  Überdcht  der  nueischen  Sektion  der 
intemationBlen  kriminalistiBchen  Vereinignng  1897—1900.  Von  Profteaoi 
A.  e.  Widfert  in  St  Peterabni«. 

Das  Recht.  Rundeohau  für  den  deutschen  Juristen- 
Stand,  herausgegeben  von  Dr.  Bs.  TK  Soergä,  Frdlasäng.  —  5.  Jah^., 
1901,  Nr.  23—24,  6.  Jahig.,  1902,  Nr.  1—6.  Von  den  Abhandlungen  seien 
herrorgehoben :  Kati,  Vier  Jahre  des  Caterreichiscben  GvilprozeBees  in  der 
Piaiia.  —  Stadelmener,  Das  HjdrasTatem,  nach  einem  in  der  Praxis  T0^ 
gekommenen  Fall  bildlich  dargeateUt 

Rechts g^eleerd  Masrazljn.  Tijdschrift  voor  bbnen-en  buitenlandidte 
rechtsstudie.  Herausgegeben  Ton  H.  L.  Dmcker  und  W.  L.  P.  A.  MoAn- 
graaff.  (Haarlem,  Erven  F.  Bohn.)  20.  Jahrg.,  Lieft.  5—6,  21.  Jahrg., 
Liefr,  1—2.  L  Abhandlangen:  Mr.  G.  Kirberger,  Openl^ging  van  bocken 
Tolgens  faet  Wetboek  ran  KoophandeL  —  Jhr.  Mr.  J.  BMI  en  Ifr.  J.  Opfm- 
häm,  Bijdrage  tot  regeling  der  adminisbalieve  rechtspiaak.  —  Mr.  J.  BL 
Nap,  Over  betaling.  —  Mr.  H.  L.  Dmdxr,  Latijnsohe  rechtoregel»  in  de 
Nederlandecbe  reehtapraak.  II.  Vermischte  Hitteiluogen.  HL  UttBratnr- 
berichte.  Der  20.  Jahrgang  schliebt  mit  einem  sehr  ansfOhrliohen  Genanl- 
legistar  über  die  Jahrgänge  1882—1901. 

RevlBta  de  los  trlbunales  y  de  lecrlsladön  universal,  bng. 
von  Ezcmo.  Sr.  D.  Francisco  Lastres  y  Jvit  (Madrid,  Göngora,  calle  de  San 


Zeitschriften.  183 

Benuido  48).  —  Bd.  35,  1901,  mo.  44—52,  Bd.  36,  1902,  nro.  1—9.  Diese 
im  Umhange  eines  Drnckbogens  (gnSa  Oktav]  eracbönende  Wochenschrift 
hat,  seitdem  sie  Ton  Herrn  Framitco  Lastreg  y  Jvit  beraoHgegeben  wird, 
einen  nenen  Anfschwnng  genommen.  Anfser  kleineren  Anfsätzen  wissen- 
scbaftlielien  ChftiakteTB  werden  regelmäroge  Berichte  üher  spaniBche  und 
anslfindisehe  Gesetsgebnog  and  Judikatur,  vermischte  Mitteilongen,  hiblio- 
graphiache  Berichte,  Personalnachrichlen  gebracht.  Als  Beigabe  erhalten 
^e  Leser  dne  STstcmatisch  geordnete  Sammlung  der  Texte  der  jewälig 
nea  erlassenen  Gesetze  nnd  Verordnungen,  sowie  der  bemerkeiiHwerteeteo 
Judikate  der  spanischen  Gerichte. 

Revista  ffeneral  de  leglBlaolön  y  jurlsprudenola,  heraus- 
gegeben von  Excmo.  Sr.  D.  Jos^  JUaria  Movresa  y  Navarro.  (Madrid, 
Calüzares,  3,  Leipng,  M.  F.  A.  Brockhao«.)  Jahrg.  49,  Bd.  99,  Novbr.. 
Deslir.  1901.  I.  Poaidiin  juridica  de  los  hijos  habidoa  fnera  de  matrimonio 
(Continnaciöii).  Francisco  J.  J.  SenHoch.  II.  ün  ensa^o  de  LegitlMiia 
social.  Adolfo  Fosado.  III.  Las  ideas  jnridicas  de  Spencer.  JUariin 
NoBtaro  Flores.  IV.  Eeorganiaaciön  de  los  Tribmialea.  Samön  Gayoso 
ÄTiai.  V.  Un  criminalista  hiingaio.  D.  Ladistatg  Thöt.  VI.  Laboratorio 
de  criminologla  (Coutinnaddn).  Rafael  SaliHas.  VU.  La  refoima  del 
Coucotdato  celebrado  enire  la  Santa  Sede  j  el  reino  de  EspaQa  (Conti- 
nnaciöii). Joaquin  Girön  y  Areas.  VItl.  La  tradidän  roniana  sobre  la 
sacedön  de  formas  del  testamento  ante  la  hlstoria  oomparada.  Edouard 
Lambert.  IX,  Instmcciones  espednales  dadas  k  los  Fiscales  de  las  Andienciaa 
pnr  la  FiBcalfa  del  Tribnnal  Snpremo.  X.  Crönica  de  ios  Tribimales. 
La  Memoria  del  Fiscal  del  gopremo.  P.  OonaSas  del  Attia.  XI.  Jnris- 
pmdenda  criminsl.  Doctrina  del  Tribnnal  Snpremo.  La  Sedaeciön. 
XII.  Kevista  de  la  prensa  juridica  eepagola.  (Nnlidad.  —  Apuntee  pars  la 
reforma  del  C6digo  dvil.  —  El  projecto  de  lej  aobre  hnelgas.  —  Lob 
tribonalee  de  bonor.  —  Las  tüpotecas  legales.  —  Jneces  cou  cartilla.  — 
Las  reformas  en  el  Notariado.  Jo»^  Qarcia  Ferndndeg  XIU.  Bevista  de 
la  prensa  juridica  eztreugeia:  EL  V  Congreso  de  Antropologia  criminaL 
Conatattcio  BertuUdo  de  Qmrda.  XIV.  NoUdas  bibliogritficas.  XV.  Analee 
de  DeKcho  interaadonal.  (La  conferencia  intemacional  americana  de 
H^}ieo.    A.  EtAeverHa.  —  BoleUn  bibliogr&fico.) 

Revue  de  droit  International  et  de  läglslatlon  oompaf6e, 

heransgegeben  nnter  der  Leitung  von  T.  M.  C.  A^ser,  Bolin- Jtuquemyn», 
J.  Wettiaiii,  E.  Sys  von  E.  Bolin  als  Chefredakteur  und  M.  P.  ffymems 
als  administrateur  gärant. 

83.  Bd.,  1901.  No.  6:  L  Abhandlungen:  A.  Serena,  La  Convention 
de  la  H&je  da  14.  Novembre  1896,  relative  &  la  procädare  civile.  E  Sys, 
L'£Ut  et  la  notion  de  l'^tat.  M.  Sayknd  Takahaaki,  Hoatilit^s  entie 
la  France  et  la  Chine  ;eu  1884 — 1885.  —  IL  Noticea  bibliographiquee. 

34.  Bd.,  1902,  No.  1:  Tk.  W.  Bakh,  La  frontiäre  alasko-canadienne. 
G.  Streit,  La  sentence  aibitrale  sur  la  question  consulaire  entre  la  Gröce 
et  ta  Tnrquie.    H,  C.  A.  Zühoa,  Revision  des  sentences  arbibrales.  L. 
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E.    Visier,  La  clanse  de    U   oation   la  plus   f&rorisäe.  —  Nterologie: 

RlTlBta  Itallana  per  le  sdenze  Blurldlohe,  herausgegeben 

TOB  F.  Sdvupfer  und  Q.  Fwinalo.  —  Bd.  31,  1901—1902,  Heft  1-3. 
L  Abhandlnngeo :  Bavä,  A.  I  diritti  snlla  propria  peraona  nella  scienza  e 
nella  filoeofia  del  diritto  (fine).  Solnti,  A.  Alberto  da  Gandino  e  il  diritto 
Btatntario  nella  giarisprudenza  del  aecolo  XIU.  Catellani,  E.  1  trattati 
deir  impero  ottomano.  Martini,  A.  Nel  regno  della  bnrocrasia.  ZddatMer, 
L.  La  legge  dell'onore.  Mondol/b,  U.  Gli  elementi  del  fendo  in  Sst- 
degna  prima  della  conqniata  aragonese.  Brngi,  B,'  Per  la  atoria  della 
ginrispradensa.  11  Periode  del  diritto  naturale  in  Oeimania.  IL  BAcher- 
beaprecbungen.    III.  ZeitacbriftenachaD.    IV.  Bibliographie. 

SflohalBOhes  ÄFOtalT  fdr  bflrsTBrliches  Recht  und  Prozers, 

heraaagegeben  von  S.  Soffmann,  Eeichsgerichtsrat,  R.  v.  Sommerlatt  und 
Dr.  F.  Wolftrt,  Oberland eagerichter&ten  iu  Dresden.  —  11.  Bd.,  1901, 
Heft  9—12,  12.  Bd.,  1902,  1.  Heft:  L  Abhandlungen:  Der  Anspruch  anf 
Dulden.  Von  Landrichter  du  OitvM.  Stellnng  und  Befugmsse  des  Nach- 
laTsTerwalters.  Von  Bechtaanwalt  Dr.  Georg  Liebe.  Zum  Veretftndni« 
des  Art.  171  des  EinfUhrungagesetzea  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Von 
Beferendar  Arthur  Brückmann.  Zur  Gesetz esaualegung.  Von  Prof.  Dr.  fiope. 
Ein  juristischer  Beitrag  zur  ärztlichen  Standeafiage.  Von  Rechtsanwalt 
Dr.  jur.  Friedrich  Thierach.  Daa  Beichsgesetz  über  die  priyaten  Ver- 
sich erungsuntemehmungcn  vom  12.  Mai  1901.  Von  Landrichter  Dr.  0. 
Zetsing.  Kann  ein  vertretungeberechtigter  Prokurist  etc.  ab  Zeuge  ver- 
nommen werden?  Von  Rechtsanwalt  Dr.  Feb'x  Bondi.  Der  Schaden- 
ersatz bei  Verletzung  absoluter  Rechte.  Von  Landrichter  ä»  Chesnt. 
Zur  Auslegung  der  Worte  „bei  Beendigung*  des  Dienstverhältnisses  etc. 
Ton  Regierungsassessor   Dr.   Oerfel.   —  II.  Gerichtliche   Entscheidungen. 

—  III.  Bücherbeaprecfanngen. 

schweizerische  zeltsehrlTt  für  Straflreoht.  Revue  pö- 
nale Sulase.  Herausgegeben  von  Carl  Stooas,  Professor  des  Straireehts 
in  Wien.  —  U.  Jahrg.,  1901,  Heft  6—6;  15.  Jahrg.,  1902,  Heft  1—2. 
L  Abhandlungen:  Verbrechen  und  Strafe  kriminalpolitisch  ustersucht 
von  Carl  Stoose.  Die  Gefährdung  der  Sicherheit  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs, Art.  167  des  Voreotwurfs  zu  einem  schweiaerischen  Stra^esetc- 
bncb,  1896.  Von  Professor  Dr.  Wolfgang  Mittermaier  in  Bern.  La  R^- 
union  de  la  Soci^t^  suisse  ponr  U  R^forrae  pinitentiaire  et  des  Soci^t^ 
suisses  de  Patronage.  (Zürich,  Octobre  1901.).  Par  Alfred  Oautier,  pro- 
fesseur  k  Genäve.  Internationale  kriminalistische  Vereinigung.  Schweiis- 
rische  Landesgruppe.  Protokoll  der  Versammlung  vom  22.  September 
1901.  Critique  de  quelques  dispositions  de  la  loi  sur  Torganisation  jndi- 
daire  et  proc^dure  pönale  pour  I'arniäe  suisse,  Par  Alfred  Martin,  major 
Jndiciaire.  Der  strafrechtliche  Schutz  der  MindeijAhrigen  gegen  geschledit- 
liehe  Verderbnia    Postulate  des  Bundes  schweizerischer  Frauen  vereine. 

—  Begründung  der  Postulate  des  Bundes  schweizerischer  Frauen  vereine, 
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gegeben  durcli  Profewor  TT,  MUtennaÜT  in  Bern,  f  Semhard  Otts, 
BeiehBidTokat.  —  II.  Die  Stra^eeetzgebung  des  Buadefl  und  der  K&ntone 
1900.  —  III.  Entacheidnngen  in  Stra&achen.  —  IV.  LitteTAturanieigen. 
TldSSkrlft  for  RetSVldenSkab,  herauagegeben  von  Tii.  J.  Aftelivt, 
Stockholm,  Dr.  J.  Bergh,  Chriatiaiiia,  Dr.  C.  6ooa,  Kopenhagen,  Dr.  F. 
Ragetvp,  Ghiiatiania,  Dr.  N.  Lawen,  Kopenhagen,  Dr.  E.  Tryger,  Upsala* 
14.  Jahrg.,  1901,  Heft  4:  1.  Abhandlungen:  Bernhard  Getz.  Af  F.  Ba- 
gerup.  Om  Begrebet  Kebmand  i  nordlsk  Ret.  Af  J.  Seckscher.  II.  Litte- 
rator.    III.  Kleinere  Hittoilaugen. 

ZeltBOlirlft  für  das  Bresainte  Handelsrecht,  begründet  von 
L.  ßoldsAmidt,  herausgegeben  von  Dr.  B.  Kei/asnfr,  Oeh.  Juatiz-  und 
Kaiamergeiichterat  in  Berlin  und  Dr.  K.  Lehmann,  ord.  Professor  der 
Bechte  in  Rostock.  51.  Bd.,  3.  u.  4.  Heft,  ]»02.  1.  Abhandlungen: 
SUvera,  Der  VersiGbernngsrereiD  auf  Gegeoaeitigkeit  im  Beichegeeetze 
über  die  privaten  Versieb  erungsunterDebmongen  vom  12.  Mai  1901.  Boden, 
Die  Klausel  tel  qoel.  K.  Lehmann,  Beitr&ge  zur  Lehre  von  den  Erwerbs- 
gründen  des  Aktienrechts.  BoHe,  Der  Paragraph  27  des  neuen  B.G3. 
—  II.  Becbttquellen.  lU.  Rechtsaprücbe.  IV.  Bücherbesprechungen. 

2teltgobrift  fOr  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der 
Oegrenwart,  unter  st&ndiger  Mitwirkung  von  Mitgliedern  der  Wiener 
inriatjflchen  Paknlttt,  herausgegeben  von  Dr.  C.  S.  arünhvt.  ~  2».  Bd., 
1902,  Heft  2.  1.  Abhandlangen:  Die  etatsrechtlichen  Gmndefttze,  ihre 
Codification  nnd  die  Controle  ihres  Vollzuges  im  modernen  StaatahauB- 
halte.  Von  Dr.  Carl  Det^eck.  Zur  Auslegung  dea  Artikels  9  dea  Satei- 
reichiachen  interkonfessionellen  Gesetzes.  Von  Dr.  Max  von  Bwttarek. 
Die  Rechtsfolgen  ehrlosen  Verhaltens  nach  dem  deutschen  bürgerlichen 
Gesetabuch.   Von  Dr.  Max  Süesheim,  München.    2.  Bücherbesprechungen. 

Zeitschrift  nir  deutsches  bOre-erllohes  Recht  und  fran- 
zOalSOheS  ClVilrecht,  begründet  von  Dr.  J.  Puchelt,  Reichsgerichts* 
rat,  herausgegeben  von  Emil  Buber,  Oberstaatsanwalt.  Bringt  I.  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  und  dea  obersten  LandeagericbtH  München, 
S.  Entscheidungen  der  Oberlandcegerichte,  Landgerichte  und  Amte- 
gerichte, 3.  FranzOsiBch-belgische  und  italieniache  Rechtsprechung, 
4.  Abhandlungen  und  5.  Litteraturberichte.  —  Bd.  32,  1901,  enthalt  fol- 
gende Abhandlungen:  J.  Kohler,  Rechtsverhftltnia  zwischen  Gaaanatalt 
tmd  Stadtgemeinde.  Lend,  Die  auf  Grund  C.  c.  Art.  1094  getrofTenen 
VerfSgnngen  nach  dem  Inkrafttreten  dea  B.  Q.  B.  Dr.  Fuld,  Die  Qua- 
lifikation des  bdslichen  Verlassens  als  relativen  Scheidungsgrundes. 
Dr.  Scherer,  Das  rhdniscbe  Immohiliarrecht  in  der  Zeit  vom  1.  Januar 
1900  bb  zur  Anlage  des  Grundbuchs.  Dr.  Seherer,  Bleibt  die  vertrags- 
mäfeige  Kündigung  eines  altrechtliehen  Mietvertrags  auch  dann  in 
Kraft,  wenn  derselbe  gemfifs  £.  G.  111  unter  das  neue  Recht  getreten 
ist?—  Bd.  33,  1902,  Heft  1  nnd  2,  enthält  folgende  Abhandlungen: 
Qeiget,  ReligiSse  Erziehung  der  Kinder.  S^erer,  Auslegung  altrechtticher 
letztwilliger  VerfQgangen  des  rheinischen  Rechts. 
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Zeitschrift  fOr  die  frelwllUffe  Oerlchtebarkelt  und  die 
OemelndeTerwaltune  in  Württemberg,  herausgegeben  tob 
Landgerichtsrat  K.  Mayer  in  Stuttgart.    44.  Jahrg.,  1902,  Heft  1—2. 

Zeitschrift  fOr  deutschen  Clvllprozers  und  das  Ver- 
fahren in  Ang:eleerenhelten  der  fjrelwllllfiren  Qerlchts- 
barkeltf  begründet  tob  LEindgericbtsrat  R.  Bugdt,  beransgegeben 
von  Dr.  M.  Schtiltzenttein,  Oberverwaltnpgagerichtarat,  nnd  Dr.  F.  Vier- 
haus, vortragendem  Bat  im  preufe.  JuBtizministerium  und  Professor  an 
der  Universität  Berlin.  —  Bd.  29,  Heft  3  n.  4.  1.  Abhandlungen:  Dr. 
StÖUel,  Über  die  Fassung  von  Beweis-  nnd  Eidesanflagen.  Dr.  Adolf 
Wach,  Die  Beweislaat  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbache.  Kax  Outt- 
mann,  UrteilBzustellung  und  VollstreckungsbeginD.  Dr.  Arthur  Nii»t- 
bavm,  Bichterliche  Zwangsgewalt  in  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 
2.  Gerichtliche  Entscheidungen.    3.  Litteratnrbesprechnngen. 

Zeitschrift  fOr  die  ereasrnte  Strafrechtawlssensohaft, 

berausgegeben  von  Dr.  F.  o.  LitH,  Dr.  S.  v.  Lilienthat  und  (aeit  Bd.  22) 
Dr.  Pavi  Herr.  -~  22.  Bd.,  1.— 3.  Heft,  1901, 1902.  1.  Abhandlungen :  Humor 
im  Würzburger  Recht.  Von  Privatdocent  Dr.  H.  Knapp  in  Wnraburg, 
Beitrage  zur  Beatrafung  der  Übertretungen.  Von  Wtrtter  Boaefibetg. 
Staatsanwalt  in  Strafsburg  im  Elsafe.  Zu  §  2  Abs.  2  des  R.St.G.B.  Von 
Landgerichterat  Dr.  W.  SUberschmidt  in  Aechaffenburg,  Die  Reue  vom 
kriminalistischen  Standpunkt.  Ein  Vortrag  von  Dr.  jnr.  et  phil.  3f.  Liep- 
mann  in  Halle.  Die  Versammlung  des  Vereins  der  deutschen  Straf- 
Bnstaltsbeamten  in  Nürnberg.  Von  Dr.  Freiherr  von  KalHna,  Docent 
der  Recht«  in  Prag.  Artikel  4  und  5  des  fransOsischen  Gesetzes  vom 
19.  April  1898  „Bur  la  räpression  des  violences,  voiea  de  foit,  actes  de 
cruantä  et  attentata  commis  onvers  les  enfanta",  Von  Dr.  jur.  Curtiv», 
Referendar  am  Landgericht  Duisburg.  Ein  Arbeiter-Fhiloaoph  (Unge- 
nannt). Die  Rechtsprechung  des  k.  k.  obersten  Gerichts-  als  Eaasationa- 
bofea  in  Wien.  Von  Landesgerichtsrat  Dr.  August  Brvniter  in  Wels 
(OberSeterTeich}.  Über  Strafgesetze  mit  multiplikatir  gebildeter  Straf- 
grenze.  Von  Dr.  Julim  Jacobi,  Referendar  in  Königsberg  i.  Pr.  Über 
Zweikampf  und  Beleidigung.  Von  Amtsgerichtsrat  BarMomäui  (Kroto- 
schin).  Die  Streitfrage  Gber  die  Vollendung  des  Delikts  bei  der  Kuppeid. 
Von  Dr.  Po«!  Herr  iin  Berlin.  Zur  Lehre  von  der  mittelljarcn  Tbiter- 
schaft  Von  Dr.  Höpfner  in  Göttingen.  Zur  Lehre  von  dem  autonomen 
Strafrecht  öffentlich-rechtlicher  Verbände.  Von  Dr.  Waller  Lehmaim  in 
Berlin.  Kriminal-Polizei  und  Kriminologie.  Von  Assessor  Dr.  Lindenau 
in  Berlin.  La  patronage  familial.  Bericht  von  Dr.  jur.  CurUut,  Refe- 
rendar am  Landgericht  DuisbuTg.  Zur  Psychologie  der  Aussage.  Expe- 
rimentelle Untersuchungen  über  Erinnerungstreue.  Von  L.  WBliam 
Stern,  Privatdocent  der  Philosophie  an  der  Universität  Breslau.  Über 
einige  staatsrechtliche  Fragen   des   Strafprozesses.     Von  Adolf  Arndt. 


TersfiictiDis  aen  eingesendeter  BQcher.  187 

3.  Litentniberichte.    8.  Bibliograph  lache  Notizen.   4.  Geschichtliche  Her- 
mSa  in  bunter  Reihe.    Von  Th.  DisUl  in  Blasewitz. 

Zeltschilft   fQp  Reohtapfiegre   Im  Herzoginun.  Braun- 

aeliweler,  49.  Jahrgimg. 

e.  ¥enelekala  men  «iBceaeaAeter  BBeher, 

deren  fimprechnng  Torbehalten  bidbt. 

OcMtcentwnrf  einer  ungarischen  CtTilprozersordniing.  Umgearbeiteter  Ent- 
inir£  Veröfientlicht  dnrch  den  königl.  nngariKhen  Jostizminister,  über- 
setzt von  Dr.  Julius  Sg^alltzer  nnd  Dr.  Max  Pollak.  BndApest, 
Tsrlag  der  Zeitschrift  f3r  ungarisches  Sffeutliehet  nnd  Privatreeht;  Wien, 
Hanz.     1901.    287  S.  —  8  Kronen. 

Benedict,  V^.«  I)>b  selbständigen  Erhebungen  des  Verteidigeis  nnd  die 
Strafprozersrefonn.  Ein  Tortrag,  gehalten  im  Berliner  Anwalts- Verein  (Ver- 
SSentlichnngen  des  Berliner  Anw alts- Vereins ,  Heft  14).  Berlin,  Vahlen. 
1901.    34  S.  —  0,80  Mk. 

Frledmann,  O.,  Du  Recht  der  Wahrheit  nnd  der  Schntz  des  gaten 
Namens  vom  legislatiTen  Standpunkt,  Ein  Vorttag.  Leipzig,  Dnncker  n, 
Hmnblot.     1901.    49  S. 

I  Hailbom,    P.«    Der    Agent   provocateur.    Eine   strafreehtliche   Stadie. 
I     Berlin,  Springer.    1901.    191  S. 

iHÖpQier,  W". ,  Einheit  nnd  Uehrbdt  der  Verbrechen.    ESne  strafrecht- 
/     Uehe  Üntersncfanng.     Berlin,  Vahlen.     1901.    1.  Bd.     XI  und  272  8.  — 
Hk.5,40. 

I  Klatt,    O^,   Die  KOipenneastuig  der  Verbrecher  nach  Bertillon  und  ^ 
I      Photographie  als  die  wichtigsten  Hfll&nittel  der  gerichtlichen  Polisd, 
sowie  Anleitnug  znr  Au&iahme  von  Fufsspuran  jeder  Art    Mit  zahlreichen 
Ablnldnngen  im  Test  und  21  Tafeb.    Berlin,  Beine.    1902.    82  S. 

lliUelStaedt,  J.,  nnd  Hllllsr,  C.»  Das  Verlagsrecht.  Reichsgesetz 
ülMr  daa  Verlagsrecht  vom  19.  Jnni  1901  mit  Erlftntemngen  nnd  einem 
Anhange,  enthaltend  das  Beichsgesetz  betrefiemd  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Litteratnz  und  der  Tonkunst  vom  19.  Juni  1901.  Leipzig, 
8.  HtneL    1901.    XVUI  nnd  189  S. 

Stanglftln,  M.(  Kommentar  zor  MiUt&rstrafgerichtsordnnng  vom  1.  De- 
■«nber  1898  nebet  dem  E^ftihningsgeeetz,  den  Nebengesetzen  und  den 
Ansfflhrungsvorachriflen.     Berlin,  0.  Liebnumn,  1901.    X  and  382  S. 

Ottolengrhi,  O.,  La  cambiale  nel  diritto  intema^nale.  Tntiii,  Umone 
tipi^Tafico-editrlce,  1902,  XIX  nnd  627  S.  —  10  Ure. 


190  O.  IHobonniotü  in  Athen, 

Diese  Fragen  wurden  damals  durch  keine  GeBetzesbestimmung 
beantwortet.  Es  waren  also  die  allgemeinen  Grunds&tze  anza- 
wenden. 

Dieser  Zustand  bat  nicht  lange  gedauert.  Durch  ein  Gesetz 
vom  30.  Januar  1866  wurde  bestimmt,  dalb  seit  1.  Juli  1866 
primö;  alle  neueren  Givilgesetze  (mit  Ausnahme  eines  Testaments- 
gesetzes)  des  griechischen  Königreichs,  welche  seit  seiner  Er- 
richtung im  Jahre  1833  in  Geltung  getreten  waren ,  auch  auf 
den  Ionischen  Inseln  Geltung  haben  sollten,  seamdo:  das  ionische 
Civilgesetzbuch,  insofern  dies  durch  diese  neueren  Gesetze  nicht 
verfindert  war,  in  Geltung  bleibe. 

Aber  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1866  schweigt  aber  die 
Hauptfrage,  welches  das  Anwendangsgebiet  des  so  beibehaltenen 
ionischen  Civilgesetzbuches  sei.  NatDrlich  das  ehemalige  G^iet 
des  ionischen  Staates,  aber  inwieweit? 

Vor  allem  ist  nun  zu  bemerken ,  dafs  zu  den  neueren  Ge- 
setzen, welche  allgemeine  Geltung  in  dem  ganzen  Gebiet  des 
griechischeD  Staates  haben,  auch  das  Gesetz  vom  29.  Oktober 
1856  gehOrt,  welches  in  den  Artikeln  4—8  die  Regeln  aber  das 
internationale  Privatreeht  enth&lt.    Diese  Artikel  lauten: 

„4.  Die  Gesetze  über  die  Rechts-  oder  HandlungsfiLhigkeit 
gelten  far  die  Griechen  auch  im  Auslande.  Die  Ausländer  in 
Griechenland  stehen  unter  den  diese  Fähigkeiten  regelnden  Ge- 
setzen ihres  Heimatsstaates.  Aber  bei  den  Rechtsgeschäften, 
welche  in  Griechenland  von  Ausländem  errichtet  werden,  die 
nach  griechischem  Rechte  die  Fähigkeit  zur  Errichtung  solcher 
Rechtsgeschäfte  besitzen,  werden  die  Ausländer  als  geschäfts- 
fähig betrachtet,  wenn  sie  auch  nach  ihrem  Heimatsreebt  unfiüiig 
sein  wurden.  Die  Ehe,  die  Verhältnisse  zwischen  Eltern  und 
Kindern,  die  Vormundschaft  und  die  Fäegsehaft  richten  sich  auch 
far  den  im  Auslande  verweilenden  Griechen  nach  dem  griechi- 
schen Rechte." 

„5.  Der  Besitz,  das  Eigentum  und  die  dinglichen  Rechte  an 
den  in  Griechenland  belegenen  beweglichen  oder  unbeweglichen 
Sachen  richten  sich  nach  den  griechischen  Gesetzen.  —  Die 
testamentarische  oder  gesetzliche  Erbfolge  wird  durch  das  Recht 
des  Staats,  dessen  Angehöriger  der  Erblasser  ist,  geregelt;  aber 
die  in  Griechenland  liegenden  Grundstacke  sind  stets  vom 
griechischen  Recht  geregelt.' 
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,6.  Die  Obligationen  verdea,  was  ihre  Wirkong  betrifft,  vom 
Gesetz  des  Staates,  wo  sie  nach  dem  auadrficklichen  oder  still- 
«chweigenden  'Willeo  der  Parteien  zu  erfQllen  sind,  geregelt- 
Doch  h&nnen  die  Parteien  das  Recht  bestimmen,  welches  sie 
regeln  soll.  Aber  die  Obligationen  aus  unerlaubten  Handlungen 
Verden  immer  durch  das  griechische  Gesetz  bestimmt." 

,7.  Die  Rechtshandlungen,  welche  von  Griechen  im  Auslände 
TOi^euommen  werden,  sind  ihrer  Form  nach  in  Griechenland 
gültig,  wenn  sie  entweder  der  Form  des  griechischen  Rechtes 
oder  deijenigen  des  Rechtes  des  Ortes,  wo  sie  vorgenommen 
dnd,  entsprechen. " 

,8.  Die  griechischen  Gerichte  dürfen  niemals  ausländische 
Gesetze  anwenden,  welche  entweder  griechiscben  Gesetzen  der 
fiffentUcben  Ordnung  entgegenstehen  oder  Rechtsinstitute  be- 
treffen, welche  das  griechiBche  Recht  nicht  anerkennt." 

Diese  Bestimmungen  des  positiven  griechischen  intematio- 
nalen  Privatrechts  stimmen  mit  den  Erfordernissen  der  Wissen- 
schaft aberein;  nur  die  Bestimmung  ober  die  der  Erbschaft  au- 
gehftrigeD  Grundstücke  ist  de  lege  ferenda  als  verfehlt  zu  be- 
trachten. 

II. 

Nach  dem  für  das  gemeine  Recht  in  Deutschlaod  allgemein 
anerkannten  Satze  sind  die  Principien  des  internationalen  Privat- 
rechtes auch  auf  die  Falle  der  Kollision  von  zwei  Rechten  an* 
zuwenden,  welche  innerhalb  desselben  Staates  für  verschiedene 
Gebiete  gelten.  Ist  dieser  Grundsatz  auch  für  Griechenland, 
was  das  Anwendungsgebiet  des  römischen  und  des  ionischen 
Civilrechts  betrifft,  marsgebend? 

Eine  grofse  Schwierigkeit  besteht  ober  das  leitende  Princip. 
Im  deutschen  internationalen  Privatrechte  war  es  bisher  der 
Wohnsitz,  welcher  das  persönliclie  Statut  bestimmt;  im  griechi- 
schen Rechte  ist  es  die  Nationalität.  Nun  ist  das  Princip  des 
Wohnsitzes  auch  für  zwei  Rechte  desselben  Staates  genügend, 
während  das  Princip  der  Nationalität  insofern  ungenügend  ist, 
Als  die  Angehörigen  eines  und  desselben  Staates  dieselbe  Natio- 
nalität besitzen,  obwohl  sie  zwei  verschiedenen  Gebieten  des- 
selben Staates  angehören. 

Eine  buchstäbliche  interlokale  Anwendung  also  des  Principcs 
des  grieehiEchen  intemationalen  Rechtes  in  Griechenland  ist  aus- 
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geschlossen.    Es  fragt  eich,  ob  eine  anal(^  Anwendung  statte 
finden  darf.    Ich  bin  dieser  Meinung. 

Meines  Erachtens  ist  die  LtVsung  unserer  Frage  auf  «■« 
Fiktion  der  NationalitAt  zu  stfitzen,  d.  h.  alle  diejenigen  Per- 
sonen, welche  Staatsangehörige  dra  ionüeben  Staates  sein  wür- 
den, wenn  der  ionisehe  Staat  noch  existierte,  werden  vom  ioni- 
schen CiTilreeht  beherrscht,  und  alle  Personen,  welche  Ange- 
hörige des  ehemaligen  griechischen  Staates  sein  würden,  werdm 
Ton  dem  römischen  Recht  beherrscht 

Diese  Fiktion  enth&lt,  wie  jede  Fiktion,  eine  TTnwahiiieitr 
weil  es  jetzt  nur  griechiBche  Staatsangehörige  giebt;  die  ioni- 
sehen  und  die  ehemaligen  griechischen  Staatsangehörigen  sind 
jetzt  unesistierende  Personen.  Doch  hat  diese  Fiktion  dennodk 
reellen  Wert;  was  jetzt  nicht  existiert,  ist  die  Staatsangehörig- 
keit als  soldie,  d.  b.  als  Institut  des  öffentlichen  Rechtes. 
Aber  die  Staatsangehörigkeit  aU  Grandlage  des  internatio- 
nalen Privatrechtes  ist  nicht  in  ihrem  Öffentlich -intemational- 
rechttichen  Wesen  genommen,  sondern  nur  als  Grundlage  der 
Einteilung  der  Personen  im  besonderen  Sinne  des  internationalen 
Frivatrechtes.  Wenn  zwei  Staaten  in  einen  vereinigt  werden,  dann 
kann  in  diesem  Sinne  die  Einteilung,  die  vor  der  Union  existiert 
hat,  ihre  Folge  noch  nach  der  Union  haben  und  eine  Einteilung 
der  Staatsangehörigen  des  neuen  Staates  nach  den  Regeln  der 
früheren  Nationalität  der  zwei  Staaten  kann  noch  heute  statt- 
finden, da  die  bewirkte  Union  nur  das  öffentliche  Recht  betrifft^ 
wahrend  das  private  Intemationalrecht  als  inneres  Recht  der 
zwei  vereinigten  Staaten  durch  seine  eigenen  Regeln  geißelt 
bleibt  Mit  anderen  Worten :  der  Begriff  der  Staatsangehörigkeit 
in  Bezug  auf  jeden  der  vereinigten  Staaten  kann  als  Grundlage 
des  internationalen  Privatrechtes  auch  nach  der  Vereinigung 
der  zwei  Staaten  fortbestehen;  ebenso  gut  wie  als  Grundlage 
dieses  Rechtes  auch  der  Wohnsitz  dienen  kann,  ein  Begriff,  der 
mit  der  Existenz  des  Staates  nichts  zu  thun  hat. 

Nach  dem  oben  Gesagten  mul^  als  Grundlage  des  griedii- 
schen  internationalen  Privatrechtes  die  Staatsangehörigkeit  gelten, 
und  zwar  die  fingierte  Staatsangehörigkeit,  was  das  Anwendungs- 
gebiet des  ionischen  Rechtes  anbetrifft. 

Viele  Entscheidungen  der  griechischen  Gerichte  verteidigen 
eine  andere  Meinung.    Sie  setzen  als  Grundlage  den  Wohnsitz. 
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So  soll  der  in  Athen  wohnende  Grieche,  obwohl  er  ein  Staata- 
angefaOriger  des  iraischen  Staates  geweseo  ist,  dem  römischen 
Rechte  unterworfen  sein,  w&hrend  der  in  Eorfn  wohnende  Grieche, 
obmhl  er  froher  ein  griechischer  Unterthao  war,  dem  ioniicben 
Cirilrecht  'unterworfen  sein  soll.  Diese  Meinung  ist  mit  dem 
Frtncip  des  griechischen  internationalen  FriTatrechtes,  d.  h.  dem 
Prmcip  der  NationalitHt  nicht  zu  vereinigen.  Die  JuriBprudenz 
denkt:  weil  es  jetzt  keine  ionische  Staatsangehfirigbeit  giebt,  ist 
ein  anderes  Prineip,  also  das  Princip  des  Wohnsitzes  anzu- 
wenden. Die  Unbaltbarkeit  dieser  Meinung  und  ihre  Priocipien* 
loagkeit  erhellt  aus  folgendem  Falle :  Ein  lonier  wohnt  in  Bufs- 
knd;  ist  er  dem  römischen  oder  dem  iomsdien  Givilrecht  unter- 
worfrai  ?  Mach  dem  froheren  gemeinen  deutschen  interoationaleB 
Privatreeht  ist  er  weder  dem  einen  noch  dem  anderen,  sondern 
dem  russischen  Recht  unterworfen,  weil  er  seinen  Wohnsitz  in 
Snfsland  bat;  nach  dem  griechischen  intentationalen  Privat- 
rechte  ist  er  dem  griechischen  Hechte  unterworfen,  weil  er 
griechischer  Staatsangehöriger  ist.  Aber  das  griecbiscbe  Bedit 
bat  zwei  nebeneinander  bestehende  Rechte,  das  römische  und 
ioiiische.  Welches  von  beiden  ist  anzuwenden?  Die  Wohnung 
giebt  hier  keinen  Anfschlofs,  weil  diese  Person  keine  Wohnung 
ia  Griechenland  hat.    So  ist  ein  drittes  Friocip  nötig. 

Nach  dem  Vorausgesagten  werden  wir  jetzt  die  verschie- 
denen Fragen  nfther  prDfen. 

Die  Hauptfrage  Ober  die  räumlichen  Grenzen  des  ionischea 
Civilrecbtes  umfaM  zwei  Abschnitte:  erstens  innerhalb  des 
Königreichs  Griechenland,  zweitens  aufserhalb 
Griechenlands. 

A.  Das  Anwendan^gebiet  im  Iiliade. 

Was  das  statuUtm  reale  betrifft,  so  ist  die  lex  rei  sitae  an- 
zuwenden. Die  auf  den  Ionischen  Inseln  liegenden  Grundstöcke 
und  beweglichen  Sachen  werden  vom  ionischen  Givilgesetzbuch 
beherrscht  und  die  im  Qbrigen  Griechenland  liegenden  vom  rö- 
mischen Rechte.  Es  sei  Obrigeiu  bemerkt,  daA  die  Hypotheken 
und  Privil^en  fQr  gimz  Griechenland  einheitlich  geregelt  sind. 

Es  ist  schon  bemerkt,  dafö  nach  der  positiven  Bestimmung 
des  griechischen  internationalen  Privatrechts  die  erbrechtliehe 
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Behandlung  der  in  Griechenland  liegenden  Grundstücke  eines 
verstorbenen  Aneländers  nicht  von  dem  Rechte  seiner  Heimat, 
sondern  von  dem  Griechenlands  geregelt  werden.  Diese  ver- 
fehlte Auffassung  des  griechischen  Gesetzes,  ein  Überrest  einer 
schon  lange  verlassenen  Theorie,  ist  nicht  auf  unsere  Frage  an- 
zuwenden ;  nicht  weil  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatr 
rechts  nicht  auf  unseren  Fall  anzuwenden  sind,  sondern  weil 
diese  Bestimmung  so  von  dem  griecbiscfaen  Gesetze  formuliert 
ist,  dars  ihre  Anwendung  auf  unsere  Frage  nicht  notwendig  ist 
Wenn  sie  aber  nicht  notwendig  de  lege  lata  ist,  so  ist  nur  das 
Frincip  der  Erbschaft  anzuwenden*). 

Die  Frage  des  Prindps  der  Nationalitat,  die  wir  hier  er- 
Oi'tem,  wird  in  Deutschland  wenig  besprochen,  eben  weil  in 
Deutschland  bisher  das  Frincip  des  Wohnsitzes  herrschte.  Es 
ist  wahr,  dafs  es  auch  in  Deutschland  Fälle  gab,  wo  zwei  mit- 
einander vereinigte  Staaten  zwei  verschiedene  Principien  hatten, 
z.  B.  Preufben  und  die  Rheinprovinz.  Doch  in  diesen  Fftllen 
hatte  der  Hauptstaat,  an  den  die  Annexion  stattfand  (d.  h. 
Preuf^en),  das  Prindp  des  Wohnsitzes  for  sein  internationales 
Privatrecht  Savigm/  sagt,  dafs  in  diraem  Falle  das  Princip  der 
Wohnung  anzuwenden  sei.  Aber  ein  Beispiel  von  zwei  Staaten 
in  Deutschland,  welche  alle  beide  das  Princip  der  Nationalitat 
b&tten  und  durch  Annexion  vereinigt  wären,  ist  mir  nicht  be- 
kannt. Auch  kenne  ich  keine  specielle  Erörterung  dieses  Falles. 
Die  französische  Theorie  und  Praxis  behandelt  diese  Frage  nicht 
eingehend. 

Die  schwache  Seite  meiner  Meinung  ist,  dafs  jetzt  ein  lonier 
nicht  Grieche  werden  kann,  d.  h.  wer  jetzt  dem  ionischen  Rechte 
unterworfen  ist,  kann  nicht  durch  Veränderung  seiner  Nationalität 
dem  griechischen  Rechte  unterworfen  werden  und  vice  versa, 
während  frQher,   d.  h.  vor  der  Annexion,   ein  lonier  Grieche 


2)  Eine  nUiero  Prfiftiitg  dieaer  Frage  habe  ich  in  dnem  griecbiichen 
Artikel  (in  Balanoa  Joiütische  Zeitnng  Jahrgang  1901  im  DeierabeAeft 
[griechlich])  nntemommen.  Ke  EUnselheiten  halwn  för  den  dealMhen  Iieaei 
k<jn  beaonderes  IntereiH.  Es  ati  noch  bemerkt,  dafi  die  giiedüsche  Jnri»- 
pmdens  auf  dem  entgegeng«aettten  Standpunkte  fiifat,  indem  ne  die  Erb- 
■chaft  eines  lonlen  dem  ioDiochen  Rechte  tuterwirft,  «bei  die  in  Oriechcfi- 
land  liegenden  Omndatdcke  dem  rCmiechcn  Rechte.  Wie  leicht  crkUrlieh, 
«ntatehen  darana  grorie  Mifeatfinde. 


Du  AnwendoDgigebiet  zweier  koexistierondeT  (SvUreehte.  195 

Verden  konnte  und  dadurch  dem  griechischen  Rechte  unter- 
worfen vnrde.  Doch  mufs  man  ins  Auge  fassen,  dafs  die  Ko- 
existenz zweier  CivUrechte  in  demselben  Staate  ein  elender  Zu- 
stand ist  und  die  eben  citierte  Frage  nicht  seine  schlimmste 
Folge  ist 

Übrigens  auch  die  andere  Meinung,  welche  eich  zu  dem 
Principe  des  Wohnsitzes  bekennt,  ist  von  solchen  Verkehrtheiten 
nicht  frei.  So  z.  B.  kann  ich,  wenn  ich  in  Athen  wohne  (also  dem 
römischen  Rechte  unterworfen  bin)  und  meine  Wohnung  nach 
Corfu  verlege,  nicht  mehr  dem  römischen  Rechte  unterworfen 
bleiben,  auch  wenn  ich  es  wünsche,  sondern  werde  hon  gri  mal 
gri  dem  griechischen  Rechte  unterworfen. 

Hierhin  gehOrt  auch  eine  andere  Schwierigkeit.  Wenn  ein 
AnBlftader  durch  Naturalisation  Grieche  wird,  welchem  Rechte, 
dem  ionischen  oder  dem  römischen,  wird  er  unterworfen?  Wenn 
wir  die  Fiktion  der  yationalität  anwenden,  ist  er  demjenigea 
Rechte  nnterworfen,  dessen  Staates  Unterthan  er  sein  würde, 
wenn  der  ionische  Staat  noch  existierte.  Also  wenn  der  Aus- 
Iftnder  auf  den  Ionischen  Inseln  «Uireod  des  fQr  die  Naturali- 
sation nötigen  Aufenthaltes  gewohnt  hat,  ist  er  dem  ionischen 
Rechte,  sonst  dem  römischen  Bedite  zu  unterwerfen.  De  lege 
ferenda  würde  es  besser  sein,  alle  Naturalisierten  dem  römischen 
Rechte  zu  unterwerfen.  Doch  eine  solche  Losung  ist  de  lege  lata 
unhaltbar. 

Was  das  statuUtm  persmaie  betriSt,  so  giebt  es  vier  Meinungen 
über  das  anzuwendende  Gesetz. 

I.  Die  erste  Meinung  wendet  die  lex  originis  an.  Sie  ist 
von  einigen  Entscheidungen  der  griechischen  Gerichte  vertreten. 
Sie  ist  aber  entficbieden  zu  verwerfen.  Es  ist  wahr ,  dafs  die 
lex  originis  schon  im  römischen  Hecht  sich  findet;  aber  sie  gilt 
nicht  im  griechischen  internationalen  Privatrecht.  Sie  ist  auch 
aus  praktischen  Rücksichten  nicht  zu  halten. 

II.  Die  zweite  Meinung  wendet  den  Satz  an,  dafs  dicgeDigen 
Personen,  welche  einer  Kommune,  die  auf  den  Ionischen  Inseln 
liegt ,  angehören ,  dem  ionischen  Civilgesetzbuch  unterworfen 
werden,  die  anderen  dem  römischen.  Doch  ist  auch  diese  Ein- 
teilung jeder  Zufälligkeit  aasgesetzt  und  ungenügend ,  weil  die 
Frauen  keiner  Kommune  als  Bürgerinnen  angehören. 
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III.  Die  dritte  Heinnng  bekennt  Bidi  xa  der  lex  domteäm. 
Diese  Mranung  ist  die  in  der  griechiseben  JunBprndenz  Tor- 
ho-rachende.  Die  Meinung,  -wie  schon  oben  dargethan  ist,  ist 
mit  unserem  griechischen  inteniationaleB  PriTatrecht  unver- 
einbar'). 

IV.  Die  vierte  Meinung  ist  diejenige,  welche  wir  hier  ver- 
teidigMi  und  welche  eine  Entscheidung  des  Kassationshofes 
No.  262  Jahr  1869  angenommen  hat:  Als  dem  ioDischeo  Gesetie 
unterworfen  gelten  diejenigen  PeiBonen,  welche  iontoche  TJnter- 
thanen  sein  worden,  wenn  der  ionisctw  Staat  noch  existierte. 

Was  die  Regel  locus  regit  aeUim  betrifft,  so  ist  sie  anch 
in  unserer  Frage  anzuwenden.  Hierin  liegen  keine  besondnen 
Schwierigkeiten  vor.  So  kann  z.  B.  ein  Notar  in  Corfu  ent- 
weder die  römischen  oder  die  ionischen  Formen  anwende,  wenn 
ein  Athener  in  Corfu  einen  notariellen  Akt  machen  läfät  Aber 
ein  Notar  in  Corfu  darf  nie  die  rOmiecben  Formen  anwenden, 
wenn  ein  lonier  in  Corfu  einen  notariellen  Akt  fertigen  I&fst. 

Eine  andere  Frage  bietet  einige  Schwierigkeiten.  Nach 
dem  griechischen  internationalen  Frivatrecht  ist  ein  ausländisches 
Bechtsinstitut  oder  eine  ausländische  Bechtsregel,  welche  gegen 
die  Ofientliche  Ordnung  verstörst,  in  Griechenland  nicht  anzu- 
wenden. Ist  dieser  Satz  auch  bei  der  KolIiüoD  des  ionischen 
und  römischen  Civilrechts  anzuwenden?  PrincipieU  ist  die  Frage 
zu  bejahen.  Doch  ist  zu  bemerken,  dafs,  wenn  ein  Staat  mit 
einem  andern  sich  vereinigt  und  die  Gesetze  des  einverleibten 
Staates  anerkennt,  die  Anerkennung  auch  auf  die  Sätze  der 
öffentlichen  Ordnung  wirkt,  d.  h.  die  Sätze  der  CSentlichen 
Ordnung  des  einverleibten  Staates  gelten  als  Sätze  der  Öffent- 
lichen Ordnung  der  vereinigten  Staaten.  Doch  haben  diese 
Sätze  den  Hauptsitz  ihrer  Geltung  nur  im  Gebiete  des  einver- 
leibten Staates.  Diese  Anerkennung  kann  eine  zweifache  sein. 
Erstens  kann  sie  durch  den  Rechtsakt  der  Vereinigung  der  zwei 
Staaten  begründet  sein.  So  etwas  geschah  bei  der  Einverleibung 
Thessaliens  in  Griechenland.  Durch  den  Btaatsvcrtrag  der  Ver- 
einigung wurde  bestimmt,  dafS  die  Türken  ihre  Polygamie  be- 
halten   dftrften.      Allerdings    ist   die    Polygamie    eis    Institut, 


3)  Sie  iat  von  Oäionomidet  1.  c  und  Streit  L  e.  vertreten.    Die  Ent- 
scheidimgeo  der  grieehiachen  Gerichte  ritid  bei  BaUmos  op.  cit.  dHert 
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welches  g^en  die  Öffentliche  Ordnang  Grieebenlands  wie  der 
ganzen  eiviliBierten  Welt  verstfif^t  Doch  gilt  sie  in  Griechm- 
land  kraft  des  Staatsvertrages.  So  kann  z.  B.  ein  Tfirke, 
welcher  in  ThessalieD  wohnt  imd  viele  Frauen  hat,  sieh  nach 
Athen  begeben  und  dort  mit  seinen  Frauen  bleiben,  ohne  Gefahr 
zn  laufen,  sich  einer  strafrechtlichen  Vorfolgui^  wegen  Viel- 
ehe auszusetzen.  Über  diese  hochinteressante  Frage  n&her 
zu  handeln  ist  hier  nicht  der  Ort  (z.  B.  ob  ein  Türke, 
weldier  in  ThesBalien  wohnt,  nach  Fatras  sich  begeben  und  dort 
eine  neue  polygamische  Ehe  absehlielsen  darf).  Zweitens  kann 
die  Anerkennung  sich  auf  ein  gemeinsames  Gesetz  der  zwei 
ehnerleibten  Staaten  stotzen.  Solches  trifft  bezüglich  der  Ver- 
eiuigui^;  des  ionischen  Staates  mit  Griechenland  zn.  Durch  das 
Geeäx  vom  30.  Januar  1866  der  vereinigten  Staaten  (d.  h.  des 
ehemaligen  griechischen  Königreiche  lind  des  ionischen  Staates) 
wurde  bestimmt,  dafb  seit  1.  Juli  1866  das  ionische  Civilgesetz- 
bueh  in  Geltung  bleibt,  insofern  es  nicht  durch  die  seit  der  Be- 
grflndung  des  ehemaligen  griechischen  Königreichs  in  diesem 
geltenden  Gesetze  verändert  werde.  Durch  dieses  Gesetz  wird 
das  ionische  Givilgesetzbuch  tn  eomplexu  anerkannt,  d.  h.  nicht  nur 
die  Sfttze,  welche  die  öffentliche  Ordnung  nicht  betreffen,  sondern 
auch  die  S&tze,  welche  der  Offentlieben  Ordnung  angehören. 
Die  Sätze  der  Ofientlichen  Ordnung,  welche  im  ionischen  Gesetz- 
buch enthalten  sind,  gelten  noch  heute,  obwohl  sie  teilweise 
gegen  die  Öffentliche  Ordnung  des  ehemaligen  Königreichs 
Griechenland  verstolben.  So  gilt  z.  B.  im  abrigen  Griechenland 
(d.  h.  aufäer  den  Ionischen  Inseln)  keine  Beschränkung  der 
Zinsen,  weil  die  entgegengesetzten  Bestimmungen  des  römischen 
und  byzantinischen  Rechtes  durch  eine  griechische  Gewohnheit 
abgeschafft  sind.  Das  ionische  Givilrecht  enthält  eis  gesetzliches 
Maximum  der  Vertragszinseii.  Es  fragt  sich,  ob  die  Be- 
stimmungen des  ionischen  Rechts,  welche  gegen  die  Unbeschränkt- 
heit  der  Zinsen  im  griechischen  Recht  verstofton,  jetzt  in  Geltung 
sind.  Die  Frage  ist  zu  bejahen,  weil  das  Gesetz  vom  30.  Januar 
1666,  in  dem  es  das  ionische  Gesetzbuch  in  eomplaeu  anerkennt, 
auch  diesen  Satz  in  Geltung  erhält  Dieser  Satz  gilt  nur  auf 
den  lonisclien  Inseln;  er  kann  aber  auch  im  übrigen  Griechenland 
vor  den  Gerichten  anerkannt  werden.  Z.  B.  ein  lonier  wird  in 
Athen  wegen  einer  Schuld  von  1000  Frcs.  verklagt:  er  hat  eine 
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GegenforderuDg  von  500  Frcs.,  die  mit  VertragBzinsen  von  12'/* 
eine  Summe  von  1000  Free,  ergiebt  und  er  stellt  diese  G^en- 
forderung  zur  EompenaatioQ.  Der  Kläger  kann  sagen,  i&&  nach 
dem  ioniscben  Civilrecht  ein  ZinBfufB  von  12''lo  unerlaubt  ist 
und  der  Beklagte  nur  Ö^/o  Zinseu  berechnen  darf.  Dafe  die 
Beschränkungen  der  Zinsen  in  den  Ionischen  Inseln  uocb  jetzt 
gelten ,  ist  auch  von  der  griechischen  Jurisprudenz  mit  Recht 
anerkannt. 

Übrigens  ist  die  hier  behandelte  Frage  eigentlich  keine 
Frage  des  internationalen  Privatreehts,  sondeni  eine  Frage  der 
Auslegung  des  griechischen  Gesetzes  vom  30.  Januar  1866.  Als 
Anhaltspunkte  fQr  die  Auslegung  können  aber  die  Grundsätze 
des  internationalen  Frivatrechts  dienen.  Das  ionische  Recht  hat 
das  Institut  der  „recomtaissance  des  enftmts  natvrds" ;  dieses 
Institut  wird  im  römischen  Recht  nicht  anerkannt.  Es  fragt 
sich:  gilt  es  heute  als  der  öfTentlicheD  Ordnung  des  römischen 
Rechts  widersprechend?  Die  Frage  ist  aus  den  obigen  Gründen 
zu  verneinen  tmd  die  recotmaissttHce  als  geltendes  Recht  der 
Ionischen  Inseln  zu  betrachten. 

B.  Das  AnwendugsfeMet  Im  Anslande. 

Wenn  ein  Rechtsverhältnis  im  Aaslande  nach  griechischem 
Recht  beurteilt  werden  soll,  ist  römisches  oder  ionisches  Recht 
anzuwenden?  DarQber  enthält  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1866 
keinen  Anhalt;  es  ist  also  die  Frage  aus  den  allgemeinen 
Principiea  zu  lOsen. 

Was  das  stahätan  retUe  anbetrifft,  so  ist  die  Ux  rei  sitae 
anzuwenden. 

Was  das  stattdttm  personale  anbetrifft,  so  sind  unsere  obigen 
Auseinandersetzungen  mal^ebend.  Die  griechische  Jurisprudenz 
wendet  das  Wobnsitzprincip  an;  aber  dieses  Princip  l&fst  ganz 
im  Stich  in  dem  Falle,  wo  der  Grieche  weder  in  den  Ionischen 
Inseln  noch  im  obrigeo  Griechenland  eine  Wohnung  hat.  Es 
giebt  viele  griechische  Unterthanen,  die  in  Rumänien  oder  in 
der  Ttlrkei  geboren  sind  und  da  wohnen.  Diese  Griechen  haben 
nie  in  Griechenland  eine  Wohnung  gehabt.  Welchem  Rechte 
sind  diese  Personen  unterworfen?  Die  griechische  Jurisprudenz 
bat  entschieden,  dafs  die  im  Auslände  wohnenden  Griechen  dem 
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Rechte  ihrer  letzten  Wohnuog  in  Griechenland  unterworfen 
sind.  Wenn  sie  aber  eine  Bolche  nie  gehabt  hatten?  Diese 
Frage  hat  keine  griechische  Entscheidung  entschieden  und  durch 
das  Frincip  der  Wohnung  kann  man  sie  nicht  lösen.  Nach 
unserem  Frincip  wird  dieser  Grieche  dem  ionischen  Rechte 
nuterworfen  sein,  wenn  er  ionischer  Staatsborger  sein  wflrde  im 
Falle  der  Existenz  des  ionischeo  Staates:  z.  B.  irenn  sein  Vater 
lonier  war  oder  wenn  er  selbst  ein  lonier,  d.  h.  Staatsbürger 
des  ionischen  Staates  war. 

Hier  ist  noch  nfther  ein  schwieriger  und  wichtiger  Punkt 
ra  untersuchen :  die  in  einer  Erbschaft  sich  befindenden  Grund- 
stücke. Welche  Gesetze  die  im  Auslande  liegenden  Erbschafts- 
gmndst&eke  r^ulieren,  ist  eine  Frage,  die  hier  unerledigt 
bleiben  darf,  eben  weil  sie  fttr  unsere  Hauptfrage  keine  be- 
sonderen Schwierigkeiten  bietet.  Dagegen  untersuchen  wir  den 
Fall,  wo  ein  Ausländer  gestorben  ist  und  in  seiner  Erbschaft 
GrondstQcke  sich  befinden,  welche  teils  auf  den  Ionischen  Inseln 
nnd  teils  im  übrigen  Griechenland  liegen.  Zuerst  ist  es  sicher, 
dafs  diese  GrundstQcke  dem  griechischen  Rechte  unterworfen 
werden.  Dies  sagt  ausdrücklich  das  oben  abgedruckte  griechische 
Gesetz  vom  29.  Oktober  1856,  Art.  5  und  zwar  das  ionische 
Recht  fOr  die  in  den  Ionischen  Inseln  liegenden  Grundstücke 
und  das  römische  Recht  far  die  im  übrigen  Griechenland 
liegenden.  Dies  sind  aber  schlimme  Zustände,  weil  hiemach  eiue 
Erbschaft  von  drei  verschiedenen  Rechten:  dem  ausländischen,  dem 
römischen  und  dem  ionischen  geregelt  wird.  Doch  eine  andere 
Auslegung,  insofern  der  Art.  5  des  Gesetzes  vom  29.  Oktober 
1856  gilt,  ist  unint^lich.  Doch  wenn  das  ausländische  Gesetz, 
welchem  der  verstorbene  Ausländer 'unterworfen  ist,  vorsehreibt, 
dafs  das  Recht  des  Wohnsitzes  die  Erbschaft  reguliert,  und  der 
Ausländer  seine  Wohnung  in  Athen  hatte,  so  ist  das  römische 
Recht,  welches  in  Athen  gilt,  mal^gebend. 

Eine  griechische  Entscheidung  hat  entschieden,  dafs  die  im 
Auslände  (Rumänien)  sich  befindenden  Grundstücke  eines  loniers 
nicht  dem  griechischen,  sondern  dem  rumänischen  Rechte  unter- 
worfen sind  und  zwar  kraft  des  Art.  5  des  Gesetzes  vom 
29.  Oktober  1856.  Dieser  Auffassung  können  wir  nicht  beitreten. 
Die  Bestimmung  des  Art.  5  ist  eine  ganz  anomale,  welche  so 
eng  als  möglich  anzuwenden  ist;  sie  gilt  also,   wenn  eine  Erb- 
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Schaft  vom  auBl&ndiBchen  Kechte  geregelt  wird  und  Mmolälieii 
io  Griechenland  liegen;  sie  ist  aber  nicht  auf  den  entgegen- 
gesetzten Fall  anzuvenden.  Es  ist  eine  andere  Frage,  ob  der 
auBl&ndische  Staat  eine  ähnliehe  Vorschrift  wie  Art.  5  hat;  dann 
ist  sie  kraft  des  auslftndisehen  Oesetzee  anzuwenden ;  aber  wenn 
das  Aasland  keine  solche  Vorschrift  besitzt,  darf  das  griechische 
Gericht  nicht  Art.  5  anwenden.  Z,  B.  ein  Grieche,  der  in  Athen 
wohnt,  hat  ein  Grundsthck  in  Berlin;  er  stirbt.  Seine  Erbschaft 
wird  vom  griechischen  Rechte  geregelt ,  audi  sein  BerÜDer 
Grundstock. 

Was  die  Regel  locus  regit  achan  anbetrifft,  so  ist  sie  auch 
hier  anzuwenden.  Aber  wenn  es  sich  um  die  gneehische  Form 
handelt,  so  fragt  sieh's,  ob  die  römische  oder  die  ionische  anzu- 
wenden sei.  Ich  glaube  die  rOmische,  wenn  es  sich  um  eine 
Person  handelt,  welche  dem  rOmischen  Rechte  unterworfen  ist, 
und  die  ionische  im  entgegengesetzten  Falle.  Die  griechische 
Jurisprudenz  hat  sich  mit  der  Frage  befallt,  ob  ein  Testament, 
welches  in  Egjpten  vor  dem  griechischen  Konsul  von  einem 
lonier  errichtet  wird,  nach  dem  römischen  oder  nach  dem 
ionischen  Rechte  anzufertigen  sei*).  Ueines  Erachtens  ist  die 
richtige  Lösung  die,  dafe  nur  das  ionische  Recht  anzuwenden 
ist,  eben  weil  der  griechische  Konsul  als  ein  griechischer  Notar 
betrachtet  wird;  wenn  dieser  Notar  in  Athen  seinen  Sitz  h&tte, 
könnte  er  fOr  den  lonier  entweder  das  römische  oder  das 
ionische  Recht  anwenden,  aber  in  Egypten  ist  die  Regel  locus 
regit  Mtum  nicht  anzuwenden,  weil  Exterritorialität  gilt,  also  es 
ist  nur  das  griechische  Recht  anzuwenden.  Weil  der  locus  hier 
keinen  Anhalt  fQr  die  Form  giebt,  so  ist  nur  die  fingierte 
Nationalität  des  Erblassers  entscheidend.  De  lege  ferenda  ziehe 
ich  den  Weg ,  welcher  dem  Konsul  alle  beide  Formen  er- 
laubt, vor. 


4)  Du  Nähere  darttber  in  m^er  Abhandloiig  in  BaliBoe  op.  oh. 
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Das  Gherechtsabkommen. 

I.  Absehnltt    IMe  materiellen  VonnsBetsiuigeii  der 
EbeeehliebiuiB. 

A.   Das  Prlnclp. 

Die  Hauptft-age,  ob  fOr  die  Ehefilhigkeit  die  Staats- 
angehörigkeit oder  der  Wohnsitz  ala  AnknQpfungs- 
begriff  zu  wählen  sei,  konnte  nnter  den  Vertragsstaaten  nur 
in  dem  enteren  Sinne  einheitlich  entschieden  werden.  In  Ge- 
setzgebung und  Doktrin  fast  aller  europäischen  Staaten  ist 
heute  der  Sieg  des  StaatsangehOrigkeitsprincips  ein  definitiver. 
Gnindsatzlich  auf  dem  Boden  des  Domizilprincips  stehen  aufser 
Grorsbritannien  (das  ja  nicht  zu  den  Vertragsstaaten  gehört), 
anr  Dänemark,  Schweden  und  Korwegen.  Leider  ist  es 
bei  den  bisher^en  Eonferenzverbandlungen  noch  nicht  gelungen, 
diese  dissentierenden  Staaten  zu  bekehren:  ihre  Delegierten 
haben  einen  Sonderstandpunkt  eingenommen  und  auch  das 
SchluTsprotokoll  nur  unter  der  ausdrOcklichen  Reserve  unter- 
zeichnet, dafs  jenen  liftndem  vorbehalten  bleibt,  sich  erst  später 
darüber  scMassig  zu  machen,  ob  sie  im  Interesse  der  inter- 
nationalen Becbtseinheit  in  die  Aufgabe  des  Domizilprincips  ein- 
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villigeu   können.    Vgl.    Actes  1894  S.  12,  34,  37,  118;    1900 
S.  232;  Documenta  1900  S.  137,  178. 

Nach  dem  Heimatsgesetz  eines  jeden  der  Verlobten 
(„par  la  loi  nationale  de  chacun  des  futurs  öpoux")  soll  sich 
das  Becht  der  Ehesebliersung  bestimmen.  Die  hier  nieder- 
gelegte Auf&sstmg  entspricht  der  überwiegenden,  auch  von 
dem  deutschen  B.G.B.  anerkannten  Meinung').  Die  Fassung 
ist  aber  unpr&cis.  Etwas  scharfer,  obwohl  immer  oodi  inkorrekt 
genug,  ist  diejenige  des  E.G.  Art.  13:  „in  Ansehung  eines  jeden 
der  Verlobten  u.  s.  w."  Hier  wie  dort  Iftuft  eine  Unklarheit 
mit  unter,  welche  die  Anwendung  verwirrt  und  ersdiwert.  Wie 
kann  man  zwei  Gesetze  zugleich  anwenden,  wenn  diese  Gesetze 
verschieden  sind*)?  Wie  soll  man  z.  B.,  wenn  ein  italieoiseher 
Vetter  seine  spanische  Cousine  heiraten  will ,  in  Ansehung  des 
ersteren  das  italienische  Recht  anwenden,  welches  die  Ehe  ge- 
stattet, in  Ansehung  der  letzteren  das  spanische  Recht,  welches 
die  Ehe  verbietet?  Betrachten  wir  in  solchem  Falle  —  wie  es 
die  Meinimg  der  Konvention  und  des  Art.  13  E.G.  ist  —  die  Ehe 
als  verboten,  so  wenden  wir  nicht  spanisches  und  italienisches 
Recht  an,  sondern  nur  spanisches;  und  die  Regel,  welche  wir 
befolgen  und  durchfahren  wollen,  lautet  nicht:  das  Personalrecbt 
eines  jeden  der  Ehegatten  gilt,  sondern  vielmehr:  die  Ehe- 
f&higkeit  mafs  positiv  vorhanden  sein  nach  dem 
Personalrechte  eines  jeden  der  Verlobten:  .Chacun 
des  futurs  doit  etre  capable  d'apräa  sa  loi"  (Eommissions- 
bericht,  Actes  1900,  S.  169,  170).  Das  ist  aber  etwas  ganz 
anderes").  Der  richtige  Gedanke  war  klar  und  deutlich  in  dem 
von  den  ersten  beiden  Konferenzen  beschlossenen  zweiten  Satze 
des  Art.  1  ausgesprochen,  welchen  die  dritte  Konferenz  ,comme 
ätant  tme  explication  inutile  (?)  de  la  premiire  [phrase}" 

leichthin  gestrichen  hat :  „£n  consequence ,  pour  que 

le  mariage  puisse  Stre  c^t4br6  dans  un  pajs  autre  que  celui  des 
4poux  ou  de  Tun  d'eux,  il  faut  que  les  futurs  öpoux  se 

1)  Unsere  ÄnafÜhniogen  in  diesem  Abaoholtt  gelten  daher  «ich  fflr  du 
Recht  de«  B.G.B. 

2)  Vgl  Ihering»  Jahrb.  Band  30  S.  117  ff. 

9)  Das  prentsiache  Landrecht  z.  B.  wendet  fQr  die  Frage  der  Haadlangs- 
fXhigkeit  gerade  umgekehrt  ron  zwei  möglichen  fechten  nnr  dasjenige  an, 
nach  welchem  das  Geschäft  gültig  ist    Vgl.  A.L.B.  Einl.  ;§  26,  27,  35. 
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troavent  dans  les  eonditions  pr4vueB  par  lear  loi 
nationale  respective"*). 

Die  PrOfang  tmd  Entscbeidni^;,  welches  Gesetz  im  einzelnen 
Falle  als  loi  .respeetiTe"  zu  gelten  tiat,  iet  nicht  immer  so  ein- 
fach, wie  es  den  Anschein  bat.  Klar  nnd  einfach  ist  es  bei  rein 
persönlichen  Fshigkeits-Fragen,  wie  deijenigen  der  Ehe- 
m&ndigkeit  Hier  ist  far  jeden  Ehegatten  allein  nach  seinem 
Personatrecht  zu  beurteilen,  ob  er  das  erforderliche  Alter  hat. 
Ebenso,  wenn  es  sich  darum  handelt,  ob  die  Zustimmung  von 
Eltern,  Vormündern  zur  Eheschliersung  erforderlich  ist  Ebeneo 
aber  in  der  Regel  auch  bei  öffentlichen  Ehehindemissen,  wenn 
sie  auf  persönliche  Eigenschaften  oder  Verhältnisse  nur  eines 
der  Verlobten  sich  grfinden.  Daher  muTs  z.  B.  die  Ehe  einer 
Russin  mit  einem  81  jährigen  Deutschen  oder  mit  einem  Fran- 
zosen, der  zum  vierten  Male  heiratet,  nach  Art.  1  als  erlaubt 
gelten,  obschon  das  russische  Recht  Personen  Ober  80  Jahren 
und  solchen,  die  schon  dreimal  verheiratet  waren,  die  Ehe 
verbietet  (Art  4  u.  21  des  niss.  Civil-Gesetzbuches).  Beide  Ver- 
lobte sind  hier  nach  ihrem  eigenen  Cresetze  eheföhig.  Ebenso 
wird  eine  deutsche  Witwe  mit  einem  Schweden  schon  10  Monate 
nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes  eine  Ehe  eingehen  können, 
obschon  das  schwedische  Recht  die  Wartefrist  auf  ein  Jahr  fest- 
setzt: fllr  die  deutsche  Witwe  gilt  ausschliefslich  §  1313  B.G.B. 

Nicht  in  allen  Fällen  aber  ist  die  loi  respeetive  das  Gesetz 
desjenigen  Ehegatten,  mit  dessen  Person,  äufserlich  betrachtet, 
das  Ehehindemis  verknüpft  ist.  Wollte  man  z.  B.  das  Ehe- 
iiindemis  der  Impotenz  in  solcher  Weise  beurteilen,  so  würde 
man  den  ginn  derartiger  Gesetze  (z.  B.  österr.  B.G.B.  §  60; 
iUI.  B.G.B.  Art.  107;  span.  B.  G.B.  Art.  83  Ziff.  3)  gerade  in 
ihr  Gegenteil  verkehren.  Nicht  dem  Impotenten  soll  die  Ehe 
verboten  werden,  sondern  der  andere  Ehegatte  soll  gegen  die 
Ehe  mit  einem  Unvermögenden  geschützt  sein.  Hier  mufs  es 
ateo  gerade  auf  das  Gesetz  des  anderen  Ehegatten  ankommen'). 


A)  Dien  Ftfliiuig  folgt  der  des  Institat  de  droit  iutemftliotiBl,  Lktuanite 
Art  S. 

5)  So  aiudrllcklicli  daa  ital.  Gesetz:  „L'ünpotenza  nunifeata  c  perpetna, 
qnaiido  na  anteriofe  al  matrimonio,  pnb  essere  propoata  come  catis*  di 
nnlliti  dall'  altro  eonjnge."    Das  angur.  Recht  iteltt  atwdrQcklicti  das 
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Ähnlich,  wenn  nach  Bchwedischem  Recht  die  heidnische 
Religion  für  ein  ateolntes  EhehindenuB  erkl&rt  wird*}.  Die 
wahre  Absicht  eines  derartigen  Gesetzes  ist  nicht,  den  Heiden 
die  Ehe  zu  verbietea,  sondeni  dem  Christen  die  Ehe  mit 
einem  Heiden  zu  untersagen.  Hier  ist  also  das  Personalreeht 
des  christlichen  Ebeteils  als  die  loi  respeetme  za  betrachten. 
Die  Ehe  eines  christlichen  Schweden  mit  einem  muhamedanischea 
Franzosen  ist  nach  Art  1  verboten,  diejenige  eines  christlichen 
Franzosen  mit  einer  religionslosen  Schwedin  dagegen  erlaubt*). 
In  der  gleichen  Weise  ist  allgemein  das  Ehebindemis  der 
Religionsverschiedenheit  zu  bebandeln.  Sinn  dieses  Ver- 
bots, soweit  es  in  europäischen  Staaten  gilt,  ist  immer  nur,  daft 
Christen  unAbig  sein  sollen,  eine  Ehe  mit  Andersgläubigen 
einzugeben  (so  schon  dem  Wortlaut  nach  das  russ.  Civ.-Gesetz- 
buch  Art.  86,  vgl.  auch  Artt.  87,  90,  37  Ziffer  7).  Deshalb  kann 
auch  Art.  64  des  österr.  B.Cr.B.,  welcher  Ehen  zwischen  Cbristen 
und  NichtChristen  verbietet,  nach  Art.  1  der  Eonvmtion  nicht 
in  Betracht  kommen,  wenn  z.  B.  ein  italienischer  Christ  eine 
Österreichische  JOdin  heiraten  will.  Jeder  der  Verlobten  ist 
hier  nach  seinem  Rechte  iüAäg,  die  Ehe  zu  schliefsen.  Aller- 
dings kann  man  in  Österreich  nach  Art  2  Abs.  3  die  Ebe- 
scblie&uDg  untersagen.  Aber  in  jedem  anderen  Vertragsstaate 
(Rufsland  ausgenommen)  moTs  nach  Art  I  (nicht  btol^:  «kann* 
nach  Art.  3)  die  Ehe  zugelassen  und  als  gQltig  anerkannt 
werden. 

Ebenso  kommt  es  bei  dem  Eheverbot  wegen  kirchlicher 
Weihen  und  des  OrdensgelObdes  lediglich  auf  das 
Personalrecht  des  Geweihten  an.  Wenn  ein  französischer  MOnch 
eine  Österreicherin  heiratet,  so  ist  diese  Ehe  grundsätzlich  nach 
Art  1  zulässig.  Diesen  Fall  erwähnt  ausdrücklich  der 
Kommissionsbericht:  „En  effet,  le  prStre  est  capable  de  se 
marier;  la  femme  autrichienne  Test  aussi,  la  r^gle  de  la  loi 
autrichienne  n'^tant  pas  qu'uue  Autrichienne  ne  peut  6pouser 


Ehehiodernis  der  ImpoteoB  mit  vis  und  «rror  tu  «ine  Uni«.  Vgl  Act  1900 
8.  16. 

6)  Nach  der  amtlicben  ZnmnmeiMtelliing  Act  1900  B.  37.  Dagegsn 
wird  in  der  ftasfDhrlichen  Dsiatellang  OUvtcrotta't,  Cltmti  Bd.  10  S.  843  ff. 
dimea  Eheverbot  nicht  erwUmL 

7]  Ober  du  Zugreifen  von  Art  2  a.  3  vgl.  weiter  nnleo. 
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nn  pr^tre,  mais  qu'uD  pr^tre  autricbien  ne  peut  se  marier,  ce 
qni  est  bien  diffdreDt*  *). 

Man  darf  sich  bei  solcbeD  EfaehindernisseQ  kircblichen  Ur- 
spmngB  nicht  durch  die  ihoen  natargem&rs  innewohnende  Tendenz 
ZD  oDiTereeller  Herrschaft  >)  beirren  lassen.  Dieser  Tendenz 
ist  an  anderen  Stellen  der  Konvention  (Art.  2  Abs.  3,  Art.  5 
Abs.  2)  Rechnung  getragen  worden.  Bei  der  Anwendung  des 
Art.  1  darf  sie  nicht  hereingezogen  werden.  Hier  kommt  das 
kirchliche  Gesetz  nur  als  heimatstaatliches  in  Betracht  Es 
kann  nicht  die  Religionsangehitrigea  treffen,  die  nicht  auch 
Staatsangehörige  sind. 

Ans  diesem  Gesichtspunkt  ist  auch  die  praktisch  bedeut- 
same und  schwierige  Frage  der  Wiederverheiratung 
eines  geschiedenen  Ehegatten***)  privatintemationat  zu 
behandeln.  Wenn  ein  Recht  dem  einmal  verheirateten  Ehe- 
gatten nicht  gestattet,  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehegatten 
Oberhaupt  eine  zweite  Ehe  zu  schliefsen,  so  trifft  dieses  Ehe- 
Terbot  lediglich  seine  (des  ev.  geschiedenen  Ehegatten)  Person, 
nicht  diejenige  des  zweiten  ledigen  Verlobten.  Es  ist  daher  an 
und  fflr  sich  sinnwidrig,  wenn  man  in  Österreich  (wo  für 
Bkatbclische  Persona  die  Scheidung  zugelassen  ist)  das  sog.  Ehe- 
hindemis  des  KathoUcismus  (§  111  Osterr.  B.G.B.)  authentisch 
dahin  interpretiert  hat  '*) ,    dalb  dem  Katholiken  auch  die  Ehe 

6)  IMfi  weitere  Benakniig  deeKommiBrionsbericht«:  „Daieate,  rAntriche 
poniTiit  atteiiidTe  bod  bot  en  cr^ant  nn  empfichement  reUtive  i  Ja  ebarge 
de  rAntrichienne"  ist  bedeuklicb.  Ein  derartigei  Qeaets,  du  ja  nar  prirat- 
intemationale  Bedentnng  bitte,  w&re  m.  £.  eine  anzolftaage  Umgebnng  der 
Konrentioii.  Hit  dem  nfimlicben  Rechte  mfllate  man  nllgeroein  dem  Hcimat- 
gewtte  de«  einen  Ebegatten  eilanben,  fibei  die  pen&Dliehe  EhefUigkdt  dae  > 
anderen  Ebegatten  seine  Hemcbaft  sn  entrecken.  Es  kSnnte  x.  B.  Dentach- 
land  erklttren,  jeder  dentichen  StaataangebärigeD  sei  die  Ebe  mit  einem  Aqb- 
ISiider  nnter  21  Jabren  rerboten  nnd  a.  a.  m. 

9)  Vgl  hierzu  die  Uberaoa  cbArakteria tischen  Deduktionen  Koriemics' 
auf  der  eardlen  Konferenz,  Actes  1698  S.  S9.  Femer  x.  B.  OKvi,  Bevne  d.  droit 
int  Bd.  15  S.  224;  Siobouniotü,  Ztsch.  Bd.  8  8.  17  ff.  Anch  bee.  die  Entscb. 
d«a  Seter.  obenL  Ger.Hof  vom  18.  Joli  1686,  ijammlung  Bd.  24  No.  11 110, 
•owifl  die  unten  S.  240  Anm.  46  citiertea  weiteren  Erkenntnisse. 

10]  Vgl  dam  unten  S.  240  Anm.  46. 

11)  Hofkanzleidekiet  t.  26.  Angnst  1814  n.  t.  17.  Juli  1835.  Vgl.  an« 
der  Bechteprecfanng  bes.  Samml.  Bd.  21.  No.  9638  n.  diese  Zschr.  Bd.  8 
8.  245,  Mwie  die  in  Anm.  9  üt 

Zdtiehrift  L  intatn.  Prlnt-  a.  Offwitl.  BMht.  Zn,  14 
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mit  einer  geechiedenen  akatholischen  Persoo  verboteo  sei.  So- 
weit efi  eich  um  österreicbi&cbe  Staatsangeh&rige  bandelt,  ist 
eine  derartige  gesetzeskr&ftige  Auslegung  natltrlich  unanfechtbar. 
Auf  priTatiDtemationalem  Boden  dürfen  wir  ihr  aber  nicht  nach- 
gehen. Es  mufs  also  z.  B.  ein  geschiedener  Franzose  grond- 
sätzlicb  (nach  Art.  1)  mit  einer  ledigen  Italienerin  eine  Ehe 
Bcbliel^n  können,  obschon  nach  italienischem  Becbt  die 
Scheidung  verboten  ist.  Italien  kann  zwar  wiederum  eine  solche 
Eheschliefsung  auf  italienischem  Boden  nach  Art.  2  Abs.  3  ver- 
bieten. Aber  die  anderen  Vertragsstaaten  haben  die  Frage,  ob 
die  erste  Ehe  eines  Franzosen  durch  die  Scheidung  rechtsgOltig 
aufgelöst  ist  (vgl.  Art.  7  der  II.  Eonveation)  ansschlierslich 
nach  französischem  Rechte  zu  beurteilen.  Ebenso  wie  das 
Heimatsrecbt  der  ersten  Ehegatten  allein  zu  entscheiden  hat, 
ob  die  erste  Ehe  als  durch  den  Tod  (oder  Todeserklftrung!) 
oder  durch  eine  Nicbtigkeitserkl&rung  aufgehoben  zu  gelten  hat, 
ebenso  auch  bei  der  Aufhebung  der  Ehe  durch  Scheidung. 
In  der  That  fliefsen  ja  oft  die  Grenzen  der  Nnllit&ts-  und  der 
Scheidungsklage  in  den  verschiedenen  Rechten  ganz  unerkennbar 
ineinander.  — 

Ganz  allgemein  soll  nach  der  Auffassung  der  Konferenz  das- 
jenige Gesetz,  welches  über  die  Frage  der  EheRlhigkeit  zur 
Entscheidung  berufen  ist,  auch  die  Folgen  einer  verbots- 
widrig abgeschlossenen  Ehe  bestimmen.  Man  hat  es  aus- 
drücklich und  wiederholt  al^lehnt,  über  diese  Folgen  (Anfecht- 
barkeit, Nichtigkeit,  Eonvalescenz  u.  s.  w.)  irgend  welche 
besonderen  Regeln  einzufügen,  und  hat  sich  auch  auf  die  in 
dem  niederländischen  Regierungsentwurf  vorgeschlagene  npropo- 
sition  complömentaire  concemant  Vaction  en  nullitä  du  mariage' 
ebenso  wie  auf  die  Anträge  der  niederländischen  Kommission  (vgl. 
Documenta  S.  94  u.  95)  überhaupt  nicht  eingelassen.  Man  ging 
davon  aus,  dafs  die  Sache  ünplt'cife  durch  die  Eonferenzbeschlüsse 
bereits  erledigt  sei:  „La  aanction  de  la  loi  nedoitpasStres^paräe 
de  la  loi  elle-m6me«,  Actes  1894  S.  79  u.  81;  1900  S.  179.  Vgl. 
auch  den  deutschen  Vorschlag  4a,  Actes  S.  41;  femer  O^hards 
Motive  zu  §  18  II ;  Weifs,  droit  international  privä  Bd.  3  S.  572. 

Wenn  die  geschlossene  Ehe  gegen  die  Personalrechte  beider 
Ehegatten  verstiefs  (z.  B.  eine  Verwandten-Ehe,  die  nach  beiden 
Rechten    verboten    ist),    so    mul^    hiernach   die   Wirkung    der 
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.ftrgeren  Hand"  folgen,  and  die  Nichtigkeit  eintreten,  wenn 
sie  nar  nach  einem  der  beiden  Rechte  besteht  (Xiemeyer, 
Internationales  Priratrecht  S.  134.  Vgl.  auch  MarioUe-Keidel, 
Zeitschrift  Bd.  8  S.  133;  Protokolle  zum  6.G.B.  Bd.  6  S.  47). 
Verstiefs  dagegen  die  Ehe  nur  gegen  das  Verbot  eines  der  beiden 
Personalrecbte ,  oder  war  (entsprechend  unseren  vorau^ehenden 
Ausfahrungen)  nur  das  Verbot  des  einen  dieser  Hechte  als  mafa- 
gebend  zn  berllcksichtigen,  so  bestimmt  sich  auch  die  Folge  nur 
nach  diesem  Bechte.  So  ist  selbstredend  die  Ehe  eines  toII- 
jährigen  Franzosen  mit  einer  ehe-nnmOndiges  aber  geschafts- 
&higen  Deutschen  nur  anfechtbar  gemftfs  B.G.B.  §  1331 ,  nicht 
—  entsprechend  den  französischen  Sachnormen  —  nichtig.  Hat 
dag^en  z.  B.  ein  Deutscher  eine  Rumftnin  geheiratet,  und  es 
bestand  zwischen  ihnen  das  auch  dem  rumänischen  Recht  be- 
kannte Ghehindemis  der  „affim'tas  iUegitima'^  (§  1310  Abs.  2 
B.6.B.),  so  ist  diese  Ehe  entsprechend  dem  rumänischen  Recht 
nichtig,  während  sie  bei  Anwendung  des  deutschen  Rechtes  nicht 
einmal  anfechtbar  wäre.  Man  darf  hier  auch  nicht  etwa  eine 
Vnterscheidui^  treffen,  je  nachdem  derjenige  Ehegatte,  welcher 
die  uneheliche  Geschlechtsgemeinschaft  gepflogen  hat,  der 
Deutsche  oder  der  Rumäne  war:  denn  das  Ehehindemis  ist  ein 
zweiseitiges,  es  trifft  nicht  die  Person  des  Schuldigen,  sondern 
die  beiden  unehelich  Verschwägerten. 

Ähnlich  ist  die  Ehe  eines  Deutschen  mit  einer  Franz&sJn, 
zwischen  denen  das  EhehinderDis  des  Ehebruchs  be- 
stand, gemäfs  §  1328  B.G.B.  fttr  beide  Teile  nichtig,  obschon 
das  Hindernis  nach  französischem  Recht  (Code  civil  Art.  292) 
nur  aufschiebende  Bedeutung  hat  Die  Heilung  der  Nichtigkeit 
durch  Dispens  (§  1328  Abs.  2  B.G.B.)  kann  in  solchem  Falle 
auch  nur  eintreten,  wenn  nicht  nach  dem  Rechte  des  anderen 
Ehegatten  eine  unheilbare  Nichtigkeit  vorliegt  (wie  etwa  nach 
griechischem  Recht;  Vgl.  J^aldo-Baasia,  Clunet  Bd.  23  S.  64); 
ist  Dispens  nach  beiden  Rechten  zulässig  (vgl.  z.  B.  Osterr. 
B.G.B.  §  67,  83,  88),  so  mUfste  er  von  beiden  Seiten  in  der  vot^ 
geschriebenen  Weise  erteilt  sein ,  um  die  Heilung  zu  bewirken. 

Zweifel  erheben  sich  besonders  bei  Anwendung  des  Grund- 
satzes im  Falle  von  Willensmftngeln.  DaTs  Ehedefekte  dieser 
Art  gleiebfalls  unter  Art.  1  fallen  (ebenso  wie  auch  unter 
Art  13  E.G.),  wurde  bei  den  Eonferenzverhandlungen  klar  fest- 

14' 
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gOBtellt.  Man  hat  gerade  deshalb  den  Ausdruck  Je  droit  de 
contraeter  mariage'  gewählt  und  die  (besonders  fCr  die  franzftsi- 
sche  Bechtssprache  näher  liegende)  von  der  belgischen  Konunission 
auedrOcklich  beantragte  Fassung  „la  capadU  de  contraeter  mariage' 
als  zn  eng  abgelehnt  (Actes  1900  S.  169). 

Es  wäre  m.  £.  hier  Tiederum  nicht  allgemein  richtig,  zu 
sagen,  daß  die  Ehe  als  nichtig  oder  anfechtbar  gelten  mOsBe, 
wenn  sie  es  nur  nach  dem  Heimatsrechte  eines  der  beiden  Ehe- 
gatten sein  würde.  Grundsätzlich  ist  vielmehr  festzuhalten,  dafä 
Bieh  die  Beurteilung  und  die  Folgen  eines  Willensmangels  (ganz 
ebenso  wie  im  analogen  Falle  der  EhemOndigkeit,  der  Konsens- 
ergftnzung  durch  dritte  Personen)  ausschließlich  nach  dem 
Rechte  desjenigen  derbeiden  Ehegatten  bestimmen, 
in  dessen  Person  der  Defekt  bestand  (vgl.  dazu  auch 
R.G.  Bd.  42  S.339;  K.G.  vom  13.  Juni  1900,  Mugdan-FiMmaKn 
Bd.  1  S.  350;  Ttncen^-P^oud,  Dictionn.  de  dr.  int.  pr.,  vo.  obli- 
gations  Nr.  83  u.  84).  So  wird  z.  B.  eine  Italienerin,  mag  sie 
aach  einen  Deutschen  geheiratet  haben,  eine  Ehe  niemals  «egeo 
Betrugs  angreifen  kOnnen,  wenn  nicht  gleichzeitig  ein  wesent- 
licher Irrtum  im  Sinne  von  Art.  105  und  1110  des  Codiee  civäe 
vorliegt;  der  deutsche  Ehegatte  dagegen  darf  die  Ehe  anfechten, 
sobald  er  zu  derselben  durch  arglistige  Täuschung  im  Sinne  des- 
§  1334  B.G.B.  bestimmt  worden  ist.  Die  Eheeinwilligung, 
welche  .von  einer  entführten  »md  noch  nicht  in  ihre  Freiheit 
Tersetzten"  Österreicherin  gegeben  wurde ,  ist  gemalt  §  56  des 
Osten*.  B.G.B.  ungDltig  (ebenso  nach  Art.  101  Ziffer  3  des 
spanischen  Civilgesetzbuchs) ;  eine  Deutsche  dagegen  kann  im 
gleichen  Falle  die  Ehe  nicht  ohne  weiteres  anfechten,  wenn  sie 
nicht  zur  Eingebung  widerrechtlich  durch  Drohung  bestimmt 
worden  ist  (§  1335  B.G.B.) ,  mag  der  Entführer  auch  Öster- 
reicher oder  Spanier  sein.  Im  ersteren  Falle  (Entführung  einer 
Österreicherin)  ist  die  Ehe  nach  §  94  des  Österr.  B.G.B.  nichtig: 
im  letzteren  Falle  (Bedrohung  einer  Deutschen)  stets  nur  nach 
§  1330,  1335  anfechtbar  (anderer  Meinung  Niemeyer  a.  a.  0.).  — 

Die  ungarische  Begierung  hatte  auf  der  dritten  Konferenz 
einen  Antrag  gestellt,  der  vielleicht  mehr  Beachtung  verdient 
hatte,  als  er  gefunden  hat**).    Er  ging  dahin,  nach  dem  Vor- 

12)  Du  im  Text  Gettgte  besieht  rieh  nur  aal  dea  enlea  (in  Anlehnnnit 
«n  g  108  dai  Ehegesetzet)  gestellten  Aotrag  Uug&nw.   Der  sweite  (vgl  g  109 
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bilde  des  ungarischen  Ehegesetzes  von  1894  eine  Unterscheidung 
zu  treflen  zwischen  der  EhemQndigkeit  und  Handlungsfähig- 
keit einerseits  und  den  übrigen  EhevorauSBetzungen  anderer- 
seits. Nur  für  die  ersterea  sollte  —  Qbereinstinunend  mit  dem 
Konferenzbeschlufs  —  das  Heim&tsrecht  des  betreffenden  einen 
Ehegatten  („la  loi  nationale  de  chacun  des  futurs  ^poux"),  fQr 
die  letzteren  aber  stets  das  Heimatsrecht  beider  Ehegatten  («les 
loiB  natioDales  de  toua  les  deux  futurs  äpoiu")  mafsgebend 
sein.    Domiments  S.  110  ff.,  112. 

Dieses  Frincip,  welches  allerdings  besser  zu  formulieren  w&ra, 
h&tte  eine  erhebliche  Vereinfachung  der  Recbtsanwendung  und  in 
manchen  —  nicht  in  allen  —  Fällen  wohl  auch  ein  praktisch  be- 
friedigenderes Resultat  ergeben.  Der  Eommissionsbericht  ist 
jedenfalls  der  Bedeutung  des  Amendements  nicht  gerecht  geworden 
und  hat  auch  dessen  Inhalt  zum  Teil  verkannt.  Gleichwohl  kann 
es  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  den  ungarischen  Vorschlag  nach- 
trlglich  zu  befürworten,  entgegen  dem  von  allen  drei  Konferenzen 
ohne  Schwanken  angenommenen  Grundsatz,  welcher  überdies  mit 
demjenigen  unseres  deutschen  Rechtes  sich  in  Übereinstimmung 
befindet"). 

B.  Die  Verweisungrsklauael. 

Nach  Art  1  soll  for  das  Eherecbt  das  Verweisungs- 
princip  anerkannt  werden.  Die  Fassung  des  fraglichen  Zu- 
satzes war  auf  jeder  der  drei  Konferenzen  eine  andere. 

Zuerst  lautete  er  (1S93) : 

„  . . .  ä  moins  que  cette  loi  ne  s'en  rapporte  soit  ä  la  loi 
du  domicile,  soit  &  la  loi  du  lieu  de  la  c^läbration." 

Die  zweite  Konferenz  hatte  (angeregt  durch  die  Aus- 
fOhrungen  Lain^s,  Ckmet  Bd.  21  S.  247  ff.)  eine  Änderung  dahin 
beschlossen:   „sauf  ä  tenir  compte,  soit  de  la  loi  du  domicile. 


<L  EbegflHtsei)  üt  mit  B»cbt  ohne  weiteres  venroifen  worden.    S.  Actes 
ISOO  8.  16»  und  170;  Docamenti  S.  111  u.  112. 

13)  Ea  beiUrf  käner  Herrorbebong,  dafa  die  etrikte  Ansdehniuigaiioni] 
dei  Art.  IS  Abs.  2  £.0.  (Qber  deren  ^faaJt  und  Bedentong  Tgl.  J^itmeyrr 
a.  ».  O.  8. 187  S.)  mit  dem  Prindp  de«  Art.  1  nicht  hannomert.  Der  Satz  (anch 
<äne  der  bundecTatlicben  Verbeeaemngen)  würde  nach  Annahme  der  Kon- 
▼ention  den  Vertragsataatcn  gegenüber  (Art.  6  Ab«.  2j  aDfaer  Kraft  treten, 
waa  übrigen«  in  keiner  BltckNcht  xa  bedaoera  wKre. 
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80)t  de  k  loi  du  liea  de  la  eäI4bratioD,  si  la  loi  nationale  le 
permet." 

Die  jetzige  FasBung:  „ä  moins  qu'une  diBposition 
de  cette  loi  ne  se  räfäre  exprCBEöment  ä  une  antre 
loi"  kommt  mit  im  weBentticheo  nur  formellen  Änderungen 
wieder  auf  die  urspraagliehe  BeBtimmung  zurQck.  Mit  der  Ver- 
bessenrng:  ,une  disposition  de  cette  loi"  will  man  nach  den  £r- 
kUrungen  des  BerichtB  speciell  auf  die  Kollisionsnormen 
des  HeimatBrechtes  abzielen.  Dafs  der  Ausdruck  die  Sache  ver- 
deutlicht, ist  schwerlich  zu  behaupten.  Vgl.  die  zutrefTenden 
Bemerkungen  BwuatCs,  Revue  de  dr.  int.  Bd.  33  S.  10  fT. 

Als  eine  inhaltliche  Veränderung  ist  nur  der  Zusatz  ,ex- 
press^mt*  gemeiDt  Er  erscheint  gieichfalls  nicht  sehr  glKck- 
lieh.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum,  wenn  man  schon  die 
Verweisung  billigt,  gerade  nur  eine  ausdrQcklicbe  KoUisions- 
Dorm  genügen  soll.  Man  schafft  dadurch  weitere  Komplikationen 
und  AufilegungBSchwierigkeiten,  zumal  es  durchaus  nicht  so  ein- 
fach ist,  immer  zu  wissen,  was  in  einem  fremden  Rechte  als 
auBdrQckliehe  Satzung  anzusehen  ist;  und  man  kommt  zu  wunder- 
lieben Unbilligkeiten,  wenn  mau  das  Wort  so  Btrikt  auslegt, 
wie  OB  der  Kommisaionsbericht  verlangt:  darnach  w&re  z.  B. 
nicht  einmal  ein  Satz  nach  Art  des  code  civü  Art.  3  Abs.  3  als 
eine  ausdrOeklicbe  Eollisionsnorm,  welche  die  ,VeTweisuog  be- 
gründen könnte,  zu  betrachten. 

Allein  weder  Fafisung  noch  Anwendung  der  Klausel  sollen 
uns  weiter  beschäftigen.  Denn  es  ist  unsere  feste  Überzeugung, 
dafs  die  Verweisungsnorm  früher  oder  später  (hoffientlich  vor 
Sanktion  des  Abkommens)  fallen  mufö  und  fallen  wird,  weil  Bie 
in  jeder  Hinsicht  unhaltbar  ist  und  bleibt. 

Wenn  wir  im  folgenden  versuchen  wollen,  dies  nochmals 
ausführlich  darzuthun"),  so  kann  es  sich  dabei  nicht  mehr  um 
eine  grundsätzliche  Erörterung  des  Verweisungsprindps  als 
solchen  handeln.  Diese  Erörterung  ist  oft  genug  gepflogen 
worden  (vgl.  Ihermgs  JahrbOcher  Bd.  30  S.  21  ff.,  Bd.  36  8. 388  ff., 
Bd.  40  S.  57  ff.).    WiSGenschafÜich  darf  die  Sache  heute  wohl 


14)  Vgl  im  übrigen  Ihenng»  JahrbUcber  Bd.  36  S.  383  Ua  397;  Btutati, 
Intoroo  »I  Frojet  de  ProKmnme  della  3.  Conferenn,  Tonno  1899  S.  7  ff. 
B.  KeTM  Bd.  33  a  7  ff.,  Mwie  Ohvi,  It«vne  Bd.  32  S.  81  ff. 
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mit  den  Verbandlimgeii  des  lostitnt  de  droit  international  so 
ziemlich  als  erledigt  gelten**).  Die  Konferenz  selbst  (d.  h.  die 
dritte !)  bat  sich  mit  voller  Entschiedenheit  grunds&tzUeh  gegen 
die  Rückverweisung  erklärt.  BatatUts  Bericht  stellt  fest,  dafb  die 
Mitglieder  der  ersten  Kommission  den  renvoi  „en  göntiral"  ver- 
danünen,  und  der  Präsident  der  Konferenz  (Asser)  hat  in  einem 
besonderen  Memorandum  ausgefohrt,  es  sei  nach  seiner  Ansicht 
durch  die  ROckverweisungsgegner  „d'une  manidre  irräfutable' 
erwiesen  ,que  la  science  du  droit  international  privS  a  ponr  but 
de  däsigner  directement  la  loi  m£me  qui  doit  rägir  un  rapport 
de  droit  et  qu'elle  ne  doit  pas  se  bomer  ä  reuTOyer  aux  rögles 
ea  vigaeur  dans  un  6tat  pour  la  solation  des  conflits  de  droit 
international".  (Vgl.  auch  No.  27  der  deutschen  VorscblAge 
Actes  S.  44.) 

Was  hier  allein  dargelegt  werden  amlB,  ist,  dafs  aueb  die 
besonderen  GrQnde,  welche  die  dritte  Konferenz  bestimmt 
haben,  dem  als  verkehrt  erkannten  Prineip  doch  eine  Konzession 
ni  machen,  durchweg  auf  Irrtum  beruhen  '•). 

Zunächst  ist  festzustellen,  dal^  das,  was  die  dritte  Konferenz 
beschlossen  hat,  nichts  anderes  bedeutet,  als  die  reine  und  un- 
verftlBchte  Rück-  und  Weiterverweisung.  Die  von  der  zweiten 
Konferenz  seiner  Zeit  authentisch  anerkannte  Einschränkung 
(wie  sie  von  Lom4  vorgeschlagen  und  auch  von  Nimuyer,  Kodi- 
fikation S.  190  ff.  verteidigt  worden  war)  ist  mit  der  jetzigen 
Fassung  nicht  mehr  zu  vereinigen.  Die  Verweisung  des  Heimats- 
reefates  soll  grundsätzlich  im  vollen  Umfange  gelten.  DarOber 
l&M  diesmal  auch  der  Kommissionsberieht  keinen  Zweifel.  £s 
wird  nur  versucht  darzulegen,  dafs  praktisch  wohl  stets  nur 

15)  Dms  Iiutitat  haX  in  aar  NeochmtsUa  Sitmng  von  1900  endlich  den 
Grandemti  der  Sückverweintiig  in  Übereinatimwinng  mit  beiden  Beneht- 
«»tkttem  (Lain^  und  Btutati)  mit  21  g^en  6  Stimmen  venrorfen  (Annn^re 
de  l'Invtitat  Band  18  S.  145  ff.). 

IS)  £•  mnii  aber  immer  wieder  betont  weiden,  daTa  fflr  die  onpiflng- 
liehe  Eiuf&hniug  der  KUnsel  keineswegs  die  nachtrSglich  enf  der  sweiten 
und  dritten  KonfereuE  herro^holten  Spedttlgi^nde  bestimmend  gewesen 
rind,  sondern  dttü  man  damali  (bei  der  ersten  Konferenz)  gani  dn&ch  aof 
die  allgemeinen,  jetst  io  entschieden  abgelehnten  TrügsohlOsse  der  Rück- 
Terweianngalehre  [*it  vttua  verbo:)  heieinge&llen  ist  S.  die  Bel^e  Iheringt 
JahibOcher  Bd.  36  S.  3B1.  Übereiuatimmend  Btutati,  Intorao  al  pn^et  etc. 
S.  10. 
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eine  fakultative  VerweiBung  sich  ergeben  kSnae,  d.  h.  eine 
Wahl  zwiBchen  Domizilgesetz  nod  Heimatrecht,  je  nachdem  dieses 
oder  jenes  dem  Bestand  der  Ehe  günstiger  sei.  Diese 
Annahme  und  die  bezüglichen  AasfQfarungen  RenauÜs")  sind 
aber  durchaus  baltlose.  Wenn  ein  Staat  lediglich  auf  dem 
Boden  des  DomizilprincipB  Bteht,  bo  bedeutet  das  nicht  mehr  and 
nicht  weniger,  als  d^rs  nach  seiner  Anschauung  eben  das  Recht 
des  Wohnsitzes  genau  so  wie  anderswo  dasjenige  der  Staats- 
angehörigkeit aber  die  Ehevoranssetzungen  entscheidet.  Diesem 
Rechte  eine  Unterscheidung  darnach  unterzulegen,  je  nachdem 
das  Wohnsitzgesetz  die  Gültigkeit  oder  die  Ungültigkeit  zur 
Folge  bat,  ist  reine  Willkür,  falls  nicht  ein  Gesetz  (wie  allein 
das  ominöse  schweizerische,  vgl.  unten)  ausdrücklich  dergleichen 
bestimmt  Das  Domizil  ist  eine  Anknüpfung  genau  der  nämlichett 
Art  wie  die  Staatsangehörigkeit*').  Gilt  jene,  so  fragt  man 
überhaupt  nicht  nach  dieser,  und  es  kann  ebensowenig  ,eztra- 
ordin&r'  erscheinen,  dafg  man  vom  Standpunkt  des  Domizil- 
principB die  Ehe  eines  in  Frankreich  wohnenden  Dänen  als  un- 
gültig betrachtet,  weil  sie  es  nach  französischem  Rechte  ist,  wie 
es  vom  Standpunkt  des  Staatsangehörigkeiteprincips  befremdet, 
wenn  die  Ehe  eines  im  Ausland  wohnenden  Franzosen  für  un- 
gültig angesehen  wird,  obschon  sie  vielleicht  den  Sachnormeu 
des  ausländischen  Wohnsitzrecbtes  nicht  widerstreiten  würde. 

Die  Verweisungeklausel  bedeutet  einfach,  dafs  für  die  An- 
gehörigen eines  VertragBStaates  an  die  Stelle  des  Heimatarechtes 


IT)  Det  Berieht  exemplifiriert  folgendertnmlJMD :  „La  lägiaUtioii  dftnoiM 
dAdda  qae  la  itatiit  penoiMl  eat  dätannind  pu  la  domidlfl.  £a  ce  qoi 
toDobe  lea  Duioia  ^tablu  k  VHanger,  eeU  rigiüfie  certaiDement  qne  lour 
■nariage  Bsra  Talable  an  DananiaTk,  ■'il  a  ätö  conelu  an  obnrrant  l«t  con* 
ditioDB  da  capaciU  preacrito  par  la  loi  da  domicil«.  Maintenant,  m  ob  np- 
poaa  qoa  lei  conditiom  de  la  loi  dn  domicUe  ont  €16  mtoiiuiuea  et  qoa  tea 
conditionB  de  la  loi  danoiae  ont  H&  obaarräea,  eal-il  &  crotre  qn'en  Danenurk 
on  anuQllerajt  tin  pareil  maiUge  et  qn'ainsi  on  ponirait  dea  Dauoii  pour 
a'Gtra  fidilement  k  Tätratigar  conform^  am  lote  de  lenr  patiie?  Cela  nona 
aemblerait  qd  pen  eztraordtnaire,  mitont  al,  an  liea  d«  la  cilibration 
la  loi  ri^la  la  condltion  dea  äponx  d'aprit  lear  loi  nationale,  et  e'eat  poor 
cda  qne  nona  penaona,  qn'Q  n'eilate  gain  de  loi  ajant  an  lenroi  obligatoira 
dam  le  aena  qae  Ton  dotme  ordinairement  k  cette  eipraiaion.' 

18]  Die  engUache  Bechtaapracbe  redet  in  aolchem  Falle  änfacb  na 
„a  domiciled  Englioh  eubject",  „a  domidtcd  Anttriui''  etc 
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dasjenige  des  Domizils  oder  des  EheschliersungBortes  tritt,  falls 
es  dem  Heimatsstaate  beliebt,  durch  eine  auBdrQckliche  Kollisions- 
Dorm  dei^leichen  (im  Gegensatz  zu  dem  von  der  EoDferenz 
adoptierten  Princip)  anzuordnen.  Es  wird  dadarch  lediglich 
einem  anderen  minder  kompetenten  Rechte  eine  Herrschaft  zu- 
gewiesen, die  ihm  nach  seiner  eigenen  KollisioDsnorm  und  nach 
derjenigen  der  Konvention  gar  nicht  zukommt,  und  man  überlarst 
es  jedem  einzelnen  Vertragsstaat,  ob  er  sich  fOr  seine  eigenen 
Staatsangehörigen  dem  von  der  Konferenz  gebilligten  Princip 
anschlieftou  will  oder  nicht.  Ja,  man  behält  —  was  hei  einem 
internationalen  Vertrag  besonders  befremdend  ist  —  dieses  Recht 
den  einzelnen  Staaten  für  alle  Zukunft  vor.  Die  Verweisung 
des  Heimat^^esetzes  braucht  ja  nicht  jetzt  Echon  zu  bestehen, 
sie  kann  und  darf  auch  erst  nachtraglich  erfolgen  (vgl.  Actes 
1900  S.  166,  auch  128).  Unbeschadet  der  Konvention  darf  also 
jeder  Staat  fOr  seine  eigenen  Angehörigen  eine  KoUisionsnorm 
einfahren,  wie  sie  ihm  beliebt;  und  wenn  etwa  ein  Staat  nach 
dem  anderen  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen  wollte,  so 
fcOnnte  der  Fall  eintreten,  dafs  der  angenommene  Kollisions- 
grundsatz  nur  auf  dem  Papier  steht.  Korrekt  au^edrtkckt  mOJäte 
die  von  der  Konferenz  in  Art.  1  beschlossene  Regel  einfach 
folgendermaiton  tauten:  „Das  Heimatgesetz  eines  jeden  der  Ver- 
lobten soll  dartlber  entscheiden,  nach  welchem  Gesetze 
sich  das  Recht  der  Eheschliefsung  bestimmt."  Ob  in 
dieser  folgerichtigen  Fassung  der  Grundsatz  die  Billigung  der 
Konferenz  gefunden  haben  würde,  darf  vielleicht  doch  bezweifelt 
werden  (vgl.  dazu  Iherings  Jahrbücher  Bd.  40  S.  63  ff.). 

Der  Präsident  der  Konferenz,  welcher,  wie  bemerkt, 
die  grundsätzliche  Verkehrtheit  der  Verweisungslehre  auf  das 
bestimmteste  anerkannt  hat,  glaubt  in  seinem  Memorandum 
gleichwohl  die  Klausel  aus  opportunistischen  GrOnden 
empfehlen  zu  sollen,  als  ein  brauchbares  Mittel  zur  Ein- 
Bchtftnkung  der  Gesetzeskollisionen  und  zur  Ausbreitung  des 
StaatsangehOrigkeitsprincips. 

Allein  wem  gedenkt  man  denn  mit  dieser  „bim  leg^e  c<m- 
cessim",  mit  dieser  „Ironsacfitm*'  einen  Gefallen  zu  erweisen? 
Etwa  den  Lftndem  des  DomizUprincips,  die  andernfalls  der  Kon- 
vention nicht  beitreten  würden?  Das  meint  allerdings  ausdrück- 
lieh der  Präsident  (Documents  S.  184)  und  mit  ihm  anseheinend 
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die  ganze  Konfereiiz  (vgl.  noch  die  Äureerung  der  französischen 
Kommission,  Documento  S.  153,  und  besonders  die  AusführumgeD 
Meüi's  Actes  S.  86  und  dersdbe.  Das  intemationale  Privatreclit 
and  die  Staatenkonfereoz  S.  29  ff.)-  Diese  Aoffassting  ist  jedoch 
eine  leicht  nachweisbare  ItlDBion.  Jene  Länder  kaprizieren  sich 
wahrlich  nicht  darauf,  ihre  eigenen  im  Auslände  woh- 
nenden TJnterthanen  dem  fremden  Domizilrechte  zu 
tiber  weisen  (speciell  für  Dänemark  existiert,  wie  der  EommissioDG- 
bericbt  feststellt,  ein  solcher  Rechtssatz  gar  nicht):  das,  worauf 
es  ihnen  allein  ankommt,  ist  vielmehr,  daii  die  in  ihrem  Lande 
wohnenden  Fremden  dem  inländischen  Rechte  unter- 
worfen werden.  Gerade  das  aber  verweigert  man  ihnen  und 
mul^  man  ümen  verweigern,  mit  oder  ohne  ROckverweisung,  so- 
bald man  das  StaatsangehOrigkeitsprincip  Oberhaupt  einfahrt.  Als 
eine  Gefälligkeit  fOr  die  skandinavischen  Rechte  kann  also  die 
Verweisungsklausel  niemals  aufgefafst  werden  und  einer  derartigen 
^concessio  diabolica"  zuliebe,  welche  lediglich  das  Herrschaftsgebiet 
seines  eigenen  Rechtes  einschränkt,  wird  kein  Staat  in  der  Welt 
seine  bisherige  Kollisionsnorm  in  irgend  einem  Punkte  modifizieren. 
Dieser  Logik  der  Begriffe  entspricht  auch  die  Logik  der  Thatsachen. 
Die  Vertreter  der  skandinavischen  Staaten  haben  bei  der  Ein- 
ffihrung  der  Verweisungsklausel  weder  thätigen  Anteil  genommen, 
noch  haben  sie  sich  von  deren  Sirenenton  irgend  bethfiren  lassen, 
und  man  kann  mit  voller  Bestimmtheit  behaupten:  Wenn  jene 
Staaten  sich  dazu  verstehen  werden,  dem  Staats- 
angehtirigkeitsprincip  mit  der  Verweisungsklausel 
beizutreten,  so  werden  sie  es  auch  ohne  dieElanset 
thun.  Noch  mehr:  wenn  sie  sich  dazu  entschliefsen  werden, 
das  Staatsangehßrigkeitsprincip  im  Sinne  der  Konvention  zu  ac- 
ceptieren,  so  werden  sie  ganz  sicher  von  der  Verweisungs- 
klausel gar  keinen  Gebrauch  machen.  Die  skandinavi- 
schen Länder  werden,  falls  sie  in  der  Frage  desDomizilprincips  über- 
haupt mit  sich  verhandeln  lassen,  genau  den  umgekehrten  Stand- 
punkt einnehmen  als  den  von  Asser  und  MetU  vorausgesetzten  "). 


19)  Ea  liegt  flbiigetu  am  Tage  nnd  iBt  von  Agier  aelbat  herrorgehoben 
worden,  dafk,  wenn  jene  Gründe  fUr  die  Verweünng  irgend  ratreffend  wlren, 
die  Hlaiuel  auch  in  die  anderen  KonTentionea  eingeführt  werden  mtUjtte. 
Indem  die  Konferenz  diea,  entgegen  Afseri  konaequentem  Antrag,  verweigert 
hat,  hat  aie  jene  Gründe  »elbat  dentUch  deaavouiert 
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Sie  Verden  sagen :  Wenn  wir  die  in  uDserem  Lande  wohnenden 
Fremden  nach  aasländiBchem  Bechte  behandeln  sollen,  so  ver- 
langen wir  als  Gegenleistung,  dafs  die  im  Auslände  wohnenden 
Skaadinavier  ihr  skandinaTigches  Recht  behalten.  Für  das 
Danaergeschenk  der  Rackverweisung  werden  sie  sich  höflich  be- 
danken*"). 

Wenn  alsu  in  Wahrheit  die  Staaten  des  Domizilprincipe, 
welchen  man  entgegenzukommen  vermeint,  an  der  Verweisungs- 
ktausel  nicht  das  geringste  Interesse  haben  und  haben  können: 
aü  bona  will  man  sie  denn  fiberhaupt  aufrecht  erhalten? 

Die  Antwort  ist  überraschend  einfach: 

Einzig  and  allein  zu  Gunsten  eines  schweizerischen 
Gesetzes  und    auf  Verlangen  der  schweizerischen  Delegierten. 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  vom  24.  Dez.  1874  Art.  25 
erkl&rt  nämlich  (Dbereinstimmend  mit  der  schweizerischen  Bundes- 
verfassung Art.  54),  dafs  eine  Ehe  in  der  ganzen  Schweiz  als 
galtig  anzuerkennen  sei,  welche,  sei  es  in  der  Schweiz,  sei  es 
im  Auslande,  entsprechend  der  Gesetzgebung  des  Ebescbliersungs- 
Ortes  eingegangen  wurde.  Art.  54  des  nämlichen  Gesetzes  ver- 
fOgt,  d&te  eine  im  Ausland  abgeschlossene  Ehe  nur  dann  fOr 
nichtig  erklärt  werden  kann,  wenn  die  Nichtigkeit  sowohl  ans 
der  ausländischen,  als  auch  aus  der  schweizerischea  Gesetzgebung 
sich  ergiebt. 

Lediglich  um  die  Aufrechterbaltung  dieser  schweizerischen 
Specialität  hat  es  sich  für  die  Konferenz  gehandelt:  ^Tout  le 
monde  est  d'accord  sur  la  port^e  de  la  disposition.  II  s'agit  de 
sanvegarder  l'appIicatioD  de  la  Constitution  et  de  la  l^slation 
süsses  aux  termes  desquelles  les  mariages  contract^s  par  des 
Soisses  ä  l'^tranger,  contrairement  peut-fitre  aux  dispositions  de 
la  loi  föderale  en  mati^re  d'empdchements,  mais  conformSment  k 


aO)  Bonahe  urkaatiich  mutet  hieinach  der  KommiBcdouBbericht  Actes 
1900  ä.  169  ad;  „Od  a  fiut  remaiquer  qae  eetle  disposition  ezpresM  faiNiit 
qnelquefoü  df&at  et  qn'unsi  U  portde  de  l'articie  Hcrait  trop  leatreiate.  II 
n'j  «  pu  de  claose  l£gale  sp^cule  ea  Norv^ne  et  eu  Dänemark.  Daos 
em  deox  pajv,  la  lägisIatiDU  r^Ie  la  condition  dea  ätnngei»  qni  j  aont 
Mablit  DMÜs  ne  dit  rieo  an  siy'et  dea  NorT^gleaa  ou  des  Danois  qni  sont 
4tabUs  k  l'^trauger . . .  11  ae  lear  est  pas  difficile  d'ädiotsr  nne 
loi  potiT  rigltT  espregeäment  la  condition  de  lears  oationanx 
iI'<tr«Dgei:  ila  äcarteront  ainsi  tonte  incertitude." 
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la  loi  matrimoniale  ^trangfere,  doivent  £tre  reconnus  comme  va- 
lables  en  SuisBe."  (Rogum,  Actes  1894,  S.  43,  vgl.  anch  S.  47, 
sowie  Actes  1893  S.  46  und  Actes  1900  S.  168  ff.) 

Nun  ist  es  ja  nicbt  einmal  zutreffend,  dafa  dieses  den 
schweizerischen  Delegierten  so  sehr  am  Herzen  liegende  Gesetz 
durch  die  Verweisungsklausel  unbedingt  aufrecht  erhalten 
wird"):  es  wird  vielmehr  ungeachtet  dieser  Klause)  durch 
die  Konvention  gerade  in  denjenigen  Beziehungen,  welche 
die  Schweiz  in  erster  Linie  interessieren  mafsten,  aufser 
Kraft  gesetzt.  Nach  der  Konvention  ist  es  nicht  mehr  mftg- 
lich,  eine  in  der  Schweiz  entsprechend  dem  schweizer i- 
aeben  Recht  geschlossene  Ehe  von  Ausländern  ffir  gültig 
zu  erklären,  falls  die  Ehevoraussetzungen  des  ausUndischea 
Heimatsrechtes  nicht  gegehen  sind;  es  ist  auch  nicht  mehr  mög- 
lich, in  der  Schweiz  eine  von  Ausländern  im  Auslände 
entsprechend  der  lex  loci  geschlossene  aber  nach  Heimats- 
recht  ungültige  Ehe  als  gültig  zu  behandeln.  Einzig  fflr  die 
von  Schweizern  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  bleibt  das 
Bundesgesetz  in  Kraft.  Es  ist  mir  nicht  verständlich,  welches 
Interesse  die  Schweiz  an  der  Aufrechterhaltung  ihrer  Sonder- 
Kollisionsnorm  gerade  in  dieser  Beschränkung  haben  kann.  Man 
sollte  denken,  dafs  eben  der  Verweisungsgedanke  von  selbst  dazu 
führen  mutete,  diese  Anwendung  jener  Sonder-Regel  fQr  das 
Konventionsgebiet  ohne  weiteres  aufzugeben.  Die  ans> 
ländischen  leges  loci  stehen  doch  hier  sämtlich  auf  dem  Boden 
des  StaatsangehOrigkeitsprincips,  und  man  sollte  ihnen  nicht  die 
Herrschaft  ihres  eigenen  Rechts,  der  eigenen  Eollisionmorm 
zuwider,  aufn&tigen  wollen.  Die  Schweiz  andererseits,  welche 
selbst  nach  der  Konvention  auf  die  Fremdrn,  die  in  der  Schweiz 
eine  Ehe  schlielton,  das  schweizerische  Recht  auch  fakultativ 
nicht  mehr  anwenden  kann,  sollte  doch  damit  zufrieden  sein,  daß 
ebenso  auch  auf  die  Schweizer,  die  im  Auslande  heiraten,  das 
schweizerische  Heimatsrecht  und  nichts  anderes  zur  Anwendung 
kommt.  —  Wie  dem  aber  anch  vom  schweizerischen  Standpunkte 
sein  möge,  vom  internationaten  Standpunkt  istdasVor- 


21)  Du  folgende  riofatet  aicb  iDibesondera  gegen  die  AMchanmig,  dtü 
o  Schwds  nicht  in  die  Aufhebung  ^ties  RechtaMtcei  willigen  IcSnne,  iec 
iweh  die  Mliwrizerisclie  Verfasenng  unklioniert  iit  {Soguin). 
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gehen  der  Konferenz  unbegreiflich.  Eine  Konferenz,  die  bemfen 
ist,  das  internationale  Privatrecht  Enropas  einheitlich  zu  kodifi- 
zieren, beugt  sich  vor  einer  abweichenden  schweizerischen 
EoIliBiooBnonQ,  die  man  als  Bolche  doch  gleichzeitig  verworfen 
bat ").  Lediglich ,  um  eine  Specialität  des  schweizerischen 
internationalen  Frivatrechts  in  eingeschrftnktem  Mafäe  fort- 
besteheD  zu  lassen,  fQgt  man  dem  europäischen  internationalen 
Privatrecht  eine  allgemeine  Klausel  ein,  von  deren  grund- 
BAtzlicher  Verkehrtheit  die  ganze  Konferenz  aberzeugt  ist ; 
eine  Klausel,  die  nach  der  Ansicht  ihrer  eigenen  Anhänger 
praktisch  „von  minimaler  Tragweite"  ist  (vergl.  Lami,  in  Clunet 
Bd.  28,  S.  14),  die  aber  gleichzeitig  jedem  einzelnen  der  Vertrags- 
staaten das  Recht  giebt,  seine  Staatsangehörigen  von  der  all- 
gemein anerkannten  Regel  auszunehmen  und  so  ftlr  die  Zukunft 
zum  mindesten  die  Möglichkeit  eröflhet,  dafs  aus  der  ver- 
schwindenden  Ausnahme  eine  Regel  von  beliebiger  und  ver- 
wirrender Ausdehnung  werden  kann. 

Das  alles  sind  Absonderlichkeiten,  die  sich  eben  nur  auf  eine 
Weise  erklären  lassen :  die  Irrlichter  der  Rttckverweisungslebre, 
von  denen  die  erste  Konferenz  sich  hat  vom  Wege  abbringen 
lassen,  spuken  aach  noch  auf  der  dritten  herum,  so  entschieden 
man  sich  auch  dagegen  verwahrt  Sie  allein  haben  es  verhindert, 
dafä  man  zu  dem  einzig  richtigen  und  geraden  Wege  zurück- 
gekehrt ist. 

C.    ZMe  Prohlbitivausnahmen. 
I.  Allgemeines« 

Das  Schwierigste  und  Wichtigste  bei  den  meisten  Kollisions- 
normen  ist  nicht  die  Feststellung  der  Regel ,  sondern  die  Be- 


22}  Übeidiutiiiiiiiend  Buz:ali,  Intonio  al  projet  de  prograinme  S.  14; 
,&  per  io  meno  Htrano  che  ana  Cooferenu.  rianita  per  porre  prineipi  frenerali 
di  diritto  intemazionale  privato,  e  in  cai  erano  rappresentHti  qnindici  Stati, 
per  Hon  stabilire  uns  aorma  contraria  a  qnella  del  diritto  poBltivo  sviizero, 
kbbia  ad  esso  preatato  reverente  omaggio,  «enza  notare  che  in  lal  modo 
Tcnira  a  denigare  al  diritto  poaitiro  di  tutti  gli  altri  quattordid  Stati:  taoto 
piä  rtniio.  in  qnanto  In  norma  del  diritto  ii'tzzero  non  trova  riecontro  nelle 
)«ggi  di  neamn  aitro  Stato  ed  h  tntt'  altro  che  un'  imitabile  etenipio  "  Meili, 
(Dat  inteniat  Pr.R.  S.  48)  iit  allerdinga  der  Meinnuff,  dab  die  Schweiz  hier 
atisen  kosmisch  groraartigea  Hechtasatz  aufgvatellt"  habe.  GinatweileD  hat 
neb  der  anberBchweizcrischc  Koamot  dazu  ujcht  bekehrt. 
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grenzuDg  ihrer  Aaaoahmen  aus  dem  Oesiclitspunkte  des  „ordre 
public". 

Die  Ehereehtekominiasion  hat  dies  von  vornherein  mit  einer 
Klarheit  erkannt,  die  angesichts  der  herrsehenden  internationalen 
Doktrin  und  Praxis  (ygl.  Ikermgs  Jahrbücher  Bd.  39  S.  4  ff.) 
ebenso  Überraschend  als  erfreulich  ist.  Man  hat  es  sich  zur 
Aufgabe  gesetzt,  den  Niederschlag  der  Dunstwolke  des  „ordre 
publie"  in  einigen  fest  umrissenen  Speeialslltzen  zu  krjstalli- 
sieren.  Vor  allem  der  Berichterstatter  BenmiU  ist  hier  mit 
grOfster  Entschiedenheit  vorgegangen  ").  Auf  der  dritten  Kon- 
ferenz sind  sodann  besonders  von  deutscher  Seite  die  Versuche, 
auf  den  „vagen  Begriff*  des  „ordre  pvibUe'^  zurfickzukommen, 
aberall  auf  das  lebhafteste  bekftmpft  worden.  Die  deutschen 
Delegierten  folgten  hier  offenbar  einer  bestimmten  und  peremptori- 
sehen  Instruktion  der  deutschen  Regierung,  nach  welcher  der  Bei- 
tritt Dentschlands  zur  Konvention  ausgeschlossen  war,  wenn  die 
Konferenz  etwa  einen  allgemeinen  Vorbehalt  zu  Gunsten  des 
„ordre  jw&Ifc"  der  einzelneo  L&nder  beschlossen  h&tte'*).  Vgl. 
die  ausdrückliche  Erklärung  des  deutschen  Delegierten  gel^^nt- 
lich  der  Beratung  der  Erbrechtskonvention  Actes  1900,  S.  126. 

Wenn  man  sich  den  Mifsbraueh  vergegenwärtigt,  welcher 
heute  allenthalben,  besonders  in  den  romanischen  Ländern,  mit 
jenem  Vorbehalt  getrieben  wird,  so  mufs  man  diese  Stellungnahme 
der  deutschen  Regienmg  unbedingt  billigen.  Mit  einer  Oeneral- 
klausel  der  gewöhnlichen  Art  hätte  man  es  thatsächlidi  dem  Be- 
lieben der  einzelnen  Vertragsstaaten  anheimgegeben,  in  wie  weit 


23)  Vgl.  Act«  1893  S.  41:  „H.  Renanlt  B'oppoae  ■bHlameot  li  um 
farmnle  (^iikle.  En  mettmnt  le  dr^t  pablic  et  Toidre  pnblie  toqjoim  <b 
euue,  Nuu  prtciwr,  on  ii'tutiTen  pu  ft  nne  wlatioD.  Fom  Gkire  nn  progrä«, 
i)  wt  nfcONBira  d'äoarter  les  formale*  gdnär&lea  et  d'indiqaer 
restrictiTemBnt  lea  caa  duu  leaquels  Vordre  pabUo  d'im  pajv  ne  pormst 
pu  l'BpplicBtion  d'niM  loi  ätntngAre."  Vgl.  fernei  S.  46  nnd  Actes  1900 
S.  170:  „L'eoprit  de  ootre  tnvail  est  de  diminnet  l'tirbitraiie  dans  1« 
i^tporta  internatioDaiu  en  cette  matiöre." 

24]  Wie  es  der  Priisident  der  Konferenz  ieiner  Zeit  in  Aoniebt  ge- 
nommen batte.  Vgl.  Acte«  1893  S.  70:  H.  le  PrMdent  dinrenüt  Mre  pr£- 
cedw  lee  eonclorione  dana  le  piotocole  final  par  nn  pi^ambnle  qni  contiendrait 
la  r^eerve  espresae  des  ddrogatloni  qne  cbaqne  Etat  ponrrs 
jnger  näceataire  an  point  de  vne  du  droit  pnblie  on  de  Tintdret 
social.    Vgl  sncb  Actes  1893  S.  46,  1894  S.  48. 
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sie  es  für  gut  fänden,  die  Eonvention  einzuhalten ;  man  h&tte  es 
dem  Ermessen  jedes  einzelnen  Bichters  überlassen,  mit  der  Be- 
grOndung,  dars  es  dem  Geiste  seiner  inländischen  Rechtsordnung 
entspreche,  sieb  von  den  staatsvertraglicben  EoUisionsnormen 
zu  emancipieren"). 

Die  Konferenz  mufste  also,  wenn  sie  überhaupt  international 
bindende  Recbtsnonnen  geben  wollte,  der  sonver&nen  Macht  des 
ordre  jwiltc  feste  Schranken  ziehen.  Sie  hat  diesen  Versuch  in 
Art.  2  and  3  gewagt ,  durchgreifender  als  es  irgend  zuvor  ge- 
schehen ist  (vgl.  auch  die  Arbeiten  des  Institut,  Annuaire  Bd.  9 
und  10).  Der  Versuch  ist  keineswegs  in  allen  Einzelheiten  ge- 
glückt. Allein  dafs  es  überhaupt  unternommen  und  mit  ziel- 
bewufster  Methode  durchgeführt  wurde,  das  ist  und  bleibt  eines 
der  TetbeifftangBvoUsten  Ergebnisse  der  Eonferenzarbeiten. 

Die  Konferenz  ist  dabei  vielleicht  in  einer  Richtung  zu  weit 
gegangen.  Die  unbedingte  Darcbführung  bestimmter  KoUisions- 
normen  and  die  allgemein  verbindliche  Anerkennung  fremder 
Saehnonnen  hat  eine  vorherige  Prüfung  der  Natur  der  letzteren 
zur  Voraussetzung,  eine  materielle  Rechtsvergleichung  (vgl. 
Jhermgs  Jahrbücher  Bd.  39  S.  HO,  Bd.  40  S.  74  (f.  und  diese 
Zeitschrift  Bd.  10  S.  102  fr.).  Die  Konferenz  selbst  ist  sich 
dieser  Voraussetzung  klar  bewafst  gewesen.  Vgl.  a.  a.  die  all- 
gemeine Bemerkung  der  französischen  Kommission,  Documents 
S.  153,  ebenso  die  Osterreichische  Erklärung  Actes  1900  S.  45; 
auch  S.  153  und  1894  S.  68.  Bezeichnend  und  bedeutsam  sind 
besonders  die  Feststellungen  in  Renmüt's  Bericht  1894  S.  48 :  „Au 
snjet  des  art  1  et  2  et  des  scrupules  que  pourraient  avoir  lägiti- 
mentent  certains  de  nos  GoUfegues,  la  commission  croit  devoir 
faire  une  Observation  d'an  caractöre  g^nöral.  Elle  estime  que  si 
Ton  songeait  ä  introduire  dans  une  Convention  internationale  les 
priscipes  admis,  il  faudrait  avoir  grand  soin  d'envi- 
sager  les  ISgislations  des  pays  eontraetante  et  de 
rechercher  si  teile  d'entre  elles  n'admettrait  pas  un  empfichement 
qiu  le  droit  public  des  autres  Etats  ne  pourrait  respecter,  ou 

25)  Vgl.  DDter  uderem  die  in  Iherings  Jahrb.  Bd.  S9  S.  8,  S.  IM 
Abb.  8,  S.  108  Anm.  1  gagebonoi  Böifnele.  ChumkteriHUch  auch  spedell 
WhariM,  Confltet  of  Lawt  §  16S:  „that  matrimonial  capacitj  ta  a 
■>tt«r  of  dIsMnctiv«  national  policf,  aa  to  wtaich  jndgea  ars  obliged  to 
«nfotce  tha  viewa  of  the  atata  of  wMcb  thej  ar«  the  officera." 
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ne  permettrait  pas  un  mariage  que  les  autres  Etats  ne  pomraieDt 
cäl^brer  moB  Bcandale.  Une  fois  la  ConventioD  sign^  on  De 
saurait  admettre  1e  droit  pour  un  Etat  quelconqne  d'y  adliörer 
Bans  le  consentement  unanime  des  Etats  Bignataires.  II  serait 
excesfiif  qu'il  püt  ainsi,  par  sa  aeule  volontö,  im- 
poser  ä  ceB  Etats  le  respect  de  ea  lägislation  repo- 
sant  sur  des  baGcs  tout-ä-fait  difförentes  . . ." 

Nun,  die  Prttfung  der  fremden  Gesetzgebungen,  welche  hier- 
naeb  unumgängliche  Voraussetzung  der  Eonventionsnormen 
bildet,  konnte  sich  doch  niirauf  die  gegenwärtige  Gesetz- 
gebung  der  Vertragsstaaten  erstrecken.  Mit  Bezug  auf  die 
Zukunft  besteht  keinerlei  Garantie,  da(^  nicht  einer  der  Vertrags- 
staaten  ein  Ehegesetz  erlassen  kannte,  weldies  dem  ordre  jtublie 
der  anderen  Vertragsstaaten  ganz  ebenso  widerstreitet  wie  die 
jetzige  Gesetzgebung  irgend  eines  „Etat  non  signataire'.  Wenn 
es  also  der  Konferenz  mit  Recht  als  „excesaip  erschien,  daf^ 
ein  dritter  Staat  eigenmächtig  den  Vertragsstaaten  die  Anerkennung 
seiner,  vielleicht  auf  ganz  anderem  Boden  ruhenden  Ehegesetz- 
gebuDg  aufnCitigen  k&nnte,  so  mufs  doch  genau  das  Nämliche 
gegenQher  der  kOnftigen  Ehegesetzgebung  eines  der 
Vertragsstaaten  gelten.  Es  warde  sich  deshalb  wohl  em- 
pfehlen, in  dieser  Hinsieht  einen  Vorbehalt  in  die  EonventioD 
aufzunehmen.  Dies  könnte  z.  B.  in  Anschlufs  an  Art.  8  Abs.  2 
geschehen,  indem  ausgesprochen  «arde,  dafs  kein  Staat  sieh 
zur  Anwendung  von  Gesetzen  verpflichtet,  welche 
im  Augenblicke  der  Sanktion  des  Abkommens  noeh 
nicht  in  Kraft  standen. 


Halten  wir  als  wichtigstes  Ergebnis  dieser  einleitenden  Er- 
örterungen vor  allem  fest: 

Die  Generalklausel  des  ordre  public  und  alle  ähn- 
licbeo  in  GeBetzgebung  und  Doktrin  sonst  anerkannten  Formeln 
(Art  30  E.G.  z.  B.G.B.,  Prel.  Art.  12  des  Codice  iUüitmo  u.  s.  w.) 
gelten  nicht  im  Eonventionsgebiete**).     An  die  Stelle 


26)  Wenn  wir  der  Küne  halber  von  „Konventionsgebiet''  reden,  m 
verstehen  wir  darunter  natBrIich  nnr  den  Hernchaftskrda  der  Konvenäw 
in  der  durch  Art.  8  ff.  beschriebenen  Begrenzang. 
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jener  allgemeiDen  Formeln  sind  die  Specialbestimmungen 
der  Art  2  und  3  getreten"). 
Dies  bedeutet: 

1.  Nnr  daa  Gesetz  des  Eheschliefsungsortes  (7a 
Joi  du  lüu  de  Ja  eiUbratioa)  kann  Qberhaapt  neben  dem  nach 
Art  1  zuständigen  Heimatsgesetz  eventuell  als  herrschafts- 
berechtigt  io  Betracht  kommen; 

2.  anch  dieses  Gesetz  nur  in  den  ausdrücklich  durch 
Art  2  u.  3  statuierten  F&llen. 

ad.  I.  Nur  das  Recht  des  Ehesehliersangsortes  kommt  als 
„Prohibitivgesetz"  in  Betracht.  Dorch  diesen  Grundsatz  wird 
von  vornherein  die  hauptsächlichste  Verwirrung,  au  welcher  die 
Doktrin  des  ordre  puhlie  leidet,  geklärt:  Es  wird  die  mafs- 
gebende  Anknüpfung  formuliert ,  jeue  erste  Voraus- 
setzung alles  internationalen  FriTatrecbts,  die  in  der  Regel  von 
der  Prohibitivdoktrin  völlig  aufser  acht  gelassen  wird  (vgl, 
Iherhtgs  Jahrbücher  Bd.  39  S.  25  ff.,  35,  103  ff.). 

E^  ist  hiemach  ausgeschlossen,  dafs  nach  der  Konvention 
ein  Richter  ohne  weiteres  die  hx  fori  zur  Anwendung  bringe 
mit  der  Oblichen  Begrandung,  es  handle  sich  um  streng  ge- 
bietende oder  verbietende  Gesetze  des  Inlandes.  Unbedingt  un- 
zol&ssig  ist  e8Z..B.,  eine  im  Ausland  geschlossene  Ehe  von 
Vertrags- Ausländern,  die  nach  deren  Heimatsrecht  erlaubt 
ist,  als  ungültig  zu  betrachten,  weil  ihr  etwa  im  Inlande  ein  ab- 
solutes Verbot  wegen  Blutsverwandtschaft  entgegen  stände, 
and  deshalb  das  eheliche  Zusammenleben  dieser  Fersonen  bei 
nns  nicht  geduldet  werden  könne  (vgl.  z.  B.  OUeeerona,  Chmet 
Bd.  X,  S.  352  ff.).  Unzulässig  ist  es,  etwa  in  Frankreich  (oder 
I>eatschland)  die  nach  spanischem  (österr.,  Italien.)  Heimats- 
reeht  begrtlndete  Ehenicbtigkeitsklage  wegen  Impo- 
tenz nicht  zuzulassen,  weil  es  der  „moralitä  public"  entgegen 
wäre  (so  z.  B.  Bespagnet,  Pr^cis  Nr.  337;  Olivi,  Revue  Bd.  15 
S.  226;  Chräien  in  Glunet  Bd.  14  S.  52  Note  1;  8.  Fall 
MiarüneB  de  Cempos,  in  Chmet  Bd.  14  S.  451  ff.  und  Bd.  13 
S.  502  ff.).  Unzulässig  wäre  es,  wenn  man  in  Spanien  (Portugal, 
Österreich)  die  Gültigkeit  einer  Ehe  von  Italienern,  die  mit  ein- 
ander Ehebruch   begangen  hatten,     anzweifeln   wollte    (vgl. 

.  173. 
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z.  B.  Weiss  Bd.  3  S.  416).  Auch  aus  dem  Orund  darf  nii^ends 
eine  auswärts  geschlosseue  und  nach  Heimatsrecht  glUtige  Ehe  be- 
anstandet «erden,  weil  nach  der  mit  dem  Heimatsrecht  nicht 
Hbereinstimmenden  Meinung  des  urteilenden  Richters  eine  Bi- 
gamie vorliegt  (vgl.  z.  B.  Laurent  Bd.  4  Nr.  300;  Kaumsictfm 
Cimet  Bd.  25  S.  231).  Nach  d&nischem  Recht  z.  B.  ist  aus- 
nahmsweise die  AufrechterhaltDng  einer  thatsächlich  bigamisch 
abgeschlossenen  Ehe  möglich  (vgl.  Actes  1900  S.  IS):  sie  mors 
dann  (wenn  es  sich  um  D&nen  handelt,  die  in  ihrer  Heimat  ge- 
heiratet haben)  überall  im  Konventionsgebiete  anerkannt  «erden. 

Vgl.  «eitere  Beispiele  unten  S.  244  ff. 

ad  2.  Nur  die  ausdrficklich  in  Art.  2  und  3  hervor- 
gehobenen Fälle  berechtigen  die  lex  loci  zu  einem  prohibitiven 
bezw.  permissiven  Eingriff. 

Ausgeschlossen  ist  es  hiemach  z.  B.,  dal^  im  Eonventions- 
gebiete*")  die  lex  hei  edeb  irgend  eine  sachliche  Prafong  mit 
Bezug  auf  das  Ehealter  gestatte.  Sie  darf  also  nicht 
(entsprechend  der  herrschenden  Doktrin)  die  Eheschliefsung 
verweigern,  weil  einer  der  Verlobten,  obwohl  nach  seinem 
Heimatsrecht  ebemfindig,  doch  so  unreifen  Alters  sei,  dab  seine 
Verheiratung  Anstofs  errege ,  wie  z.  B.  die  einer  12j&hrigen 
Spanierin  {Codigo  eivü  Art  83  ZiiT.  1)  oder  einer  13jährigen 
Russin  aus  dem  Kaukasus  (Art.  3  des  russischen  Civilgesetz- 
buches)  ■•). 

Unzulässig  ist  es,  dafs  man  Vertragsausländem  gegeuaber 
die  Regeln  des  Eheschliersungsortes  Ober  das  Wartegebot 
der  Witwe  ia  Anwendung  bringe,  ein  Efaehindemis,  das  man 
bisher  fast  allgemein  als  gprohibitiT'  betrachtet  hat*«).  In  den 
Vertragsstaaten     gilt    zwar     dieses    Eheverbot     Itberall    (von 

28)  Vgl.  oben  Anin.  26. 

29)  Tgl.  dagegen  den  Entwarf  Sar-Srvta's  Art.  &  vtid  Bar's  Bericht, 
AiUDeire  de  rinstitot,  Bd.  9  S.  84  n.  85;  Wein  Bd.  S  S.  417  n.  e.  m.  Der 
Bchweizer.  BnndearBt  bat  189B  du  Aufbot  rinea  SohireiMn  mit  cmei 
Ifijahrigen  ItaUenoin  imtereagt,  weil  daa  sehweis.  Bondeegeeet«,  welche*  d» 
EhemfindigkNtMlter  der  Fnu  aaf  16  Jfthxe  fastietst,  ,eatnne  pr^Hoription 
d'ordre  public  et  i'kppliqne  par  coneeqaeiit  Aoasi  4  ntie  fiaecie 
italienne"  (Cluvtet  Bd.  27  S.  445> 

80)  Tgl.  Bar  Bd.  1  S.  449  ff.;  Meytrowitt,  ZtKhr.  Bd.  10  S.  25;  Bndttr, 
Cmut  Bd.  1  S.  272;  Weita,  Tniti  äiia.  S.  636,  715,  und  droit  intnn.  pr. 
Bd.  3   S.  424ff.;  BoKn  Bd.  2   S.  70;   ChrOien  in   Cluntt  Bd.  18  S.  168; 
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«Brop&iscben  Lftndern  ist  wohl  Grorsbritannien  das  einzigö, 
welches  es  nicht  keoDt).  Immerhin  bestehen  aber  unter  den 
einzelnen  Gesetzen  recht  erhebliche  Veischiedenheiten  und 
Modalitäten  (Vgl.  Lehr,  le  Manage,  1e  Divorce  etc.  No.  1060), 
welche  in  der  Praxis  das  Ventil  des  ordre  public  genügend  in 
Bewegung  setzen  würden,  z.  B.  gegenüber  L&ndern  mit  kürzerer 
Wartezeit  (die  Frist  schwankt  zwischen  sechs  Monaten  und  einem 
Jahr),  oder  von  selten  deijenigeo  L&nder,  bei  denen  das  Warte- 
gebot den  Charakter  einer  (auch  für  den  Mann  geltenden)  Trauer- 
zeit hat    Vgl.  hierzu  oben  Bd.  10  S.  103. 

Ahnlich  verhlLlt  es  sieb  auch  mit  dem  Verbote  der  Wieder' 
Verheiratung  einmal  geschiedener  Ehegatten  nach 
dem  Code  cml  Art  295  (in  Frankreich  selbst  modifiziert  durch 
das  Gesetz  vom  27.  Juli  1884).  Vgl.  dazu  Lmirmt  Bd.  5  Xo.  138 ; 
Botin  Bd.  2  S.  69  und  die  dort  Citierten. 

In  den  skandinavischen  Iiftndem  darf  ein  Ehegatte  nicht 
zum  zweitenmale  heiraten,  ehe  er  nachgewiesen  hat,  dal^  die 
VermJ^gensauseinandersetzung  mit  den  Kindern 
ans  erster  Ehe  erfolgt  ist:  ein  nach  skandinavischer  Rechts- 
anffassung  „absolut"  anzuwendendes  Frohibitivgesetz.  Vgl. 
dazu  die  (von  der  Konferenz  abgelehnten)  Antr&ge  Däne- 
marks, Schwedens  und  Norwegens,  Documents  1000 
S.  138  und  179;  Actes  S.  171.  Nach  Inkrafttreten  der  Kon- 
vention ist  die  künftige  Erstreckung  dieses  Verbots  auf 
Konventionsausl&nder  in  allen  Fällen  unzulässig.  Unzulässig 
wäre  es  in  gleicher  Weise,  wenn  man  etwa  in  Deutschland 
versuchen  wollte,  den  analogen  §  1314  B.G.B.  auf  Ausländer 
m  beziehen. 

Auch  Eheverbote  von  sanitärem  Charakter  (die 
ohne  Frage  nach  der  herrschenden  Lehre  den  his  Vordre  ptMie 
zugerechnet  würden)  dürfen  nach  der  Konvention  nicht  auf  Aus- 
länder erstreckt  werden.  So  z.  B.,  wenn  in  Schweden  die 
Epilepsie  als  Ehehindemis  gilt  oder  in  Norwegen  einer  nicht 
geimpften  Person  die  Heirat  verboten  ist.  (S.  Actes  1900 
S-  36  und  38.)    Selbstredend  steht  es  jedem  Staate  frei,  polizei- 

AtNh^aH  in  Clwntt  Bd.  27  S.  756;  dag^en  Fiore,  dir.  int  priv.  No.  6S4 
ud  m  CIiMwl  Bd.  IS  S.  168;  Laitrad  Bd.  5  No.  131  o.  139;  Ühm«l  Bd.  26 
S.  218.  —    Vgl  auch  dia  Begrflndang  dei  däcischen  Antnge»,  Docnineiits 

s.  isa 

15* 
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lieh  die  Impfnng  der  in  seioem  Lande  befindlichen  Ausl&nder 
zu  erzwingen;  er  muß  sich  aber,  wenn  die  KooTention  in  Kraft 
tritt,  mit  Zwangsmitteln  anderer  Art  begnOgen,  als  es  die  Ver- 
weigerung der  EheschliersuQg  ist 

Die  herausgegriffenen  Beispiele  belegen  sattsam  den  all- 
gemeinen Fortschritt,  welchen  das  Konventionsrecht  hier  mit 
sich  bringt.  Erbeblich  gesteigert  wird  dieser  noch  durch  die 
Qberaus  glQckliehe  Neuerung  des  Art  2  Abs.  2  (Näheres  darüber 
unten  Seite  241  ff.).  In  Verbindang  mit  dem  oben  erörterten 
Grundsatz  Ober  die  Folgen  verbotwidrig  abgeschlossener  Ehen 
ergiebt  sich  fQr  das  Eonventionsrecht  der  bedeutsame  inter- 
nationale Recbtssatz :  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Fälle 
des  Art.  2  Abs.  3  und  des  Art.  3  (Ebehindemisse  von 
religiösem  Charakter)  kann  die  Gültigkeit  einer  geschlossenen 
Ehe  niemals  zufolge  eines  sog.  Prohibitivgesetzes  beanstandet 
werden  und  ist  demgemäfs  jede  nach  dem  Heimats- 
gesetze unanfechtbare  Ehe  im  ganzen  KonventioDS- 
gebiete  anzuerkennen:  ein  unschätzbarer  Gewinn  Air  die 
internationale  Rechtssicherheit 

Q.  Die  prohlbitJTen  BtügrUhbefiigiüsse  der  lex  loci  (Art.  S). 
1.  Dar  OrondcBdaiike. 

Ausgangspunkt  der  Erwägimgen  bei  SchOpfung  des  Art  2 
war  der  Gedanke :  „Le  droit  public  d'un  pays  peut 
s'opposer  ä  ce  qu'un  mariage,  permis  par  une  loi 
ätrangöre,  pnisse  6tre  c^löbrä." 

Diesem  Grundgedanken  entspricht  vor  allem  die  Fassung 
und  Bedeutung  der  Ausnahmen  als  fakultativer  Eingriffs- 
befugnisse („la  loi  da  lieu  de  1a  cäläbration  peut  inter- 
dire  . . ."). 

Die  belgische  Kommission  für  internationales  Private 
recht  hatte  demgegenUber  beantragt  zu  sagen :  „Seront  Sgale- 
ment  applicables  aux  mariages  des  4trangers  les  dis- 
positions  . . .'  (Documents  S.  124)").    Der  Antrag  ist  mit  Recht 


31}  Ähnlich  *h«r  auch  die  FBoaimg  dn  Imtitat,  Lansanna,  Art.  5  Ab*.  2: 
„n  fmat  eu  ontre  que  le  futnr  et  U  ftitare  n  troiiTent  dun  Im  coaditiont 
fiiwma  par  U  loi  du  lien  de  I*  cääbntion  . . ." 
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abgelehnt  worden,  und  die  belgisebe  Kommission  befand  sich 
in  einem  grandlichen  Irrtum,  venn  sie  ihr  Amendement  als 
,8imple  changement  de  forme  donnant  au  principe  une  expressioa 
plus  pröcise"  betrachtete.  Abgesehen  davon,  dafs  die  Fassung 
nichts  weniger  als  ^Uts  pr^cise",  sondern  vielmehr  durchaus 
ii^orrekt  wäre  (vgl.  oben  S.  202),  ist  sie  auch  materiell  und  im 
Gedanken  von  derjenigen  der  Konferenz  wesentlich  verschieden. 
Die  Konferenz  wollte  eben  nicht  sagen,  dafs  die  lex  loci  neben 
dem  Heimatsgesetz  kompetent  sei;  es  soll  nur  diesem  an  und 
fflr  sich  nicht  kompetenten  Gesetz  in  gewissen  Fällen  gestattet 
werden,  das  zuständige  Heimatsgesetz  zu  verdrängen.  Nach 
jener  Auffassung  wird  direkt  eine  privatintemationale  Regel 
gegeben,  nach  dieser  nur  die  Erlaubnis  zur  Erlassung  einer 
solchen;  nach  jener  steht  die  Kollisiocsnorm  in  der  Kon- 
vention, nach  dieser  in  dem  Gesetz  der  einzelnen  Vertrags- 
staaten;  dort  ist  mit  dem  internationalen  Imperativ  auch  der 
nationale  fest  bestimmt,  hier  ist  der  erste  weiter  als  der 
letztere;  die  Qberstaatlicbe  Beehtsnonn  ist  dort  (ebenso  wie 
in  den  Kegelfällen  der  Art.  1,  5  Abs.  1,  6)  mit  der  inner- 
staatlichen identisch,  hier  dagegen  nicht.  (Vgl.  zu  Vor- 
stehendem meine  Ausführungen  in  Iheringa  Jahrbüchern  Bd.  40 
S.  31  S.) 

Die  praktische  DifTerenz  der  beiden  Auffassungen  zeigt  sich 
besonders  darin,  dars  nach  dem  Konferenzbeschlul^  die  einzelnen 
Vertragsstaaten  von  der  ihnen  durch  Art  2  (und  3)  konzedierten 
Freiheit  unter  Umständen  keinen  (oder  nur  teilweise) 
Gebrauch  machen  und  im  übrigen  lediglich  die  Kollisions- 
norm  des  Art.  1  durchführen  kOnnen.  Der  Kommissionsbericht 
(Actes  1900  S.  171)  hält  es  zwar  nicht  für  wahrscheinlich,  daüä 
dies  geschehen  werde:  glücklicherweise  aber  ohne  Grund.  Es 
ist  im  Gegenteil  zu  hoffen  und  zu  erwarten,  dafs  man  die  ge- 
väiu'ten  Befugnisse  nicht  erschöpfend  aasnutzen  wird,  zum  Vor- 
teü  für  die  internationale  Gesetzesharmonie.  Es  ist  ferner  wahr- 
scheinlich, dafs  gerade  innerhalb  dieses  Spielraums  sich  manche 
selbständige  nationale  Kollisionsnormen  erhalten  und  ent- 
wickeln werden,  wie  sie  den  besonderen  Bedürfnissen  hier  und 
dort  entsprechen.  Nicht  immer  ist  es  überhaupt  mißlich,  für 
die  verschiedenen  ordres  puhlks  eine  gleichmärsige  Schablone  zu 
finden    und    die    mannigfaltigen,    aus   fremdem  Boden   herein- 


226  ^-  Fnu»  Kahn  in  H«id«lbe^, 

TraehBendec  ErBeheinungsfonneii  des  privatinternationalen  Bechtft- 
lebeDB  durch  eioe  feste  Regel  klar  imd  einheitlich  zu  umspaDaen. 
Innerhalb  gewisser  Grenzen  darf  und  mufs  mau  es  der  Theorie 
und  Praxis  anheimgebeu ,  zu  eruieren,  was  hier  und  dort  der 
nationale  ordre  public,  ,Stna  and  Geist  der  isUndischen  Rechts- 
ordnung' erfordern.  Durch  internationale  Norm  soll  nur  die 
Sehranke  fest  bestimmt  sein,  welche  der  nationale  ordre  public 
nicht  überschreiten  darf.  Vgl.  dazu  oben  Bd.  10  S.  103  ff., 
Iherings  JahrbOeher  Bd.  39  S.  110 ff.,  Bd.  40  S.  82 ff.  S.  im 
Obrigen  unten  S.  228,  232,  234,  237  u.  passim. 

a.  Die  ftiiisoln«n  TiU«. 
a)  Dai  Ehebinderaia  der  TervftndtaoIiBft  and  Schwtgeracbafl 

Das  Gesetz  des  EheschlierBungsortes  kann  die  Ehe  von  Ans- 
ländera  untersagen,  venu  dieselbe  verstol^n  wQrde  gegen 
InlandsDormeu  „concernant  les  degr^s  de  parentä  ou 
d'alliance  pour  lesquels  il  y  a  une  prohibitios 
absolue*. 

Die  Fassung  der  Bestimmung  —  sie  ist  auf  allen  drei 
Konferenzen  unbeanstandet  geblieben  —  geht  meines  Eraditens 
zu  veit.  In  der  Doktrin  ist  hier  die  Funktion  des  ordre  public 
nicht  allgemein  in  solchem  Umfange  anerkannt.  Die  strengere 
und  bessere  Meinung  versagt  dem  Heimatsrechte  nur  dann  die 
Wirkung,  wenn  die  Ehe  nach  den  Rechtsanscbauungen  des  Ehe- 
schlief&ungaortes  als  verbotener  Incest  zu  betrachten 
w!Lre<').  Die  allgemeine  ProhibitiTanerkennung  der  absoluten 
Verwandtschaftshindemisse  mag  unbedenklich  erscheinen,  wenn 
sich  diese  Verbote  auf  einen  engen  Kreis  beschränken.  Er- 
strecken sie  sich  aber  auch  auf  entferntere  Grade  der  Seiten- 
Terwandtsehaft  und  Verschvrägerung ,  so  verliert  eine  derartig 

82)  Vgl  Bar  Bd.  1 8. 450,  Bd.  2  S.  701  und  Ber.  für  du  lostitnt,  Auinai» 
Bd.  9  a  84;  MtyeroviiU  oben  Bd.  10  S.  25;  Fiore  No.  538  nnd  589,  lowie  in 
ClwKt  Bd.U  S.  157  ff.;  Olivi  ».  a.  0.  S.  225;  Laurent  Bd.  4  No.294ff.,  298) 
Story  i  lue,  116;  Dicey,  Conaict  of  Uwi  8.  628,  640 ;  dagegen  Weiit.  Tniti 
&.  B.  686 ff.  und  dr.  int.  pr.  Bd.  S  F.  426;  Begpagnet  Ko.  33  n.  335;  Etpemm, 
n  prineipio  di  nazionalitfi  etc.  S.  78.  —  Das  Inatitot  geht  alloxlings  nocb 
wdter  als  die  Konferenz  nnd  Khlierst  anch  die  diapensablen  Verwandt- 
■chaftahlDdemiBBe  ein;  Lauaanne  Art.  5;  dagegen  König,  Annnaire  Bd.  9 
S.  114  und  Bd.  10  6.  70. 
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privilegierte  Behandlung  des  lokalen  Eheverbotes  jede  innere 
Berechtigiing.  Allerdings  geht  zur  Zeit  in  keinem  der  Vertrags- 
staaten das  Venvandtschaftshindemis  Ober  den  4.  Grad  hinaus 
nnd  ist  meistens  schon  im  3.  Grade  durch  Dispens  zu  beheben. 
Allein  einerseits  besteht  keine  Garantie,  dars  nieht  einer  der 
VertragBBtaaten  in  Zukunft  seine  Gesetzgebung  umgestalten  und 
den  Kreis  der  absoluten  Verwandtschaftshindemisse  erweitern 
kannte.  Andrerseits  ist  es  entschieden  vQnschenswert,  dab  die 
Principien  der  Konvention  eine  möglichst  allgemeingültige 
Fassung  erhalten,  schon  am  den  Beitritt  weiterer  Staaten  nicht 
EU  erschweren  and  femer  auch  aas  dem  Grunde,  weil  voraos- 
dchtlich  die  gewohnheitsrechtliche  Fortbildung  des  allgemeineo 
internationalen  Privatrechts  sieh  unmittelbar  an  das  Konventions- 
recht  anlehnen  wird.  — 

Unter  einer  „prohibüim  ahsolue'  im  Sinne  der  Konvention 
ist  ein  solches  Eheverbot  zu  verstehen,  welches  nicht  durch 
Dispens  beseitigt  werden  kann").  Mit  dieser  Unter- 
Bcbeidang  (sie  kehrt  auch  bei  Ziff.  2  und  3  wieder)  bat 
unseres  Eracbtens  die  Konferenz  durchaus  fehlgegriffen.  Vom 
Standpunkt  eines  einzelnen  nationalen  Rechts  mag  die  Auf- 
fassung der  Kommission  einigermal^n  zutreffen,  dal^  den  nicht 
dispensablen  Ehehindemissen  ein  „caractire  Vordre  mortU  absobt' 
innewohne,  wahrend  die  dispensablen  „tTun  ordre  plus  conUgetW 
seien.  Vom  internationalen  und  rechtsvergleichehden  Standpunkt 
aas,  welchen  die  Konferenz  einnehmen  mul^te,  trifft  dies  jedoch 
keineswegs  zu.  In  Griechenland  z.  B.  sind  alle  Verwandtachafts- 
und  ScbwflgerschaftshiDdemisse  (bis  zum  7.  Qrad  der  Seitenlinie !) 
absolut  Sollen  wir  darum  glauben,  dafs  sie  im  Gegensatz  zu 
den  dispensablen  Ehehindemissen  anderer  Staaten  von  einem 
besonderen  Moral-Charakter  seien,  „qai  emptehe  qu'un  mariage 
puisse  £tre,  contrairement  k  cette  disposition,  eälöbre  m^me 
entre  gtrangers?"  In  Frankreich,  Holland,  Italien,  Portugal 
ist  das  Eheverbot  im  3.  Grade  der  Seitenverwandtschaft  dispen- 
sabel,  in    Rumänien   und  der  Schweiz  dagegen  absolut:    Sollen 

3!tJ  Wenn  ein  Diq>eiis  nach  dem  HeimatBrecht  der  EheMhliefMndeQ  er- 
fbiderlicb  i«t,  »o  kann  derselbe  nar  von  dem  Heimatsataate  (nicht  von  dem  des 
EbeaeliliefmiDgtartea)  erteilt  werden.  IKesei  folgerichtige  Ergebnia  am  Art.  I 
iat  im  Kommiadonibeiicht  {1898  ä.  47)  aoKlrficUich  fertgeatellt  worden,  imter 
Ablehnung  des  entg^engeaetzten  BeechlnMea  de*  Iiutitnt  (Lamanne  Art.  SJ. 
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wir  glauben ,  dafs  darum  dieses  nämliche  Verbot  bei  den  letzt- 
genannten Staaten  in  eine  ganz  andere  Kategorie  gehöre  als 
in  den  ersteren  und  deshalb  in  privatintemationaler  Beziehung 
prohibitiv  gelten  mOsse?  Und  soll  es  dagegen  in  Österreich,  wo 
„aus  wichtigen  Gründen  die  Nachsicht  von  EhehindenÜBsen 
ganz  allgemein  bei  der  Landesstelle  nachgesucht  werden  kann' 
(§  83  österr.  B.G.B.),  gar  keine  privatlntemational  absoluten 
Ehehindemisse  geben? 

Es  darf  überhaupt  die  Frage  angeregt  werden,  ob  fQr  die 
Vertragsstaaten  ein  dringender  Grund  bestand,  dem  Ehehindemis 
der  Verwandtschaft  in  irgend  einem  Falle  lokalprohibitive 
Kraft  zu  verleihen.  An  und  fUr  sich  ist  dieses  Ehehindemis 
zweifellos  in  jedem  Sinne  „personal".  Es  besteht  nur  im  Inter- 
esse der  Eheschliefsenden  selbst  und  der  durch  sie  begrUodeten 
Familie.  Eine  Eingrifisbefugnis  der  lex  loci  kann  einzig  ans 
dem  Grunde  gerechtfertigt  werden,  weil  eine  eheliche  Verbindung 
zwischen  sehr  nahen  Verwandten  nebenbei  auch  ein  öffentliches 
Ärgernis  nach  den  am  Eheschliefsungsort  herrsebenden  An- 
schauungen hervorrufen  könnte.  Es  ist  recht  fraglich ,  ob  aus 
diesem  Gesichtspunkte  einer  der  Vertragsstaaten  wirklich  Ver- 
anlassung haben  kann,  das  in  irgend  einem  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten geltende  Recht  zu  beanstanden.  FQr  Deutschland 
spedell  kommt  Art.  2  Ziff.  1  Oberhaupt  nicht  in  Betracht, 
da  in  keinem  anderen  Vertragsstaate  die  Verwandtschaftshinder- 
nisse sich  in  engeren  Grenzen  bewegen.  Ähnlich  aber  auch  fOr 
Frankreich,  Belgien,  Holland,  Luxemburg,  Österreich,  Ungarn, 
Italien,  Spanien,  Portugal,  Dänemark  und  Norwegen,  weil  in  all' 
diesen  Ländern  gleichfalls  vom  3.  Grade  der  Seitenverwandtschaft 
an  keine  .absoluten"  Eheverbote  besteben.  Praktisch  wird 
also  Art.  2  Ziffer  1  zur  Zeit  nur  für  die  Schweiz,  für  Ramäaien  und 
RuFsland.  Ob  man  in  diesen  Ländern  sich  nicht  Ober  das  Ärgernis 
hinweg  setzen  kann,  welches  die  Eheschliersung  eines  Deutschen 
mit  seiner  Nichte  erregt,  wenn  man  sich  doch  Ober  so  viel  andere 
erheblichere  Abweichungen  der  fremden  Eherechte  keine  Skrupel 
macht,  soll  weiter  nicht  erörtert  werden.  Es  genügt,  wenn  jene 
Staaten  selbst  bei  Inkrafttreten  der  Konvention  sich  diese  Frage 
vorlegen  und  sie  für  ihr  eigenes  Recht  unbefai^en  entscheiden. 
Die  prohibitive  Anwendung  dieses  Ehehindemisses  dürfte  sich 
dann  ohne  weiteres  immer  mehr  verflüchtigen. 
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Der  Begriff  der  Verwaodtschaft  Dud  Schwftgerschaft 
ist  im  Falle  des  Art.  2  Ziffer  1  oatarlich  nach  dem  Rechte  des 
EheschliefsungsorteB  (nicht  Dach  dem  Heimatsgeaetz  der  Ver- 
lobten) zu  bestimmen.  Es  ist  also  z.  B.  §  1310  Abs,  3  B.O.B. 
bei  allen  auf  deutschem  Boden  zu  schlierseoden  Ehen  anwend- 
bar. Dies  gilt  aber  selbstredend  nur,  insoweit  eben  ein 
lokales  Eheverbot  Platz  greift.  Es  ist  nicht  auch  auf  die  Be- 
urteilung der  heimatlichen  Eheverbote  „prohibitiv"  zu  erstrecken. 
Einem  Italiener  z.  B.,  welcher  in  Deutschland  seine  Nichte 
heiraten  will,  steht  sein  heimatrechtliehes  Eheverbot  (Art.  59 
Zifier  3  eodiee  doüe)  entgegen;  als  Verwandtschaft  zählt  aber 
dabei  auch  in  Deutschland  (nach  Mafsgahe  des  italienischen 
Bechts)  nur  die  eheliche. 

Als  „aUianee'^  im  Sinne  des  Art.  2  Ziff.  1  ist  wohl  auch  die 
„erffimtas  ül^tima''  des  §  1310  Abs.  2  B.G.B.  aufzufassen.  Eine 
privatintemational  verschiedene  Behandlung  des  Abs.  1  und  des 
Abs.  2  §  1310  wftre  befremdlich,  und  für  die  ProMbitivbedeutung 
der  letzteren  Bestimmung  im  Sinne  des  deutschen  Hechtes 
liefsen  sich  auch  die  bei  Einführung  derselben  in's  Feld  ge- 
fahrten  ROcksicbtan  der  „guten  Sitte",  «Verletzung  des  Scham- 
gefohls"  etc.  geltend  machen  (Prot,  der  zweiten  Kom.,  Achilles 
Bd.  4  S.  25  ff.).  Vgl.  ähnlich  für  ßumflnien  Busdugm,  Chmet 
Bd.  27  S.  756. 

Als  eäliimce  dttrfte  femer  auch  das  eigenartige  Ehehindemis 
des  schwedischen  Bechtes  zu  begreifen  sein,  wonach  der  Sohn  hei 
Lebzeiten  des  Vaters  keine  Ehe  mit  der  Mutter  eingehen  kann, 
■wenn  der  Vater  mit  der  Tochter  verheiratet  ist  (Actes  1900  S.  36, 
Olivecrona  in  Climet  Bd.  10  S.  347).  Es  handelt  sich  hier 
ein&tch  am  eine  affiniias  secundi  generis.  Eine  andere  Frage  ist 
es  aber  wiederum,  ob  die  lokalprohibitive  Anerkennung  eines 
derartigen  Eheverbotes  innerlich  gerechtfertigt  ist,  eines  Ver- 
botes, welches  lediglich  im  personalen  Interesse  der  Familie  („pour 
que  le  respect  ne  soit  diminuä  dans  la  famille")  besteht 

Zu  den  VerwandtschaftshinderniBsen  im  Sinne  unserer  Regel 
soll  nach  der  ausdracklicben  Feststellung  des  Kommissions- 
berichts von  1894  (S.  48)  auch  da^enige  der  Adoption  ge- 
regnet werden.  Damach  konnte  z.  B.  ein  in  Spanien  lebender 
Deutscher  sich  nicht  mit  der  (gleichfalls  deutschen)  Witwe  seines 
Adoptivsohnes  verheiraten  (codigo  civü  Art.  84  Ziff.  5;  es  gieht 
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keinen  Dispens :  Art.  85  a.  £.) ;  es  könnten  in  Italien  die  ver- 
schiedenen (nicht  untereinander  verwandten)  deutschen  AdopÜT* 
hiuder  der  nflmlichen  Pereon  keine  Ehe  eingehen  (coäice  cwüe 
Art  60  Abs.  3);  es  konnte  in  Romänien  ein  Deutscher  nicht 
die  deutsehe  Adoptivsch-wester  seines  Vaters  ehelichen  (mm.  Civ.- 
Ges.  Art  148).  Das  alles  sind  Ausdehnungen  des  ordre  public, 
wie  sie  bisher  in  der  Regel  auch  von  der  romanischen  Doktrin 
nicht  beansprucht  wurden  (vgl.  auch  LaureiU  Bd.  4  Nr.  302,  303; 
De^K^net  336;  aber  SusAigan  in  Clunet  37  S.  756).  Auch 
hier  ist  mindestens  zu  wOnschen,  dars  —  entgegen  dem  Eom- 
roissionsbericht  —  die  Tertragsstaaten  von  der  gewährten  Frei- 
heit keinen  unbeschränkten  Gebrauch  machen. 

Dagegen  ist  jedenfalls  das  auf  das  Vormondschafts- 
verh&ltnifi  sich  grondende  Hindernis  nicht  hierher  zu  ziehen. 
Mag  man  den  Begriff  der  Verwandtschaft  und  Schwftgersehaft 
noch  so  weit  fassen  (vgl.  Actes  1894  S.  48:  „1a  Comniissioa 
estime  que  ce  sens  est  tr^s  large"),  die  Vormundschaft  fällt 
jedenfalls  nicht  darunter.  Gegenüber  dem  Ehehindemis  der 
Adoption  bleibt  diese  Unterscheidung  immerhin  eine  Inkonsequenz 
(vgl.  auch  Busdugan  a.  a.  0.). 

Unzulässig  wird  es  femer  sein,  die  CognaHo  spiritiuüis 
(zwischen  Paten  und  Täufling)  als  Verwandtschaft  im  Sinne  der 
Konvention  au&ufassen.  Ob  das  hierauf  begründete  Ehe- 
hindemis (vgl.  das  russische  und  rumänische  Recht)  zu  den 
^obstaeles  ä'ordre  religieux"  im  Sinne  von  Art.  2  Abs.  3  geh&rt, 
ist  eine  andere  Frage. 

b)  Das  Ehebind«rniB  dei  Ehebinchi. 

Die  zweite  der  lex  loci  zugesprochene  Eingrifisbefugnis  be- 
tri£ft:  „la  prohibition  absolue  de  se  marier,  6dict^e 
eontre  les  coupables  de  Padult^re  ä  raison  duquel 
le  mariage  de  l'un  d'eux  a  6t6  dissoue." 

'Wahrend  bezüglich  des  Ehehindemisses  der  Verwandtschaft 
wesentliche  Meinungsverschiedenheiten  im  Schor&e  der  Kon- 
ferenzen von  Anfang  an  nicht  bestanden  haben,  wurde  das 
impedimentum  eriminis  erst  nach  mehrfachem  Schwanken  ge- 
nehmigt Die  erste  Konferenz  hatte  es  nicht  anerkannt  Ein 
seitens  des  belgischen  Delegierten  gestellter  Antrag  (gleichlautend 
mit  der  jetzigen  Fassung)  wurde  damals  abgelehnt  (Actes  1893 
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S.  41).  Die  Eommission  der  zweiten  Konferenz  verharrte  auf 
dem  nfimlichen  Standpunkt  vie  die  erste  (Actes  1894  S-  48). 
Als  aber  diesmal  bei  der  Pleoarberatung  der  deutsche  Dele- 
gierte (von  Seckettdorif)  das  belgiacbe  Amendement  wieder  ein- 
brachte, wurde  es  beinahe  einstimmig  angenommen.  Die  dritte 
Konferenz  hat  am  Besctalutä  der  zweiten  nichts  mehr  geändert; 
ein  Antrag  Schwedens  auf  Streichung  des  Wortes  ^ahsolue'^  (Actes 
1900  S.  53)  wurde  abgelehnt  „comme  tendant  &  ätAblir  ane 
distinction  non  justifi^e  entre  le  1"  et  le  20"  (Actes  1900  S.  171). 

Ob  eine  Notwendigkeit  vorlag,  diesem  GheYerbot  lokal- 
prohibitive  Wirksamkeit  zu  verleihen,  ist  wiederum  recht 
zweifelhaft.  In  der  internationalen  Doktrin  ist  es  bestritten**), 
und  das  Institut  hat  die  Frage  verneint.  Immerhin  ist  durch 
den  Abs.  2  den  eigentlichen  Gefahren,  welche  die  Prohibitiv- 
snerkennung  dieses  Hindemisses  in  sich  birgt,  die  Spitze  ab- 
gebrochen: eine  entgegen  dem  Verbot  abgeschlossene  Ehe  kann 
wenigstens  nirgends  angefochten  werden,  wenn  sie  nach  dem 
Beimatsrecbt  der  Ehegatten  gQltig  ist*"). 

Warum  gerade  der  deutsche  Delegierte  sich  so  far  die  Auf- 
nahme dieser  Bestimmung  interessiert  hat,  ist  uns  unverständ- 
lich. Nach  dem  deutschen  Rechte  (§  1312  B.G.B.,  ebenso 
sdion  nach  §  33  P.ST.G.)  ist  das  fragliche  Ehehindemis  ja  ein 
dispensables.  Es  liegt  also  in  Deutschland  überhaupt  keine 
^cihQtition  äbsc^"  im  Sinne  der  Konvention  vor,  und  die 
ganze  Frage  ist  für  uns  gegenstandslos.  Ebenso  fOr  Ungarn 
(Art  20  des  Ehegesetzes),  Österreich  (§§  67  and  83  Osterr.  B.G.B.) 
nnd  Schweden  (Actes  1900  S.  36  und  53). 

Praktisch  wird  Art  2  Ziff.  2  (nach  dem  derzeitigen  Stand 
der  Gesetzgebung)  in  Frankreich,  Luxemburg,  Belgien  (Art.  298), 
Holland  (Art.  89),  Spanien  (Art  84,  Ziffer  3),  Portugal  (Art  1058 


34)  TgL  dnenäte:  Fiort  No.  696;  Zawrtnt  Bd.  5  No.  138,  139;  andrer. 
Mit*:  Bar  Bd.  1  S.  449  ff.;  WeUs,  Traitä  mm.  S.  711,  715  Dnd  dt.  int  pr. 
Bd.  3  S.  416;  Mtyeromü,  Ztochr.  Bd.  10  a  25;  BvidugoM,  Cimet  Bd.  27 
S.75«. 

35)  Das  impcdtmmtum  enmim*  üt  Mmat  ein  tmp.  dmoims  in  RoGitand, 
BoUaad  und  Spanien  (vgl.  aach  B.6.B.  §  1328) ;  impedimi  ist  ea  in  Ungarn, 
Pottngal,    Mwi«    (nach    hemcliender   HdniiDg)    in    Frankreich,    Belgien, 
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Ziff.  3),  Rumänien  (Art.  259)"),  Ruftlaml  (bei  nicht  orthodoxen 
Ehen),  Schweden  und  Norwegen  (wo  das  Eheverbot  auf  3  Jahre 
absolut  gilt,  sp&ter  ist  königl.  Dispens  zulässig:  Actes  1900 
S.  38).  Nicht  nberall  aber  gleicht  dabei  der  Inhalt  der  Gesetze 
genau  demjenigen  des  französischen  (und  deutschen)  Rechtes, 
nach  deren  Muster  die  Konvention  hier  gefafst  wurde.  In 
Holland ,  Spanien ,  Portugal  (und  Schweden)  ist  z.  B.  nicht  er- 
forderlidi,  dafs  die  frohere  Ehe  aus  dem  Grund  des  Ehebruches 
geschieden  wurde.  In  jenen  Ländern  kann  also  nach  der 
Konvention  das  gesetzlich  bestehende  impedimentum  crinäms 
nicht  in  vollem  Umfange  als  lokalprohibitiv  geltend  gemacht 
«erden,  sondem  nur  in  der  durch  Art.  2  Ziff.  2  bedingten  Be- 
schränkung. Ob  eine  solche  Komplikation,  die  jedenfalls  dem 
Geist  jener  territorialen  Gesetzgebungen  widerstreben  mufä,  aus 
internationalen  GrDnden  geboten  war ,  möchte  ich  bezweifeln. 
Wenn  man  schon  die  prohibitive  Wirkung  des  in  Rede  stehenden 
Verbotes  anerkennen  will,  so  kann  dies  wohl  auch  in  einer 
etwas  erweiterten  Form  geschehen,  welche  dem  Rechte  auch 
jener  Vertrags!!taaten  entsprechen  würde '^). 

Interessante  Anwendungsschwierigkeiten  mögen  sich  hier 
gelegentlich  bei  Kollisionen  dieser  verschiedenen  >Prohibitiv- 
gesetze"  unter  einander  ergeben.  In  Belgien  wird  man  z.  B. 
Italiener,  die  dort  heiraten  wollen,  ohne  weiteres  der  Prohibitiv- 
bestimmung  des  Art.  298  c.  c.  unterwerfen;  man  wird  aber 
keine  Veranlassung  haben,  bei  Österreichern ,  Spaniern ,  Portu- 
giesen, deren  Heimatsrecht  nur  untergeordnete  Abweichungen 
gegenüber  dem  belgischen  enthalt,  auf  der  strikten  Anwendung 
des  Art.  298  zu  bestehen.  Auf  Einzelheiten  ist  hier  nicht  weiter 
einzugehen;  der  leitende  Gedanke  wurde  oben  S.  225,  226  und 
Bd.  10  S.  103  entwickelt. 


36)  Vgl.  Butäugan,  Ginnet  Bd.  27  S.  756.  In  der  Amtlichen  S 
atelluDg  Actes  1900  S.  ;il  ff.  ist  diese  BestimmoDg  ttbergaugen. 

37)  Etwu  anderes  wlie  es  z,  B.  gegenüber  den  giiechiMlien  Becbt 
(Griechenluid  ist  nicht  Vertragsat&at),  nach  dcMen  Voncbrift  die  wegen  Elie- 
bmcbi  verurteilte  Frau  sich  überbiKipt  nickt  wieder  Terhäiaten  darf  (vgl 
T^ptUdo-Baitia,  Cltinct  Bd.  28  S.  64);  fthnlicli  im  Stute  New^ork  (vgL 
Clunet  Bd.  8  S.  38  ff.J.  EUne  analoge  Auferlegung  at&ndigen  CSlibals  kennt 
daa  muische  Recht  (Art.  41  Cir.6.)  im  Falle  von  Bigamie  and  bMicber 
Verlassung. 
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cj   DftB  Bliehind«rnia  dei  Gattenmords. 

Die  dritte  Prohibitivaasnahme  liat  zam  Gegenstand:  ,1a 
Prohibition  absolue  de  se  marier  ädict^e  contre 
lea  peraonnea  condamu^es  pour  avoir  de  concert 
attentä  k  la  vie  du  coDJoiat  de  l'uue  d'elles."  Die 
BeBtimmung  wurde  erst  von  der  dritten  Konferenz  eingefügt, 
auf  den  Antrag  Ungarns  (Documents  1900  S.  112,  Actes 
S.  171).  Das  betreffende  Eheverbot  gilt  von  den  Vertragsstaaten 
aufser  in  Ungarn  (Ehegesetz  Art.  13)  noch  in  Öbterreich  (§  (j8), 
Italien  (Art.  62),  Spanien  (Art.  84  Ziff.  8)  und  Portugal  (Art. 
1058  Ziff.  4).  Seine  lokalprobibitive  Wirkung  durfte  von  jenen 
Staaten  allgemein  beansprucht  werden  (vgl.  Fiore  No.  591  und 
in  Clunet  Bd.  14  S.  159).  Von  der  Kommission  wurde  der  An- 
spruch ohne  weiteres  a  fortiori  des  voraufgehenden  Eheverbotes 
(des  Ehebruchhindemisses)  als  berechtigt  zugestanden. 

Zu  bemerken  ist: 

1.  Das  Verbot  mufs  wiederum,  um  prohibitiv  zu  wirken, 
ein  .absolutes'  sein,  d.  h.  nicht  durch  Dispens  beseitigt 
werden  können.  Es  könnte  hiernach  in  Österreich  AuslAndem 
nicht  entgegengehalten  werden,  angesichts  der  Bestimmung  des 
§  83  Osten*.  B.G.B.  Über  die  Unmotiviertheit  dieser  Unter- 
scheidung Tg),  oben  S.  227. 

2.  Es  genOgt  nicht,  dafs  einer  der  Verlobten  das  Attentat 
b^angen  hat,  siemOssenes  gemeinschaftlich  („de  concert*) 
verübt  haben.  Hiemach  darf  z.  B.  Art.  62  des  codice  italiano'^). 
nicht  in  vollem  Umfange  „prohibitiv"  angewendet  werden.  Es 
mnfs  wiederum  bei  Anwendung  des  Gesetzes  auf  Fremde  eine 
Unterscheidung  hineingetragen  werden,  welche  jedenfalls  dem 
Sinne  dieser  Gesetzesbestimmung  selbst  nicht  entspricht  und 
deren  Notwendigkeit  aus  internationalen  Gründen  mindestens 
zu  bezweifeln  ist.  Wenn  das  Ehehindemis  des  gemeinschaftlichen 
Gattenmordes  dem  lokalen  ordre  public  angehört,  so  darf  doch 
wohl  auch  für  dasjenige  des  einseitigen  Gattenmordes  das  Näm- 
liche angenommen  werden.  Der  ungarische  Gesetzgeber 
allerdings  hat  diese  beiden  impedimenta  verschieden  gestaltet, 


38)  „Chi  fn  in  ^ndicio  criminale  connnto  reo  o  complice  di  omicidio 
ToloutArio  commeMo,  mftncato  o  tentato  Bulla  penona  di  quo  dei  coniu(;:i,  non 
poö  ninni  in  matrimonin  coli'  altro  coniuge  . . ." 
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das  erstere  als  absolutes  impedimentum  dirimem  (Art.  13 
des  Ehegesetzes),  das  letztere  als  dispensables  mp^dmieiiäiM 
impediens  (Art.  23).  Es  dQrfte  aber  schwer  zu  begrOnden  sein, 
daf^  die  Konyention  diese  an  und  für  sich  wenig  motiTierte  Untere 
Scheidung  des  UDgarischen  Gesetzgebers  in  privatinternatioDaler 
Beziehung  auch  dem  italieniseben  aufnötigen  will. 

3.  Es  mufS  eine  Verurteilung  «-egen  des  Attentat« 
erfolgt  sein;  und  zwar  wird  hier  nicht  nur  wie  nach  Ziffer  2 
(wegen  des  Ehebruchs)  eine  civilrechliche  Entscheidung  (vgl.  die 
Xuftenmg  von  Secimdorffs  Actes  1894  S.  44),  sondern  eine 
strafgericbtliche")  Verurteilung  YOrausgesetzt  werden 
mOssen.  Es  gentligt  also  nicht,  wenn  etwa  das  Attentat  als 
Klagegrund  in  einem  Ehescheidungsprozesse  (z.  B.  nach 
§  1566  B.G.B.)  geltend  gemacht  und  im  Urteile  festgestellt 
wurde.  Hat  ein  Gesetz,  wie  das  ungarische  in  Art.  13  (nicht 
in  Art.  23)  und  das  ßsterr.  in  §  68,  das  fragliehe  EbehindeniiB 
nicht  an  die  Voraussetzung  der  strafgerichtlichen  Verurteilung 
geknüpft,  so  bann  nach  der  Konvention  die  Prohibitivwirkung 
doch  nur  in  jenem  beschränkteren  Umfange  beanspracht  «erden. 
Hier  lassen  sich  allenfalls  sachliche  GrOnde  fflr  eine  solche 
privatintemationale  Korrektur  der  nationalen  Gesetzgehnng 
geltend  machen. 

4.  Auch  hier  wird  die  Prohibitivwirkung  innerhalb  des 
Kreises  der  homogenen  Gesetzgebungen  eine  weniger  strikte  sein, 
als  aufserbalb  desselben  (vgl.  oben  S.  232).  Der  italienische  Gesetz- 
geber z.  B.  wird  bei  der  Eheschliefäung  TOn  Ungarn,  Spaniern, 
Portugiesen  seinen  Art.  62  nicht  zwingend  durchzufahren 
brauchen;  er  wird  in  diesem  Falle  ruhig  das  Heimatsrecht  der 
Eheschliefsenden  anwenden,  ohne  sich  an  den  kleineren  Ab- 
weichungen jener  Gesetze  von  dem  italienischen  zu  storsen. 

d)  Ehebinderniii«  von  religlSBem  Charakter. 

Nach  dem  letzten  Absatz  des  Art.  2  steht  der  lex  loci 
weiterhin  ein  positives  EingritTsrecbt  zu  bei  Ehehindemissen 
von  religiösem  Charakter:  .Aucun  Etat  contractant  ne 
s'oblige  k  faire  cöldbrer  un  mariage  qui,  ä  raison ... 

39)  Da»  ttalieniicli«  Qoets  v«rlugt  aiudrficUich  dn  ^Wino  aimi- 
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d'un   obstacle  d'ordre  religieuz  aerait  coDtraire  ä 
868  lois."**) 

Die  Bestimmung  ist  (vie  der  ganze  Abs.  3)  erst  tod  der 
dritten  Konferenz  beachloe&en  worden  und  in  der  Hauptsache 
auf  eioeii  Antrag  Österreichs  zurQcluufUhren.  Der  Öster- 
reichische Delegierte  hatte  von  Anfang  an  gegen  die  allzu  enge 
Fassung  des  Art.  2  mit  beBOnderer  Entschiedenheit  protestiert 
and  sieb  auf  den  beiden  ersten  Konferenzen  vergeblich  bemQht, 
die  Einflthrung  einer  ^formale  giniraW  zu  Gunsten  der  lex  loci 
zu  erwirken  (vgl.  Actes  1893  S.  41,  1894  S.  44).  Als  diese 
Bemühungen  definitiv  gescheitert  waren,  hat  die  österreichische 
Regierung  für  die  dritte  Konferenz  ihre  eigenen  WQnsche 
speciell  formuliert.  Die  Bemerkungen  des  Osterreichischen 
Jastizministeriums  Actes  S.  45  fr.  erklaren  zu  Art.  2: 

„Vom  Standpunkte  des  Osterreichischen  Rechtes  wäre 
nicht  nur  ein  Funkt  4  nach  dem  ungarischen  Vorschlage*') 
beizufDgen,  sondern  noch  Qberdies: 

»5.  Das  absolute  Hindernis,  dafs  Geistliche,  welche  die 
höheren  Weihen  empfangen,  und  Ordenspersonen,  welche  feier- 
liche Gelübde  der  Ehelosigkeit  abgelegt  haben,  eine  Ehe  ein- 
gehen; 

,6.  Das  absolute  Hindernis,  dafs  zwischen  Christen  und 
Personen,  die  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen, 
Ehen  geschlossen  werden." 
Warum   die  Konferenz   nicht   einfach  diesen   Antrag  an- 
genommen hat,  anstatt  eich  auf  den  wunderlichen  Kompromifs- 
weg  einzulassen,  dessen  Ergebnis  der  jetzige  Absatz  3  ist ,  das 
ist  uns  nicht  recht  verständlich  geworden  (vgl.  weiter  unten). 
UnverstKndlich  ist  es  aber  vor  allem,  warum  die  Konferenz  \Qira 
petita  partna»  hinausgegangen  ist  und  entgegen  ihrem  vorher 
so  entschieden  proklamierten  Princip  doch  wieder  eine  generati- 
sijer'ende  Formel  gewählt  hat.   Man  scheint  dabei  (soweit  die 
Verhandlungen  es  erkennen  lassen)  durchaus  nicht  etwa  eine 
materielle  Erweiterung  des  Österreichischen  Antrages,  sondern 
nur  eine  Vereinfachung  des  Ausdruckes  angestrebt  zu  haben. 

40)  Anf  den  weiteren  Inhalt  nnd  die  FaiHing  des  Abs.  3  kommen 
wir  unten  mrUck. 

41)  Der  imgAriKtw  VorMbbg  beiieht  sich  auf  du  Torl>e*prochene  Ebe- 
hioderei«  des  (Htlenmordes. 
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Allein  dieser  Ausdruck  ist  nichts  weniger  als  harmlos  tind  un- 
geßlbrlich  denjenigen  Staaten  gegenüber,  deren  Eberecht  aaf 
kirchlicher  Grundlage  beruht.  In  Spanien,  Portugal, 
BuTsland  z.  B.,  wo  zweierlei  Eherechte  gelten,  das  eine  ffir 
die  katholische  (orthodoxe)  Ehe,  das  andere  ffir  die  eivile 
(heterodoxe),  kann  man,  ohne  dem  Ausdruck  irgend  welchen 
Zwang  anzuthun,  als  obstacles  d'ordre  religieux  alle  kanonischen 
(orthodoxen)  EhehindemiBse  auffassen  und  die  letzteren  dem- 
entsprechend hei  Ebeschliersungen  TOn  ausländischen  Katholiken 
allgemein  anwenden:  ein  Verfahren,  das  ohnehin  dem  inneren 
Bestreben  jener  Gesetzgebungen  ebenso  zweifelhaft  eDtepricht 
(vgl.  oben  S.  20S)  wie  es  den^^niS^Oi  ^&b  die  Konferenz  gemeint 
bat,  widerstreitet  Überall,  wo  kanonisches  Eherecht  gilt,  kann 
man  mit  dem  Ausdruck  „ordre  religieux"^  genau  ebenso  operieren, 
wie  anderswo  mit  dem  Ausdruck  ^ordre  ptAlic'  "):  beide  sind 
Überhaupt  in  solchem  Falle  synonym.  Die  Konferenz  giebt  also 
den  orthodoxen  Ländern  (ohne  dafs  irgend  jemand  es  verlangt 
bat)  gerade  jene  gefilbrlichste  Waffe  zur  freien  Benutzung  in 
die  Hand,  welche  sie  mit  solcher  Energie  den  Vertragsstaaten 
im  allgemeinen  verweigert:  ein  Verfahren,  das  um  so  bedenk- 
licher erscheint,  als  es  nicht  gelungen  ist,  die  woblthätige  Be- 
stimmung des  Abs.  2  auch  for  die  Fälle  des  Abs.  3  durchzusetzen 
(darüber  weiter  unten). 

Es  wäre  hiemach  unseres  Eracbtens  dringend  zu  wünschen, 
dafs  die  Generalklausel  des  „ordre  religieux",  ebenso  wie  die- 
jenige des  ordre  public  aus  der  Konvention  verbannt  und  durch 
die  von  Österreich  beantragten  Specialbestimmungen  ersetzt 
würde.  Sollte  der  gefährliche  Ausdruck  stehen  bleiben,  so  ist 
unter  allen  Umständen  daran  festzuhalten,  dafs  er  in  aller- 
striktestem  Sinne  interpretiert  werden  mufs.  Er  darf  nur  be- 
zogen werden  auf  Ehehindemisse,  die  nicht  nur  ihrem  Ursprung, 
sondern  ihrem  Inhalt  nach  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit 
dem  religiösen  Bekenntnisse  stehen;  der  religiöse  Charakter  mnfs 
ihnen  schon  äufserlich  anhaften,  schon  auf  der  Stirn  geschrieben 
sein.    Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  dürften 


42)  Vgl.  Coac.  Trid.  de  leformat  matr.  e.  4:  Si  qnü  dizerit,  eeckritin 
nOD  potntau  conatitnere  impedimenta  mafaiinoiiinm  dlrimcntia  vel  in  iii 
conititaendiB  erraaae:  anathema  ait. 
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l|iemach  —  aultor  etwa  der  cognatio  spiriUtalis  (vgl.  oben  S.  230) 
—  thatBachUch  nur  jene  beiden  von  Österreich  ins  Auge  ge- 
faTsten  Ehehindernisse  in  Betracht  kommen:  dasjenige  der  geist- 
lichen Weihen  und  des  Ordensgelfibdes  und  dasjenige 
der  Religionsverschiedenheit  Das  erstere  gilt  in  Öster- 
reich (§  63) ,  Rufaland  (Art.  2) ,  Spanien  (Art.  83  Ziff.  4) ,  Por- 
tugal (Art.  1058  Ziff.  5).  Das  letztere  kennen  von  den  Ver- 
tragestaaten nur  Österreich  (§  64),  Eufsland  (Art.  85,  87)  und 
Schweden^).  In  Österreich  handelt  es  sich  dabei  um  das 
Verbot  der  Ehe  zwischen  Christen  und  NichtChristen.  In  Rufs- 
land  ist  den  Orthodoxen  und  Rjimisch-Eatholiken  die  Ehe  mit 
Micbtchristen,  den  Protestanten  nnr  die  Ehe  mit  Heiden  (nicht 
anch  mit  Muhamedanem  und  Juden)  untersagt  Schweden 
verbietet  „den  Heiden"  allgemein  die  Ehe  (vgl.  oben  S.  204). 

Bei  Kollisionen  dieser  Gesetze  unter  einander  wird  sich 
wiederum  eine  Einschränkung  des  nationalen  ordre  public  und 
eine  partielle  Intemationalität  entwickeln  können. 

e)  Verbot  «Iner  EweitflD  Ehe. 

Neben  den  „  Obstaeles  d'ordre  religieux'^  spricht  Art.  3  noch 
eioem  letzten  Ehehindemis  lokalprohibitive  Kraft  zu:  Der  Ehe- 
schliersungsort  braucht  eine  Ehe  nicht  zu  gestatten  „qui,  ä. 
raison  d'un  mariage  ant^rieur,  serait  coutraire  fi 
866  lois." 

Es  hat  den  Ansehein,  dafs  hiermit  lediglich,  entsprechend 
allgemein  anerkannter  Doktrin ,  die  privatintemationale  Ab- 
lehnung der  Polygamie  ausgesprochen  werden  soll.  Der 
Eommissionsbericht  der  dritten  Konferenz  belehrt  uns  aber,  dal^ 
man  etwas  anderes  im  Auge  gehabt  hat.  Die  Beschlüsse  der 
ersten  beiden  Konferenzen  allerdings  hatten  jenen  Grundsatz  — 
AnsBchlnfs  der  Polygamie  —  in  erster  Reihe  unter  die  Prohibitiv- 
hindemisse  aufgenommen  (Ziff.  1  des  Art.  2  nach  den  Be- 
Bchlnssen  von  1894 :  „la  necessit^  de  la  dissolution  d'un  mariage 
aut^ieur";  vgl.  den  ersten  Kommissionsbericht  1893  S.  47).  Die 

43)  Dai  Verbot  dea  nonregiBchea  Rechtes,  wonftch  der  Dorweg.  Prieeter 
keine  Ehe  mit  Andenglfinblgeu  dtigehai  ksnn  (Actes  1900  S.  36),  kann  als 
lokal-ptohibltiT  wohl  nicht  in  Betracht  kommen,  da  hier  ateta  Rchon  auf 
ümod  Too  Art  1  sonreg.  Recht  gelten  vird. 

ZtItMhrin  f.  inUni.  Pii**l-  d.  cBantl.  Bticbt.   XII.  16 
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KommiBsioD  der  dritten  Konferenz  hat  aber  jenen  Satz  ge- 
strichen „comme  visant  ane  bypothöse  chimärique",  da  ja  die 
Polygamie  in  keinem  der  Vertragsataaten  bestehe.  Vgl.  aocli 
die  Bemerkang  der  französischen  Kommission  für  internationales 
Privatrecht,  Documents  S.  153. 

Mit  dem  in  dem  neuen  Absatz  wieder  aufgetauchten  ftufser- 
lieh  zum  Verwechseln  Sbnltchen  Satze  hat  die  dritte  Konferenz 
also  etwas  anderes  gemeint  als  jenes  von  den  ersten  Konferenzen 
aufgenommene  ÖberflOssige  Polygamie  verbot").  Was  man  spedell 
gemeint  hat,  war  das  in  katholischen  Landern  geltende  Verbot 
der  Wiederverheiratung  eines  geschiedenen  Ehe- 
gatten. Daher  auch  die  unmittelbare  Verknüpfung  dieses  Ehe- 
hindemisses  mit  denjenigen  von  religiösem  Charakter^). 

Man  mul^  aber  schon  eine  besondere  Sehergabe  besitzeo, 
um  diese  Meinung  der  Konferenz  aus  dem  Text  zu  entnehmen 
und  herauszufinden,  dafs  die  Worte:  „un  mariage  qui  k  raison 
d'un  mariage  ant^rieur  serait  contraire  JL  ses  lois"  ganz  etwas 
anderes  heifsen,  als  die  früheren:  „un  mariage  qui  serait  con- 
traire &  ses  dispositions  concernant  la  dissolution  d'un  mariage 
antärieur".  Bei  präciser  Auslegung  wird  man  gerade  in  der 
neuen  Fassung  erst  recht  nur  das  finden  können,  was  als  n^hi- 
märisch"  gestrichen  werden  sollte,  nämlich  das  Verbot  der 
Polygamie  und  nichts  weiter. 

Wenn  aber  die  Worte  „k  raison  d'un  mariage  an- 
tßrieur"  bei  priciser  Auslegung  zu  wenig  sagen,  so  sagen  sie 
bei  der  unpräcisen,  die  man  uns  zumutet,  viel  zu  viel.  Bedeutet 
der  Satz  nämlich,  dafs  der  lex  hei  die  PrOfung  zusteht,  ob  die 
erste  Ehe    nach    der    lokalen    Sachnorm    Existenz 


44)  Ob  du  Verbot  so  gaon  überflQuig  uod  der  Fall  so  ganz  „chimiriMb'' 
war,  kann  vielleicht  bezwdfelt  weiden.    Darüber  weiter  nnten. 

45)  Der  Beriebt  sajit  bierQber:  .L'ameodetnent  de  H.  Asaer  a  ilt  eom- 
pl^t^  poni  tenir  eompte  d'on  ordre  d'id^e»  analogne  qiii  bt^rene  l'Antricbe 
et  les  pa^  qui,  n'aj-ant  que  le  mariage  religieni,  n'admetteut  pas  le  divorce 
poor  certaines  catigoriea  de  peraonnes.  Par  eiemple  nn  dirorce  »  en  lien 
en  France  et  en  Allemagne  de  la  manidre  la  plne  r^gnli^re:  pen  importeot 
la  nationaliti  et  la  religion  dee  äpocx.  L'an  des  conjointa  divorcte  veat  le 
marier  en  Eapagne;  l'antorjl^  ne  le  Ini  pennettr«  peut-Ctre  pas,  paieeqn'elle 
ne  c<msid6re  paa  le  mariage  an  injet  dnqael  ud  divorce  eat  intre- 
venn  comroe  anffisamment  diasone  an  point  de  vne  d'nn  non- 
Tean  mariage  . . ." 
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hat,  Bo  wQrde  damit  einfach  fQr  jene  Ehe  der  Art.  1  in  voUem 
ümfaDge  ausgeschaltet  werden.  Aber  auch  dann,  wenn  man 
etwa  eine  ReatriktivauBlegung  dahin  befürwortete,  datb  dieses 
PrQfangsrecht  sich  jedenfalls  nur  darauf  beziehen  kSnoe,  ob  die 
erste  Ehe  noch  zu  Recht  besteht  oder  ob  sie  als  aufgehoben 
zu  gelten  hat,  so  wfire  damit  immer  ein  lokalprohibitives  Ein- 
grifTsrecht  anerkannt,  das  weit  Ober  die  Grenzen  des  von  der 
bisherigen  Praxis  geübten  und  von  der  Kommission  beabsichtigten 
hinausgeht.  Zweifellos  würde  hierher  z.  B.  der  Fall  einer  nach 
Ausl&adsrecht  durch  Todeserklärung  aufgelösten  ersten  Ehe 
gehören  (vgl.  z.  B.  Despagttet  Ko.  335).  Unabweislich  würden 
femer  auch  alle  Fälle  von  Ehenichtigkeit  einbegrifTen  sein. 
Der  Jex  loci  wäre  das  Prüfnngsrecht  vorbehalten ,  ob  die 
nach  ausländischem  Heimatsrecht  nichtige  erste  Ehe  nicht  bei 
Anwendung  der  inländischen  Sachnonnen  noch  zu  Recht  bestehe 
und  deshalb  die  zweite  Ehe  („ä  raison  d'un  mariage  antärieur") 
verboten  sei.  Aber  auch  auf  dem  Gebiete  des  Scheidungs- 
rechtes selbst  würde  das  vorbehaltene  Eingriffsrecht  die  herr- 
schende Doktrin  und  Praxis  weiter  hinter  sich  lassen.  Hat  sich 
die  Jex  hei  jedesmal  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  sie  die 
rechtsgültig  geschiedene  Ehe  „comme  suffisamment  dissous  au 
point  de  vue  d'un  nouveau  mariage"  betrachten  könne,  so  mufs 
sie  auch  berechtigt  sein,  nach  ihrem  eigenen  Recht  die  Frage  zu 
entscheiden,  nicht  nur,  ob  die  erste  Ehe  überhaupt,  sondern  auch, 
ob  sie  ans  einem  solchen  Grunde  geschieden  werden 
konnte.  Man  wäre  hiemach  z.  B.  in  Belgien  befugt,  einem 
deutschen  Ehegatten,  der  in  Deutschland  wegen  böslicher 
Yerlassung  geschieden  wurde,  die  Eingehung  einer  zweiten 
Ehe  zu  verweigern.  Wir  würden  aus  dem  gleichen  Grunde  in 
Deutschland  einem  Österreicher,  dessen  erste  Ehe  wegen  un- 
nnoberwindlicher  Abneigung  geschieden  worden  ist  (§  115 
österr.  B.G.B.)i  die  zweite  Eheschliefsung  untersagen  können 
u.  s.  w. 

Sicherlich  hat  die  Konferenz  soweit  nicht  gehen  wollen,  und 
«s  kann  auch  nach  ihrem  so  enei^sch  proklamierten  Grundsatze 
(vgl.  oben  S.  218)  nicht  angenommen  werden,  dafs  sie  die  freie 
Entscheidung  darober,  wie  weit  im  einzelnen  Falle  zu  gehen  sei, 
den  Vertragsstaaten  selbst  habe  anheim  geben  wollen.  Die 
Kommission  hat  überhaupt  in  dieser  ganzen  Frage  nicht  schfirf 

16- 
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genug  gesehen.  Nicht  um  eine  GeBetzeskolliBion  auf  dem  Ge- 
biete der  Eheschliefsung  handelt  ee  sich  hier,  sondeni 
um  eine  solche  der  EhelOsung.  Dafs  eine  zweite  Ehe  nicht 
geschlossen  verden  darf,  so  lange  die  erste  zu  Recht  besteht, 
das  ist  ein  Satz,  Ober  den  alle  Vertragsstaaten  einig  sind.  Hier 
giebt  es  keine  Kollision.  Die  Frage,  um  die  es  sich  dreht,  ist: 
ob  die  erste  Ehe  durch  die  eingetretene  Scheidung  als  auf- 
gehoben zu  gelten  hat  oder  nicht;  ob  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  eine  Scheidung  in  den  anderen 
Vertragsstaaten  als  rechtswirksam  anzuerkennen 
iat**).     Es    wäre  richtiger  gewesen,    diese   Frage  Oberhaupt 

46)  Zar  iotenuttiooKlen  Doktrin  in  dieaem  Punkte  (ob  in  katholiachen 
Landern  ein  im  Anslande  lecbtagültig  geKhiedener  Anbindet  eine  neue  Ehe 
eingehen  kann)  vgl.  antei  anderen  Olitn,  Rtme  de  dr.  int.  Bd.  15  6.  383 ff.; 
FWio,  in  Ginnet  Bd.  6  S.  341.  —  Zur  Kenuzeiebniuig  der  östeTreiehiaebeD 
Praxi*  bewnden:  die  Entacbeidmigen  de*  Obenten  Q.H.  Tom  24.  Nov. 
1891,  6.  Des.  1892,  20.  Okt  1896,  12.  Des.  1899  and  12.  Dei.  1900,  Ztschr. 
Bd.  2  &  396,  Bd.  8  S.  436,  Bd.  7  S.  57,  Bd.  10  S.  150,  Bd.  11  S.  HO;  be- 
eooden  chankteiiatiMb  die  an  letster  Stelle  mitgeteilte  EutBcheidnng  den 
Wiener  Bernfnogagetichtea;  ■.  aneh  Jtttel,  Handb.  d.  Int.  Pr-  nnd  Str.R. 
S.  35 ff.  —  In  Italien  Irt  die  Finge  in  der  Praxis  hfichat  kontrovera.  Vgl. 
eioendta:  Roma  vom  2-J.  Nov.  1884  {Fall  DCnboff-Camporeale),  Annali  della 
ginriapr.   85.  3.  3;   Hilano  vom  29.  Nov.  67,   Ann.   88.  3.  30;    Hilano    vom 

13.  Okt  91,  Ann.  91.  S.  464;  Teneüa  17.  Hftra  92,  Ann.  92.  8.  305;  C^n. 
Torino  2a  HKn  93  and  11.  Okt  93,  lowie  Appellhof  Torino  vom  9.  Des.  93, 
Aon.  93.  1.  203;  94.  1.  83;  94.  3.  27;  Breaeia  vom  16.  April  98,  Uilano  vom 

14.  Sept  98  nnd  6.  Dez.  98,  Hodena  von  12.  April  98,  Monitore  dei  tribnn. 
98  S.  348,  428,  956  nnd  99  S.  11.  Dagegen:  KsMationahof  Roma  vom 
4.  April  91,  Ann.  91.  1.  207;  Modena  vom  29.  April  92,  Ann.  92.  3.  266; 
Kaantionahof  Torino  vom  21.  Nor.  1900,  a.  Ztachr.  XU  S.  134  (diese 
jtlngste  and  wichtige  Entscheidang  llilst  die  Wiederverbdratnng  von  Am- 
IXndem  mit  mokwftrdiger  Begrflndnng  ipeciell  dann  nicht  an,  wenn  die 
ertte  £he  in  Italien  geachloBRen  war).  Die  italleuiacbe  Doktrin 
ist  ao  gnt  vie  rinetiininig  fQr  ZnlaBSting  der  Wiederverheiratang  geachiedener 
Anslftader.  Vgl.  Ficre  Ho.  518,  606  und  688,  Bowie  in  Clunet  Bd.  13  S.  170 ff.; 
CateOani,  Dir.  int  pr.  Bd.  3  No.  560  ff.;  Fuainoto,  qnestioni  di  dir.  int  pr. 
H.  49  ff ;  Lomonaeo,  in  II  Hlangieri  1885  S.  162  ff. ;  Eipm^on  in  Clwt€t  Bd.  7 
8.  344;  anders  Deradbe  Mher,  U  princ.  di  nax.  S.  79ff.  —  Qemlicb  UuBeh 
lag  die  Sache  in  Frankreich  vor  1684.  Im  Anftng  war  die  Praiis 
entichieden  g^en  Znlaasnng  der  Wiederverhdratang.  Vgl.  Seioe  vom 
Sl.  Jnli  1824  and  Paria  vom  3a  Aug.  1824,  Sirej  25.  2.  209 ff.;  Pkria  vom 
28.  Hilrs  1843,  Sirer  ^  ^  5^;  S<^*  ^om  lO-  Juni  1859  and  Paria  vom 
14.  JaU  1859,  Sony  59.  2.  402.    Vgl.  Hazn  die  Note  von  Ditnic  ebenda.    Ein 
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ao  eine  andere  Stelle  zu  verweisen,  nämlich  in  die  zweite  Eon- 
Tention ,  welche  sich  mit  den  „eonßits  de  lois  en  mottle  de 
droorce"  beschäftigt  (vgl.  Article  7  jenes  Abkommens).  Unter 
allen  Umetanden  aber  hätte  die  Konferenz,  wenn  sie  ihrer 
Absicht  trea  bleiben  wollte ,  „d'une  fs^n  stricteraent  limi- 
tative"  die  Falle  des  lokalen  ordre  public  zu  umschreiben  und 
,tout  arbitraire"  auszuschlielten ,  klar  und  präcis  das  sagen 
mQssen,  was  sie  thatsächlich  gemeint  hat  Dies  hätte  etwa  in 
folgender  Form  geschehen  kOonen: 

„Les  pays  dont  la  lögislation  n'admet  pas  le 
divorce  (soit  pour  des  dponx  catholiques,  soit  en 
gön^ral)  ne  s'obligent  pas  k  faire  cöl^brer  nn  noa- 
veaa  mariage  ä  Tencontre  de  cette  prohibition." 

8.  Di«  Suüction  dar  lokalen  Sheverbota. 
Über  die  Folgen  einer  entgegen  den  Prohibitivgesetzen  des 
Art.  2  abgeschlossenen  Ehe  war  in  den  BeBchlQssen  der  ersten 
und  zweiten  Konferenz  nichts  gesagt  Nach  dem  oben  festgestellten 
Grundsätze,  dem  gemäfa  sich  die  Wirksamkeit  einer  verbots- 
widrig geschlossenen  Ehe  allgemein  nach  dem  nämlichen  Giesetze 
bestimmt,  dessen  Verbot  hätte  beachtet  werden  sollen,  wäre  eine 
entgegen  jenen  lokalen  Prohibitivnormen  eingegangene  Ehe  in  den 
meisten  Fällen  als  nichtig  bezw.  anfechtbar  zu  betrachten, 
wenigstens  vom  Standpunkte  des  Staates,  in  welchem  die  Ehe 
eingegangen  wurde.  Vom  Standpunkte  des  Heimatsstaates  der 
beiden  Ehegatten  wäre  dagegen  auf  Grund  von  Art.  1  die  Ehe 
ohne  Frage  doch  als  gültig  anzuerkennen,  wenn  nach  Heimats- 


Umtehwong  tnt  ein  mit  dem  Urtdl  des  Puiaer  Kanationshofa  vom  28.  Febr. 
1880-,  Kn7  60.  1.  210,  mid  seitdem  blieb  die  Frage  im  tmlderen  Sinne  ent- 
Y^.  dazn  Paria  vom  19.  April  1800,  Sire^  60.  2.  196.  Sn  wmA- 
r  Rückfall  de«  tribnnal  de  Lille  and  des  Appellbofa  Donai,  Siro^ 
17.  2.  45,  wurde  ohne  Schwanken  koirigiert:  Kaaa.  rem  15.  Joli  1878,  Sirej 
78.  I.  320;  B.  ferner  Amiena  vom  15.  April  1880,  Sray  80.  2.  173.  Die 
franc  Doktrin  hat  dieie  Pmia  einstimmig  (^billigt;  Weist,  Traltj  äl£oi. 
S.  634fF.;  Dvrand,  Enal  de  dr.  int  pr.  No.  178;  Degpagnet  No.  354;  PtlM, 
otdn  pnbUc  S.  46ff.;  £nKher,  Gönn  Bd.  1  No.  88;  noch  weiter  gehend: 
IsofMl  Bd.  5  No.  llSff.,  126?.  —  Fflr  England  (wo  die  Soheidnng  ror 
1857  nicht  bettand)  rgl.  LoUe^'a  case,  Ro.  nnd  R7.  237;  H'Carthf  v.  Decaiz, 
Ch.  1831,  3.  Bo.  nnd  H7.  6IS. 
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recht  kein  TJngOltigkeitBgnmd  gegeben  war.  Wie  die  Sache 
vom  Standpunkte  dritter  Staaten  zu  beurteilen  wäre,  ist  zweifel- 
haft und  wohl  Oberhaupt  nicht  einheitlich  zu  entscheiden. 

Diesen  Rechtaunsicherheiten  und  GesetzeBkouflikten  begegnet 
in  glackliehster  Weise  (bezQglich  der  drei  ersten,  in  Abs.  1  ent- 
haltenen Ehehiudemisse) ,  der  von  der  dritten  Konferenz  be- 
schlossene") Abs.  2:  ,LemariagecäIöbr6eontrairemeDt 
ä  une  des  prohibitions  mentionndes  ci-des&us  ne 
sera  pas  frappä  de  nullit^*"),  pourvu  qu'il  soit 
valable  d'aprös  la  loi  indiqu6e  par  Tarticle  ler.* 
Die  Konferenz  geht  hier  eigentlich  aber  die  Grenzen,  die  sie  selbst 
sich  gesetzt  hat,  hinaus'*).  Sie  greift  in  das  materielle  Privat- 
recht  hinDber;  sie  erklärt  nicht  nur  ein  bestimmtes  Privatreeht 
ffir  anwendbar,  sondern  sie  verlangt  von  diesem  Privatrecht  eme 
sachliche  Modifikation,  die  Umgestaltung  des  impedtmenbm 
dirmens  in  ein  impedmentwn  impediens:  .Au  nom  de  Tint^r^t 
g4n6ra1  on  demande  au  pays  de  la  cäläbration  de  ne  considärer 
que  conmie  prohibitifs  les  emp^chements  änum^räs."  Man  darf 
dieses  Opfer  in  der  That  verlangen. 

Der  hiermit  eingenommene  Standpunkt  liefse  sieb  anch 
folgendermafsen  pracisieren :  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  eine 
Norm  für  die  streitige,  sondern  um  eine  solche  fttr  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit.  Dem  Staate  des  Eheschliel^ui^ 
Ortes  wird  nur  gestattet,  fttr  seine  Standesbeamten  (im 
weitesten  Sinne),  nicht  auch  fttr  seine  Richter  eine  Prohihitiv- 
norm  zu  geben. 

47)  Die  Nenermig  Ut  im  Scholae  der  enten  Komtniuiou  eutatandot 
bei  Erwtgaug  cänes  weit  geringaem,  von  deutocher  Seite  Torgeeclil«g(«n 
AroendeoieiiU.  Vgl.  Docnmeuti  S.  106,  Acte«  S.  41  ood  172.  ~  S-  aha  uteb 
Bar  Bd.  1  g.  448  n.  die  BetclilfiHe  des  Institut  von  Heidelbetg  und  LauMiuie, 
Ann.  Bd.  9  8.  117  und  Bd.  10  S.  77. 

48}  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dafs  der  Aosdrack  „tnülit^  im 
w«äteat«n  Sinne  zu  rerstehen  ist  und,  konfonu  der  frsnzös.  fiechtaqtrache, 
jede  Art  tob  Aufechtbukeit  unter  sich  begreift 

49)  Vgl  die  ErOSnnngsrede  des  Präsidenten:  ^N'oublions  pu  qoe  lea 
conceseions  räciproques  näceesaircs  ti  cet  e&et  s^ont  d'mitant  plos  hält»  i 
faire,  qo'il  ne  s'agit  pss  ici  de  poaer  les  rägles  da  droit  civil  mSme- 
Gbaqne  Etat  coiuerve  ä  cet  ^gard  la  plus  complöte  tiutonomie.  n  db 
s'agit  que  de  la  dösignation  de  1«  loi  applicable  dans  let  cu  don- 
teax."    Actes  1900  S.  90. 
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Es  Wäre  vohl  besser  gewesen,  nach  dieser  wesentlichen 
Umgestaltung  des  Inhaltes  auch  den  Eingang  des  Artikels  2 
anders  zn  fassen.  Anstatt:  „La  loi  du  lieu  de  la  cäläbration 
pent  interdire  le  manage  etc."  wflrde  treffender  (ähnlich  wie 
im  letzten  Absatz)  gesagt:  «Aucan  Etat  contractant  ne 
s'oblige  Jt  faire  cäläbrer  un  mariage  qai . . ." 


Es  ist  bedauerlicher  Weise  nicht  gelungen,  die  Bestimmung 
des  Abs.  2  fOr  alle  lokalprohibitiven  Ehehindernisse  durchzu- 
setzen. Sie  gilt  nur  für  die  drei  ersten  Fälle  (das  Eheverbot 
der  Verwandtschaft  und  die  beiden  impedimenta  criminls) ;  ihre 
EinfQhrung  bei  den  Ehehindernissen  von  religiösem 
Charakter  (einschliefslicb  dessen  der  Scheidung)  ist  an  dem 
Widerspruch  der  streng-katholischen  Staaten  gescheitert.  Man 
hat  sich  hier  mit  dem  Satze  begnügen  mttssen:  ,La  violation 
d'un  empSehement  de  cette  nature  ne  pourrait  pas 
entrainer  la  nullit^  du  mariage  danslespaysaut res 
queeelui  ob  le  mariage  a  €tö  cßl^brä."  Der  Kommiaslons- 
berieht  erkl&rt  dazu:  „Ce  n'est  pas  avec  empressement  qn'une 
pareille  disposition  a  6t^  acceptöe  par  la  majorit6  des  membre» 
de  la  commisfiion;  11  a  fallu  qu'ils  fussent  bien  convaincu  que 
la  coneession  4tait  näcessaire  pour  obtenir  l'adhäsion  de  plusieurS' 
Etats."  Man  kann  aber  dem  Standpunkte  der  Minorität  die- 
innere  Berechtigung  nicht  absprechen.  Nicht  nur  stehen  hier 
Gesetze  von  einem  ganz  besonders  intransigenten  Charakter  in 
Frage,  sondern  man  verlangt  von  jenen  Staaten,  dafs  sie  eine 
privatlDteriiationale  Norm  acceptieren ,  die  mit  der  ihren  Sach- 
normen innewohnenden  Herrschaftstendenz  nicht  in  Einklang 
stehL  Wir  befinden  uns  auf  dem  Gebiete  der  latenten  Ge- 
setzeskollision.  Eherechtsgesetze ,  die  auf  kirchlichem  Boden 
stehen,  streben  naturgemars  darnach,  ihren  zwingenden  Vor- 
schriften alle  KircbenangehOrigen  zu  unterwerfen.  Man  ent- 
schliefst sieh  viel  eher  dazu,  die  eigenen  Staatsangehörigen,  falls 
sie  nicht  auch  Staatskirchenangehörige  sind,  einem  fremden  Ehe- 
reehte  anheim  zu  geben  (vgl.  Bufsland),  als  dafs  man  ftlr  die 
der  gleichen  Kirche  angehörenden  Personen  einem  aosländischen 
Eherecbte  die  Herrschaft  zugestünde,  wenn  dasselbe  die  kirch- 
lichen Dogmen  verleugnet.     Angesichts  solcher  Sachlage  wird 
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man  sich  mit  dem  auf  der  Konferenz  erreichten  Resaltate  zu- 
frieden geben  mQsseD.    (Vgl.  aber  unten  S.  249.) 

Die  iDtemationalen  Vorteile,  welebe  die  vereinbarte  Kollisioos- 
Qorm  sichert,  Bind  nicht  gering  zu  schätzen; 

1.  Kur  in  dem  Staate  des  EheschlierBungsortes 
darf  eine  entgegen  jenen  religiösen  Frohibitivgesetzen  eingegangene 
Ehe  als  anfechtbar  gelten.  In  allen  anderen  Staaten  muTs 
auch  in  diesen  FfiUen  die  Ehe  unbedingt  als  gfiltig  anerkannt 
werden,  wenn  sie  dem  Heimatsrechte  der  Verlobten  entapricht. 
Hat  also  z.  B.  ein  französischer  geschiedener  Katholik  in  Spanien 
sich  zum  zweiten  Male  verheiratet,  so  kann  die  zweite  Ehe  nur 
in  Spanien  selbst  beanstandet  werden ;  aberall  sonst  ist  sie  un- 
anfechtbar, auch  in  Italien,  Portugal,  Österreich,  obgleich  der 
Eheschliefsung  in  diesen  Ländern  selbst  das  n&mliche  Prohibitiv- 
gesetz  entgegengestanden  hätte.  Vgl.  dagegen  die  principiell 
durchaus  zutreffende  Unterscheidung  des  ßsterreichiseheD 
Antrages,  Actes  1900  S.  46. 

2.  Abgesehen  von  dem  ausdr&cklich  zugelassenen  Verbots- 
rechte der  lex  loci  ist  ausBchlierslicb  das  Becht  der 
Staatsangehörigkeit  in  Anwendung  zu  bringen,  ohne 
jede  Rücksicht  auf  die  KirchenangehOrigkeit.  Die 
katholischen  Staaten  haben  bei  ausläudischea  Katholiken,  die 
anderswo  eine  Ehe  geschlossen  haben,  unbeschränkt  deren 
Heimatsrecht  anzuwenden,  mag  es  noch  so  sehr  mit  den  katho- 
lischen Dogmen  in  Widerspruch  stehen  (vgl.  dagegen  z.  B.  Weiag, 
Bd.  3  S.  416  Text  zu  Note  3). 

Wenn  also  z.  B.  ein  MOnch  von  italienischer  Staatsangehörig- 
keit aus  einem  spanischen  Kloster  entläuft;,  und  aber  die  fran- 
zösische Grenze  geht,  um  dort  zu  heiraten,  so  ist  diese  Ehe  im 
ganzen  Konventionsgebiete  gtkltig,  auch  in  Spanien. 

Oder  aber:  wenn  ein  in  Rufsland  wohnender,  der  orthodoxen 
Kirche  angehörender  Rumäne  irgendwo  aurserhalb  Rufslands 
(nur  nicht  in  Österreich)  eine  Ehe  mit  einer  Nichtchristin  ein- 
geht, so  kann  seine  Ehe  nirgends  angefochten  werden,  auch  nicht 
in  Rufsland. 

Oder  endlich :  wenn  ein  Österreichisches  katholisches  Ehepaar 
sich  in  Ungarn  naturalisieren  und  dort  wegen  eines  nach  der 
Naturalisation  eingetretenen  (sonst:  Art  4  und  7  der  Scheidungs- 
konvention!) Grundes  scheiden  läfst,  so  ist  die  aufserhalb  Öater- 
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reichs  ¥on  einem  der  geBcbiedenen  Ehegatten  eingegangene 
zweite  Ehe  aberall  gültig,  auch  in  Österreich.  Die  gegenwärtige 
dsterr.  Praxis  erkennt  dies  oieht  an.  (Vgl.  die  Citate  oben 
Änm.  46.) 

In  allen  diesen  und  ähnlichen  Fällen  darf  auch  niemals  mit 
dem  im  int.  Pr.B.  bekanntlich  oft  mil^brauchten  Begriffe  der  „fraus 
legis*  operiert  werden.  Die  EonferenzbeschlOsse  kennen  keinen 
derartigen  Vorbehalt.  Ihn  hineinzuinterpretieren,  wäre  gfraus 
commtümia" . 

S.  Es  ist  nicht  bestimmt,  dai^  eine  entgegen  den  fraglichen 
Verboten  abgeschlossene  Ebe  nach  demBechte  des  Eheschliefsucgs- 
ortes  als  ungaltig  zu  betrachten  sei,  sondern  es  ist  nur  diesem 
Staate  die  Befugnis  gegeben,  eine  solche  Ehe  als  ungültig 
zu  behandeln.  Macht  die  lex  loci  voa  dieser  Befugnis  keinen 
Gebranch,  so  ist  und  bleibt  auch  in  diesen  Fällen  (wie  in 
denjenigen  des  Abs.  1  u.  2)  die  Ebe  im  ganzen  Konvention  s- 
gebiete  gültig.  Dies  dttrfte  z.  B.  eintreten,  wenn  ein  nach 
seinem  Heimatsgesetz  rechtmärsig  geschiedener  Ausländer 
in  Italien  eine  neue  Ehe  eingegangen  bat.  Die  italienische 
Praxis  wird  voraussichtlich  in  solchem  Falle  (entsprechend  der 
oben  Anm.  46  gekennzeichneten  Richtung  der  italienischen 
Jurisprudenz)  die  Ebe  in  Übereinstimmung  mit  dem  Heimats- 
gesetze  trotz  Art  2  Abs.  3  als  gültig  anerkennen.  Es  ist  zu 
hoffen,  dars  dieses  Beupiel  in  ähnlichen  Fällen  auch  bei  anderen 
Vertragsstaaten  Nachahmung  finden  und  dals  man  auf  diesem 
Wege  nach  und  nach,  mit  der  Hftberbewertong  der  internationalen 
Geeetzeshannonie,  anch  ohne  überstaatlichen  Zwang  dem  zu  er- 
strebenden Ziele  immer  näher  kommen  wird. 

4.  DftB  Ain«adem»iit  Asser. 
Bei  dem  Kompromifs,  welchem  der  letzte  Absatz  des  Art.  2 
seine  Entstehung  verdankt,  hat  man  einen  Vorteil  eingehandelt, 
auf  welchen  die  Eommissionsmebrbeit  einen  ganz  besonderen 
Nachdruck  legt.  Der  an  und  für  sich  nicht  so  komplizierte, 
aber  aus  dem  Texte  der  Konvention  schwerlich  zu  erkennende 
Gedanke  ist  folgender»"); 

50)  Um  den  Text  dei  KonTentioD  rerständlich  za  machen,  mübt«  lu- 
tiielnt  die  an  dieaer  Stelle  nur  verwirrende  und  tännwidrige  Eingangekkiuel 
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Nach  Art.  6  der  Konvention  wird  die  Gültigkeit  von  sog. 
diplomatischen  Ehen  nur  dann  anerkannt,  wenn  der  Vertrags- 
gtaat,  auf  dessen  Gebiete  die  Ehe  abgeschlosEen  wurde,  gegen 
die  standesamtliche  Funktion  der  auBländischen  Agenten  keine 
Einwendung  erhebt  Diese  Befugnis,  Einwendung  zu  erheben, 
soll  dem  Staate  des  EfaeBchliefsungsortes  entzogen 
werden,  wenn  wegen  der  nach  Art.  2  Abs.  3  eiD- 
greifenden  Prohibitivgesetze  die  Eheschliefsung 
vor  den  lokalen  Staats-  bezw.  KircbenbebördeD  un- 
möglich ist. 

Die  Kommissionsmebrbeit  hat  dieses  Zugeständnis  als 
Gegenleistung  far  ihre  Nachgiebigkeit  bei  den  religiösen  Ehe- 
verboten gefordert.  Sie  war  der  Meinung,  dafs  auf  diese  Art 
den  „exigetices  des  souverai7iet4s  re^eettves  dans  la  mesure  du 
possible"  Genüge  geschehe.  Die  Heimatsstaaten  erhalten  „psr- 
tiellement  satisfaction  en  obtenant  que  ces  mariages  puissent 
6tre  c^läbr^s  par  des  agents  diplomatiques  ou  consulaires,  mSme 
dans  les  pays  oü  l'intrevention  de  ces  agents  n'est  pas  admise 
de  droit  commun".  (Vgl.  den  Eommissionsbericht  S.  171,  172, 
177;  auch  die  gute  Zusammenfassung  des  rumänischen  Dele- 
gierten Missir,  Actes  S.  162.) 

Es  ist  mir  nicht  klar  geworden ,  warum  eigentlich  die 
Kommission  auf  diese  Bestimmung,  —  sie  ist  eine  Erfindung  des 
KonferenzprUsidenten  °*)  —  sich  in  solchem  Mafee  kapriziert  hat. 

Gewifs:  sie  bietet  den  Angehörigen  der  Mehrheitsstaaton 
einen  praktischen  Vorteil  (vorausgesetzt,  dafs  ihren  diplomati- 
schen Vertretern  die  standesamtliche  Funktion  vom  Heimats- 
staate erteilt  ist). 

Allein,  ist  dieser  Vorteil  wirklich  von  solcher  Bedeutung  und 
vor  allem:  steht  er  in  richtigem  VerhSltnis  zu  dem  von  den 
MinoritätSBtaaten  verlangten  Opfer?    Wenn  man  anerkennt,  dafs 

des  Art.  2  Abs.  2:  „Sodb  1b  räaerve  de  TapplicBtioD  da  pr«mi«r 
ftlinä»  d«  l'krticle  6  de  U  presente  conTentioa"  einfach  ge- 
strichen werden.  Statt  deseen  wäre  bei  Art  6  Aba.  1  eine  deutliche  Te^ 
weiBong  auf  Art  2  Abs.  3  and  ein  klarerer  Ausdnek  dee  Gemeinten  nOtig. 
(Vgl.  das  im  Text  folgende). 

51)  Wir  DDterlasaen  es,  auf  die  ursprOngliche  vfillig  unhaltbare  Form 
dieeea  „«ysMm«  ingiinieux''  einzageheu,  von  welcher  die  Komminion  noch 
rechtzeitig  XDrückgekommea  ist  (S.  171  a.  a.  0.). 
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es  einem  Staate  mit  Recht  widerstrebeo  mufg  „k  laisser  cöl^brer 
sur  8on  territoire  un  mariage  contraire  ä  ceB  prohibitious  qui 
lui  paraissent  dictäes  par  les  exigences  du  sentiment  religieux" ;  kann 
man  es  dann  billigerweise  diesem  nämlichen  Staate  zumuten 
unter  Verzicht  auf  sein  sonst  anerkanntes  Souveranitatsrecht  es 
aasdrficklich  gutzuheifsen,  dafs  diese  Ehe  in  diplomatischer  Form 
doch  auf  seinem  Territorium  abgeschlossen  werde? 

Niemandem  ist  es  bei  den  frQberen  Konferenzverhandlungen 
eingefallen,  lokalen  Prohibitivgesetzen  gegenüber  sonst  ein  der- 
artiges Privileg  fUr  die  Angehörigen  der  anderen  Staaten  zu 
fordern.  Man  hat  kein  Bedenken  dagegen  gehabt,  die  Ausländer 
den  lokalen  Eheverboten  der  Verwandtschaft,  des  Ehebruchs, 
des  Gattenmords  unbeschi^nkt  anheim  zu  geben,  und  hat  nichts 
darin  gefunden,  dafs  ihnen  so  die  heimatrechtlich  erlaubte  Ehe- 
schlief^ung  am  Orte  ihres  Domizils  unter  Umständen  unmöglich 
gemacht  wird.  Nur  hier,  bei  den  religiösen  Eheverboten,  soll 
die  Anerkennung  dieser  Konsequenz  nicht  zulässig  sein;  hier 
soll  es  das  Interesse  der  Heimatsstaaten  gebieten,  dafs  auf  irgend 
eine  Art  die  Möglichkeit  der  Eheschliefsung  im  fremden  Lande 
erzwungen  wird.  Dem  katholischen  Priester  deutscher  Staats- 
angehörigkeit mufs  unter  allen  Umstanden  Gelegenheit  geboten 
werden,  auf  epanischem  Boden  eine  Ehe  zu  schlieraen,  ob- 
Echon  wir  wissen  und  anerkennen,  dafs  die  in  jenem  Lande 
herrschende  kanonische  Bechtsanschauung  in  ganz  besonderem 
HaTse  sich  dagegen  auflehnt"). 

Lfti^t  sich  eine  solche  Unterscheidung  überhaupt  begreifen, 
und  wie  ist  man  dazu  gekommen? 

Einfach  auf  folgendem  Wege:  Die  Kommission  ist  davon 
au^gangen,  dafs  hier  (bei  den  religiös  •prohibitiven  Ehe- 
hindernissen) ein  ganz  besonders  akuter  Konäikt  der  ver- 
schiedenen ordres  publics  vorliege.  Sie  hat  angenommen ,  der 
nationale  ordre  ^uhlic  gebiete  hier  die  Ehe- 
schliefsuiig  (im  fremden  Landel)  mit  der  nftmlichen 
Entschiedenheit  wie  der  lokale  ordre  public  dieselbe  per- 
horresziert. 


d2)  Die  Ronunii^OD  bat  licb  aUerdings  mit  einem  wnnderlicheii  BUck- 
idiliila  aiu  ihrer  eigenan  IniioDnquenz  (a,  a.  O.  S-  172]  über  die  Thataacke 
getfaueht,  dafa  im  Sinne  der  lex  loci  die  Verbote  dea  Abt.  3  weitauG  eahweieT 
wiegen  mfiuen  alt  diejenigen  des  Abs.  1. 
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Das  ist  aber  ofFeubar  eine  Täuschung.  Der  Skandal ,  den 
die  Eheschliersung  eines  katholischen  Priesters  auf  spanischem 
Boden  hervorruft,  mag  vielleicht  verglichen  werden  mit  dem- 
jenigen, welchen  nach  den  liberalen  VerfasaungagruDdafttzea  eines 
anderen  Staates  die  Erzwingung  des  kirchlichen  Cölibates  auf 
seinem  eigenen  Gebiete  darstellen  warde.  (Vgl.  Art.  3 
und  den  folgenden  Abschnitt)  Eeinesw^  aber  Iftfet  sich  be- 
haupten, dafs  es  unserm  ordre  public  ebemo  ins  Gesicht  schlage, 
wenn  in  jenem  Lande  (und  nur  dort)  einer  unserer  Staats- 
aagehDrigen  gehindert  ist,  eine  Ehe  einzugehen,  welche  den  re- 
ligißsen  Anschauungen  des  Staates,  in  dem  er  aus  freien  Stocken 
sich  niedergelassen  hat,  unbedingt  widerstrebt  Im  Gegenteil :  die 
einfachsten  Grundsätze  der  Reciprocität  verlangen ,  dafs  wir  in 
diesem  Falle  dem  fremden  ortb'e  public  den  Vorrang  zuerkennen 
und  die  fremden  Bechtsanscbauungen  auf  fremdem  Boden  re- 
spektieren. Die  Kommission  hat  sieh  hier  von  einer  häufig  auf- 
tretenden Spiegelung  des  or^e  public  blenden  lassen :  sie  hat  das 
konvexe  Bild  mit  dem  konkaven  verwechselt.  Vgl.  dazu  Iherings 
Jahrbücher  Band  39  S.  Öß  if. 

Man  wird  vielleicht  gegen  unsere  vorstehenden  Aus- 
fohmngen  einwenden,  die  berufenen  Vertreter  der  interessierten 
Staaten  hätten  sich  ja  mit  dem  Amendement  Asser  einverstanden 
erklärt"),  und  wir  —  die  Majoritatsstaatea  —  hatten  keine  Ver- 
anlassung, die  uns  nur  vorteilhafte  Konzession  nachträglich  zu 
beanstanden. 

Allein  zunächst  ist  die  Konvention  noch  nicht  al^eschlossen, 
und  man  sollte  sich  hüten,  sie  ohne  dringende  Not  mit  Klauseln 
zu  belasten,  welche  Staaten  wie  Bufsland,  Österreich,  Italien, 
Spanien,  begründete  Veranlassung  geben  können,  die  Sanktion 
zu  verweigern.  Ferner  ist  es  bei  vertraglichen  Kodifikationen 
des  internationalen  Rechts  zum  mindesten  unweise.  Normen  auf- 
zunehmen, die  eine  unbillige  Beeinträchtigung  fremder  Interessen 
in  sich  schliefsen.  Aufserdem  wird  durch  alle  diese  KompUka- 
tionen  dem  neuen  Hechte  schon  bei  der  Geburt  ein  deformierender 
Makel  aufgedrückt,  der  geeignet  ist,  seine  Lebensfthigkeit  und 
Entwickelung  zu  hemmen  und  zu  gefährden. 

53)  Der  öaterr.  Delqnerte  hat  schon  innerhalb  der  Kommiaaion  auf  Var- 
iangen ei^llit  „qn'ä  raiann  de  l'adoption  de  ramendement  de  H.  Ä»er,  il 
retirait  ea  propöaition  . . ." 
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Endlich  ist  noch  eins  zu  bedenken: 

Die  EonuBissioDsmefarheit  hat  sich  von  Anfang  an  mit  einer 
ans.  E.  durchaus  unbegründeten  Entschiedenheit  gegen  die  pure 
Annahioe  des  Oeterreichischen  Vorschlags  gesteift.  Sie  hat  durch 
dieses  hartnäckige  Widerstreben  von  den  Minorit&tsstaaten  das 
Amendement  Aaser  erwirkt.  Wenu  die  Minoritätsstaaten  im  inter- 
nationalen Interesse  sich  zu  dieser  sicher  nicht  leicht  gewährten 
Konzession  herbeigelassen  haben:  hätten  sie  nicht  am  Ende,  bei 
voller  Genehmigung  ihrer  Anträge,  sich  dazu  verstanden,  auf  ein 
anderes  Kompromifs  einzugehen,  welches  der  intematioDaleu 
Rechtssicherheit  viel  gröfsere  Vorteile  geboten  hätte?  Hätten 
sie  nicht  vielleicht  dann  die  allgemeine  Anwendbarkeit 
des  Abs.  2  fOr  die  Pfllle  des  Art.  2  geuehmigtV  (Vgl.  oben 
S.  248.)  Die  Majori  tätsetaaten  hätten  dann  gut  und  gerne  auf 
jede  andere  Konzession  verzichten  können.  Die  Sicherheit,  dafs 
jede  im  Eon ventionsgebiet  geschlossene  Ehe  fiberall 
die  gleiche  Beurteilung  erfahren  morste,  wäre  es  schon 
wert,  dafs  man  bei  der  Eheschliefsung  der  lex  loci  gewisse 
Verbotsrechte  uneingeschränkt  frei  stellte,  die  nach  Heimats- 
reeht  nicht  begründet  wären.  Man  hätte  unter  Umständen  fOr 
ein  solches  Resultat  auch  einen  viel  teureren  Preis  zahlen  dürfen. 
Es  war  zu  erwägen,  ob  man  dafflr  nötigen  Falles  nicht  sogar 
die  Geoeralklausel  des  ordre  jfublic'*)  der  lex  loci  hatte  in  die 
Hand  geben  k&nnen.  Den  Gefahren  jener  Generalklausel  wäre 
in  diesem  Falle  die  bedenklichste  Spitze  abgebrochen. 

m.  Die  pertnlsslTeii  ElngrUbbefagnlBse  der  lex  loci. 
1.  JUIcemeineB.  —  EntatebunsageeSbloIite  dea  Art.  8. 

Die  Beschlüsse  der  beiden  ersten  Konferenzen  hatten  irgend 
welche  pennissive  Eingriflsbefugnisse  nicht  voi^esehen.  Man 
war  der  Ansicht,  dafs  Personen,  die  nach  ihrem  Heimatsrechte 
nnftbig  sind,  eine  Ehe  zu  schliefsen,  auch  in  keinem  anderen 
Lande  die  Ehe  erlaubt  sein  sollte.  Dafs  Rücksichten  des  lokalen 
ordre  public  eine  Abweichung  von  diesem  Grundsatz  notwendig 


54)  Vgl.    auch    den   Antrag   DXnomkrka,    Schwedeni 
gern,  DoeomentB  S.  138  und  179. 
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macben  könnten,  vurde  nicht  anerkannt  (vgl.  Komm.Ber.  1893 
S.  46). 

Diese  Auffassung  der  erstea  Konferenzen  wurde  echon  bei 
den  Vorarbeiten  zur  dritten  Konferenz  mehrfach  beanstandet 
(insbesondere  im  Anschlurs  an  eine  Bemerkung  Lam^s,  Clunet 
Bd.  25  S.  474)  und  von  verschiedenen  Seiten  eine  Modifikation 
der  froheren  BeschlQSBe gefordert.  Das  Konferenzprogramm 
der  nlederlftndischen  Regierung  schlug  —  unter  völliger 
Verkennung  des  Kernes  der  Sache  —  in  diesem  Sinne  eine  Er- 
gänzung und  Erweiterung  der  Verweisungsklausel  des  Art.  1 
vor*").  In  der  gleichen  Richtung  bewegte  sich  ein  (inhaltlich 
wenigstens  korrekter)  Antrag  Dänemarks  und  Schweden- 
Norwegens").  Vgl.  auch  die  Denkschrift  des  rumänischen 
Delegierten,  Documents  S.  163.  Die  richtige  Form  fanden  die 
belgische  und  französische  Kommission  fOr  inter- 
nationales Privatrecht,  welche,  im  wesentlichen  fiber- 
einstimmend, einen  neuen  Paragraphen  vorschlugen  des  In- 
halts: die  heimatlichen  Ehehindernisse  sollten  nicht  zur  An* 
Wendung  kommen,  wenn  es  dem  ordre  public  (droit  pubUe) 
der  lex  loci  widerstreite  (vgl.  Documents  S.  124, 125, 153). 

Diesem  Vorschlag  hat  sich  die  erste  Kommission  der  dritten 
Konferenz  in  der  Hauptsache  angeschlossen.  Es  wurde  nur  —  und 
zwar  wiederum  auf  das  energische  Eingreifen  des  deutschen 
Delegierten  hin  —  der  Ausdruck  „or^e  public"^  als  zu  abstrakt 
und  vag  ausgemerzt").    So  entstand  die  jetzige  Fassung: 


56)  Docnmenta  S.  99  u.  100:  „Satif  k  appliqner,  •rät  U  loi  dn  domiule. 
mit  U  loi  du  lien  d«  U  c^läbration,  ai  la  loi  nationale  le  permet  oo  le 
reqniert" 

56)  DoonmeutB  S.  137  n.  178:  „Sauf  i.  ne  pis  teuir  compte  dea  pni- 
hibitioDB  dtablies  par  la  loi  nationale  dam  lea  cai  oix  robeerratioa  aerut  ta 
contradietian  arec  le  droit  public  dD  paya  oü  le  maiiage  a  lieu."  Tgl.  dam 
die  Bemerknngen  der  niederl.  BcgierangskommiBsloD,  Documenta  S.  7. 

57)  Die  belgische  Komminion  hatte  in  dct  glücben  Äbaicbt  („d'&iam^i« 
limitativement  lei  diapoeitioDa  permisaivea  de  la  loi  locale  qai  ponrnücDt 
l'emporter  aar  la  loi  nationalG")  UTflprQDglicb  beMhloaaen :  ,Lea  probibitiima 
£diet^  par  la  loi  nationale  ne  acront  paa  applicabtea  ai,  d'apris  la  loi  da 
lien  de  Ja  c^l^bration  da  manage,  elles  eont  conaid^r^es  comme  contrairM 
fL  la  libertä  de  conacience."  SpAtcr  wurde  dieae  Faaaang  ala  m  mg 
venrorfeD. 
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„La  loi  du  lieu  de  1a  cölöbration  peut  permettre  le  mariage 
des  ^trangers  nonobetant  les  prohibitions  de  la  loi  iodiquäe  par 
Tarticle  1",  lorsque  ces  prohibitions  sont  exclusivement 
fondäOB  8ur  des  motifs  d'ordre  religieux." 

Die  Anerkennung  einer  lokalen  Eingriffsbefi^nis  dieser  Art 
entspricht  der  besonders  in  der  franzöBisch-belgisch-italienischen 
Doktrin  herrschenden  Meinung.  Man  erklart  es  fQr  absolut  un- 
zulässig, die  Hand  zu  bieten  zur  Durchführung  fremder  Ehe- 
gesetze, welche  den  (verschiedentlich  durch  die  Staatsverfassung 
proklamierten)  Grundsätzen  der  Keligions-  und  Ge- 
wissensfreiheit widerstreben.  Die  Begründung  ist,  wie  ge< 
wohnlich  bei  solchen  Prohibitiverwägungen,  nicht  exakt.  Aber 
die  daraus  abgeleitete,  von  der  Konferenz  festgelegte  Rechtsnorm 
wird  ziemlich  allgemein  gebilligt. 

S.  Die  elnaelnen  Välla. 

Nnr  bei  Ehebindernissen ,  die  ausschlierslich  auf 
religiösen  Gründen  (exclvsivement  sw  des  motifs  d'ordre 
religiewx)  beruhen,  soll  die  Ehe  entgegen  dem  Verbote  des 
Heimatsrechtes  gestattet  werden  können.  Der  Ausdruck  ist 
vorsichtiger  gewählt  als  in  Art.  2  Abs.  3.  Mifsverstandnisse 
and  übermäfsige  Erstreckungen  nach  Art  der  oben  S.  236  be- 
fürchteten sind  hier  überdies  schon  durch  die  wesentlich  ver- 
schiedene Lage  der  Sache  so  gut  wie  ausgeschlossen.  In  Betracht 
kommen,  nach  dem  gegenw&rtigen  Stand  der  Gesetzgebungen, 
wieder  lediglich  die  beiden  oben  besprochenen  Ehehindernisse: 
diejenige  des  kirchlichen  Cölibats  und  dasjenige  der 
Bei  igionsver  schieden  he  it. 

Nur  das  kirchliche  G&libat  kommt  in  Betracht.  Eine 
aas  anderen  Gründen  von  dem  Heimutgesetze  auferlegte  Ehe- 
losigkeit kann  an  dem  Eheschliefsungsorte  nicht  beanstandet 
werden.  So  z.  B.  das  st&ndige  Eheverbot,  welchem  der  Russe 
verfallt,  der  sich  der  böslichen  Verlassung  oder  der  Bigamie 
schuldig  gemacht  hat  (Art  41  des  russ.  C.G.B.);  oder  der  Schwede, 
welcher  epileptisch  ist.  Die  herrschende  internationale  Juris- 
prudenz dürfte  dies  zur  Zeit  nicht  anerkennen. 

Das  Verbot  der  Scheidung,  bezw.  der  Wieder- 
verheiratung  eines  geschiedenen  Ehegatten,  darf  gleichfalls  nicht 
als  ein  ausBchliefslich  auf  religiösen  Motiven  beruhendes  im  Sinne 
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von  Art.  3  betrachtet  werden.  Dies  ergiebt  Bicb  sowohl  e  cm- 
trario  des  Art  2  Abs.  3  und  aus  dem  Schweigen  des  Eoin.Ber. 
zu  Art  3,  als  auch  aus  dem  Inhalte  der  Scheidungskonvention, 
speciell  Art.  7.  Ein  geschiedener  Spanier,  Italiener  etc.  darf 
also  in  keinem  Vertragsstaate  zur  Ehe  zugelasaen  werden. 

Auch  die  eognatio  apirttualis  dürfte  nicht  zu  den  rel^ftsen 
Ehehindernissen  des  Art.  3  gehfiren.  Der  Wortlaut  der  Kon- 
vention spräche  allerdings  entschieden  für  die  Einbeziehong. 
Allein  Entstehungsgeschichte  und  Geist  des  Art.  3  spreche 
ebenso  entschieden  dagegen.  Nur  dann  soll  die  tex  loci  per- 
missiv  in  Widerspruch  mit  dem  Heimatsrecht  eingreifen  dQrfen, 
wenn  das  heimatliche  Eheverbot  gegen  die  am  Orte  der  Ehe- 
schliersung  anerkannten  Fundamentalsfitze  der  persttnlicben  Ge- 
wissensfreiheit und  der  allgemeinen  Gleichberechtigung  vor  dem 
Gesetz  verstofsen  würde.  Dies  l&fst  sich  behaupten  von  Ehe- 
hindernissen, welche  das  Connubium  zwischen  verschiedenen  Kon- 
fessionen aufheben,  oder  welche  aus  religiösen  Grtlnden  eine 
ganze  Klasse  der  Bevölkerung  zum  ständigen  Cölibat  verurteilen; 
nicht  aber  von  einem  Ebehindemis,  das  sieb  nur  auf  eine  fast 
gegebene  Beziehung  zwischen  zwei  Personen  grtlndet,  mag  diese 
Beziehung  auch  einen  religifisen  Ursprung  haben. 

Gänzlich  ausgeschlosaeo  ist  eine  analoge  Erstreckimg  des 
Art.  3  auf  Eheverbote,  die  Oberhaupt  keinen  religiösen  Charakter 
tragen.  Diese  Feststellung  ist  wichtig,  weil  damit  von  der  herr- 
schenden Lehre  abgewichen  wird.  Die  romanische  Doktrin 
pflegt  mehreren  anderen  Kategorien  von  Ebehindemissen  gleich 
den  religiösen  die  esterritoriale  Anerkennung  zu  versagen. 
Hierhin  gehören  die  Eheverbote  zwischen  verschiedenen 
Kasten  oder  Rassen,  wie  das  in  amerikanischen  Staaten 
bestehende  Eheverbot  zwischen  Weifsen  und  Farbigen  oder  Misch- 
lingen'^). Die  Konferenz  hat  wohl  angenommen,  dafs  derartige 
Fälle  unter  den  Vertragsstaaten  nicht  praktisch  seien.  Es  könnte 
aber  doch  einem  oder  dem  anderen  Vertragsstaate  in  Zukunft 


58)  Vgl.  deiArtige  Oesetse  bewnden  bei  Hurd,  Law  of  freedom  And 
bondage  §  218,  228,  228,  515  und  pasaim.  —  Zatn  Qrandaats  b.:  Fiort,  dir. 
int  pr.  No.  518  und  in  Chmtt  Bd.  14  S.  54;  CaUllani  Bd.  8  No.  437  und 
439;  Deitpagnet  No.  335;  Tribnn&l  de  Pontoise,  Clmut  Bd.  12  S.  296;  dagegeii 
Thomdiie  in  Story  S.  221. 
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einmal  belieben ,  zum  Schutze  wirklieber  oder  vermeintlicher 
nationaler  Interessen  ein  ähnliches  vom  BasBengeist  diktiertes 
Eheverbot  einzuführen. 

In  die  gleiche  Linie  stellt  die  internationale  Theorie  weiter- 
hin gewöhnlich  sogenannte  politische  Eheverbote;  Ehe- 
verbote, durch  welche  die  sociale  Freiheit  eine  Beeinträchtigung 
erleidet").  So  verweigert  man  z.  B.  die  „extraterritoriale"  An- 
erkennung Gesetzen,  welche  fOr  die  dienende  Klasse  der 
Bevölkerung  einen  besonderen  Ehekonsens  erfordern  (vgl. 
das  in  Vorarlberg  geltende  Hofdekret  vom  12.  Mai  1820,  Actes 
1900  S.  13  und  Jettel  a.  a.  0.  S.  37  B.)'");  ebenso  in  der  Regel 
(und  zwar  nicht  nur  in  Republiken)  Vorschriften,  denen  zufolge 
Mitglieder  forstlicher  Familien  der  Eheerlaubnis 
von  Seiten  des  Familienoberhauptes  oder  des  Souveräns  bedürfen : 
Vgl.  Weiss,  Bd.  3  S.  42011.;  Molm,  Bd.  2  Nr.  571;  Busdugan, 
Clunet,  Bd.  27  S.  752  ff. ;  Dieey  S.  640 ;  (Äe  Sussex  Peerage  (1844) 
11  Cl.  u.  F.  S.  85");  dagegen  Fiore  Nr.  577  (und  in  Cimet  Bd.  14 
S.  54),  welcher  hier  aus  „cortesia  intemaziowäe"  eine  Ausnahme 
zulassen  will.  Auch  die  besondere  Eheerlaubnis,  welcher 
Offiziere*')  oder  Beamte  nach  den  Gesetzen  fast  aller Ver- 
tragsstaaten  bedOrfen,  wird  gewöhnlich  im  Auslände  nicht  be- 
rtkcksichtigt  (vgl.  £oIm  Bd.  2  Nr.  571 ;  dagegen  Busdugan  a.  a  0.). 


59)  Vgl.  in  deo  oben  Citieiten  noch  Fiore  No.  577;  Weiss,  Tr.  &. 
8.  6S8ff.  mtd  dr.  int  pr.  Bd.  3  S.  420  nnd  422 ;  BtuA^an  a.  a.  0.;  WharUm 
I  155;  JXeey  l  a.  0. 

60  In  Virginia  ist  nach  Hurd  a.  a.  0.  Dienstboten  die  ESngehnng 
der  Ehe  obne  Koniens  der  Herrachaft  oder  der  Obrigkdt  verboten. 

61)  Nacb  der  Koyal  Harriage  Act  kann  kdn  Naehkoinme  Q^orgfll. 
ohne  Zottimmimg  des  regierenden  SonverfinB  eine  Ehe  schUeben.  Am 
weitMten  ging  daa  apaninche  Gesets  Tom  18.  Jnni  1870,  das  nicht  nur  bä 
Allen  Infanten,  Oranden  nnd  deren  pifisamtiven  Erben  (und  iwai  bia  in  die 
antfamtesten  Grade),  sondern  sogar  bei  allen  „nobUt  türii"  in  gleicher  Wdae 
die  Antoriaation  des  KSnigs  eot  EheechüeTning  verlangte.  S.  Stocgwrt, 
Bevne  Bd.  28  S.  45  nnd  46. 

62)  Nach  dem  neuesten  spanischen  Dekret  Ton  diesem  Jalire  iit 
n.  a.  Sahaltemoffineren,  die  nicht  ün  höheree  Einkommen  nachwttsen,  erst 
nach  dem  30.  Lebenqahre  die  Ehe  gestattet  Diese  und  andere  Beschriinknugen 
der  OffizieiMhen  wurden  vielfach  als  „nnzoliasiger  Eingriff  in  die  penöo- 
Uche  Freibeit"  etc.  beanstandet  Eine  privatintenuttiouale  Beanstandung 
unter  diesem  Gedchtsptmkt  (wie  sie  der  herrschenden  Theorie  entspitlehe) 
ist  nach  der  Konrention  atngeaehloasen. 

ZaltHhTUt  f.  intvn.  Print-  n.  OffaoU.  Ruht.   ZU.  17 


254  Dr.  Fnni  Kahn  in  EWddbag, 

Nach  der  Konvention  können  alle  derartigen  FrohibitiTregeln 
aus  politischen  oder  socialen  GrOnden  nicht  mehr  gerechtfertigt 
werden.  Das  Heimatgesetz  der  Verlobten  hat  in  diesen  Be- 
ziehungen uneingeschränkt  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Man  wird  deshalb  auch  z.  B.  die  Bestimtnangen  des  dänischen 
Rechtes,  dafs  ein  Mann,  der  im  Laufe  der  letzten  5  Jahre 
Ar menuntersttltzung  erhalten  hat,  ohne  Autorisation  der 
dänischen  UnterBtotzungBgemeinde  nicht  heiraten  kann,  im  Ver- 
tragsauslaode  zu  respektieren  haben.  Man  wird  ebenso  auch  — 
entgegen  der  herrschenden  Lehre**)  —  diejenigen  Eheunfähig- 
keiten des  Heimatsrechtes  im  Auslände  anzuerkennen  habrä, 
welche  eich  an  strafgerichtliche  Verurteilungen  knOpfen 
(vgl.  z.  B.  §  61  des  österr.  B.Cr.B.),  wie  man  sieh  auch  somt 
immer  zur  «extraterritorialen"  Wirkung  von  Strafurteilen  stellen 
mag"). 

Dagegen  könnte  man  u.  £.  auch  auf  dem  Boden  der  Kon- 
vention eine  Einschränkung  des  Heimatgesetzes  rechtfertigen, 
wenn  etwa  in  einem  Vertragsstaate  das  Institut  des  bOrger- 
lichen  Todes  bestünde.  In  diesem  Falle  würde  es  sich  um 
eine  allgemeine BechtsunHlhigkeit  handeln,  rficksichtlieb  deren 
die  sonst  geltenden  privatintemationalen  Grundsätze  durch  die 
Eherechtskonvention  nicht  modifiziert  wären.  Die  Frage  dQrfte 
jedoch  fOr  die  Vertragsstaaten  nicht  praktisch  werden,  da,  soweit 
bekannt,  das  Institut  des  bargerlichen  Todes  in  keinem  derselben 
mehr  in  Kraft  ist  (vgl.  Gebhards  Motive  S.  36  ff.). 

8,  Dl«  inneiataatUoben  KollUoiMnoRnen. 
Wie   Art   2   giebt  auch  Art.  3  nur   den  völkerrecht- 
lichen Imperativ,  bezw.  eine  Ausnahme  und  Schranke  desselben. 


63)  Vgl  dam  Bar  Bd.  I  S.  469  ff.;  Nitmtj/er,  Kodifikation  S.  146C 
156ff.;  Fiore  No.  482ff.,  516  and  Ztsehr.  Bd.  6  a  218ff.;  Brodur  Bd.  I 
No.  56;  Lammt  Bd.  6  No.  176  ff.;  Detpagnet  No.  244,  335,  349;  Weiu,  Tt. 
Ü.  S.  618ff.,  634,  846ff.;  nnd  dr.  int  pr.  Bd.  3  S.  315£  and  422;  Otin. 
RcTue  Bd.  15  S.  233ff.;  Story  g§  91,  92,  101;    WharUm  S§  101,  103,  104a; 

Weitlake  §  16;  Dicey,  Rnle  122  nnd  Ztschr.  Bd.  2  S.  144. 

64)  Art  6  des  Entwnris  Amtz-WaBtlake  fOr  das  Inititnt  b«atimmte: 
„Ancnn  Etat  ne  eera  obligä  de  roconnaike  une  incapacitd  on  nn  anp6eh(aunt 
de  manage  d'nn  caractire  p^nal  on  religienz." 
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Der  innerstaiitlicbe  Imperatir,  die  positive  KoIIisJonsnonn, 
kann  aus  ihm  nicht  ohne  weiteres  [abgelesen  werden.  Hier  ist 
erst  noch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  zu  befragen 
und  durch  deren  interne  Auslegung  zu  bestimmen,  ob  und  inwie- 
weit der  betreffende  Vertragsstaat  von  der  freigestellten  Be- 
fiignis  Gebrauch  macht,  bezw.  Gebrauch  gemacht  hat.  Dabei  ist 
(ebenso  wie  in  den  Fallen  des  Art.  2)  als  zweifellos  anzunehmen, 
daTs  ein  ansdr&cklicher  Ausspruch  der  Gesetzgebung  nicht 
erfordert  wird.  In  der  Regel  wird  nur  aus  dem  allgemeinen 
Inhalt,  Sinn  und  Geist  der  einzelnen  Gesetzgebung  erschlossen 
werden  kOnnen,  was  in  dieser  Hinsicht  als  gewollt  zu  gelten  hat 

Wenn  die  lex  hei  selbst  Eheverbote  enthält,  die  ausschliel^ 
lieh  auf  religi&sen  GrOnden  beruhen,  so  wird  sie  fremden  Rechten 
g^enttber  sicherlich  von  den  Befugnissen  des  Art.  3  keinen  Ge- 
brauch machen,  mag  auch  der  Inhalt  der  betreffenden  aus- 
ländischen Verbote  sich  nicht  vollständig  mit  den  inlftadischen 
decken.  (Partielle  Internationalit&t.)  Man  wird  z.  B.  bei  £he- 
schliefsungen  in  Österreich  (wo  nach  inländischem  Recht  die 
Ehe  zwischen  Christen  und  Niehtchristen  verboten  ist)  keinen 
Anstand  nehmen,  ein  ausländisches  Eheverbot  zwischen  Juden  und 
Heiden  (vgl.  Schweden)  anzuerkennen. 

Wenn  umgekehrt  die  lex  loci  religiöse  Ehehindemisse  der 
fraglichen  Art  absolut  perhorresziert,  so  wird  anzunehmen  sein, 
dafb  sie  von  der  permissiven  EingriffebefagniB  des  Art  3  un- 
bedingt Gebrauch  machen  will.  Dies  wird,  nach  den  Fest- 
stellungen der  Kommission,  vor  allem  in  Belgien  und  in  der 
Schweiz  der  Fall  sein,  entsprechend  den  ausdrQcklichen 
Verfassnngsbestimmungen  jener  Staaten.  Es  wird  femer  in 
Frankreich  und  Italien  (und  Rumänien:  vgl.  jedoch 
Susdugan  a,  a.  0.)  zu  gelten  haben,  entsprechend  der  herrschen- 
den romanischen  Doktrin  und  Praxis.  Vgl.  aufser  den  mehrfach 
Citierten  besonders  Laurent  Bd.  4  Nr.  131  ff.  333  und  336,  femer 
z.  B.  Seine  vom  16.  Juli  1886,  Chtnet  Bd.  13  S.  707  und  Livomo 
vom  S.  Mai  1894,  Ounet  Bd.  25  S.  415. 

Eine  dritte  Möglichkeit  ist  die,  dafs  ein  Vertragsstaat  selbst 
rein  religiöse  Eheverbote  nicht  kennt,  ohne  jedoch  sich  gerade 
80  exklusiv  zu  verhalten,  dafs  er  genötigt  wäre,  derartige  Aus- 
landgesetze mit  einem  besonderen  Mafs  zu  messen.  Dieser  im 
internationalen  Interesse  jedenfalls  erstrebenswerten  Auffassung 
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scheint  im  Q^eosatz  zu  den  genannten  romanischen  Staaten 
nach  den  Erklärungen  seines  Delegierten  Deutschland  znzn- 
neigen**). 

Um  Zweifel  nnd  Schwankungen  zu  verboten,  wäre  es  hier 
wie  auch  in  anderen  Fallen  angezeigt,  dare  beim  Inkrafttreten 
der  Konvention  durch  separate  Ausfnhrungsgesetze  Klar- 
heit darüber  geschaffen  wttrde,  wie  sich  das  Recht  der  einzelnen 
Vertragsstaaten  zu  den  Fakultativnormen  der  Konvention 
verhalt. 

4.  DI«  Wirkaunkslt  dar  BMohloasMisn  Bli«. 

Die  Folgen  einer  im  Konflikte  des  Heimatsrecbtes  mit 
lokalen  Prohibitivgesetzen  abgeschlossenen  Ehe  sind,  wie  oben 
erörtert  wurde,  in  Art.  2  auf  verschiedene  Art  bestimmt :  in  den 
drei  erfiten  Fallen  unbedingte  Gültigkeit  der  Ehe;  in  den 
beiden  letzten  Fallen  Gültigkeit  der  Ehe  in  allen  Staate 
mit  Ausnahme  desjenigen  des  Eheschliefsungsortes. 

Die  Mannigfaltigkeit  des  Kompromifswerkes  ist  damit  noch 
nicht  erschöpft     Art.  3  giebt  uns  eine  dritte  Lösung: 

,Les  autres  Etats  ont  le  droit  de  ne  pas  reeon- 
nattre  comme  valable  te  mariage  cöUbrö  dans  ces 
circonfitances". 

Diese  Lösung  entspricht  dem  Vorschlage,  welchen  Deutsch- 
land als  allgemeinen  (auch  fOr  alle  F&lle  des  Art.  2)  gemacht 
hatte.    Vgl.  Actes  1900  S.  43  (la  2)  und  Doeuments  S.  8. 

Eine  positive  —  innerstaatliclie  —  Entscheidiug  ist  hiermit 
Überhaupt  nicht  gegeben.  Es  bleibt  den  einzelnen  Tertrags- 
staaten  freigestellt,  wie  sie  sich  zur  Fr^^  der  Wirksamkeit  solcher 
Ehen  stellen  wollen.  Der  internationale  Kecbtszustand,  welcher 
demzufolge  für  diese  Ehen  gilt,  ist  wenig  befriedigend  und  -wtoög 
klar.  Klar  sind  nur  zwei  Dinge:  einerseits,  dafs  nach  dem 
Rechte  des  EheschliefBungsortes  die  Ehe  unangreifbar 


65)  „NooB  comtaiBMOB  les  Etats  avec  leeqnela  noiu  noo»  propoaons  de 
GontractciT,  a  dit  le  D^ägnä  de  rAlletnagiie,  noiu  sommw  eo  boime  aoäiti. 
Nona  ponTOU  nenn  obliger  &  faiie  reapecter  tona  leo  empSchements  admii 
par  lea  loii  de  noi  aiwciä.  Si  TAUeinagne  ponrait  le  hire,  d'aatrei  EtM 
n'avuent  pai  eette  libertä . . ."    Kom.Bet.  Actai  1900  S.  178. 
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saiB  ond  bleiben  mufs;  anderseits,  daft  vom  Standpunkte  des 
Heimatstaates  das  Gegenteil  rechtens  sein  vird.  Die  in 
Belgien  eingegangene  Ehe  eines  österreichischen  Priesters  wird 
man  in  Österreich  selbst  niemals  gelten  lassen. 

Über  die  Frage  der  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung 
einer  solchen  Ehe  in  dritten  Staaten  «erden  sich  dagegen 
allerlei  Zweifel  erheben;  Zweifel,  die  sich  auch  an  die  formelle 
Auslegung  der  Bestimmung  „les  autres  Etats  ont  le  droit' 
knüpfen  kennen:  Ist  damit  der  Gesetzgebung  jener  Staaten 
die  Entscheidung  zugewiesen,  genOgt  eine  Deklaration  der 
Regierang  oder  was  sonst?  Vgl.  auch  die  Verhandlungen 
zu  Art.  8  der  Erbrechtskoavention  Actes  1900  S.  125 
und  126,  auch  S.  177. 

Die  wahrscheinliche  Lösung  der  materiellen  Recbtstoge 
durfte  dahin  gehen,  dal^  zun&chst  aufser  dem  Heimatstaate 
auch  diejenigen  L&nder  die  Ehe  als  ungDitig  betrachten  werden, 
in  welchen  selbst  analoge  Eheverbote  von  rein  religiösem 
Charakter  bestehen  (vgl.  den  österr.  Antn^  Actes  1900  S.  46). 
Man  wird  hiemach  z.  B.  die  in  Belgien  geschlossene  Ehe  des 
österreichischen  Priesters  auch  in  Spanien,  Portugal  und  Rufs- 
land  nicht  anerkennen.  In  denjenigen  LfLndem  dagegen,  in 
welchen  man ,  wie  in  Frankreich ,  Italien,  Schweiz,  Holland,  die 
Ebescbliefsung  selbst,  gerade  so  wie  in  Belgien,  entgegen  dem 
Heimatsrechte  zugelassen  haben  wQrde,  wird  man  auch  die  ge- 
schlossene Ehe  in  Übereinstimmung  mit  dem  belgischen  Rechte 
als  gültig  behandeln.  In  anderen  Staaten  endlich,  welche,  wie 
Deutsehland  (vgl.  oben),  selbst  von  der  Eingrififobefugnis  des 
Art  3  im  fraglichen  Falle  abgesehen  haben  vfirden ,  wird  man 
wahrscheinlich  wiederum  in  Übereinstimmung  mit  dem  Heimat- 
staate sich  for  die  Ungültigkeit  der  Ehe  entscheiden. 

Wenn  die  Kommission  aber  die  Mifsstände  des  Art.  3 
Abs.  2  sich  mit  dem  Tröste  hinwegsetzen  konnte,  es  handle  sich 
um  „des  mconvinients  plutöt  (hdortques' ,  so  ist  das  hiemach  ein 
etwas  kühner  Schöpferoptimismus. 

Gleichwohl  haben  wir  uns  bei  dem  geschlossenen  Eompromifs 
ZD  bemhigen,  wenn  wirklich  —  wie  der  Kommissionsbericht 
versichert  —  ein  besseres  Resultat  nicht  zu  erreichen  war. 
Einstweilen  aber  mufs  gestattet  sein,   diese  Thatsache  zu  be- 
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zweifeln*").  Die  von  der  Komtnissioii  angegebenen  GrOnde  sind 
gar  zu  dttrftig.  Sie  erkliren  uns  nur  die  auch  von  uns  oben 
festgestellte  unabweisliche  Folge  der  latenten  GresetzeskolüBim: 
dafs  eine  derartige  Ehe  von  der  lex  loci  als  gültig,  von  den 
Heimatstaate  als  ungOltig  behandelt  werden  mu(^.  Keinerlei 
Erklärung  findet  sieh  aber  f&r  die  Freiheit,  welche  die  Eoih 
vention  den  dritten  unbeteiligten  Staaten  l&rst  Ib 
Art  2  Abs.  3  hat  man  doch  diesen  dritten  Staaten  eine  be- 
stimmte und  einheitliche  Kollisionsnorm  auferlegt 
Man  hat  von  ihnen,  die  ja  selbst  weder  eine  nationale,  noch  eine 
lokale  Beziehung  zur  Ehe  haben,  verlangt,  dafs  sie  sich  der* 
jenigen  Beurteilung  anBchliefBen,  nach  welcher  die  einmal  ge- 
schlossene Ehe  gflltig  ist.  Wenn  dies  in  jenem  Falle  erreicht 
werden  konnte,  dann  ist  kein  vernünftiger  Grund  ersichtlich, 
welcher  der  Anerkennung  der  n&mlichen  Regel  hier  entgegen- 
gestanden b&tte.  Vom  internationalen  Standpunkt  betrachtet,  üt 
die  möglichst  allgemeine  Anerkennung  der  Kbe  hier  (im  Falle 
des  Art.  3)  noch  dringender  geboten  als  dort  (im  Falle  des  Art  2 
Abs.  3).  Denn  dort  konnte  thatB&chlich  die  Vornahme  der  von 
der  lex  loci  verbotenen  Eheschliefsung  nur  durch  eine  fraus  legit 
(Verheimlichung  der  Priesterqualitftt  etc.)  erreicht  worden  sein; 
hier  aber  ist  die  Eheschliefsung  ordnungBgemftfB  in  voller  Öffent- 
lichkeit und  entsprechend  dem  durch  die  Konferenz  garantierten 
Ortsreehte  vorgenommen  worden. 

6.  Xtrwelt«rung  dar  ProhtUtlvuiknäpfiijig  P 
Es  bleibt  schliesslich  zu  erw&gen,  ob  im  Falle  des  Art  3 
die  unbedingte  Einschränkung  der  Prohibitivanknfipfung  auf  den 
EheschliefsungBOrt  zu  rechtfertigen  ist 

Verstöfst  es  in  einem  Lande  gegen  die  verfassungsmäfsigen 
Freiheiten,  wenn  man  eine  Eheschliefsung  von  Ausländem,  ent- 
sprechend deren  Heimatsrecht,  wegen  Religionsverschiedenheit 
etc.  verhindern  wollte:  so  mufs  es  diesem  inländischen  or^e 
puhUc  noch  mehr  widerstreiten ,  wenn  man  eine  (sei  es  anch 
anderswo)   geschlossene    Ehe  aus   einem  solchen    Grunde  fQr 

66)  So  auch  Laimii  in  Cltuut  Bd.  28  S.  23,  welcher  kkutiMk  so  d« 
etwu  Hlbctgemiigeu  Venichenuig  im  Koin.Ber.  bemerkt:  „Je  ne  poU,  quot 
k  moi,  m'empflcher  de  croire,  que  oette  „laborieuH  truuKction"  aorut  pa  lln 
mdlleore." 
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nichtig  erklären  und  deshalb  die  Trennung  der  im  Inland 
beetohenden  Ehe  erzwingen  sollte.  Ein  nnabveiBbares  argtir 
mentum  a  majori  spricht  dafür,  dars  man  einem  Staat«,  «elcher 
die  Ehe-hindernde  Kraft  derartiger  Verbote  nicht  anerkennen 
kann,  auch  nicht  zumuten  darf,  deren  Ehe-zeretOrende  Wirkung 
durchzusetzen.  Uan  sollte  diesem  Staate  daher  auch  das  Becht 
belassen ,  die  aus  derartigen  Gründen  erhobene ,  nach  dem 
Heimatsrechte  der  Ehegatten  zulässige  Ehenichtigkeits- 
klage vor  seinen  Gerichten  abzuweiseu,  einerlei  vo  die  Ehe 
geschlossen  vurde*^). 

Wollte  man  etwa  geltend  machen,  dafs  aus  dem  gleichen 
Gedanken  eine  Erweiterung  des  Art.  2  Abs.  3  zu  verlangen 
und  den  katholischen  Staaten  z.  B.  das  Recht  gewährt  werden 
müsse,  die  irgendwo  geschlossene  Ehe  eines  fremden  katholischen 
Priesters  für  nichtig  zu  erklären,  so  würde  diese  Analogie  schon 
daran  sefaeitem,  dafs  es  Zweck  und  Absicht  der  Konvention  ist, 
nach  Möglichkeit  die  internationale  Anerkennung  und  Aufreebt- 
erhaltung  geschlossener  Eben  zu  fOrdem,  nicht  aber  deren  ün- 
gfiltikeitserklärung. 

D.    Naohwete  der  BhevorauBaetzungen  {Art.  4). 

Eine  Art  Appendix  zu  den  materiellen  Ebekollisionsnormen 
der  Konvention  bildet  die  wenig  interessante  Bestimmung  des 
Art.  4.  Wir  haben  es  hier  weder  mit  der  völkerrechtlichen 
Festlegung  von  Kollisionsnormen,  noch  von  Eherechts-Sachnormen 
zo  thon.  In  Frage  steht  lediglieh  die  Art  und  Weise,  wie  bei 
Eheschliefsungen  von  Fremden  das  zur  Anwendung  kommende 
Anslandsrecht  in  Qewifsheit  zu  setzen  ist  —  also  eigentlich  eine 
Materie,  die  wohl  richtiger  im  Anseblufs  an  die  vorbereitete 
besondere  Konvention  über  internationale  Recbts- 
bescbeinigungen  (vgl.  Actes  1900  S.  205  ff.,  S.  190  ff.) 
behandelt  wQrde;  auch  dann,  wenn  es  etwa  angezeigt  er- 
schiene,  für  den  Fall  der  Eheschliel^ng  etwas  Besonderes  in 
dieser  Hinsicht  zu  bestimmen.  In  Wahrheit  ist  das  Besondere, 
das  durch  Art.  4  gegeben  wird,   recht  wenig:   Die  Ausländer 


«7)  Vgl.  1.  B.  Lamrent  Bd.  4  No.  333;  Fiort,  dir.  int.  pr.  No.  W6,  678, 
and  in  ClmtA  Bd.  \A  S.  64.  Aber  mcli  Bar  Bd.  I  S.  418  nnd  BoU»  Bd.  2 
He.  576. 


Bollen  bei  der  Eheschliersimg  darthuo,  dal^  die  nach  ihrem 
Heimategesetze*')  erforderlichen  EheTorauBsetzungeD  erfüllt  sind. 
Sie  eollen  dies  darthuu  entweder  durch  ein  Zeugnis  der 
diplomatischen  Agenten  ihres  Heimatlandes")  oder  dureh 
irgend  ein  anderes  Beweismittel,  falls  es  von  den  ister- 
oationalen  Verträgen^**)  oder  von  den  BebArden  des  Ehe- 
schliefsungBortes  als  genügend  anerkannt  wird. 

Als  Oberstaatlicher  Imperativ  bedeutet  das  ungefähr  soviel 
wie  das  bekannte  Messer  ohne  Heft,  dem  die  Klinge  fehlt.  Man 
könnte  höchstens  etwa  daraus  entnehmen,  daj^  der  Staat  dea 
Ebeschliefsungsortes  dazu  verpflichtet  sein  soll,  eine  derartige 
diplomatische  Kechtsbescheinigung  unter  allen  Umständen  als 
ausreichend  gelten  zu  lassen.  Nach  den  ausdrückliehen  Fest- 
stellungen der  ersten  Eonferenzverhandlung  will  man  das  jedoch 
nicht  sagen ^').  Bliebe  allenfalls  die  Auslegung,  dal%  die 
anderen  Staaten  zur  Erteilung  solcher  diplomatischen  Reehts- 
bescbeinigungen  dem  Staate  des  EheschliefsungsorteB  gegenQber 
verpflichtet  sein  sollen:  Nein,  audi  das  soll  nicht  bestimmt 
werden^').  Kurz,  Art.  4  enthält  keinerlei  Oberstaat- 
licbenlmperativ,  keine  Bindung  irgend  welcher  Art,  keinerlei 


68)  „D'aprte  loun  loia  nationKlee"  biels  w  nach  d«n  BoKUaeaeu  der 
bmden  ersten  EonfetenHn.  Hit  Bflckmcht  uif  die  Verwöioiigikluud  hat 
jedoch  die  dritte  Konferens  den  Aiudnick:  „d'apröa  la  loi  indiqn£e  par 
r«Tticle  1«^  «n  die  Stelle  geaetit  Ana  dem  nimüchen  Qnnde  hXttemaii 
fibrigene  anoh  den  iwdten  Abi.  entapreehend  nrogeotaltoi  mBnen ;  Der  H«üiiato- 
■taat  („le  paj'a  da*  eoutiactanti'')  iat  ja  gar  nicht  in  der  Läge,  eine  Be- 
■chednigODg  ttber  das  in  dnein  dritten  Staate,  «nf  welohea  löne  KolliiioB»- 
norm  etwa  verweiBt,  geltende  Eherecht  abengeben. 

69)  Vgl.  Art.  lOS  des  codiet  ävile:  ,Lo  etraniero  che  voglia  contivie 
matiimonio  nel  n^o,  dere  preoentare  allVtEiiale  dello  at^to  dvUe  um 
dichiaiKmone  dell'  aiitorit&  oompetente  del  paeee  a  eul  appartiene,  dail* 
qnale  conati,  qae  ginata  le  leggi,  da  coi  dipende,  nolla  osta  al  diviMto 


70)  Gemcnnt  sind  besondere  iwischen  den  Vertngwtaaten  etwa  noch  n 
trefiteide  Abkommoi.    Vgl.  Actes  1893  8.  52. 

71}  „Un  £ch«nge  de  vues  a  lieu  encore  entre  plnsietus  dea  däUgn^: 
il  en  reenlte  qne  tea  certificate  ne  doivent  poa  Stre  conwd^rfa  conune  n^ 
ceasalrea  et  qne  lea  antorit^  du  lien  de  la  cäl^bration  du  mariage  ne  «ont 
pftB  obligäs  de  les  considärer  comme  enffieBauts."  Act«  1893 
42,  Tgl.  anch  S.  52. 

72)  Acte«  1900  S.  222,  223. 
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internationale  Becbtsnorm.  Er  giebt  weiter  nichts  als  eine 
wohlwollende  Empfehlung")  der  Konferenz  an  den  Staat 
des  EhesehliefSungBorteB,  er  mOge  in  der  Regel  diplomatische 
Rechtabescheinignngea  bei  Ebeschliersungen  von  Ausländern  ver- 
langen and  sieh  damit  begnügen.  Es  ist  wenig  zweckmAl^ig, 
derartige  RatsqUäge,  mOgen  sie  noch  so  gut  gemeint  sein,  in 
den  Text  einer  internationalen  Konvention  aufzunehmen  ''*). 


79)  Vgl  Mudrttcklieh  dm  Kom.Ber.  189S  S.  48:  „L'BOtorit^  locale  ne 
ftn  oeU  qne  qnimd  eile  le  ▼oodra  bien;  nons  disona  BflalameBt  qne 
ton  iDtArAt  bien  entendn  Ini  conBeille  de  Ifl  Tonloir." 

74)  TgL  die  EiUSiuiigen  Jfejb"«  nnd  von  Sedettdorffa  Acte«  1803  8. 42. 


Ausländer  und  der  Schutz  gegen  unlautem  Wettbewerb. 

Von  BeohtHumlt  Or.  F«1A  in  Hüu. 

Weder  in  der  Theorie  noch  in  der  Praxis  des  ReichsgeseUes 
Qber  den  unlautem  Wettbewerb  vom  27.  Mai  1896  besteht  ein 
Zweifel  darüber,  daßi  vor  dem  Inkrafttreten  dee  Pariser  Unions- 
Vertrages  Qber  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  vom 
20.  M&rz  1883  und  der  Brüsseler  Zusatzakte  vom  14.  Dezember 
1900  den  Ausländem ,  welche  innerhalb  des  Reichsgebiets  eine 
Hauptniederlassung  nicht  besitzen,  der  Schutz  nach  Maf^be 
des  genannten  Gesetzes  nicht  zusteht.  Die  Versuche,  welche  in 
der  Litteratur  gemacht  wurden  ,  §  16  des  Gesetzes  dahin  auszu- 
legen ,  dafs  der  Schutz  den  eine  Hauptniederlassung  nicht  be- 
sitzenden Personen  auch  ohne  die  darin  vorgesehene  Bekannt- 
machung zustehe,  sei  es  auf  Grund  eines  Übereinkommens  be- 
treffend den  gegenseitigen  Warenschutz,  sei  es  auf  Gnmd  eines 
Handelsvertrags,  haben  mit  Recht  den  Beifall  der  Recht- 
sprechung nicht  gefunden,  und  auch  das  Reichsgericht  hat  sieh 
im  Sinne  der  strengen  Interpretation  ausgesprochen*). 

Durch  den  Beitritt  des  Reichs  zu  der  Union  zu  dem 
Schutze  gewerblichen  Eigentums  und  den  soeben  genannten 
beiden  Verträgen  wird  nun  dieser  bisher  bestehende  Rechts- 
zustand In  bedeutaamer  Weise  ge&ndert  In  Gemfifsheit  der  Be- 
stimmung der  Brasseler  Zusatzakte  —  der  Pariser  Vertrag  ent- 
hielt eine  derartige  Vorschrift  noch  nicht  —  steht  den  Angehörigen 
der  Vertragsstaaten  in  jedem  derselben  der  Schutz  gegen  un- 

1)  B.G.  vom  13.  November  1900,  Jnriaüache  Wochenaefarift  1900  S.  641. 
BiTkettbiM,  Unlmterer  Wettbewerb,  Hannorei  1902,  S.  168,  169.  Fuld, 
Oewerbl.  Reehtnohotz  I  S.  239,  IV  S.  160—162.  Meili,  DnlMiterar  Wett- 
bewerb, J«)i^.  I  S.  239. 
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lantero  Wettbewerb  nach  Hafsgabe  der  daselbst  geltenden 
Gresetzgebong  zu.  Es  sind  also  insoweit  die  Angehörigen  der 
VertragBBtaat«n ,  gleichviel  ob  sie  in  ihrem  Heimatsstaate  oder 
in  einem  anderen  Staate  ihren  Wohnsitz,  bezw.  ihre  gewerbliche 
Niederlassung  haben,  den  Angehörigen  des  Staates  gleichgestellt, 
fttr  dessen  Gebiet  der  Schutz  beansprucht  wird.  Nach  dem 
Reichsgeaetze  vom  27.  Mai  1896  ist  aber  der  Schutz,  welchen 
dieses  gewfthrt,  nicht  sowohl  an  das  Indigenat,  sondern  an  die 
Thatsache  geknüpft,  dafb  der  den  Schutz  Begehrende  innerhalb 
des  Reichsgebietes  seine  Hauptniederlassung  besitzt,  vgl.  §  16 
des  Cresetzes  —  der  Schutz  ist  also  nicht  von  einer  persönlichen 
KlgenBchaft,  sondern  vielmehr  von  einem  sachlichen  Moment  ab- 
hAngig.  Die  Gleichstellung  der  Angehörigen  der  Vertragsstaaten 
mit  den  Angehörigen  des  eigenen  Staates  bedeutet  —  fttr  das 
dentsche  Reichsgebiet  —  eine  Gleichstellung  mit  denjenigen 
Personen,  welche  im  Inlande  eine  Hauptniederlassung  nach  §  16 
besitzen;  dieselben  können  sich  also  auf  das  Gesetz  nach  dem 
Inkrafttreten  der  oben  genannten  Verträge  ohne  weiteres  be- 
rufen und  es  bedarf  nicht  mehr  der  Untersachung  der  Frage, 
ob  und  wo  sie  eine  Hauptniederlassung  besitzen  oder  nicht.  Die 
Gleichstellung  mit  denjenigen  Personen,  welchen  der  Schutz  zu- 
steht, ist  eine  vollständige;  die  Angehörigen  der  Unionsstaaten 
können  alle  Schutzbestimmungen  des  Gesetzes  zu  ihren  Gunsten 
anrufen,  auch  solche,  welche  ihnen  einen  Schutz  gewähren,  der 
ihnen  nach  der  Gesetzgebung  ihrer  Heimatsstaaten  —  Lex 
origntis  oder  Lex  patriae  —  nicht  zusteht;  denn  für  den  Umfang 
und  Inhalt  des  Schutzes  ist  auch  gegenttber  dem  unlautem 
Wettbewerb  nur  das  Recht  des  Staates  maßgebend,  in  dessen 
Gebiet  der  Schutz  beth&tigt  werden  soll,  das  Personalstatut 
kommt  dabei  mit  nichten  in  Betracht.  Ans  der  ansschlierslichen 
Mafsgeblichkeit  des  inländischfm  Rechts,  also  des  Specialgesetzea 
vom  27.  Mai  1896  und  der  dasselbe  ergänzenden  Vorschriften 
der  §§  823,  826  des  B.  G.  B.  ergiebt  sich,  dafs  der  Angehörige 
eines  Unionsstaates  auf  den  Schutz  dieser  Vorschriften  nur  nach 
Mafsgabe  der  darin  aufgestellten  Voraussetzungen  Anspruch  hat 
und  dafs  ihm  der  Schutz  zu  versagen  ist,  wenn  letztere  nicht 
erfollt  werden.  Denn  selbstverständlich  kann  durch  einen 
internationalen  Vertrag,  welcher  die  grundsätzliche  Gleichstellung 
der  Ausländer  mit  den  eigenen  Staatsangehörigen  für  das  eine 
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oder  andere  Gebiet  des  Rechtslebens  zum  Inhalte  bat,  die  in 
l&ndisehe  Gesetzgebung  nicht  beseitigt  werden;  der  Ausl&nder 
soll  allerdin^  dem  Inländer  durch  ein  derartiges  Abkonuuen 
gleichgestellt,  aber  er  soll  nicht  besser  gestellt  werden  wie  er. 
Demgemäfs  ist  die  Aktivlegitiniation  des  Angehörigen  eines 
Unionsstaates  nach  §  1  des  Gesetzes  zu  beurteilen,  d.  h.  es 
steht  das  Vorgeben  nur  demjenigen  Gewerbetreibenden  zu,  der 
Waren  gleicher  oder  verwandter  Art  herstellt  oder  in  den  ge- 
schäftlichen Verkehr  bringt  Ob  dieser  geschäftliche  Verkehr 
der  inländische  oder  ausländische  ist,  erscheint  for  die  An- 
wendung des  Gesetzes  um  so  gleichgültiger,  als  durch  den 
Pariser  Unionsvertrag,  wie  auch  durch  den  Brüsseler  Znsatz- 
vertrag eine  Gemeinschaft  der  Signatarstaaten  hergestellt  wird, 
welche  man  nicht  nur  als  eine  Rechtsgemeinschaft,  sondern  aodi 
als  Wirtschaftsgemeinschaft  bezeichnen  kann.  Es  ist  nun  die 
Frage,  ob  der  inländische  Richter  die  Qualifikation  des  Ange- 
gehörigen eines  TJnionsstaates  als  Gewerbetreibenden  nach  Mal^ 
gäbe  des  inländischen  Rechte  oder  mit  Rücksicht  auf  das 
Personalstatut  desselben  zu  entscheiden  hat?  Sehr  grol^ 
praktische  Bedeutung  hat  dieselbe  allerdings  nicht,  weil  der 
Begriff  .Gewerbetreibende"  im  §  1  des  Gesetzes  von  1896  in 
weitester  Ausdehnung  aufgefal^t  wird,  sodann  aber  anch  um 
deswillen,  weil  insoweit  zwischen  den  Gesetzgebungen  der 
Unionsstaaten  ein  nennenswerter  Unterschied  schwerlich  bestehen 
dürfte.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Frage  einer  zwei- 
fachen Beantwortung  fähig  ist.  Der  Verfasser  ist  der  Meinung, 
dafs  nicht  das  inländische  Recht,  sondern  das  Personalstatnt  in 
diesem  Falle  die  Rechtsnorm  enthält.  Der  Gesetzgeber  will  die 
Berufung  auf  die  Schutzbestimmungen  des  Sondergesetzes  nicht 
Jedem  einräumen,  sondern  nur  dem  Gewerbetreibenden,  aller- 
dings dem  Gewerbetreibenden  im  weitesten  Sinne ;  ein  Ausländer, 
im  Auslande  ansässig,  der  nach  dem  Rechte  seines  Personalstatuts 
nicht  als  Gewerbetreibender  gilt ,  kann  aber  auch  fär  das 
Geltungsgebiet  des  Specialgesetzes  von  1896  nicht  als  Gewerbe- 
treibender angesehen  werden. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  welchen  nichtphysischen  Personen 
das  Recht  zusteht,  von  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  Grebraach 
zu  machen?  Kach  §  1  sind  nicht  alle  Verbände  hierzu  befugt, 
sondern  nur  Verbände  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen. 
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soveit  die  Verbftade  als  solche  in  bai^rlieheo  Rechtestreitig- 
keiten  klagen  kOnDen.  NiehtrechtsAhige  Vereine,  velche  dem 
dentaehen  Recht  unterstehen,  können  zwar  wie  rechtefthige 
Vereine  verklagt  werden,  aber  es  fehlt  ihnen  nach  der  herrschen- 
den Meinung  die  Befi^nis,  selbst  als  solche  eine  Klage  zu  er- 
heben. Ob  auslfiudifiche  Vereine  bezw.  Verbände  die  Be- 
fugnis haben ,  als  solche  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
Klage  zu  erheben ,  beurteilt  sich  nach  ihrem  Personalstatut, 
d.  h.  dem  Rechte  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Sitz  haben'); 
hiember  sind  Theorie  nnd  Praxis  einig  und  es  hat  daher  der 
inländische  Richter,  falls  ein  ausländischer  Verband,  der  in 
einem  Unionsstaate  seinen  Sitz  hat,  eine  auf  das  Wettbewerbs- 
gesetz  gestutzte  Klage  erhebt  oder  einen  Antrag  auf  Erlafs 
einer  vorläufigen  Verfügung  stellt,  zunächst  zu  prOfen,  ob  er 
nach  dem  Gesetze  seines  Beimatsstaates  auch  die  aktive  Partoi- 
fthigkeit  besitzt.  Allein  das  bejahende  Ergebnis  dieser  Prüfung 
genügt  noch  nicht,  um  dem  ausländischen  Verband  ein  Vorgehen 
ohne  weiteres  zu  gestatten,  vielmehr  mufs  noch  geprOft  werden, 
ob  nicht  auch  Artikel  10  des  E.  G.  zum  B.  6.  B.  hierbei  in 
Betracht  zu  ziehen  ist?  Nach  dieser  Vorschrift  gilt  ein  Verein, 
der  einem  fremden  Staate  angehört  und  nach  dessen  Gesetzen 
rechtsfähig  ist,  wenn  er  die  Rechtsfthigkeit  in  Deutschland  nur 
nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  in  §  21  und  22  des  B.  G.  B. 
erlangen  konnte,  als  rechtsfähig,  sofem  seine  Rechtsfthigfaeit 
durch  Beschluiä  des  Bundesrates  anerkannt  ist;  auf  nichtaner- 
kannte ausländische  Vereine  der  bezeichneten  Art  finden  die 
Vorschriften  aber  die  Gesellschaft,  sowie  §  54  Satz  2  des  B.  G.  B. 
Anwendung.  Es  handelt  sich  hierbei  um  ausländische  Vereine 
mit  sogenanntem  idealem  Charakter,  um  diesen  allerdings  viel- 
fach zu  Unrecht  angewendeten  Ausdruck  zu  gebrauchen.  Der 
ausländische  Verein  mit  idealem  Charakter  murs,  um  im  Inland 
als  rechtsfähig  anerkannt  werden  zu  können,  wie  Niemeffer')  be- 
merkt, zwei  Voraussetzungen  entsprechen,  nämlich  einmal  mufs  der 
Verein  nach  den  Gesetzen  des  Steates,  dem  er  angehört,  rechtsßlhig 
sein ;  sodann  aber  mnfb  seine  Rechtsfähigkeit  durch  Beschlufs  des 

2)  EntKh.  d.  R.G.  Bd.  6  S.  134  o.  ff.,  Planet,   KommeDtar  zn  dem 
B.6.B.,  Bd.  TI,  Einf.Oee.  8.  S8  Anm.  1. 

3)  Niemeyer,    Du    loternation&le    Friratreeht    im    Eotwarfe   eine« 
B.G.B.  S.  36. 
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Bundesrats  anerkannt  sein.  Die  Rechtsfähigkeit  wird  also  zwar 
grundsätzlich  dem  Recht  des  Staates  unterstellt,  dem  aus- 
ländische Vereine  angehören,  es  murs  aber  die  Anerkennung 
dieser  Rechtsfthigkeit  durch  den  Bundesrat  hinzukommeD. 
Beide  Vorauseetzangen  stehen  zu  einander  in  kumulativem  Ver- 
hältnis; die  eine  ist  ohne  die  andere  ohne  Wirkung.  WQrde 
diese  Vorschrift  des  E.  G.  auch  bei  der  Anwendung  der  mefar- 
genannten  internationalen  Verträge  als  mafsgeblicfa  zu  erachten 
sein,  80  könnten  ausländische  Verbände  zur  Förderung  gewerb- 
licher Interessen  nur  höchst  selten  in  die  Lage  kommen,  die 
Recht«  des  Gesetzes  von  1896  ausüben  zu  können ,  weil  natur- 
gemärs  der  in  Artikel  10  vorgesehene  Beschlofs  des  Bundesrats 
nicht  leicht  zu  erlangen  sein  wird.  Es  bedarf  aber  gar  nicht 
dieses  Beschlusses  des  Bundesrats,  um  Vereinen  zur  Förderung 
gewerblicher  Interessen,  die  nach  ihrem  Personalstatut  befugt 
sind,  klagend  aufzutreten,  die  Möglichkeit  zu  geben,  dies  auch 
in  Deutschland  nach  Mafsgabe  des  genannten  Gesetzes  zu  thun. 
Artikel  10  des  E.  G.  kommt  hierbei  Oberhaupt  nicht  in  An- 
wendung. Die  Parteifähigkeit  beurteilt  sich  in  Gemärsheit  des 
§  50  C.  P.  0.  nach  der  Rechtsßlhigkeit;  Vereine,  welche  nach 
dem  maßgeblichen  ausländischen  Recht  als  parteifähig  anzosehen 
sind,  mflsseu  als  solche  auch  bei  der  Anwendung  des  Wett- 
bewerbsgesetzes betrachtet  werden ;  denn  die  Gleichstellung,  die 
in  dem  Pariser  und  Brtlsseler  Vertrag  mit  den  inländischen 
Vereinen  gleichen  Charakters  enthalten  ist,  würde  verletzt,  wenn 
das  Klagerecht  der  ausländischen  Verbände  von  einem  Erforder- 
nis abhängig  gemacht  wtlrde,  das  gegenüber  den  inländischen 
Verbänden  nicht  aufgestellt  worden  ist.  Bei  den  inländischen 
Verbänden  verlangt  aber  das  Gesetz  nur,  dal^  sie  zur  Förderung 
gewerblicher  Interessen  dienen,  und  weiter,  dafs  sie  als  solche 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  klagend  auftreten  können. 
Die  Fähigkeit ,  klagend  auftreten  zu  können ,  beurteilt  sich  bei 
ausländischen  Verbänden  nach  dem  Inhalte  ihres  Personalstatnts. 
Daher  kann  ihnen  das  Klagerecht  auf  Grund  des  Wettbewerbe- 
gesetzes nicht  versagt  werden,  falls  feststeht,  dafs  ihnen  das- 
selbe nach  ihrem  Heimatsrecht  zusteht.  Zu  diesem  Resnitat 
gelangt  man  lediglich  durch  Beracksichtigung  des  Inhalts  der 
beiden  Verträge  und  des  Wesens  der  dadurch  eingeräumten 
Gleichstellung  mit  den  Inländern,  und  es  bedarf  daher  nicht  der 
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Herrorhebaog  der  Thatsache,  d&fs  Artikel  10  nicht  den  Charakter 
einer  allgemeioen  Recbtsvorscbrift,  sondern  vielmehr  den  einer 
singularen  Bestimmung  hat. 

Es  könnte  nun  in  Frage  kommen,  ob  die  Bestimmungen  des 
Pariser  Vertrags  und  der  BrOsseler  Zusatzakte  sich  Oberhaupt 
auf  andere  als  physische  Personen  beziehen  ?  Die  Vertage 
sprechen  von  Borgern  und  Unterthanen  der  vertragschliefsenden 
Staaten  —  sujeta  et  citoyens  — ,  wahrend  in  anderen  Staatsver- 
trAgen,  welche  sieb  auf  die  Einräumung  gewisser  Rechte  fQr  die 
Angehörigen  der  vertragschliel^enden  Staaten  beziehen,  diese 
Ausdrucke  vermieden  werden  und  an  ihrer  Stelle  der  Ausdruck 
«Angehöriger"  —  ressortissant  —  gebraucht  wird.  Es  ist  ohne 
weiteres  klar,  dafs  unter  dem  letzteren  Begriff  ebensowohl  die 
physische  als  anch  die  niehtphysische  Person,  also  die  Körper- 
schaft verstanden  werden  muÄ,  und  hierOber  besteht  auch  in 
der  praktischen  RechtsObung,  soweit  zu  ersehen,  beute  ein 
eigenUicher  Streit  nicht  mehr.  Allgemein  wird  beispielsweise 
zugegeben,  dafs  das  in  StaatsvertrOgen  fQr  [die  beiderseitigen 
AogebOrigen  enthaltene  Zugeständnis  der  Befreiung  von  der 
Verpflichtung  zur  Leistung  der  dem  staatsfremden  Kläger  etwa 
obliegenden  Sicherheit,  den  Aktiengesellschaften  und  sonstigen 
Handelsgesellschaften  mit  Rechtspersönlichkeit,  sowie  allen 
sonstigen  juristischen  Personen  nicht  minder  zusteht  wie  den 
Einzelpersonen.  Wenn  nun  auch  die  AusdrOcke  gUnterthan" 
(jti^,  „Borger"  {eitoym)  zunächst  nur  von  Individuen  gehraucht 
werden,  so  unterliegt  es  doch  nicht  dem  geringsten  Zweifel,  dafs 
in  den  beiden  in  Bede  stehenden  internationalen  Verträgen 
juristiBche  Personen  darunter  ebensowohl  verstanden  werden, 
wie  Individuen.  Welchen  Wert  hätte  denn  die  ganze  Union, 
wenn  den  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung,  den  Genossenschaften,  Gewerkschaften  u.  s.  w.  die 
Schutzrechte  in  Ansehung  ihrer  Firma,  ihrer  Patent«,  ihrer 
Warenzeichen  und  Gebrauchsmuster  nicht  gewährt  wären? 
Steht  aber  fest,  dal^  in  den  Verträgen  ein  Unterschied  zwischen 
physischen  und  juristischen  Personen  nicht  gemacht  wird,  so 
mars  auch  der  mit  Rechtspersönlichkeit  ausgestattete  Personen- 
verein, der  einen  Erwerbszweck  nicht  verfolgt,  zu  den  Unter- 
thanen und  Borgern  gerechnet  werden.  Man  kommt  daher  in 
Ansehung  der  ausländischen  Verbände   zur  Förderung  gewerb- 


Das  internationale  Privatrecht  im  Entwurf  das 
schweizerischen  Civilgesetzbuchs '). 

Von  Profewor  Dr.  f^aesrnr  BarABettl,  Freibatg  (Schveiz). 

In  den  von  dem  Redaktor  des  schweizerisdieD  Gesetzbuchs- 
entwurfs,  Herrn  UniverBit&tsprofeBBOr  Dr.  Eugm  Svher,  auf 
Grund  des  ihm  vom  EidgenOBsiscben  Justiz-  und  Folizeideparte- 
tnent  im  Dezember  1901  erteilten  Auftrags  im  Juli  1901  ver- 
öffentlichten Erlftuteruttgen  (zum  Vorentwurf  des  Eid- 
genössischen Justiz-  und  Folizeidepartements),  und  zwar  im 
ersten  Heft ,  das  in  drei  Teile :  Einleitung ,  Personen-  und 
Familienrecht  zerfällt,  verbreitet  sich  derselbe  in  der  Ein- 
leitung —  S.  32  u.  ff.  —  über  die  Behandlung  des  inter- 
nationalen Rechts  im  Civilgeaetzbuchsentwurf.  Er  legt  dar, 
dafs  hierbei  zwei  Wege  möglich  sind:  entweder  Ver- 
weisung der  gesamten  internationalen  Materie  in 
einNebengesetz  oderdoch  in  ein  besonderes  Kapitel, 
oder  Verbindung  derselben  im  Gesetzbuch  mit  den 
einzelnen  Kapiteln,  wobei  er  berrorhebt,  dafs  er  sieh 
BchliefBlich  dazu  entschlossen  habe,  den  letzteren  Weg  ein- 
zuschlagen, und  daher  in  den  einzelnen  Instituten  des  Personen-, 
Familien-  und  Erbrechts  jeweils  an  passender  Stelle  gleich  noch 


1)  All  Toili^eDde  Arbeit  fäat  schon  feiliggesteUt  wkr,  eradiiai  in  da 
ZdbMbrift  f.  inteiiiBt  Privat-  n.  Stea&ecbt  etne  Abhuidlnng  von  FiofaBwr 
Dr.  W.  Mofaum  in  Bern  „Das  intematioiula  Privatrecbt  dai  Bohv«ixe- 
tiscben  Entwurfs  eiues  Civilgesetzbachs"  —  Bd.  XI  (1901),  1.  n.  2  HeA, 
S.  87  ff.  —  Dies  Tenntafrte  den  Verfasser  vorliegender  Arbeit,  solche  unter 
Bentttzong  der  Abbandlnng  von  StarcMtn  einer  Umarbmtmig  m  nnter- 
dehen  —  und  in  dieser  [Imarbeitimg ,  die  sich  als  dne  Nenbetrbcdtnng  der 
Materie  daratellt,  reiOfl^ntlicht  er  sie  nonmehr  in  der  genanntan  ZeitKhrift, 
■ich  vielfach  den  Aiufühinngen  Marauena  wuchlieraend. 
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die  VorBchiiften  fDr  die  interoationale  BeehtsanweDdung 
beigefflgt  habe  —  dai^  er  aber,  von  der  weiteren  Erw&gung 
ausgebend ,  dal^  damit  unmöglich  die  Frage  der  1  n  t  e  r  - 
nationalen  Reebtsanwendnog  fiberhaupt  grunds&tzlicb 
und  allgemein  geregelt  werden  konnte,  dazu  gelangt  sei,  auch 
noch  einige  allgemeine  Vorechriften  anfzustellen,  die  überall 
da  zur  Anwendung  zu  kommen  hätten ,  wo  bei  einzelnen 
Instituten  nichts  beeonderea  bestimmt  wurde.  Und  der 
Bedaktor  gelangte  schlierslich  dazu,  diese  allgemeinen  Vor- 
schriften, da  sie  nicht  einfach  den  einzelnen  Abschnitten  des 
materiellen  Rechts  angefügt  werden  können,  in  den  SchluTs- 
titel  des  Entwurfs  zu  verweisen.  Vgl.  S.  250—259  des  nun- 
mehr vorliegenden  Vorentwarfs  in  neuer  Redaktion  (1.  Ab- 
schnitt des  Schlul^titels  „Anwendung  fremden  und  ein- 
heimischen Rechts"). 

Warum  der  Redaktor  die  allgemeinen  Vorschriften  des 
internationalen  Rechts  in  den  Schlufstitel  verwiesen  hat, 
und  nicht,  wie  er  es  zuerst  versucht  hatte,  in  die  Einleitung 
des  Gesetzbuchs,  erklärt  er  S.  33  der  Erläuterungen  damit,  dafs 
sieh  durch  die  Verweisung  dieser  Materien  in  die  Einleitung 
eine  gewisse  Disharmonie  in  dem  Inhalt  der  Einleitung  ergeben 
haben  würde,  da  diese  das  Gesetz  im  allgemeinen  umfarst, 
während  mit  den  Vorschriften  des  internationalen  Rechts, 
auch  wo  sie  allgemeinen  Charakters  sind,  doch  nur  für  die 
einzelnen  Teile  des  Gesetzes  (Familien-,  Erbrecht,  Sachen- 
recht) gewisse  Anleitungen  aufgestellt  werden  wollen. 

Der  Redaktor  hat  nun  die  intemational-privatrechtlichen 
Bestimmungen  im  Entwurf  so  geordnet  —  dies  das  Facit  unserer 
bisherigen  Darlegung  — :  In  erster  Reihe  ist  in  Art.  5  der  Ein- 
leitung ein  Haupt-  und  Fundamentalgrundsatz  aufgestellt,  der 
mit  Hinsicht  auf  das  Verhältnis  zu  den  fremden  Rechten  die 
Anwendung  fremden  Rechtes  grundsätzlich  vorbehält,  nämlich, 
dafs  in  erster  Reihe  die  Regelung  des  internationalen  Frivat- 
redits  (die  Rechtsverhältnisse  der  Schweizer  im  Aasland  und 
der  Ausländer  in  der  Schweiz)  etwaigen  Staatsverträgen  und 
internationalen  Vereinbarungen  vorbohrten  wird,  wodurch  also 
der  Inhalt  solcher  Verträge  zu  einem  Bestandteil  des  inländischen 
Rechts  erklärt  ist,  und  dalb  nur  dann,  wenn  solche  vertrags- 
mäßige   Ordnung    nicht    besteht,    die   Bestimmungen    des 
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sctawetzeriBcben  Gesetzbuchs,  d.  h.  die  KoUisiona- 
normen,  die  allgemeinen  und  die  besonderen  Aet- 
selben ,  zur  Anwen düng  kommen ,  wobei  dann  besondere 
Regeln  noch  über  die  Anwendung  fremden  Rechts  ffir  den 
sehweiserisefaeD  Richter  gegeben  werden,  for  den  Fall ,  daJE  ein 
von  ihm  za  beurteilendeB  Verhältnis  unter  auBl&ndiBehem 
Recht  steht    Art  5  Abs  1,  2  u.  3  der  Einleitung*). 

2)  Gmu  Bntnffeiid  beoMTkt  Uaretuen  a.  k.  O.  S.  40,  daTi  dw  Art.  t 
Abi.  1  keine  ToUkommene,  Bondem  rine  BnTolUIndig  Bweiwitiga  od« 
generelle  Kollislotunorm  eDtbUt  — ,  dar«  er  darüber  acbweiKt,  nach  «eld» 
Recht^nmdriitMn  die  TeritKltaÜM  ron  ADilliaderii  im  Analaade  in 
benrtelleii  sind,  &lls  der  Schweifet  Richter  hierflbar  m  befinden  bitte  — 
und  gdangt  m  dem  richtigen  Schinne,  dalä  hier  Art  1  des  bitw.  in  die 
Uek«  tritt,  wonnoh  der  Bichtei  beim  Scbweifcen  dei  GeaetHi,  und  wenn 
kein  Gewohnheitareeht  nachweiabar  üt,  nach  Übetliefenmg  oder  bewihtter 
Lehn  za  nrtuIcD  hat  nnd,  Ul*  aoch  dieee  Yerweianng  reingt,  deo  Fall  to 
entachdden  mab,  wie  wenn  er  ihm  als  dewlageber  gegenObentflado.  Er 
moTs  eben  hier  anf  die  'Wlaeeuscbaft  dei  internationalen  Privatrechti  tntfick- 
gehen  nnd  kann  sieh  mebt  mit  einem  »an  liqiut  der  Entoebridong  ent- 
slahen.  —  Anlangend  die  Begeln,  die  in  Art  5  Abs.  2  n.  3  der  Snleitneg 
in  betreff  der  Anwendung  fremden  Rechts  dem  Bchwöaeriacben  Bichta  g» 
geben  sind,  m  ist  er  bofiigt,  ni  begahien,  dafa  ihm  die  Part«,  die  neb 
daianf  bemft,  solchea  naohweiee  —  er  kann  ihr  dieaen  Naohweia  larnntcn  — , 
er  wird  Jedoch  nicht  davon  befrei^  ist  Tielmehr  von  Amtewegen  Terpfliehtst 
in  den  gegebenen  EUlen  das  fremde  Recht  aneh  dann  aniowenden,  vtoa 
ihm  die  Putti  swar  Mlehee  nleht  uaehweiit,  daMelbe  ilim  aber  aooal  bekannt 
lat  Anderalklla  hat  er  da«  scbwäaerische  Grilrecht  ananireoden.  Dien 
Anwendung  des  eigenen  Rechte  iat,  wie  Marotten  a.  a.  O.  S.  43  mtrefioid 
bemerkt,  ein  Notbehelf  —  nnd  es  iat  zu  begrüben,  daTe  dieie  Ennicbtignng 
dea  Richters  nicht  (m  gnt  Jlfamuen],  aoF  eine  au  prKsnmiecende  Über- 
rinstimmung  dea  fremden  Rechts  mit  dem  rigenen  Recht  snrfldgeiBhrt  wiid. 

Die  Anwendung  des  fremden  Beebta  erieidet  aber,  wie  Maraum  richtig 
betont,  swei  EimchrSnknngen ,  einmal  ineoweit  daa  Prindp  der  BSek- 
Teiweianng  anerkannt* ist,  und  dann,  sowdt  der  Anwendung  dea  frmda 
Rechts  diu  öffentliche  Ordnung  und  die  gnte  Sitte  entg^enstehn 
(sog.  Vorbehaltsklansel). 

£b  ist  mm  durchaus  sntreflinxl,  wenn  Marcium  hervoriiebt,  dab  die 
Rllckrerwelsnng  im  Entwurf  nirgends  ausdifleklieb  erw&hnt  wird.  Dtb 
aber  aiu  disaem  Schweigen  nicht  anf  Ablehnmig  derselben  geachioam 
weiden  darf,  wie  Mto'cttten  behauptet,  scheint  mir  ein  nicht  awii^endar 
Schlulä.  M.  E.  kann  man  aus  diesem  Schweigen  sowohl  die  Ablehntmg  der 
BOckverweisung  folgern  als  auch  deren  Annainne  —  anmal  ja  in  der  WisMO- 
aehaft  die  Frage  sehr  streitig  ist,  und  die  Akten  Qber  die  Annahme  oder 
Verwerfung  dee  RUckverwrisangepriacips  noch  lange  nicht  geechloaav  üd. 
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Die  allgdmeineo  KollisionsnorineD,  die,  wie  be- 
merkt, in  den  SchluAtitel  verwiesen  sind,  werden  daseibat  unter 
Ziff  I— V  (S.  250  11.  251  des  Entw.),  wie  folgt,  festgestellt: 


VgL  ftoeb  bierilber  die  Abfauidlaiig  ron  BtutaÜ  in  dieser  Zätschrlft  Bd.  XI 
(1901)  I.  n.  2.  Heft,  S.  4fE:,  betitelt:  ,D!«  Frage  der  BflckTerweinng  vor 
dem  >IiiBtitat  de  dioit  inteniKtioiiftl«''.  [Hiemscli  htt  du  Inetitat  in  seiner 
MrisB  Ktnmg  n  NeneUM  1900  mit  grober  Hebrheit  unter  wogehender 
OeBiBiiduiig  folgende  Utfsel  angewnnmen :  „Qnuid  1k  loi  d'nn  Met  rigle  im 
oonffit  de  loie  en  metiöra  de  droit  piirö,  il  eet  dinreble,  qn'elle  dMgne  la 
diqMoiÜon  mSme,  qni  doit  Btre  ^ipliqn^e  i  cfaaqiie  eep^  et  non  1a  die- 
postion  ^trengäre  enr  le  conflit,  dont  il  B'a^t") 

DaJÄ  tich  die  ZnlÜBBigkeit  der  Rückrerweiinng  ana  den  swei 
Ton  Marautn  herrorgebobenen  Beafimmnngeii  geradem  eigiebt  —  ain 
Sff.  II  Abe.  2  dee  SchhifttiteU  S.  250  und  mu  Art.  Sil  Abe.  8  d.  £^tir.  ~ 
vennag  ich  meht  sn  finden.  Sie  erfpebt  eich  ans  dieeen  Beetinuniuigeii  dem, 
der  dem  Prindp  der  Rflckverweisnng  huldigt  —  und  «nch  ich  gehCre 
data  — ,  wBhrend  de  dengenigen,  der  dies  Frindp  verwirft,  nicht  am  dieeen 
Beetünmiingen  folgt,  liarcugen  ftlhrt  aiu;  „Da  nach  II  Abi.  2  ffit  die  Aue- 
linder  in  der  Schwell  mit  Anmahme  der  seit  ibrer  Qebnrt  oder  mit 
10  Jaliren  in  der  Schw^  Domizilierten  anf  dem  Qebiete  dee  Poeonen-, 
Fkmilia^  tmd  Erbrechte  ihr  Heimetsrecht  gilt  nnd  du  letKtere  auf  du 
Doniail  verweiaen  kann,  eo  iet  die  Möglichkeit  einer  soloben  BUckTerweieang 
geg^Mn.  —  Dnd  da  die  Untentellung  der  AuaUnder  nnter  Sohwdierrecht 
pÄiäiMeU  nicht  abgelehnt  wird,  bo  li^  kdn  Qrond  vor,  öne  aolche  Räok- 
Termisai^  nicht  auEiinehmen.''  (Dieee  Polgenmg  scheint  mir  doch  gar 
wenig  satrefiend.)  Und  weiter  fSbrt  Marouten  fort:  .Nach  Art  211  Abe.  8 
wild  die  Fortduier  dee  in  der  Schweii  begründeten  ehelichen  OBteretandee, 
wenn  die  Ehegatten  iliren  Wohnüb  ine  Aoeland  veriegt  haben,  von  dm 
Bechte  dee  Wobncitiea  abhttngig  gemacht.  Das  WohuaitErecht  aber  kann 
■eiaefaeila  die  StaateangebOrigkeit  als  ÄnknQpfangsmoment  rerwenden  nnd 
••mit  auf  das  Scbw^ierrecht  zorflckrerweieen.  Eine  solche  Bttckverweieiiiig 
anf  Qmnd  r<m  Art  IS  E.G.  z.  deutachen  B.O.B.  wOide  x.  h,  TMliegen, 
wom  schwäieriscbe  Ehegatten  ihren  Wohnsiti  nach  Deatecbland  verlegen 
wflrden.'  (Diee  palet  nicbt,  da  wir  ea  liier  nicht  mit  einer  Mgentlioben  Bück- 
Terweirang,  aondem  mit  einer  gaue  bettUnmten,  aasdiücklioheoi  KoUisoni- 
nomi  an  thnn  haben  —  „es  Bollen  die  Qeeetie  dei  Staats  malflgebend  sein, 
dem  der  Hann  znr  Zeit  der  I^ngehnng  der  Ehe  angehörte".)  Nimmt  man 
du  Frindp  der  BOckverweianng  ftn,  eo  kuin  ea  auch  im  Fall  der  ZiB,l 
Abe.  2  —  S.  2£0  dee  Entw.  —  eintreten. 

Und  bei  Annahme  de«  Principa  der  BUckTerweiaung  dürft«  man  auch 
anr  Annahme  dee  Prindpe  der  Weiter verweianng  gelangen,  Ane 
dem  Dargelegten  ergiebt  sich,  dafe  es  nnr  wBoBchenswert  ist, 
dafs  der  sehweiaerieche  Oeeetageber,  Dm  allen  Zweifeln  ent- 
gegenantreten,   dnreb   eine   klare  Beatimmong,    die  den  all- 
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,1.  Die  Bestimmungen  des  Personen-,  Familieo- 
und  Erbrechtes  gelten  fOr  die  Schweizer,  auch 
wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  haben. 

Stellt  sie  jedoch  das  Land  ihres  Wohnsitzes 
unter  sein  eigenes  Recht,  so  werden  sie  auch  in  der 
Schweiz  nach  diesem  beurteilt. 

Mit  Bezug  auf  ihre  in  der  Schweiz  liegenden 
Grundstücke  verbleiben  sie  immerhin,  auch  wenn 
sie  dem  ausländischen  Rechte  unterstellt  sind, 
unter  dem  Bcbweizerischen  Rechte." 

„II.  Die  Bestimmungen  des  Personen-,  Familien- 
und  Erbrechtes  gelten  fOr  die  Ausländer,  sobald 
sie  entweder  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  zehn 
Jahren  ohne  Unterbruch  ihren  Wohnsitz  in  der 
Schweiz  gehabt  haben. 

Andere  Ausländer  werden  nach  dem  Rechte  be- 
urteilt, dem  sie  nach  ihrem  heimatlichen  Rechte 
unterstellt  sind." 

„III.  Die  Bestimmungen  über  das  Eigentum  und 
die  beschränkten  dinglichen  Rechte  gelten  fnr 
alle  in  der  Schweiz  liegenden  Sachen. 

gemeinen  KollUlonenormen  ^n  in  gliedern  wfire,  ftosepriebt, 
wie  es  lieh  mit  der  Sflckverweiiang,  beiw.  Weitere  er  weitnng 
rerhSlt.  Er  rnnr«  zn  dieeer  Frage  bestimmte  Stollnng  nehmen 
im  Interesse  der  Klarheit  des  Gesetses. 

Änltuge&d  die  Einsehi&ikung  der  Anwendung  des  fremden  Beehli  b- 
folge  der  aog.  Vorbehslteldaneel  —  Ziff.  T  Abs.  1  _  d.  h.  wenn  da 
Anwrodnng  jenes  die  öffentliche  Ordnnng  and  die  gate  Sitte  est- 
g^enstehen,  so  werde  ich  bietaof  splter  im  Texte  zn  sprechen  kommen. 

Treffend  hebt  Xareuten  ,a.  a.  0.  S.  44  aneb  noch  ImrTor,  daä  in 
Art  408  d.  Entw.  der  Gesichtspunkt  der  ReciprocitXt  znr  Varwoidnag 
kommt.  Hiernach  kann  die  an  sich  im  Inlande  m  TsrhSiigende  Voimnnd- 
•ehaft  dem  Anelaud  abgetreten  werden,  sofern  dieev  Gegenrecht  failL 
Jlfarcwsen  Iist  sicheriich  Recht,  wenn  er  beme^t,  dals  in  diesem  oiuehid- 
liehen  Um&nge  gegen  die  Znlassnng  der  RedprodtStndee  nichts  etosawendcfi 
ist,  wenn  sie  anch  sonst  nicht  zd  billigen  seL  V^.  anch  Bar,  Lehrbneh  des 
internationalen  Privat-  tmd  Strafrechta  §  11  S.  50.  Aach  hat  der  Batwmf 
Ton  der  AnfMellong  tiner  RetorsioniToiBchiift  (Voraclirift  Aber  Ter- 
geltnngsrecht  —  wie  z.  B.  im  E.Q.  t.  dentschen  B.G.B.  Art  31)  Umgang 
genommen.  Tielleicht  wtlide  ^b  doch  die  Aufnahme  cdner  solchen  em- 
pfdilen. 
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Fahrnis  gilt  als  in  der  Schweiz  liegend,  wenn 
ihr  Besitzer  mit  Hinsicht  auf  den  in  Frage  stehen- 
den Erwerbsgrand  dem  schweizerischen  Rechte 
nnterstellt  ist." 

.IV.  Sie  Bestimmungen  desObligationenrecbtes 
finden,  wenn  keine  andere  Willensmeinung  derBe- 
teiligten  anzunehmen  ist,  auf  alle  Verhältnisse  An- 
wendung, die  in  der  Schweiz  zur  Erfüllung  ge- 
langen sollen." 

„V.  Die  Bestimmungen  des  schweizerischen 
Civil  recht  es,  die  um  der  öffentlichen  Ordnung  oder 
der  guten  Sitte  willen  aufgestellt  sind,  haben  vor 
dem  schweizerischen  Richter  ausnahmslos  und  aus- 
sehlierslich  Geltung. 

Formen,  die  vom  schweizerischen  Civilrecht  um 
der  Öffentlichen  Ordnung  willen  verlangt  werden, 
können  auch  dann,  wenn  da's  in  Frage  stehende  Ver- 
hältnis inhaltlich  nicht  unter  schweizerischem 
Rechte  steht,  durch  Formen  des  ausl&ndischen 
Beehtes  nicht  ersetzt  werden. 

Im  Obrigen  wird  die  im  Ausland  dem  dortigen 
Rechte  entsprechend  errichtete  Form  der  Form  des 
schweizerischen  Rechtes  gleichgestellt." 

Die  besonderen,  die  speeiellen  Kollisionsnormen 
endlieh  finden  sich  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Entwurfs 
anfgeftlhrt  —  im  Zusammenhang  mit  den  Sachnormen,  den 
materiellen  Gesetzesnonnen,  und  zwar  so  im  Gebiet  des  Per- 
sooen-,  Familien-,  und  Erbrechts  (in  jenem  des  Familienrechts 
am  eingehendsten,  wie  dies  aus  dieser  Rechtsmaterie  sich  von 
selbst  ergiebt,  da  sie  am  meisten  einer  allgemeinen  Regelung 
der  intemationalprivatrechtlichen  Fragen  widerstrebt) ,  wahrend 
deren  keine  auf  dem  Gebiete  des  Sachen-  und  Obligationenrechts 
vorkommen,  in  welch  letzteren  Gebieten  jeweils  nur  eine  all- 
gemeine (gruDdsfttzliche)  intemationalrechtliche  Vorschrift 
(Ziff.  III  u.  IV  des  1.  Abschn.  des  Schiurstitels)  gegeben  ist"). 


3)  Bichtig  bomeAt  Sbrcuten  «.  &.  0.  S.  36  oben:  „Wie  edoh  dei  Ent- 
muf  mit  den  wenigen  intematioiial-privKtreclitllohBn  Beetinimnngeti,  die  du 
B.O.  aber  du  OJt.  vom  14.  Jooi  1881  euthUt,  abfinden  wird,  kuio  gogeo- 
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.  Als  derartige  speeielle  Kollisioiisaormeii  erscbeiiua  unter 
allen  UmstäBden:  1.  im  Personenrecht:  die  Art  13,  70 
Abs.  2,  72  Abs.  2;  2.  im  Familienrecht:  die  Art.  116,  12S, 
126,  136  Abs.  2,  157,  166,  167,  211,  215  Abs.  3,  288  Abs.  % 
295,  342,  352,  406,  407.  408,  424;  3.  im  Erbrecht:  die  Art 
542,  555*). 

In  der  dargelegten  Weise  ist  also  die  Einordnang  der  tuter> 
national-privatrechtlichen  Nonnen  in  den  Entwurf  erfolgt.  Es 
bemerkt  aber  der  Redaktor  auf  S.  34  der  Erl&nteningen  noch 


y/UzÜg  mit  Bealimmthdt  noch  nicht  ftetgeatelH  worden.  Toriinfig  üt  nur 
in  Anttioht  genommen,  dali  du  OA  dem  OetetEbnoh  «la  letafar  (fltnftar) 
Teit  flingefHgt  werden  mU.  Über  die  etwaigen  Veiindenmgea,  weleha  dit 
gegenwirtige  Fwnmg  dei  Oetetna  (B.G.  Aber  ä.  O.B.)  er&hren  wiid,  iit  nr 
Zdt  noeh  nicht«  bekannt,'' 

4)  Mantaen  ISIst  es  aaah  noch  dahingeetallt  —  a.  a.  0.  S.  38,  tö 
n.  46  —,  ob  die  Alt  20,  21,  22  tL.24  (es  sind  EechtwUie,  die  der  Entwurf 
Aber  den  Wohnaits  pebt)  und  die  Art.  33— 86  (Bestimmmugen  dea  Entwofb 
Aber  die  Teraehollenlieit)  als  spedelle  Kalliaionanoimen  oder  ili 
nwterielie  Bechtenormen ,  poritive  Sachnormen,  anfatiflMeen  nnd  —  et 
sagt  w  könne  ale  aweifeUuift  encheinen,  ob  diese  Beetinunangen  ala  ^eddle 
Eollinonsnonnen  u&D&flBen  aind. 

Ich  teile  nnn,  nnd  swar  aiu  liier  nicht  wnter  an  entwickelnden  Qröndea, 
dieeen Zwofel  nicht  —  ich  halte  ue  für  rnne  Saehnormen,  waa  fibngen» 
Marettae»  wohl  anoh  annimmt 

Darin  bat  er  gana  recht,  dara  rieh  prakliaehe  Hehwierigkeitea  am 
dieaer  Zweifeli&age  (fBr  mich  iat  ee  keine  aolche)  nicht  ergeben:  dena 
in  den  mdaten  Artikeln,  in  welchen  anf  den  Wohnaiti  verwiesen  wird,  wird 
auf  dnen  Schweiier  Wobnrita  verwieaen,  dessen  Benrtdlnng  natflriieh  nach 
SehwdzeTTecht  ta  erfolgen  hat,  und  die  Voiechriften  des  Eotwuift  m 
Art.  33—36  gehören  ohne  allen  Zweifel  der  Sfientlichen  Oidntmg  an  —  «e 
kommen  daher,  wie  Jlfarfus«n  betont,  worin  ich  TollstKndig  mit  ihm  ösig- 
gebe,  ohne  alle  Ausnahme  znr  Anwendong,  wenn  die  Vermniaaeiuig  m  üüm 
VerschoUenheiteeTklärang  vorhanden  iat  —  gemäTs  der  Vorbehaltsklausel 
der  Ziff.  Y. 

Wenn  im  B.O.  v.  1891  die  Vorschriften  Aber  Wohnaits,  ^e  in  dam- 
aelben  angenommen  worden,  dorch  diese  Aufnahme  anf  ^kttnetiicfae''  Wein 
dm  Charakter  von  Kolliaionanormen  erhielten  (es  handelte  sich  hierbä ,  in 
diesem  hnndearechtlichen  intemationalTeohtlichen  Spedalgeeets  den  Domiril- 
hegriff,  anf  dem  es  beruht,  fest  zu  regeln,  waa  in  anderer  Wöae  bnndea- 
rechtlich  an  regeln  nicht  mSglieh  war),  so  trifit  dies  fOr  die  BeatimmutigeD 
des  Entwtiifii  Ober  den  Wohnsitz  nicht  an,  da  diese  lein  sachlich  ohne  inlet- 
nationaliecbtliche  Bedentang  als  solche  des  schweiaerieciHn  Cänlfeohta  ia 
allgemeinen  Gesetse  gegeben  rind. 
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atudrllcklicb ,  Aa.Ca,  wenn  man  statt  aeiner  Ordnung  der  inter- 
nationalreehtlichen  Normen ,  statt  der  von  ihm  getroffenen 
Ökonomie  ein  besonderes  Gfisetz  erlassen,  oder  das  bereits  zu 
Becbt  bestehende  Bundesgesetz  Ober  die  civilrechtlichen  Ver- 
lilltniBBe  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juli 
1S91*)  dem  einheitlichen  Privatrecht  anpassen  will,  die  Aus- 
scheidung der  Materie  aus  dem  Civilgesetzbuch  leicht  dureh- 
fhhrbar  ist 

Und  im  ScbluTstitel  selbst  ist  nach  den  allgemeinen 
intemationalrechtlicben  Können  die  Bemerkung  vom  Redaktor 
auf  S.  251  des  Eatwarfs  gemacht,  dafa  die  das  internationale 
Privatrecht  betreffenden,  bei  den  einzelnen  Titeln  in  den  En^ 
«urf  aufgenommenen  speciellen  Bestimmungen  bei  der  definitiven 
Ausarbeitung  des  eisten  Abschnitts  des  Schluibtitels  entweder 
an  jenen  Stellen  belassen  oder  mit  den  wdnschenswerten  Er- 
gftnzuDgen  unter  diesem  Abschnitt  im  Sehlufstitel  vereinigt 
«erden  —  daft  die  Entscheidung  hierüber  vorbehalten  bleibt. 

G^en  eine  Ausscheidung  der  Materie  aus  dem  Civilgesetz- 
Imeh  und  eine  besondere  Regelung  derselben  durch  ein  Special- 
gesetz, bezw.  die  Anpassung  des  oben  erwähnten  B.G.  vom 
25.  Juni  1891  an  das  einheitliche  Privatrecht,  bin  ich  ganz  ent- 
schieden als  abgesagter  Gegner  der  Specialgesetze,  die  nur  dazu 
beitragen ,  die  Rechtskenntnis  im  Volke  mehr  und  mehr  zu 
mindem,  und  dem  Richter  die  Rechtsprechung  aufserordentlieh 
emhweren.  Ich  bin  vielmehr  der  Ansicht,  dafs  der  vom  Re- 
daktor Vorlauf  eingeschlagene  Weg,  wonach  er  die  internen 


S)  DieSM  BnndfligeBetK,  wie  daa  B.G.  fib«r  die  peraCnlicbe  Handhinga- 
flUilgfceit  v.  32.  Joui  1881  (m  dea««n  Art.  10  ist  die  Btaatsangehörigkeit  ata 
■■ligelwndM  Prinolp  fQr  die  BenrteUimg  der  Handlnngaflfai^Mt  mnfgeetellt), 
Hwie  du  RO  fibw  die  BenikandDng  dei  dvilrtkndea  und  die  Ehe  vom 
21  Deaemba  1874  in  VerUndtmg  mit  einigen  Beetimmnngea  dce  B.O.  über 
du  <H>l^tioDearacht  r.  14.  Juni  1881  und  wie  dnige  Beatinuniuig«! 
kuton&lrechtlleher  Art,  tSült  mit  der  EinfHliniiig  dei  neaen  CivilgeMtibnchi 
binweg,  Dieu  bnndeereclitlichen  und  kuitonaInchtlicheD  Vonctuiftoi 
Iddeten,  eoweit  in  ihnen  intemaäonml.priratrechtliche  Vonchtiften  enäislteti 
■nd,  die  Qoellen  dea  >.  Z.  bectehenden  inteniktionklen  Privatrechta  der 
Scbweia. 

leh  werde  bei  Betwndlang  der  einzelnen  VoiKhriften  de*  Entwurfs  die 
BMtimnningen  dieMOt  Qnllearechte  mweiten  in  Tei^eJohende  BetrmchtDng 
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KoUiBionmomien  des  neuen  Rechts  in  den  Entwarf  selbst  auf- 
genommen hat,  der  zweckmäCsigBte  ist.  Einmal  ist  damit  jedes 
MifBverst&DdniB  Aber  den  Charakter  dieser  Eollisionsnormen  ans- 
geBchlosaen,  was  nicht  der  Fall  wäre,  wfirde  man  sie  in  ein  be- 
sonderes Gresetz  verweisen,  und  dann  ist  dadurch,  dafs  sie  sidi 
durch  ihre  Angliedemng  an  die  Sacbnormen  in  den  einzehien 
Teilen  des  Entwurfs  als  privatrechtliche  Normen  des  internen 
positiven  Rechts  darstellen,  dem  Volke  die  Kenntnis  des  Rechts 
und  dem  Schweizer  Richter  dessen  Anwendung  wesentlich  er- 
leichtert (vgl.  S.  33  der  Erlftuterungen). 

Dafs  der  Entwurf  bei  Behandlung  des  intemationalen 
Privatrechte  durch  die  Einordnung  der  speeielleu  EolMons- 
normen  in  die  einzelnen  Materien  (durch  Angliedemng  jener 
an  die  Sacbnormen)  der  sog.  positivistischen  Methode  voll 
und  ganz  huldigt,  der  Methode,  die  davon  au^ht,  date  es  znr 
Zeit  kein  internationales  Privatrecht  aufserhalb  der  einzehum 
Privatrechtsordnung  giebt,  m.  a.  W.,  dafs  die  Grondsfttze  dieses 
PrivatrecbtB  nichts  anderes  als  einen  Teil  des  inländischen 
Privatrecht«  bilden  and  nicht  auch  einen  solchen  des  Völker- 
redits,  wird  ganz  wesentlich  zur  guten  und  ersprie&licheD 
Handhabung  des  neuen  Rechts  in  der  Schweiz  beitragen*). 


6)  Hierin  atinune  ich  vallkomnMn  mit  JtareuMn  a.  a.  O.  S.  40  flbaiaii, 
der  anch  gut  betont,  dala  dadnivh,  dalii  ÄrL  5  des  Entw.  «nupricht  nad 
«nsehie  Bettimmnngen  apeoieller  Art  (Art  126, 136  Ab«.  2  n.  555)  diei  noch 
«udilleklich  herrorheben,  daß)  in  enrter  Reihe  für  die  inteinstioii&bMchtlidMi 
Fragoi  Staat Bvertrftge  oder  Bonstige  internationale  Verein' 
barnngen  maügebend  und,  der  Inbalt  solcher  VertrKge  u.  a.  w.  aneinm 
Bestandteil  des  poeitiven  imtenieD  Becbta  erhoben  wird  —  wodnidi  der  bit^ 
warf  weiter  geht  ala  das  B.G.  von  1891,  daa  nnr  dnan  Vorbehalt  fBr  die 
Vertrüge  mit  dan  Analaad  enthftlt,  welches  Wdtergehen  nnr  die  voUite 
Bilügung  verdient  VgL  tiber  die  positiTiBtieobe  Methode  im  inter- 
nationalen Privatreohte,  insbesondere  die  trefflichen  AnafBhmngon  von 
Nieme^,  Zur  Hetliodik  des  intemationalBu  Privatreehta  (LeipEig  1894) 
8.  27  ff.  Vgl.  anch  BartuetÜ,  "EiaRiunng  in  da«  franaSoiaohe  (Svilredil 
S.  154  ff. 

Hit  der  Behandlung  der  Sache,  d.  h.  der  Angliedenmg  der  spedeUm 
KoUidnunoimen  an  die  Sacbnormen,  at  MäU,  Das  internationale  PriTatreeht 
und  die  Staatenkonferensen  im  Haag  (Zfliich  1900)  S.  20,  insbee.  Note  % 
nieht  einverBtanden ;  er  hUt  diese  HeÜiode  für  verfehlt,  ohne  dnen  jedodi 
8be*  da*  Waiom  seines  Widenpmchs  genOgend  m  belduen. 

Mein  a.  a.  0.  S.  32  Text   nud   inibea.  Note  S  irt  anch,   wem  ieh 
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In  betreff  der  Inangrifbabine  der  Materie  doreb  den  Re- 
daktor und  zum  Teil  auch  der  etnzelDen  allgemeinen  und  be- 
BODderen  vom  Redaktor  aufgeBtellten  KolliaionBnormeD  glaube 
ich,  dal^  man  sagen  kann,  es  wird  dem  Redaktor  gelingen,  die 
Fragm  des  internationalen  Privatrechts  im  Entwürfe  gut  zu 
lösen  (und  er  hat  sie  zum  Teile  vorzOglich  gelOet)  und  damit 
anch  in  dieser  Hinsicht  den  Entwurf  tfiehtig  und  befriedigend 
aoBZOgestalten.  Im  Hinblick  darauf  aber ,  d&fs  der  Entwurf  in 
betreff  der  Gestaltung  des  internationalen  Privatrechts  immerhin 
noch  ein  Torso  ist,  vermag  ich  nicht  in  das  Lob  Marettsens  un- 
bedingt einzustimmen,  wonach  ^die  Lösung,  welche  die  Fragen 
des  internationalen  Privatrechta  im  Entwürfe  gefunden  haben, 
als  eine  in  hohem  Mafde  gelungene  bezeichnet  werden  mufs' '). 

Als  AnknQpfungsmomente  for  die  EollisioDsnormen 
haben  wir  im  Entwürfe  folgende:  die  Staatsan  gehörigkeit 
(das  Heimatsrecht) ,  Ziff.  I,  Ziff.  II  Abs.  2  —  Art.  125,  288, 
295,  342,  352,  407,  542;  das  Domizil,  Art  70  Abs.  2,  126, 
167,  211,  215,  408,  424,  542,  555,  Ziff.  II  Abs.  1;   Ort  der 


•nden  Um  reobt  ventebo,  fflr  di«  Anürecbterhaltong  dee  B.G.  t.  2S.  Jod 
1891  und  wflntcht,  dftb  duaelbe  d«m  ncaen  CivUiecht  uigepiJÄt  werde. 

Ei  begrfindet  diee  onter  HinweiB  duanf^  dtls  bei  der  rnkteriellen  B^eltmg 
der  ebuebmi  OeUete  dea  Intemfttion>leii  Privabvcbta  die  Tbatiaebe  richtig 
tä,  dftb  ancb  di«  Kompetene  der  6«ricbte  ger^elt  werde,  wm  ei  dum 
dw  nKheni  gut  b^rflndet,  dalid  riobtig  betonend,  dftb  et  em  grober  Vorsng 
jene«  B.G.  ed,  däfii  «■  ancb  die  prozeiinaliBcben  Fragen  tHier  den 
OertehtBitRod  Tegoliere.  Er  fSbrt  denn  wtbilieh  %at:  „Oermde  deew^en 
wird  es  mocb  nfltxlicb  sein,  da«  Qebiet,  weldiee  in  dem  dderten  B.G).  ge- 
ordnet wnd  (samt  den  Andeatmgen  bexflglieh  dea  Obligationen-  ond  Saoben- 
recbta),  üb  Specialrecbt  weiter  zn  ordnen,  wenn  «nlUÄHch  des  ebiheit- 
beben  aebweUerischen  Prirmtreobta  die  Tentrtwtnng  jener  Normen 
■tatt  findet"  —  nnd  acblielst  empbatiicb  lO:  „Wflrden  die  neuen  Be- 
■  timmnngen  all  Teile  des  kfinftigen  scbweiieriaehen  Civil- 
geeetabncbs  figurieren,  lo  wäre  die  Ordnung  der  SerlckteataidM- 
fragen  BDgesiohta  der  bentigen  OesetEeatechnik  Oberraachend, 
anfaergewfibnlicb  und  nnelegant 

Diee  kann  ich  mm  nicbt  finden ;  ee  ki»nmt  nur  darauf  an,  wie  in  einem 
Civflgaaetaibneb  die  einschlagenden  Gericbtittandafragen  geregelt  werden  — 
und  in  der  Weise,  wie  sie  der  Redaktor  (cum  Töl  scbon)  geregelt  hat,  nnd 
^  m.  E.  der  beatigen  Oeeetzeetecbuik,  die  ja  doch  keine  apodiktisohe  iet, 
dnrcbane  mobt  lawider  —  aie  und  im  Gegenteil  recht  pmktiacb,  durch  ibre 
Ordnung  inrd  niebta  gegen  die  Elegane  Teistolaen. 

7)  Sebe  Manusen  a.  a.  0.,  an  Eängaage  a  Äbhdt.,  S.  37. 
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KlagerhebuDg  (lac  fori)  Art.  13,  132  Abs.  2,  157;  lex  rn 
stfoe,  Ziff.  I  Abs.  3,  III;  der  Besitz  bei  Mobilien,  III;  das  Ver- 
mögen, Art.  407,  424  u.  555;  der  Aufenthalt,  Art.  542 
und  eodlieli die  Parteivereinbarang  oder  der  ErfOt lungs- 
ort,  IV»). 

Wahrend  in  Bezug  auf  die  Schweizer  die  Staatsangehftrig- 
keit  (Heimatsrecht,  die  Nationalitftt)  das  herrschende  Princip 
ist,  ist  in  betreff  der  Ausländer  das  Nationalitfitsprinnp  nicht 
die  durchgreifende  Grundlage  im  Personen-,  Familien-  und  Eib- 
reeht,  sondern  hier  wird  unterschieden  zwischen  den  Austindern, 
die  entweder  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  zehn  Jahren  ununter- 
brochen ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz  gehabt  haben  und 
anderen  Auslllndern,  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist. 
Die  letzteren  werden  nach  ihrem  Heimatsrecbt  beurteilt, 
w&hrend  bei  den  eisteren  das  Domizilprincip  (also  Schweizer- 
recht)  im  Personen-,  Familien-  und  Erbrecht  die  Grundlage 
bildet.    Ziff.  II  Abs.  1  u.  2. 

Der  Gesetzgeber  beurteilt  die  Ausländer,  welche  entweder 
seit  ihrer  Geburt  oder  seit  zehn  Jahren  ununterbrochen  ibrea 
Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben,  nach  dem  Rechte  ihres 
Domizils,  also  nach  Schweizerrecht,  weil  sie,  wenn  auch 
staatsrechtlich  keine  Inländer,  doch  thatsächlich  als  solche  ei^ 
scheinen  (sie  haben  eben  häufig  nur  darum  das  Schweizer- 
bUrgerrecfat  nicht  erworben,  weil  der  Erwerb  desselben  nach 
dem  in  der  Schweiz  geltenden  öSentliehrechtlichen  Grundsätze 
Tiel  schwieriger  ist  wie  in  anderen  Staaten  —  in  diesen  werden 
solche  Ausländer  entweder  t)ereit8  zu  den  Inländern  gerechnet 
oder  könuen  wenigstens  unschwer  Inländer  werden).  In  des 
anderen  Fällen,  in  welchen  Ausländer  nicht  in  solcher  Weise 
im  Lande  sefsbaft  sind,  m&gen  sie  übrigens  sonst  daselbst 
Domizil  haben  oder  nicht,  legt  man  nach  der  beute  im  inter- 
nationalen Rechte  herrBchenden  Anschauung  auf  die  Beobachtung 
des  Nationalitätsprincips  Wert,  und  daher  hat  der 
Schweizer  Gesetzgeber  hierfür  das  Nationalitätsprincip 
zur  allgemeinen  Kollisionsnorm  erhoben*). 


8)  loh   habe   mich  hier  gsna  ui  Mareuten  «nggtchloMon,  deaen  Ai» 
fDhnnmen  ich  hier  Ar  gmnc  zntrefiead  eracht«. 

9)  ffieba  S.  34  der  ErUntornngen,  wo  dor  Bsd^ktor  diw  da  nlken 
uiaeiiuuidänetst.      Dn   StftatiftngQhörigkeit   ist,    wia   gaoi    : 
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Fassen  wir  nun  das  hier  als  allgemeine  EoUisionsDorm 
in  Ziff.  I  u.  II  beEttglieh  des  Heimats-  und  Domizilrecbts 
Geltende  —  fQr  das  Gebiet  des  Personen-,  Familien-  und 
Erbrechts  vom  Gesetzgeber  zusammen,  so  unterstehen  die 
SchveizerbOrger  im  In-  und  Ausland  in  diesen  Materien 
dem  Heimatarecht  (auch  dann,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Aus- 
land haben,  unterstehen  sie  doch  dem  Heimatsrechte),  Ziff.  I 
Abs.  I  d.  ersten  Abschn.  d.  Schlurstitels.  Wenn  jedoch  das 
Ausland  die  bei  ihm  domizilierten  Schweizerbfirger  seinem 
eigenen  Recht  unterstellt,  so  finden  sie  auch  in  der  Schweiz 
nach  diesem  Recht  ihre  Beurteilung*").    Diese  EinschränkuDg 

JUafvuwn  a.  s.  0.  8.  41  unter  IV  betont,  wie  de  unter  «Uen  Anknflpfimgs- 
aKMBenta  den  brdteatan  Baoia  emoiinnit,  lo  auch  —  dies  sägt  «ne  nibere 
PiUoDg  —  mm  rnftfagf benden  Princip  erhoben  worden,  wihrend  dem 
B.G.  T.  1891 ,  du  allerdings  in  enter  Rdbe  iaterk&ntonalea  Recht  entfaUt, 
du  Domisilprincip  xa  Oronde  liegt  Wenn  der  Redaktor  a.  a.  0. 
8.  84  imgt:  „FQr  das  intematioDala  Becht  nimmt  der  Schln&rtitel  hierbei  dne 
Oidmnig  in  Aiuaicht,  die  mit  den  Grtindillxe&  dea  B.G.  v.  25.  Jnni  1891 
Aberanatimmt  Ornndlage  bildet  im  Personen-,  Familien'  tmd  Erbrecht  da* 
Domiailprincip",  —  «o  finden  diese  AturfUhnuigen  jetzt  nur  noch  An- 
wendnog  anf  die  Aosllnder  in  der  Seh  weis,  da  die  rersohiedenen 
Sehvöserkantoubfliger  mit  EinfUhmag  des  neuen  C^rUgeaetsbnchs  nur  noch 
InUnder  (sowobl  •taatarechtUche  wie  priTatreohtliohe)  snd. 

Da  der  Redaktor  im  neaen  Recht  jedoch  anoh  dem  Nationalitftts- 
priDoip  Reehnmig  tragen  wollte  gegenflber  dem  Auslände,  so  hat  er  da« 
Domiailprineip,  das  s,  Z,  in  erster  Linie  fSr  die  Niedergelaasencn  and 
Anfenthalter  gilt,  nunmehr  anf  «ne  beatinmite  Klasse  von  Anslftndern  aoa. 
geddint  nnd  so  fttr  in  der  Behwna  domisilierte  Aosl&nder  die  Untaracheidimg 
gemaeht,  die  ich  oben  im  Texte  dargelegt  habe  —  and  ist  dies  als  eine  ge- 
nsde  Reform  an  begrfiliaen.  I^e  Erltnteiangen  sind  an  dem  aiigefOhrten 
Orte  fQr  den  nioht  venierten  Kenner  des  schweiserisohen  Rechtes  etwas 
aebwcT  TerBtändiich. 

Richtig  bemerkt  Marotum  a.  a.  0.  weiter,  dab  die  piftTalierende  Be- 
dantong  des  Ueimatareehts  sich  aber  aneh  ans  der  Mehrzahl  der  tou  ihn 
angeführten  Beatimmnngen  dn  Entworfii  (ich  habe  solche  oben  in  Über- 
eiMUmmmg  mittforcuMn  angeföhrt)  ergiebt,  in  welchen  an  das  Domizil- 
reeht  angeknApft  wird,  -~  and  dafs  aoeh  II,  nnd  die  Art  126,  167,  408 
and  542  im  Prindp  das  Hdmatarecht  anerkennen,  und  nur  dnige  besondere 
FUle  TOQ  dentselben  abweichend  ivgeln  ans  Verkehrs-  oder  NfltalicIikeitB- 
lUiichtai,  tmd  dab  das  Gleiche  in  betreff  des  Art  18  gesagt  werden  mub, 
da  die  ZootiiKligkeit  der  lex  fori  ausspricht 

10)  Wie  der  !Uehter  ansnahmswaiae  anch  fremdes  Recht  in  scnnem 
lAide  tat  Qeltu^  xd  bringen  hat,  so  hat  er  anch  behob  Bewahmng  der 
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des  Heimatsrechtsprincips  rechtfertigt  sich  im  Hinblick  auf  die 
VerkehFaverhUltniase  **).  Ziff.  I  AI».  2.  In  jedem  Fall  aber, 
d.  h.  ganz  einerlei,  ob  die  Schweizer  im  Auslände  dem 
Schweizerrecht  oder  dem  Auslandsrecht  unterworfen  sind,  greift 
für  ihre  in  der  Schweiz  liegenden  Grundstücke  das  Schweizer- 
recht  Platz.  Ziff.  I  Abs.  3  (Anwendung  der  in  Ziff.  III  Abs.  I 
als  exklusive  allgemeine  Kollisionanorm  fOr  das  Immobiliar- 
Sachenrecht  statuierten  lex  rei  siteu). 

Anlangend  die  Auelftoder,  so  unterat«hen,  wie  die 
Schweizerbttrger ,  auch  jene ,  wenn  sie  sich  in  der  Schweiz  auf- 
halten oder  daselbst  einen  Wohnsitz  haben,  der  aber  nicht  nach 
Ziff.  II  Abs.  1  qualifiziert  ist,  ihrem  Heimatsrechte.  Haben  die 
Ausländer  aber  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  zehn  Jahren  ohne 
Unterbrechung  ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz  gehabt,  dann 
werden  sie  nach  dem  Domizilrecht  in  den  genannten  Materien 
beurteilt "). 

Hier  entsteht  im  weiteren  die  Frage,  welche  Grundsätze 
Platz  greifen,  wenn  ein  Ausländer,  der  nach  seinem  Heimatsrechte 
auf  dem  Gebiete  des  Personenrechts  u.  s,  w.  vom  Schweizer- 


Landearerbindtiiig,  indem  Bolcbe  durch  vorObergehende  AbweHnheit  —  Mi 
ee  uich  dnrcli  Domisil  in  dnem  fremden  Lande  —  nicht  gelSet  iriid ,  du 
einheimieohe  Becht  ml  die  LondeauigeliOrigen  im  fremden  I^nde  (aoch 
nnr  in  AnaulunefKllen  —  und  tan  aolcher  AuBfimbrneäül  liegt  hier  infolge 
getetslicher  Tonelirift  vor)  uunwenden.  Ke  Anwendong  framdm  Beelili 
im  cögenen  Lande  imd  solche  dnhdmlMhen  Rechte  auf  die  Landeeaugehörigw 
im  fremden  Lande  lind  beides  Ausnahmen  ron  der  Regel,  die  im  inta- 
nationalen  Piivatrecht  gilt,  d.  h.  vom  sog.  Territoiialprincip  (in  den 
hier  richtig  zn  Tsrstehenden  ffinn).  Vgl.  aoch  JBareuetti,  EinfQbnüg  in  du 
franidÜBche  CivUrecht  g  17  S.  154  ff. 

11)  So  cntiefiend  MarcuseK  a.  a.  0.  S.  41. 

12)  Marcuaen  a.  a.  0.  S.  42  mOchte  dies  Eifördemis  des  also  qnili- 
fiuertcn  Wolmaitaea  als  das  AnknflpfbngKDoment  der  Assimilation  in  ni- 
treffender  Weise  bezäclmen  — ,  weil  jene  ÄoaiBnder  eigentlit^  keine  Am- 
IKnder  mehr  Bind  (d.  b.  nnr  äialäielilich ,  wohl  at>er  noch  BtaatBreehtlieh). 
Wegen  des  in  der  Paieathese  von  mir  Bemerkten  halte  ich  nicht  fl!r  richtig, 
oder  doch  flr  lugenMi,  wenn  Marauen  dum  sagt;  ^Der  leitende  G^nmdssti 
ist  demnach:  Anwendung  des  sohwelzerischen  Heimatsrechte  anf  Schweiier, 
Auwendmig  des  AosUndÄechti  auf  den  erwähnten  Gebieten  auf  AoslAitdv.' 
Mareuten  waren  übrigens  ofienbar,  als  er  edne  Abhandlung  Terfabte,  die  Ei- 
Untenmgen  zam  Entwürfe  nicht  bekannt  —  aie  wurden  erat  Teräfbntlichl, 
nachdem  die  Abhandlong  schon  fertiggestellt  nnd  retOffetitlicbt  war. 
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lichter  zu  bearteüen  ist,  keinem  Staate  angehört.  Der 
Entwurf  schweigt.  Hier  durfte  sich  wohl  die  Anftiahme  eines 
dem  Art.  29  des  E.G.  z.  B.G.B.  f.  d.  Deutsche  Reich  entsprechen- 
den Artikels  in  den  Entwarf  empfehlen  *').  In  Ziff.  I  u.  II  des 
1.  Abschn.  des  SchluTstitels  sind  also  die  allgemeinen 
EolliBionsnormen  fOr  das  Personen-,  Familien-  und  Erb- 
recht gegeben. 

Wenden  wir  uns  nun  zur  freilich  nur  aphoristischen  Er- 
Öitemng   des  in  diesen  Gebieten  zur  Anwendung  kommenden 
iatematloualen  Privatrechts,  insbesondere  der  hier  Platz  greifen- 
den speciellen  Kollisionsnormen. 
A.  Personenrecht. 

Die  in  Ziff.  I  u.  II  aufgestellten  Kollisionsnormen  greifen 
u.  a.  Platz  in  Bezug  auf  die  Frage,  ob  jemand  überhaupt 
als  Person  zu  betrachten  sei,  und  in  Bezug  auf  die  Rechts- 
fähigkeit der  Person;  hierher  gehOren  also  die  Normen,  die 
sich  beziehen  auf  das  nattlrlicbe  Dasein  der  Person,  auf 
die  Verschollenheit  u.  s.  w. 

In  Abweichung  von  dem  sonst  anerkannten  Heimatsprincip, 
beiw.  Domizilprincip  ist  in  Art.  13  eine  tiefeingreifende  specielte 
Eollisionsnoim  aufgestellt,  dahin  lautend: 

,Hat  ein  handlungsunfähiger  Ausländer  in  der  Schweiz 

ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen,  so  kann  er  sich  auf  seine 

Unfähigkeit  nicht   berufen,  sobald  er  nach  schweizerüchem 

Recht    zur   Zeit    des   Abschlusses    handlungsfähig   gewesen 

wäre")." 

Der  Art.  13  d.  Entw.  entepricht  dem  Art.  10  des  B.G.  betr. 

die  persönliche  Handlungsfähigkeit  vom  22.  Juni  1881 

(und  nicht  minder  dem  Art.  7  Abs.  3  Satz  1  d.  E.G.  z.  deutsch. 


13)  Sehe  lüerflbei  nnd  Umliahe  Fragen  Baratriti,  Das  intematioiiale 
Printrecht  im  Bfl^erL  QcHtibncli  f.  d.  Denteche  Räch  S.  20  ff.  Die  Fnge 
BMb  der  Benrteiliiiig  M  mehi&chem  Domiiil  dtiifte  wenig  Interesse  bieten, 
lomal  der  Entwurf  kein  mehifaches  Domizil  kennt    Art.  21  d.  Entw. 

U)  Diewr  Art  13  d.  Entw.  stimmt  im  allgemeinen  mit  dem  Art  7 
Abi.  3  Satz  ]  d.  E.Q.  s.  dentscb.  B.G.B.  ttbereln,  der  beaagt:  „Nimmt  ein 
Anallnder  im  Inland  tön  RechtageacbUt  vor,  fOr  das  er  gescbiflsonflUiig 
(d.  h.  eben  handlmigennfAhig)  oder  in  der  OeschSflsfilhigkeit  beeducttokt  Ist, 
w  gjlt  er  fllr  diese«  BeebtagesehUl  insoweit  als  geachttflsfUiig ,  als  er  nach 
dcntseken  Oesetaen  geaehfiftaffthig  sein  wOrde." 

Vgl  «nch  Bartuetti,  Das  internationale  PriTatreobt  8.  43  ff. 
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B.G.B.  —  «ehe  unten  Anm.  14),  er  erbl&rt  die  lex  fori  fltr 
mal^ebend  in  betreff  der  Handlnngsi&higkeit  des  AuslftaderE**). 
Der  Art,  13  ist  ganz  allgemein  gehalten  —  er  spricht  gaat 
allgemein  von  nRechtsgesch&ft" ;  hieraus  ergiebt  sich ,  dafs  er 
eine  specielle  Norm  fhr  jede  Art  von  Rechtsgeschäft  aufstellt 
(und  nicht,  wie  Art.  7  Abs  3  Satz  2  E.G.  z.  deutsch.  RG.B., 
die  familieDrechtlicben  und  erbrechtlichen  Rechtsgeschäfte,  sowie 
die  Rechtsgeschäfte,  durch  die  über  ein  auslftodiscbes  Grundstock 
verfugt  wird,  ausnimmt"). 

ScboD  das  geltende  Schweizerrecht,  das  B.G.  über  Obli- 
gationenrecht, hat  in  Art,  822  eine  besondere  Anwendung  dieser 
Vorschrift,  und  zwar  in  betreff  der  Wechselfähigkeit  eines 
Ausländers.  Vgl.  auch  Art.  84  d.  deutsch.  W.O.,  der  dasselbe 
bestimmt. 

Specielle  Kollisionsnormen  hat  der  Entwurf  in  betreff  der 
juristischen  Personen,  und  zwar  bat  er  deren  zwei;  in 
Art.  70  Abs.  2  und  Art.  72  Abs.  2. 

Art.  70  Abs.  2  statuiert:  „Körperschaften  und  Anstalt^, 
die  im  Ausland  ihren  Wohnsitz  haben,  steht  das  Recht  der 
Persönlichkeit  in  dem  Umfange  zu,  in  dem  das  fremde  Recht 
sie  ihnen  verleiht,  in  keinem  Falle  aber  in  gröfserem  Umfange, 
als  ihn  das  schweizerische  Recht  bestimmt" 

Der  Entwurf  steht  also  auf  dem  Standpunkt  der  neu^n 
Rechtsprechung,  die  die  Frage,  ob  ausländische  Körpersdiaften 
und  Anstalten  im  Inland  anerkannt  werden  sollen,  bejaht. 

Die  Persönlichkeit  solcher  ausländischen  juristischen  Per- 
sonen soll  aber  jedenfalls  nur  diejenigen  Rechte  haben,  die  ihnen 
nach  ihren)  eigenen  Rechte  zukommen,  und  zwar  sowohl  nach 
Daner  als  nach  Umfang,  und  zudem  niemals  mehr  Rechte  als 
die  schweizerischen  erhalten :  denn  das  Mafs  der  Persönlichkeit 


15)  Und  sntratTend  b«ioeTkt  Marcuten  a.  a.  0.  S.  45,  dttfa  (um  aolcba 
I^nKbrAnkiing  der  Geltung  dea  PenoiulBtktiiti  xn  Gnarten  der  lese  fori  im 
IcterMse  dea  Verkehn  geboten  enchdnt,  trorfiber  n»n  heote  demlieb 
«inig  ad. 

16)  Bati:  2  d.  Ab«.  3  Art.  7  dea  E.G.  s.  dentMb.  B.G.B.  lantet  nlmüch: 
„Äof  fiunilieaTeohtliebe  und  erbrecbtUche  KecbtageacbUte  Mwie  anf  Bacfato- 
geecbkfte,  dnrdi  die  über  ein  siuläadiiebM  Onrndataek  TerfOgt  wird,  findet 
dicae  Vorscbrift  (des  Satz  1  Abe.  3  d.  Art  7  b«Mgten  E.O.)  kone  An- 
wendnag."    Vgl.  BaraieUi  &.  a.  0.  S.  43ff. 
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ist  absolut  und  richtet  sicli  nach  dem  Recht  des  eigenen  Staates, 
Bo  daft  die  Schranke  der  Anerkennung  von  niemandem,  auch 
nicht  in  Qunsten  der  aoalftodischen  Gebilde,  OberBchritton  werden 
darf"). 

Hier  tritt  also  das  Nationalitfttsprincip  durchaus  zurück, 
and  zwar  auch  schon  auf  Grund  der  Yorbehaltaklausel 
der  Ziff.  V  Abs.  1  (S.  251  d.  Entw.)  —  «es  handelt  üch  um 
die  5fientliche  Ordnung". 

Und  eine  Anlehnong  an  das  Domizilprineip  enthält 
die  Bestimmung  des  Art.  72  Abs.  2  des  Entwurfs,  lautend: 
.Öffentliche  Körperschaften  und  Anstalten  des  Auslandes  be- 
dOrfen  zum  Erwerbe  von  Liegenschaften  der  Bewilligung  des 
Bundesrates.*  Auch  dies  ist  dne  sehr  zweekmftrsige  Vorschrift 
der  ,fiffentliehen  Ordnung".  (In  Art.  72  Abs.  1  ist  den  Kantonen 
das  Recht  vorbehalten,  den  Erwerb  von  Zuwendungen  Ober 
1000  Francs  und  von  Liegenschaften  durch  Körperschaften  und 
Anstalten  [inländische  wie  ausl&ndiscfae]  von  einer  Genehmigung 
der  Kantonsregiemog  abb&ngig  zu  machen.) 

B.  Speeielle  Kollisionsnormen  des  Familien- 
rechts. 

Hier  giebt  uns  der  Entwurf  eine  ziemlich  grofse  Anzahl 
solcher  KollisionSDormeD. 

1.  Im  Eherecht 

Unzweifelhaft  hängen  die  Voraussetzungen  der  Ehe- 
abschliefsung:  die  Ehefähigkeit,  der  Mangel  der 
Ehehindernisse,  die  VerkOndung  und  die  Trauung, 
80  wie  sie  im  Entwurf  festgesetzt  sind,  mit  der  öffentlichen 
Ordnung  zi^ammen  (Ziff.  V  S.  251  d.  Entw.),  und  es  darf 
daher  in  der  Schweiz  keine  Ehe  abgeschlossen  werden,  der  z.  B. 
eines  der  im  Gesetze  bezeichneten  öffentlichen  EhehindemisBe 
entg^ensteht,  oder  in  betreff  welcher  es  dem  einen  oder  anderen 
der    Nnpturienten     am     gesetzlichen    Ehefähigkeitsalter    fehlt 

IT)  So  nhr  ntiefiend  der  Bedaktoi  in  dm  Erlttntenmgen  S.  75  n.  76. 
Elat  flnchdnt  mir  xwax  die  Faastuig  des  Art.  70  Abt.  2:  „KOiperecbafteu 
n.  B.  V.,  die  im  AoalMid  ihren  Wohnmte  haben,"  u.  ■.  w.  —  allein 
•ollen  such  Körpenchaften ,  die  swax  ihre  Entstehong  Kuf  du  aiulSndiBche 
Beeht  gifiuden,  aber  ihren  Sitz  in  der  Schweiz  haben,  nicht  auch  fblgerongs- 
«OM  miter  denuelben  Beohtautse  atehen?  Vielleicht  nüide  ea  lick  em- 
pfdiien,  dem  Artikel  eine  etwas  andere  Fanong  ed  geben. 

MUcliTlft  1.  inUm.  Privat-  a.  Bfrentl.  BHbt.  Xn.  19 
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(Art  116)'").  Es  ÜDdeo  sich  unter  den  Vorschriften  aber  die 
VerkQndang  svei  speeielle  Eollisionsnormea,  die  des  Art.  125 
Abs.  2  n.  des  Art.  126.  Art  125  Abs.  2  bestiount,  daTs  du 
VerkOndungsgesnch  eines  Schweizers,  der  im  Aaslande 
wohnt,  beim  Civilstandsbeamten  seines  Beimatsortes  an- 
gebracht werden  kann,  während  sonst  die  allgemeine  R^l 
ist,  dafs  dae  Gesuch  um  VerkOndung  beim  CivilBtandsbeamtNi 
des  Wohnsitzes  des  Br&utigama  anzubringen  ist  (Art  125  Abs.  1). 
Hitbiu  kann  ein  im  Ausland  wohnender  Schweizer  sein 
VerkündoDgsgesuch  beim  CiTilstandsbeamten  seines  Ausland»- 
wohnsitzes  oder  auch  bei  jenem  seines  Heimatsortes  in  der 
Schweiz  anbringen.  Art  126  statuiert,  daTs ,  wenn  der 
Bräutigam  ein  Ausländer  ist  (also  ein  Ausländer  der 
einen  oder  anderen  Klasse  der  Ziff.  II  Abs.  I  u.  2,  das  Gesetz 
unterscheidet  nicht)"),  das  VerkQndungsgesuch  au  seinem 
Wohnsitz  angebracht  werden  kann,  voransgesetzt  darseriw 
der  Regierung  des  Wohnsitzkantons  die  Einwilligung  zur  Ehe- 
schliefsung  erhalten  hat  (und  diese  Einwilligung  kann  nicht 
verweigert  werden,  wenn  die  Heimatbehörden  die  Ehe  ihres 
Angehörigen  mit  allen  ihren  Folgen  anzuerkennen  erklären). 
AusdrOcklich  ist  dann  noch  im  Abs.  3  Art  126  ausgesprochen : 
.Vorbehalten  bleiben  Vereinbarungen  mit  dem  Auslande.' 

Diese  kommen  dann  natfirlich,  im  Falle  sie  getroffen  sbd, 
gemäfs  Art.  5  in  erster  Reihe  zur  Anwendung. 

Der  Entwurf  schliefst  sich  in  den  angefahrten  Artikeln  (wie 
überhaupt  in  den  Artikeln,  die  von  der  Verkündung  Und  Trauung 
handeln)  dem  geltenden  Gesetze  (B.G.  r.  1874)  an;  die  ge- 
troffenen Abänderungen  sind  meistens  nur  redaktioneller  Art. 


18}  Gani  richtig  hebt  Marcvaen  a.  a.  0.  S.  47  herrOT,  dab  man  in  be- 
treff des  EhefUiigkoitsalteiB  due  iwingende  Vorschrift  der  ijfientlicliaB 
Ordnong  annehmen  mub,  die  ihm  beaonden  anch  duHtu  m  folgen  scheint 
dab  Art  116,  anden  wie  daa  dentschs  B.Q.B.  §  1303,  der  ZnlAnigkffit  ein« 
IKapenaee  gar  nicht  gedenkt  —  nnd  dalä  Ihm  t&r  adne  AnfEkasmig  auch  dir 
Umstand  qmcht,  dafe  im  Art  116  in  Anerkeunnug  ebiet  Fordenmg  der 
Fnnenbewegiing  der  Beginn  der  EhemDndigkät  mäter  hinansgerflckt  wordSD 
iit,  wie  in  der  früheren  Fasrang  des  Entwurfs. 

19)  Hier  ist  jedenfalls  im  Art  126  Abs.  1  den  Worten:  .Ist  der 
Brilutigam  ein  AiulUnder'  Iieisnfllgen,  „der  in  der  Schweii  sänen  WohnKti 
hat"  —  Diee  ergiebt  (öcb  aus  dem  Übrigen  Inhalte  des  Abs.  1  des  Art  196. 
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In  Art  125  ist  etwas  materiell  Neues  gebracht,  nämlich  die 
B^elung  der  Verkandung  fOr  AuBlUnder,  die  in  der 
Schweiz  wohnen,  w&hrend  im  B.G.  v.  1874  dieser  Fall 
nicht  geordnet  ist  —  Art.  29  des  B.6.  spricht  nur  von  Ver- 
kOndongen  von  Schweizern  in  der  Schweiz. 

Art  126  lehnt  sich  an  Art.  31  Abs.  4  des  B.6.  t.  1874  an 
(neu  hierbei  ist  der  aosdr&cfclich  statuierte  Vorbehalt  von  Ver- 
tTftgen  mit  dem  Ausland). 

Art  136  Abs.  2  bestimmt,  dars  die  Trauung  eines  Aus- 
lind e  r  s ,  der  in  der  Schweiz  keinen  Wohnsitz  hat, 
nnter  Vorbehalt  der  Vereinbarungen  mit  dem  Ausland,  durch 
die  AnfsiebtsbehSrde  nur  bewilligt  werden  kann,  wenn  die 
Heim&tsbehdFden  die  Ehe  ihres  Angehfirigen  mit  allen  Folgen 
anzuerkennen  erklären.  Auch  diese  Bestimmung  stimmt  mit 
Art  37  Abs.  4  des  B-G.  von  1874  aberein  (abgesehen  von  dem 
Auslandsvertragsvorbehalt,  der  neu  ist)'"). 

In  Art  157  Abs.  1  haben  wir  als  Anwendung  der  all- 
gemeinen in  Ziff.  V  Abs.  2  aufgestellten  Kollisionsnorm  den 
Satz:  „Die  im  Ausland  nach  dem  dort  geltenden  Rechte  ab- 
geschlossene Ehe  wird  in  der  Schweiz  als  gültig  betrachtet". 
Es  ist  dies  eine  Anwendung  des  Satzes  locus  regit  actum  (es 
gilt  m.  a.  W.  die  lex  loci,  ubi  actum  est,  —  ^e  lex  loci,  ubi 
aämit  est,  regit  actum  quoad  ran  et  formam). 

In  Art.  157  Abs.  2  ist  die  specielle  Kollisionsnorm  auf- 
gestellt,   wonach    die    im    Ausland    geschlossene   Ehe    eines 


aO)  Mareuatn  i.  b.  0.  S.  42  hebt  uch  noch  den  Art.  1S6  herror,  der 
n  Zweifeln  A&Iaik  geben  könnte.  In  ihm  findet  üch  die  Sachnoim,  dub 
bei  einer  PntattTebe,  die  fBi  nugflltig  erklKrt  worden  ist,  die  gntgUtalHge 
Qm&mi  Ihien  Stand  behUt,  nbei  den  Namen  ihrer  aogeatommten  Familie 
wieder  annimmt 

El  kSnne  rieh,  ngt  Ma/raua%,  nnn  am  die  Frnge  bandeln,  nach 
wdehem  Baehte  es  zn  benrteüen  sei,  ob  eine  Wiederrerheiratnng  möglich 
Mi,  wenn  der  Mann  AosUnder  nnd  die  Frau  Scbweiserin  war,  und  da 
sei  wohl,  weil  Art  15Ö  in  erster  Keihe  SchweinerTerhUtoiase  regle,  das 
Sehwelserreebt  su  Anwendung  an  bringen;  wenn  dagegen  der  Mann 
SchwfliMr  und  die  Fiau  AnslSnderin  war,  so  habe  ihr  Becht,  das  Ans- 
badsreebt,  bei  Beartmlong  der  Frage  Plata  zn  grrifen.  Mir  ist  dies  nicht 
recht  verstHndlich,  weil  doch  wohl  nach  jedem  Becht  bei  einer  für  ongültig 
eAUrten  Ehe  der  WiedenrerhüratoBg  nicht«  im  Wege  steht,  nnd  ich  nicht 
«asshen  kann,  dals  es  hier  von  Belang  ist,  ob  diese  oder  jene  Qesetsgebang 
PUta  greift 

19* 
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Schweizers  aar  dann  ffir  ungültig  erklärt  verden  kann,  wenn 
sie  sowohl  nach  dem  dort  geltenden  als  nach  schweizerischem 
Recht  ungültig  ist.  Es  stimmt  dies  (Abs.  2)  materiell  ganz  mit 
dem  Art.  54  des  B.G.  v.  1874  Oberein.  Abs.  1  des  Art  157 
des  Entw.  stimmt  mit  Art.  54  Abs.  3  der  Bundesverfassong 
materiell  überein. 

In  betreff  der  Ehescheidung  geben  die  Art.  166  u.  167 
specielle  Kollisionsnormen. 

Id  Art.  166  ist  die  ZustJUtdigkeit  in  Übereinstimmung  mit 
dem  geltenden  Rechte  geregelt.  Wenn  ein  schweizerischer 
Ehegatte  die  Ehescheidungsklage  erhebt,  so  ist  solche,  wenn 
er  in  der  Schweiz  wohnt,  beim  Richter  seines  Heimats- 
ortes anzubringen.  Der  letztere  nimmt  die  Klage  jedoch  nnr 
dann  entgegen,  wenn  ihm  vom  Kläger  der  Nachweis  erbracht 
wird,  dafs  sie  beim  Richter  seines  (auBländischeu)  Wohnsitzes 
nicht  angebracht  werden  kann'^). 

Nach  Art.  167  wird  die  Klage  des  Aualftnders,  der  in 
der  Schweiz  Wohnsitz  hat,  zwar  grundsätzlich  zn> 
gelassen  —  und  es  ist  dieselbe,  die  von  ihm  zu  erhebende 
Scheidungsklage,  beim  Richter  seines  Wohnsitzes  anzubringen. 
Hierbei  ist  jedoch  die  Voraussetzung  gemacht,  dal^  der  Nach- 
weis erbracht  sei,  es  könne  der  Kläger  beim  Gericht  seiner 
Heimat  seine  Klage  nicht  anbringen,  und  es  werde  die  Scheidung 
nach  Gesetz  oder  (jerichtsgebrauch  sowohl  in  Bezug  auf  den 

21)  Treffend  bebt  hier  Xaraam  *.  ■.  0.  S.  48  berror,  nschdem  ernch 
über  Art.  4S  Abs.  2  de«  B.Q.  v.  ISli,  der  s.  Zt.  du  geltende  Beebt  Bbor 
die  Sch^nsg  von  Schweiaeni  im  AoBluid  entbttlt,  verbreitet  bst,  wonuli 
beim  Uuigel  eines  DoDiizUa  in  der  SchweiE  die  Klage  auf  Nicbtigkeit 
oder  Scbeidnng  der  Ebe  am  Heimatsort  oder  am  letitea  eebweinriaclMo 
Wohnort  erboben  weiden  kann,  and  dargelegt  hat,  dab  nacb  der  beir- 
■cbenden  Anriebt  diesee  „kann"  nicht  die  Bedeutung  hat,  dafa  in  der 
Schwäe  auch  analBndiaohe  Sohödangaiirteile  Ton  Schwe!ier-E3iegatten  an- 
erkannt werden  müiHen,  —  dafs  der  Entwurf,  Art.  166  Abs.  2,  hier  auf  dem 
gegenteiligen  Standpunkt  steht.  Er  argomentiert  liobtig  so:  der  Biehter  dei 
HeönuttBOrtB  darf  die  Scheidnugaklage  nni  nnter  der  in  Ail  166  Aba.  S  nt- 
gegebenen  VoranMetaang  entgegennehmen.  Kann  der  Ehegatte  dieMlbe 
nicht  erfüllen,  den  erlangten  Nachweis  nicht  erbringen  and  will  er  doeh 
klagen,  «o  moA  er  mangels  dieeer  Voiaunetsiing  am  Wobnsiti  klagoo. 

Wenn  aber  das  Gesetz  das  Wohnsiixgericht  für  kompetent  erkllrt,  m 
liegt  darin  implicite  auch  die  Anerkennong  des  von  demselboi  gefUlta 
Uitäls. 
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geltend  gemachten  Scbeidungsgrimd  als  auch  in  Bezog  auf  den 
BcbweizeriBchen  Gerichtastand  dort  anerkannt"). 

Die  BeBtimmangen  der  Art  166  und  167  greifen  auch 
analog  ffir  die  Klagen  auf  UngQUigkeit  einer  Ehe  Platz. 
Art.  158  d.  Entw. 

Von  InteresBe  ist  sodann  auch  for  die  internationale  Nor- 
mierung des  eheliehen  Goterrechtsdie  specielle  Eollisionft« 
norm  des  Art.  211.  Er  bestimmt,  daß  der  G&terstand  doreh 
den  ersten  ehelichen  Wohnsitz  festgestellt  wird  and  dafe  Un- 
wandelbarkeit desselben  bei  Wohnsitzwechsel  besteht. 
Nach  dem  Entwurf  giebt  es  nur  noch  einen  ordentlichen  und 
einen  aulberordentlichen  gesetzlichen  Qaterstand**),  ihm  gegen- 
über steht  der  Tertragsmäf^ige.  Ist  nun  einmal  der  Goterstand 
in  gesetzlicher  oder  vertragsm&TBiger  Weise  geregelt,  so  ist  er 
nach  Art.  211  Abs.  1  ein  unwandelbarer  Gaterstand,  der  durch 
DomizUwechsel  keine  Änderung  erleidet.  Art.  211  Abs.  2 
fordert  Übrigens  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Verkehrs,  dal^ 
der  im  Ausland  begründete  GOterBtand  zur  Wirksamkeit 
Dritten  g^enllber  im  schweizerischen  Wohnsitz  in  das  Eheguts- 
register  eingetragen  werde. 

Die  ünwandelbarkeit  des  QQterstandes  des  ersten  Ehe- 
wohnsitzes  kann  freilieb  dadurch  hinwegfallen,  dafä  schweizeri- 
sche Eheleute  ihren  Wohnsitz  in  das  Ausland  Terlegen: 
denn  in  diesem  Falle  kommt  das  Recht  des  neuen  Wohnsitzes 


32)  Maratum  lagt  «.  &.  O.  ä.  48  auch  latreffiBod  dan  Untanehied  du, 
da  swiacboi  dam  die  Sekaidnngaklag«  «nei  in  der  Seh  weil  domi^arten  Ao»- 
Una«  nm  Oagenatuid  habenden  Art.  56  dea  8.0.  v.  1874  and  dem  Art  167 
det  Entwarft  In  dnigan  Panktan  beateht  —  woianf  ich  hier  hinweiia.  V^, 
ndi  n  Art.  166  n.  167  dea  Entw.  (fiflhei  Art.  162  o.  163)  BariueUi,  Der 
Vonntwiuf  x.  eratan  nnd  iweitai  Teil  dea  Bchwataariachen  (Svilgasatibacht 
(Bon  16B8)  S.  115  o.  116,  wo  ich  auch  noeb  daranf  hingewiaaen  habe,  dab 
die  Bertimmnng  dea  Art.  163  (jetzt  167)  dea  Entwurfa  de^emgen  dea  Art.  17 
Aba.  4  E.O.  s.  B.Q.B.  f.  d.  Deutsche  Reich  entapiicht  Siehe  hieraber  BaraiOti, 
D«  iaienation.  PriTatrecht  im  B.a.B.  für  d.  Dentache  Bdch  S.  64  ff. 

SS)  Der  gaaetalicbe  QDtantand,  nnd  zwar  der  oidentliehe  geaetslfdie  — 
<l>e  Kg.  QfiterTerbindnng  —  konunt  legebnliaig  aar  Anwendang,  ea  win 
doo,  daTs  die  Partdeo  In  rertngam&adger  Wdae,  wobei  ne  jedoeh  nor  die 
V*U  awiachen  den  Tom  Entwurf  an^geatellten  drei  Oflteiatftnden  haben, 
an  ehelichen  Ofiterverhältaisse  geordnet  haben.     Art  201  o.  ff.  dei  Ent- 
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f&r  die  Fortdauer  des  BChweizerisclieD  Gllterreehte  in  Betracht, 
da  nach  Art.  201  Abs.  3  sich  hier  diese  Fortdauer  nach  dem 
Bechte  des  neuen  Wohnsitzes  richtet**). 

Wenn  die  Bchweizeriseheo  Ehegatten  ihren  ersten  Ehe- 
wohnsitz im  Ausland  haben,  so  bestimmen  sich  ihre  GDter- 
▼erhftltnisBe  nach  Schweizerrecht  —  ZifF.  I  Abs.  1  (Sehlufttitel), 
soweit  nicht  das  ausl&ndische  Recht  sie  unter  sein  eigenes  Recht 
stellt    Ziff.  I  Abs.  2. 

Kehren  diese  Ehegatten  wieder  in  die  Schweiz  zurilek,  so 
setzen  sie  hier  das  im  Ausland  begrtlndete  GOterrecfat  fort:  Bas 
ausländische,  oder  in  Ermangelung  einer  Bestimmung,  die  jenes 
fQr  mal^ebend  erkl&rt,  das  schweizerische"). 

In  allen  Fällen  greift  aber  Ziff.  I  Abs.  3  Platz  (entsprechend 
dem  Vorbehalt  der  Ziff.  I  des  Art.  28  d.  B.6.  t.  1891),  wonacli 
die  den  Ehegatten  gehörigen  und  in  der  Schweiz  gelegenes 
Liegenschaften  nach  schweizerischem  Recht  zu  beurteilen  sind. 

Art  215  Abs.  3  bestimmt  auch  noch,  dafs  Ehegatten, 
die  ihren  Wohnsitz  aus  dem  Ausland  in  die  Schweiz  ver- 
legt haben,  auch  dann  einen  Ehevertrag  abschlieAien  kftnnen, 
wenn  das  fremde  Recht  ihnen  das  nicht  gestattete.  Diese 
Bestijumung  entspricht  deijenigen  des  Art.  15  Abs.  2  (SchluTg- 
satz)  d.  E.G.  z.  deutschen  B.G.B.  **). 


24)  Vgl.  «ich  ra  Alt  211  dM  Entwarft  die  EMXntonuigeii  Uand, 
8.  leO,  womIM  lieh  dm  Bedaktor  aneh  in  ESm  Gber  du  c  Zt  g«lt«id« 
Baoht  Teibitntot  (Art.  19,  28  n.  81  dei  B.Q.  t.  25.  Jnni  1891). 

Sleha  foTDor  Jlfarcwwfi  m.  ».  0.  S.  49,  dar  hier  hMbeHnderc  den  Ait  19 
d.  B.O.  V.  25.  Jimi  1891  erlAntert  und  mit  Recht  ngt,  Amü  d«r  äitwitrf  uf 
dem  Gebiet  dw  ehelich«  Ofiterrechte  in  erfieiillchem  Qegen«di  sam  geHcoda 
Becht  ataht. 

25)  Vgl.  &bei  die  hier  etwa  antretenden  Tereehiedenen  HBgliefakeitHi, 
von  denen  ieh  einige  im  Text  erOrtert  hkbe,  Sader,  Das  Bondeageaets.  betr. 
die  dvilrecbtllchen  VeTfatltnisee  der  Niedergelasaenen  nnd  Aufenthalter 
(ZOrich  1S99),  Anm.  m  Art.  Sl. 

28)  Et  iat  di«a ,  wie  Marciuen  a.  a.  0.  S.  49  anten  richtig  bemvk^ 
die  glncbe  wUrke  Betonnng  dea  «uiheiniiBahen  RechtMtandponkls  wie  ta 
Art  15  Aba.  2  E.O.  b.  B.G.B.  Tgl.  Aber  dieaen  Art  15  anoh  BangOti.  Du 
internationale  PriTatreebt  S.  72  n.  ff. 

Übrigens,  wenn  Deutschland  im  intenmldoiMlen  Prinitrecht  deo  rin- 
heindscben  Bechteetandpnnkt  so  stark  betont,  und  swar  nicht  bloli  im  ot 
Art  15,  tondem  aach  in  anderen  Artlfcehi  des  dt.  ELOea.,  wamm  sdl  dai 
nicht  aach  anderen  Staaten,  nicht  anoh  der  Sehwäs  erlaabt  söu? 
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Id  des  Materien  der  Legitimatioa  und  Adoption 
aind  specielle  EolliaionBQormen  in  den  Art.  288  and  295  gegeben. 
Die  Wirkung  der  Legitimation,  das  Etaelicfaverden  eines  an- 
ehelichen  Kindes  mit  Einschlob  seiner  ehelichen  Machkommen- 
BCtaaft  n.  B.  w.,  tritt  fOr  landesfremde  Kinder  (,fflr  ein  Eind, 
das  nnter  fremdem  Hecht  steht")  nur  unter  der  Voranssetsui^ 
ein,  daä  das  heimatliche  Recht  derselben  sie  anerkennt 
(Art.  288  Abs.  1),  und  das  Gleiche  gilt  für  die  Legitimation 
TOB  unehelichen  Kindern  durch  Ausländer,  die  in  der' 
Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben;  auch  hier  murs  deren  An- 
erkennung nach  ihrem  heimatlichen  Rechte  nachgewiesen 
wenien  (Art.  288  Abs.  2). 

Es  kommt  mithin  hier  die  lex  patriae ,  das  Nationalit&ts- 
princip,  gerade  so  wie  in  Art  8  des  B.G.  v.  1891  zur  An- 
wendung. Während  aber  in  cit  Art.  8  nicht  allein  die  An- 
wendung des  Heimatsrechts  verlangt  wird,  sondern  auch  nur  die 
Gerichte  der  Heimat  als  allein  zuständig  erklärt  werden, 
hat  Art.  288  das  letztere  nicht  verordnet,  er  begnügt  sich  damit, 
data  der  Nachweis  erbracht  wird,  dats  der  Heimatsstaat  die 
Wirkung  der  Ehelicherklärung  anerkennt ,  womit  auch  die 
CxkluBive  Gerichtsbarkeit  des  Heimatsstaats  (Art.  8  B.G.)  Qber- 
flttssig  gemacht  ist 

Der  Omnd,  weshalb  hier  eine  Anknüpfung  an  das  HeimatB- 
reeht  stattfindet,  liegt  wohl  darin,  daA  es  sich  bei  der  Khelieh- 
erklämng  um  eine  Materie  handelt,  die  der  PriTatwillkQr  ent- 
zogen ist  und  mit  dem  Öffentlichen  Rechte  zusammenhängt,  und 
dal^  daher  die  Rficksichtnahme  auf  das  heimatliche  Recht  ohne 
Zweifel  in  der  Regel  durchaus  im  Sinne  des  heimatlichen  Rechts, 
sowie  in  der  Natur  der  Verhältnisse  liegt"). 

Und  Art.  295  statuiert,  wohl  von  derselben  Erwägung  aus- 
gehend, dafs  für  die  Adoption  eines  unter  fremdem  Recht 
stehenden  Kindes  und  fUr  jene  seitens  eines  Ausländers,  der 
in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz  bat,  die  gleichen  Vor- 
schriften wie  bei  der  Ehelicberklärung  gelten. 

Was  die  intemationalreehtliche  Behandlung  der  unehe- 
lichen Geburt,  des  anfserebelichen  Kindesverhalt- 


27)TgL   Bott,   ZätMhrift  f.  lehweisaiMshM  Becbt,    N.  F.,   Bd.  lU 
8.  661L  — ,  Mwie  Bader  a.  •■  O.  Anm.  ■  n.  ff. 
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nisseB,  wie  der  Entwurf  sieh  auBdrflckt,  anlangt,  so  begegnen 
uns  hier  zwei  specielle  EolliBionsaonnen  —  in  Art.  342  und  352. 

Nach  Art  334  kann  die  Matter  eines  nicht  aoerkaiinten 
auTBerehelichen  Kindes  oder  auch  dieses  selbst  die  Vater- 
sehaftsklage  gegen  den  anfserehelichen  Schwangerer  erheben 
and  mit  derselben  verlangen,  da.tB  die  Vaterschaft  richterlieh 
festgestellt  werde"). 

Die  Vaterschaftahlage  ist  nan  entweder  nur  eine  Klage  auf 
Skonomische  Leistungen  (sie  hat  f&r  gewöhalieh  nur  einen  pekani' 
Aren  Charakter),  oder  sie  ist  anter  besonderen  Im  Entwarf  nfth«- 
geregelten  Voranssetzungen  eine  solche ,  die  nicht  nnr  auf  öko- 
nomische Leistangen  geht,  sondem  auf  Zasprechang  des  Kindes 
mit  Standesfolge. 

In  Art.  342  ist  nun  bestimmt,  daf^  die  Vaterschaftsklage 
auch  am  Heimatsort  des  Vaters  angestellt  werden  kann, 
wenn  der  Vater  und  die  Mutter  Schweizer  sind,  aber  weder 
der  Vater,  noch  die  Matter,  noch  das  Kind  einen  Wohnsitzinder 
Schweiz  haben,  jedoch  nur  unter  der  Voraassetznng, 
dafs  die  Klage  im  Aasland  nicht  erhoben  werden 
kann  (z.  B.  im  gegebenen  Falle  nicht  in  Frankreich  wegen  des 
Veitots  dieser  Klage  gemftfs  Art  340  Code  ein.  —  siehe  unten 
Anm.  28)«'). 


28)  Dem  Mifterefaalichai  Kind  IM  mtch  dem  Entwoif  g^oaQber  der 
Ustter  und  der  rnntteariichen  Terwandtichaft  die  volle  OleichiMluiig  mit  iao. 
ehelich  geborenen  gewUui  — :  denn  vuüer  temper  certa  «t  Anden  Ut'i  da- 
gegen im  VerhUtniB  smn  TAtor,  da  denelbe  Dicht  wie  die  Hntter  bnnur 
gewib  ist,  weehmlb  die  Rechtsordsung  hierauf  fifickdoht  ndmien  mala.  Dw 
Entwurf  hat  aim  im  Frindp  die  Vaterschaftiklage  mgelaaMU,  anden 
ala  im  fransöiÖHhen  Recht,  wo  bekanntlich  der  Gnmdaate  gilt :  Ja  ndurAt 
de  In  paUrmiU  tat  interdiU."    Art.  SM  Code  dv. 

29)  Soni^  wenn  die  Untter  oder  das  Kind  oder  der  Vater  (der  BekUgte) 
in  der  Schveia  Wohnaita  haben,  kann  die  Tatenohafteklage  bd  dem 
■chweiHriBchan  Kchter  des  WohnaitzeB  dea  KlSgers  oder  de«  Beklagten  an- 
gdiracht  werden;  wenn  die  Klage  auf  Zoaprechmig  dee  Kindei  mit  Standea- 
fblge  geht,  eo  hat  der  Kiehter  jedenfUI«  der  Heimatgemmnde  dea  Viten 
von  dem  Klageb^iehren  Mittdlnng  zn  machen  nnd  üe  snr  Wahntng  ihnr 
Tntniiatnii  ronmladen;  geht  üe  anaBohlielUich  auf  VermSgeDalrätamgen,  lo 
kann  aie,  wenn  der  Beklagte  in  der  Schw^  wohnt  (also  gaua  önerld,  ma 
die  Hntter  oder  das  Kind  wohnen,  gana  einerlei,  ob  diese  oder  der  BAlagte 
Schweiier    sind),    nnr    beim    Richter    eeinee   Wohnsitiea  i 
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Wenn  die  VoraossetEUDgen  der  Vatersehaftaklage  auf  Ver. 
urteilung  zu  pekoniftreD  Leistnnges  und  aof  Anerkeunung  mit 
SUndOBfolge  gegeben  sind  (Art.  347),  so  gelten,  wenn  der  an- 
eheliche  Vater  (der  Beklagte)  ein  Ausländer  ist,  die  gleichen 
VoTSckriften,  die  auch  bei  der  Legitimation  (Ehelicherklftroog) 
gelten  (Art.  288).    Dies  Btatniert  Art.  352'<*). 

In  der  Vormundschaft  ist  im  Princip  das  Domizil- 
recht als  AnknQpfnngsmomeat  anerkannt,  ganz  entsprechend 
dem  B.G.  t.  1891  (Art  10  d.  B.G.).  Dies  ergiebt  sich  aus 
Art.  406  d.  Entw.,  wonach  die  Bevormundung  fQr  Schweizer, 
die  im  Inland  (Schweiz)  wohnen,  an  ihrem  Wohnsitz  er- 
folgt (nnd  bei  Wechsel  ihres  Wohnsitzes  geht  die  Vormundschaft 
auf  die  Behörde  des  neuen  Wohnsitzes  —  in  der  Schweiz  — 
tkber)**),  und  aus  Art  408  Abs.  1,  der  als  speeielle  Eolliaioosnorm 
ÜiT  Ausländer,  die  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz 
haben,  statuiert,  dafä  ihre  Bevormundung  an  ihrem  Wohnsitz 
erffflgt    Art.  408  Abs.  1. 

Der  in  Art  406  aufgestellte  Grundsatz  der  Bevormundung 


IMm  Irt  du  Begelrocht;  in  Art  342  ift  sod  dio  oben  im  Tazt  du- 
gdegte  ipedelle  KoUidoiMioiin  fflr  doi  dort  ftag«gebawn  Fall  mnfgutsllt. 

Ich  Inn  mm  knch  der  Udnimg,  dsb  bin  du  Qnets  otwu  ni  koitt« 
pGnert  gestaltet  iit  nnd  dner  nenen  Bsdakfion  n  nntarwerfen  ttin  dflifte. 

30)  Du  nene  Becht  weicht  >1m  hier  weeentlicb  von  Art.  8  du  B.G. 
T.  1891  ab,  du,  wie  Marctuen  a.  k.  0.  8.  50  richtig  bemarkt,  gani  allgemein 
buB^kh  der  unehelichen  Gebart  nnd  deren  Folgen  auf  du  Hejinaterecht 


31}  Dnd,  wild  man  argbuen  mfluM,  hat  dann  anch  hier  die  Vonmmd- 
■ehift  flnea  Sits,  der  weehult,  wenn  der  berormnndete  Scbwdcer  Minen 
Wobnntn  in  der  Sehw^  weduelt  (ont«  Znstimmnug  der  Voimondsdinfli- 
beUtode).  Wetm  ee  heilU  „die  Berormnndnng  erfolgt  am  WohnntE",  ao  bt 
dumt  anch  geiagt:  „die  Vormmtdubaft  wird  am  Wohnrita  gefEkhrt" 

Der  Ornndsats  des  Art.  40Ö  gilt  wohl  anch,  wie  diee  Marcuten  a.  a.  0. 
8.  SO  berroilielrt,  fOr  die  Seh  weiser  im  Aaaland.  Nnr  igt  diea  wohl  Man 
TOilebat,  dalk  ea  noh  hier  am  berdta  in  der  Schw^  berormandete  Bchweiaer 
handehi  die,  wKhrend  rie  noch  beroimundet  nnd,  die  Schwöa  veriimen,  In 
iHwem  Fhlle  onteratebea  lät  ihrer  biiherigen  VoimandachaftsbcUrde  — , 
■bo  in  der  Regel  der  ihru  latiten  Wohnäties,  Mlange  der  Qmnd  der  Be- 
TOnwmdnpg  fortbeeteht  (s.  B.  wlange  der  Schweizer  du  20.  Alterqjahr  noch 
inelit  erreicht  hat,  and  keine  andern  OrOnde,  wie  z.  B.  Venchwendmigaeaeht 
oder  anbekannte  Abwesenheit  rorliegen).  —  Vgl  Art  29  B.O.  t.  1891 ,  der 
nlehea  rtatniert.  Ist  aber  eine  andere  Aafiunng  rnlladg,  M  mtUäte  der 
Art.  407  klarer  gefaJJt  werden. 
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der  Schweizer  im  Inlande  gilt  auch  for  die  bereits  im  InUnde 
berormundeten  Schweizer  im  Aiulande.    Siehe  Anm.  31. 

Nur  dann,  und  zwar  aasnahmsweite,  soll  nach  Art  437 
fQr  die  Schweizer,  die  im  Ausland  wohnen,  die  Bevor^ 
mnndoDK  in  der  Schweiz,  und  zwar  in  ihrer  Heimatagemeinde 
erfolgen  (die  Vormundschaft  in  ihrer  Helmatsgemeinde  ge^lhrt 
werden),  wenn  nach  schweizerischem  Rechte  ein  BeTormnndnngB- 
gnmd  vorliegt  und  entweder  das  Ausland  die  heimatUche  Vor- 
mundschaft anerkennt  oder  sich  Vermögen  in  der  Schweii 
befindet  (in  letzterem  Falle  haben  wir  es  also  mit  dem  Än- 
knüpfnngsmomente  des  Vermögens  zu  thnn)"). 

In  Art  408  Abs.  2  ist  sodaun  noch  in  betreff  der  Bevor- 
mondung  der  in  der  Schweiz  domizilierten  Ausländer  (die  Vor- 
mundschaft ist  Ober  sie  in  ihrem  Schweizerdomizil  zu  fnhno) 
bestimmt:  „Beansprucht  die  HeimatsbehOrde  die  Vormundschaft, 
80  wird  diese  an  sie  abgegeben,  sofern  der  Heimatstaat  Gegen- 
recht hält".  Siehe  über  diesen  speeiellen  Reeiprocitäta- 
grundsatz  (der  einzige,  der  im  Entwurf  angestellt  ist)  meine 
Darlegungen  auf  S.  274  Anm.  2  a.  E.  oben. 

In  Bezug  auf  die  Beistandschaft  bestimmt  Art  424, 
dafs  im  gegebenen  Fall,  wo  eine  Vorbeiständung  nötig  ftUt  die 
Inländer  und  die  Ausländer  gleichmäfsig  behandelt 
werden  sollen,  indem  er  statuiert:  „Die  Vertretung  durch  einen 


32)  DicMt  Ananahnw&ll  bedoht  rieh  wohl  ftof  ebw  «nt  notwendig 
werdende  VoTmnndguhftftabeatellong  (wie  Art.  30  d.  8.0.  r.  IStl, 
wUhreDd  Art.  29  ibid.,  d«n  mmn  wohl  ueh  Art  406,  wie  kogegeben,  u- 
]Miiiiiii  dßifi«,  neb  uf  die  bereits  in  der  Sehwels  bevonnandetai  SehwoMt 
benebt). 

Anch  in  Besng  «nf  Art.  407  durfte  ee  vEellrfcht  am  Plfttae  ■»,  m 
Iirongen  ronnbengen,  durch  eine  Nennd»kti(Hi  AbhdUe  m  tn&n. 

Der  Anadmck  „BeTormnDdnng*  in  den  Art  406—408  kt  mebt  gut  ge- 
wühlt; beflMT  wite  ee  rlelleicht  aa  ngoi:  die  VoimQndKhftft  fSr  Sehwöiw, 
die  in  der  Etebweic  wohnen,  irt  mi  ihrem  Wohnnts  m  fflhren  n.  e.  w.,  die 
Yonnandachaft  ■oll  ffir  Sebweuer,  die  im  Aoskud  wohnen,  nt»  denn  in  da 
Sebweii,  nnd  iwer  in  ihrer  Heimetegenmnde  geführt  werden,  wenn  n.1.«. 
Ee  ist  eben  swenfelhaft,  ob  men  mttei  „Beronunndang"  die  Beetellmig  der 
Vonnnodecheft  oder  vielmehr  die  Beetellong  der  Votmnndachaft  und  die 
Ffihmng  dereelben,  oder  endlich  nur  die  FtUmmg  der  VormuDdaeheft  in 
Tersteheu  hmbe. 

Vgl.  «leb  Baratetti,  Dm  Vorentwurf  n.  a.  w.  S.  299,  o.  Bartuetä,  Du 
intemetionele  PiiTntreeht  S.  92  ff.,  45  R. 
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Beistand  wird  fflr  Schweizer  and  AuBlfinder  durch  die  Vormond- 
Mhaftshehörde  ihres  Wohnsitzes  aDgeordnet"  (Art.  424  Abs.  1). 
Die  AnordnuDg  einer  VennOgensvervaltung  erfolgt  durch  die 
Yormuiidsehaftshehörde  des  Ortes,  wo  das  VermAgen  ais 
Ganzes  verwaltet  worden  oder  der  zu  vertretenden  Person  an- 
gefallen ist  (Art.  424  Abs.  2).  Hier  erscheint  also  das  Ver- 
mögen  als   Anknllpfungsmoment ,  es  gilt  die  lex  loci  rei  sHae. 

Krfolgt  die  VorbeiBt&ndung  zu  einer  einzelnen  Rechtshand- 
lung fltr  eine  Person  unbekannten  WohnsitEes,  wie  z.  B.  nach 
Art.  812  (besagend:  „Ist  der  Name  oder  Wohnort  eines  Grund- 
pfond^^ftubigers  unbekannt,  so  kann  in  den  fallen,  wo  das  Ge- 
setz eine  persönliche  Beth&tigong  des  Gläubigers  vorsieht,  zum 
Zwecke  der  EnnOglichung  dringend  erforderlicher  EntBcheidnngen 
auf  Antrag  des  QnindbnchTerwalters  dem  Gläubiger  durch  die 
Vormundschaftsbehörde  ein  Beistand  bestellt  werden"),  so  er- 
scheint auch  nach  dem  Sinne  des  Art.  424  der  Ort,  wo  das 
Yermßgen,  hier  die  unbewegliche  Sache,  Hegt,  als  zu- 
stftndig**). 

C.  Im  Gebiete  des  Erbrechts,  das  auch  wie  die  bereits 
abgehandelten  Materien  nach  Ziff.  I  und  II  (Schlurgtitel, 
Abechn,  I)  in  Übereinstimmung  mit  der  herrschenden  Praxis 
des  internationalen  Privatrechts  den  Statuta  persottälia  beizu- 
zählen ist,  ist  in  Art.  542  Abs.  2  eine  Bestimmung  gegeben,  die 
den  famr  testamenti  im  Auge  hat  und  daher  einen  weiten  Spiel- 
raum in  betreff  der  anzuwendenden  Form  fOr  die  Errichtung 
der  letztwilligen  Verfügungen  gewährt.  Der  Artikel  ist  im 
wesentlichen  dem  Art.  24  des  B.G.  v.  1891  nachgebildet  —  und 
werde  ich  auf  denselben  weiter  unten  zurQckkommen  — ,  wo  ich 
fiber  die  Form  der  Rechtsgeschäfte  spreche,  die  der  Entwurf 
in  höchst  zweckmäfsiger  Weise  fOr  das  Gebiet  des  internationalen 


33)  So  darchana  tibenengend  dar  Redaktor  in  den  ErUUiteningfln, 
B.  280,  wo  er  auch  noch  folgaidea  fiber  die  Örtliche  ZuBtftndi^eit  ausfahrt) 
„Bier  kann  noch  mehr  ak  bri  der  ordentlichen  BeTormtmdtuig  auf  den 
Wohwta  der  an  ToibdatKndenden  Penon  abgeatellt  werden,  ohne  Rück* 
■  ieht  anf  die  NatienalitKt  derielben,  alao  fQr  Sehweicer  nnd 
AnalXnder.  Nur  bei  der  dgentüehen  Termj^ensTerwaltung  kann  der 
WohuRti  keine  entachddende  Bedentnng  haben,  denn  die  Person  hat  hier 
meist  keinen  brannten  Wohuaita,  oder  die  Venraltiuig  wird  überhaupt  ia 
xweekmUUger  Wöm  da  erfolgen  m&tsen,  wo  das  VermSgen  liegt. 
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Privatrectits  durch  klare  Bestimmungen  festgestellt  hat.  Eine 
veitere  specielle  KoUiBionsnorm  findet  sieh  Ober  die  Eröffnung 
des  Erbgange  in  Art.  555. 

Diese  Eröffnung  rollzieht  sich  am  letzten  Wohnsiti 
des  Erblassers,  d.  h.  am  Wohnsitze  desselben  zur  Zeit  seines 
Todes,  bezw.  an  seinem  früheren  Wohnsitz,  venu  er  zur  Zeit 
seines  Todes  keinen  Wohnsitz  hatte,  -—  und  zwar  für  die  Ge* 
samtheit  seines  Vermögens  (dieses  ist  also  der  AnknttpfiiiigB- 
moment).  Diese  R^:el  (Art  555  Abs.  1)  hat  exkluBive  Qeltmig, 
es  v&re  denn ,  dafs  Vertrage  mit  dem  Ausland  etwas  anderes 
bestimmen  —  sie  greift  daher  (abgesehen  von  dieser  selb^ 
Terst&ndlichen  Ausnahme)  auch  dann  Platz,  wenn  der  Erblasser 
ein  Ausländer  war,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  das  Heimats- 
reebt  desselben  etwas  anderes  bestimmt,  soweit  es  sich  um  Ver- 
mögen handelt,  das  sich  in  der  Schweiz  befindet  (Art,  555  Abs.  2). 

Der  Art.  555  sehliel^t  sieh  somit  an  das  z.  Zt.  geltende 
Recht  an,  d.  i.  Art.  23  des  B.G.  v.  1891. 

In  Abs.  2  des  Art.  555  findet  der  bereite  in  Art.  32  d.  B.G. 
T.  1891  liegende  Gedanke,  betreffend  die  Beerbang  eines  in  der 
Schweiz  domizilierten   Ausl&nders,  seine  nähere  AuBfDhrung**). 


34)  So  aotrefhnd  die  EiUDlcrangeii  des  Bedakton  mm  Erbrecht 
(2.  Heft  der  Eriiat)  S.  97. 

SelbetremUiidlich  liegt  für  die  Bififiiniiig  des  Erbfpmgw  (derselbe  roll- 
■ieht  noh  ja  awiacihen  dam  Erblanar  und  dem  &b«i,  und  knSpfl  sieh  die 
ISrSffiiimg  deaeelben  detngemftßi  an  die  VonnssetiaDgen ,  dieTorhandeo  ikb 
mfloBeii,  damit  dne  Pemn  ErblaaBer  oder  Erbe  werden  kann  — ,  so  aotreStad 
ErUnterangen  a.  a.  0.  6.  96)  die  einiige  VonuuMtnmg  in  betreff  dai 
ErblaBsers  (abgeMhen  von  den  besonderen  VoraohrifteB  über  die  Tei- 
fügongen  Ton  TodeawegeD)  in  aeinem  Tod.    BerediUu  vivnOit  ittm  ett. 

AosnahmiweiM  wird  aber  der  Erl^ang  wegen  VerBcboIlenbeit 
(üner  Person  eröffnet,  anoh  obne  dafs  ihr  Tod  bewiesen  Ist.  Wie  es 
bier  an  halten  ist,  ergiebt  tick  nz  Genüge  ans  Art  36  des  Entw.,  ans  dam 
folgt,  daTs  der  Ert^ang  im  Falle  der  Venobollenbeit  stattfindet,  ohne  da& 
der  Tod  des  Erblassers  strikte  bewiesen  m.  weiden  braucht.  Treffend  be- 
merken die  Erlftntenmgen  a.  a.  0.  (Heft  2)  S.  100:  „Die  daraoa  ach  ergebende 
Ansnaliine  Ist  in  swn  Fftllen  von  piaktiseher  Badentong,  die  in  dem  EM> 
wnrfe  ans^nander  an  balten  und.  Einendti  n&mlich  ergiebt  sich  daraas 
eine  Beerbang  des  Verscbollenen,  Art  563  d.  664,  und  andereisBiti 
wird  dem  Verschollenen  dne  gewisse  Högllchkdt  erbraohtUchen  Erwerbs 
TOtbabalten.  Art.  565.  Das  VerhUtnis  der  beiden  Fllla  n  mnandv  darf 
nnbedoiklioh  so  gestaltet  werden,  daTs  die  Feststellang  des  einen  anoh  sur 
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In  Zi£  III  dea  1.  Abschn.  des  SchlufttitelB  sind  die  all- 
gemeinen EollisionsnormeD  fQr  das  Sachenrecht,  die 
Rechte  an  Immobilien  and  an  Mobiüen  (FahrniB),  gegeben.  Eb 
handelt  sich  also  hier  nm  die  Sadien  als  solche,  die  Normen 
sachenrechtlichen  Inhalts,  die  dinglichen  Rechte  an  Sachen  — 
um  die  sog.  statuta  realia  —  und  zwar  tun  die  hinsichtlich 
ihrer  geltenden  allgemeinen  EolltBionsDormeD. 

Speclelle  EolUsioDsnormen  sind  im  Entwürfe  keine 
aufgestellt,  weder  im  Immobiliarsaehenrecht  noch  im 
Hobiliarsachenrecht 

A.  Im  Immobiliarsaehenrecht  ist  die  allgemeine 
Eollisionsnorm :  die  lex  rei  sitae;  Ziff.  III  Abs.  1  bestimmt 
n&mlich:  „Die  Bestimmungen  Ober  das  Eigentum  und  die  be- 
schränkten dinglichen  Rechte  gelten  fbr  alle  in  der  Schweiz 
liegenden  Sachen.'  Diese  lex  rei  sitae  ist  also  {verbis: 
alle)  exklusive  Norm.  Eine  Anwendung  dieses  Satzes,  die  diesen 
exklusiven  Charakter  aufser  allen  Zweifel  stellen  soll,  ist 
die  Bestimmung  der  Ziff.  I  Abs.  3,  die  statuiert,  dafs  auch 
dann,  wenn  im  Gebiete  dea  Personen-,  Familien-  und  Erbrechts 
fOr  die  Schweizer  im  Ausland  das  Anslandsrecht  selbst  in  der 
Schweiz  ais  maischende  Norm  anerkannt  wird,  gleichwohl  ihre 
in  der  Schweiz  befindlichen  Liegenschaften  dem  Schweizerrecht 
tmterstehen. 

Durch  diese  Bestimmung  ist  der  Art.  28  Nr.  1  des  B.G.  v. 
1891  ersetzt  worden,  es  hat  m.  a.  W.  sein  Vorbehalt  in  den 
sachenrechtlichen  Vorschriften  des  internationalen  Rechts,  und 
zwar  in  Ziff.  I  Abs.  3,  Berttcksicbttgung  gefunden''). 


HcnteUmg  des  wideTii  fährt  (wu  durah  Art  566  geeehieht).  Die  Hegelnag 
der  VerBchoUenlieit  erfolgt  nach  beiden  BiebtaDgen  fttr  die 
PeTBonen  nnd  Verhältnieae,  die  dem  Oeietie  anteratellt  sind 
ohne  Bflckaicht  auf  ihre  Nationalitlt,  nnd  iwmr  in  derHeinnng 
dafi  ei  Aafgabe  des  'internationalen  FrivatreohtB'  ist,  zu  bi 
etimmen,  ob  diese  VoTBchriften  aioh  nuranf  PeisonenBehweiEe' 
rieeher  StaatBangehOrigkeit  oder  anoh  nnter  gewiBBen  Voi 
aetanngen  anf  Fremde  bestehen  BoUen.*  UiÄin  bat  der  Redaktoi 
rieh  Torbehalten,  hier  noch  besondere  intemationalpriTatrechtlicfae  Normen 


35)  Kehe  auch  ErlBaternngen  Heft  I  S.  160.  Ont  bemeM  Mamuen 
a.  a.  O.  S.  51,  dab  Art.  28  So.  1  d.  B.G.  ▼.  1891  eine  juristiache  Unebenbüt 
entUUL  Nach  dem^ben  sollen  nKmlioh,  wenn  das  Becht  dea  fl«mden  LukIm 
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SelbstverBt&Ddlich  falleo  auch  die  Formen  der  ReehtB- 
geBchäfte  aber  Immobilien  ohne  Ausnahme  unter  die  lex  rä 
sitcK^  also  insbesondere  die  Formen  der  Eigentumsabertragong, 
ob  Tradition  erheischt  wird,  ob  gerichtliche  Auflassung,  ob 
Grundbucheintrag  u.  dgl.  Dies  gilt  ganz  allgemein  auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Frivatrecbts.  Diese  Formen  ge- 
boren der  öffentlichen  Ordnung  an,  und  mitbin  greift  such  hier 
der  ausscblierslicbe  Grundsatz  der  Ziff.  V  Abs.  2  Platz,  wonach 
die  Formen,  die  vom  Schweizer  Civilrecbt  um  der  öffiantlichen 
Ordnung  willen  verlangt  werden,  und  um  solche  Formen  handelt 
es  sieb  hier,  auch  dann  nicht  durch  Formen  des  ausUndi- 
sehen  Rechtes  ersetzt  werden  k&nnen ,  wenn  das  in  Frage 
stehende  Rechtsgeachäft  Beinern  Inhalte  nach  dem  Auslände  an- 
gehört, also  z.  B.  im  Ausland  abgeschlossen  worden  ist.  Es 
pind  mithin  die  Inlandsformen  exklusiv  mal^ebend. 

B.  Im  Hobiliarsachenreeht,  also,  wenn  es  sich  um 
Rechte  an  Mobilien  oder  Fahrnis  handelt,  ist  die  allgemeine 
Eollisionsnorm  in  Ziff.  III  Abs.  2  gleichfalls  die  lex  rei  sitae, 
und  sie  bestimmt  sich  nach  dem  Rechte  des  Besitzers.  Die 
Fahrnis  gilt  als  in  der  Schweiz  liegend,  wenn  ihr  Besitzer  mit 
Hinsicht  auf  den  in  Frage  stehenden  Erwerbsgnmd  dem 
schweizerischen  Rechte  unterstellt  ist 

Diese  Bestimmung  verlangt  m,  E.  eine  etwas  klarere 
Fassung,  sie  ist  zu  abstrakt  gegeben'*). 

ttr  (Ue  in  ihm  irohnenden  Bchwöaer  uif  dem  Gebitte  des  Penonen- 
leehla  a.  ■.  w.  malagabeiid  loii  will,  deren  in  der  Schw«ü  befindliche 
LiegeiuohafCen  dem  Rechtihrea  HeimmlkftntonB  nntentehen.  Ue  FuRmg 
des  Artikels  ist  nach  Marctutn  nicht  glQckllch  — ,  der  Geeetsgeber  wollte 
offenbftT  die  Geltung  der  lex  rei  »itae  poetnlienn,  aber  diese  nnd  da«  Haiaaa- 
recht  bnnchoi  nicht  «Mammen cnfal len .  Er  weist  diee  antrefffaid  «n  den 
Falle  nach,  dab  x.  B,  ein  im  Analand  Domizilieita  und  dem  dortigen  Beofale 
unterworfenei  Bemer  liegflnschaften  in  Teaain  bitte.  Bader  a.  a.  0.  8.  66 
-firmlieh  findet  darin  luine  Unebenheit,  er  sagt:  ea  kommt  nicht  inmier  die 
lex  rei  titae  mr  Anwendung,  ohne  darin  etwas  aubergewOhnliohea  m finden. 
36)  Ont  bemerkt  Marcuien  a.  a.  O.  S.  52,  dab  rieh  aneh  in  der 
Koilisonmoim  der  ZiSF.  III  Ab«,  2  die  grobe  Bedeatnng,  die  der  Entwarf 
in  Anlehnung  au  dentechrechtliche  Aneduuiongen  fBr  dae  Holnliarrecht  bä- 
1^,  wiederepiegelt  — ,  d&b  der  Beeitz  an  Fahniie  nach  dem  fiitworf  wie 
die  dMtschreohtliche  G^weie  die  Piioomtion  de«  Rechte  begiOndet  o.  t.  w. 
Allein,  ao  richtig  dl«  alles  iat,  die  E;aMing  der  Ziff.  III  Abs.  2  hcinht 
gröbere  Klarheit 
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Ziff.  IT  des  Abschn.  I  des  SchloTstitels  enthalt  die  all- 
gemeioe  EoUisionsnorm  für  das  ObligatioDonrecht;  spe- 
cielle  KoUiBionaDOrmeD  sind  far  das  Obligationenreeht  nicht  aof- 
gestellt. 

Für  die  obligationenrecfatlichen  Verhaltoiase  ist  In  erster 
Heihe,  was  ihre  rechtliche  Beurteilung  anlangt,  der  Wille  der 
Beteiligten  marsgebend.  Es  kommt  also  zon&chst  in  Betracht 
diejenige  Gesetzgebung,  der  sich  die  Parteien  freiwillig  unter- 
worfen haben  und  zwar  ausdrllcklich  oder  stillschweigend  (doreh 
konkludente  Handlungen). 

In  Ermangelung  solcher  Willenseiaigung  kommt  das  Recht 
der  Schweiz  —  die  Bestimmungen  des  (schweizerischen) 
Obligationenrechts  —  in  Anwendung  auf  a  11  e  Verhältnisse,  die  in 
der  Schweiz  zur  ErfQllung  gelangen  sollen.  Mithin  ist 
vom  Entwurf  der  ErfQllungsort  als  Anknüpfungspunkt  auf- 
gestellt —  die  Icic  hei  sdutiorm"). 

Wo  ist  aber  der  ErfQllungsort?  HierQber  entscheidet 
zur  Zeit  der  Art.  84  des  B.G.  Ober  das  Oblig.-Reeht  v.  I88I. 

In  erster  Reihe  ist  es  der  von  den  Parteien  vereinbarte  Ort. 
Fehlt  es  an  einer  solchen  Vereinbarung,  so  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  Geldschulden  und  dem  Schulden  bestimmter  Sachen 
and  anderen  fallen.  Bei  den  ersteren  ist  Erfnllungsort  der 
Wohnort  des  Gl&ubigers,  bei  dem  Schulden  bestimmter  Sachen 
der  Ort  der  Übergabe  und  endlich  in  allen  anderen  Fällen  der 
Wohnort  des  Schuldners  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses. 

Als  eine  besondere  ins  internationale  Frivatrecht  fallende 
Bestimmung  dfirfte  die  der  Art.  903  und  904  des  Entwurfs  Ober 
die  Notwendigkeit  der  bundesrfttlichen   Bewilligung   in   betreff 


37)  Du  Dargdegte  becieht  (dch  selbctrentKiidlich  nur  «of  die  vntng»- 
1  ObligKtioneD.  AnlajigeDd  die  <Migatwnea  tw  lege,  die  geeetalichen 
nrleniDgeii,  ferner  die  ans  Deliktet>,  bo  kum  natUriich  hier  von  ^er 
wibiThrinlichtai  Abdebt  der  Partei,  wie  dieM  bei  deo  ana  Vertrtlgen  ent- 
^rii^enden  Obligationen  ab  Beetünmimgegraiid  dea  aninwaidenden  Geeetsea 
ugoiommen  wird,  nicht  die  Bede  Min.  Der  Entwurf  giebt  hier  keine 
KolUaiooBnonD.  Man  irird  wohl  annehmen  m9fleen,  dafe  hier  dos  Oeaete  dsi 
Orto  entnheidet,  wo  die  die  Verbindlichkeit  erzeugende  Hsndlnng  vor- 
geDommm  worden  ist,  beaw.  wo  der  Zustand  doh  :t erwirklichte,  auf  den  die 
OUigatiim  neb  gründen  aolL  Es  wKie  empfebleuwert,  in  den  fiotwarf  eine 
B  Voncbrift  anfamebmeu. 
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der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  in  der  Schweiz  sein.  Hier- 
aus ergiebt  sich  jedenfalls ,  dafs  diese  Bewilligung  nicht  auf 
solche  im  Auslände  ausgestellte  Pfandbriefe  Anwendung  findet, 
und  dafs  sieb  die  Frage,  ob  und  iowieferD  derartige  Pfandbriefe 
der  staatlichen  Geoehniigung  bedQrfen,  nach  dem  Rechte  des 
'Ausstellungsorts  beantwortet. 

Empfehlenswert  dorfte  es  auch  sein,  die  so  sehr  bestrittene 
Frage,  nach  welchem  Redite  die  Klage  aus  der  vertragsmäMgen 
Obligation  verjährt  ist  oder  nicht,  durch  eine  Bestimmung 
im  Gesetze  zu  entscheiden  (sie  dürfte  gleichfalls  nach  dem 
Rechte  des  ErfQllungEorts  der  Obligation  zu  entscheiden  sein, 
da  die  Klage  aus  der  Vertragsobligation  eine  Wirkung  des  Ver- 
trags ist,  und  daher  darfiber,  ob  diese  Wirkung  noch  vorhanden 
ist,  d.  h.  ob  bezQglich  des  Elageanapruchs  Verjährung  ein- 
getreten ist  oder  nicht,  nach  dem  Gesetze  zu  beurteilen  ist, 
nach  dem  die  Beurteilung  dieser  Vertragswirkung  zu  erfolgen 
hat  —  mithin  nach  dem  Gesetze  des  ErfQllungsorts  der  Obli- 
gation)"). 

Ziff.  V  Abs.  2  u.  3  des  Abscbn.  I  des  Sdilufstitels  ent- 
hält die  allgemeinen  Kollisionsnormen  ober  die  Form  der 
Rechtshandlungen. 

Der  Abs.  3  Ziff.  V  euüiält  die  allgemeine  R^^l,  die 
bereite  im  Mittelalter  kraft  eines  allgemein  verbreiteten  Gewohn- 
heitsrechts aufgekommen  ist:  locus  regit  aeUttn,  m.  a.  W.  er 
stellt  den  Satz  auf:  die  im  Ausland  dem  dortigen  Recht  ent- 
sprechend errichtete  Form  wird  der  Form  des  schweizerischen 
Rechtes  gleichgestellt  Hieraus  ergiebt  sich,  dafs  ein  Rechts- 
geschäft, das  materiell,  inhaltlich  dem  Schweizerrecht  angeh&rt, 
und  das  im  Ausland  vorgenommen  wird,  auch  nach  den  Formen 
des  Schweizerrechts  vorgenommen  werden  kann  —  mithin  die 


88)  «she  BeiehigerJinlach.  Bd.  IX  No.  60  S.  225  ff.  (gtta.  ICecht),  Bd.1 
S.  125;  Bd.  U  No.  6  g.  13;  vgl  Mich  SeufferU  Anhiv  Bd.  n  No.  120, 
Bd.  XIII  No.  5,  Bd.  TJXJU  No.  2;  Bartuttti,  EinfUning  in  du  fzaia.  Caib. 
S.  211,  212. 

Siebe  Jetat  uch  Urt^  dea  KhweiEeriBBheii  BondMgarichts  r,  14.  Juli 
1689  (phrnet  1900  B.  848),  auch  »bgednickt  in  vorliegender  ZdtMhrift,  Bd.Xl 
(1901)  1.  n.  2.  Heft  S.  137i  „FUi  die  f^e  der  Ve^Ummg  einer  Klsge  ist  du 
Becht  nuUBgebend,  dem  du  eingeklagte  SchnldTerfailtnü  nntenror&n  irt, 
nnd  aw«r  sowohl  hintichtlich  Bauer  Entstohnng  all  «och  leiner  Wirknageo.* 
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Yornabme,  die  Errichtong  eines  solchen  Rechtegescli&fts  nach 
den  Fonnen  des  schweizerischen  oder  des  ausländischen  Rechts 
möglich  ist,  dalä  also  die  Regel  locus  regit  actum  einen  fakul- 
tativen Charakter  hat"). 

In  Art.  157  Abs.  1  findet  die  Regel  eine  besondere  An- 
wendung in  Bezug  auf  die  Ehe,  indem  eine  solche,  die  im  Aus- 
land nach  dem  dort  geltenden  Rechte  abgeschlossen  ist,  in  der 
Schweiz  als  gOltig  betrachtet  wird. 

Das  fakultative  locus  regit  actum  gilt  arg.  ZifiF.  V  Abs.  2 
auch  far  die  Rechtsgeschäfte,  welche  in  der  Schweiz  errichtet 
werden,  aber  ibrem  Inhalte  nach  nicht  anter  dem  Schweizer- 
recht stehen:  in  solchen  Fällen  kann  auch  zwischen  der  Form 
des  AoslandsrechtB  und  jener  des  Sebweizerrechts  gewählt 
werden. 

Ausnahmsweise  ist  die  Regel  locus  regit  acivm  jedoch  im- 
perativ, nämlich  dann:  Wenn  es  sich  um  ein  Rechtsgeschäft 
handelt,  das  seinem  Inhalte  nach  unter  schweizerischem  oder 
auch  nicht  unter  schweizerischem  Rechte  steht,  wofOr  aber  bei 
der  Errichtung  Formen  erheischt  werden,  die  vom  schweizerischen 
Civilrecht  um  der  fiffentlichen  Ordnung  willen  verlangt  werden. 
In  solchem  Fall  können  diese  Fonnen  nicht  durch  Formen  des 
ausländischen  Rechts  ersetzt  worden.  So  ist  offenbar  der  Abs.  2 
der  Ziff.  V  anszolegen.  Und  dies  findet  auch  seine  Anwendung 
auf  Art  157"). 


30)  Mau  witd  also  sagen  mfiuen:  ^ne  Beehtshandliiiig  ist,  waa  ihre 
Form  anlangt,  nicht  allön  (im  Inland)  nur  dann  gUltig,  wenn  sie  in  der 
Form  Torgaiomman  woiden  iit,  die  da«  Qeeeta  de«  Ort«  der  Vonwhine  ror- 
Khieibt,  Bondem  aaoh  dann,  wenn  ne  nach  inlKndisclien  FonnTonchriften 
am  analKndbchen  Orte  ihrer  Vomabme  rtattgefnnden  liat,  d.  h.  m.  a.  W., 
iraan  a^  am  Ort  ita  Vornahme  anch  nach  den  Voischriften  des  Be- 
ntteilnogaoctB  Torgenommen  wnide.  Ja,  ein  nach  den  Geaetsen 
dei  Analandea,  wo  ea  vorgenommen  wurde,  in  derForm  mangal- 
haftea  BechtigeachKft  ist  im  Inland  (hier:  in  der  Schweiz)  auf- 
recht BV  erhalten,  wenn  es  sieh  nach  dem  inländischen  Geaetae 
all  ein  formgerechtes  Geschäft  daratellt.  Siehe  Bartuaa,  Ein- 
fahrong  in  daa  frans.  GivUrecht  8.  245. 

40)  Dies  hebt  der  Bedaktot  anch  in  den  ErlKotenugen  (1.  Heft)  S.  180 
herror,  indem  er  sn  Art.  157  des  Entwürfe  bemerkt:  „SelbatrergtSndlicb 
Unben  hierltd  die  Vonchriftan  der  öffentlichen  Ordnung  und  der  guten  Sitte 
vorbehalten,  wie  dies  als  allgemäne  Vorachiift  im  Sohlnlatitel  S.  261 
Sff.  V  in  Anaaicht  genommen  iaL 

ZaltHhiUt  f.  Intoni.  PriTmt>-  u.  Offantl.  BMbt.  XII.  20 


302  FrofeMor  Dr.  Cmenr  Buuetti,  FreUn^, 

Die  letztwilligen  Verfügungen  geniefsen  im  Ent- 
würfe eine  besondere  Gunst ;  bezttglicb  der  bei  ihnen  an- 
zuwendenden Form  giebt  derselbe  in  Art.  542  Abs.  2,  damit 
sie  möglichst  aufrecht  erhalten  werden  können,  einen  weitto 
Spielraum. 

Solche  sind  der  Form  nach  gültig  errichtet,  wenn  sie 
nach  dem  Rechte  des  Errichtungsortes  oder  des  letzten  Wohn- 
sitzes oder  Heimatsorts  des  Erblassers  in  betreff  der  Form  er- 
richtet Bind  —  was  dem  Art.  24  des  B.G.  von  1891  nachgebildet 
ist,  wobei  derselbe  jedoch  noch  eine  Ergänzung  dahin  erfahren 
hat,  dafs  dabei  das  Recht,  das  zur  Zeit  der  Errichtung  oder 
des  Todes  gegolten  bat,  berachsichtigt  wird. 

Art  542  Abs.  2  bestimmt  nilmlich:  Eine  letztwillige  Ver- 
ftlgong  ist  (jedoch)  gültig,  sobald  ihre  Form  den  Vor- 
schriften entspricht,  die  bestanden  haben: 

Zur  Zeit  der  Errichtung  am  Errichtungsort  oder  am  Wohn- 
sitz oder  in  der  Heimat  des  Erblassers,  oder 

zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  an  seinem  Wohnsitze 
oder  in  seiner  Heimat**). 

Ziff.  V  Abs.  l  des  1.  Abschn.  des  Schlufatitels  endlich 
enthält  als  allgemeine  KoUisionsnorm  die  sog.  Vorbehalts- 
klausel, lautend : 

„Die  Bestimmungen  des  schweizerischen  Givilrecbtes ,  die 
um  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der  guten  Sitte  willen  auf- 
gestellt sind,  haben  vor  dem  schweizerischen  Richter  ausnahmslos 


41)  Dei  Geaetzgeber  will  hier  oSenbu  «Ilon  Konflikt«! ,  dia  swiichv 
dem  Rechte  der  Hömat  und  des  Wohnntut  entetdiea  kSnntea,  rotbeogvn. 
Vgl.  mnoh  Entach.  des  sehweia.  Bundeagerichta  Bd.  XXI  &  090. 

Diese  Beetüomang  findet  ihrer  f^BMmg  genUh  nAtttrlieh  uich  An- 
wendung Ulf  die  in  der  SohweiB  wohnhnften  AtuUnder,  aewie  ftnf  Amltaiiif 
nberfaanpt,  die  in  der  Schweiz  tertiereo.  E«  ist  «bei  wohl  hiennit  die  An- 
wendung de*  iotemationalen  Privatnchta,  die  du  Recht  dea  HmmitwtMti 
hieiflber  enthUt,  uugeMiiloneii,  obwohl  nun  hier  vielldcbt  du  Becht 
der  RQckrerwdMong  doch  anch  anerkennen  kann.  Die  Bestimmung  de« 
Art  542  dcfl  Entw.  stimmt  nicht  mit  dem  Raohte  des  B.G.B.  £  d.  DentKfae 
Räch  fiberein.  Sie  ist  m.  K  demselben  votznmehen,  anmal  solches  hcH  nkht 
mit  einer  solchen  Bestimmtheit  Aber  diese  Frage  MUgeeprochesi  hat,  tUetelbe 
vielmehr  nor  dnrch  recht  mOhsame  Interpretation  der  einsohlageaden  Qe- 
setzeastellen  za  IBsen  ist  Vgl  BaratetH,  Das  internationale  Priratreebt 
S.  100  o.  ff. 
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und  aa&schliel^Uch  (xeltung."  Ziff.  T  Abs.  2  enthftlt  hiervon 
eine  besondere  Anwendung  auf  die  Fonnen  der  RechtsgeBchttfte, 
die  wir  schon  oben  besprochen  haben. 

In  Ziff.  V  Abs.  I  ist  also  ausdrQcklich  und  zwar  in  positivster 
Form  aufigesproehen,  dar«  unter  allen  Umständen  ein  inländischer 
Recfatssatz,  der  aus  Gründen  der  Öffentlichen  Ordnung  oder  um  der 
guten  Sitte  willen  aufgestellt  ist,  einen  zwingenden  prohibitiveo 
Charakter  hat,  d.  h.  unter  allen  Umständen,  stets  ausnahmslos 
anzuwenden  ist,  wenn  er  auch  von  dem  Rechte,  das  etwa  sonst 
zur  Anwendung  koBuuen  sollte,  durchaus  abweicht 

Auch  das  deutsche  B.G.B.  enthält  die  sog.  Vorbehalts- 
klausel, jedoch  in  einer  ganz  anderen  Fassung. 

Art..  30  d.  E.G.  z.  B.G.B.  lautet  nämlich:  „Die  Anwendung 
eines  ausländischen  Gesetzes  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  An- 
wendung gegen  die  guten  Sitten  oder  g^;en  den  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes  verstoften  würde." 

Es  fragt  sich  nun  zweierlei;  einmal,  ob  die  Bestimmung  des 
schweizerischen  Entwürfe  gleichbedeutend  ist  mit  jener  des 
deutschen  B.G.B.,  obwohl  die  Fassung  eine  verschiedene  ist, 
und  dann,  ob  die  Fassung  des  letzteren,  d.  h.  des  Art.  30  d. 
E.G.  z.  B.G.B.,  jener  der  Ziff.  V  Abs.  1  des  Entwurfs  vorzu- 
ziehen ist. 

Ich  bin  nun  der  Ansicht,  dafs  die  Fassung  der  beiden  Be- 
stimmungen gleichbedeutend  ist.  Ob  ich  sage :  die  Bestimmungen 
des  schweizerischen  Rechts,  die  auf  der  Öffentlichen  Ordnung 
beruhen  oder  um  der  guten  Sitte  willen  gegeben  sind,  haben 
vor  dem  schweizerischen  Richter  ausnahmslos  und  ausschlierslich 
Geltung  —  oder  ob  ich  sage:  Die  Anwendung  eines  ausländi- 
schen Gesetzes  ist  ausgeschlossen,  wenn  sie  gegen  die  guten 
Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  inländischeD  Gesetzes  ver- 
stoßien  würde  —  das  kommt  doch  auf  ein  und  dasselbe  heraus. 

Wenn  man  dagegen  sagt,  die  Fassung  sei  nicht  gleich- 
bedeutend, denn  im  Entwurf  werde  nicht  schlechtweg  die 
ordre  public  des  eigenen  Rechts  angerufen  wie  im  E.G.  z. 
deutsch.  B.G.B. ,  sondern  es  werden  in  erster  Linie  dieyenigen 
Nonnen  in  Bezug  genommen,  die  als  direkte  AustlOsse  des 
ordre  public  den  unbeugsamen  Charakter  des  Angewendetwerden- 
mflssens  aufweisen,  und  deshalb  habe  der  Richter  nicht  das 
Auslandsrecht  daraufhin  zu  prüfen,  ob  es  seinem  ordre  public 
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entspricht,  sondern  das  Inlandsrecht  aof  seine  Eigenschaft  als 
ordre  public  und  daher  zun&chst  eine  Scheidung  der  sftmtUehen 
Artikel  des  Gesetzes  Torzunehmen ,  vas  aber  sehr  schwierig  sei 
und  in  den  wenigsten  Fftlleo  a  priori  durchgeführt  werd«i 
könne,  da  der  ordre  pubUe  meist  erst  dann  zu  Tage  trete,  wenn 
es  sieh  um  die  Anwendung  fremden  Rechtes  handle*'),  so  halte 
Ich  dies  far  eine  sich  nur  an  die  ftul^ere  Fassung  der  beiden 
Etesetzesvorscfariften  haltende  Folgerung,  die  an  sich  wohl 
richtig  ist,  aber  in  Wirklichkeit  doch  nicht  zutrifR;.  Denn  in 
Wirklichkeit  mufs  eben  der  Richter,  im  g^ebenen  Falle,  sieh 
fragen,  welches  Recht  habe  ich  anzuwenden.  Kommt  er  dazu, 
dafs  er  das  Auslandsrecht  anzuwenden  hat,  dann  mufs  er  sieh 
weiter  fragen,  ob  dem  ordrepubUe  das  Auslandarecht  nicht  wider- 
strebt-, findet  er  das,  so  darf  er  es  nicht  anwenden,  sondern  er 
mufs  sein  Inlandsrecht  anwenden.  Dafs  er  sein  Recht  kennen 
mufs,  versteht  sich  von  selbst,  er  mufs  sich  eine  genaue  Kennt- 
nis desselben  aneignen,  um  überhaupt  urteilen  zu  können. 

Ich  bin  daher ,  da  ich  der  Meinung  bin ,  dafs  die  Fassung 
der  beiden  Vorbehaltsklauseln  gleichbedeutend  ist,  an^ 
der  Ansicht,  dal^  grundsfitzlich  es  einerlei  ist,  ob  man  die  Vor- 
behaltsklausel  des  schweizerischen  Entwürfe  oder  jene  des  E.G. 
z.  deutschen  B.G.B.  annimmt  Ich  gebe  jedoch  immerhin  der 
schweizerischen  Fassung  den  Vorzug,  nicht  als  ob  sie  nicht 
gleichbedeutend  mit  der  deutschen  wftre,  sondern  weil  ich 
sie  für  präeiser,  durch  besondere  Betonung  des  einheimischen 
Rechts  fttr  energischer  und  gesetzgeberiaeh  auch  far  eleganter 
als  die  letztere  erachte"). 


42)  Maraum  a.  &.  0.  S.  43  n.  44  muht  die  oben  angeffihrte  Aigmuen- 
tatioD.  Ef  beme^t  dabd  noch,  dftb  in  äiUgen  FUleD  äeh  die  ZngehSiigkät 
zmD  ordre  pubUe  allerdiiigi  aofort  erkttinen  luee,  wosn  z.  B.  Äit.  116  gebOre, 
in  dem  die  wätere  HinanBtcbiebniig  der  EhefUügkeit  ata  da  locialea  PoetnlKt, 
für  dx  die  Fnmenbewegtmg  in  der  SchwdE  sehr  energisch  eiiistknd ,  auf- 
genommen worden  ist,  fetner  der  Art.  72  und  schliefslich  anch  der  Art  8TS^ 
woselbst  aosdrCcklich  auf  die  Sffantliche  Ordtinng  rerwieaen  werde.  Dia 
iet  ganz  richtig,  allein  ob  qiricht  doch  nicht  fllr  seine  Darl^imgen:  denn 
all««,  was  er  hier  ins  Feld  fBhrt,  trifft  anch  ffii  dem  dentsohen  Kichta  m, 
wenn  er  den  Art.  30  KQ.  z.  B.G.B.  anwenden  mnls.  DeiBelbe  hat  sich  so 
gut  wie  der  Schweizer  Richter  mit  s^em  Geaetae  bekannt  xa  macheo. 

43)  Marcuten  a.  a.  0.  schlieGrt  seine  Betrachtong,  nachdem  er  noch 
richtig  hervorgehoben  hat ,   dafs  ee  fär  üne  Reihe  von  Artikeln  JedeB&llt 
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Es  ist  Sache  der  InterpretAtion ,  diejenigen  Sätze  des 
schweizerischen  Cirilrechts  im  einzelnen  Falle  zu  ermitteln,  die 
um  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der  guten  Sitte  willen  auf- 
gestellt sind,  sei  es  auBdrtlcklich  oder  stillschweigend**). 


idiwierig  Min  wode,  Ton  Tonibereiii  Um  ZartUndigkdt  zum  oräiri  pMic 
fcabnntelleii  (diwe  Sdnrisigkdt,  sage  ich,  dürfte  aber  aaoh  dem  r^ha- 
dgntKhen  Kiehter  entgegantietai),  mit  den  Worten:  „Wir  wflrden  dahtr 
nmenndla  einet  Bedaktion  von  T  Aba.  1  du  Wort  reden,  die  rieh  dei^ 
jenig«!  des  Art.  30  E.G.  c  B.a.B.  mehr  nXheni  wQrde." 

44)  Vgl  über  die  richtige  Andegnng  der  in  der  Theorie  und  Pnudi 
lUgamdn  ftfiltigen  VorbehsltiUwuel  BaratetH,  £3ai1lhnmg  in  daa  fiwu. 
CSrUteeht,  S.  164ff.;  ferner  die  gnten  AtufBhrangen  v.  Zitdmium,  Inter- 
MtiDMOea  PriTatneht,  Bd.  I  a  317  ff.  (die  «og.  YmbehaltaUansel  betr.)  n. 
«Ddliäi  aneh  Bartuetti,  Du  intoraationale  Printrecht  S.  6  n.  ff. 


Richterliche  Ingerenz  der  Konsuln  in  Rumänien. 

Von  Hots  Ci««rse  £•  SeklHB,  Oflneralotutauiwslt  bä  den 
KaaMtionahof  in  Bnkftreat'). 

I. 

Im  Anfang  hatten  die  Konsularagenten  ihren  Sitz  in  den 
Hande]Bh&feD  mit  der  Bestimmung,  die  Interessen  ihrer 
Nationalen  thstsächlich  zu  handhaben  und  zu  vertreten. 

Später  erlangten  die  Konsuln  in  Folge  der  Entwickelang 
der  internationalen  Handelsbeziehungen  eine  staatsamtliche  Be- 
fugnis, indem  ihnen  der  Auftrag  wnrde,  nicht  allein  die  Interessen 
der  Eaufleute  zu  schätzen,  von  denen  sie  anfangs  ihren  Auftrag 
erhielten,  sondern  auch  di^enigen  des  Staatswesens,  von  dem 
sie  abhingen.  —  Daher  die  Einteilung  der  Konsuln  in  electi  oder 
gewählte  und  missi  oder  abgesendete  Konsuln,  die  mit  einem 
amtlichen  Charakter  bekleidet  sind. 

Dieser  letztere  Charakter  ist  den  heutigen  Konsuln  von 
allen  Staaten  anerkannt  und  ihre  Amtsbefugnisse  sind  durch 
Gesetze ,  Verordnungen  und  Instruktionen  festgesetzt ,  welche 
von  den  Staaten  ausgehen,  denen  sie  angehören,  oder  durch 
internationale  Verträge ,  welche  Konsularkonventionen  genannt 
werden. 


1}  Dieae  in  der  ErCfiiiaiigwitzoiig  des  rumänischen  KuMtionabofea  fib 
du  OerichtqJAhr  1901— 1902  gehaltene  Rede,  deren  Übenetning  Hör 
B.  Schmid  in  Tomgeverin  gefertigt  bat,  wird  hier  —  mit  KOrsungen  — 
auf  Wonach  des  Herrn  VeifaeMre  mitgeteilt,  all  Beitrag  zur  Kenntnia  der  in 
Romtnien  hinnchtlich  der  Konaulataftvge  bestehenden  AufiaMungen. 

lUd. 
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Die  EoDBuln  k&BDen  nur  in  Thätigheit  treten  kraft  eines 
Znstinuntingsaktes  der  Landesr^emng,  welcher  ExequaUir  ge- 
nannt wird ;  —  sie  erfreuen  sich  nicht  der  Befreiungen  und  der 
Vorrechte,  welche  den  diplomatischen  Agenten  zuerkannt  sind; 
immerhin  haben  sie  gewisse  Vorrechte,  welche  ihnen  die  Ver- 
träge und  die  internationale  Gepflogenheit  zugestehen  in  ihrer 
E^;eDSchaft  als  öffentliche  Beamte;  —  so  z.  B.  haben  sie  das 
Recht,  Ober  ihrem  Hause  die  Fli^e  des  Landes  aufzuhissen, 
TOD  dem  sie  abhängen;  sie  erfreuen  sich  der  Unverletzlichkeit 
ihrer  Person  mit  Ausnahme  des  Falles  eines  Verbrechens  oder  ■ 
von  Angriffen  auf  die  Staatssicherheit,  der  Straflosigkeit  vor 
dem  Londesgericht,  wenn  sie  in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  vor 
dasselbe  gerufen  sind;  sie  sind  dagegen  den  Gesetzen  und  der 
Gerichtsbarkeit  des  Landes  ihres  Wohnsitzes  unterworfen  fQr 
alle  auJ^erhalb  Ihrer  AmtsausQbimg  begangenen  Handlungen. 

Neben  ihrem  politischen  und  wirtschaftlichen  Berufe ,  ihrer 
Regierung  politische  Vorkommnisse ,  die  dieselbe  interessieren 
können,  zu  berichten,  dieselbe  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten 
Aber  die  gesamte  Handelsbew^ning  und  die  Industrieverbflltnisse 
des  Landes,  in  dem  sie  angestellt,  sind  die  Pflichten  der 
Konsuln  auch  administrativer,  notarieller  und  richterlicher 
Natur').  Wir  werden  uns  nur  beschäftigen  mit  den  Obliegen- 
heiten der  Konsuln  als  richterlicher  Beamten. 

Ehe  auf  dem  Wege  von  internationalen  Verträgen  die  der 
Kompetenz  der  Konsuln  überlassene  richterliche  Gewalt  fest- 
gesetzt wurde ,  hat  man  in  Folge  der  Zubilligung  gewisser 
Sonveränetatsrechte,  welche  das  ottomanische  Reich  verschiedenen 
westeuropäischen  Staaten  gewährte,  vermöge  allgemein  ange- 
nommenen Gebrauchs  die  Hauptgrundsatze  festgestellt,  welche 
die  Einrichtung  der  Konsuln  regeln,  indem  man  auf  diese  Weise 
die  Gerichtsbarkeit  aufstellte  und  begrenzte,  die  sie  in  den  von 
nicfatchristlichen  Völkern  bewohnten  Ländern  haben  sollen. 

In  erster  Linie  wurde  den  Konsularagenten  das  Recht  zu- 
erkannt, Feststellnngsakte  vorzunehmen  und  Mafsregeln  zu  er- 
greifen zum  Schutze  ihrer  geschäftsunfähigen  oder  abwesenden 

2)  VgL  Fiore,  Droit  Itdtnt.  pvb.,  übersetzt  vtmAntoine  P&ria  1881, 
Bd.  n  S.  588— 60t.  —  C.  E.  Litboa,  Du  »emice  contulaire.  Bev.  de  Dr. 
Int.  J900,  S.  254  n.  ff.  —  7.  Deipagnet,  Droit  IttUm.  public,  I^rii  1899, 
S.377. 
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Nationalen.  GnuidB&tzlicIi  haben  die  Landesbehdrden  das  Recht, 
Vormundschaften  einzaleiten  und  provisonBche  Schutzmafsregeln 
zu  treffen,  wenn  die  Öffentliche  Ordnung  durch  ImetichlasBen 
der  Interessen  eines  Geschäftsunfähigen  gefährdet  erscheinen 
wOrde.  Die  Ingerenz  der  Konsuln  und  deren  Vormundschafts- 
übemahme  sind  berechtigt,  venn  Vertrage  oder  internationale 
Gebräuche  ihnen  ein  solches  Eintreten  zuerkennen. 

Diese  Einschränkung  der  inneren  Landessoaver&Detät,  unter 
den  Staaten  auf  Grund  eines  feststehenden  Gebrauches  ange- 
nommen, erklärt  sich  dadurch,  dafs  die  Fragen  Ober  Kompetenz 
und  materielles  Recht  sehr  eng  mit  einander  verbunden  sind. 
Es  mufs  also  den  Konsuln  das  Recht  zuerkftnnt  werden,  in  der- 
selben Weise  vorzugehen,  wie  dies  die  zuständige  nationale  Be- 
hfirde  in  dem  Heimatslande  der  Interessierten  thun  wQrde. 

Was  das  Eingreifen  der  Konsuln  in   die  Verwaltung  von 
Erbschaften  anlangt,  so  "*  "»oDMiKa  ™  jaM.Aika«  a^  .>n.r.>i>«»n 
Ein  Konsul  mufs  als  er 
die  Festsetzungen    der 
deren  Gebiet  er  sieh  b 
mufs  er  sich  nach  den 
nadi  den  Gesetzen  dies 
drucken  sich  zwei  hervo 
de  VäOfU  in  ihren  Werk 
Fachkreisen  geniefsen, 
P.  Fiore  *)  bezeugt. 

Mittelst  Anwenduni 
werden,  ob  der  Verstorb 
oder  Minderjährige,  ob 
Testament  beerbt  wird. 

Wenn  die  Erben  V 
anspräche  zu  erheben  ui 
greifen  der  Konsuln  nicl 

Im  Falle  einer  Erl 
mindei:jäbrig  sind,  haben 
Weise   mit  den  LandeSf 


3)  Vgl.  de  Clercq  tt  d 
1880,  Bd.  n  3.  3SS. 

4)  Droit  ItOem.  ptOfic  . 
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haltende  Hal^regeln  zu  ergreifen,  z.  B.  die  Siegelanlegung,  den 
Verkauf  von  dem  Verderben  ausgesetzten  Qegenstanden,  Inventar- 
aafoahme  u.  s.  w. 

In  Beziehung  auf  die  Beschaffenheit  der  die  Erbschaft  dar- 
stellenden Guter  ist  die  Befugnis  der  Konsuln,  in  die  Verwaltung 
derselben  einzugreifen,  nur  in  dem  Falle  anerkannt,  wenn  die 
Erbschaft  aus  beweglichem  Eigentum  besteht,  während  bei  Immo- 
bilien dieselbe  sidi  nach  den  Glesetzen  des  Landes  richtet, 
in  welchem  dieselben  li^en. 

Inventarisierte  Gegenstände  werden  in  Verwahrung  ge- 
nommen ,  entweder  auf  dem  Konsulat  oder  im  Hause  des  Ver- 
storbenen unter  Obsorge  der  Konsuln,  denen  die  Landesbeh5rde 
die  Liquidation  der  Verlassenscbaft  oberl&rst;  oder  manchmal 
verwaltet  und  liquidiert  diese  Behörde  die  Verlassenschaft  mit 
der  Verpflichtung,  sie  aodann  den  Erben  oder  den  Konsuln  zu 
Qbei^eben. 

Wenn  eine  Testamentserbfolge  in  Frage  steht,  so  mOssen 
beim  Fehlen  eines  Vertrages  die  Konsuln  den  Nachlafs  verwalten 
unter  Teilnahme  der  OrtsgerichtsbehArde;  und  wenn  das 
Testament  beim  Konsulat  hinterlegt  ist,  mufs  die  ErttSnong 
desselben    geschehen    in    Gegenwart   der  Lokalgerichtsbehörde. 

Wenn  der  Verstorbene  einen  oder  mehrere  Testaments- 
vollstrecker bestellt  hat,  liegt  diesen  die  Pflicht  ob,  den  Willen 
des  Testators  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Die  Konsuln  haben  also,  nachdem  sie  die  auf  die  EröSnung 
der  Erbschaft  und  hauptsächlich  auf  die  Inventarisierung  sieh 
beziehenden  Akte  vollzogen,  nicht  das  Recht,  sich  weiterhin  in 
die  Verwaltung  einzumischen,  es  steht  ihnen  aber  das  Recht  zu, 
die  Vorgänge  im  Interesse  der  Legatere  oder  der  abwesenden 
~  ■  ""■  '  .  --     -    - j  dieser  Voi^ftnge 

,  in  welchem  die 
ner  dritten  Macht 
in  Funktion  und 
hre  Nationalen    in 


xmMttal«,  Paris  1 
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In  Beziehung  auf  die  Testamentavollstrecker  ist  in  der 
Praxis  die  Frage  entstanden,  naeh  welchem  Rechte  die  Befag- 
nisse  dieser  TestamentüTollstrecker  bestimmt  werden  sollen. 
Mao  hat  gesagt,  daf^  weil  das  Testament  eine  WillensAalsening 
des  Verstorbenen  sei ,  angenommen  werden  mOsse ,  da(^  er  sieh 
in  dieser  Beziehung  auf  sein  nationales  Gresetz  berufen  habe. 
Im  Falle  aber  aus  den  thats&chlicfaen  Verhältnissen,  die  der 
Beurteilung  der  Richter  Qberlassen  bleiben,  wie  z.  B.  aus  dem 
UmStande,  dal^  der  Testator  seit  langer  Zeit  in  einem  seiner 
Nationalität  fremden  Staate  sich  niedergelassen  hat,  hervorgeht, 
dars  er  gegenteiliger  Meinung  war,  dann  mufs  in  solchem  Falle 
das  Qesetz  des  Wohnortes  unser  FOhrer  sein;  nach  diesem 
(besetz  also  wird  dann  der  Charakter  und  die  Ausdehnung 
der  Befugnisse  der  Testamentsvollstrecker  bemessen  werden 
mflssen  *). 

Die  allgemeinen  Rechtsgnmdsatze,  welche  in  diesem  Gebiete 
in  Folge  feststehenden  internationalen  Oebrauehs  gehandb&bt 
werden,    sind    bei   uns   in    gesetzgeberischer  Weise  anerkannt. 

So  bestimmt  das  Eonsularreglement,  ausgearbeitet  auf  ßrond 
des  Artikels  40  des  organischen  Gesetzes  fOr  das  Ministerinm 
des  Auswärtigen,  in  seinem  Artikel  90,  Lin.  2:  „Sie  (die 
Konsuln)  üben  auch  alle  Rechte  aus,  welche  ein  Gericht  in  Vor- 
mundschaftssachen  hat"  und  in  Artikel  120,  Ab.  4,  5.  6.  be- 
treffend die  ErbBchaftsordnung,  teilt  es  ihnen  die  Anlegung  von 
Siegeln,  die  Aufstellung  des  Inventars  Ober  das  Vermögen  eines 
rumänischen  Unterthanen  zu;  desgleichen  die  Bestellung  von 
Kustoden  und  AusfUhrang  von  Bewahrungsakten ,  endlich  sollen 
sie  die  Befugnis  haben,  die  Verwaltung  der  Nachlasaeaschaft 
oder  des  Vermögens  von  rumänischen  Unterthanen  auf  sich  ru 
nehmen. 

Nach  dem  Gesetze  tlber  die  Reorganisation  des  Ministeriums 
des  Aufsem  vom  13.  Februar  1894,  Art.  23,  nehmen  die  diplo- 
matischen Agenten  im  Rahmen  der  Gebräuehe  und  Verträge  die 
bei  dem  Abwesenheits-  oder  Todesfall  eines  Rumänen  in  der 
Fremde  nötigen  Erhaltungsakte  vor;  nnd  in  einem  folgenden 
Abschnitt  bestimmt  dieses  Gesetz,  dafs  die  Civil-  und  Straf- 
gerichtsbarkeit der  Konsuln  ausgeübt  werde  gemäfs  den  Rechten, 

6)  Vgl.  Degpagnet,  Dr.  inttr.  priv.,  3'  Ä«l,  S.  704. 
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welche  za  folgern  sind  aus  dem  Völkerrecht,  den  Vertragsbe- 
stimmungen und  anerkannten  Gebrauchen;  Appellationen  gegen 
Urteile  der  Konsuls  sind  bei  dem  Appellhofo  in  Bukarest  su 
machen'). 

Wir  kOnnen  also  in  dieser  Sache  damit  schliefen,  daft  die 
Konsuln  in  christlichen  Ländern  auf  Gnind  einer  allgemein 
anerkannten  Übung  und  der  Grundafttze  des  internationalen 
Öffentlichen  Rechtes  die  Berufung  haben,  Akte  der  Gerichtsbar- 
keit fQr  die  Aufstellung  von  Vormundschaften  und  ffir  die 
Ordnung  der  Erbschaften  ihrer  Nationalen  aufzustellen. 

In  Beziehung  auf  die  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln  in  nicbt- 
christlichen  Lfindern ,  d.  h.  ttber  diejenigen ,  welche  in  den 
Niederlassungen  der  Levante  wohnen,  sind  die  Vorschriften, 
welche  die  Befugnisse  der  Konsuln  bestimmen,  verschiedene  und 
stützen  sich  auf  die  zwischen  der  Ottomanischen  Pforte  und  den 
verschiedenen  europäischen  Staaten,  hauptsächlich  mit  Frankreich, 
al^scblossenen  Kapitulationen. 

Durch  diese  Kapitulationen  wurden  den  Konsuln  viel  aus- 
gedehntere richterliche  Gewalten  zuerkannt.  Sie  besitzen  die 
Gesamtheit  aller  den  Richtern  des  Landes,  von  dem  sie  her- 
kommen, zustehenden  Rechte.  Ihre  Rechtsprechung  ist  unanfecht- 
bar und  zwar  ebeoBOwobl  die  strittige  als  die  freiwillige  Recht- 
sprechung. 

Der  Beweggrund  für  die  Zulassung  solcher  Beschränkungen 
erklärt  sich  ebensowohl  aas  dem  Umstände,  dafs  bei  der  Ge- 
wohnheit der  muselmännischen  Bevölkerung,  in  sich  abgeschlossen 
zu  leben,  die  Fremden  nur  schwer  das  Recht  erhalten  konnten, 
in  den  von  jenen  besetzten  Ländern  zu  leben,  und  so  gezwungen 
waren,  von  der  Möglichkeit,  abgesonderte  Gemeinschaften")  zu 
bilden,  Gebrauch  zu  machen,   als  aus  der  Notwendigkeit,  auf 


7)  Ich  glmabe,  dAfs  ea  von  emigem  lotercMe  Min  mag,  die  chrono- 
logiaelie  Folge  der  Emenniiiig  nneerer  Konnda  in  fremdeo  LJLideni  an- 
lufBbieo.  Am  1.  Mm  1833  wurde  nach  ComtMitmopel  geaendat  der  Tomik 
Nieolae  Aiirtache  Capuchihsia;  am  1.  Not.  1859,  ebeuAJla  nach  Con- 
atentiiiopel,  C.  Negri  mit  dam  Titel  aia  Agent;  im  JoU  1860  H^or 
J.  Aleundii  nach  Paria,  Agent  fQr  die  Moldau  und  1861  fBr  beide  Fünteu- 
tOcaer ;  im  HKn  1863  Th.  Calimach ,  diplom.  Agent  nach  Belgrad ;  im  De- 
eember  1866  L.  Steege,  diplomatiKber  Agent  nach  Wien  n.  s.  ir. 

8)  Vgl.  P.  Fiore  Bd.  I  S.  491. 
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einen  wirksamen  Schutz  der  christlichen  Bevölkerung  bedacht 
zu  sein,  welche  in  einem  Lande  leben  mufste,  dessen  BeligioQ, 
Gesetze  und  Sitten  vollständig  verschieden  von  ihren  eigenen 
sind,  und  welche  unter  solchen  VerhältDissen  leicht  hätten  in 
Gefahr  kommen  kdnnen,  wenn  sie  den  Landesgesetzen  nnter- 
werfen  worden  wären.  „Die  Feinde  des  Christentums'',  sagt  dub 
F.  von  Härtens,  indem  er  von  den  barbarischen  Staaten  spricht,  ^im 
Innern  schlecht  organisiert  und  mit  einem  fehlerhaften  Gerichts- 
wesen versehen,  vereinigen  alle  Erfordernisse  dafbr,  dafs  die 
Konsulargerichtsbarkeit  unvermeidlich  wurde*"). 

Mehrere  Eonsularkonventionen,  und  so  auch  diejenigen  des 
rumänischen  Staates,  haben  die  Grundsätze  anerkannt,  welche  wir 
für  die  koDsnlarisehe  Zuständigkeit  aussprachen,  und  haben  sogar 
den  Konsuln  noch  ausgedehntere  Rechte  zuerkannt 

Ehe  wir  diese  Konventionen  prüfen  und  sehen,  welches  ihr 
juridischer  Charakter  und  Erfolg  ist,  wollen  wir  untersaehen, 
welches  das  auf  Rumänien  anwendbare  Regime  ist,  —  daqenige 
der  Kapitulationen,  des  Ottomanisehen  Reiches,  oder  dasjenige, 
welches  zu  folgern  ist  aus  der  Anwendung  der  Grundsätze  des 
internationalen  Öffentlichen  Rechts,  die  sich  auf  die  christr 
liehen  Völker  beziehen. 

IL 

Um  der  Frage  die  richtige  Lösung  zu  geben,  mufs  sie  unter- 
sucht werden  vom  Gesichtspunkte  des  vor  dem  Vertrag  von 
Berlin  von  1878  bestehenden  Rechts,  und  demjenigen,  welch«, 
wie  behauptet  wird,  far  uns  durch  diesen  internationalen  Akt 
geschaffen  wurde. 

Alle  Publizisten  und  Autoren  Ober  internationales  Reel(t, 
welche  diese  beiden  angefahrten  Regime  bebandelt  und  auf  die- 
selben angespielt  haben,  nahmen  als  Kriterium  des  Unterscbiedes 
zwischen  teilweiser  und  vollständiger  Konsulargerichtsbarkeit 
die  christliche  Religion  an. 

So  können  wir  neben  den  bis  jetzt  angeführten  Schrift- 
Btellem  angeben  Wheaton,  welcher  sagt:  „Die  Konsuln  der 
christlichen  Mächte,  welche  in  der  Türkei  ihren  Sitz  haben, 
Oben  eine  civil*  und  strafrechtliche  Gerichtsbarkeit  Ober  ihre 
LandesangehOrigen  aus,  indem  sie  die  fremden  Gerichtspeisonen 

9)  Ygl.  TraiU  ät  Dr.  tiit«r.,  (radutl  dm  nmt,  Puii  1886,  Bd.  n  S.  102. 
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und  Gerichte"*)  aoBsehliefben."  Ebenso  BUtniscUi:  „Die  EoHbuIh 
haben  keinerlei  strittige  Gerichtsbarkeit"  und  weiter  unten : 
„Die  EoQsnln  der  christlichen  Staaten  in  oichtchristlichen  Staaten 
haben  in  der  Regel  umfangreichere  Gewalt*')." 

Wir  finden  ebenso  in  dem  Repertorium  Dtäloe'  in  Beziehung 
auf  die  Befognisse  der  Konsuln  folgende  AnfQhrung:  ,Znm 
voraas  mufB  gesagt  werden,  dar«  ans  den  Instroktionen  vom 
29.  November  1833  ttber  die  Auattbnng  der  Konsulargerichts- 
barkeit in  christlichen  Staaten  hervorgeht,  dafs  es  der  Wunsch 
der  Regierung  ist,  dafs  die  Konsuln  ihre  Zuständigkeit  auf 
Akte  der  administrativen  and  freiwilligen  Gerichtsbarkeit ")  be- 
schränken sollen." 

Aus  diesen  Anfobrangen  geht  hervor,  dafs  im  Verlauf  der 
Jahrhunderte  mit  Hülfe  der  Gebr&uche  und  Vertr&ge  sieh  zwei 
Arten  von  Konsulargerichtsbarkeit  gebildet  haben:  eine  allge- 
meine Gerichtsbarkeit,  anwendbar  auf  alle  christliehen  Länder 
und  eine  andere,  welche  wir  die  ausnahmsweise  nennen  kdnnten, 
anwendbar  auf  die  mohamedanischen  L&nder. 

Ali^eseben  von  der  Betrachtung,  welche  sich  auf  den  Unter- 
schied in  der  Religion  zwischen  den  Bewohnern  der  alten  nunft- 
nischen  ForstentQmer  und  der  Türkei  stutzt,  kann  auch  unsere 
Tölkerrechtlicbe  Stellung  gegenüber  diesem  Staate  eine  aas- 
nahmsweise  Konsulargerichtsbarkeit  bei  uns  nicht  rechtfertigen. 

Man  weife,  dafs,  im  Unterschied  von  den  anderen  tributfiren 
Provinzen,  die  Moldan  und  das  Rumänenland  sich  einer  voll- 
kommenen Unabhftngigkeit  erfreuten,  eine  von  derjenigen  des 
tOrkischen  Reiches  ganz  verschiedene  politische  Individualität 
hatten. 

In  den  zwischen  den  rumänischen  FOrstent&mem  und  der 
Tikrkei  abgeschlossenen  Verträgen  ist  festgesetzt,  dafs  der  Sultan 
die  Verpflichtung  auf  sieh  nimmt,  die  Farstentfimer  gegen  jeden 
Angriff  zu  schützen  und  sich  nicht  in  ihre  innere  Verwaltung 
einzumischen.  Anfserdem  werden  den  frtiheren  rumänisehen 
FflrsteDtQmem  durch    Öffentliche   Schriftstacke    internationalen 

10)  Elemente  d«a  Intern.  Rechta  von  Htnri  Wheaton,  18U,  Bd.  I 
S.  1S6. 

U)  S.  Dr.  Intern,  codifi/  par  Ch.  BlunttchU,  tradmt  de  Voll.  p. 
M.  C.  LarAy  J870,  Art  252  u.  2M. 

12)  TgL  CoDBola  No.  57. 
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Charakters  ,  die  zwischen  verficbiedetieD  Staaten  labge&eUosaen 
vurden,  dieselben  Rechte  innerer  Souver&net&t  zuerkannt;  so 
ist  bekannt,  dafs  infolge  des  Vertrages  von  Kntsehuk-Kainardscbi 
Tom  Jahre  1774,  als  das  ruBsische  Protektorat  sich  Ober  die 
ramftnischen  FUrstentQmer  festzusetzen  anfing,  durch  Affientliche 
Schriftstücke  des  nordischen  Kaiserreiches  bekannt  gemacht 
wurde,  dafs  „die  Rechte  and  Privilegien  der  Moldau  und  Wal- 
lache! ihren  Ursprung  in  alten  Vertragen  haben,  welche  dieselben 
mit  der  TOrkei  abgeschlossen,"  dafs  das  russische  Reich  diese 
rumänische  Immunität  erhalten,  das  heiM  die  Aufrechterhaltung 
des  früheren  juristischen  Zustandes  beibehalten  wolle  **).  Später, 
im  verflossenen  Jahrhundert,  als  der  russische  Schutz  durch  die 
KoUektirgarantie  der  Mächte  ersetzt  wurde,  welche  an  dem 
Vertrag  von  Paris  1856  teilnahmen,  wurde  durch  Art  22  erklärt 
daf^  die  rumänischen  Fürstentümer  fortfahren,  sieh  der  Privile- 
gien und  Immunitäten  zn  erfreuen,  welche  sie  besafsen.  Durch 
die  spätere  Konvention  von  1858  wurde  gleicherweise  festgesetzt, 
dafs:  „die  Fürstentümer  unter  der  KollektiTgarantie  der  ver- 
tragschliefsenden  Mächte  fortfahren  werden,  sich  der  Privilegien 
und  Immunitäten  zu  erfreuen,  welche  sie  besafsen".  Art.  8  AI.  4 
derselben  Konvention  sagt:  „dafs  die  internationalen  Verträge, 
welche  von  dem  oberhoheitlichen  Hofe  werden  abgeschlossen 
werden ,  auf  die  Fürstentümer  anwendbar  sein  sollen  in  allem, 
was  ihre  Immunitäten  nicht  berührt." 

Mit  Rücksicht  darauf,  dafs  bei  allen  diesen  Voi^ängen  die 
Fortdauer  unseres  nationalen  Rechtes  und  unserer  inneren  Un- 
abhängigkeit eigens  anerkannt  worden,  ist  es  unmöglich,  zuzu- 
gehen, dafs  die  aufsergewöhnliche  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln 
auch  aufserhalb  des  türkischen  Reiches  im  engeren  Sinne  eine 
exterritoriale  Wirksamkeit  hätte  haben  können. 

Deshalb  behauptet  auch  mit  vielem  Rechte  Herr  St.  B.  Engd- 
hardt,  ein  hervorragender  Schriftsteller  und  Mitglied  des  Institutes 
für  internationales  Recht:  „Die  Kapitulationen  zielten,  wie 
jedermann  weifs,  darauf  hin,  die  Fremden  der  mohamedanischen 
Gerichtsbarkeit  zu  entziehen ;  sie  waren  das  Resultat  der  Duld- 
samkeit,   zu   welcher  der  Religionsunterschied,   derjenige  der 


13)  Zn  diesem  Zwecke  aeheo  wir  im  Jalue  1781  xam  ta 
konealn  in  die  FOntentllmer  und  tvnx  nuh  Bukarest  und  Jtmy  gesendet 
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Gesetze  und  Gewohnheiten  und  deren  SchluMolgenuigen  fahrten. 
Sie  hatten  offenbar  venig  Sinn  mehr  in  den  ausBchliefolich 
christlichen  Ländern,  welche  die  Mohamedauer  nicht  mehr  be< 
setzt  hielten  und  deren  Geset^ebung,  so  anyoUkommen  sie  auch 
sein  mochte,  doch  wesentlich  auf  das  römische  und  franzOBische 
Recht  gegrtlndet  war'*). 

Auch  B.  Soerescu  hat  in  einer  seiner  Arbeiten  mit  einem 
allen  Lobes  würdigen  Talent  den  Satz  verteidigt,  welchen  wir  die 
Ehre  haben,  au&ustelleD  und  kommt  nach  Aufstellung  mehrerer 
entscheidender  Beweisgrande  zu  dem  Schlüsse: 

„Welches  ist  die  Schlufsfolgerung,  die  aus  diesen  Wahrheiten 
folgt?  Es  ist  diejenige,  dafs  die  rumänischen  FOrfitentamer  nicht 
der  Herrschaft  des  allgemeinen  Völkerrechtes  entzogen  werden 
können;  dafs  ihnen  keine  ausnahmsweise  Gerichtsbarkeit  auf- 
gedrungen werden  kann,  welche  nur  in  muselm&unisehen  Ländern 
einen  Sinn  haben  könnte;  dal^  die  Konsuln  und  politischen 
Agenten  in  diesen  christlichen  und  selbständigen  Ländern  keine 
anderen  Aufgaben  und  Befugnisse  haben  können,  als  diejenigen, 
welche  ihnen  in  allen  anderen  christlichen  und  selbständigen 
Staaten  zukommen")." 

Fragen  wir  uns  nun,  welches  ist  unsere  juristische  Stellung, 
die  uns  durch  den  Vertrag  von  Berlin  vom  13.  Juli  1878  mit 
Beziehung  auf  die  Konsulargerichtsbarkeit  gwchaffen  wurde. 

Hau  weifs.  dafs  durch  diesen  internationalen  Akt  unsere 
Unabhängigkeit  der  zweifachen  Bedingung  untergeordnet  wor- 
den ist: 

1.  dafs  die  Religion  nicht  die  Bedingung  ftlr  die  Erlangung 
der  Eigenschaft  als  Rumäne  sein  soll  (Art  44)  und 

2.  dafä  die  Privilegien  und  Befugnisse  der  Konsuln  als  ein 
„erworbenes  Recht"  in  Wirkung  bleiben  sollen,  solange  sie 
nicht  durch  gemeinsames  Einverständnis  zwischen  den 
rumänischen  Ffirstentümern  und  den  beteiligten  Staaten 
abgeändert  werden  würden  {Art.  49). 


14)  S.  Cofuidiratitm»  hiitoriqwes  et  Jtiridiques  mtr  ks  proUctoratg. 
Bmu  de  St.  mterwoiMmoI  Bd.  XXIV,  1892,  8.  398— 359.  —  F.  deMartem, 
TraiU  de  Dnü  (nfarn.,  Wadvit  du  <nute,  Puü,  Bd.  I  S.  818-849. 

15)  8.  Mimoires  mit  la  juridicMom  contulaire  data  U*  PrincipiMUü-imiet. 
par  B.  Boere»cu,  Pkrü  1865. 
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Bez&glich  der  ersten  Bedingung  bat  der  ram&ni&che  Stut 
gesacht,  sich  dem  Gebote  dieses  Kongresses  zu  fOgen,  indem  er 
den  Art.  7  seiner  Verfassung,  die  im  Jahre  1879  revidiert  wnrde, 
abänderte. 

Was  den  zweiten  Punkt  angeht,  so  habe  ich  schon  im 
Jahre  1881  bei  Gelegenheit  meiner  Schrift  Ober  die  Reorgani- 
sation des  Gerichtswesens  gegen  eine  solche  Bestimmung  pro- 
testiert, welche  unsere  hlsterischen  Rechte  berObrt,  die  vir 
durch  unsere  Kapitulationen  |mit  dem  Ottomaniscben  Reich  er- 
halten haben  und  die  durch  den  Vertrag  von  Paris  vom  Jahre 
18$6  bestätigt  sind. 

Ich  habe  behauptet,  dafs,  wenn  man  einerseits  unsere  poli- 
tische Unabhängigkeit,  unsere  Souverftnet&t  erkläre,  andererseits 
aber  die  Konsulargerichtsbarkeit  fremder  Staaten  bei  uns  als 
ein  erworbenes  Recht  betrachte,  dies  ein  wahrer  Widerspruch 
im  Rechtssinne  und  eine  in  das  Wesen  unserer  Landessouveränetat, 
die  doch  die  Mächte  uns  zuerkennen  wollten,  hineingedachte 
Negation  sei. 

Es  ist  zum  Verwundern,  wie  ein  Schriftsteller  von  dem 
Werte  Bhmtsehlis  bei  seiner  Auslegung  des  Vertrages  von  Berlin 
vergafs,  dafs  er  in  seinem  Internationalen  Recht  behauptet  hat, 
dai^  nur  in  den  nichtehristlichen  Ländern  die  Konsuln  sich  aus- 
gedehnterer Gewalten  erfreut  haben ,  nicht  aber  in  den  christ- 
lichen Ländern,  dafs  er  nicht  fOr  gut  gefunden  hat,  eine  solche 
Bestimmung  ffir  eine  EigentOmlichkeit  zu  erklären,  sondern  im 
Gegenteil  von  den  rumänischen  FürstentOmem  redend,  die  Be- 
hauptung far  passend  gehalten  hat,  dafs  dieselben  um  so  eher 
den  Beweis  einer  guten  Oericfatsverwaltung  geben  wQrden,  je 
früher  sie  die  Hindernisse  fur  die  Konsulargerichtsbarkeit  ans 
dem  Wege  räumten"). 

Gleicherweise  fällt  auch  Herr  Despagnet  in  denselben  Wider- 
spruch, wenn  er  auf  der  einen  Seite  behauptet,  dafs  ,die  Herr- 
schaft der  Kapitulationen  anwendbar  sei  auf  das  ganze  Otto- 
manische  Reich,  sogar  auf  die  christlichen  Donauprovinzen",  aber 
später  erklärt,  dafs  „nur  in  den  nichtehristlichen  Staaten  die 


1(Q  S.  Der  Kimgrers  von  Beriin  and  seine  Tngireite  Tom  SUndpinikta 
des  intemationklea  Recbtea  «ns.  Jfevwe  de  Droit  wternaüimal  Bd.  ZU 
So.  nr  o.  IV. 
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Aufgabe  der  Konsuln  ihre  ganze  Aosdelinimg  bewahrt  bat,  die 
sie  von  Anfang  an  hatte,  beeonders  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Rechts  und  der  Gerechtigkeit  .  .  ."  und  weiter:  „Die  strittige 
Gerichtsbarkeit  Ober  ihre  Nationalen  gehört  den  Konsuln  nur  in 
d^i  nichtchristlichen  Ländern'^)." 

Nun  mOssen  wir  ans  fragen,  wie  jene  BesUmmung  ver- 
pflichtende Kraft  gegenüber  unserem  Staate  haben  kann,  während 
doch  bekannt  ist,  daTs  die  Milchte,  welche  beim  Abschlniä  des 
Vertrages  von  Berlin  teilgenommen  haben,  zugaben,  dal^ 
Österreich ,  welches  zwei  Provinzen  des  Ottomanischen  Reiches, 
Bosnien  und  Herzegowina,  occapierte,  in  diesen  beiden  Provinzen 
die  Kapitulationen  aufhob,  trotzdem  dieselben  durch  den  Ver- 
trag von  Berlin  aufrecht  erhalten  waren. 

Aber  noch  mehr  als  dies ,  sogar  in  einem  YasallenfOrsten- 
tom  des  Ottomanischen  Beiches,  in  Bulgarien,  wurde  die  Kon- 
Bolargericbtsbarkeit  in  Wirklichkeit  aufgehoben'^). 

Angesichts  dieser  Umstände  glaube  ich  nicht,  dafs  man  im 
Ernste  es  aufrecht  erhalten  kann,  dafs  die  Eonsulai^eriditsbar' 
keit,  die  durch  die  Kapitulationen  von  dem  Ottomanischen  Reiche 
den  abendländischen  Staaten  zugestanden  war,  nns  anch  von 
denjenigen  Staaten  aufgedrungen  werden  kann,  mit  «eichen  wir 
keine  Konsularkonventionen  abgeschlossen  haben**). 

Der  Bemerkung  wert  ist  es,  dal^  die  auf  dem  Kongrefs  von 
Berlin  vereinigten  Bevollmächtigten,  welche  die  volle  Kenntnis 
davon  hatten,  dafs  die  strittige  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln  bei 
uns  sieh  nicht  auf  internationale  Einrichtungen,  die  verpflichtende 
Wirkung  ffir  die  nimäniBcben  FOrstentOmer  hätten,  stützt,  sondern 
dafs  dieselbe  nur  angesehen  werden  kann  als  eine  Ausübung 
nngerechter  Überhebung,  gezwungen  wurden,  die  Worte  „er- 
worbene  Rechte"  zu  gebrauchen,  ein  Ausdruck,  der  sehr  wenig 
den  Ideen  entspricht,  welche  sie  aussprechen  wollten,  da  bekannt 
ist,  dab  in  der  juridischen  Terminologie  der  Ausdruck  „erworbene 
Rechte"  angewendet  wird ,  wenn  in  Bezug  auf  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  der  Nichtrückwirkung  der  Gesetze  jemand  die- 
jenigen Rechte  bezeichnen  will,  welche  Private  in  individnaler 


17)  8.  DroÜ  itttem.  publ.  S.  372,  S78  a.  389. 

18)  a  Dtipagnet,  Droit  mtern.  p%tbl.  S.  392. 

19)  8.  MarUna,  Priei»  dw  droit  de  gmt  ßd.  I 
ZMiteiam  für  iDtarn.  Prlnl-  n.  HBmü.  BMht.   XU. 
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Weise  erworben  haben,  aber  nicht  um  die  Idee  der  eigen- 
mächtigen Aneignung  oder  der  Zueignung  einer  Befugnis  auB- 
zudrOeken. 

Wenn  aber  die  Vertreter  der  groI^n  M&chte  mit  den  Worten 
„erworbene  Rechte"  eine  Art  Löschung  eines  Rechtes  mittelst 
Veijahmng  bezeichnen  wollten,  so  ist  es  nötig,  dies  zu  unter- 
suchen. 

Kann  die  Länge  der  AusQbungszeit  eines  miftbräuchliehen 
Rechtes,  wird  man  uns  sagen,  nicht  etwa  als  Reehtserwerbstitel 
dienen,  bestimmt  sie  nicht  den  Erwerb  von  Rechten  in  Ver- 
hältnissen des  internationalen  Rechtes  ebensogut  wie  die  Ver- 
jährung in  Sachen  des  Civürechts  V 

Ich  glaube,  nein. 

Es  ist  von  Einigen  behauptet  worden,  dafe  die  Verjähnuig 
eine  Einrichtung  des  Naturrecfates  und  des  Völkerrechtes  sei 
und  dafa  sie  infolgedessen  von  einem  Staate  gegenüber  dem 
anderen    angerufen   werden    könne.     (Merlm ,    B^ert.     Prescr. 

8.   I.   §   1.) 

Zu  Gunsten  der  gegenteiligen  Lehre  bann  man  eine  ganze 
Reihe  von  Recbtsgelehrten  von  noch  grClterer  Autorität  an- 
rufen. 

So  behauptet  Qrotius,  dafs  die  Veijähnmg  Sache  des  posi- 
tiven Civilrechtes  und  gegen  das  Katurrecht,  ebenso  wie  gegen 
das  Völkerrecht  sei.  Pufendorf  spricht  sich  in  demselben  Sinne 
ans  und  seine  Meinung  wird  geteilt  von  Yaitel.  Alle  diese 
hervorr^enden  Schriftsteller  bekämpfen  diese  Lehre  und  be- 
haupten, datb  die  Verjährung  nicht  von  einem  Staate  gegen  den 
anderen  angerufen  werden  kann  als  Mittel  zur  legitimen  Ei^ 
langung  eines  Rechtes,  dafs  das  Recht  einer  Nation  nicht  gegoi 
eine  andere  verjähren  kann. 

Die  Ansicht,  dafs  es  keine  erlöschende  Verjährung  von 
Ansprüchen  in  dem  Völkerrechte  giebt,  scheint  uns  gerecht- 
fertigt, sagt  Q.  Bolin  Jacquernym,  denn  das  gemeinsame  Ein- 
verständniB  der  Völker  hat  eine  solche  positive  Regel  nach  Ana- 
logie dessen,  was  im  Frivatrecht  besteht,  noch  nicht  eingeführt  *<*). 

Was  ist  in  Wirklichkeit  die  Verjährung?  Sie  ist  gegründet 
auf  die  bekannte  Regel,  dafs  daraus,  dafs  eine  Person  Schweigen 


20)  a  Bevue  de  Droü  intern.  1890  B.  361. 
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beobachtet,  abgeleitet  werden  kann,  dare  ihre  BesitzgrOnde 
venig  Iberechtigte  seien  oder  sie  auf  dieselben  verzichtet  habe. 
Nun  gut,  die  Besitzgrtlnde  der  rumänischen  FOrstentOmer,  ihre 
juristische  St&rke  in  dieser  Hinsicht,  stammen  ebensowohl  aus 
unseren  mit  dem  OttomaniBcben  Reiche  abgeschlossenen  Kapi- 
tulationen, als  aus  den  von  diesem  mit  den  europäischen  Staaten 
abgeschloBSenen,  und  wie  es  mit  dem  Yerzicht  auf  dieses  Keclit 
steht,  geht  aus  den  Zeugnissen  der  fremden  Schriftsteller 
hervor,  wie  z.  B.  dem  der  rumänischen  Sache  so  günstigen,  von 
einem  ausgezeichneten  Geschichtsschreiber,  Elias  BegnauU,  ver- 
Affentlichten  Buche,  betitelt:  Politische  und  sociale  Geschichte 
der  DonaufUrstentamer  (Paris  1855) ,  in  dem  er  unter  anderem 
sagt:  ein  Torke,  der  einen  Prozefs  in  den  FOrstentOmem 
mit  einem  anderen  Türken  hat,  wird  von  christlichen  Bicbtem 
abgeurteilt,  gemäfs  den  Gesetzen  des  Ortes,  ein  Vorkommen, 
das  vollständig  den  Gewohnheiten  des  OttomaniBchen  Reiches 
widerspricht;  und  wo  er  von  unseren  Kapitulationen  mit  der 
Pforte  spricht,  sagt  er:  „Sicherlieh  wurde  der  Vertrag  nicht 
immer  von  dem  Souverän  eingehalten,  es  gab  Verletzungen, 
Eingriffe,  schwere  Mifsbräuche,  aber  das  Hecht  bestand" "). 

Ebenso  hat  im  Jahre  1877  der  bekannte  Schriftsteller  und 
Professor  der  Universität  BrOssel  Amte  in  demselben  Sinne 
eine  Studie  in  der  Revue  de  droit  itUemationcU  veröffentlicht,  be- 
titelt:  „Die  Stellung  Rtunftniena  unter  internationalem  Gesichts- 
punkt", wo  er  unter  anderem  sagt:  wenn  ein  Staat  sich  bildet 
und  durch  seine  eigene  Kraft  und  Lebensfähigkeit  sich  durch- 
setzt, so  wird  seine  Gesetzmarsigkeit  durch  die  Zustimmung  der 
anderen  Staaten  anerkannt,  und  er  wird  in  die  grofse  europäische 
Familie  aufgenommen**). 

Das  Nichtverzichten  auf  unsere  alten  Rechte  folgt  auch 
aus  unseren  unaufhjyrlichen  und  auch  amtlichen  Protesten;  — 
wie  z.  B.  die  von  dem  Ministerrat  der  Moldau  unter  der  fttrst- 
lieben  Präsidentschaft  des  Grigore  Voda  Ghica  vom  27.  Juli 
1860")  getroffene  patriotische  Mafsregel,  femer  die  verdienst- 

21)  8.  8.  36—37. 

22)S.  48. 

28)  DieM  ThmtHche  ist  erwlhnt  von  dem  gelehitai  Kommentator  unseres 
CiTÜreditB  D,  Aleaandregeo,  bei  CMegenheit  «ner  ed  einer  fiechti- 
entseliBdiing  genuchten  BemerlniDg  (■.  Ouncrul  Judietar,  Jtiiag.  10  No.  ü). 
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volle  Schrift  des  vielbetrauerten  B,  Boereseu,  betitelt  „Mraio- 
randiun  über  die  Konsulargerichtsbarkeit." 

Die  Formel  von  den  erworbenen  Rechten,  welche  in  deo 
Art.  29  des  Vertrages  von  Berlin  aufgenommen  wurde,  ist,  wie 
ich  glaube,  nicht  genügend,  die  Erwerbung  eines  Rechts  durch 
das  Mittel  der  Verjährung  zu  rechtfertigen. 

Andererseits  kttnnen  die  Entscheidungen  eines  allgeiDeinen 
StaatenhoQgresseB ,  so  m&chtig  diese  Staaten  auch  sein  m6gm, 
sich  nicht  auderen  Staaten  entgegenstellen ,  welche  nicht  als 
vertragschliebeuder  Teil  an  dem  Eongrel^  teilgenommen  habra, 
denn,  wie  sich  mit  vielem  Rechte  der  Kommentator  MarUms  aus- 
spricht :  .kann  die  verpflichtende  Wirkung  der  Verträge,  welches 
auch  ihre  Natur  sein  mag,  sich  nicht  gegen  diejenigen  Staatm 
richten,  welche  nicht  an  ihnen  teilgenommen  haben  uüd  nicht 
unter  den  Vertragschliefsenden  gewesen  sind'  '*). 

Ich  habe  fOr  passend  gefunden ,  jene  Bestimmung  des 
Kongresses  von  Berlin  anzufobren,  denn  sie  erseheint  mir  nm 
so  ungerechter,  als  sie  getrofiian  wurde  nach  dem  Eintritt  einiger 
politischer  Ereignisse,  die  durchaus  gOnstig  für  Rumänien  aus- 
fielen, und  in  einem  Zeitabschnitt,  in  dem  auf  wissenschaftlichem 
Boden  mehr  und  mehr  der  Grundsatz  der  rechtlicben  Gleichheit 
aller  Staaten  behauptet  wurde. 

Es  war  zu  hoffen,  dars  die  Bevollmächtigten  der  grölten 
Staaten  bei  der  Verfassung  einer  Aufstellung,  die  bestimmt 
war,  die  Grundlagen  des  europäischen  öffentlichen  Rechts  zu 
ändern,  sich  wQrdea  leiten  lassen  von  den  Grundsfttxen  der 
ewigen  Gerechtigkeit ,  der  Moralgesetze ,  und  nicht  suchen 
wtkrden,  die  vollkommene  Anerkennung  unserer  juridischen 
Gleichheit,  unserer  internationalen  Individualität  unterzuordnen 
einigen  vollständig  ungerechtfertigten  Bedingungen.  „Die  Gleich- 
heit der  Völker",  bat  ein  grofser  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Char^  Summer,  gesagt,  ,ist  ein  Grundsatz  des 
internationalen  Rechts,  von  derselben  Berechtigung,  wie  die 
Gleichheit  der  Borger  ein  Glaubenssatz  unserer  Unabhängigkeits- 
erklftrung  ist"'*). 


24)  S.  TfoM  d4  Dr.  Wien*.  Bd.  I  8.  170. 

26)  S.  Ze  coneert  etirefieit  d  la  mInm  de  droü  Mfam.  pur  £rn*it 
Nj/s.    Jbrue  dt  Dr.  Intern.,  Jahrg.  189»  S.  2T2ff. 
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III. 

Beschftftigen  vir  uns  nun  mit  den  KonBDlarvertrftgen  nnd 
mit  den  internationalen  Gebräuchen. 

Von  den  Konsolarvertrftgen  wollen  wir  zunächst  an- 
fuhren: Die  EoDSularkonventionen  von  Frankreich  mit  Spanien 
vom  Jahre  1862,  mit  Italien  von  demselben  Jahre,  mit  Portugal 
von  1866,  mit  Griechenland  im  Jahre  1876,  mit  dem  Staate 
Salvador  vom  Jahre  1878. 

In  allen  diesen  Eonventioaen  kam  man  aberein,  dalb  die 
EoDSuln  Vormundschaften  einleiten  konnten  gem&fs  dem 
Heimatrecht.  Nur  in  dem  Falle  wenn  die  Konsuln  davon  Ab- 
stand nehmen,  die  Vormundschaft  für  ihre  Nationalen  einzu- 
leiten, oder  wenn  sie  wegen  grofser  Entfernung  es  nicht  können, 
ergreifen  die  LandesbehOrden  die  nötigen  Mafsregeln  zum  Schatze 
der  Personen  und  Güter,  |da  diese  Mafsregeln  durch  das  Inter- 
esse der  öffentlichen  internationalen  Ordnung  geboten  sind. 

Italien  bat  ebenso  Verträge  Ober  Eossularkompetenz  mit 
Spanien  im  Jahre  1867,  mit  Deutschland  1868  und  1872  abge- 
sebtoBsen,  Deutechland  mit  Spanien  1870  und  1872,  mit  Griechen- 
land 1881,  mit  Brasilien  1882,  mit  Serbien  1873. 

Was  die  Eonsularkonventionen  betrifft,  die  sich  auf  Erb- 
schaften beziehen,  so  nennen  wir  diejenige  Frankreichs  mit 
Rnrsland  vom  Jahre  1874.  Durch  diese  Eonvention  sind  die 
betrefTenden  Eonsuln  ermächtigt,  einzugreifen  in  dem  Lande, 
wo  die  Erbschaft  eröfihet  wurde,  sogar  in  dem  Falle,  wenn  die 
Erben  dispositionsfähig  oder  gut  vertreten  sind. 

Andere  Staaten,  wie  die  Republik  Argentinien,  haben  ge- 
funden, dafs  es  vernünftiger  und  billiger  ist,  einheitliche  Be- 
stimmungen in  ihre  Gesetzgebung  bezQgUch  dieses  Gegenstandes 
au&unehmen  und  auf  alle  Nationen ,  auch  auf  di^enigen ,  mit 
welchen  keinerlei  Eonvention  abgeschlossen  worden ,  die  Wohl- 
that  der  in  ihre  Verträge  mit  anderen  Staaten  aufgenommenen 
Bestimmungen  anzuwenden'"). 

P.  Fiore  sagt  desgleichen :  ^Fflr  die  Staaten,  seien  sie  groft 
oder  klein ,  schwach  oder  stark ,  eine  Ueberlegenheit  oder  eine 
Einschränkung  zu  behaupten,  die  nicht  allen  gemeinsam  wäre, 
könnte  nicht  richtig  sein"  "). 

26)  Calvo,  Dr.  Mtara.  Bd.  2  No.  855. 

27]  8.  du  vonngefOhite  Werk  Bd.  I  S.  374. 
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Wir  Schliefben  also,  dafe  die  Herrschaft  der  EapitalatiODen 
Dicht  auf  uns  anwendbar  ist,  weder  vor  noch  nach  dem  Vertrag 
von  Berlin. 

Der  rumänische  Staat  hat  vier  KonBularkonventiooen  abge- 
schlossen: diejenige  mit  der  Schweiz  am  2.  Februar  1880,  mit 
Italien  am  5.  August  1880,  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  am  5.  Juni  1881  und  mit  Belgien  am  31.  Dezember 
1881.  Diese  letztere  EoDvention  befindet  sich  nicht  mehr  in 
Kraft. 

Durch  den  Art.  8  der  mit  der  Schweiz  und  durch  Art.  15 
der  mit  den  Vereinigten  Staaten  abgeschlossenen  Konvention 
sind  in  Bezug  auf  das  Recht  der  Konsuln  im  Falle  des  Todes 
eines  Rumänen  in  der  Schweiz  oder  eines  Schweizers  in  Rumänien 
gewisse  Rechte  vorgesehen,  aber  es  ist  nicht  die  Befugnis  der 
Konsuln  in  betreff  der  Vormimdschaft  und  der  Verwaltung  der 
Erbschaft  unter  gewissen  Umständen  voi^esehen,  wie  in  der 
Konsularkonvention  mit  Italien  Art.  22,  woram  uatQrlich  die 
Frage  entsteht,  ob  auch  die  Schweiz  und  die  Vereinigten 
Staaten,  indem  sie  die  Klausel  der  meistbegQnstigten  {Nation 
anrufen,  in  dieser  Richtung  von  den  im  Art.  22  der  Konvention 
mit  Italien  festgesetzten  Bestimmungen  Gebrauch  machen 
können. 

Stelleu  wir  zunächst  eine  Frage  fest.  Es  ist  behauptet 
worden,  dafs  eine  solche  Klausel  nur  in  ökonomischen  Verträgen 
verwendet  und  angewendet  werde,  wie  in  Zoll-,  Handels-  und 
Schiffahrtsverträgen  und  dergl.,  aber  nicht  auch  in  politischen 
Verträgen.  Die  Unrichtigkeit  dieser  Meinung  geht  aus  dem 
Umstände  hervor,  dafs  gerade  in  unserer  Konsularkonvention 
mit  der  Schweiz,  die  als  ein  politischer  Vertrag  angesehen  wird, 
in  Art.  9  und  in  demjenigen  mit  den  Vereinigten  Staaten  in 
Art.  2  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  aufgenommen 
ist,  was  die  Unantastbarkeit  und  die  Vorrechte  der  KonBuln 
betrifft. 

Nachdem  dieser  Punkt  aufgeklärt  ist,  und  um  auf  die  Frage, 
die  wir  uns  gestellt,  antworten  zu  können,  ist  zum  voraus  noch 
zu  untersuchen,  welches  der  Charakter  eines  Staatavertrages 
und  welches  seine  juridischen  Folgen  sind. 

Herr  Despiignet  legt  dies  mit  vieler  Genauigkeit  dar,  indem 
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er  sagt,  dars  er  eine  Übereinkunft  zwischen  zwei  oder  mebreren 
Staaten  anter  Yennittlung  ihrer  Behörden  ist,  welche  die  Er- 
m&chtigung  besitzen,  den  Staat  —  je  nach  dem  verfassungs- 
inft(Ugen  Recht  eines  jeden  —  zn  vertreten "). 

Ein  Traktat  ist  zugleich  ein  Vertrag  und  ein  Gesetz.  Er 
hat  die  Natur  eines  Gesetzes,  denn  er  stammt  her  von  der 
Staatsgewalt,  welebe  gem&ä  der  Verfassung  eines  jeden  Staates 
mit  der  gesetzgebenden  Gewalt  betraut  ist. 

Aber  znr  selben  Zeit  ist  der  Traktat  auch  ein  Vertrag, 
weshalb  man  behaupten  mu[^,  dafs  seine  Klauseln  nur  von  den 
vertragschliefsendeo  Teilen  angerufen  werden  können. 

Bei  alledem  unterliegt  die  Begel,  dafs  die  Wirkungen  eines 
Vertrags  beschränkte  seien,  mehrfachen  Ausnahmen,  die  uns 
die  internationale  Doktrin  und  Praxis  anzeigen.  So  ist  es  möglich, 
daft  die  Wohlthat  einer  Konvention  sich  auch  auf  andere  Länder 
ausdehnt  durch  eine  formelle  Klausel  eines  allgemeinen  Trak- 
tats; so  kann  die  sogenannte  Klausel  der  meistbegQnstigten 
Nation  einer  Konvention  von  einem  vertragBchliel^nden  Teil 
angerufen  werden,  um  aus  den  von  einem  vertragschliefsenden 
Staate  schon  anderen  Ländern  zugestandenen  Wohlthaten  Nutzen 
zu  ziehen. 

Es  murs  also  bei  dem  Unterschied,  welcher  meistens  zwischen 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Rechtes  und  deitjenigen 
anderer  Zweige  der  Rechtswissenschaft  besteht,  jedermann  sich 
boten,  die  auf  das  Civilrecht  sich  beziehenden  Regeln  auf  einen 
jnridiscben  Zustand  aus  dem  Wirkungskreis  des  internationalen 
Rechtes  anzuwenden. 

Eine  weitere  Wirkung  der  Verträge  bringt  es  noch  mit  sich, 
dafs  die  Staaten,  welche  an  denselben  Teil  genommen  haben, 
wie  auch  ihre  Nationalen,  nicht  auf  sie  verzichten  kfinnen,  etwa 
anter  dem  Verwände,  dafs  das  gemeine  Recht  ihnen  vorteil- 
hafter sei"). 

Da  diese  Ausnahmen  in  unbestreitbarer  Weise  bei  der  all- 
gemeinen Bestimmung  des  internationalen  Rechtes  ange- 
nommen sind,  so  ergiebt  sich  von  selbst  die  Antwort  auf  die  ge- 

28)  8.  Dr.  mtent.  puN.  S.  63. 

29)  S.  De$pagntt,  Dr.  intern,  priv.  S.  60—61  u.  j>H6f.  S.  491—492. 
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stellte  Frage;  wir  s&gen:  ja,  die  beiden  Staaten  Schweiz  nnd 
Vereinigte  Staaten  kftnnen  bei  uns  die  Bestimmungen  des 
Art  22  der  mit  Italien  at^esebloBsenen  Koasalarkonvention 
anrufen,  denn  ihre  Behandlung  ala  meistbegünstigte  Nation 
ist  ihnen  durch  die  besonderen  Klauseln  ihrer  betreffenden  Ver- 
träge anerkannt. 

Aber  was  werden  wir  sagen  von  den  anderen  Staaten,  mit 
denen  wir  keine  Eonsularkonvention  abgeschlossen  haben?  Viel- 
leicht verlangen  dieselben,  dafs  ihnen  die  Zuständigkeit  der  be- 
treffenden Konsuln,  Einleitung  von  Vormundschaften  und  die 
Verwaltung  der  Xachlassenschaften  ihrer  Nationalen  eiogeAumt 
werde;  oder  besser  gesagt,  wurde  es  mOglich  sein,  ihnen  das 
Recht  streitig  zu  machen ,  mit  derselben  Praxis  fortzufahren, 
welche  sie  bis  jetzt  befolgt  haben  ? 

Hieraber  finden  wir  nun  folgendes  in  dem  ausgezeichneten 
Aufsätze  des  Herrn  Djwvara  unter  dem  Titel:  Traktate  nnd 
Konventionen:  „Es  ist  von  der  gröfsten  Bedeutung,  als  un- 
bestreitbaren Punkt  festzustellen,  dafä  die  Anwendung  unserer  kon- 
sularischen Bestimmungen  in  Wirklichkeit  allen  anderen  Mächten 
zuerkannt  ist  . . .  Diese  Bande  vollkommener  Gleichheit,  welche 
zwischen  den  Behörden  des  Landes  und  den  Unterthanen  der 
anderen  Staaten  bestehen  müssen,  rühren  unzweifelhaft  her  von 
dem  Freundschaftsverhältnis,  in  dem  wir  uns  mit  allen  Staaten 
befinden  und  von  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  internatio- 
nalen Rechtes,  welche  heutzatage  kein  civilisierter  Staat  ab- 
leugnen oder  denen  er  nicht  Abbruch  thun  dürfte  ohne  Sehaden 
für  sich  selbst.  Dasselbe  Verhältnis  wird  uns  übrigens  auch 
von  diesen  verschiedenen  Staaten  zuerkannt"  '"). 

Nach  unserer  persönlichen  Kenntnis  war  dies  die  R^l  für 
das  Verhalten  aller  unserer  Regierungen  und  auch  die  richter- 
liche Praxis  seit  der  Veröffentlichung,  der  wir  diese  Zeilen  ent- 
nommen, im  Jahre  1888,  bis  heutzutage. 

Die  Frage  ist  aber:  bestehen  Beweggründe,  welche  veran- 
lassen könnten,  dafs  wir  diese  in  unseren  internationalen  Be- 
ziehungen befolgte  Regel  verlassen  sollten?  Ich  glaube,  nein. 
Dies  möchte  ich  darlegen. 

„Die  Gesetze,  Gebräuche,  Verträge,  die  das  internationale 

80)  8.  TrataU  H  conviintioni  8.  XIV— XXX. 
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Reeht  darstelloB,  schliel^Q  in  sich  die  Bedingusgea,  welche  die 
Nationen  einzohalten  haben,  wenn  sie  ihre  BedOrbisBe  mittelst 
internationalen  AustauBchea  erföllt  sehen  wollen")." 

Gebräuche,  Gewohnheiten,  die  als  Quellen  des  positiven 
internationalen  Bechts  ai^^esehen  werden ,  bilden  einen  hin- 
reichenden rechtlichen  Anspruch,  am  bei  ans  auch  auTser  Italien, 
der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten,  mit  denen  wir  durch 
geschriebene  Konventionen  verbunden  sind,  die  Eonsulai^erichts- 
barkeit  mit  beschrsnkten  Befugnissen  von  seilen  der  anderen 
Staaten  zu  rechtfertigen. 

Wenn  in  der  Praxis  der  Konsularvertrag  mit  Italien  ins 
Auge  gefarst  wurde,  so  ist  dies  geschehen  im  Sinn  einer  Norm 
fflr  die  Bedingungen,  unter  denen  im  allgemeinen  die  Rechte  und 
Befagnisse  der  Konsuln  an^zufiben  sind.  Der  Zweck  war,  die 
ziemlich  bedeutenden  Schwierigkeiten  und  Mil^verstAndnisse  zu 
vermeiden,  welche  bei  Gelegenheit  der  AusQbung  dieser  nicht 
durch  eine  Konvention  präcisierten  Rechte  entstanden,  ohne  dafs 
dadurch  in  irgend  einer  Weise  die  wahre  Grandlage  der  ver- 
pflichtenden Kraft  der  Gebräuche  geschwächt  werde,  welche 
ihren  UrspruDg  hat  in  dem  Zustande  dauernder  Bezieboogen, 
den  der  rumänische  Staat  mit  den  anderen  Staaten  aufrecht 
erhielt,  sogar  schon  vor  dem  Vertrage  mit  Italien. 

Oaivo,  dessen  Ansicht,  wie  man  weifs,  in  der  Wissenschaft 
des  internationalen  Rechts  sich  einer  Autorität  erfreut,  sagt: 
„Wenn  ein  Vertrag  .  .  .  eine  praktische  Frage  löst,  welche 
schwere  Mifsstimmungen  veranlafst  hat,  so  dehnen  sich  seine 
Wirkungen  alsbald  von  den  vertragschtiefsenden  Teilen  auf 
die  anderen  Staaten,  mit  denen  sie  in  Beziehungen  stehen, 
aus").' 

Unser  Kulturzustand,  die  Entwickelung  unseres  juridischen 
BewuTstseins  sind  hinreichende  Elemente,  dafs  wir  uns  eine  Vor- 
stellung von  dieser  verpflichtenden  Kraft,  von  der  thatsächlicfaen 
Autorität  der  internationalen  Gebräuche  machen  können. 

,Um  das  internationale  Recht  zur  Verwirklichung  als  posi- 
tives Recht  unter  der  Form  von  Gebräuchen  oder  internationalen 


81)  a   F.  de  Märten»,   TraiU  de  droä  mtemaUonai; 
P>ris  1882,  Bd.  I  S.  24. 

32)  8.  Z>f.  Ifitem.  Bd.  I  8.  29.  ' 
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Verträgen  geeignet  zu  macben,  mOssea  die  Staaten  ein  gemein- 
sames Bewurstaein  der  allgemeiDen  Gronds&tze  besitzen,  welcbe 
ibre  Beziehungen  beberrschen,  und  eine  Ordnung  anerkennen, 
die  sieb  auf  diese  Grundsätze  stützt,  velche  geacbtet  «erden 
müssen")."  nieses  gemeinsame  BewufstseiQ  findet  sich  aber  in 
Tollst&ndiger  Weise  nur  bei  deiyenigeo  VSlkem,  welcbe  dm 
Ideen  europäiscber  Civilisation  nacbstreben,  und  nur  in  unvoll- 
kommener Weise  bei  den  Völkern,  welcbe  nur  in  beschrankter 
Weise  an  dieser  Civilisation  teilnebmea. 

P.  Fiore  behauptet ,  dafs  es  ein  offenbarer  Irrtum  sei,  zu 
glaaben,  i&t&  Staaten  aoTser  von  den  Verträgen  nur  von  der 
Einwirkung  ihres  villkDrlicben  Willens  abhängig  seien,  demi  es 
bestehen  Regeln  des  Rechts,  welche  das  Verhalten  der  Staaten 
betreffen  und  welche  für  sie  verpflichtend  sind.  Ebenso 
behauptet  er,  dafs  infolge  der  Tbatsache,  dal^  Staaten  in  gleich- 
mäfsiger  Weise,  öffentlich  und  während  eines  beträchtlichen 
Zeitraumes  in  gewissen  bestimmten  Fällen  gehandelt  haben,  die 
befolgte  Praxis  als  Vorschrift  des  Rechtes  betrachtet  werden 
kann"). 

Aber  noch  mehr;  es  kann  vorkommen,  dafs  aafser  den 
Gebräuehen,  d.  h.  gewissen  Thatsachen,  welche  das  Erforderais 
langer  Dauer,  Öffentlichkeit  und  Gleichförmigkeit  in  sich  ver- 
einigen —  ich  sage,  dafs  in  einem  weniger  langen  ZeitabGchnitt 
in  gewissen  bestimmten  Fällen  durch  gemeinsames  Einverständnis 
zwischen  Staaten  gewisse  Festsetzungen  geschehen ,  welche  bis 
zu  einem  gewissen  Punkte  neben  Verträgen  und  Gewohnheiten 
genügende  Kraft  haben ,  um  die  Behörden  der  betreffenden 
Staaten  zu  ermächtigen,  denselben  in  ihren  internationalen  Be- 
ziehungen Rechnung  zu  tragen. 

Die  Idee  der  Beciprocität  ruft  nun  folgende  Scblufs- 
folgerung  in  uns  wach.  Unser  Konsularreglement  von  1880 
gab,  wie  wir  gesehen  haben,  in  die  Hand  unserer  Konsuln 
die  Rechte  von  Gerichtshöfen  in  Vormundschafts-  und  Ent- 
mOndigungBsachen  (Art.  90  AI.  II),  das  Recht,  Siegel  anzulegen, 
Inventarien  zu  machen  und  die  Kacblassenscbaft  rumänischer 
Nationalen  zu  verwalten  (Art.  120,  AI.  IV,  V,  VI).    Auf  Grund 

33)  S.  Betpagnet,  Dt.  intern.  puM.  8.  59. 

34)  S.  Dr.  Intern,  publ.  tr.  Ch.  Antoin,  Paria  1885,  No.  1B9  d.  230- 
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welcher  internatiODaleo  Bestimmut^  fcOonen  uneere  Konsuln  in 
der  Fremde  ihre  gesetzlichen  Obli^enheiten  erfüllen?  Im  all- 
gemeinen können  sie  dieselben  nur  erfüllen  auf  Gmnd  der 
Höflichkeit,  der  Höflichkeit  der  Völker,  eines  freiwilligen  Zu- 
geBtsadnisBCS  von  Seiten  der  fremden  Staaten ;  aber  es  ist 
bekannt,  dafs  diese  Praxis''')  gewöhnlich  der  Bedingung  der 
Gegenseitigkeit  untergeordnet  ist.  Wie  werden  wir  also  den 
gewünschten  Erfolg  erreichen,  wie  werden  wir  es  vermeideD, 
den  praktischen  Erfolg  unserer  gesetzlichen  Bestimmungen 
unerreichbar  zu  machen ,  wenn  wir  dieselben  Rechte  nicht 
auch  den  auf  unserem  Gebiete  befindlichen  fremden  Konsuln 
zugestehen  ? 

Denn  schlierslicb  ist,  wie  ich  bemerkt  habe,  die  Praxis  der 
Hftflichkeit  nichts  als  die  Anwendung  der  Erfordernisse  der 
Moral  auf  internationale  Beziehungen:  ,Was  du  nicht  willst, 
dafä  man  dir  thu,  das  fOg'  auch  keinem  andern  zu!"  Doch 
ruft  solche  Praxis  nicht  nur  eine  Verpflichtung  moralischer 
Natur  für  uns  hervor,  sondern  auch  eine  konventionelle  Ver- 
pflichtung, die  hervorgeht  aus  der  Zuerkennung  des  „Exequatur", 
einer  Ermächtigung,  welche  den  betreffenden  fremden  Konsuln 
g^eben  wird,  damit  sie  unter  den  Bedingungen  der  internatio- 
nalen Gewohnheiten  und  unter  Anwendung  der  Gegenseitigkeit 
funktionieren  können. 

Bei  Gelegenheit  der  Frage,  ob  eine  Ehe,  die  vor  einem 
Konsul  oder  diplomatischen  Agenten  abgeschlossen  worden,  überall 
der  Form  nach  gültig  sein  könne,  hat  Herr  Renault,  der  her- 
vorragende Professor  der  Rechtsfakultät  von  Paris  —  in  einer 
Sitzung  der  Konferenz  vom  Haag  —  eine  Erklärung  abgegeben, 
welche  verdient,  angeführt  zu  werden,  denn  sie  bezieht  sich  auf 
eine  juridische  Lage  von  vollkommener  Ähnlichkeit  mit  der- 
jenigen, die  uns  beschäftigt.  Derselbe  hat  gesagt:  „Wenn  in 
einem  Lande  die  Gesetzgebung  den  Konsuln  dieses  Landes  das 
Recht  giebt ,  Ehen  ihrer  Nationalen  abzuschliersen ,  kann  man 
dann  nicht  auch  vernünftigerweise  schliersen,  dafs  diese  Gesetz- 
gebung sich  nicht  widersetzen  werde,  wenn  auch  die  fremden 
Konsuln  Ehen  auf  ihrem  Gebiete  abschliefsen  ?" 

35)  P.  Fiore  Bd.  I  S.  188  Note:  „Wenn  die  Staaten  g%eiiHitif(e  Zn- 
gntündniMe  nch  macben,  so  geschieht  diee,  nm  ihre  eigetien  IntereweD  bii 
wmbren.     C.  Äntoine. 
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Eine  letzte  BetrachtuDg ,  die  ins  Aoge  zu  fasEen  wftre,  ist 
diejenige,  welche  uns  von  Ckdvo  angezeigt  wurde.  Derselbe  sagt 
uns:  „Da  der  Sache  nach  alle  Schriftsteller  Aber  diesen  Punkt 
einverstanden  sind,  so  ist  zugegeben,  daflB,  wenn  eine  Reihe  von 
Verträgen  in  fibereinetimineDder  Weise  eine  identische  Frage 
löst,  man  annehmen  kann,  dars  sie  damit  die  Ansicht  der 
Nationen  aber  diese  Fr^e  ausdrOeken."   . 

Also:  alle  zwischen  Staaten  abgeschlosseneD  Eonsular- 
verträge  geben  den  betreffenden  Konsuln  ein  Recht  zn  richter- 
licher Verwaltung  in  Beziehung  auf  Vormundschaften  und  Erb- 
schaft. 

Um  nun  einen  Sehlul^  ziehen  zu  können  betreffs  der  Frage, 
ob  die  Konsuln  von  Staaten,  mit  welchen  wir  keine  Eonsular- 
vertrl^  haben,  das  Recht  besitzen,  Vormundschaften  einzn- 
aetzen  und  NachlUsse  ihrer  Nationalen  zu  verwalten,  erhalte  ich 
aufrecht,  dafs  vom  Gesichtspunkt  der  allgemeinen  vßlkerrechtlieheB 
GrundsAtze,  von  demjenigen  der  internationalen  Gebräuche,  der 
von  uns  ausgeOhteo  Praxis,  des  aus  unserer  eigenen  Gesetz- 
gebung abgeleiteten  Rechtes  der  Gegenseitigkeit  und  der  ein- 
heitlichen Art,  in  welcher  alle  Verträge  dieser  Natur  die  Frage 
ins  Auge  fassen,  es  mir  scheint,  dafs  eine  bejahende  Antwort 
geboten  ist. 

Man  hat  behauptet,  d&ts  auf  Grund  des  Art.  U  des  Givil- 
gesetzbuches ,  welcher  bestimmt,  dafs  die  Fremden  jederzeit  in 
Rumänien  sich  derselben  borgerlichen  Rechte  erfreuen  sollen, 
deren  sich  die  Rumänen  erfreuen,  des  Art.  54  der  Civilproze^ 
Ordnung,  welcher  die  beklagten  Fremden  der  Zuständigkeit  der 
Gerichte  zuweist,  die  Einleitung  einer  Vormundschaft  Ober  eiDen 
minderjährigen  Fremden  unil  eine  Erhschaftsverwaltung  nach 
Ausländem  von  Seiten  der  rumänischen  Gerichtsbehörde  vor- 
kommen könnte,  ohne  dafs  den  internationalen  Gebräuchen  Rech- 
nung getragen  zu  werden  brauchte,  welche  das  Gegenteil  fest- 
setzten, da  ja  diese  Gebräuche  nicht  den  juristischen  Wert  von 
Verträgen  haben. 

Jene  gesetzlichen  Bestimmungen  scheinen  mir  aber  nicht 
den  absoluten  Sinn  zu  haben,  der  ihnen  gegeben  wird.  Die  An- 
wendung der  Worte  „in  deobite'  („im  allgemeinen")  und  der 
Scblufssatz  „aufser  den  Fällen,  wo  das  Gesetz  anders  bratimmt 
haben  sollte,"    lassen  erkennen,  dal^  die  Rede  ist  von  einer 
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Regel,  welche  Ausnahmen  zul&fBt  und  allen  Arten  von  Teni- 
peramenten  ausgesetzt  ist 

Die  Gesetzgeber  des  CiTilgeeetzbuches ,  befriedigt  von  dem 
Stande  der  Gesetzgebung  der  damaligen  Zeit,  konnten,  als  sie 
diese  EinBcbr&Dknngen  machten,  nur  an  die  Prohibitivgesetze  in 
betreff  der  Fremden  denken,  wie  z.  B.  das  Dekret  vom  19.  Au- 
gast 1864,  welches  einem  nichtchrisüicheu  Fremden  den  Kauf 
TOD  Immobilien  verbietet.  Aber  hauptsächlich  mit  dem  Worte 
„fn  äeobfte'  haben  sie  sich  auf  die  in  damaliger  Zeit  befolgte 
PraxiB  der  Grunds&tze  des  Völkerrechtes,  der  internationalen, 
Khon  feststehenden  Gebrftuche  bezogen,  dafs  die  Interessen  der 
Fremden  in  bestimmten  F&llen,  wie  z.  B.  in  den  von  uqb  ange- 
ftthrten,  der  Begeltmg  durch  die  KonsolarbehCrden  überlassen 
werden  sollen. 

Ich  glaube  also  nicht,  dafs  der  Gedanke  des  Gesetzgebers 
so  ausgelegt  werden  darf,  dafs  die  Ordnung  der  Jurisdiktion, 
die  Regelu  der  Zustftndigkeit,  geändert  werden  soUteu,  zu  einer 
Zeit  als  bei  uns  schon  anerkannt  wurde,  dafs  wie  in  anderen 
Staaten,  die  schon  in  die  internationale  Gemeinschaft  eingetreten, 
den  Konsuln  die  Ordnung  dieser  Augelegenheiten  Oberlassen 
bleibe. 

Jedenfalls  begreifen  die  Bestimmungen  des  Art.  11  des  Civil- 
gesetzbnches,  wie  auch  diejenigen  des  Art.  54  der  Givilprozei^ 
Ordnung,  welche  den  Fremden  bürgerliche  Hechte,  folglich  auch 
daqenige,  vor  den  mmAnischen  Gerichten  verhandelnd  zu  er- 
scheinen, zuerkennen,  nicht  auch  fOr  diese  letzteren  die  Idee  der 
Verpflichtung  in  sich,  die  Fälle,  welche  vor  sie  gebracht  werden, 
abzuurteilen ,  im  Falle  sie  finden ,  dafs  sie  auf  Grund  gewisser 
Verträge  oder  Gebräuche  von  international  anerkannter  Gesetzm- 
kraft  nicht  dazu  berufen  sind. 

Garsotmet,  der  betrauerte  Dekan  der  Rechtsfakult&t  von 
Paris,  sagt  in  seiner  Auslegung  der  Bestimmungen  der  französi- 
schen Gesetzgebung,  die  mit  deigenigen  des  Art.  38  unseres 
OT^nischen  Gesetzes  über  den  Kaasationshof  übereinstimmt:  Der 
Ausdruck  „Gesetz"  mufs  im  weitesten  Sinne  ausgelegt  werden 
(in  demselben  Sinne  spricht  sich  auch  JDaUoe  aas"),    ebenso 


3S)  StipL  Stpmi.  Can.  N.  385. 
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Ch^HOtt)")  und  begreift  uater  anderem  in  sich  auch  den  Sinn 
der  Verletzung  gewisser  Bestimmimgen ,  die  aas  den.  allgemein 
anerkannten  Grundsätzen  des  Völkerrechtes  folgen"). 

Unter  dem  Gesichtspunkt  des  internationalen  Rechtes  ist  &Ibo 
die  Beobachtung  des  Gebrauches  für  die  Gerichte  obligatorisck 
nnd  folglich  scheint  mir  ihre  Verletzung  einen  Grund  fdr  die 
Aufhebung  einer  richterlichen  Entscheidung  zu  bilden. 

Diese  Theorie  erscheint  mir  um  so  mehr  anwendbar  in  einer 
Gesetzgebung  wie  die  ansenge,  welche  in  kategorischer  Weise 
den  Grundsatz  anerkennt,  dal^  die  Konsuln  die  Befugnis  haben, 
Vormundschaften  zu  ordnen  und  auch  die  Nachlassenschaften 
rumänischer  Nationalen  zu  verwalten. 

Ich  glaube  demnach ,  daß ,  wie  unsere  Eonsularrichter  bei 
der  AusQbmig  ihrer  Gerichtsbarkeit  gehalten  sind,  sich  nach  den 
im  Frivatrecht  als  R^el  angesehenen  Qehrftuchen  zu  richten 
(Art.  23  des  Gesetzes  aber  die  Oi^anisation  des  Ministeriiuns  des 
Äufseren),  ebenso  auch  die  Richter  des  gemeinen  Rechtes  nnd 
unsere  richterlichen  Kollegien  gehalten  sind,  die  (jebrauche,lwelche 
Gegenstand  des  internationalen  Öffentlichen  Rechts  geworden 
sind  und  welche  als  Grundlage  für  unsere  Beziehungen  lu 
anderen  Staaten  dienen,  als  Gesetzeskraft  besitzend  zu  be- 
trachten. 

Man  hat  behauptet,  dafö  die  Auslegung  eines  internationalen 
Vertrages  ausschliefslich  den  richterlichen  Behörden  vorbehalten 
sein  mfisse,  denn  nur  sie  seien  in  der  Lage,  politischen  Be- 
trachtungen nicht  Rechnung  zu  tragen,  welchen  häufig  Prirat- 
interesseo  geopfert  werden;  andererseits  setzt  man  hinzu,  wenn 
der  Regierungsgewalt  die  von  den  Gerichten  gegebenen  Lösungen 
in  dieser  Hinsicht  nicht  gefallen  und  dieselbe  finden  sollte,  dafs 
sie  ihren  Beziehungen  zn  anderen  Staaten  schaden  könnten,  bo 
habe  sie  eben  zu  veranlassen,  dafs  mit  diesen  Staaten  ZusatE- 
vertrige,  Auslegungskonventionen  gemacht  werden  "■), 

Abgesehen  davon,  dal^  der  angerufene  Beweggrund  in  sieb  be- 


37)  S.  OrigitUi,   eondilitms  et  effet»  de  la  caagaUon  (mämoire  anmmi 
par  la  FacuM  de  dr.  dt  Parit). 

38)  S.    TraiU   tMor.    et    pratiqtte    de  procidtire,    Paria   t8M,  Bd.  T 
S.  571-573. 

39)  8.  Etudes  rar  la  compAmee  eivile  h  Tigard  da  BUO»  itrmgen,  |W 
P.  de  Paepe,  conaeäler  ä  la  Ccmr  de  ecusoMon,  BnueU«  1884,  S.  3». 
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streiti>ar  ist,  da  die  öffentlichen  Gewalten  nur  berufen  sind,  alle 
zusammen  ihre  Hitwirkui^  zur  Herstellung  der  Gerechtigkeit 
im  Staat  im  weitesten  Sinne  dee  Wortes  zu  leisten,  und  es 
also  nicht  vorauBzusetzen  ist ,  daTs  eine  von  ihnen  diese  Richt- 
Bchnur  verlassen  werde,  —  so  ist  auch  die  vorgeschlagene 
Lösung  durchaus  unpraktüch,  denn  die  Gelegenheiten,  wenn  die 
Notwendigkeit  einer  Auslegung  solcher  Konventionen  sich  zeigt, 
können  häufig  sein ,  und  es  ist  unm&glich ,  jedesmal ,  am  einem 
vorkommenden  Streitfall  die  gehörige  Lösung  geben  zu  können, 
die  Kanunem  zusammenzubemfen,  um  ihnen  den  Fall  zu  unter- 
breiten. 

Ich  glaube  also  aicht,  dafs  dieses  System  aufrecht  erhalten 
werden  kann,  und  halte  das  System  fQr  richtig,  welches  die 
fremde  Rechtslehre  und  besonders  die  französische  Rechtspraxis 
befolgt 

Diese  Becbtslehre  macht  einen  wichtigen  Unterschied.  Aus 
dem  Umstand  —  sagt  sie  — ,  dafs  ein  Traktat  den  Charakter 
eines  gegenseitigen  Vertrages,  wie  auch  eines  Gesetzes  hat, 
folgt,  dafs  im  Falle  ein  Eiiupruch  private  Interessen,  wie  z.  B. 
ein  Eigentumsrecht,  ein  Erbschaftarecht  zum  Gegenstand 
hfttte,  die  richterliehen  Behörden  die  zur  Anwendung  eines 
Traktats  berufen  sind,  nattlrlich  auch  die  Befugnis  haben,  ihn 
auszuixen.  Sollte  aber  der  Einspruch  eine  Frage  zum  Gegen- 
stand haben,  die  sieh  auf  die  Natur  und  die  Ausdehnung  der 
internationalen  Beziehui^en  der  vertragscbliersenden  Teile  be- 
zieht, dann  kann  die  Auslegung  nur  von  diesen  Teilen  selbst 
geschehen,  d.  h.  von  selten  der  Regierungsgewalt  oder  eisern 
von  ihr  gewählten  Schiedsrichter. 

Wenn  z.  B.  der  Einspruch  die  Frage  zum  Gegenstand  hat 
KU  wissen,  worin  die  Unantastbarkeit  besteht,  welche  den 
EoQsalD  durch  einen  Vertrag  zuerkannt  ist,  so  würden  die  Ge- 
richte nicht  die  Berufung  haben,  die  internationale  KonventiOD 
auszulegen,  weil  die  Zuständigkeit  der  Konsuln,  welche  einen 
Einflufs  auf  die  guten  Beziehungen  der  Staaten  untereinander 
bat,  als  eine  Frage  der  öffentlichen  Ordnung  angesehen  wird, 
welche  auszulegen  die  Regierungsgewalten  sich  das  Recht  vor- 
behalten mOssen.  In  dieser  Ideenfolge  hat  man  in  Beziehung 
auf  eine  Frage,  die  vollkommene  Analogie  mit  derjenigen,  die 
uns    beschäftigt,    besitzt,    gesagt:     „wenn    die    Rede    ist    von 
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konBularischer  Vnant&Btbarkeit ,  von  den  Seichten  des  Ver- 
treterB  eines  fremden  Staates  als  solchen  bei  uns,  so  wfirden 
vir  verstehen,  daTs  man  uns  von  ausschliersUcKer  Zuständigkeit 
der  ausObendeo  Gewalt  spricht,  denn  dann  wäre  nicht  eine 
Frage  des  internationalen  Privatrechts  zu  lösen,  welche  der  Zn- 
'  st&ndigkeit  des  Richters  angehört,  sondern  eine  Frage  des  inter- 
nationalen öffentlichen  Rechts ,  draren  Zuständigkeit  der  aus- 
übenden Gewalt  angehört*")". 

Die  Ansicht  eines  Staatsanwaltes  des  Eas&ationshofes  von 
Frankreich,  welche  derselbe  bei  Gelegenheit  einer  BeschlaT»- 
fassung  aussprach,  scheint  mir  das  richtige  Mafs  far  die  Unter- 
scheidungen zu  geben:  „In  dieser  Sache",  sagt  er,  „mufs  man 
sich  fragen,  ob  die  Entscheidoi^ ,  welche  das  französische  Ge- 
richt aussprechen  soll,  der  Art  ist,  einen  von  einer  fremden 
Regierung  ausgegangenen  Akt  beurteilen  zu  messen  und  einen 
Einäufs  auf  die  Beziehungen  dieser  Regienrng  zu  der  Nation&l- 
regierung  auszuüben.  —  In  diesem  Falle  mufs  die  Gerichts- 
behörde jener  die  Frage,  welche  zu  lösen  ist,  zusenden.' 

Ich  fasse  mich  zusammen :  In  den  christlidien  Staaten  ist 
die  Konsulargerichtsbarkeit,  in  einzelnen  lallen  eingeschränkt, 
von  der  Entstehung  dieser  Einrichtung  an  bis  heutzutage  dureh 
fortdauernden  Gebrauch  in  die  internationale  Praxis  eingeführt 
Obwohl  diese  Konsulargerichtsbarkeit  dem  Grundsätze  nach 
eine  Beschränkung  der  Landessouveränetät  bedeutet,  können 
wir  doch  sagen,  dafs  sie  in  Anbetracht  der  guten  Beziehungen, 
die  zwischen  den  Staaten  bestehen  sollen,  der  befriedigend«! 
Ordnung'der  Interessen  ihrer  betreffenden  Nationen,  einen  Teil 
des  allen  civilisierten  Staaten  gemeinsamen  Besitzes  bildet,  den 
Ausdruck  ihres  juridischen  Bewulätseins  von  einem  allgemein 
anerkannten  Gebranch,  welcher  sich  demzufolge  jedem  Staate 
aufdrängt,  der  zu  der  internationalen  Gemeinschaft  gehört;  es 
ist  also  nicht  zu  befürchten,  dafs  der  rumänische  Staat  dessen 
nicht  Rechnung  tragen  werde  zu  einer  Zeit,  wo  er  selbst  seine 
Ausübung  durch  Gesetze  und  Verordnungen  organisiert  hat, 
wo  in  einer  stark  ausgesprochenen  wissenschaftlichen  Strömung, 
hervorgerufen  durch  Autoren  des  internationalen  Rechtes,  damaeb 
gestrebt  wird,  demselben  eine  mehr  und  mehr  um  sich  greifende 
Anwendung  zu  geben. 

40)  8.  amma-Jiidieiar  No.  87  vom  17.  Bbü  1901  S.  294. 
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KomtiiT  HlUui  PftVl  J*V»H*Tli  in  VnkoTftr  %.  d.  Douan, 
SyrrnieD-SUTonien. 

Daa  mODtenegrinische  E  h  e  r  e  c  h  t  ist  in  der  Litteratur 
stiefmütterlich  behandelt.  Es  kommen  neuestens  eigentlich 
noT  die  nachsteheDden  Werke  in  Betracht,  nämlich :  Gesetzbuch 
Daniels  I.  (vom  23.  April  1855  a.  St.),  Forsten  und  Gebieters 
von  Montenegro  und  der  Brda,  in  deutscher  Übersetzung  bei 
Manz,  Wien  1859;  Popovid:  Recht  und  Gericht  in  Montenegro, 
Zagreb  1877;  and  ein  nach  dem  Muster  der  in  anderen  Eultnr- 
staaten  geltenden  Gesetzbücher  abgefarstes  Gesetzbach  von  dem 
Serben  Dr.  BaUhasar  BogüU  nach  eingehendem  Studium  der 
alten  Gewohnbeits-  und  ürtsrechte  soi^^tig  entworfen  und  mit 
einigen  vom  Reehtsrat  (BejHKH  crjx  h  js^sasaa  caBjer)  getrofienen 
Ab&nderungen  mit  Gesetzeskraft  versehen.  —  Mit  dem  Erlasse 
(YKaa)  des  Forsten  Nikola  I.  vom  14./26.  Januar  1898  wurde 
eine  neue  Herausgabe  des  montenegrinischen  Allgemeinen  Gesetz- 
buches Ober  Vermögen  (Güterrecht):  „OnntTH  Hhobhhckb  3aKoaHK 
3&  Kiwi»eBHHy  ItpHy  Topy"  1.  Vol.  in  8",  Cetiige  1898,  angeordnet 
und  gedruckt  bei  Ghamerot  et  Renouard  in  Paris  in  vor- 
nehmster Ausstattung,  da  sich  während  der  zehn  Jahre,  seit 
dies  Gesetzbuch  erschien,  in  ihm  viele  Modifikationen  notwendig 
zeigten.  Das  alte  Gesetzbuch  Ober  Güterrecht  trat  am  1./13.  Juli 
1888  und  das  neue  am  \J\Z.  April  1898  in  Kraft.  —  Eine 
Ausgabe  dieses  Gtesetzbucbs  ist  in  deutscher  von  Ä.  Sheh  bei 
Carl  Heymann,  Berlin  1893,  und  in  französischer  Sprache 
von  R.  Dareste  und  Albert  Bwiire  bei  Imprimerie  Nationale, 
Paris  1892,  erschienen. 

Zaitootuift  f.  iDtno.  Privat-  n.  tlffautl.  Baaht.   Xn.  22 
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Die  Ehe  begründet  das  Familiealeben ,  und  der  juristiache 
Charakter  der  Gheschliereung  ist  von  eingreifeDdem  Einflufs  auf 
die  RechtSTerhältnisBe  der  Familie  (odBTen.) ;  die  moatenegriniBclie 
Ehe  beruht  auf  dem  mutuus  consensus  der  Nupturieoten,  ihr  Zu- 
standekommen  ist  von  keiner  strengen  juristischen  Form  bedingt, 
und  kann  selbst  durch  Flucht,  Entführung  und  Raub  der  Braut 
bewirkt  werden  (G.B.  von  1855  Art.  69). 

Die  Kirche,  die  lehrt,  dars  die  Ehe  ein  Sakrament  {■njia.) 
sei,  k&mpfte  lange  Zeit  gegen  die  vertragsmäfsige  und  formlose 
Eheschliefsung ,  und  erwirkte  für  Montenegro  unter  Knjaz 
Daniol  L  ein  Gesetz  (vom  23.  April  1855),  das  die  Gültig- 
keit der  Ehe  an  die  kirchliche  Trauung  und  Einsegnung 
knüpfte. 

Nach  den  noch  geltenden  alten  Rechtemitteln  wirbt  der 
Bräutigam  um  die  Braut  bei  ihren  rechtmäl^igen  Verlobem, 
bei  ihren  Eltern  oder  Brüdern  und  in  der  Zadroga -Kommunion 
(Hauptgemeinschaft)  beim  Hausvater  (crapjeinBHa,  caput  ftamlia, 
Patriareh,  pairiarcä) ;  ist  seine  Werbung  angenehm,  so  wird  ihm 
die  Braut  versprochen,  wobei  er  ihr  den  Angelobungaring  und 
andere  Geschenke  darreicht;  auch  bei  den  Montenegrinern  gilt 
die  Regel:  „Ist  der  Finger  beringet,  ist  die  Jungfer  bedinget* 
Bei  dem  EbeverlObnisse  müssen  alle  Erfordernisse,  die  zu  einem 
Vertrage  überhaupt  gehören,  beachtet  werden;  Greistesknuike, 
Kinder  unter  sieben  Jahren  und  Personen,  denen  ein  gesetzliches 
Ehebinderais  entgegensteht,  können  kein  Eheverlöbnis  eingeheo; 
würde  ein  solches  an  eine  unmögliche  Bedingung  geknüpft,  so 
w&re  es  natürlich  wirkungslos.  Eine  bestimmte  Form  bei 
Schliefsung  von  Eheverlöbnissen  ist  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben; 
usus  ist  es,  sich  Ringe  und  Geschenke  zu  geben;  häufig  wird 
das  Verlöbnis  vor  Zeugen  (EyKOBH)  geschlossen.  Nach  dem  Ver- 
löbnisse  ist  die  Braut  sofort  Eigentümerin  des  ihr  Geschenkten, 
welches  sie  auch  dann,  wenn  der  Bräutigam  noch  vor  der 
Trauung  stürbe,  behalten  darf,  es  sei  denn,  dafs  sie  selbst  an 
der  Verzögerung  Schuld  trüge. 

Das  Eheversprechen ,  wenn  es  unter  voller  Freiheit  des 
Willens  und  ohne  Obwalten  eines  Irrtums  gegeben  wurde,  ist 
insofern  bindend,  als  im  Weigerungsfall  auf  Ersatz  des  wirk- 
lichen Schadens,  der  aus  der  Nichterfüllung  für  den  anderen 
Teil  erwächst,  belangt  werden  kann.    In  jedem  Falle  kann  vor- 
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erst  auf  ErfQllung  desBelben  gedrungen  werden ;  gezwungen  darf 
jedoch  niemand  werden.  Der  ohne  erhebliche  Ursache  von  dem 
EheverlObnisse  ZurOcktretende  verliert  aufserdem,  dafs  er  den 
dadurch  bewirkten  Schaden  ersetzen  mufä,  die  gegebenen  Braut- 
geschenke, hat  die  Frozefskosten  zu  tragen  und  kann  wegen 
ftSentlidier  Verletzung  der  Ehrbarkeit  gestraft  werden.  —  Die 
Verbindlichkeit  zur  Eingehung  der  Ehe  aus  einem  EheverlObnisse 
kann  durch  mehrere  Umstände  fOr  beide  Teile  oder  nur 
einen  derselben  aufge168t  werden,  und  zwar  für  beide  Teile: 

a)  durch  den  Tod  eines  der  Verlobten; 

b)  durch  beiderseitige  Einwilligung; 

c)  durch  Ablauf  der  bedungenen  ZeitfriBt; 

d)  wenn  ein  Teil  die  Priesterweihe  annahm  oder  ein  feierliches 
Elostergelfibde  ablegte; 

e)  durch  das  Eintreten  eines  Ehehindemisses. 

FOr   blofs  einen  Teil  hOrt  die  Verbindlichkeit  aus  einem 
Verlöbnisse  in  folgenden  Fällen  auf: 
o)  wenn  ein  Teil  sich  unzOchtiger  Handlungen  oder  einer 

Fornikation  schuldig  gemacht  hat; 
ß)  wegen  erheblicher  Veränderungen  des  Zustandes,  die  nach 
dem  Verlöbnisse  eingetreten  sind,  und  zwar  wegen  einer 
ekelhaften    Entstellung    oder    wegen    Verlustes    der 
Ehre  u.  s.  w. ; 
y)  wenn  ein  Teil  inzwischen  eine  andere  Ehe  geschlossen  oder 

ein  anderes  Eheverlöbnis  eingegangen  hätte; 
3)  durch  Empfang  der  niederen  Weihen  oder  Aufiiahme  in 

die  Klostermöncherei ; 
i;)  wenn  der  eine  Teil  verreist  und,  ohne  von  sieh  Nachricht 
zu  geben,  lange  Zeit  ausbleibt. 
Hier    mUssen    wir    bemerken ,    dafs    in    allen    aas    einem 
Verlöbnisse  entspringenden  Klagen  und  Prozessen,    sofeme  es 
sieh  am  den  Bestand  und  die  Gtlltigkeit ,  sowie  um  die  Rechts- 
wirksamkeit  desselben  handelt,  die  geistlichen  Gerichte  zu 
entscheiden  berufen  sind. 

Geschlossen  wird  die  Ehe  durch  eine  feierliche  Zu- 
führung und  Übergabe  der  Braut  an  den  Bräutigam.  Die  Kup- 
tarientin  wird  dadurch  aus  ihrem  bisherigen  Familienverbande 
entlassen  und  in  eine  andere  Genossenschaft  aufgenommen ;  tritt 
sie  aus  einer  Gütergemeinschaft,  so  mnl^  sie  ffir  ihren  Anteil 
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eine  entsprechende  EntBcbädigung,  d.  b.  eine  angemessene  Ao»- 
stattung  oder  Mitgift  erhalten. 

Es  kann  auch  geschehen,  dafg  der  Bräutigam  eich  seine 
Braut  verschafft  ohne  Wissen  und  Willen,  ohne  Verabredting 
und  Zustinunung  ihrer  reebtmärsigen  Terlober,  n&mlieh  durch 
Flucht  der  Braut  aus  ihrer  Familie  oder  durch  Entf abrang 
und  Raub.  Hierbei  sind  nur  zwei  Fftlle  von  besonderen  Rechts- 
folgen zu  unterscheiden: 

1.  Hat  die  Braut  freiwillig  ihre  Familie  selbst  verlassen, 
oder  hat  sie  sich  mit  dem  EntfDhrer  zur  EDtfOhruog  verabredet, 
so  wird  und  bleibt  sie  ohne  weiteres  die  rechUich  anerkannte 
Frau  ihres  selbstgewfthlten  Oemables,  aber  sie  hat  keinen  An- 
spruch auf  eine  Ausstattung  oder  do$.  §  70  des  Gesetzbuches 
von  1855  bestimmt:  „Folgt  ein  MAdchen  dem  ledigen  Manne 
freiwillig  ohne  Vorwiesen  ihrer  Eltern,  so  kann  man  ihnen  nichts 
anhaben,  da  sie  die  Liebe  selbst  verband." 

2.  Wird  die  Braut  wider  ihren  Willen  geraubt,  so  hat  vor- 
läufig ihre  Familie  die  Pflicht,  den  Räuber  aufzusuchen  und  ihn 
zur  Streugen  Verantwortung  zu  ziehen.  Ist  es  Uberbaupt  mög- 
lich, seiner  habhaft  zu  werden,  so  kann  er,  wenn  sieb  die  ge- 
raubte Braut  nicht  ffir  ihn  erklärt ,  getötet  werden ;  will  diese 
aber  seine  Frau  sein,  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden.  Kann 
man  aber  dem  Brauträuber  nicht  beikommen,  und  verbleibt 
die  Cleraubte  später  freiwillig  bei  ihm  als  Frau,  so  wird  die  Ehe 
rechtsgaltig,  die  geraubte  Frau  erhält  jedoch  in  keinem 
Falle  von  ihrer  angestammten  Familie  irgend  eine  Ausstattung 
oder  Erbschaft'), 

Derjenige,  der  ein  Weib  bei  Lebzeiten  ihres  Mannes 
heiratet,  ein  Mädcben  wider  ihren  Willen,  ohne  die  nach 
der  Sitte  und  dem  Gebrauche  der  Kirche  erforderliche  Ein* 
wiUigung  ihrer  Eltern ,  beziehungsweise  ihrer  Anverwandten 
raubt,  ist  des  Landes  zu  verweisen  (§  69  G.B.  von  1855),  worans 
folgt,  dafs  die  Entführung  eines  Mädchens  zum  Zwecke  der 
Heirat  nur  dann  strafbar  ist,  wenn  das  Mädchen  nicht  ein- 
verstanden war  (Art.  944,  1011,  1012  G.B.  Ober  Verm.). 

Die  montenegrinischen  Ebegenossen  BchliefBen  vielmehr  eine 

1]  SeUwthaire  und  BtutrsoliB  rind  dorch  du  GABetsboeh  Peton  L  nt- 
boten.    Art  16,  18,  31. 
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Lebensgemeinschaft,  in  welcher  sie  sich  vertragsmäl^ig  Rechte 
gegenseitig  einräumen  oder  beschränken  kennen.  Da  ferner  die 
Ehe  nur  auf  einem  muiuus  ctmsensus  beruht,  so  kann  sie  auch 
durch  einen  contrarius  eonsmsus  wieder  gelOst  werden;  gegen 
den  Willen  aber  und,  ohne  eine  rechtliche  Ursache,  kann 
kein  Ehegatte  den  andern  verstof^en;  die  Ehescheidung  mufs 
in  gesetzlicher  Ordnung  geschehen,  so  dafs  alle  vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse  geregelt  werden.  Der  Mann,  der  sich 
von  seiner  Frau  scheidet,  ist  verpflichtet,  für  ihren  Unterhalt  zu 
sorgen,  es  sei  denn,  dafs  sie  zur  Strafe  infolge  eines  schlechten 
Lebenswandels  den  Ansprach  darauf  verloren  hat  (§§  67,  75,  76, 
77  G.B.  von  1855). 

Das  montenegrinische  Gesetz  verordnet,  dafs  der  Seel- 
sorger drei  Tage  vor  der  Trauung  Nachfrage  zu  halten  hat, 
ob  die  Braut  mit  dem  Bräutigam  zufrieden  sei,  denn  nur  in 
diesem  Falle  darf  der  Seelsorger  die  Trauung  vollziehen;  ein 
Priester,  der  gegen  dieses  Gebot  eine  Ehe  einsegnet,  ist  aus  der 
heiligen  Kirche  ausgeschlossen  {§  68  G.B.  von  1855).  Die  Volljährig- 
keit bei  jedem  Montenegriner  beginnt  wie  in  Deutschland  mit 
dem  vollendeten  21.  Leben^ahre  (Art.  636  G.B.  Ober  Vermfigen). 
Mach  dem  vollendeten  18.  Lebensjahre  kann  der  Minderjährige 
durch  das  Vormundscbaftsgericht  —  Eapetanatsgericht, 
in  dessen  Sprengel  der  Minderjährige  seinen  Wohnsitz  hat  — 
fOr  groftjfthrig  erklärt  werden  (Art.  i538,  647,  963  G.B  über 
Vermögen);  in  diesem  letzten  Falle  ist  die  Einwilligung  der 
Eltern,  des  Vormundes,  des  Vormundschaftsgerichtes  erforderlich. 

Es  giebt  Umstände,  die  die  Eingehung  der  Ehe  hindern 
oder  eine  bereits  eingegangene  und  vollzogene  Ehe  auflösen. 

Zu  den  ereteren,  die  eine  Ehe  einzugehen  und  zu  vollziehen 
verbieten,  gehören : 

1.  Die  verbotene  geheiligte  Zeit. 

2.  Das  Verbot  der  Kirche.  Wegen  gegründeter  Vermutung 
eines  Ehehindemisses  der  Verwandtschaft,  Schwägerschaft  oder 
anderer  Art  kann  der  Bischof  oder  betreifende  Pfarrer  die 
Schüefsung  der  Ehe,  wenigstens  auf  Zeit,  verbieten;  dies  kann 
er  auch  dann  verfügen,  wenn  von  einem  oder  beiden  zu 
Trauenden  die  formalen  Ausweise :  Taufschein,  Nachweisung  des 
ledigen  oder  verwitweten  Standes,  Wohnungszeugnis ,  VerkQnd- 
sdiein  nicht  erbracht  wurden. 
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3.  Ein  früheres,  sebon  mit  einer  anderen  Person  ge- 
BChloBBenee  Eheverlöbnis.  Ist  aber  die  Ehe  bereits  geschlossen, 
80  kann  sie  eines  anderen  froheren  VerUbniBses  vegen  nicht 
auflöst  werden. 

4.  Das  QelDbte  der  Eeaschheit. 

Die  treoDendeD,  selbst  eine  Ehe  nichtig  machenden  Hinder- 
nisse sind  entweder  in  einem  Mangel  der  Kinwilligung  oder  Ab- 
gange der  physischen  und  geistigen  Fähigkeit  oder  der  gesetz- 
lichen Formalitäten  begründet    Daher: 

1.  Der  Irrtum,  error,  mul^  ein  wesentlicher  sein  und  sich 
auf  die  Person  bezieben;  z.  B.  es  wurde  statt  einer  zur  Ehe 
bestimmten  Person  eine  andere  untergeschoben. 

2.  Das  Gelabde  erhält  die  ehetrenneode  Qualität  nur  als 
vofum  solemne.  Eintritt  in  einen  Orden,  Empfang  der  höheren 
Weihen.  Ist  nämlich  die  Ebe  zwar  geBchlossen,  aber  nicht  kon- 
sumiert, d.  i. ,  wenn  die  geschlechtliche  Verbindung  zwischen 
den  beiden  Vermählten  noch  nicht  erfolgt  ist,  so  kann  jeder 
Teil  ein  geistlicbes  GelQbde  (der  Eeuschheit)  ablegen;  dadurch 
wird  die  Ehe  gelOst,  und  der  zurOckbleibende  Teil  kann  sofort 
eine  andere  Ehe  eingehen. 

3.  Das  Verbrechen  {crimm)  bezieht  sich  auf  Ehebruch 
und  Gattenmord;  es  darf  eine  Ehe  nicht  geschlossen  werden 
zwiseben  einem  wegen  Ehebruches  oder  Gattenmordes  ge- 
schiedenen Ehegatten  und  demjenigen,  mit  dem  der  Geschiedene 
den  Ehebruch  —  Mord  —  begangen  hat. 

4.  BezQglicb  des  Ehebindernisses  der  Verwandtschaft  tet 
zu  merken:  Zwischen  Verwandten  in  auf-  und  absteigender 
Linie  kann  nie  eine  Ehe  statthaben. 

Seitenverwandte  dürfen  sich  bis  zum  vierten  Grade  nach 
kanonischer  Zählung  nicht  heiraten,  die  Verwandtschaft  mag 
aus  einer  rechtmarsigen  oder  unrechtmäfdgeu  Ehe  entstehen. 

Bei  den  Katholiken  begründet  auch  die  gesetzliche  Ver- 
wandtschaft —  durch  Adoption  —  und  die  geistliche,  —  die 
durch  das  Sakrament  der  Taufe  und  Firmung  vermittelt  wird  — 
ein  Ehehiadernis.  Den  Griechisch -Orientalischen  ist  dieses 
natürlich  fremd. 

5.  Die  Schwägerechaft  begründet  gleichfalls  ein  Ehe- 
hindemis.  Bei  einer  rechtmäfsigen  Schwägerschaft,  d.  i.  diejenige, 
welche  aus  einer  rechtmäfsigen  Ehe  entstanden  ist,  kann  zwieeheu 
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Teraehwftgerten  Persooeo  bis  zam  vierten  Grade,  bei  eioer 
tmrechtm&fsigen ,  d.  i.  aus  einer  iinrecbtinArtigea  Ehe  herror- 
gegangenen  Schwagerschaft  bis  zam  zweiten  Grade  ioklueive 
keine  Ehe  statthaben. 

6.  Zwischen  getauften  und  niehtgetauften  Personen  kann 
keine  Ehe  Etatthaben. 

7.  Die  NichterfQllung  oder  das  Nichteintreten  einer  Be- 
dingung, an  welche  ausdrücklich  die  Ehe  geknfipft  wurde,  kann 
ein  Hindernis  bilden;  natürlich  und  rechtlieh  unmögliche  Be- 
dingnngen  gelten  als  nicht  gesetzt;  denn  jede  Bedingung  mufä 
der  'Würde  and  Heiligkeit  der  Ehe  entsprechen. 

Gewisse  Bedingungen  verstehen  sich  von  selbst;  daher  ist 
eine  Ehe  ungültig,  wenn  der  Bräatigam  die  Braut  bereits 
von  einem  Anderen  geschwängert  findet;  derselbe  hat  bei  der 
kompetenten  geistlichen  Ehegerichtsbarkeit  sofort  darüber 
Anzeige  zu  erstatten  und  den  Nachweis  zu  liefern,  dafs  er  vor 
der  TranuDg  keine  Kenntnis  hatte. 

8.  Die  Unterlassung  der  notwendigen  Kirchensollemnitfiten, 
Bodatä  die  Ehe  insgeheim  abgeschlossen  erscheint,  lAst  die- 
selbe auf.  Die  zu  beobachtenden  Formen  bestehen  in  folgendem: 
Die  bevorstehende  Ehe  mufs  dreimal  (an  drei  hintereinander- 
folgenden  Sonntagen)  von  der  Kanzel  herab  verkündet  werden. 
Die  Trauung  selbst  ist  durch  den  Lokalpfarrer  der  Brautleute, 
wenn  aber  diese  zu  verschiedenen  Kirchensprengeln  gehören,  in 
der  Pfarre  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  zu  vollziehen; 
allerdings  kann  der  Lokalpfarrer  einen  anderen  Priester  zur 
Vornahme  der  Trauung  bevollmächtigen.  Bei  dem  Trauungeakte 
haben  zwei  Zeugen  —  die  sogenannten  Beistände  (KyM,  crapH 
cBar)  —  zugegen  zu  sein.  Civilehe  besteht  nicht;  von  dem 
Aufgebot  kann  man  dispensiert  werden,  tmd  zwar  entscheidet  die 
erzbischöfliche  —  Metropolitan  —  kirchliche  Behörde  über 
das  Gesuch  um  Dispensation.  Die  Ehe  wird  dann  perfekt, 
wenn  die  Absieht  der  Verheiratung  von  den  Brautleuten  vor 
dem  Seelsorger  bekannt  wurde,  wie  auch  durch  den  Spruch  des 
Seelsorgers,  indem  die  Gültigkeit  der  Ehe  von  diesen  beiden 
Formvorschriften  abhängt. 

9.  Hindeijftfarige  ohne  Einwilligung  ihrer  Eltern  oder  ihres 
Vormundes  kOnnen  zu  keiner  Ehe  schreiten.  Sollte  die  Ein- 
willigung ohne  hinreichenden  Grund  verweigert  werden,  so  kann 
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der  Hindeijährige  sich  an  das  Gericht  wenden,  welches  eine 
Bewilligung  selbst  erteilt. 

10.  Ans  der  Natur  der  Ehe  als  eines  Vertrages  erhellt 
schon,  dars,  wenn  sie  durch  Gewalt  oder  Drohung  zu  stände  ge- 
kommen, ihr  keine  Gültigkeit  zukommen  kOnne. 

U.  Der  Mildchenraub  oder  die  Entfahrung  macht  die  £he 
zwischen  dem  Entführer  und  der  Entführten  ungültig,  es  sei 
denn,  dal^  das  Mädchen,  an  einen  sicheren  Ort  gebracht,  ihre 
Einwilligung  freiwillig  giebt. 

Einige  EhehindemisBe  kSnnen  nachgesehen  werden,  andere 
nicht.  Die  Dispensation  wird  nicht  erteilt  a)  wenn  eine  andere 
Ehe  noch  vorhanden  ist;  ß)  wenn  Ascendenten  und  Descendenten 
oder  Geschwister  unter  sich,  oder  wenn  jemand  seine  Tante 
beiraten  wollte;  y)  wenn  jemand  seine  Schwieger-  oder  Stief* 
mutter  oder  seine  Stieftochter  oder  die  Tochter  seines  Stief- 
kindes heiratet. 

Bücksichtlich  Erlangung  einer  Dispensation  wendet  man  sich 
an  den  Fürsten,  zur  Erreichung  eines  Dispenses  von  der  drei- 
maligen Verkündung  blofs  an  den  Metropolitan,  geistliches 
Gericht  Hindemisse  geringerer  Bedeutung  kann  auch  der 
Metropolit-Bischof  beheben. 

Für  die  Beamten ,  Militärpersonen ,  Ausländer  ist  keine  be- 
sondere Erlaubnis  erforderlich. 

Kraft  des  EhebQndnisses  haben  die  Gatten  Freud  und  Leid 
miteinander  zu  tragen,  die  eheliche  Treue  zu  bewahren,  sieb 
gegenseitige  BeihQlfe  zu  leisten  und  die  eheliche  Beiwohnung 
zu  gewähren;  Eheleute  Oben  hinsichtlich  der  Kinder  das  Er- 
ziehungsrecht  und  die  elterliche  Gewalt.  Dem  Manne  kommt 
der  Schutz  und  die  Vertretung  der  Frau  zu,  die  meist  seinen 
Namen,  Stand  und  Gerichtsstand,  sowie  seine  Heimats- 
rechte') erwirbt;  sie  hat  in  der  Haushaltung  und  Erwerbung 
nach  Kräften  beizustehen  und,  soweit  es  die  häusliche  Ordnung 
erfordert,  die  vom  Manne  getroBenen  Maf^geln  sowohl  seltet 
zu  befolgen  als  befolgen  zu  machen.  Die  Töchter  erkalten  kein 
Erbe,  solange  Söhne  vorhanden  sind;  demnach  besteht  die  Aus- 
steuer (npvija)  der  Frau  nur  aus  Mobilien  und  zwar  aus 
Gegenständen,    die  der  Frau  für  ihre  persönlichen  und  wirt- 

2)  Domizil,  Art.  958  0.6.  von  1888. 
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Bchaftlichen  Bedürfnisse  notwendig  sind,  wie:  Kleider,  Kleidungs- 
stücke, Flachs,  Linnen,  Schmack,  Federvieh  etc.  und  Geld.  Die 
Grtfse  der  Aussteuer  richtet  sich  nach  den  Vennögens- 
Terhftltniasen  der  Familie;  in  der  KommonioQ  (Hanptgemein- 
sehaft,  Zadruga)  bestimmt  sie,  mit  Einvernehmung  der  Haus- 
genosBen,  der  Hausvater ;  in  der  Sonderfamilie  ist  es  dem  freien 
Willen  und  Ermessen  der  Eltern  anfaeimgestellt,  ihre  Tochter 
aaszosteuern.  „Heiratet  eine  Tochter,  so  erhält  sie  nach  unserer 
LandesBitte  keinen  Anteil,  wohl  aber  eine  Mitgift,  welche  ihr 
die  Eltern  bei  ihrer  VerehelichuDg  freiwillig  mitgeben"  (§  51 
(j.B.  von  1855).  In  der  Sonderfamilie  wird  die  Aussteuer  anf^er 
dem  Teil,  den  sich  die  Frau  zu  ihrer  alleinigen  Verfügung  vor- 
behfllt,  dem  Mann  zum  usus  fntckis  abergeben  und  bleibt  dem- 
nach im  auBBchliefslichen  Eigentum  der  Frau  auch  während  der 
Ehe.  Besteht  die  dos  jedoch  in  Geld,  so  geht  dieses  zwar  in 
das  Eigentum  des  Mannes  Ober ,  aber  er  hat  dessen  ungeachtet 
daran  nur  einen  quasi  usus  fruetus,  denn  sein  ganzes  Vermögen 
haftet  fOr  die  Sicherheit  der  ihm  Dbergebenen  Summe.  Be- 
sitzt der  Mann  kein  Vermögen,  so  darf  er  auch  die  dos  nicht 
zur  Bezahlung  seiner  Schulden  verwenden.  Den  Empfang  der 
dos  muTs  der  Mann  durch  eine  streng  voi^eschrlebene  Form 
besUtigen.  Die  Morgengabe  besteht  aus  Gaben,  die  der 
Neuvermählten  am  ersten  Morgen  nach  der  Zufnhnmg ,  nicht 
notwendigerweise  von  ihrem  Manne,  sondern  von  ihren  An- 
gehftrigen.  Freunden  und  Hochzeitsgästen  in  verschiedenen  Ge- 
schenken, wie:  Schmuck,  Geld,  Flachs,  Geräte,  Kleider,  Kleldungs- 
Etoffe  u.  dergl.  gegeben  werden,  welche  Gaben  in  vielen  Fällen 
ihre  ganze  Ausstattung  bilden. 

In  der  Eanskommunion  herrscht  das  Frincip  der  voll- 
konunenen  Gleichberechtigung  beider  Geschlechter;  dieser  Um- 
stand hat  nun  zur  Folge,  dafs  die  Frau  von  jeher  in  der  Sonder- 
f&milie  frei  und  möglichst  selbständig  ist.  Ebenso  folgt  aus 
dem  rechtlichen  Charakter  der  Ebeschliefsung,  dafs  der  Mann 
weder  über  die  Persönlichkeit  der  Frau  noch  über  ihr  Vermögen 
gröfsere  Rechte  erlangen  kann,  als  sie  ihm  vertragsmäfsig  ein- 
gertmnt  werden.  Das  sittliche  Verhältnis  der  ehelichen  Lebens- 
gememschaft  und  der  Familienorganisation,  sowie  die  Schwächen 
des  weiblichen  Geschlechtes  bedingen  es  jedoch,  dafs  der  Mann 
der  Herr  und  Beschützer  seiner  Frau  sei   und  sie  vor  und 
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aoTser  Gericht  vertrete.  Die  Einheit  der  ehelichen  Lebens- 
gemeinschaft erfordert  es  auch ,  dafs  der  Mann  alle  ehelichen 
GQter  verwalte;  aber  dem  Ehegatten  ist  die  Vervaltung  ober 
die  dos  nicht  unbedingt  gesichert,  sie  kann  ihm  anter  Umst&nden, 
die  das  Heiratsgut  gefthrden,  entzogen  werden,  worauf  die  Frau 
ihr  ganzes  Vermögen  entweder  selbst  verwaltet  oder  steh  tu 
diesem  Zwecke  einen  Terlargliehen  Eurator  wählt.  Hat  der 
Mann  das  Heiratsgut  oder  irgend  einen  Teil  des  beweglichen  oder 
unbeweglichen  Vermögens  der  Frau  ohne  ihre  Zustimmung  ver- 
änfsert,  so  kann  sie  selbst  oder  durch  einen  Stellvertreter  da- 
gegen Einsprache  erheben  und  die  Ver&ufeerung  unwirksam 
machen. 

Vermdgensgegenstände,  die  die  Frau  aufser  der  dos,  sei  es 
von  ihren  Angehörigen  oder  von  dritten  Personen  erh&lt,  bleiben 
in  der  Regel  ihr  unbeschranktes  Eigentum,  woraber  sie  anch 
ohne  die  Zustimmung  ihres  Mannes  frei  verfQgen  kann.  Bei  der 
ehelichen  LebeuBgemeinschaft  verlangt  das  montenegrlniBche 
Gesetz  keine  vollkommene  Gatergemeinheit,  es  kennt 
keine  geschlechtliche  Vormundschaft-,  die  Ehe  ist  keine 
utiio  indwidua,  durch  welche  Mann  und  Weib  rechtlich  eine 
Person  würden,  sondern  sie  ist  vielmehr  eine  comnmnio  ad  tmero 
vittB  ferenda,  in  der  sich  die  beiden  Ehegatten  als  Socii  be- 
trachten und  die  vermögensrechtliche  Individualität  der  Frau 
nicht  in  die  des  Manoes  Qbergebt.  Sie  können  demnach  imter- 
einander  sowohl  mter  vivos  wie  mortis  eeutsa  rechtsgültige  Ge- 
schäfte schliefsen  und  die  unter  ihnen  eingegangenen  Verträge 
dürfen  nicht  einseitig  aufgelöst  werden;  wenn  daher  der  Mann 
seiner  Frau,  sei  es  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen,  eine 
Zuwendung  macht,  so  darf  er  dieselbe  nicht  willkOrlidi  wider- 
rufen oder  durch  eine  spätere  Veräufserung  des  betreffenden 
Gegenstandes  dieselbe  faktisch  vereiteln. 

Die  Frau  kann  sich  mit  Bezug  auf  ihr  Vermögen  mit  and 
für  ihren  Manii  verpäicbten,  sie  hat  kein  henefiekan  seiutitis 
constäti  Vdlejani');  wenn  sie  für  die  Schulden  ihres  Hannes 
Bttrgschaft  leistet,  so  haftet  sie  für  dieselben  auch  mit  ihrem 
Heiratsgut.  Betreffe  der  Gütergemeinschaft  der  Familie  ist  herroi^ 
zuhehen,  dafs  infolge  der  engen  Beziehungen,  in  welchen  die 

3)  Geschenke,  Art.  483  O.B  von  1888. 
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Gesamt'  uod  Sonderf&milie  zu  eioander  eteben,  mit  Aus- 
nahme einiger  Modifikationen  der  Hauptsache  nach  in  beiden 
die  Dämlichen  Gnindsfitze  herrschen;  daher  gilt  auch  in  der 
Sonderfamilie  das  Princip:  Erb-  oder  Stammgut  ist  ein  gemein- 
schaftliches Familiengut  Hier  ist  der  Vater  zvar  nicht 
nur  ein  Verwalter,  wie  in  der  3a;[pyra-EommuniOD,  sondern 
er  ist  wirklicher  Eigentfimer  des  ganzen  Familienvermögens*), 
aber  seine  Eigentumsbefugnisse  sind  an  demselben  durch  die 
Rechte  der  Qbrigen  Familienglieder  beschränkt:  er  darf  keine 
solche  Verfügung  treffen,  wodurch  diesen  das  Gut  entzogen  wäre 
(Pater  atne  voluntate  fUiorwn  suomm  aliquid  donare  non  possit). 
Was  ein  Hausvater  selbst  erwirbt,  das  gehört  nicht  zu  dem  ge- 
meinschaftlichen Familienvermögen,  das  selbsterworbene  Gut  ist 
ein  aosschlief^liches  Eigentum  des  Erwerbers,  worüber  er  un- 
beschränkt verfQgen  kann.  Trifft  er  aber  darüber  keine  Dis- 
position, so  fällt  nach  seinem  Tode  auch  dieses  Vermögen  als 
seine  Hinterlassenschaft  in  die  Gütergemeinschaft  der  Familie. 
,Der  Vater  kann  dasjenige,  was  er  selbst  erworben  hat,  nach 
seiuem  Belieben  unter  die  Söhne  verteilen;  sollte  jedoch  der 
Vater  einem  Sohne  mehr  hinterlassen  als  dem  andern,  so  ist 
ungeachtet  dessen  seine  Verfügung  tmantastbar  aufrecht  zu  er- 
halten, indem  jeder  mit  seinem  Vermögen  nach  seinem  Belieben 
verfügen  kann."  ^Jedermann  ist  Herr  seines  Vermögens,  und 
kann  selber  daher  auch  Fremden  mit  Umgehoog  seiner  Ver- 
wandten nach  seinem  Belieben  zuwenden,  und  gleichviel,  ob  er 
diese  Verfügung  bei  Lebzeiten  oder  in  seinem  Testamente  traf, 
darf  dieselbe  nicht  angetastet  werden"  (G.B.  von  1855  §§  48 
und  49). 

Der  überlebende  Ehegatte  bleibt  im  Besitz  des  Gesamt- 
vermOgens  und  ist  auch  nicht  verpflichtet,  das  Heiratsgut 
der  Frau,  an  welchem  er  lebenslänglichen  Fruchtgenufs 
hat,  an  ihre  Erben  herauszugeben,  es  sei  denn,  dafs  es  unter 
seiner  Verwaltung  in  Gefahr  wäre,  für  dieselben  verloren  zu 
geben.  Es  findet  demnach  durch  den  Tod  der  Frau  keine 
wesentliche  Veränderung  in  dem  güterrechtlichen  Verhältnis 
statt,  der  Witwer  verbleibt  der  Eigentümer  und  Verwalter  der 
Familiengfiter  und  der  Hinterlassenschaft  seiner  Frau. 

4)  Hierher  Art.  690  G.B.  von  1888. 
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Will  der  Vater  bei  Lebzeiten  das  Geld  unter  die  Kinder 
verteilen,  so  hat  die  AuBeinandersetzung  der  FamiliengOter  nach 
den  GrundB&tzen  der  Haashommunion  zu  geschehen,  d.  h.  sie 
mure  mit  der  Einwilligung  der  Kinder  und  nach  gleichen  Teilen 
erfolgen.  Der  Vater  erhält  hierbei  in  der  Regel  einen  Sohnes- 
anteil.  Selbstervorbenee  Verm&gen  kann  der  Erwerber,  wie 
schon  erwähnt,  nach  seinem  Belieben  verteilen. 

Wenn  der  Witwer  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet  und  das 
Familienvermögen  gefthrdet,  so  können  die  Kinder  erster  Ehe 
eine  Auseinandersetzung  oder  Siebenu^  desselben  verlangen 
und  fordern,  dal^  ihnen  die  Hinterlassenschaft  der  Mntter 
zugeteilt  werde.  Wird  nun  in  einem  solchen  Falle  die  Teilui^ 
vorgenommen,  so  haben  die  Kinder  erster  Ehe  später  keinen 
Anspruch  mehr  auf  den  Vatersteil;  diesen,  wie  alles,  was  der 
Vater  noch  künftig  erwirbt,  erhalten  die  Erben  der  zweiten 
Ehe.  Sind  aber  bei  ungeteiltem  Vermögen  Kinder  aus  mehreren 
Ehen  vorbanden ,  und  will  der  Vater  dasselbe  unter  sie  ver- 
teilen, so  kommen  hierbei  die  Grundsätze  der  Gleichberechtigung 
und  Gleichteilung  zur  Anwendung.  — 

Jede  Kommunion  kann  in  Sonderfamilien  oder  Familien 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  aufgelöst  werden  und  jede  Sonder- 
familie wieder  eine  Kommunion  begrtlnden.  Aus  dieser  Wechsel- 
beziehung ergiebt  sich,  dafs  in  beiden  Arten  von  Familien  im 
wesentlichen  dieselben  Rechtssitten  gelten.  In  der  Sonder- 
familie (Kf  ha)  herrscht  jedoch  der  pater  famüias,  gleich  dem 
germanischen  und  römischen,  jwre  proprio,  nicht  ^W«  delegato", 
und  ebenso  ist  er  der  alleinige  Eigentümer  des  Familien- 
vermögens. Über  seine  Kinder  hat  er  die  unbeschränkte  „mtcto- 
ritas  patema"  und  das  „7"*  corrigmäi",  aber  nicht  die  „potestoM 
dominica''  und  das  ,^  viUe  neetsque" ;  er  ist  der  Herr  und  Ge- 
bieter seiner  Frau ,  darf  sie  jedoch  nicht  als  Sklavin  bebandeln, 
rechtlos  verstofsen,  verkaufen  oder  töten,  es  sei  denn,  dara  sie 
eine  solche  Strafe  sieb  durch  ihr  Verschulden  zugezogen  hätte, 
wie  z.  B.  durch  Ehebruch.  („Ereignet  es  sich,  daf^  einem  Monte- 
negriner oder  Brdaner  sein  Weib  antreu  wird,  und  betrifft  er 
es  auf  dem  Ehebrüche,  so  ist  ihm  erlaubt,  den  einen  wie  den 
anderen  Teil  zu  töten;  entflieht  aber  das  Weib,  so  soll  sie 
keine  Stätte  mehr  in  unserem  Lande  haben".  D(milo's  Ges.~B. 
V.  1855  §  72.) 
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Die  Fraa  ist  die  Haaptvirtin  des  Hauses,  sie  schaltet  und 
waltet  daria  „mietoritate  prqpria"  nicht  „potestate  delegata" ;  in 
ihrer  Obsorge  ist  die  Erziehung  der  Kinder  und  die  Leitung 
des  weiblichen  Personals ;  über  das  Familienvermögen  hat  sie  so 
weit  das  VerfQgungsrecbt,  als  sich  ihr  wirtschaftlicher  Wirkungs- 
kreis erstreckt.  Hühner,  Gränse,  Enten,  Flachs  und  Linnen, 
sowie  Oberhaupt  Produkte,  die  nur  durch  weibliche  Arbeit  be- 
sdiafft  werden,  sind  ihr  Sondereigentum;  dafOr  mufs  sie  aber 
die  BedOrfiiisse  des  weiblichen  H&usgesindes  bestreiten.  Die 
Frau,  die  die  Eyha-Familie  vertritt,  steht  in  jenem  Range, 
in  welchem  jener  Mann,  dessen  Stelle  sie  einnimmt,  stehen 
würde,  daher  ist  eine  Witwe,  die  im  Hause  des  Ehegatten 
geblieben  ist,  in  derselben  Rangordnung,  die  ihrem  Manne 
gebfihren  würde,  falls  er  am  Leben  wäre  (Art  51  G.B.  Ober 
Vermögen).  Die  Frau  wird  durch  den  Tod  ihres  Mannes  nicht 
nur  in  keine  abhllngige  Lage  versetzt,  sondern  sie  erlangt  da- 
durch ihre  völlige  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  Das 
Recht  kennt  keine  geschlechtliche  Vormundschaft  und  gestattet 
daher  der  Witwe,  über  ihre  unmündigen  Kinder  die  Vormund- 
schaft zu  führen,  das  Familienvermögen  zu  verwalten  und  ihre 
Angelegenheiten  vor  Gericht  selbst  zu  verhandeln ;  es  hängt  nur 
von  ihrem  Willen  ab,  eich  durch  den  Vater,  Bruder,  Sohn,  oder 
wen  immer  sie  wählt  vertreten  zu  lassen.  Nach  dem  Tode  des 
Vaters  übernimmt  seine  Stelle  in  der  Bevormundung  über 
ihre  mindeijährigen  Kinder  die  Mutter  auf  Grund  des  Gesetzes 
{Art  961:  Von  Frauenpersonen  kann  nur  die  Mutter 
VormOnderin  ihrer  minderjährigen  Kinder  sein,  es  ist  der- 
selben jedoch  in  der  Regel  ein  Mitvormund  zu  bestellen, 
Art.  644  G.B.  über  Vermögen).  —  Bleibt  eine  Witwe  in  der 
Kylia- Familie  des  Ehegatten  einschichtig,  so  hat  ihr  Kapetans- 
gericht,  in  dessen  Sprengel  sich  die  Kyha-Familie  befindet, 
einen  Vormund  zu  bestellen.  Die  hauptfiäcbliche  Verpflichtung 
eines  solchen  Vormundes  ist,  darüber  zu  wachen,  dalä  das  Ver- 
mt^ea  der  Ky  ha -Familie,  solange  es  jene  verwaltet  und  die 
Früchte  und  Erträgnisse  bezieht,  unversehrt  erhalten  bleibe. 
Jener  einschichtigen  Witwe,  deren  Gatte  in  ihr  Stammhaus  ein- 
geheiratet hatte,  ist  kein  Vormund  zu  bestellen,  wenn  sie 
nach  dem  Tode  des  Ehegatten  in  der  elterlichen  Kyha-Familie 
geblieben  ist  (Art.  670  G.B.  über  Verm.). .  War  eine  Tochter  bei 
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ihres  Vaters  Tode  DOch  oicht  verheiratet,  so  kaim  sie  sich  aus 
einem  anderen  Geschlechte  einen  Mann  =  DöhkuwI  =^iia3er») 
wählen,  der  in  ihr  Haus  zieht.  In  diesem  Falle  bat  sie  anf 
Haus,  Garten  und  Waffen  ein  Anrecht,  da  ihr  Mann  als  zu 
ihrer  5e«s(nopHiei«o)gehörig  erachtet  wird.  Dagegen  steht  jener 
einschichtigen  Frauensperson,  die  in  der  Eyta-Familie  eicht 
geborea,  sondern  durch  die  Heirat  Mitglied  derselben  geworden 
ist,  während  dieses  Zustandes  nur  das  Recht  za,  über  die 
Fr&chte  und  die  Ertr&gnisse  aus  dem  HaasTennSgen  zu  rer- 
fagen,  die  Substanz  des  Vermögens  jedoch  ist  unversehrt  zu 
erhalten.  Die  Substanz  des  Vermögens  ist  eine  solche  Franees- 
person  erst  in  äul^erster  Kot  anzugreifen  befugt,  jedoch  selbst 
in  diesem  Falle  nur  nach  Mafsgabe  des  Bedarfes  mit  Zn- 
stimmang  des  Vormundes  und  Genehmigung  der  Ober- 
vormundschaftsbehörde  (Art  707  G.B.  über  Verm.). 

Die  Frau  ist,  wftre  Me  selbst  volljährig,  ohne  Bevilligosg 
ihres  Mannes,  ein  Geschenk  von  niemandem,  die  Hausgenossen 
und  nähere  Verwandte  ausgenommen,  anzunehmen  befugt. 
Ebensowenig  ist  sie  ohne  Einwilligung  ihres  Mannes  aus  ihrem 
Sondervermögen,  mit  Ausnahme  der  üblichen  Gel^enheits- 
geschenhe ,  etwas  zu  verschenken  berechtigt.  Wenn  jedoch  der 
Mann  ohne  b^rOndete  Ursache  zur  Annahme  oder  Hingabe 
eines  Geschenkes  seine  Zustimmung  verweigern  sollte,  so  kann 
sich  die  Ehefrau  an  das  Gericht  mit  der  Bitte  um  Erteilung 
dieser  Befugnis  durch  dasselbe  an  Stelle  des  Gatten  wenden 
(Art.  483  G.B.  über  Venu.). 

Über  das  Sonder  gut  kann  nach  Art.  690  G.B.  ober  Venn. 
v.  1888  jeder  handlungsfähige  Hausgenosse,  er  sei  Mann  oder 
Weib,  frei  verfügen,  folglich  hat  auch  die  Ehefrau  nach  der 
alten  Sitte  völlig  freies  Verfügungsrecht  über  ihr  Sondergut 
auch  beim  Leben  ihres  Ehegatten,  wenn  Ober  dasselbe  etwas 
anderes  nicht  vereinbart  war,  durch  Verträge  und  andere  onter 
die  Bestimmungen  des  Gesetzbuches  fallende  Handlungen.  Doch 
was  verabredete   Schenkung  betrifit,  ist  Regel,  daf^  die 


S)  Vgl  i:tadw  mr  la  L^iaUtioD  de  Hootänägro  pu  MSmt  FimI 
JoBonovii;  Bnlletin  de  la  Soci^ti  de  L^gülalion  Comparöe  k  Paris  t  3  et 
1886  pag.  25i  etc.;  auch  MoDtauegriniKhe  Bechtsgeschichte  vod  Eomtor 
Müem  Fatd  Jovanomtf  in  der  Zätscbiift  für  rergldchende  BechtsiriaseiiechafI, 
Stattgart  1901,  Bd.  X.V  8   136  ff. 
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Ehefrau  ohne  die  Einwilligung  des  Mannes  die  Geschenke 
weder  atmebmen  noch  geben  kann,  aufser  den  Ausnahmen,  die 
in  dem  Art  483  G.B.  aber  Venu,  erwähnt  werden. 

Verweigert  der  Ehegatte  ohne  Gnind  seine  Zustimmung  zu 
einem  von  der  Frau  beabsichtigten  Rechtsgeschäft,  oder  ist 
er  längere  Zeit  abwesend,  so  kann  die  Frau  den  Richter  um 
Ergänzung  der  fehlenden  Grenehmigung  bitten.  Der  Richter 
mufs  seine  Zustimmung  erteilen ,  wenn  einerseits  das  Geschäft 
den  Rechten  und  Interessen  des  Mannes  nicht  entg^enläuft  und 
anderenjeits  das  Geschäft  fQr  die  Frau  notwendig  oder  auch  nur 
nützlich  ist  (Art  690). 

Im  Falle  -  einer  längeren  Abwesenheit  des  Mannes  kann 
sogar  die  Frau,  in  Ermangelung  eines  anderen  Vertreters,  in 
Vertretung  der  Eyba-Familie  Rechtsgeschäfte  aber  bewegliche 
Sachen  allein  abschlielton,  dies  jedoch  nur  in  den  Grenzen 
der  laufenden  häuslichen  Bedarfnisse  (Art  694  G.B.  aber  Venu.; 
froher  Art.  690  G.B.  v.  1888). 

Eine  Leibzucht  ist  der  Witwe,  wenn  nach  dem  Tode  des 
Mannes  ein  Vermögen  da  ist,  far  jeden  Fall  gesichert,  und  zwar 
ist  es  gleiefagOltig,  ob  ihr  eine  solche  ausdrQcklleh  bestellt  wird, 
oder  nicht,  ob  sie  eine  dota  oder  indota  »xor  war,  denn  sie 
hat  das  Recht,  solange  in  dem  Vermögen  ihres  Mannes  zu  ver- 
bleiben oder  davon  einen  hinreichenden  Unterhalt  zu  beziehen, 
als  sie  den  Witvenstuhl  nicht  verrackt.  Die  Witwe  verbleibt 
aber  in  der  Regel,  gleich  dem  Witwer,  mit  ihren  Hindern,  aber 
welche  sie  die  mätterliche ,  ähnlich  wie  jener  die  väterliche  (Ge- 
walt, ausobt,  in  gemeinschaftlichem  Besitz;  wird  jedoch  eine 
Aoseinandersetzung  des  Vermögens  vorgenommen,  so  sind  dabei 
zwei  Hauptfälle  zu  unterscheiden,  nämlich,  ob  sie  den  Witwen- 
stahl nicht  verläfst  oder  ob  sie  eine  zweite  Ehe  eingeht 

1.  Bei  unverrücktem  Witwenstuhle  erhält  die  Witwe  ihre 
dos  mit  der  eon&ados,  in  Ermangelung  einer  solchen  einen 
Kindesanteil,  sowie  alles,  was  ihr  der  Mann  zugewendet  hat 
Beicht  dies  jedoch  nicht  far  ihren  Unterhalt  aus,  so  sind  die 
Erben  verpflichtet,  ihr  nach  Verhältnis  so  viel  von  ihrem  Anteil 
beizusteuern,  dafb  sie  ein  genagendes  Auskommen  hat.  Der 
Witwe  steht  Ober  ihr  VermOgen  freie  Verfügung  zu,  sie  ist 
darüber  Herrin;  sie  kann  es  demjenigen  Sohn  hinterlassen,  der 
gegen  sie  gut  war.    Wenn  alle  Söhne  böse  waren,   so  kann  sie 
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es  auch  der  Tochter  geben,  die  sie  pflegte;  traf  sie  keine  s&here 
BestimmuDg  aber  ihr  Vermögeii,  so  ^It  es  denjenigen  EiDdem 
zn,  bei  welchen  sie  gemeinscbaftlich  lebte  und  Btarb.  —  Die 
Wäsche,  Kleidungsstacke,  Schmucksachea  und  alle  anderen  von 
einer  Frau  bei  ihrer  Verheiratung  in  das  Haus  eingebrachten 
Sachen  bilden  ihr  Sondergut.  Zu  dem  Soodergut  gehört  an^ 
jeder  Zuwachs  oder  jede  Vermehrung,  die  durch  eine  besondere 
Thitigkeit  des  Besitzers  entsteht  (beispielsweise  die  Zinsen  vom 
Kapital  a.  s.  w.  Art.  689  G.B.  aber  Verm.).  Auch  wird  dasjenige, 
was  ein  Mitglied  des  Kyha-Hauses  durch  Schenkung  oder 
aus  Anlafs  eines  Todesfalles  (Art.  967)  erwirbt,  Sonderyermögen 
desselben  (Art.  689),  weil  es  demselben  ohne  Mähe  zugefallen  ist. 

2.  Geht  die  Witwe  eine  zweite  Khe  ein,  so  verliert  sie  alle 
Nutzungsrechte  an  dem  Vermögen  ihres  ersten  Mannes ;  sie 
kann  nicht  langer  Ober  ihre  mindeijährigen  Kinder  erster  Ehe 
die  Vormundschaft  führen,  sie  darf  nicht  lAnger  mit  ihnen  in 
Gatergemeinschaft  verbleiben  und  ihr  Vermögen  verwalten,  und 
sie  ist  aufnerdem  verpflichtet,  den  Kindern  alles  zu  ersetzen, 
was  sie  ihnen  während  ihrer  Witwenschaft  und  Verwaltung  ent- 
z(^D  hat;  sie  kann  jedoch  ihr  Vermögen  behalten  und  es  in 
die  zweite  Ehe  Qbertragen;  die  Ehefrau  hat  demnach  nach  des 
Mannes  Tode  den  lebenslänglichen  Niefsbrauch  an  dem  ihrem 
Manne  vorhehaltenen  Teile;  nach  ihrem  Tode  wird  dieser  Teil 
ebenfalls  unter  die  männlichen  Mitglieder  verteilt;  sind  kerne 
Söhne  vorhanden,  so  erben  die  Töchter  die  Mobilien  und  Im- 
mobilien, aul^er  dem  Erbwohnhaus,  den  Gärten  und  Waffen; 
dieser  Anteil  bleibt  den  nächsten  Geschlechtsverwandten. 

Hat  die  Witwe  (yAoaiiita)  keine  Kinder,  so  gebührt  ihr  eben- 
falls der  lebenslängliche  Fruchtgenufs  an  dem  Vermögen  ihres 
Mannes.  In  diesem  Falle  ist  die  ganze  eheliche  Errungenschaft 
ihr  Eigentum;  sie  erhält  auch  die  Liegenschaften,  die  ihr  Mann 
aus  der  Errungenschaft  angekauft  hat,  und  kann  dieselben  ver- 
ätifsem;  dabei  haben  die  Verwandten  des  Mannes  nur  das  Vor- 
kaufsrecht und  können  sie  von  dem  ersten  Käufer  retrahieren. 
Nach  dem  montenegriner  Gesetzbuche  v.  25.  März  1888,  Art.  48ff. 
haben  das  Vorkaufsrecht:  a)  die  Mitglieder  des  Bratstvo 
des  Verkäufers  und  der  ersten  sechs  Linien;  b)  die  Anrainer; 
c)  die  Mitglieder  des  Pleme. 

Wenn  aber  die  kinderlose  Witwe  eine  zweite  Ehe  eingeht, 


Bo  erhalt  sie  in  jedem  Falle  aus  dem  VermögeD  des  Maones  das 
Heiratsgnt,  d.  h.  die  Dos  und  die  CotUrados  imd  in  Ermangelung 
eines  solchen  eine  entsprechende  Ausstattung  (G.B.  t.  1855, 
§  52:  Eine  Witwe  genieM,  so  lange  sie  sieb  nicht  wieder  ver- 
ehelicht, ohne  Backsicht  auf  die  Daner  der  bestandenen  Ehe, 
wenn  sie  kinderlos  ist,  den  ganzen  Anteil  ihres  Mannes; 
heiratet  sie  aber,  ao  erhalt  sie  zehn  Tbaler,  und  hat  sie  Kinder, 
so  bekommt  sie  für  jeden  Sohn  j&hrlicb  einen  Dukaten  und 
ffir  jede  Tochter  jahrlich  zwei  Dukaten.  Es  versteht  sich,  dal^ 
die  Witwe-yxoBm^  für  so  viele  Jabre,  als  sie  mit  ihrem  Manne 
lebte,  und  für  so  viele  Jahre  als  sie  als  Witwe  in  dem  Hauee 
ihres  Mannes  gewesen,  so  viel  erhalte  als  für  jeden  dieser  Y&üe 
bestimmt  ist). 

Wie  weit  jemand  freie  Verfügung  Ober  sein  Vermögen  hat, 
soweit  mufs  er  auch  für  die  von  ihm  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten und  Schulden  haften.  Die  Ehegatten  stehen  zu 
einander  in  einem  Societatsverh&ltnis ,  in  welchem  jeder  Ober 
Beine  Habe  frei  verfOgen  kann;  sie  kOnnen  sich  daher  sowohl 
einzeln,  als  auch  gemeinschaftlich  nicht  nur  gegen  Dritte,  sondern 
aach  gegenseitig  veimfigensrechtlich  verpflichten.  Der  Mann 
darf  auf  das  Heiratsgut  (die  dos  und  contrados),  das  unter 
Beiner  Verwaltung  ist,  keine  Schulden  kontrahieren,  es  sei  denn 
soweit  als  er  den  ums  fructus  daran  bat  Ebenso  dOrfen  seine 
Glaubiger  den  Teil  des  eingebrachten  Vermögens,  welchen 
die  Frau  eich  zu  ihrem  Gebrauche  vorbehält  und  an  welchem 
dem  Manne  keine  freie  Verfügung  zusteht,  in  keinem  Falle 
zur  Befriedigung  ihrer  Forderungen  in  Anspruch  nehmen.  Hin- 
gegen kann  die  Frau  in  Bezug  auf  das  Vermögen,  das  unter 
ihrer  besonderen  Verwaltung  steht,  sich  ohne  Zustimmung  ihres 
Mannes  rechtsgültig  verpflichten  und  von  den  Glaubigem  ver- 
haftet werden ;  Ober  den  Teil  ihres  Vermögens  jedoch ,  das  der 
Mann  verwaltet ,  und  wovon  ihm  gesetzlicher  usus  fruetus  zu- 
steht, darf  die  Frau  ohne  seine  Einwilligung  keine  Verfügung 
trefien,  wodurch  sein  Recht  geschadigt  werden  könnte;  folglich 
können  die  Glaubiger  der  Fran  bei  Lebzeiten  des  Mannes 
diesen  Teil  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Es  haftet  aber  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  für  alle  jene  Schulden  des  Mannes,  zu  deren 
Kontrahierung  die  Frau  ausdrOcklich  ihre  Zustimmung  giebt, 
oder  Bflrgschait  leistet. 

ZctUthritt  r.  Intnn.  Print-  a.  Waitl.  Bmcbt.  XU.  23 
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Alle  vermögensrechtlichen  Verpflichtnngen,  welche  beide 
Ehegatten  gemeinschaftlich  eingehen,  lasten  aach  gemeinschafüich 
und  solidarisch,  sowohl  auf  dem  VennOgen  der  Frau,  wie  auch 
auf  dem  Vermögen  des  Mannes.  Alle  rechtmäfsig  kontrahierten 
Schulden  gehen  auf  die  Erben  Ober;  diese  haften  mit  der 
Hinterlassenschaft  bis  zu  dem  Betrage,  zu  welchem  diese  das 
freie  Eigentum  des  Erblassers  bildete. 

Die  Kinder  stehen  gleidimarsig  unter  der  väterlichen  und 
mOtterlichen  Gewalt;  nur  insofern  als  der  Vater  das  Haupt  der 
Familie  ist,  gebührt  ihm  auch  die  Hauptleitung  aller  Mitglieder 
derselben.  FQr  die  Kinder,  die  im  siebenten  Monate  nach  ge- 
schlossener Ehe  oder  im  zehnten  Monate  nach  dem  Tode  des 
Mannes  von  der  Gattin  geboren  werden,  streitet  die  Vermutung 
der  ehelichen  Geburt.  Die  Begel  ist:  die  empfangene  LeibeB- 
frucht  ist  unter  der  Voraussetzung,  dal^  sie  lebend  zur  Welt 
gebracht  wird,  als  geboren  anzusehen,  wenn  es  sich  um  ein 
Recht  handelt,  welches  dem  Kinde,  falls  es  bereits  geboren 
wÄre,  zustehen  wQrde  (Art. 956  G.B.  Ober  Verm.).  — Uneheliche 
Kinder ,  die  in  die  K  y  h  a  -  Familie  des  Vaters  weder  auf- 
genommen,  noch  sonst  durch  den  Vater  in  gesetzlicher  Weise 
als  eigene  anerkannt  worden  sind,  werden  in  allen,  ihre  Be- 
vormundung betreffenden  Angelegenheiten  (Art.  644),  als  vater- 
lose —  fljeija  fcjorqa  —  Kinder  angesehen  (Art.  652  G.B. 
tiber  Verm.).  ~  Art.  71  G.B.  von  1855  normiert  die  Pflichten  des 
aufserehelichen  Schwängerers  gegenüber  der  Geschwängerten  und 
dem  aufserehelicbeD  Kinde;  ein  solcher  Schwangerer  hat, 
wenn  er  sich  mit  der  Geschwängerten  (einem  Mädchen  oder 
einem  Weibe)  nicht  trauen  läl^t,  für  den  Unterhalt  des  Kindes 
130  Thaler  zu  bezahlen;  nimmt  er  das  Kind  zu  sich,  so  zahlt 
er  nichts.  Ist  der  Schwängerer  verheiratet,  so  hat  er  nicht 
nur  130  Thaler  zu  bezahlen,  sondern  er  wird  Qberdies  mit  sechB- 
monatliehem  Kerker  bei  Wasser  und  Brot  bestraft;  das  Gesetz 
anerkennt  solchen  Kindern,  wenn  sie  erwachsen  sind,  das  Erb- 
recht in  den  väterlichen  Naehlafs  gleich  den  ehelichen 
Kindern  (Art.  71  G.B.  v.  1855).  Ein  Kind  verbleibt  in  der  väter- 
lichen Gewalt  entweder  solange  als  sein  Vater  lebt  oder  bis  ea  sieh 
mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Erlaubnis  der  Eltern 
selbständig  macht.  G.B.  1855  §  47:  Söhne  können  nur  mit 
Einwilligung  ihrer  Eltern  aus  der  Familiengemeinschaft  treten; 


Du  moDtenegilinjdie  Eherecht.  351 

sonst  kann  dies  bei  Lebzeiten  des  Vaters  oder  der  Mutter  nicht 
stattfinden.  .Auch  dei'jenige  Minderjährige  m&nnlichen  Oe- 
Bchlechtes,  der  mit  Einwilligung  des  Vaters  oder  des  Vormundes 
und  mit  Genehmigung  der  Obervonnundschaftsbehörde  heiratet 
und  in  einer  abgesonderten  Eyba  —  Haas  —  lebt  und  dieselbe 
leitet,  wird  dadurch  auch  ohne  eine  ausdrückliche  Erklärung 
als  volljährig  angesehen,  wenn  nicht  in  einem  einzelnen  Falle 
etwas  anderes  ausdrtlcktich  festgesetzt  wird"  (Art.  639  G.B. 
Ober  Venu.)' 

Verlftftt  ein  Sohn  unerlaubterweise  das  TÄteriiche  Haus,  so 
veriiert  er,  gleich  der  Tochter,  die  mit  einem  Entfahrer  oder 
RSober  die  Ehe  schliefst,  jeden  Vermftgensansprucb  gegen  den 
Vater,  und  die  väterliche  Oewalt  hört  dadureJi,  wenigtens  de 
jure,  nicht  auf.  Was  ein  unselbständiger  Sohn  erwirbt,  ist 
Eigentum  des  Vaters  resp.  der  Familie  (Art.  967,  968;  Aus- 
nahme Art.  688  und  689  G.B.  llberV.);  durch  Rechtsgeschäfte 
kann  er  sich  nur  mit  der  Zustimmung  des  Vaters  gfiltig  yer- 
pBichten. 

Erhält  der  Sohn  ein  peadätm  und  gründet  damit  ffir  sich, 
mit  der  Bewilligung  der  Eltern,  einen  abgesonderten  Haushalt 
(oeeonomia  separatä),  so  wird  er  dadurch  selbständig.  —  Durch 
die  Verheiratung  allein  wird  ein  Sohn  noch  nicht  sui  juris, 
vielmehr  erhält  sein  Vater  an  dem  eingebrachten  Heiratsgut  der 
Schwiegertochter  den  Fruchtgenuft;  wird  ihm  dieser  verweigert, 
so  kann  er  das  Ehepaar  aus  seinem  Hause  entlassen. 

Unverheiratete  Söhne  darf  der  Vater  nicht  ohne  Ursache 
ans  seinem  Hause  entlassen ;  verheiratete  dagegen  kann  er  dazu 
zwingen,  aber  er  mufs  ihnen  nebst  einer  entsprechenden  Ver- 
mögensahfertigung auch  alles,  was  die  Schwiegertöchter  als  Mit- 
gift eingebracht  haben,  herausgeben. 

Erwachsene  Söhne  können,  obgleich  sie  sich  in  der  väter- 
lichen Gewalt  befioden,  zu  keiner  Heirat  gezwungen  werden, 
wohl  aber  kann  ihnen  der  Vater  das  Heiraten  verwehren,  solange 
die  Töchter  nicht  verhelicht  worden  sind.  Volljährige  Töchter 
dOifen  in  der  Regel  zu  einer  bestimmten  Ehe  nicht  genötigt 
werden;  das  Recht,  sie  zu  verheiraten,  hat  aber  sowohl  die 
Mutter  wie  der  Vater. 

Erwachsene  Kinder,  die  aus  dem  väterlichen  Hause  ent- 
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lasBen    oder  verBtofsen    werden,    erlangen    dadurch    ihre  Selb- 
ständigkeit und  die  Fähigkeit,  Eigentum  ,far  sich  zu  erwerben. 

Gegen  villkorllehe  Yeraursenuigen  der  Familiengüter  haben 
die  S&hoe  und  in  Ermangelung  derselben  auch  die  Töchter  das 
Widerspruchsrecht. 

Die  Vormundschaft  ist  ein  tmmus  p^bUcum  und  unterscheidet 
sieh  nach  der  Art  der  Berufung  zu  derselben  in  die  tukia 
testamentaria,  ttUela  legittma  und  die  tuiela  Aüiva.  Jeder  j]ar«ns 
ist  befugt,  seinen  unmündigen  Kindern  testamentarisch  einen 
Vormund  zu  ernennen;  unterläfst  er  dies,  so  wird  durch  Bechts- 
aatz  der  nächste  männliche  Verwandte,  der  zur  Führung  der 
Vormundschaft  ftbig  ist,  zu  diesem  Amte  berufen;  ist  kön 
solcher  Verwandte  vorbanden,  so  wird  der  Vormond  durch  die 
Obrigkeit  bestellt.  Unter  den  gesetzlichen  Tutoren  haben  be- 
sondere die  altern  Brüder  den  Vorzug ;  sie  führen  in  der  Regel 
mit  der  verwitweten  Mutter  die  Vormundschaft  Ober  ihre 
minderjährigen  Geschwister;  dem  Bruder  steht  ein  bescmdereB 
Sehutzreeht  über  seine  Schwester  zu,  und  dieses  Verh&ltniE 
hftrt  sogar  dann  nicht  auf,  wenn  sich  die  Schwester,  für  derea 
VerehelichuDg  er  zu  sorgen  verpflichtet  ist,  verheiratet ;  er  mufs 
unter  Umständen  sie  und  ihr  Vermögen  gegen  alle  Ungebührlieh- 
keiten  des  Mannes  schätzen,  darf  sie  aber  oft  auch  gegen  ihren 
Willen  an  den  Mann  verheiraten,  der  ihm  angenehm  ist.  Weiber 
stehen  im  allgemeinen  propter  fragüitatem  sexus  unter  männlicher 
Obsorge;  diese  cura  ist  jedoch  nur  eine  bedingte,  denn,  weno 
sie  volljährig  sind  und  eigenes  Vermögen  haben,  so  können  sie 
frei  über  dasselbe  verfügen  und  sich  durch  Rechtsgescfaftße 
gültig  verpflichten  sowie  auch  ihre  Angelegenheit  vor  Geriebt 
selbst  vertreten.  Unter  Umständen  kann  auch  eine  ältere 
Schwester  ihren  unmündigen  Bruder  in  vormundschaftlicher  Ob- 
sorge haben. 

Der  Vormund  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  die  Person 
und  das  Vermögen  des  Mündels  zu  sorgen,  ihn  vor  Gericht 
zu  vertreten  und  sein  ganzes  Vermögen,  das  beim  Antritte 
der  Vormundschaft  inventarisiert  wird ,  zu  verwalten. 
Nach  Beendigung  der  Vormundschaft  ist  der  Vormund  ver- 
pflichtet, alles  herauszugeben,  was  er  in  die  Verwaltung  ge- 
nommen hatte;  er  haftet  für  jede  Minderung  des  Vermögens, 
ist    aber   hingegen   für    seine   Mühe   berechtigt,    sowohl  die 
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fruetus  naturales  wie  die  fruetus  civiles,  die  er  durch 
Beinen  Fleifs  aus  dem  MündelTermOgen  gezogen  hat,  für  sich  za 
behalten.  Führen  die  filteren  Brüder  Vormundschaft  Ober  die 
jüngeren,  die  mit  ihnen  in  Gütergemeinschaft  Terhleiben, 
so  sind  sie  auf  keine  Weise  befugt,  irgend  etwas  von  dem  gemein- 
schaftlichen VennCgen  an  Fremde  abzutreten.  Für  den  Eintritt 
der  Volljährigkeit  des  Mündels  und  die  Beendigung  der 
Vormundschaft  wird  nach  Art.  636  des  Gesetzbuches  ein  Alter  von 
21  Jahren  erfordert.  Der  Vater  ist  nach  dem  Art  960  G.B. 
von  1888  der  natürliche  Vormund  seiner  mindeijfihrigen  Kinder. 
Diejenigen  Mindeij&hrigen  und  sonstigen  Personen  mit  uu- 
Tollst&Ddiger  Handlungsffthigkeit,  die  von  ihren  Eltern  oder  Vor- 
mündern oder  sonst  jemandem  einen  Geldbetrag  oder  ein  sonstiges 
Vermögen  zum  selbständigen  Betriebe  eines  Handelsgeschäftes 
oder  irgend  eines  anderen  Gewerbes  erhalten,  können  sich  auch 
allein  durch  Vertrage  nach  Vorschrift  des  Art.  650  G.B.  von 
1888  rechtsverbindlich  verpflichten.  Dasselbe  gilt  auch  bezüglidi 
jener  Mindeijfihrigen ,  die  sich 'nicht  mehr  in  der  Verpfiegung 
oder  in  der  Kyba  —  Haus  —  ihrer  Eltern  befinden,  aondern 
von  denselben  getrennt  leben  und  ihr  Hauswesen  selbst  verwalten 
(Art  508  G.B.  Ober  Verm.  von  1888). 

Derjenige  Minderjährige,  dem  die  Befugnis  zum  Betriebe 
eines  Handelsgeschäftes  oder  zu  einer  anderen  Unternehmung 
oder  einem  anderen  Geschäfte  gesetzmälbig  erteilt  worden  ist, 
kann  bezüglich  dieses  Geschäftes  in  eigenem  Namen  ohne  fremde 
Genehmigung  jedwede  Vereinbarung  gesetzmäfsig  treffen.  Jede 
solche  Vereinbarung  ist  rechtsverbindlich,  als  ob  sie  durch  seinen 
gesetzlichen  Vertreter  getroffen  oder  genehmigt  worden  wäre 
(Art  650  resp.  Art.  508  G.B.  von  1888).  Geschenke  anzunehmen 
sind  auch  behigt  diejenigen  Minderjährigen,  die  das  siebente 
Jahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben.  Wiewohl  dem  Willen  der- 
selben nach  dem  Gesetze  eine  Wirkung  nicht  zukommt  (Art.  502 
G.B.  von  1888),  so  gilt  zu  dem  Zwecke,  dafs  sie  die  empfangenen 
Geschenke  behalten  können,  ohne  Widerspruch  die  Rechts- 
vermutung, es  habe  ihr  gesetzlicher  Vertreter  in  ihrem  Namen 
das  Geschenk  angenommen,  wiewohl  er  dabei  nicht  zugegen  war; 
dies  jedoch  auf  die  im  Art.  482  G.fi.  von  1888  angegebene  Weise 
(Art.  480  G.B.  von  1888). 

Wenn  jemand  dem  Minderjährigen  eine  Schenkung 
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macht  und  aeiD  Vonnand  Andet ,  dafs  daraus  f(tr  denselben  ein 
Nachteil  entstehen  könnte,  so  ist  er  demselben  die  Annahme 
des  Geschenkes  za  verhieten  berechtigt,  und  in  dem  Falle,  wo 
der  Minderj&hrige  dasselbe  bereits  angenommen  hfttte,  demselben 
die  Zurflckstellang  aufzutragen  befugt,  damit  dadurch  der  Ver- 
trag aufgehoben  werde  (Art  482  G.B.  von  1888).  —  Der  ün- 
zurechnungsf&hige,  sowie  derjenige,  welcher  die  Tragweite  seiner 
Handlung  zu  erfassen  nicht  in  der  Lage  ist,  kann  in  ein  Vertn^ 
Verhältnis  nicht  eintreten.  Wenn  jemand  mit  einer  soliden  Person 
unterhandelt,  so  ist  vorzugehen,  als  ob  er  Oberhaupt  oielit 
unterhandelt  hätte.  Dasselbe  gilt  von  Verträgen  der 
Kinder,  bevor  sie  das  siebente  Jahr  flberschritten  haben. 
den  im  letzten  Absätze  des  oben  citierten  Art.  480  G.B.  von 
1888  TOi^esehenen  Fall  aasgenommen  (Art.  502  G.B.  von  1888). 

Minderjährige  im  Alter  Über  sieben  Jahren  können,  in- 
wiefern das  Gesetz  in  einzelnen  Fällen  etwas  anderes  nicht  sm- 
drOcklich  anordnet ,  nur  jene  Verträge  abschliersen ,  durch  die 
sie  etwas  erwerben;  keinesfalls  aber  solche  Verträge,  durch 
die  sie  etwas  verlieren  (Art  503  G.B.  von  1888);  zu  jeden 
solchen  Vertrage  ist  die  Zustimmung  ihres  gesetzlichen  Ver- 
treters erforderlich ,  sonst  ist  der  Vertrag  ungültig  (Art  504 
G.B.  von  1888).  Dennoch  kann  derjenige  Vertrag,  der  ohne  Ein- 
willigung des  Vertreters  abgeschlossen  wird,  rechtsverbind- 
lich werden,  wenn  ihn  dieser  Vertreter  oder  auch  der  handlungs- 
unfähige Teil  nach  erlangter  voller  Handlungsf&higkeit  (Art  919 
G.B.  von  1888)  später  genehmigt 

Wer  mit  dem  Minderjährigen  im  Alter  ober  sieben  Jahren 
einen  Vertrag  abschliefst,  dem  der  Vater  oder  Vormund  des 
Minderjährigen  nicht  zugestimmt  hat,  bleibt  durch  den  Ver- 
trag dennoch  solange  gebunden,  bis  der  Vertreter  des 
Minderjährigen  die  Erklärung  nicht  abgiebt,  ob  er  den  Vertrag 
betätigen  wolle  oder  nicht  (Art.  505) ;  wird  der  Vertrag  nicht 
bestätigt  so  ist  der  Minderjährige  dasjenige,  was  er  im  Gründe 
des  Vertrages  etwa  erhalten  hat,  nur  in  dem  Mal^  zurflck- 
zuerstatten  verpflichtet,  als  dadurch  sein  VermOgen  vermehrt 
worden  ist  (Art  606  G.B.  von  1888). 

Alle  vermögensrechtlichen  Geschäfte  des  Minderjährigen 
besorgt  und  leitet  jene  Person ,  welcher  die  Obsorge  über  die 
Person  des  Minderjährigen  obliegt:    der  Vater,  der  Vormund 
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(Art  960  G.B.  von  1888).  Minderjftiiriger  kann  vor  dem  voll- 
endeten siebenten  Jahre  gar  keine  Termögensrecfatliehen  Ge- 
8eh&fte  abschliersen  (Art.  502  G.B.  von  1888);  es  kann  solche 
fbr  ihn  nur  sein  gesetzlicher  Vertreter  besorgen.  Eine  Aus- 
nähme  besteht  lediglich  bezDglich  dessen,  was  dem  Minderjährigen 
ohne  Auferlegung  einer  Verpflichtung  geschenkt  wird 
(Art.  480  G.B.  von  1888).  £in  Geschäft,  das  der  Mindeigährige 
nach  vollendetem  siebenten  Lebensjahre  eingeht,  verbindet, 
den  im  Art.  650  G.B.  von  1888  erwähnten  Fall  ausgenommen, 
denselben  nicht,  wenn  ihm  eine  Verpflichtung  oder  Last  auf- 
erlegt wird  (Art  503  G.B.  von  1888).  Ein  solches  Geschäft 
verpflichtet  ihn  nur  dann,  wenn  dasselbe  sein  gesetzlicher  Vei> 
treter  (Art.  504—506  G.B.  von  1888)  genehmigt  (Art.  642  G.B. 
von  1888). 

Nach  dem  Tode  eines  oder  beider  Khegatten  findet  weder 
eine  Sonderang  noch  eine  Teilung  der  eheliehen  Gfiter*) 
statt,  sondern  die  Erben  verbleiben  in  der  Gatergemein- 
Bchaft,  wählen  aus  ihrer  Mitte  ein  Familienbanpt  und  kon- 
tinuieren  die  communio  oeconomiea.  Mafs  jedoch,  sei  es 
auf  Verlangen  der  Miterben  oder  infolge  anderer  Umstände,  eine 
Teilan^  des  Vermögens  vorgenommen  werden ,  so  wird  es  unter 
die  Söhne  und  in  Ermangelung  derselben  unter  die  Töchter  zu 
gleichen  Teilen  verteilt  G.B.  von  1855  §  50 :  Verfugt  ein  Vater 
bei  Lebzeiten  nicht  Ober  sein  Vermögen,  so  ist  selbes  nach 
seinem  Tode  unter  seine  Söhne  zu  gleichen  Teilen  zu  teilen; 
lebt  die  Mutter,  so  gebohrt  ihr  der  lebenslängliche  GenuTs  an 
dem  Anteile  des  Mannes,  und  es  ist  dieser  Anteil  erst  nach 
ihrem  Tode  zu  verteilen  und  zwar  sofort,  wenn  die  Kinder 
schon  erwachsen  sind;  sind  sie  dies  aber  nicht,  so  ist  dies  Ver- 
mögen unter  Obhut  —  Frokuratur  —  unbeBCholtener  Männer 
zu  stellen,  bis  die  Kinder  ihr  20.  Lebensjahr  erreichen. 

Auf  die  Liegenschaften,  die  das  Stammgut  oder  Erbe  bilden, 
haben  ansschliefslich  die  männlichen  Descendenten  das  Erbrecht, 
die  Töchter  können  nicht  erben,  sondern  sie  mUesen  mit  Fahrnis 
aasgestattet  werden,  solange  Söhne  oder  Enkel  vorhanden  sind; 

6)  Unter  HintarlaaMiucbaft  And  Met  sowohl  die  uigestammten 
FamilisDgQter  sls  anch  dasjenige  VennSgvn,  das  der  Erblawer  seibat  er- 
worbcD  bat,  m  Terstehen;  denn  beide  VermOgensmassen  bilden  gleichmUtdg 
das  gemeinschaftliche  Eigentum  dei  Erben. 
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wenn  aber  solche  fehlen ,  so  geht  das  Erbrecht  nicht  auf  die 
Töchter  Ober.  —  Die  Fahrnis  gilt  Oberhaupt  nicht  als  Erbe, 
und  man  konnte  sie  im  Gegensatz  zq  diesem  als  Frauengut  be- 
zeichnen ;  d&B  Recht  fafst  sie  aach  in  diesem  Sinne  auf,  indem 
es  dieselbe  als  TorzDglich  den  TOchtem  gehörig  erkl&rt  und  zu 
deren  Ausstattung  bestimmt.  Kur  das  Heergewette  wird  ans 
der  fahrenden  Habe  ausgeschieden  und  dem  nftehsten  m&nnlichen 
Verwandten  gegeben ,  aber  selbst  dieses  bann  der  Vater  seiner 
Tochter  vermachen.  G.B.  von  1855  §53:  Stirbt  der  Vater  ohne 
Sohne  und  hinterläM  er  eine  oder  mehrere  Töchter,  so  ist  in 
einem  solchen  Falle  unter  sie  sowohl  das  väterliche  als  auch 
das  grofövSterliche  Vermögen,  das  dem  Vater  zufiele,  zu  ver- 
teilen; nur  die  Waffen  fallen  dem  n&chsten  Anverwandten  zu; 
es  wäre  denn,  dafs  selbe  der  Vater  seiner  Tochter  oder  einem 
Dritten  hinterlaBsen  hätte. 

FShig  zur  Testamentserrichtung  ist  jedermann,  der  Ober 
sein  Vermögen  freie  Verfikgung  hat,  daher  haben  Kinder,  die 
sich  noch  in  der  Vormundschaft  befinden  oder  bei  unabgeteiltem 
Vermögen  noch  in  der  elterlichen  Gewalt  sind,  keine  testanuHti 
factio  acHva,  wohl  aber  die  U^maiH  faetio  passiva.  Ein 
verheirateter  Sohn,  der  mit  seinem  Vater  und  seinen  Geschwistern 
in  Outergemeinschaft  lebt,  kann  Ober  seinen  allfälligeu  Anteil 
nicht  von  Todeswegen  verfOgen;  wird  jedoch  nach  seinem  Tode 
eine  Teilung  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  vorgenommen, 
80  treten  an  seine  Stelle  seine  Kinder  jure  repraesentaiionis.  — 
Eine  bestimmte  Form  ist  far  die  Galligkeit  des  Testamentes 
zwar  nicht  erforderlich;  eine  letztwillige  Verfügung  kann  man 
sowohl  mttndlich  wie  schriftlich  treffen ;  ebensowenig  ist  bei  dem 
Errichtungsakte  eine  bestimmte  Zahl  von  Zeugen  verlangt,  es 
genagt,  daf^  der  Wille  des  Testators  auf  irgend  eine  Art  un- 
zweifelhaft konstatiert  wird.  Um  jedoch  hierbei  jeden  Betrag 
auszuBchliefBeQ  und  die  letzte  Willenserklärung  zu  sichern,  wird 
die  schriftliche  Form  unter  Zuziehung  von  mehreren  glanb- 
wardjgen  Zeugen  nicht  nur  vorgezogen,  sondern  fOr  gewisse 
Verfügungen  auch  auadrOcklich  verlangt  Weit  wichtiger  ist 
die  Bestimmung  in  Bezug  auf  den  Gegenstand  der  Verfügung; 
hier  gilt  das  Princip:  letztwillige  Verfügungen  können  nur  über 
die  fahrende  Habe  stattfinden,  aber  nicht  über  Erbgrttnde 
und     andere    Liegenschaften    oder    Immobiliarrechte.      Dieser 
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Grundsatz  ist  eine  notwendige  Folge  der  BeBtlmmung,  dafs 
FamiliengQter  Qberhaapt  nicht  veränTsert  werden 
dQrfen  und  andere  Liegenschaften  und  Immobiliarrecht«  nur 
unter  der  Bedingung  des  Vorkaufsrechtes.  Ein  jedes 
Testament  kann  vom  Testator  widerrufen  «erden,  und  zwar  ein 
mfindiiches  durch  ausdrücklichen  Widerruf  desselben  vor  Zeugen 
nnd  ein  schriftliches  durch  Vernichtung  der  Urkunde  oder  durch 
eine  gtlltige  Errichtung  eines  neuen  Testamentes. 

Die  Söhne  nnd  in  Ermangelung  derselben  die  Töchter  haben 
ein  atmolutes  Veto  gegen  alle  willkürlichen  Verftufserungen  der 
FamiliengQter;  ebenso  darf  ihnen  die  Hinterlassenschaft  der 
Mutter,  wenn  sie  auch  aus  Fahrnis  besteht,  nicht  entzogen 
werden.  Töchter  erhalten  kein  Erbe,  sondern  eine  Aus- 
stattung; sie  können  nur  dann  erben,  wenn  keine  Söhne  vor- 
banden  sind.  (G.B.  von  1855  §  50:  Verfügt  ein  Vater  bei  Leb- 
zeiten nicht  über  sein  Vermögen,  so  ist  selbes  nach  seinem  Tode 
unter  seine  Söhne  zu  gleichen  Teilen  zu  teilen.)  Mehrere  Söhne 
sowohl  wie  Töchter  erben  zu  gleichen  Teilen ,  nur  der  jüngste 
Sohn  wird  zuweilen  dadurch  bevorzugt,  dafb  er  bei  der  Teilung 
das  Stammhaus  erhalt. 

Söhne  eines  Vaters  von  verschiedenen  Frauen  erben,  wenn 
vor  der  Eingehong  einer  zweiten  Ehe  die  Auseinandersetzung 
des  Vermögens  nicht  stattfand,  zu  gleichen  Teilen.  Waren  in 
erster  Ehe  nur  Töchter  gezeugt  und  in  einer  zweiten  auch 
Söhne,  so  erben  diese  gleich  mit  jenen.  Stammen  sowohl  aus 
der  ersten,  als  auch  aus  der  zweiten  Ehe  Söhne  nnd  Töchter, 
80  erben  nur  die  ersteren  und  die  letzteren  werden  ansgestenert. 

Ähnliche  Principien  gelten  bei  der  Beerbung  der  Mutter; 
auch  hier  gehen  stets  die  Söhne  den  Töchtern  vor.  Da  nun, 
wenn  die  Witwe  eine  zweite  Ehe  eingeht,  das  vftterliche  Ver- 
mögen von  dem  mütterlichen,  das  sie  in  die  zweite  Ehe  mit- 
nehmen darf,  abgesondert  wird,  so  erben  die  Kinder  jeder  Ehe 
die  betreffende  Hinterlassenschaft  ihres  Vaters  und  die  Söhne 
der  letzten  Ehe  auch  die  Dos  der  Mutter;  wurden  in  einer 
zweiten  Ehe  keine  Kinder  gezeugt,  so  wird  die  Mutter  von  den 
Söhnen  aus  der  vorhergehenden  Ehe  beerbt  Brüder  haben  an 
dem  Anteil  eines  kinderlos  verstorbenen  Broders  dos  jus  ac- 
ereaeendi;  dieses  Rechtsverhältnis  besteht  anch  unter  den 
Schwestern.    Stirbt  aber  ohne  Descendenz  und  ohne  Testament 


358  Komtur  HUftu  Panl  JoTUioric  in  Vakovar, 

ein  einziger  Bruder,  so  wird  er  von  den  Schweateni  beerbt 
Der  Witwer  oder  die  Witwe  hat  an  der  Hinterlassenschaft  des 
Kindes  lebengUnglichen  FnichtgenuCs.  In  Montenegro  treten 
die  T&chter  ein  Drittel  der  Erbschaft  an  die  Schwester  des 
Vaters  ab:  „Stirbt  ein  Vater  ohne  Söhne  und  hinterlÄftt  er  eine 
oder  mehrere  Tochter,  so  ist  in  einem  solchen  Falle  unter  m 
sowohl  das  v&terliche  als  auch  das  grofsväterliche  VennAgen, 
das  dem  Vater  zufiele,  zu  verteilen.  H&tte  dieser  Vater  ver- 
heiratete oder  ledige  Schwestern,  dann  erhalten  die  Schwestern 
einen  Teil  und  die  Tochter  zwei  Teile.  Hinterläßt  aber  der 
Vater  blors  eine  einzige  Tochter  und  keine  Sflhne,  so  erbt  sie 
allein  sein  ganzes  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen' 
(G.B.  V.  1855.    §§  53—55). 

Das  Vorkaoferecht  (HpaBo  npew  Kynne).  ErbgrQnde  dflrfen 
in  der  Regel  nicht  verSufeert  und  letztwillig  vergeben  werden-, 
wenn  der  Erblasser  keine  Descendenz  hat,  so  fallen  sie  an  seine 
Anverwandten  und  zwar  je  nach  der  N&he  der  Verwandtschaft. 
Aber  auch  diejenigen  Liegenschaften,  die  keine  Erbgüter  sind, 
darf  der  Eigentümer  nicht  willkOrlich  veraufseni;  die  An- 
verwandten, Nachbarn  und  Stammesgenossen  haben  an  denselben 
das  Vorkaufsrecht.  Soll  nun  ein  solches  Out  oder  ein  mit 
ImmobiliarqualitAt  auagezeichnetee  Recht  veräul^rt  werden ,  so 
mufs  es  der  Verftafserer  vor  Zeugen  zuerst  Verwandten  zum 
Kaufe  anbieten,  und  wenn  es  diese  nicht  kaufen  können  oder 
wollen,  dieses  Anerbieten  bei  seinen  Nachbarn  und  Stammes- 
genossen wiederholen;  erst  dann,  wenn  sieh  niemand  unter  den 
Vorkaufsberechtigten  findet,  der  das  Gut  kaufen  wollte,  kann 
es  frei  und  wirksam  an  Fremde  verftufsert  werden;  widrigenfalls 
ist  das  Geschäft  ungQltig  und  kann  von  jedem,  dem  das  jus 
protimiseoa  zusteht,  revoziert  werden. 

Das  Vorkaufsrecht  ist  jenes  Recht,  nach  welchem  da 
auf  Grund  des  Gesetzes  oder  eines  Vertrages  zu  fordern  be- 
rechtigt bist,  dafä  der  Eigentümer  einer  Sache,  die  er  zu  ver- 
kaufen w&Dscht,  bevor  er  dieselbe  einem  anderen  verkauft,  dir 
zum  Kaufe  gegen  den  gleichen  Preis  anzubieten  verpflichtet 
ist  (Art.  873  Ober  Verm.).  Durch  Art  48-64  des  Gesetzbaches 
vom  25.  M&rz  1888  wird  das  seit  altersher  zwischen  der  (SscBiKa, 
d.  i.  zwischen  den  Mitgliedern  des  Bratstvo,  den  Anrainem, 
Dorfbewohnern  und  im  allgemeinen  den  Mitgliedern  des  Fleme 
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bei  dem  Verkaufe  unbeweglicher  Gater  Qbliche  Vorkaufsrecht 
auch  in  Hinkunft  in  voller  Kraft  erhalten. 

Die  väterliche  Gewalt  hegreift  in  sich  das  Recht  und 
die  Pflicht,  die  Kinder  zu  erziehen,  ihre  Handlungen  zu  leiten 
und  zu  Oberwachen,  ihr  Vermögen  zu  verwalten  und  ihnen  zu 
sicbenL  Recht  und  Pflicht  sind  in  dem  BegrifTe  der  vfiterlichen 
(oder  vielmehr  elterlichen,  da  sie  in  ihren  Hauptgnindzllgen 
auch  der  Mutter  zusteht,  Art.  643,  644  G.B.  von  1888)  Gewalt 
enge  miteinander  verbunden ;  zur  PflichterfQllung  kann  ein  nach- 
lässiger Vater  durch  die  Behörde  gezwungen  werden,  widrigen- 
falls er  auch  das  mit  der  vftterlichen  Gewalt  begründete  Recht 
verliert  Es  ist  vorzüglich  die  Pflicht  des  Vaters,  solange 
ffir  den  Unterhalt  der  Kinder  zu  sorgen,  bis  sie  sich  selbst  er- 
nähren können;  die  Pflege  ihres  Körpers  und  ihrer  Gesundheit 
ist  die  Mutter  auf  sich  zu  nehmen  verbunden.  Bis  zur  Mündig- 
keit kann  der  Vater  die  Kinder  zu  dem  Stande  erziehen,  zu 
welchem  er  will ;  dem  mündigen  Kinde  steht  jedoch  das  Recht 
der  diesbezüglichen  Selbstbestimmung  zu.  Zum  Umfang  der 
väterlichen  Gewalt  gehört  auch  das  Recht  des  Vaters  und 
überhaupt  der  Eltern,  ihre  Kinder  entsprechend  zu  strafen 
und,  falls  es  nötig  erschiene,  die  Behörde  um  Intervention  an- 
zurufen, femer  die  Berechtigung,  die  Kinder  von  jedermann 
zurückzuverlangen,  sowie  denselben  durch  das  Testament  einen 
Vormund  zu  ernennen. 

Alles,  was  die  Kinder  erwerben,  kann  der  Vater  als  ihr 
Vermögen  verwalten,  ohne  selbst  darüber  Rechnung  legen  zu 
müssen. 

Uneheliche  Kinder  haben  an  den  Vater  keinerlei  An- 
spruch, ja  erben  nicht  einmal  nach  der  Mutter,  wenn  eheliche 
Kinder  vorhanden  sind.  Kinder,  die  nicht  aus  einer  rechtmäfsigea 
Ehe  erzeugt  wurden,  wozu  auch  die  im  Ehebrüche  (npaibyßa) 
erzeugten  zu  rechnen  sind,  heilen  im  montenegrinischen  Rechte 
gOngesetzmäfsige" ,  illegitime  Kinder  (HsaaHÖpaqBo  iieaaKOBHTo 
jBjere).  Diese  führen  nicht  den  Namen  des  Vaters  und  haben 
kein  Intestaterbrecht  gegen  ihre  Eltern.  —  Die  Gesetzes- 
bestimmungen sind  bezüglich  der  anderweitigen  Rechte  der  un- 
ehelichen Kinder  sehr  dunkel  und  ungenau.  Der  Akt,  wodurch 
ein  uneheliches  Kind  die  Gesetzmäfsigkeit  eines  ehelichen  erhält, 
heilet  Legitimation.    Diese  kann  erfolgen:  durch  nachfolgende 
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Ehe  der  Eltern,  durch  die  Gnade  des  HerrscherB.  Im  Zweifel 
steht  die  Vermutung  ftlr  die  eheliche  Geburt  nach  dem  Grund- 
sätze: „Pater  est,  guem  mtptüs  demonstrant,"  —  Kinder,  die 
zwar  aus  einer  ungQltigen,  aber  aus  keiner  solchen  Ehe  erzeugt 
worden  sind ,  der  die  auf  der  Seite  3  dieser  Studie  sub  /  und 
S  angeführten  Hindernisse  entgegenstehen,  sind  als  eheliehe  an- 
zusehen ,  wenn  das  Ehehindemis  in  der  Folge  gehoben  worden 
ist  oder  wenn  wenigstens  einem  ihrer  Eltern  die  schuldlose 
Unwissenheit  des  Ehehindemisses  zu  statten  kommt. 

Uneheliche  Kinder  führen  den  Geschlechtsnamen  der 
Mutter;  zur  Verpflegung  ist  der  Vater  verbunden;  wenn  aber 
dieser  nicht  im  stände  ist,  das  Kind  zu  verpflegen,  so  fällt  diese 
Verbindlichkeit  auf  die  Mutter  und  solange  sie  ihr  unehelichei 
Kind  der  künftigen  Bestimmung  gem&fs  selbst  erziehen  will  und 
kann,  darf  ihr  dasselbe  von  dem  Vater  nicht  entzogen  werden; 
dessen  ungeachtet  mul^  er  die  Unterhaltskosten,  130  Thaler, 
bestreiten  (siehe  S.  350  dieser  Studie). 

Läuft  das  Wohl  des  Kindes  durch  die  mütterliche  Erziehung 
Gefahr,  so  ist  der  Vater  verbunden,  das  Kind  von  der  Mutter 
zu  trennen  und  solches  zu  sich  zu  nehmen,  oder  anderswo  sicher 
und  anständig  unterzubringen. 

Die  väterliche  Gewalt  endigt  durch  den  Tod  des  Vaters, 
durch  den  bürgerlichen  Tod  des  Vaters  d.  i.  durch  den  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehre,  durch  ein  Verbrechen,  durch  den  einge- 
tretenen Wahnsinn  des  Vaters,  durch  Emancipation  der  Kinder, 
die  rücksicbtlich  der  Sßhne  durch  GQterteilung  zwischen  diesen 
und  ihrem  Vater,  bei  Töchtern  durch  ihre  Verebelichung  voll- 
zogen wird. 

Ea  ist  hervorzuheben,  daft  das  montenegrinische  Recht  keine 
Unterscheidung  zwischen  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit 
der  Ehe  aufstellt;  dennoch  ist  den  Ehegatten  keineswegs  ge- 
stattet, die  Ehe,  oh  sie  gleich  unter  sich  darüber  einig  wären, 
eigenmächtig  aufzuheben,  sie  mögen  nun  die  Ungültigkeit  der 
Ehe  behaupten  oder  die  Scheidung  der  Ehe  vornehmen  wollen. 
In  Montenegro  existiert  nicht  ~  wie  bei  den  Katholiken  —  eine 
Scheidung  der  Ehe  von  Tisch  und  Bett,  seperatio  a  thoro 
et  mensa,  die  auf  immer  in  Folge  eines  durch  den  Beeinträchtigen 
glaubwürdig  bewiesenen  Ehebruches  bewirkt  werden  kann. 
Das  Elagerecht  wegen  Ehebruches  und  sobin  der  Anspruch  auf 
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Scheidung  gebt  verloren,  wenn  der  Beeintr&chtigte  darum  gewofst 
und  dazu  einwilligt,  wenn  der  Mann  durch  nachfolgenden  Beiachlaf 
dem  Weibe  Verzeihui^  zu  erkennen  giebt ,  wenn  der  Be- 
eintr&chtigte selbst  sich  eines  Ehebruches  schuldig  gemacht  hat, 
endlich,  wenn  das  Weib  eine  billige  Ursache  zur  Verteidigung 
ihres  Vergehens,  dafs  sie  gewaltth&tig  mil^braucbt  worden  sei, 
anzuführen  in  der  Lage  ist 

Eine  zeitliche  Scheidung  kann  bewirkt  werden,  wenn 
ein  Ehegenosae  in  AbtrOnnigkeit  von  seinem  Glauben  verfällt, 
wenn  der  Mann  sein  Weib  grausam  behandelt,  zu  Verbrechen 
zu  verfahren  sucht,  oder  wenn  ein  Teil  mit  einer  ansteigenden 
Krankheit  behaftet  ist,  sodafs  für  den  anderen  EhegenoBsen  eine 
Gefahr  fQr  die  Gesundheit  entstände. 

Die  Ungültigkeit  der  Ehe,  welcher  eines  der  auf  der 
337.  und  338.  Seite  dieser  Studie  angefahrten  Hindemisse  im  Wege 
steht,  kann  und  darf  von  dem  in  seinen  Rechten  gekrftnkten 
Teile  eingeleitet  werden;  der  Gatte,  der  den  unterlaufenen  Irrtum 
in  der  Person  oder  die  Furcht,  in  welcher  der  andere  Teil  ge- 
setzt worden  ist,  gewufat,  kann  aus  seiner  widerrechtlichen 
Handlung  die  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  bestreiten.  Nur  der 
schuldlose  Teil  hat  das  Recht  zu  verlangen,  dafb  die  Ehe 
unglütig  erklärt  werde;  er  verliert  aber  dieses  Recht,  wenn  er 
nach  erlangter  Kenntnis  des  Hindernisses  die  Ehe  fortgesetzt  hat 

Eine  von  einem  Hinderjährigen  eigenmächtig  geBchlossene 
Ehe  kann  von  den  Eltern  oder  der  Vormundschaft  nur  in&olange, 
als  die  elterliche  Gewalt  oder  Vormundschaft  dauert,  bestritten 
werden.  —  Wenn  das  Hindernis  gehoben  werden  kann,  soll  die 
geistliche  Behörde  trachten,  durch  die  hierzu  notwendige 
Einleitung  und  das  Einverständnis  der  Parteien  es  zu  bewirken ; 
wenn  dies  unmöglich  ist,  so  soll  die  kirchliche  Behörde 
aber  die  GtQtigkeit  der  Ehe  eilennen.  Die  Vermutung  ist 
immer  fQr  die  Gdltigkeit  der  Ehe.  Es  versteht  sieb  von  selbst, 
dafs  in  jedem  Falte  durch  Urteil  erkannt  werden  müsse,  worin 
zugleich  in  betreff  der  Kinder  das  Nötige  verfügt  sein  muTs. 
Wird  die  gänzliche  Ehetrennung  wegen  treulosen  Verlassens  nach- 
gesucht, so  ist  der  abwesende  TeO,  sofern  sein  Aufenthaltsort  un- 
bekannt ist,  vor  da^enige  Geriebt  zu  laden,  in  dessen  Sprengel 
der  klagende  Teil  wobnt.  Im  Falle  der  Todeserklärung 
des  abwesenden  Teiles  ist  dem  anderen  die  Wiederverheiratung 
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gestattet,  und  die  n  e  u  e  Ehe  bleibt  gttitig,  falls  sich  herausstellt, 
dafs  der  fur  tot  Erklärte  noch  lebt,  nach  dem  Grundsätze  des 
Art.  685  Ge8.-B.  über  Vermögen  von  1888.  Der  Teil,  der  zu 
einer  neuen  Ehe  schreiten  will,  mulä  allerdings  nachweisen,  dafa 
er  seine  Kinder  erster  Ehe  hinreichend  versorgt  habe. 

Die  Trennung  dem  Bande  nach  kann  erfolgen:  wegen  Ehe- 
bruches (npej>7(ta),  wegen  Nachstellongeo  nach  dem  Leben,  wenn 
ein  Teil  den  anderen  verlassen  hat  und  nach  dreimaliger  Öffent- 
licher Aufforderung  nicht  zurückkehrt;  wegen  unverBÖhnlichen 
Hasses,  wenn  alle  Versuche  des  Pfarrers  und  der  Behörde,  die 
Neigung  wieder  herzustellen,  erfolglos  geblieben.  In  dem  die 
Trennung  aussprechenden  Urteile  wird  auch  Über  die  gegen- 
seitigen Ansprüche  der  Eheleute  entschieden. 

Das  Weib  muTs  die  gehörige  Zeit  abwarten,  ehe  sie  zu 
einer  Ehe  schreitet,  damit  im  Falle  ihrer  Schwangerschaft  kein 
Irrtum  und  Zweifel  in  Ansehung  des  Kindes  entstehe. 

Der  Mann  ist  verpflichtet,  seinem  Weibe  den  Unterhalt  zu 
geben,  wenn  die  Ehegatten  wegen  Hafs  und  Uneinigkeit 
geschieden  werden;  in  diesem  Falle  darf  kein  Teil  heiraten 
(§  75  Ges.-B.  v.  1855);  sollte  ein  derart  geschiedenes  Weib 
einen  anstöCsigen  Lebenswandel  fahren  und  ihrem  Manne  etwas 
zu  Trotz  thun,  so  kann  ihr  der  Mann  den  Unterhalt  entziehen 
(§  76,  Ges.-B.  v.  1855);  auch  ein  Grund  zur  Trennung  der  Ehe 
ist  es,  da[^  das  Weib  ihren  Mann  dreimal  bestiehlt;  der  Mann 
darf  zur  zweiten  Ehe  schreiten,  das  Weib  nicht  (§  77,  Ges.'B. 
v.  1855). 

Es  unterliegt  keinem  Hindemisse,  dafs  getrennte  Ehegatten 
sich  wieder  vereinen,  allein  es  mQssen  dabei  alle  Solem- 
nitäten,  wie  bei  der  ersten  Ehe,  beobachtet  werden.  Die 
geschiedene  Frau  behält  den  Familiennamen  des  Mannes, 
der  ihr  auch  die  Führung  des  Namens  untersagen  kann. 

In  allen  rein  ehelichen  Streitigkeiten,  wie  auch  bei  der 
Frage  der  Gültigkeit  des  ehelichen  Bandes,  der  Trennung 
und  Scheidung,  sind  die  gegenwärtig  bestehenden  kirch- 
lichen Behörden  —  als  Gerichte  —  die  kompetenten 
Richter,  die  auch  zuständig  sind,  wenn  einer  der  Ehe- 
gatten oder  beide  Ausländer  sind.  —  Die  Richter  sollen  allezeit 
vorläufig  einen  Versuch  machen,  die  Streitigkeiten  durch  Ver- 
gleich beizulegen;   sind  aber  die  beiden  Teile  zu  einem  Ver- 
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gleiche  nicht  zn  bewegen,  eo  wird  durch  A&a  U  rteil  entschieden 
und  der  anst&ndige  Unterhalt  den  Ehegatten  und  den  Kindern 
auBgemessen.  Dies  Urteil  wirkt  nur  inter  partes.  Auch 
wenn  die  Ehegatten  geschieden  oder  gänzlich  getrennt  sind,  und 
nicht  einig  Bind,  von  welchem  Teile  die  Erziehung  der  Rinder 
besorgt  werden  soll,  verfügt  die  Behörde,  ohne  Oeetattung  eines 
Rechtsstreites,  dafs  die  Kinder  von  der  Mutter  verpflegt  und 
erzogen  werden,  falls  nicht  erhebliche  hauptsächlich  aus  der 
Ursache  der  Scheidung  oder  Trennung  hervorleuchtende  Gründe 
eine  andere  Anordnung  fordern.  Die  Kosten  der  Erziehung 
mOssen  von  dem  Vater  getragen  werden;  wenn  er  aber  mittellos 
ist,  mul^  vor  allem  die  Mutter  fttr  den  Unterhalt,  und,  wenn 
der  Vater  stirbt,  Oberhaupt  für  die  Erziehung  sorgen;  ist  die 
Mutter  auch  nicht  mehr  vorhanden,  oder  ist  sie  mittellos,  so 
Ül\t  diese  Sorge  auf  die  Eltern  des  Vaters  und  nach  diesen  auf 
die  der  Mutter.  Wenn  die  Ehe  für  ungOltig  oder  für  getrennt 
erklärt  wird,  so  soll  dieser  Erfolg  in  dem  Trauungsbuche 
(■uTHita  BeBWH«)  an  der  Stelle,  wo  die  Trauung  eingetragen  ist, 
angemerkt  und  zu  dem  Ende  von  der  kirchlichen  Behörde,  wo  die 
Verhandlung  der  Ungültigkeit  oder  Scheidung  und  Trennung 
vor  sich  gegangen  ist,  die  Erinnerung  an  die  Behörde,  die  für 
die  Richtigkeit  des  Trauungsbuches  zu  sorgen  hat,  erlassen 
werden. 

Ebescbliefsung  vor  diplomatischen  Vertretern,  Konsuln  im  Aus- 
lände, kann  nach  montenegrinischem  Recht  nicht  statthaben,  weil 
nur  die  kirchliche  Form  der  Eheschliefsung  zugelassen  ist. 

Die  internationalen  Rechtsverhältnisse  waren  bis 
zur  neuesten  Zeit  sehr  spärlich  in  Montenegro;  erst  als  Monte- 
negro durch  das  Meer  mit  der  grol^n  Welt  in  Berührung  trat, 
tauchten  solche  empor;  demnach  in  der  Regel  haben  die  monte- 
negrinischen Greaetze  und  Anordnungen  im  allgemeinen  in 
dem  ganzen  Staatsgebiete  Montenegro  Geltung,  sie  gelten  in 
Vennögensverhältnissen  sowohl  für  Montenegriner  als  auch  für 
Ausländer,  die  sich  in  diesem  Lande  aufhalten,  oder  denen 
daselbst  Recht  gesprochen  wird  (Art.  5  Ge8.-B.  über  Vermögen 
v.  18äS);  Ausnahme  von  der  im  vorstehenden  Artikel  (5) 
aufgestellten  allgemeinen  Regel  machen :  dieReciprocität  und 
die  Staatsverträge  fremder  Staaten  mit  Montenegro  (Art.  6 
Ges.-B.  V.  1888).     Es  giebt  demnach  ftllle,  in  denen  an  Stelle 
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moQtenegriDiBcher  auBl&Ddische  —  fremde  —  Gresetze  in  Monte- 
negro selbst  angewendet  verden,  wie  denn  andererseits  monte- 
negrinische Gesetze  in  anderen  Staaten  zur  Anwendung  ge- 
langen. Die  hierher  gehdri^o  einselnen  Fälle  sind  in  den 
Artikeln  786  —  800  des  GeB.-B.  v.  1888  aulgez&hlt  und  daselbst 
die  bezOglichen  Anordnungen  gegeben;  diese  gelten  jedoch  nur  in- 
sofern, als  sie  durch  die  Bestimmungen  der  Artikel  7,  8  und  9  des 
GesetzbucheB  v.  1888  durch  StaatsTertr&ge  oder  durch  ein 
besonderes  Gesetz  nicht  eingeschränkt  oder  ge&ndert  werden. 
Somit  kj^nnen  auch  fremde  Rechte  auf  dem  Gebiete  des  Ehe- 
rechtes,  mit  Rucksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit,  den  Wohn- 
sitz der  Beteiligten,  mit  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Eheschliefsung, 
nach  vorstehenden  positiven  Gesetzbestimmungen 
angewendet  werden;  übrigens  werden  die  persODliehe  FUiigfceit 
zur  Ebeschlieteung,  die  sonstigen  materieUen  Voraussetzungen 
der  gültigen  Ehe,  die  Form  der  Ehesehlieftung,  die  persönlichen 
Rechtsbeziehungen  der  Eheleute  zu  einander,  das  eheliche  Güter- 
recht wie  auch  die  g&nzliche  Trennung  der  Ehe  —  insbesondere 
nach  dem  mooteoegrinisehen  Rechte  beurteilt;  dies  gilt 
auch  vom  Verldbnis. 


Der  neue  amerikanische  Isthmuskaiud-Vertrag  („Hay- 
Pauncefote''-Vertrag)  und  seine  Vorgänger. 

Der  am  18.  November  1901  zu  Washington  durch  den  eng- 
lischen Botschafter  Lord  Pauncefote  und  den  amerikanischen 
StaatBBekretar  John  Hay  abgeachlosaene,  am  21.  Februar  1902 
durch  AuBwecbsluDg  der  Ratifikation  zu  Washington  endgültig 
zu  Stande  gekommene  engUsch-amerikanlBche  IsthmuBkanal- 
Vertrag  wird  nachstehend  (I)  im  Wortlaut  mitgeteilt,  unter 
HinzufOgung  der  Texte  seiner  beiden  VorgHoger,  des  Clayton- 
Bulwer-Vertrages  (vom  19.  April  1850)  (II)  und  des  Suez- 
banal'Vertrages  von  Konstantinopel  (vom  29.  Oktober  1888) 
(III),  deren  inneres  Verh&ltnis  derartig  ist,  dars  eine  äul^re 
Nebeneinandersteilung  vielen  Lesern  dieser  Ztschr.  erwünscht 
sein  wird.  Der  Test  des  Hay-Pauncefote-Vertrages  ist  am 
22.  Februar  1902  durch  den  Präsidenten  der  V.  St.  v.  Amerika 
publiziert.  Für  die  Vorgeschichte  ist  zu  verweisen  auf  die  Dmck- 
sachen  des  amerikanischen  Senates  „S?**"  Congress,  1"*  SesHion" 
Docoment  No.  54,  pari  I  und  II,  Document  No.  85  (enthält  den 
Text  des  Clayton-Bulwer-Vertrages  und  den  spater  abgeänderten 
Entwurf  des  Hay-Pauncefote-Yertrages  vom  5,  Febr.  1900),  Docu- 
ment No.  104,  Document  No.  123,  Report  No,  783,  part  I  und  II. 
Der  Suezkanal- Vertrag  ist  abgedruckt  u.  a. :  Revue  de  droit 
international  Bd.  XX  (1888)  S.  529  ff.  Über  ihn  vgl.  aus  jüngerer 
Zeit:  L.  M.  Sosstgnol,  Le  canal  de  Suez,  Paris  (Giard  et 
Bri^re)  1698,  X.  Camand,  £tude  sur  le  regime  juridique  du 
canal  de  Suez,  Grenoble  1899,  J.  Charles-Boua:,  L'isthme  et  le 
canal  de  Suez,  Paris  (Hachette)  1901. 

Sedaktion. 
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L   Hay-Fannoefote-Vertrag. 

The  United  States  of  America  and  bis  Majesty  Edward 
the  VII  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britaln  and  Ireland 
and  of  the  British  Dominions  beyond  the  Seas,  King,  and 
Empeior  of  India,  being  desirous  to  (acititate  the  constmction 
of  a  ship  caoal  to  connect  the  Atlantic  and  Padfic  oeeans,  by 
whatever  route  may  be  coosidered  expedient,  and  to  Uiat  end 
to  remove  any  objection  whieh  may  arise  out  of  the  eoayeation 
of  tbe  19*^  of  April,  1850,  commonly  called  tbe  Clayton-Bnlwer 
Treaty,  to  the  confitruction  of  such  canal  under  the  anspices  of 
the  Governmeot  of  the  United  States  without  impairing  the 
„general  prineiple'  of  neutralization  established  in  Articie  VIII 
of  tbat  Convention,  have  for  that  purpose  appointed  as  their 
plenipontentiaries : 

The  President  of  tbe  U.  S.,  John  Hay,  Secretaiy  of  State 
of  the  U.  S.  of  America;  and  bis  Majesty  Edward  the  VII  of 
the  United  Eingdom  of  Great  Britain  and  Ireland  and  of  the 
British  Dominions  beyond  the  Seas,  King,  and  emperor  of  India, 
the  Bight  Hon.  Lord  Pauneef  ote,  G.  C.  B-,  G.  C.  M.  G.,  bis 
Majesty's  Ambaasador  Extraordinary  and  Plenipotentiary  to  the 
U.  S. 

Wbo,  baving  eommuDicated  to  eacb  other  their  füll  powets, 
which  were  found  to  be  in  due  and  proper  form,  bave  agreed 
upon  the  foUowiog  artieles: 

Art.  I. 

The  high  contracting  parties  agree  tbat  the  present  trea^ 
shall  supersede  tbe  aforementioned  Convention  of  the  19^  of 
April,  1850. 

Art  II. 

It  is  agreed  that  the  canal  may  be  constructed  ander  the 
auspices  of  the  Government  of  the  United  States,  either  directly 
at  itB  own  cost,  or  by  gift  er  loan  money  to  individuals  or  cor* 
porations,  or  through  subscription  to  or  purchase  of  stock  or 
shewes,  and  tbat,  subject  to  the  Provision  of  the  present  treaty, 
that  the  said  Government  shall  have  and  enjoy  all  the  rights 
incident  to  such  constmction ,  as  well  as  the  exclusive  right  of 
providing  for  the  regulation  and  management  of  the  canal. 
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Art.  III'). 

The  United  States  adopts  as  the  basts  of  the  neatr&lization 

of  such  sbip  caual,  the  following  rnles,  substantially  as  embodied 

in  the  Convention  of  Constantinopel,  signed  the  28*  of  Oetober, 

1888,  for  the  free  saTigation  of  the  Suez  Canal,  that  is  to  eay: 

1.  The  canal  shall  be  free  and  open  to  the  vesaelB  of  com- 
merce and  of  war  of  all  naüonfi  observing  these  rules,  od  terms 
of  entire  equality,  BO  that  there  shall  be  no  diBcrimination 
against  any  sncb  nation  or  ite  Citizens  or  aubjeets  in  respect  of 
the  conditions  or  charges  of  traMc  or  otherviee.  Such  conditions 
and  charges  of  traf&c  shall  be  jnet  and  equitable. 

2.  The  canal  shall  never  be  blockad«!,  nor  shall  any  right 
of  war  be  exercised  nor  any  act  of  hoatility  be  committed  vithin 
it.  Tbe  United  States,  however,  shall  be  at  the  liberty  to 
maintain  such  military  police  along  the  canal  as  may  be  necessary 
to  Protect  it  against  lawlessness  and  disorder. 

3.  Veasels  of  war  of  a  belligerent  shall  not  revictual  nor 
take  any  Stores  in  the  canal  except  so  far  as  may  be  strictly 
necessary;  and  the  transit  of  such  vessels  trough  the  canal 
shall  be  effected  with  the  least  possible  delay  in  accordance  with 
the  regulations  in  force,  and  with  only  such  intermission  as 
may  resolt  from  tbe  necessities  of  the  Service.  Frizes  shall  be 
in  all  respects  subject  to  the  same  rules  as  vessele  of  war  of 
the  belligerenta. 

4.  No  belligerent  shall  embark  or  disembark  troops, 
munitions  of  war,  or  warlike  materials  used  in  the  canal  except 
in  case  of  accidental  binderance  of  the  transit,  and  in  such  case 
the  transit  shall  he  resumed  with  all  possible  dispatch. 

5.  The  provisions  of  this  article  shall  apply  to  waters 
adjacent  to  the  canal ,  witbin  three  marine  miles  of  either  end. 
Vessels  of  war  of  a  belligerent  shall  not  remain  in  such  water 
longer  thea  twenty-four  hours  at  any  one  time,  except  in  case 
of  distress,  and  in  such  cases  shatl  depart  as  soon  as  possible; 


1)  la  d«m  Vntrag  t.  5.  Febr.  1900  Uefi  e«:  „Tbe  high  contnctlug 
pwtiea,  liewring  to  pteeerve  and  io«ot»in  the  ,gateiai  prindple"  of 
nautnUutioD,  eetabliahed  in  Art  VIU  of  tb«  CUTton-Bolwer  ConreDtioii, 
which  oonTentton  ia  heiebf  npeneded,  täopt  u  tbs  bftaie  of  oantiftli- 
Kköoa  etc." 

24* 
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bat  a  vessel  of  war  of  one  belligereot  shall  not  depart  within 
twenty-four  houre  from  the  departnre  of  a  vessel  of  the  other 
belUgerent'). 

G.  The  plant,  establishments,  bulldings,  and  all  works 
necessary  to  the  construction,  maintenance  and  Operation  of  the 
canal,  shall  be  deemed  to  be  parts  thereof  for  the  purpose  of 
this  treaty,  and  in  tüne  of  war,  as  in  time  of  peace,  shall  e^joy 
completo  inuuunity  from  attack  or  iQJury  by  belligerents,  and 
from  acts  ealculated  to  impair  their  usefulness  as  part  of  tbe 
caoal. 

Art.  IV. 

It  is  agreed  that  do  change  of  territorial  sovereignt;  or  of 
international  relations  of  the  country  or  countries  traversed  by 
the  before-mentioned  eanai  shall  afi^t  the  general  prineiple  of 
neutralization  or  tbe  Obligation  of  the  high  contracting  parties 
under  the  present  treaty. 

Art.  V. 

The  present  treaty  shall  be  ratified  by  the  President  of 
the  United  States  by  and  with  the  advice  and  consent  of  the 
Senate  thereof,  and  by  his  Britannic  Majesty;  and  the  ratifieations 
sh&ll  be  exchanged  at  Washington  or  at  London  at  the  earliest 
possible  time  within  six  months  from  tbe  date  hereof. 

In  faith  whereof  the  respective  plenipotentaries  have  signed 
this  treaty  and  hereunto  affixed  their  seals. 

Done  in  duplicate  at  Washington  the  18*  day  of  November, 
in  the  year  of  our  Lord,  v.  1901. 

John  Hay,  Panncefote. 

n.    Clayton-Bnlwer-Vertrag. 

The  United  States  of  America  and  Her  Britannic  Majesty, 
being  desirous  of  consolidatii^  the  relations  of  amity  whicfa  so 
happily  subsist  betweeu  them,  by  setting  forth  and  fixing  in  a 

2)  D«r  Senat  hatte  hier  die  Beatimmnng  gefordert:  It  ia  agraed,  however, 
that  none  of  the  intmediately  fbregolog  condltioDB  aod  stipnlatioDe  in  eectioaB 
nombered  1,  2,  3,  4  and  5  of  thia  article  shall  apply  to  meaBoiea  which  tbe 
United  St«te>  mnj  find  it  neceMOi;  to  take  for  Mcaring  by  ita  own  foie« 
tbe  defense  of  the  United  States  and  the  maintenance  of  pnblie  oider. 
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eoDTention  their  views  and  intentions  vith  reference  to  any 
means  of  eommanication  by  sbip  caoal  wliich  may  be  constnicted 
betveeo  tbe  Atlantic  and  Pacific  oceans  by  the  way  of  the  river 
San  Juan  de  Nicaragua  and  either  or  botfa  of  tbe  Lakea  of 
Nicaragua  or  Managua,  to  any  port  or  place  on  tbe  Pacific 
Ocean,  tbe  President  of  tbe  United  States  has  conferred  füll 
powers  on  Jobn  M.  Clayton,  Secretary  of  State  of  the  United 
States,  and  Her  Britannie  Majesty  on  tbe  Bight  Honorable  Sir 
Henry  Lytton  Bulwer,  a  member  of  Her  Majesty's  most 
honorable  privy  Council,  Knigbt  Commander  of  the  most  honorable 
Order  of  tbe  Batb,  envoy  extraordinary  and  minister  pleni- 
potentiary  of  Her  Britannie  Majesty  to  tbe  United  States,  for 
tbe  aforesaid  purpose:  and  the  said  plenipotentiaries  baving 
excbanged  their  füll  powers,  wbicb  were  found  to  be  in  proper 
form,  bare  agreed  to  tbe  followiog  articles: 

Art.  I. 
Tbe  Govemments  of  tbe  United  States  and  Great  Britain 
hereby  declare  tbat  neither  the  one  nor  tbe  other  will  ever 
obtain  or  maintain  for  itself  any  exclusive  control  over  tbe  said 
sbip  canal :  agreeing  tbat  neither  will  erect  or  maintain  any 
fortificatiouB  commandiog  tbe  same  or  in  the  vicinity  thereof, 
or  occupy,  or  fortify,  or  colonize,  or  assume,  or  esercise  any 
dominion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or 
any  part  of  Central  America;  aor  will  eitber  make  use  of  auy 
protection  «hieb  eitber  affords  or  may  afford,  or  any  allianee 
wbich  eitber  has  or  may  have  to  or  with  any  State  or  people, 
for  the  purpose  of  Erecting  or  Maintaining  any  such  fortifications, 
or  of  oecupying,  fortifying,  or  colonizing  Nicaragua,  Costa  Rica, 
the  Mosquito  coast,  or  any  part  of  Central  America,  or  of,  assu- 
ming  or  exercizing  dominion  over  tbe  same ;  nor  will  the  United 
States  or  Great  Britain  take  advastage  of  any  intimacy,  or  use 
any  allianee,  eonnection,  or  intluence  tbat  eitber  may  poseess 
with  any  State  or  government  tbrough  whose  territory  the  said 
canal  may  pass,  for  tbe  purpose  of  acquihng  or  bolding  directly 
or  indirectlf ,  for  tbe  Citizens  or  subjects  of  the  one,  any  rights 
or  advantages  in  regard  to  commerce  or  navigation  througb  tbe 
said  canal  wbich  sball  not  be  oiFered  on  the  tbame  terms  to  the 
Citizens  and  subjects  of  tbe  other. 
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Art.  II. 
Vesaels  of  the  United  States  or  Great  Britannia  traversiQg 
the  Said  caual  shall,  in  case  of  war  between  the  cotitncting 
parties,  be  esempted  from  blockade,  detentioD,  or  capture  bj 
either  of  the  belligerentB ;  and  ttüs  Provision  shall  extend  to 
such  a  distance  from  the  two  ends  of  the  said  canal  as  may 
hereafter  be  found  expedient  to  establish. 

Art.  m. 
lu  Order  to  secure  the  construction  of  the  sAid  canal,  the 
contracting  parties  engage  that  if  any  such  canal  shsU  be  iinder- 
taken  opon  fair  and  equitable  terms  by  any  parties  having  the 
authority  of  the  local  govemment  or  govemments  tbrough  whoae 
territory  the  same  may  pass,  then  the  persons  employed  in 
making  the  said  canal,  and  their  property  ueed,  or  to  be  osed, 
for  that  object,  sball  be  protected,  from  the  commeno^ment  of 
the  said  canal  to  its  completion,  by  the  GoTemmeDta  of  the 
United  States  and  Great  Britain,  from  nqjnst  detention,  eoo- 
fiscation,  seizure,  or  any  violence  whatsoever. 

Art.  IV. 

The  contracting  parties  vill  use  whatever  they  respeetively 
exercise  with  any  state,  fltates,  or  govemments,  pOBsesBing  or 
claiming  to  possess  any  Jurisdiction  or  right  over  the  territory 
ifhidi  the  said  canal  aball  traverse,  or  wbieh  shall  be  near  the 
-waters  applicable  thereto,  in  order  to  induce  such  states  or 
governments  to  facilitate  the  construction  of  the  said  canal  by 
every  means  in  their  power.  And  further  more,  tlie  United 
States  and  Great  Britain  agree  to  use  their  good  Offices,  whe- 
rever  or  however  it  may  be  most  eipedient,  in  order  to  procure 
the  establishment  of  two  free  ports,  one  ae  each  of  the  said 
canal. 

Art  V. 

The  contracting  parties  further  engage,  that  when  Uie  said 
canal  shall  have  been  completed,  they  will  proteet  it  from  inter- 
mption,  seizure,  or  unjust  confiBcation,  and  they  will  guarantee 
the  neutrality  thereof,  so  that  the  said  canal  may  forever  be 
open  and  free,  aad  the  capital  invested  there  secure.    Never- 
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theless,  the  Govemmente  of  the  United  States  and  Qreat  Brit&in, 
in  aceording  their  protectioa  to  the  constnictioa  of  the  said 
Canal,  and  guaranteeing  its  neatr&lity  and  fiecurity  when  com- 
pleted,  alvays  nnderstaod  that  this  protection  and  gnarantee 
are  granted  eonditionally,  and  may  with  drawn  by  botb  govern- 
ments,  or  either  govemment,  if  both  govenaoents,  or  either 
goTernmeut,  should  deem  that  the  persons  or  Company  onder- 
taking  or  nutnaging  the  same  adopt  or  establish  such  regu- 
laticHiB  eonceming  the  traffic  thereupon  ss  are  contrary  to  the 
qtirit  and  intentioo  of  thia  Convention,  either  by  making  nnfair 
diBcriminations  in  favor  of  the  commerce  of  one  of  the  con- 
tracting parties  over  the  commerce  of  the  other,  or  by  impodng 
oppreesive  exactions  or  unreasonable  teils  apon  the  passengeis, 
veasela,  goods,  wares,  merehandise,  or  other  articles.  Neither 
party,  howewer,  sliall  withdraw  tbe  aforesaid  protection  and 
gnarantee  withoat  first  giving  six  months'  notice  to  the  other. 

Art.  VI. 
The  eontraeting  parties  in  tMs  Convention  engage  to  invite 
every  State  with  which  botb  or  either  have  frendly  intercourse 
to  enter  into  stipulatione  with  them  similar  to  those  which  they 
have  entered  into  with  each  other,  to  the  end  that  all  other 
States  niay  share  in  the  honor  and  advaotage  of  having  eontri- 
bated  to  a  werk  of  such  general  intereet  and  importance  as  the 
canal  herein  contemplated.  And  the  contracting  parties  likewise 
agree  that  each  shal)  enter  into  treaty  stipulations  with  Buch 
of  the  Central  American  States  aa  they  may  deem  advisable, 
for  the  purpose  of  more  effectually  earryii^  out  the  great  design 
of  this  Convention,  namely,  that  of  eonstrueting  and  maintaining 
the  said  canal  as  a  ship  couuaunication  between  the  two  oeeana 
for  the  benefit  of  mankind,  on  equal  terms  to  all ,  and  of  pro- 
teeting  the  same:  and  they  also  agree,  that  the  good  Offices  of 
either  shall  he  employed,  when  requested  by  the  other,  in  aidii^; 
and  assiating  the  negotiatios  of  such  treaty  etipnlations; 
and  should  any  differences  erise  as  to  right  or  property  over 
the  territory  Üirough  which  the  said  canal  shall  pass  between 
the  States  or  govemment«  of  Central  America,  and  such 
differences  should  in  any  way  impede  or  obetmct  the  exeention 
9t  the  said  eauü,  the  Govemments  of  the  United  States  and 
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Great  Britaio  will  ose  their  good  offices  to  settle  such  differences 
in  the  manner  best  suited  to  promote  the  interests  of  the  said 
canal,  and  to  BtrengtheD  the  bonds  of  friendship  and  allianee 
whicb  exist  between  tbe  contracting  parties. 

Art.  VII. 
It  being  desirable  tbat  no  time  should  be  unnecesgarüf  lost 
in  eommeociug  and  eonstnicting  the  said  canal,  the  Govenunenta 
of  the  United  States  and  Great  Britain  determine  to  give  their 
Support  and  encouragement  to  such  persons  or  Company  as  may 
first  offer  to  comraence  the  same  wiüi  tbe  necessary  capital,  the 
consent  of  the  local  authorities,  and  on  such  principles  as  accord 
with  the  spirit  and  intention  of  this  conrentioD:  and  if  any 
petsoQB  or  Company  should  already  have,  with  any  State  through 
which  the  proposed  ship  canal  may  pass,  &  contraet  for  the  con- 
struetion  of  such  a  canal  as  tbat  specified  in  this  Convention 
to  the  stipulations  of  which  contraet  neither  of  tbe  contracting 
parties  in  this  Convention  have  any  just  cause  to  object,  and  the 
Said  peraons  or  Company  shall  moreover  have  made  preparations, 
and  expended  time ,  money ,  and  trouble ,  on  the  faith  of  such 
contraet,  it  is  hereby  agreed  tbat  such  persons  or  Company  shall 
have  a  priorlty  of  Claim  over  every  other  person ,  persons  or 
Company  to  the  protection  of  the  Government  of  the  United 
States  and  Great  Britain,  and  be  allowed  a  year  from  the  date 
of  the  ezchange  of  the  ratiöcations  of  this  Convention  for  con- 
cluding  their  arrangements,  and  presenting  evidence  of  suföcient 
capital  subscribed  to  accomplish  the  eontemplated  undertaking; 
it  being  understood  tbat  if,  at  the  expiration  of  the  aforraaid 
period,  such  persons  or  Company  be  not  able  to  commence  and 
carry  out  the  proposed  enterprise,  then  the  Government  of  the 
TJnited  States  and  Great  Britain  shall  be  free  to  afford  their 
protection  to  any  otber  persons  or  Company  that  shall  be  pre* 
pared  to  commence  and  proceed  with  the  construction  of  the 
canal  in  question. 

Art  VIII. 

Tbe  Govermuents  of  the  United  States  and  Great  Britain 
having  not  only  desired,  in  entering  into  this  Convention,  to 
accomplish  a  particular  object,  but  also  estabiish  a  general 
principle,  tbey  hereby  agree  to  extend  their  protection,  by  treaty 
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Stipulation^ ,  to  any  other  practicable  Communications,  vhether 
bj  canal  or  railway,  across  tbe  isthmus  which  connects  North 
and  South  America,  and  especially  to  the  int«roeeanic  Communi- 
cations, äiould  the  same  prove  to  he  practicable,  whether  by 
canal  or  railway,  which  are  now  proposed  to  he  established  by 
the  way  of  Tehuantepec  or  Panama.  In  granting,  however, 
their  Joint  protection  to  any  such  canals  or  railvays  as  are  by 
this  article  speci£ed,  it  is  always  understood  by  the  United 
States  and  Great  Britain  that  tbe  parties  constructing  or  owning 
the  same  shall  impose  no  other  charges  or  conditions  of  traf&e 
thereupon  tban  the  aforesaid  Govemments  shall  approve  of  as 
just  and  equitable;  and  that  the  same  canals  or  railways,  being 
open  to  the  Citizens  and  subjects  of  the  United  States  and  Great 
Britain  on  eqoal  terms,  shall  also  be  open  on  lihe  terms  to  the 
ätizens  and  subjects  of  every  other  State  which  is  willing  to 
graot  thereto  such  protection  as  the  United  States  and  Great 
Britain  engage  to  aSbrd. 

.     Art  IX. 

Tfae  ratifications  of  this  Convention  shall  be  exchanged  at 
Washington  within  six  months  from  this  day,  or  sooner  if  pos- 
sible.  In  faith  whereof  we,  the  respective  plenipotentiaries, 
have  signed  this  Convention,  and  have  hereonto  affixed  our  seals. 

Done  at  Washington,  the  19th  day  of  April,  anno  Domini  1850. 
John  M.  Clayton 
Henry  Lytton  Balver. 

ni.   Saez-Eanal-Vertrag. 

(Signatann&chte :  Deutsches  Reich,  Österreich -Ungarn, 
Spanien,  Frankreich,  England,  Italien,  Holland,  Rufsland, 
Türkei.) 

Art.  I. 

Le  canal  maritime  de  Suez  sera  toitjours  libre  et  ouvert, 
en  temps  de  guerre  comme  en  temps  de  paix,  k  tont  navire  de 
commerce  ou  de  guerre,  sans  distiaction  de  paviUon. 

Art.  II. 
Les  hautes  parties  contraetantes,  reconnaissant  que  le  canal 
d'eau  douce  est  indispensable  au  canal  maritime,  prennent  acte 
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des  engagements  de  S.  A.  le  Eh^diTe  envers  la  Compagiiie  uni- 
verselle du  canal  de'  Saez,  en  ce  qoi  coneerne  le  canal  d'ean 
douce  eugagements  Btipulös  d&ns  une  cOBvention  en  date  da 
18.  mars  1863,  coDtenant  im  exposä  et  quatre  articles. 

Elles  s'engageiit  i,  ae  porter  aueune  atteinte  h  la  s6curiU 
de  ce  canal  et  de  see  dörivations,  dont  le  fonctionnemrait  ne 
pourra  fitre  l'objet  d'aucone  tentative  d'obstruction. 

Art.  m. 

Lea  hautes  partles  contractantes  s'engagent  de  to&toß  k 
respeeter  le  matärie),  le&  ätabliseements ,  constnictions  et 
travBux  du  canal  maritime  et  du  canal  d'eau  doaee. 

En  eous^quence,  lee  hautes  parties  contractantes  conTienomt 
de  ne  porter  aueune  atteinte  au  libre  usage  du  canal,  en  tempB 
de  guerre  conune  en  temps  de  paix.  Le  canal  ne  sera  jamaia 
asBigeti  i.  l'exerciee  du  droit  de  blocns. 

Art.  IV. 

Le  canal  maritime  reetant  ouvert  en  temps  de  .guerre 
comme  passage  libre,  m£me  auz  navires  de  guerre  des  belli- 
görants  aux  termes  de  Tarticle  I  du  präsent  traitti,  lee  hautes 
parties  contractantes  conviennent  qu'&ueun  droit  de  guerre,  ancun 
acte  d'hostititä  ni  aucun  acte  ayant  pour  but  d'entraver  la  libre 
navigation  du  canal  ne  pourra  £tre  exercö  dans  le  canal  et  ses 
ports  de  accÖB,  ainsique  dans  un  rayon  de  trois  milles  marins 
de  ces  ports,  alors  nüfime  que  l'empire  ottoman  serait  une  des 
puissanceB  belligäranteB. 

Les  bätiments  de  gaerr€  des  belligärants  ne  pourront,  dans  le 
canal  et  ses'  ports  d'ac<!ös,  se  ravitailler  ou  s'approvisionner  que 
dans  la  limite  strietement  necessaire.  Le  tratuit  des  dits  b&ti' 
ments  par  le  canal  s'effectuera  dans  le  plus  bref  d61ai,  d'aprds 
les  Töglements  en  vigeur,  et  sans  autre  arr€t  que  celui  qui  rö- 
Bulterait  des  n^essitäs  du  service.  Leur  s^our  ä  Port-Said  et 
dans  la  rade  Suez  ne  pourra  döpasser  vingt  quatre  heures,  sauf 
le  c&s  de  reUche  forcto.  En  pareil  cas,  ila  seront  tenus  de 
partir  le  plus  tot  poBsible.  Un  intervalle  de  vingt-quatre 
heures  devra  tonjours  s'^couler  entre  la  sortie  d'un  port  d'accto 
d'nn  navire  bell^ärant  et  le  d^part  d'un  navire  {q^rtenaot  i 
la  puiBsanee  ennemie. 
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Art.  V. 

En  temp8  de  guene  les  paissances  belUgärantes  ne  d^ 
bai^eront  et  ne  prendroot  dans  le  canal  et  ees  ports  d'accds 
ni  troupes,  ni  munitioiiB ,  ui  mat^riel  de  guerre.  Mais  dane  le 
cas  d'un  empfichement  aecideatel  dans  le  canal ,  on  pourra  em- 
barqaer  ou  d6barquer,  dans  les  ports  d'acc^s  des  tronpes 
fractionnteB  par  groupes  n'excädant  pas  1000  hommes,  avec 
le  roat^el  de  gaerre  correspondant. 

Art.  VI. 

Les  prises  seront  soomiaes,  sous  toas  les  rapports,  an  möme 
r^ime  qne  les  navires  de  guerre  belligörants. 

Art.  VII. 

Les  paissances  ne  maintiendront  dans  les  eanx  du  canal 
(j  eompris  le  lae  Timsah  et  les  lacs  Amers)  aueun  b&timent  de 
guerre. 

Toutefois,  dans  les  porte  d'aecäs  de  Port-Said  et  de  Snez, 
elles  poorront  faire  stationner  des  b&timents  de  gnerre,  dont  le 
nombre  ne  devra  pas  exeöder  deux  pour  chaque  pniraanee. 

Ce  droit  ne  poorra  fitre  exercä  par  les  belligörants. 

Art  VIII. 

Les  agents  en  Egypte  des  puissances  signataires  du  präsent- 
traitö  serOnt  eharg^s  de  veiller  ä  son  ezteution.  En  toute 
eirconstAuce  qoi  mena^rait  la  securit^  ou  le  libre  passage  da 
canal,  ils  se  röuniront,  sur  la  convocation  de  trois  d'entre  eox 
et  sous  la  pr6sidence  dn  doyen,  pour  procäder  auz  eonstatations 
s^cessaires.  Us  feront  connattre  au  gouvemement  Ehädivial 
le  danger  qn'ils  auraient  reconnu  afin  que  celui^  preune  les 
nteBares  propres  k  assurer  la  proteetioD  et  le  libre  usage  du' 
canal. 

En  tout  ätat  de  cause  its  se  räuniront  one  fois  par  an  pour 
coDstater  la  boime  extootion  du  traitS.  Ces  demiäres  röuniona 
aaront  lieu  sons  la  pr^idence  d'un  eommissaire  special  nommö 
k  cet  effet  par  le  goavemement  imperial  ottoman.  Un  com- 
anSBaire  Khödivial  pourra  ögalement  prendre  part  k  la  r^union 
et  la  prdsider  en  cas  d'absence  du  eommissaire  ottoman. 
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Ils  rMaiQflront  notammeiit  la  suppressioii  de  tout  oavrage 
ou  la  dispersioB  de  tout  rassemblement  qui,  sur  I'une  oa  Tautra 
rire  du  canal,  pourrait  avoir  pour  but  ou  pour  effet  de  porter 
atteiate  k  la  libertö  et  &  rentiere  aöeuritä  de  la  Davigatioo. 


Art.  IX. 

Le  gouTemement  Egjptien  presdra,  dans  la  limite  de  ses 
pouToirs,  tels  qu'ils  räsultent  des  finnauB,  et  daoB  les  conditious 
pr^vueB  par  le  pr^Dt  trait^,  les  mesureB  neeesaaiies  pour  foire 
respecter  l'exdcutiOD  do  dit  traitä. 

Dans  le  cas  ou  le  gouvernemeDt  ögyptien  ne  dlBposerait  pas 
de  moyens  suf&BaotB,  il  devra  faire  appel  au  goaveraemeDt 
ottoman,  lequel  prendra  leB  mesureB  näcessaires  pour  röpoudre 
i.  cet  appel,  eu  doonera  avis  auz  autres  puissances  signatairee 
de  ta  dcälaration  de  Londres  le  17  Mars  1885,  et,  au  besoin,  se 
concertera  avec  elles  ä  ce  Bujet. 

Les  prescriptions  des  articles  4,  5,  7  et  8  ne  feront  pas 
obstacle  atu  mesures  qui  seroot  priBes  en  vertu  du  präsent 
article. 

Art.  X. 

De  ni£me,  les  prescriptione  dee  articles  i,  5,  7  et  8  ne 
feront  paa  obstacle  aux  mesures  que  aa  majestö  le  Sultan  et 
soD  altesse  le  Ehödive,  au  nom  de  sa  Msjestä  imperial  et  dans 
les  limites  des  firmans  concöd^,  aeraient  dans  la  nöcessitä  de 
prendre  pour  assurer,  par  leurs  propres  forces,  la  döfeose  de 
1  EgTpte  et  le  maintien  de  Tordre  publique. 

Dans  le  eas  oü  sa  migeBtä  imperiale  le  Sultan  ou  son 
altflsae  le  Ehgdive  se  trouveraient  daiis  la  n^cessit^  de  se  pr6- 
valoir  des  exceptionB  prävues  par  le  präsent  article,  les  pulssauces 
signataires  de  la  dfelaration  de  Londres  en  seraieut  avisöes  par 
le  gouvememeat  imperial  ottoman. 

II  est  dgalement  entendu  que  les  prescriptions  des  qoatre 
articles  dont  il  s'agit  ne  porteront,  en  ancun  cas,  obstacle  aux 
mesures  que  le  gouvemement  imperial  ottoman  croira  ndeessaires 
de  prendre  pour  assurer  par  ses  propres  forces  la  defense  de 
ses  autres  possessions  situ6es  sur  la  c6te  oriental  de  la  mer 
Rouge. 
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Art.  XI. 

Les  meeures  qui  seront  prises  dans  lee  cas  pr^vus  p&r  leB 
articles  9  et  10  du  präsent  traitS  ne  devroiit  faire  obetacle  au 
libre  usage  du  canal. 

Dans  las  m^mes  cas,  r^reetion  de  fortifications  permaQentes 
älevöes  eontrairement  aux  dispositions  de  l'article  8  demeure 
interdite. 

Art.  XII. 

Les  hautes  parties  contractantes  couTiennent,  par  application 
du  principe  d'ögalitö  en  ce  qui  couceme  le  libre  usage  du  canal, 
principe  qui  forme  l'une  des  bases  du  prtoent  traiM,  qu'aucune 
d'etles  ae  recberchera  d'avantages  territoriauz  ou  conunereiaux, 
ni  de  Privileges  dans  les  arrangements  internationaux  qui  pourront 
intervenir,  par  rapport  an  canal.  Sont  d'ailleurs  röserrds  les 
droits  de  la  Turquie  conune  puissance  territoriale. 

Art.  xm. 

En  dehors  des  obligations  prdvues  expreeetoent  par  les 
clauses  du  präsent  traitä,  il  n'est  portä  aueune  atteinte  aux 
droit«  souverains  de  sa  miüestä  impänale  le  Sultan  et  aux  droits 
et  inununitäs  de  son  altesse  le  Ehädive,  tels  qu'ils  räsultent  des 
firmans. 

Art  XIV. 

Les  hautes  parties  contractantes  conviennent  que  les  engage- 
ments  räsultant  du  präsent  traitä  ne  seront  pas  limitäs  par  la 
dnräe  des  aetes  de  eonceesion  de  la  compagnie  universelle  du 
canal  de  Suez. 

Art.  XV. 

Les  etipulations  du  präsent  traltä  ne  feront  pas  obstacle 
aux  mesures  sanitaires  en  vigaeur  en  Egypte. 


Les  hautes  parties  contractantes  s'engagent  ä  porter  le  prä- 
sent traitä  k  la  connaissance  des  Etats  qui  ne  Tont  pas  signä, 
en  les  invitant  k  y  aecäder. 
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Art.  XVII. 

Le  präseot  traitä  sera  ratifi^  et  les  ratifications  en  seront ' 
^bangöes  k  ConBtantiaople  dans  un  dölai  d'un  mois,  ou  plus 
t6t  ai  faire  de  peut 

En  foi  de  qaoi   les  plänipotentiaires  respectife  l'ont  sign^ 
et  7  out  appo&ö  le  seeau  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Constantinople ,   le   29  joor  du  mois  d'octobre  de 
l'an  1888. 

De  Montebello, 

Radowitz, 

Calice, 

Higuel  Florez  Grarcia, 

W.  A.  White, 

Blanc, 

GuBt  Kenn, 

Nelidow, 

H.  Said. 


Litteraturberichte. 


JSlmmermaiUl  (  Dr.  Alfred«  Die  KolonwlpoUtik  Etukrtfoha.  Von 
den  AnOngni  bia  rar  aegenwart.  Beilin  1901,  E.  S.  Hittlw  &  Sohn. 
438«.  XIV  8. 

Alfni  Zimmtmonn,  bekanntlich  der  hervomgendate  Kenner  der 
neneran  Kolonialgeacbichte  and  sogleich  praktuoher  Eolonialpolitiker  — 
&iher  tl*  Legationant  im  Koloniaiamt,  gegenwärtig  ale  HandAlaattachi 
bd  der  dentBohen  Botschaft  in  London  — ,  hat  rieh  die  dankanewerte  Auf- 
gabe gestellt,  in  einer  Beihe  von  BAnden  die  Entstehnng,  Eutwioklnng  nad 
Erfolge  der  ron  den  eniopSischen  Nafionen  ausgegangenen  Kolonien  an 
0ohild«m.  Naehdein  er  drei  Bünde  der  Kolonialpolitik  Portugals,  Spaaieiu 
nnd  Englands  —  der  drei  a  ne  r  s  t  kolonisatorisch  anftretenden  Mk^te 
Europas  ~  gewidmet,  bringt  er  im  Torli^enden  Bande  die  Entwicklong  dar 
franaiSaischen  Kolonialpolitik  lar  eingebenden  Darstellung.  Der  Anfban  des 
ersten  franaSaiaehen  Kolonialreichs  erfolgte  im  Zeitalter  des  Herkantüisrnns. 
IMe  französischen  Staatsmünner  des  16.  nnd  17.  Jakrhonden  innfatea  in  der 
Begrdndang  kolonialer  tTDtemehmnngen  dn  weaentliches  Htltlsinittel  ftlr  ihr 
Ziel,  die  BefSidetnng  dee  NatioiuUreichtnms,  erblicken.  Und  beredia  1615 
fordert«  Jlfimtchräten  in  seinem  berOhmtea  „Tnüt6  de  l'äoonomie  polttiqne' 
die  Schafiong  jnngar  Fiankreicbe  in  der  Neuen  Welt,  am  Volk  and  KCnig 
an  bveichem  nnd  die  MUMgeu  an  beschäftigen. 

So  wurde  wirklich  in  Karada,  Lonisiana,  den  Antillen,  in  Weetafrika 
nnd  in  Ostindien  «n  bedaatenda  Kolonialreich  geachaffen,  —  aber  weder 
wirtschaftlich  hat  daseelbe  grobe  Beanltate  ergeben,  noch  hat  es  rieh 
politisch  daaemdanFiankreichaiigUedemluseB.  Die  vielen  jwiTilegieiten 
Compagnien,  die  die  franatiüche  Beg^nnng  zam  Zweck  der  Ansbentang  der 
Kolonien  ins  lieben  gerafeo,  sind  s&mtlidi  miUungen.  Sie  haben  ohne  Aos- 
nahme  nieht  nur  den  Tejlodimem  Verlaste  gebracht,  sondern  auch  dm  Staat 
Zoedüsse  gekostet  nnd  ihn  audem  sehr  oft  in  aosw&rtiga  Schwieri^eiten 
TerwiekelL  „IKe  franiOsischenKolonialgeeellschaftsn  —  sagt  ^'mfMrmofM  — 
haben  dmchweg  nicht  allein  alle  Fehler  begangen,  die  der  bureankratisehaa 
Staatorerwaltaag  «nauhUngen  pflegen,  sie  haben  daneben  meist  noch  die 
Ennnehtigkeit  nnd  Engheialgkeit  kleiner  KriUner  oder  den  X<sichtsiui 
bankrotter  Spieler  bewiesen."    Noch  schlimmer  war  die  Art  nnd  Weise,  wie 
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die  &Kiu9riKbe  Bfl^erong  die  Kolonieii  En  beroimtiiideii  und  wiitacdtÄftlieh 
Kd^mbeuteD  eachte,  —  nnd  ewu  ohne  Rfickncht  aal  die  latettMcn  ds 
Kolonisten,  Ja  olme  die  geringate  SAcUeniitniB;  »xuäk  die  Beamten,  die  nuh 
den  Kolonien  entsandt  irnrden,  stellten  ein  guu  onbranchbrnree,  ebsnao  im- 
niiigea  wie  beeteobliches  Personal  dar.  Bei  den  Kolonisten  dageg^ 
wurde  der  Gleist  der  UnabhAngigkeit  nnd  Freilidt  —  der  die  engliscbeD 
Kolotden  grob  gemacht  hatl  —  von  Tomberein  erstickt.  Trobdsn  ist  der 
ZnsammeQbmcb  jenes  ersten  &aiiE6nBcben  Kolonlalreiebs  nicht  anf  das  Konto 
der  mangelhaften  Verwaltung  zo  setsoi,  souderu  der  Minderwertigkät 
der  frausBsiBchen  Beemacbt  nunschieiben,  die  wegen  Mangel  an  fUiigen 
Seeoffizieren  nnd  gut  auageUldeten  Matrosen  zur  Behanpttu^  der  KoloidaD 
nicht  imstande  gewesen  ist 

Während  der  groben  Rerolntion  wnrde  den  Kolonien  —  ans  princi|Hellai 
Gifinden  —  rolle  Selbetverwaltuug  gewlthrL  Aber  dies  Prinöp,  das  sich 
fttr  die  Entwicklung  der  englischen  Kolonien  als  so  segenarüch  erwieees, 
hat  in  den  &anBÖtiechen  Kolonien,  aus  denn  Vergangenheit  es  nicht 
oj^anisch  berauswuche,  viel  Unheil  gestiftet  and  ist  dann  bald  wiedn  anf- 
g^[eben  worden.  Seit  der  Bestauration  begann  dann  der  Anfbaa  eines 
neuen  Kolonialmchs,  um  dessen  Schafihng  sieb  besonders  die  Staatamtnnw 
der  dritten  Republik,  zumal  FeTTy,  verdient  gemacht  haben.  Die  jetsige 
Form  der  Verwaltung,  die  auch  den  Kolonisten  an  gewisses  Hab  von 
Antonomie  einilnmt,  wird  von  Zimmermann  eingehend  geschildert,  tlbiigtns 
von  ihm  wesentlich  günstiger  beuitült  als  die  Administration  dv  Kolonin 
unter  dem  anden  t^fpme.  Auch  die  wirtscbaftliebe  Entwicklung  der  Kolonien 
zeigt  one  aufsteigende  Tendern,  nnd  Zimmermann  glaubt,  da&  diese 
noch  welter  anhalten  wird. 

Wir  haben  mit  diesen  Angaben  von  dem  rdehen  Inhalt  des  Baches  nur 
einen  schwachen  B^riff  geben  kOnnen.  Hoffentliob  ladet  unsere  Anaeige 
den  Leaer  dazu  tön,  selbst  das  ZimmermannsiAe  Werk  zur  Hand  au  nehmen : 
er  wird  aus  dessen  flbersichtUcher  and  saTerUstäger  Dantelfaing  lüebe  Be- 
lehmng  Aber  die  h«nz6dsche  Kolonialgeechicbte  und  -politik  scbSpfeai. 
Kiel.  Georg  Adler. 

StubenrBUOtaS  Kommentar  zum  fisten.  allgemeinen  bfligerliehen  0«ets- 
bnche.    8.  umgearbeitete  Auflage.    Wien  1901,  Mana. 

Dab  neben  so  vielen  voreilglichen  Lehr-  nnd  Handbflchein  dee  äster- 
rdebischen  Privatreebtes,  welche  die  neuere  Zdt  bervorgebracht  hat,  £l(u&m- 
raudi»  Kommenbar  in  8.  Auflage  erscheint,  diese  Thatsacbe  spricht  fär  die  all- 
gemedn  anerkannten  und  gewürdigten  VoraOge  dieses  wahrhaft  klassisehea, 
in  Form  nnd  Inhalt  gltich  aoigesddmeten  Werks  mehr,  als  es  Worte  ver- 
mochten. Die  fleransgeber  nnd  der  Verleger  besdchnen  diese  Auflage  alt 
^e  gröbtenteilfl  neu  bearb«dtete.  In  der  That  wedst  dieoelbe  schon  im  alt 
gemdnen,  namentlich  in  den  17  bereits  erschienenen  Heften  des  Woks 
vielfach  erhebliehe  Umgeataltangon  gegen  die  früheren  Auflagen  anf.  Die 
Braachbarkdt  und  Beliebtheit  dee  Werke  beruht  darauf,  dafs  dawrnlbe  ein 
möglichst  genaoee  avschanliehea  Bild  des  jeweiligen  Standes  der  Theorie 
und  Praxis  im  ganien  wie  im  einseinen  danabiet«o  beaweckt 
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Um  du  Werk  knf  der  Hübe  atäaet  Angabe  zn  arbalten,  moTite  sdn 
Inhalt  der  ctfltigen  Entwicklmig  dsr  LebentrerhUtalHe  und  d«i  FortbUdnng 
des  BMihta  getrenlich  folgen.  Die  Heraiugeber  waren  rieh  duUbei  klftr,  dafB 
diese«  Sei  idcbt  durch  räne  blofs  Suberlicbe  etüchwelse  Änffigang  der  neueren 
GentEgebni^,  littentor  und  Reehtspreehong  aa  den  nnprflngUcbflo  Wortlant 
dee  Werks  enracht  werden  kann,  dafs  rielmefar  in  angemeoMnen  ZfiMtmien 
«ne  dOD)  OaMe  der  modernen  Rechtsentwieklong  entsprechende  rOlIlge  Um- 
■ibtitimg  erforderlich  ist. 

In  diewm  Shme  ist  bei  der  gegenwärtigen  S.  Auflage,  in  welcher  ins- 
boMmdere  ancb  auf  das  nene  denttche  bürgerliche  Gheetxboch  nnd  die 
littenktnr  desselben  Bedacht  geniHnnen  wurde,  onter  Hitwiiknng  herror- 
ragender  Uitarbdter  Torgegangen  worden. 

Aneh  ward  das  Angenmark  der  gröfseren  Prügnana  und  Übersichtlieh- 
keit  der  Danrtellang  dee  Beehtartoffea  zugewendet  und  dnrch  Anwendung 
geeigneter  ^pogiapbisoher  Behelfe  die  soh&rfia  Hervorhebung  der  Systematik 
nnd  der  widitigeren  LeitsKtse  eniehtUch  gemacht,  waa  dem  Btadierenden 
und  Praktiker  die  Benatzong  des  Werkes  nicht  unwesentlich  erleichtern 
dflrfte. 

I^e  Aosstatliing  des  Werks  ist  ^e  in  jedem  Betracht  glünsende. 
M.  P.  JotxmotM. 

Sammlungr  von   olTllreohtUohen   BntaoheldunBren  des 

k.  k.  obersten  Gerichtshofes.  Henutagegeben  ron  L.  PfUT,  J.  V.  Sohfiy 
und  V.  Krupsky.    XXXIV.  Band.    Wien  1901,  Manz.    981  S. 

Don  vorliegenden  Bande,  welcher  501  Entscheidangen  aas  dem  Jahre 
1 896  enthtUt,  kommt  dne  erhöhte  Bedeotong  ta  infolge  der  ihm  bdgegebenen 
R^ister ,  dnrch  welche  die  Verwendbarkeit  des  Werites  wesentlich  bedingt 
wird.  M.  F.  Jovanovid. 

SanmLlunGr  von  Bntaoheiduneren  zum  HandelBgresetz- 
buolie.  Von  Dr.  li.  Adler  und  Dr.  J.  Frledlflnder.  Band  XI. 
Wien  1901,  Hanz.    723  S. 

IXeeer  XI.  Band  un&rst  die  bis  1901  in  den  Fachzeitschriften  zur 
Veröffentlichoug  gelangten  Entscheidungen  des  üsterr.  obersten  Gerichtshofes 
Kinn  Handelsgesetib. ,  dann  zu  dem  Gesetze  über  Erwerbs-  und  Wirt- 
■chaftsgenosaenschaften  and  zu  den  Gesetzen,  betreffend  die  Wahmng  der 
Rechte  der  Besitzer  von  Tdlverschreibungen  aus  den  Jahren  1897,  98,  99 
tind  1900,  some  Nachtrfige  aus  den  Jahren  1890,  93,  94,  95  und  1896,  ferner 
räi  Veraeiehnis  der  Gesetzesetellen  nnd  ein  Bystematisches  Begister  fOr  den 
vorliegenden  Band,  endlich  ein  alphabetisches  Sachr^Tster,  das  durch  Bezüge 
»nf  das  Gesamtregister  dea  X.  Baadea  nnd  das  Bjstematische  Register  des 
XI.  Bandet  eine  Übeimcht  über  den  gegenständlichen  Inhalt  aller  elf 
Sapimlungabinde  gewähren  soll. 

Im  fibrigen  bewahrt  dieser  Band  den  Charakter  seiner  VorgKnger.  Die 
an  die  Spitze  jeder  Entschddnng  gestellten  Bechtsstttze  sind  prftcij)  gcAi&t, 
der  Rechtafall   iat   tibeiall  klar  und    enchöpfbnd  exponiert,  nnd   die  Ent- 

ZritwArift  r.  Intern.  Privat-  Q.  Oflnitl.  Btsbt.  Xn.  25 
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BcheidDiigBgTaiide  dnd  ToUctitodig  und  wöitlieh  wiedeigegebeii.    Ke  D»taa 
der  Entecheidnng«!!  und  ftktenmUBig  Rohtig  gestellt 

M.  P.  JotamovÜ. 

FrommOB  Ötten.  Jniütcn-Ealeiidei  fOr  du  Jahr  1902.  30.  JAhigang, 
redigiert  tm  Dr.  Josef  FrOhwald,  AdTok*t  In  ■Wien.  Wien, 
Fromnis. 

Hit  diesem  neoeiten  Jahrgutge  begeht  der  Torlie^eude  Jiiiist(B-KkIend«r 
du  dOjUuige  JnbiUitim  seine«  BestMides.  Im  Lanfe  eines  Mensehenslters 
bat  die  BedaktioD  unentwegt  das  nrsprflnglicfa  gesteckte  Sol  im  Auge  b»- 
b^ten,  den  Kalender  xn  «ju«m  rerlUUichen  Batgaber  anf  allen  jenen  U«- 
Ueten  so  macheD,  die  fSi  den  Juristen  Ton  Wiehti^eit  sind.  Dab  dies 
gelangen  ist,  beweist  am  besten  der  Umstand,  dala  der  Kreis  der  FROnde 
des  Kalenders  seit  seiner  Begründimg  von  Jabr  zu  Jahr  äcb  erweitert  bat 
Jedem  Praktiker  kann  dieaer  lorgflUtig  gearb«tate  Kalender  bettos 
enqtfoUen  werden.    Anoh  die  Sulsere  Ansatattong  ist  m  rflhmen. 

JV.  P.  Jovammi. 

KUbanskl,  Kodex  des  dTÜrechts,  Bosrisohes  (Snlgesetabneb.  Ana  dem 
Btunschen  Abertragen  ncd  mit  Einldtnng  renehen.  Berlin  190S, 
F.  Gottheiner.    VIU  n.  304  S. 

Das  geltende  itusiKihe  CiTÜgeaetabncb  Uldet  den  X.  Band  der  1638 
erlassenen  IGbXndigen  Qeeamtkodifikation  (Sswod  sakonow),  Ea  ist  wieder- 
holt in  neuei  amtlicher  Ausgabe  veröffentlicht,  znletat  1900,  and  «war  ins- 
besondere «neh  in  dieser  letiteo  Anagabe  mehrfitch  reründert  Die  vor- 
li^ende  Übersetsang  legt  den  Text  von  1693  m  Grande  nnd  bringt  die 
naoesten  Änderungen  in  einem  Nachtrage.  Es  ezistisrte  bisher  m.  W.  künerlü 
deutsche  Übersetznng  des  OeeetsbiKbea.  (Eine  fianaösische  von  1841  von 
Foncher  ist  in  Bennee  nnd  Paris  erschienen.)  Es  liegt  daher  aof  der  Hand, 
da&  die  vorliegende  Arbeit  willkommen  an  heilsai  ist 

Niemtyer. 

Bndemann,  F.,  Lehrbuch  des  Bflrgeriiehen  Hechle,  8.,  nea  bearbdtete 
AnfUge,  1.  Bd.,  TeU  I-IU.    Berlin  1901,  1902,  HcTinann. 

Der  vorli^ende  Band  des  rasch  an  Anerkennnng  gelangten  Werkes 
behandelt  den  allgemeinen  Teil  des  (SvUrechts  nnd  die  allgoneinen  Lehren 
des  Obligationenrecbts.  Vorausgeschickt  Ist  eine  .Einleitong",  welche  die 
Leser  dieser  Ztschr.  besonders  interesriert,  da  sie  in  gg  20,  21,  22  das 
dentache  internationale  Privatrecht  behandelt  £ane  ansfütüliche  I^rlt^mig 
imd  Kritik  dieser  Daistellnug  kann  hier  nicht  graben  werden.  Es  seien 
nnr  ^lelne  Ponkte  hervorgehoben. 

Als  positives  Prindp  dee  E.6.  nui  B.a.B.  anerkennt  £.,  dafs  die  &it- 
scbddnng  darfiber,  ob  deutaehee  oder  fremdes  Hecht  nnd  wie  weit  letitens 
angewendet  werden  soll,  ledigUch  bei  dem  dnttsehen  Recht  liegt,  weichet 
antonom  die  ügene  Geltung  wie  die  6rense  fflr  die  Ane^ennung  der  ans- 
lladischen  Reohtsnoimen  bestimmt  (S.  84,  auch  U.  91  Aom.  25.)  —  Damt 
hat  E.  erfrenücherwedae  gegen  die  von  Schnell,  Seumaim  u.  a.  vertretaw 


Inldne  SteUnng  genommen,  Teiche  niu  dem  E.G.  das  Prindp  der  Kom- 
petenaerirftgaiig  hennalieit  (S.  «neb  S.  94  Anm.  1.)  —  Dnmit  atimmt  ttbercja, 
dftla  £  in  geoandar  AnffMBong  lehrt,  dnfi  „dai  erste  Gebot  die  analoge 
Anwendang  der  daich  das  E.Q.  festgelegten  Grnnda&tze  let« 
(S.  94>  —  At^Unstig  gedimt  ist  E.  don  im  E.G.  zam  Si^e  gelangten  Piincip 
dea  Hömatrechtea,  dewen  Anerkennung  im  E.G.  i.  B.G.B.  er  »1b  „groben 
Bflckachiitt"  chankteriaieren  in  dürfen  m^t  D«b  dleu  Kritik  von  E. 
mit  GriUullichkeit  motiTiert  eei  (6.  84),  ISTst  «ich  nicht  sagen.  —  Be&emdlich 
im  Honde  eines  Jariaten  ist  anch  die  Ansfnlmug  S.  83  Anm.  8,  wo  £.  — 
ontei  Bemgnahme  anf  Biamarck  —  Temünt,  dalä  flberhanpt  daa  BedUr&ü  ge- 
setigeberiacher  Regelung  dea  mtemationalen  PriVatrecEita  im  Znaammenhüag 
dea  B.G.B.  vorhanden  gewesen  sei.  —  lEin  Gedankenaprung ,  welcher  den 
Leaer  irre  fUhren  kann,  ist  die  Frageetellnng  S.  81  Abe.  2,  wo  sofort  von 
dem  Problem  eines  [podtiven  öder'nagätivüi)  Konfliktes  der  Kollisioua- 
noimen  gebandelt  wiid,  wfthiend  doch  zonächst  nnr  daa  jitdiciwn  commum 
dividundo  bintichtlloh  der  materiellen  AechtasKtie  aelbat,  d.  h.  die  Findnng 
der  KolUsionanormen  in  Frage  steht  —  DaTs  Zitdmami,  wie  E.  behanptet 
(S.85),  lehre,  das  internationale  Privatrecht  sei  Völkerrecht,  iatnnricbtig. 
ZiielMaitn  (Iheringa  Jahrbtlcber  Bd.  '43  S.  IM)'  hat  sieb  nenerdinga  noch- 
mala  gegen  diese  Untervtellnog  verwahrt  Niemeytr. 
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Die  dritte  Haager  Staatenkonferenz  fDr  internationales 
Privatrecht 

Kritieebe  Studien 

TOD  Dr.  FrSBl  KakB  in  Heidotberg, 
(Fortaetzung.) 


Das  EherechtBabkommen, 

II.  AbBchnftt    Die  Form  der  EbeBehllefBimg. 

A.  de  normale  Form. 

I.    Der  Gnmd^danke. 

Die  CreBetzeskoUisioaea  imd  Konflikte,  velcke  darch  die 
divergierenden  Richtungen  der  Civilehe  und  der  kirchlichen 
Ehe  herrorgerufen  werden,  treten  naturgemäfs  bei  der  Form 
der  Eheschliersung  am  scb&rfsten  in  die  Erscheinung.  Eine 
durchweg  gleichmafsige  Lösung  ist  hier  zur  Zeit  überhaupt 
aussichtslos,  weil  die  beiden  „ordres  publics"  ihre  Prohibitiv- 
anknapfong  an  verschiedenen  Punkten  suchen.  Man  mufs  sich 
damit  begnügen,  wenn  eine  internationale  Vereinbarung  gefunden 
wird,  die,  unter  Freigebung  der  unvermeidlichen  Gesetzes- 
kolliraonen,  das  nach  Lage  der  Sache  erreichbare  .Maximum  von 
internationaler  Gesetzesharmonie"  gewährleistet.  Die  Eonferenz- 
bescblasse  bedeuten,  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  betrachtet, 
einen  erheblichen  Fortschritt,  wenn  sie  auch  unseres  Erachtens 
nicht  überall  die  Grenzen  des  Erreichbaren  darstellen. 

An  der  Spitze  steht  (und  stand  vom  B^nn  der  Beratungen 
an)  der  Satz  locus  regit  aettan  in  folgender  Form:  „Sera  reconnu 

ZaltHhTilt  I.  intoni.  Pilnt-  n.  effanU.  Beeht.   ZU.  26 
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partout  eonune  valable,  quant  ä  la  forme,  le  mariage  c^äbrd 
suivaat  la  loi  du  pays  ob  il  a  eu  Heu." 

Der  Anregung  dea  ruBSischeu  Delegierten  JlfaWens  (Actes 
1900  S.  163),  der  Regel  die  Worte  „om  suivant  la  loi  national 
beizufügen,  hat  die  Konferenz  keine  Folge  gegeben,  ebenso- 
wenig den  inhaltlich  ObereiuBtimmenden  (unter  ausdrOcklicher 
Berufung  auf  Sar,  Bd.  1  S.  461  ff.  gestellten)  Antragen  Dane- 
marks, Schwedens,  Norwegens  (Actes  1900  S.  53,  Doeu* 
ments  S.  138.  179)')- 

Es  ist  damit  —  wie  auch  vom  Institut  de  droit  international, 
vgl.  Annu&ire  Bd.  9  S.  95—101  —  jenes  Dogma  von  der  fakul- 
tativen Geltung  des  Heimatrechtes  für  die  inter- 
nationale Kollisionsnorm  ausdrücklich  abgelehnt  worden. 
Man  ist  aber  andererseits  nicht  so  weit  gegangen  (wie  das 
Institut  a.  a.  0.  S.  101),  das  entgegengesetzte  Dogma  von  der 
obligatorischen  Geltung  der  lex  loci  zu  adoptiereo. 
Die  Konferenz  hat  weder  das  eine  noch  das  andere  als  aber- 
staatliche Norm  aufgestellt:  sie  erkennt  aber  sowohl  iis  eine 
wie  das  andere  als  innerstaatliche  Norm  für  zulässig 
an.  Eine  rechtliche  Bindung  der  Yertragsstaaten  besteht  nur 
insoweit,  als  (von  der  Ausnahme  des  Art.  5  Abs.  2  abgesehen) 
eine  nach  lex  loci  gQltigeEbe  Oberall  gültig  sein  soll. 
Dies  in  KQrze  der  grundsätzliche  Standpunkt  der  Konvention. 

n.    Die  obligatorische  Oeltang  der  lex  loci» 

Die  allgemeine  fakultative  Geltung  des  Heimatrecbtes 
scheitert  bei  den  Staaten  der  obligatorischen  Givilehe 
an  einem  nach  herrschender  Meinung  berechtigten  Verlangen 
des  „ordre  pi^lic'':  der  Anerkennung  eines  lokalen  Pro- 
hibitivgesetzes,  dafs  jede  im  Inland  geschlossene  Ehe  nur 
dann  gQltig  sein  soll,  wenn  sie  der  inländischen  Eheform  ent- 
spricht. 

Die  theoretischen  BegrOndungen  dieser  Prohibitivnorm  sind  — 
wie  die  meisten  Äurserungen  des  ordre  pt^ltc  —  in  der  Kegel 
wenig  stichhaltig  (vgl.  dagegen  mit  Recht  Sar  s.  a.  0.,  auch 
Weifa  Bd.  3  S.  483  ff.):  vielfach  lauft  dabei  noch  eine  auf  einer 

1)  Ähnlich  anch  die  ErkUmng  Öeterreicha,  Actes  S.  46,  nidit  aber 
der  dort  angezogene  deotHche  Antxag,  welchen  die  öeteiT.  Erklärung  vSllig 
ndfhreratknden  hat 
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pditio  principii  beruhende  Verwimmg  von  Substanz  und  Form 
unter  (vgl.  z,  B.  Broeher,  Cours  Bd.  I  S.  280ff.;  I^e,  Nr.  528ff.; 
Olivi,  B.  Bd.  15  S.  230  «.;  Filho,  3.  Bd.  8  S.  338;  Tifpaldo-Basaia, 
3,  Bd.  23  S.  60  ff.).  Aber  nicht  auf  diese  Begrtlndungeii  kommt 
es  überhaupt  an,  sondern  auf  die  sich  Qberall  kundgebende 
jirtliehe  Berrschaftstendenz  der  Gesetze,  welche  in  ihnen  Ihrea 
Aasdruck  findet.  Man  mag  diese  Tendenz  mirsbilligen  und  be- 
kämpfen; man  mag  mit  Sar  der  Ansicht  sein,  dafs  zur  Sicherung 
der  obligatorischen  Civilehe  ein  Strafgesetz  (§  67  F.ST.G., 
Art.  199  Code  p^tuä),  „welches  Geistlichen  kirchliche  Ehe- 
scbliefsungen,  denen  nicht  bereits  die  bürgerliche  Eheschliefsung 
Toraagegangen  ist,  bei  namhafter  Strafe  verbietet",  genüge, 
und  dal^  es  nicht  ndtig  Bei,  eine  entgegen  einem  solchen  Verbote 
geschlossene  Ehe  von  Ausländem  für  nichtig  zu  erklären :  That- 
sache  ist,  dafg  der  (far  Deutschland  ausdrücklich  niedergelegten) 
WillensmeinuQg  der  Gesetzgeber]  eine  solche  lex  imperfecta  zur 
Zeit  nicht  GenQge  leistet.  Die  obligatorische  Civilehe  ist  einmal 
ein  Kechtsinstitut ,  zu  dessen  strikter  Durchführung  der  Staat 
bei  den  bestehenden  Gegenströmungen  energischer  und  kräftiger 
Hülfen  nicht  entraten  kann.  Bei  solcher  Sachlage  werden  zum 
Schutze  des  inländischen  Becbtes  stets  privatintemationale  Pro- 
hibitivnormen  in  weiterem  oder  geringerem  Umfange  fQr  er- 
forderlich erachtet  werden.  Wie  weit  sie  notwendig  sind ,  das 
hat  Qberall  der  interne  Gesetzgeber,  die  interne  Gesetzeaauslegung 
zu  entscheiden,  wie  selbst  von  den  äufsersten  Internationalisten 
zugegeben  wird  (vgl.  die  Citate  in  Iherings  Jahrb.  Bd.  39  S.  76). 
Die  Meinung  Bars,  der  deutsche  Gesetzgeber  habe  in  §  41  des 
P.ST.G.')  (vgl.  §  13  Abs.  3  E.G.)  „die  Grenze  der  Gesetzgebungs- 
gewalt, welche  einem  Staat  in  internationaler  Beziehung  zu- 
kommen kann,  überschritten"  ist  deshalb  von  jedem  Standpunkt 
aus  unhaltbar  (vgl.  auch  Niemeyer,  Kodifikation  S.  166). 

Die  Berechtigung  der  Vertragsstaaten,  eine  derartige  Kol- 
lisionsnorm zu  erlassen,  wonach  jede  im  Inlande  geschlossene 


2)  IMe  eiiuchrftokende  Auilegting  Dotiks,  Deatache  Ztschr.  f.  Eircheif 
recht  II,  1  8.  49,  wonach  g  41  P.ST.O.  nur  dann  gelten  soll  „wenn  beide 
Teile,  oder  wenigetens  ein  Teil  DeutBohe  sind",  ist  nattirlich  eine  UumSglich- 
kAt.    VgL  beeonden  Oabhard«  Motive  es  §  16  unter  III. 


388  ^-  Fiuiz  Ealm  in  Heddelbeig, 

Ehe  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  inläBdiachen  Form  entsprechen 
muTs,  ist  durch  die  EoDTention  aufrecht  erhalten.  Auf  der 
zweiten  Konferenz  hatte  der  norwegische  Delegierte  (Beichmmn) 
hervorgehoben,  dafs  norwegische  Geistliche  in  den  verschiedenen 
fremden  HafenBtftdten  eigens  zu  dem  Zwecke  stationiert  werden, 
um  durchpassierende  norwegische  Seeleute  nach  ihrem  Heimat- 
rechte  zu  trauen  und  er  hatte  beantragt,  derart  geschlossene 
Eben  den  „diplomatischen"  gleichzustellen  und  allgemein  fOr 
goltig  zu  erklären.  Der  Antrag  wurde  von  der  Kommission 
abgelehnt  mit  der  Begründung,  dafs  .dans  presque  toos  les 
Etats  reprösentfeäla  Conference,  lal^gislations'opposerait 
ä  la  validitä  de  pareils  mariages  dans  le  pays  oli  ils 
Bont  c^l^br^s"  (Actes  1894  S.  49).  Vgl.  auch  die  Erkl&mng 
des  belgischen  Delegierten  von  dm  BtUeke,  ebenda  S.  44  and 
die  Abstinimung  im  Plenum  S.  45.  In  ähnlichem  Sinne  erfolgte 
dann  auf  der  dritten  Konferenz  die  Ablehnung  der  oben  er- 
wSfaatea  skandinavischen  und  russischen  Anträge  und  die  Auf- 
nahme des  neuen  Art.  7,  welcher  die  fakultative  Heranziehung 
des  Heimatrechtes  den  einzelnen  Yertragsstaaten  gestattet,  aber 
nicht  befiehlt.  Der  Kommissionsbericht  rechnet  dabei  mit  der  ge- 
gebenen Thatsache,  dafs  for  die  Staaten  der  obligatorischen  Civil- 
ehe  die  Möglichkeit  nicht  bestehe,  von  Art  7  bei  Ehen,  welche 
auf  ihrem  Territorium  geschlossen  sind,  öebrauch  zu  machen: 
gDeux  personnes  qui  appartiennent  k  un  pays  dont  la  l^slation 
admet  le  manage  religieux  se  marient  devant  nn  prStre  dans 
un  pays  ob  l'^tat  civil  est  s6cularis6.  Ce  mariage  est  nul 
dans  le  pays  comme  contraire  k  une  loi  d'ordre 
public . . ." 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dal^  die  Konferenz  die  in  Frage 
stehende  lokale  Prohibitivnorm ,  wie  sie  der  deutsche  Gesetz- 
geber anerkannt  and  die  Praxis  der  romanischen  Länder  in  der 
Begel  befolgt  hat,  ihrerseits  nicht  nur  fOr  zulässig  erklärt,  sondern 
auch  billigt  und  als  dem  Geiste  der  bQrgerlichen  Eheordnungen 
entsprechend  erachtet  Diese  Äufserungen  haben  gleichwohl 
nicht  die  Bedeutung  eines  Überstaatlichen  Befehls,  sondern  nur 
die  einer  Erlaubnis.  Es  ist  und  bleibt  lediglich  der  internen 
G,eBetzgebung  der  einzelnen  Vertragstaaten  anbeim  gestellt,  ob 
und  vrieweit  in  einem  Lande  die  fragliche  Prohibitivnorm  Geltung 
hat.    Sollten  etwa  einzelne  der  Staaten,  in  denen  die  obliga- 
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lorisehe  Givilehe  gilt*),  der  Theorie  Bars,  A.  Laurents  (J.  Bd.  22 
S.  268  S.)  folgend,  Auslftndern  gegenüber  die  inl&ndiBche  Eheform 
nicht  als  unbedingt  zur  Gültigkeit  der  Ehe  erforderiieb  betrachten, 
ao  legt  die  Konvention  einem  solchen  im  Interesse  der  inter- 
nationalen Gesetzesharmonie  nur  erwQnschten  Verhalten  kein 
Hindernis  in  den  Weg.  So  weit  ersichtlich,  scheint  aber  wie  gesagt 
die  herrschende  Praxis  Oberall  den  von  den  Konferenzdelegierten 
gebilligten  strengeren  Standpunkt  einzuaehmen*)und  dürfte  wohl 
auch  darauf  beharren. 

Fraglich  erscheint  vielleicht  nur,  ob  nicht  die  gewöhnliche 
Formulierung  der  Regel  zu  weit  geht  und  sinngemäfs  die 
Prohibitiv  Wirkung  nur  gegenüber  der  kirchlichen  Eheschliefsung 
Platz  greifen  sollte,  im  übrigen  aber  einer  Anerkennung  der 
heimatrechtlichen  Eheformen  auch  in  den  Civilehestaaten  nichts 
entgegenstünde  (so  Weiss  Bd.  3  S.  486,  S.  483  ff.).  Meines  Kr- 
acbtens  dürfte  aber  auch  dieses  Bedenken  nicht  begründet  sein. 
Mag  auch  die  Prohibitivwirkung  des  Civileherechts  seine  Spitze 
hauptsächlich  gegen  die  kirchliche  Eheform  richten,  und  aus 
dem  Kampfe  dieser  beiden  Rechtsiustitute  erwachsen  sein,  so 
w&re  doch  eine  Differenzierung  des  einmal  anerkannten  Princips 
wenig  angebracht  und  würde  sich  mit  der  lokalzwingenden  Kraft, 
welche  der  staatlichen  Eheform  zuerkannt  werden  soll,  nicht 
vertragen.    Für  das  Konventionsgebiet  ist  die  angeregte  Frage 

S)  Eb  gehöToi  Uerfaer  aoAer  Deotschluid :  Fiuikiäoh,  Belgien,  Loxtn- 
borg,  Italien,  die  Scbwdi,  Ungtin  und  Rumänien. 

4)  Vgl.  tüeizn  die  AnafllhrangeD  Bveiatis,  L'antoriU  delle  leggi  etnnlera 
nlative  alU  forum  degli  atti  dvili  S.  208ff.  und  die  dort  beeonde»  S.  213ff. 
gegebenen  (State;  Wä»»,  Bd.  8  S.  486  and  die  Citate  in  Anm.  2  ebenda; 
ClfMtt,  queetian  et  lolution  70,  J.  Bd.  19  B.  41Tff.,  epedeli  die  (3tate  8.  41«; 
tribvoal  dTÜ  de  Viterbe  rom  10.  Sept.  1674,  J.  Bd.  2  S.  44ff.  und  die  in 
der  Note  von  JhAoi»  dtierten ;  die  in  J.  Bd.  23  S.  915  S,  referierten  mmbti- 
Khen  Urteile;  Beattchet,  ZtMh.  Bd,  1  S.  698i  StocguaH,  R.  Bd.  20  8.  2M 
nnd  die  Citate  in  Note  3;  PiXlet  in  Sirey  96,  1,  401;  ferner:  F.  Lawrent, 
Bd.4No.234K;  Fiort,  Ne.  528ff.  q.  J.  Bd.  13  6.  SOlff.;  Soltn,  Bd.2B.83ff.; 
Maritn»,  VSlkerreelit  Bd.  2  B.  304;  Buedugan  in  J.  Bd.  27  S.  759ff.;  Körnig 
nnd  WtMake  bei  den  Verhandlnngen  dee  Inetitat,  Anntiaire  Bd.  9  S.  96C  ~~ 
Dagegen  aulier  Bttr  a.  a.  0.  nnd  in  »cüieni  Baricht  fBr  du  Inatitnt,  Annnaire 
Bd.  g  8.  77  ff. :  FQam«$i.Gvelfi  dt  bd  Fiort  nnd  Buttali  a.  a.  0. ;  ji.  Xottrmt. 
J.  Bd.  22  S.  268ff.;  OUvi  in  R.  Bd.  32  3.  41;  MarioSe  [Keideli,  Arch.  f.  öff. 
Becbt  Bd.  18  S.  484  ff. 
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QbrigeDs  wohl  akadenÜECher  Art,  da  (veno  wir  von  der  diplo- 
matischen Ehe  absehen)  nach  dem  Rechte  keines  Vertragsstaates 
die  Ehe  in  anderer  Form  als  entweder  vor  dem  Standesbeamten 
oder  vor  dem  Geistlichen  geschlossen  werden  kann  (anders  z.  B. 
nach  schottischem  nnd  nach  amerikanischem  Recht). 

m.    Die  foknltatlTe  Heranziehnng  des  Helmatrechtes. 

Als  dem  Geiste  der  bürgerlichen  Eheordnungen  entsprechend 
(und  durch  die  Konvention  gestattet)  hat  nach  den  vorstehenden 
Erörterungen  eine  Frobibitivnorm  zu  gelten,  welche  eine  auf 
inländischem  Boden  geschlossene  Ehe  nur  dann  anerkennt,  wenn 
sie  der  lex  loci  entspricht.  Man  hat  diese  einseitige  Auwendungs- 
norm  hier  und  da  zur  internationalen  Grenznorm  erweitert;  eine 
Ehe  solle  allgemein  nur  dann  formgUltig  sein,  wenn  sie  gem&rs 
dem  Rechte  des  Eheschliel^ngsortes  eingegangen  worden  ist. 
So  insbesondere  das  Institut  de  droit  international,  welches  (auf 
der  Heidelberger  Sitzung),  entgegen  Bars  Anträgen,  seinen 
grundsätzlichen  Standpunkt  durch  die  Bejahung  der  beiden  Fragen 
prtlcisiert  hat:  1.  „Suffit-ü,  pour  qu'nn  mariage  seit  valable 
partout,  d'observer  lea  formes  du  lieu  de  la  c616bration?'  (bejaht 
mit  allen  gegen  3  Stimmen).  2.  gEst-il  näcessaire,  pour  qu'uQ 
mariage  soit  valable  partout,  d'observer  les  formes  du  Ueu  de 
la  c^Mbration  (sauf  les  exceptions  k  admettre  pour  les  mariages 
diplomatiques  et  consulaires)?"  (bejaht  mit  14  Stimmen  gegen  6 
und  eine  Stimmenthaltung).  Die  dritte  Frage:  „Est-ce  qu'un 
mariage  est  valable  si  les  deux  parties  appartiennent  ä  la  m£me 
lögislation  et  que  les  formes  de  cette  lögislation  soient  observ^es?" 
wurde  hiernach  hinfällig  „6tant  n^cessairementrfeoluen^gative- 
ment"  (Annuaire  Bd.  9  S.  101).  Vgl.  dazu  Art  1  der  Beschlüsse 
von  Lausanne,  Ann.  Bd.  10  S.  61  ff.  S.  75. 

Auf  dem  nämlichen  Boden  stand  der  Entwurf  des  deutschen 
B.G.B.  erster  Lesung,  Gebhard,  §  16  Abs.  2:  „Die  Form  der 
EheschliefSDDg  bestimmt  sich  ausechliefslich  nach  den  Gesetzen 
des  Ortes,  an  welchem  die  Eheschliefsung  vorgenommen  wird.* 
Vgl.  dazu  Gebhards  Motive  a.  a.  0.  Ebenso  das  sächsische 
Gesetz  vom  5.  November  1875  und  ferner  das  neue  japanische 
Gesetz  betreflfend  die  Anwendung  der  Gesetze  Art.  13  Satz  2*). 


Si  Siehe  aseb  die  ErkUrong  Btutlugant,  J.  Bd.  27  S.  512:  „Vn  ViUi 
Utael  des  U^aUtioiu  et  de  la  doctiine,  et  la  tendance  Bartont  de  presqne 


Die  dritte  Hmager  Stutenkonferfliiz  fBr  intenutioiulM  Frivatreelit  391 

Derartige  FaBSungen  enthalten  jedoch  eine  verkehrte  und 
zweckwidrige  Überspannung  des  in  Rede  etehenden  Prohibitiv- 
gedankens.  Sie  erscheinen  unbedenklich  und  naturlich,  wenn 
man,  auf  dem  Boden  eines  Civileherechtes  stehend,  die  im  Aus- 
lande geschlossenen  Eben  nur  insoweit  in  den  Kreis  seiner  Be- 
trachtung zieht,  als  die  Eheschliefsenden  Inlfiuder  sind  (so  that- 
sftehlich  Qehhards  Motive) :  umsomehr  als  in  solchem  Falle  (von 
der  diplomatischeii  Ehe  al^esehen)  eine  Eheschliersung  in  den 
heimatlichen  Formen  in  der  Regel  Oberhaupt  unmSglich  ist 
Ganz  anders  liegt  die  Sache  aber,  wenn  man  auch  an  Ehen 
denkt,  die  Ausländer  im  Auslände  eingehen,  insbesondere  solche 
Ausländer,  deren  Heimatrecht  auf  dem  Boden  der  kirchlichen 
Eheschliefsung  steht  Diese  Personen  finden  ja  sehr  häufig  auch 
auCserhalb  ihres  Landes  Gelegenheit,  vor  dem  Geistlichen  ihrer 
Kirche  eine  Ehe  zu  scblieföen,  die  iu  allen  wesentlichen  Funkten 
der  heimatlichen  Form  entspricht.  Allgemein  wird  von  den 
Heimatstaaten  eine  solche  Ehe  als  gfiltig  anerkannt  (wie  es 
auch  bei  uns  vor  Einführung  der  Civilehe,  z.  B.  in  Freufäen 
und  in  Sachsen  der  Fall  war,  vgl.  Gehhards  Motive  zu  §  16  III, 
Anm.  2).  Welche  Veranlassung  hätten  wir  —  der  dritte  Staat  — , 
die  Gültigkeit  dieser  Ehe  zu  beanstanden,  die  unsem  „ordre 
publie'  (vielleicht  auch  denjenigen  der  iea:  io«  selbst !)  in  keiner 
Weise  verletzt  hat?  Welche  Berechtigung  haben  wir  also,  all- 
gemein zu  erklären,  dafs  eine  Ehe  ausschliefBlieh  nach  den 
Gesetzen  des  Eheschliel^ungsortes  eingegangen  werden  kOnne» 
wenn  dieser  Eheschliefbungsort  ein  ausländischer  ist? 

Wenn  hiemach  schon  von  dem  innerstaatlichen  Standpunkte 
eines  Civileherecbtes  kein  Grund  vorliegt,  durch  eine  allgemeine 
Grenznorm  die  obligatorische  Beobachtung  der  lex  loci  zu  ver- 
langen*), so  wäre  die  Aufstellung  eines  derartigen  Grundsatzes 


tontea  lee  JoriapmdencM  itnugireB  notre  conelnaion  est  qne  U  force  im- 
p^iRtive  de  la  rägle  locaa  regit  Kctom  eat,  en  ce  qoi  cODceme  le 
naiUge,  partoat  recontme,  qne,  par  cona^quent,  poor  qn'im  manage  «oit 
putont  vaJAble,  il  est  näceMaire  qn'il  soit  c6i6ht6  d'aprte  1&  loi  dn  pajs  oü 
il  a  M  concln.  Tont  ee  qni  conceine  le  mariage,  qaant  &  la 
forme,  est  dooo  r6gi  par  la  lex  locL" 

6)  Die  Ewdte  Eommiaaioii  unseree  B.O.B.  hat  iu  richtiger  Ei- 
kaotaia  der  Sachlage  den  Oebhardacbea  Entwurf  geftndert:  aiehe  £.  H 
8  2245  Abf.  2  tiiid  Prot  Bd.  6  S.  SOff.    Inhaltlich  überänatimmend  jetzt 
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fttr  eine  iaterDationale  KoDveotioD,  bei  der  nicht  aoBschlierBlidi 
CivilehesUaten  beteiligt  sind,  eine  offe^Ntre  Verkehrtheit  und 
hätte  Oberhaupt  keine  Aussicht,  von  den  Staaten  mit  kirchlicher 
Eheschliersung  acceptiert  zu  werden.  Diese  Staaten  werden 
niemals  auf  das  Recht'  verzichten ,  «ine  von  ihren  Angehörigen 
im  Auslände  in  kirchlicher  Fonn  geschlossene  Ehe  als  glllt^ 
EU  betrachten,  mag  sie  auch  der  lex  loci  nicht  genägen^);  nach 
ihren  eigenen  Anschauungen  mDssen  sie  sogar  dringend  wQnschen, 
wenn  nicht  fordern  (wie  es  auch  bei  den  Eonferenzverhandlongen 
geschehen  ist),  daA  die  Gültigkeit  derartiger  Ehen  im  ganzen 
KoBventionsgebiet  anerkannt  werde. 

Diese  internationale  Rechtslage  findet  ihren  Ausdruck  in 
dem  von  der  dritten  Konferenz  eingefügten  Art.  7: 

,Le  mariage ,  nul  quant  ä  la  forme  dans  le  pays  oti  il  & 
6tö  c^l^brö,  pourra  nöanmoins  Stre  reconnu  comme  valable  dang 
les  autres  pays  ei  la  forme  prescrite  par  la  loi  nationale  de 
chacune  des  parties  a  616  observto." 

Auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Feststellung  einer 
überstaatlichen  Verpäichtung,  sondern  nur  um  die  den  einzelnen 
Vertragsstaaten,  speciell  denjenigen  des  kirchlichen  Eherechtes'), 
eingeräumte  Befugnis  zur  Erlassung,  bezw.  Aufrechterhaltong 
einer  innerstaatlichen  Kollisionsnorm.  Wollte  einer 
jener  Staaten  von  der  Befugnis  keinen  Gebrauch  machen  und 
eine  im  Ausland  geschlossene  kirchliche  Ehe  seiner  Angehörigen 


Art  13  Abs.  3  £.0.  Terbnnden  nüt  Art  11.   Vgl  auch  §  36  de«  Koaa.  O». 
Tom  7.  April  1900. 

7)  Vgl.  uudrücklich  i.  B.  Art  164  de«  ugentinischen  Oeaetibaehi, 
2)aireatur,  J.  Bd.  18  S.  292,  und  Art.  9  des  KongresBBi  tod  IAbm:  ,Die 
Ehe,  wddäe  nach  den  kanonischen  Kegeln  der  kstholiechen  Kircbe  geaehloMen 
ist,  eneogt  bürgerliche  Wirkungen  in  der  Eepablik,  auch  wenn  sie  dienelbeB 
am  Orte  der  Eheschliefsnug  nicht  erzengt. "  Tgl.  noch  Otbhardt  Hotive 
a.  a.  0.  nnd  oberst  Qerichtahof  Wien  Toin  20.  Nov.  1694,  Ztschr.  Bd.  5 
8.  ISS;  siehe  aber  oberster  Gerichtshof  Wien  vom  10.  Febr.  1891,  J.  Bd.  18 
S.  1O05.  —  Anderer  Heinnng  nüt  irrtümlichen  Qifinden  ('wegtat  Inkompetens 
der  nusümdischen  Priester)  Lattrenl,  Bd.  4  Nr.  234  and  237;  anch  Bunati 
a.  a.  0.  B.  245  ff.  Ebenso  früher  OUvi  B.  Bd.  15  S.  232  ff.,  237;  anden  jetit, 
R.  Bd.  82  S.  41. 

8)  Von  den  Vertragsstaaten:  Bnlsland,  Osterreich,  Spanien,  Port^al, 
Sohiredesi,  Norwegen,  Dloemark. 


Die  dritte  Huger  Stutenkonfemu  ffli  iateniatiDiuIea  Privatrecht  393 

der  Theorie  LaureiUs  gemärs  ffir  ungUltig  erklären,  veil  die 
lex  loci  es  bo  will,  bo  väre  hiergegeo  wiederum  nach  dem  Rechte 
der  EoDTention  nichts  zu  erinnern.  Thatsächlich  ist  aber  auch 
hier  ein  derartiger  Umschwung  der  herrschenden  Anschauungen 
sehr  wenig  wahrscheinlich.  FQr  absehbare  Zeit  wird  wohl  die 
gegeDW&rtig  bestehende  GesetzeskoUision  auch  nach  dem  Koo- 
ventionsrechte  erhalten  bleiben:  eine  von  Angehörigen  eines 
Staates  mit  kirchlicher  Eheschliersung  in  einem  Civilehestaat 
nur  vor  dem  Geistlichen  geschlossene  Ehe  wird  in  dem  Heimat- 
staate gflltig,  in  dem  Ebeschliel^ungsstaate  ungültig  sein.  Aber 
nur  dum  darf  der  Heimatstaat  die  Ehe  im  Widerspruch  mit 
derlei;  loci  als  gültig  betrachten,  wenn  beide  EheBchliefBende 
ihm,  oder  doch  Staaten  von  gleichem  kirchlichen  Eherechte  an- 
gehören ').  Entstammt  einer  der  Verlobten  einem  Civilehelande, 
fehlt  es  also  für  ihn  an  den  Erfordernissen  einer  fonngQUigen 
Ehe  auch  nach  seinem  Heimatrechte,  so  ist  die  Ehe  im  ganzen 
Konventionsgebiete  ungültig.  Diese  Folgerung  mufs  e 
cotürario  der  Artt.  5  Abs.  1  u.  7  und  entsprechend  dem  Gedanken 
des  Art.  1  als  überstaatlich  bindende  Norm  anerkannt  werden, 
entgegen  etwa  abweichenden  bisherigen  Anschauungen  einzelner 
Vertragsstaaten.  Dafs  solche  abweichende  Anschauungen  zar 
Zeit  bestehen,  ersehen  wir  aus  den  sehr  interessanten  von 
Mandelstam,  J.  Bd.  29,  S.  243  ff.,  mitgeteilten  russisch-deutschen 
Streitfällen  nnd  Verhandlungen.  Wir  erfahren  dort  (S.  252), 
dars  z.  B.  der  russisch-orthodoxe  Priester  in  Wiesbaden  sich  für 
kompetent  hielt  (ohne  voraufgegangene  standesamtliche  Ehe- 
scbliefsung)  Trauungen  vorzunehmen,  wenn  nur  der  Bräutigam 
orthodoxer  Busse,  die  Braut  aber  Deutsche  war.  Die  russischen 
htkihsten  Staatsbehörden  haben  zfrar  ein  solches  Verfahren  mifs- 
billigt,  ohne  dafs  jedoch  zu  erkennen  ist,  ob  darum  auch  die 
Ehe  in  Rafsland  als  ungültig  betrachtet  wird.  Das  Gegenteil 
(anerkannte  Gültigkeit  der  Ehe  in  Bufsland)  wäre  offenbar  der 


9)  Unpriiglich  war  die  AuwendhBrkdt  des  Art.  7  nnr  lür  den  Fall  in 
Aoaaieht  genommen,  daTi  beide  GheKhlieTiende  ein  und  denuelben  Staate 
angelifiren  (vgl.  die  oben  ervBbnten  Aatiige  DSnemarka,  Schwedens  und 
Nwweguu  und  die  Bemerkung  Öaterreicbe).  Nacb  der  jetzigen  Fiuming  dei 
Art.  7  ist  dies  nicht  erforderlich;  „11  sufEt  qne  la  loi  des  deox  partiee  odmette 
la  vaiiditä  d'nn  puöl  mariage;  peu  importe  qu'ellea  soient  ou  non  de 
mfime  naHonalit^."    [Actes  1900  S.  178.) 
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Fall,  wenn  die  betreffende  Ehe  in  der  russiBclieD  Gesandt- 
scbftftBkapelle  vor  dem  Gesandtscliaftsgeistliehen  ge- 
schloasen  wurde  (vgl.  die  a.  a.  0-  S.  252 — 259  mitgeteilten  Noten 
des  rusBischen  Ministeriums  des  Auswärtigen ,  des  General- 
prokurators der  heiligen  Synode,  der  kaiserlichen  Privat- 
kanzlei  und  des  Ministeriums  des  lanem).  Auch  diese  Auf- 
fassung würde  nach  dem  KonveDtionsrecht  als  unzulässig  auf- 
zugeben sein.  Ein  Eecbt  der  Exterritorialität  for  das  Gesandt- 
schaftsgebäude  (wie  es  von  russischer  Seite  in  Anspruch  ge- 
nommen wird)  hat  die  Konvention  bei  der  diplomatischen  Ehe 
(Art.  6)  mit  aller  Klarheit  verworfen,  in  Übereiostimmung  noit 
der  anerkannten  internationalen  Doktrin  und  dem  deutechen 
Promemoria  von  1880  (a.  a.  0.  S.  255).  Besonderheiten  irgend 
welcher  Art  kOnnen  daher  für  eine  in  dem  Gesandtschaftsgebftade 
vor  dem  Gesandtschaftsgeistlicben  geschlossene  Ehe  nicht  gelten, 
falls  die  Ehescbliersenden  nicht  etwa  zu  den  exterritorialen 
Personen  gehören.  — 

Entspricht  die  Ehe  der  heimatlichen  Form  beider  Ehegatten, 
so  kann  nach  Art.  7  nicht  nur  der  Heimatstaat  sondern  auch 
jeder  dritte  Staat  sie  als  gültig  behandeln.  Voraussetzung 
ist  natürlich,  dafs  der  Heimatstaat  selbst  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  macht;  es  ist  hier  also  eine  Art  von  Verweisnngs- 
auslegung  anzuerkennen.  Die  Konferenz  hat  aber  auch  Air 
dritte  Staaten  keinen  Befehl  sondern  nur  eine  Erlaub- 
nis gegeben:  die  Entscheidung  bleibt  in  letzter  Instanz  dem 
internen  Rechte  der  einzelnen  Vertragsstaaten  anheim  gegeben. 
Sie  kann  von  Staat  zu  Staat  verschieden  ausfallen  und  sie  wird, 
mangels  ausdrficklicber  Gesetzesbestimmungen,  vielfach  Schwierig- 
keiten machen.  Als  der  „Xatur  der  Sache"  entsprechend  wird 
es  vielleicht  angesehen  werden,  dafs  die  dritten  Staaten  sich  in 
zwei  verschiedene  Lager  trennen,  je  nachdem  sie  selbst  auf  dem 
.Boden  der  Civilehe  oder  der  kirchlichen  Ehe  stehen.  Letztere 
würden  die  Ehe  in  Übereinstimmung  mit  dem  Heimatataat  als 
gQltig ,  erstere  wttrden  sie  in  Übereinstimmung  mit  dem  Ehe- 
schliej^ungstaate  als  ungültig  betrachten  (vgl.  J.  Bd.  19  S.  420; 
siehe  auch  oben  S.  57).  Specielle  Zweifel  könnten  dabei  noch 
für  diejenigen  Staaten  bestehen ,  welche  selbst  (wie  Österreich, 
Spanien,  Schweden,  Dänemark)  neben  der  religiösen  Ehe  auch 
die  Civilehe  für  gewisse  Fälle  kennen. 
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Dafä  dieser  Becbtazuetacd  venig  befriedigt ,  liegt  auf  der 
Haod.  Eine  Vereinfacliang  und  Sicherung  desBelben  durch  inter- 
nationales Eingreifen  väre  sehr  wohl  thunlieh  gewesen.  Ist  auch 
die  Gesetzeskollision  zwischen  Heimatstaat  and  Ehescbliefsung- 
Btaat  innerlich  begründet  und  ohne  Vergewaltigung  eines  dieser 
beiden  Rechte  zur  Zeit  nicht  zu  beseitigen ,  so  trifft  doch  den 
dritten  unbeteiligten  Staaten  gegenfiber  dieses  Argument  keines- 
wegs zu.  Ihnen  durfte  unbedenklich  im  Interesse  der  Rechts- 
einbeit  eine  gleichmfirsige  internationale  Kollisionsnonn  auferlegt 
werden,  dahingehend,  dafs  eine  nach  Heimatrecbt  gültige 
Ehe  im  ganzen  KonveDtionsgebiete  als  gültig  an- 
zuerkennen sei.  Der  Kommissionsbericbt  zu  Art.  7  stellt 
sich  selbst  mit  voller  Entschiedenheit  auf  diesen  Standpunkt: 
gCe  mariage  est  nul  dans  le  pays  comme  contraire  ä  une  loi 
d'ordre  public  .  .  .  N^nmoins  il  n'est  pas  ä  croire  que  ce 
mariage  soit  döclarä  uul  dans  le  pays  d'origine  dont  la  loi  a 
öte  respectäe.  Pourquoi  les  pays  tiers  u'en  ad- 
m|ettraient-ilB  pas  ^galement  la  validit6?  .  .  .  Que 
le  pays  dont  la  loi  a  6t&  m^connue,  räprime  la  violatiou  en 
aDnullant  le  mariage,  cela  est  natu'rel;  mais  la  mfime 
Solution  ne  s'impose  pas  aux  autres  pays  .  .  ." 

Wenn  diese  Prämissen  zutreffen,  so  mufste  die  Conclusio 
offenbar  weiter  gehen  als  der  Text  des  Art.  7  und  etwa  folgender- 
mafsen  tauten: 

„Un  mariage  valable ,  quant  k  la  forme ,  d'apräs  la  loi 
nationale  de  chacun  des  äpoux  ne  pourra  pas  £tre  frappä  de 
nnllitö  dans  les  pays  autres  que  celui  oü  le  mariage  a  6t6 
cei^br«." 

Erst  durch  eine  Bestimmung  solchen  Inhalts  (die  Übrigens 
mit  Art.  II  und  13  Abs.  3  unseres  E.G.  durchaus  im  Einklang 
stünde)  wurde  die  latente  Gesetzeskollision  thatsächUch  auf  das 
engstmögliche  Gebiet  beschränkt 

Der  regelmäfsige  Anwendungefall  des  Art.  7,  den  wir  hier 
stets  im  Auge  hatten,  betrifft  die  Aufrecbterbaltung  einer  nach 
Heimatrecbt  gültigen,  nach  lex  Ion  ungültigen  kirchlichen 
Ehe.  Kann  der  analoge  Fall  auch  für  eine  Civilehe  praktisch 
werden?  Unseres  Eracbtens  nicht  (abgesehen  von  der  diplo- 
matischen Ehe).    Scheinbar  allerdings  lassen  sieb  solche  Fälle 
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koQStruiereu.  Eb  könnteii  z.  B.  deutsche  Katholiken  in  Spanien 
(yielleicht  unter  Anwendung  unlauterer  Mittel)  eine  Civilehe  in 
den  Formen  des  spanischen  Civilgesetzbuches  Art  86  ff.  eingehen, 
wie  sie  nach  spanischem  Reebt  nur  fUr  Nichtkatholiken  erlaubt 
ist  (Art.  42.  Span.  B.C1.5.).  Vgl.  auch  das  von  Glasson,  Ann. 
de  rinstitut  Bd.  10  S.  69,  gegebene  russisch-franzfisische  Eollisions- 
beispie),  und  Art.  3  der  Lausemner  BeBchlQsse.  Allein  nach 
richtiger  Auffassung  kann  bei  solchen  Thatbest&nden  nicht  (wie 
bei  einer  dem  Heimatrecbt  entsprechenden  kirchlichen  Ehe)  be- 
hauptet werden,  dal^  der  „forme  prescrite  par  1a  loi  nationale"  ge- 
nügt sei.  Eine  vor  dem  katholischen  (zeietlichen  eing^^i^ene 
Ehe  ist  ein  und  dasselbe  Ding,  ob  sie  in  Spanien  oder  in  Deutsdi- 
land  geschlossen  wird.  Eine  Ehe  vor  dem  spanischen  Jua 
nttmicip(ä  ist  aber  etwas  anderes  als  eine  vor  dem  deutschen 
Standesbeamten  geschlossene,  mOgen  auch  beide  unter  den  Be- 
griff der  büi^rlichen  Ehe  fallen.  Diese  Ehe  ist  entweder  eine 
nach  spanischem  Rechte  formgOltige  oder  sie  ist  Oberhaupt 
nicht  formgaltig;  den  Saclmormen  des  deutschen  Heimatreehtes 
(den  Formen  des  P.St.G.)  entspricht  sie  sicherlich  nicht. 

IT.   Die  obligatorische  Geltang  des  Helmatreehteg. 

L  Die  Froblbltlvatun&hme   aa  Ooiuteii  der  TeUgiSeen  Ehe- 
BohileI]«ui£. 

Der  ordre  public  der  obligatorischen  Givilehe  verlangt  wie 
gezeigt  eine  Abweichung  von  der  sonst  für  die  Form  der  Rechts- 
geschäfte geltenden  fakultativen  Grenznorm  bei  allen  im  Inlande 
geschlossenen  Ehen.  Auch  das  kirchliche  Eherecht  ver- 
langt nach  herrschender  Meinung  eine  besondere  Probibitivnorm; 
aber  diese  Prohibitivnonn  hat  eine  andere  AnknOpfung. 
Nicht  sowohl  darauf  kommt  es  einem  solchen  Staate  an ,  sidi 
gegen  die  Eingriffe  einer  staatlich  nicht  genehmigten  Autorität 
bei  Eheschliel^ungen  im  Inlande  zu  schätzen  (in  dieser  Hinsieht 
droht  ihm  keine  Gefahr);  wohl  aber  darauf,  dafs  seine  Ange- 
hörigen, und  zwar  auch  bei  Eheschliefsungen  im  Auslande,  sich 
den  Geboten  des  kirchlichen  Eherechtes  nicht  entziehen.  Sie 
mögen  immerhin  ein  ausländisches  Civilebegebot  befolgen;  ihm 
selbst  —  dem  Heimatstaate  —  wird  ein  derartiger  Eheschlufs 
nicht  genDgen,  wenn  nicht  daneben  die  kirchlichen  Formen  er- 
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fallt  Bind.  Er  verlangt  mit  anderen  Worten  far  die  GQltigkeit 
der  Ehe  bei  seinen  Staatsangehörigen  die  obligatorische 
Heranziehung  des  Heimatrechtes  —  ein  Verlangen, 
welches  die  Civileheetaaten  ihrerseits  der  kirchlichen  Eheform 
gegenüber  niemals  aufstellen.  Ihnen  ist  mit  der  ErfOllung  der 
aoslBndischen  lokalen  Eheformen,  Beien  sie  auch  nur  kirchlicher 
Art,  durchaus  genügt  (vgl.  Code  civil  Art.  170;  ital.  B.G.B. 
Art.  100;  holUnd.  B.G.B.  Art.  138;  tribunai  d'Amgtion  v.  14. 
Dez.  1880,  J.  Bd.  8  S.  516;  Gebhards  Motive  a.  a.  0.).  Eine 
Einwendung  gegen  die  zureichende  Kraft  der  lex  lod  würde 
höchstens  dann  erhoben,  wenn  etwa  die  dort  geltenden  Formen 
der  EheschliefäUQg  so  unzuverlissiger  Art  waren,  dafs  darin 
eine  der  Bedeutung  des  Rechtsaktes  entsprechende  Garantie 
nicht  erblickt  werden  konnte.  Eine  derartige  Voraussetzung 
liegt  für  das  Eonventioosgebiet  nirgends  vor ;  die  Ehe  „solo  con- 
semsu'  gilt  ja  in  keinem  der  Vertragsstaaten. 

Jener  Prohibitivanforderung  der  kirchlichen  Eherecbte  hat 
die  Konferenz  in  Art  5  Abs.  2  Rechnung  getragen.  Bei  keiner 
anderen  Gelegenheit  aber  sind  die  gegensätzlichen  ordres  publtcs 
so  scharf  aufeinander  geplatzt.  Eine  volle  Einigung  ist  bisher 
überhaupt  nicht  zustande  gekommen:  Rufsland  hat  sich  aus- 
geschlossen. 

Nach  den  Verhandlungen  der  beiden  ersten  Konferenzen 
zwar  schien  alles  geordnet.  Die  Bedenken  der  kirchlichen  Ebe- 
rechte wurden  als  „de  scrupules  fort  respectables"  anerkannt 
und  beiderseits  einigte  man  sich,  wie  es  scheint  ohne  alle 
Schwierigkeiten,  schon  1893  auf  die  auch  jetzt  (nach  einer 
geringfügigen  formalen  Änderung)  in  der  Konvention  enthaltene 
Bestimmung: 

,11  est  toutefois  entendu  que  les  pays  dont  la  l^gislation 
ezige  uoe  cälöbration  religieuse,  pourront  ne  pas  reconnattre 
comme  valables  les  mariages  contract^B  par  leurs  nationaux 
ä  r^tranger  sans  que  cette  prescription  ait  6t6  observ^'. 

Bei  den  Vorverhandlungen  zur  dritten  Konferenz  ging  jedoch 
die  frühere  Einigung  in  die  Brüche.  Auf  der  einen  Seite  verlangte 
Rufsland  eine  Erweiterung  der  Klausel  dahin,  dal^  eine 
im  Auslande  nur  bürgerlich  abgeschlossene  Ehe  allgemein  als 
unwirksam  zu  gelten  habe,  wenn  einer  der  Verlobten  einem 
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Staate  des  kirchlichen  Eherechts  angehört*").  Und  zvar  vorde 
dieses  Verlangen  in  kategorischer  Fonn  gestellt  unter  Erhehong 
der  Kabinetsfrage  in  Bezug  auf  das  ganze  Abkommen").  Auf 
der  anderen  Seite  vorde  in  beinahe  ebenso  entschiedener  Weise 
von  Frankreich  nunmehr  die  völlige  Unterdrückung  des 
aufgenommenen  Vorbehaltes  gefordert,  veil  derselbe  dem  fran- 
zösischen „droit  public''  widerspreche:  „Nons  ne  pouvons  re- 
connattre  express^ment  qu'un  manage  cÖl6br4  rögulidrement 
dans  notre  pa^s  sera  tenu  aitleurs  pour  non  avenu."  (Documenls 
S.  154).  Die  Konferenz  bat  schlierslich  sowohl  den  franzOsiBcheo 
(von  Belgien  und  Schweden  unterstützten)  als  den  rassiscbea 
Antrag  abgelehnt  und  den  Beachlufs  der  froheren  Konferenzen 
^tel  quel"  aufrecht  erhalten  —  allerdings  gegen  den  entschiedenen 
Protest  der  russischen  Delegierten,  welche  es  daraufhin  unter 
Berufung  auf  ihre  Instruktionen  abgelehnt  haben,  sich  an  den 
weiteren  Verhandlungen  aktiv  zu  beteiligen.  (Vgl.  Actes  S.  160/61 
und  den  Vorbehalt  im  Schlursprotokoll).  Es  bleibt  nur  zu 
wttnschen  und  zu  hoffen,  dafs  die  russische  Begierung  bei  noch- 
maliger Erwftgung  zu  ihrem  auf  den  ersten  beiden  Konferenzen 
eingenommenen  Standpunkt  zurückkehren  und  dem  Kompromifs 
nachträglich  beitreten  möge.  Mit  Recht  hat  SmauU  den  ttber- 
triebenen  Vorwürfen  des  Delegierten  Mariens  gegenüber  kon- 
statiert: „Ce  n'est  pas  la  commission  qui  a  changä  de 
maniftre  de  voir  depuis  1894." 

Der  von  der  Konferenz  beschlossene  Art  5  Abs.  2  bildet  in 
der  That  die  der  internationalen  Rechtslage  angemessene  Lösung. 


10)  Du  beantragte  Amendement  laatet:  ,11  est  tontefoü  eotendn 
qae  lea  mariagee  contractu  jk  l'^tranger  ä  I'une  ou  lee  deiu  paitie«  con-. 
tractantee  appartieunent  4  la  nationalit^  d'an  pays,  dont  la  lägialation  enge 
nne  cäl^biation  religieuse,  ne  leront  reconnui  comme  ralables,  qne 
fli,  ind^pendamment  de  robeerration  dea  preecriptiona  de  la  loi  locale,  IIa  ont 
i\k  cklhbtii  par  le  clei^  comp^tant" 

11)  Siebe  die  Erkl&nmg  des  nusiicbeD  Uel^erten  ffoiusatocal-y  in  der 
Kommission  Actea  S.  ITS,  die  mit  den  Worten  schliefst:  „A  cet  ägud  j'u 
des  Instmctions  formelles  et  toat  jt  fait  d^dsiTes.  Si  Tamendement  propoaj 
par  mon  gonveinement  äiait  rejet^  par  la  Conference,  je  aerai«  obligi  de 
d^olarer  qoe  la  Bnsaie  ne  ponrra  paa  participer  k  la  Convention. 
Je  Tons  prie  M  le  Pr^dent  de  prendre  acte  de  oette  ddclaratian.''  Vgl.  ^ 
ähnliche  ErklSning  des  anderen  msmschen  Dele^erten  (JUarteiu)  bei  den 
Plenarvethandlnngen  Actes  160,  161. 
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Er  schafft  keine  volle  Gesetzesharmonie;  aber  er  reduziert 
virklich  die  EolliBionen  auf  das  erreichbare  Minimum  und  er 
eröffnet  die  Aussiebt  auf  deren  weitere  Einschränkung  und  die 
Möglichkeit  ihres  gänzlichen  Yerschwindens.  Er  tritt  dabei 
keinem  der  Vertragsstaateo  zn  nahe.  Keines  der  beiden  kolli- 
dierenden Rechtsgebiete  kann  von  dem  anderen  verlangen,  dafs 
die  örtlichen  Herrschaftstendenzen  der  eigenen  Gesetze,  wie  man 
sie  hier  oder  dort  nach  der  innerstaatlichen  Rechtsordnung  zur 
Zeit  für  unumgänglich  nötig  hält,  aufgegeben  werden.  Stimmen 
diese  Herrschaftsrichtungen  in  einem  Punkte  nicht  fiberein,  so 
bleibt  nichts  Qbrig,  als  die  entgegengesetzten  Resultate  ffir 
jeden  einzelnen  Staat  als  national  geltend  anzuerkennen  und  auf 
die  obligatorische  Durchffibrung  einer  iotemationalen  Norm  zu 
verzichten. 

Über  den  nach  der  Konvention  sich  ergebenden  Rechts- 
zustand  ist  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Eine  nur  bfirgerlich  eingegangene  Ehe  von  Ausländem, 
deren  Heimatstaat  kirchliche  Eheechliefsung  fordert,  ist  nicht 
international  fltr  ungfiltig  erklärt,  sondern  es  ist  wiederum  nur 
dem  Heimatsstaate  die  Befugnis  gegeben,  die  Ehe  als 
ungttttig  zu  behandeln.  Wir  brauchen  nicht  anzunehmen,  dal^ 
von  diraer  Befugnis  in  den  kritischen  Fällen  aberall  Gebrauch 
gemacht  werden  wird.  Nicht  davon  Gebrauch  machen  werden 
voraussichtlich  diejenigen  Staaten,  welche  schon  im  Inlande 
ausnahmsweise  (bei  Mischehen)  die  blofse  Civilehe  zulassen. 
Hierher  gehören  von  den  Vertragsstaaten  Dänemark  (Vgl.  Lehr, 
le  manage  etc.  Nr.  326),  Schweden  (Lehr  Nr.  930;  Olwecrona, 
J.  Bd.  10  S.  350)  und  Norwegen  {Lehr  Nr.  948).  Aber  auch 
diejenigen  Staaten,  welche  eine  solche  Ausnahme  von  der  kirch- 
lichen Eheschliefsung,  wenigstens  bei  Katholiken"),  Oberhaupt 
nicht  zulassen,  brauchen  deshalb  nicht  immer  bei  im  Auslände 
geschlossenen  Ehen  so  rigoros  zu  sein.  So  erkennt  Portugal 
trotz    seines   streng   kanonischen  Inlandrechtes  doch  fOr  Ehe- 

12)  FQt  AudeiBglktibige  besteht  die  Civilehe  aoch  in  Portugal  [Lehr 
No.  791  ff.)  oDd  in  Spanien  (Span.  B.O.B.  Art.  42,  Art.  Sfiff.).  In  Öater- 
leieh  ist  die  snbeidtKie  Civilehe  dnrch  daa  Qeietz  vom  25.  Mai  1868  ein- 
gefOhrt  für  die  Fälle  „wenn  einer  der  .  . .  zom  Aufgebote  der  Ehe  berafenen 
Seeborgei  die  Votnahme  dee  Aufgebotes  . . .  aus  einem  dnnh  die  Gesetz- 
gebnag  des  Staates  nicht  anerkaimten  Hinderniigsgnmde  verweigert." 
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schliefsuDgeii  im  Auslaade  die  Regel  locus  regit  aetum  anadmcb- 
licb  allgemein  an.  (Art.  1065).  Für  Österreich  ist  die  Frage 
zum  mindesten  bestritten  (vgl.  die  oben  citierten  Entscheidungen 
des  obersten  Gerichtshofes  Wien  und  Jetiel,  Int.  Pr.  R.  S.  41 
nebst  Citaten).  Man  darf  wohl  erwarten,  dafs  die  guten  GrQnde, 
welche  sich  auch  vom  streng  kircbenrechtlichen  Standpnnkte 
far  die  mildere  Auffassung  geltend  machen  lassen  (vgl.  be- 
sonders die  ausfOhrlichen  Erörterungen  Suetatis  a.  a.  O.  S.  239 ff.; 
siehe  auch  die  Entscheidung  des  Obertribunals  Berlin  vom 
15.  Januar  1855  SeuffeH's  Arch.  Bd.  10  Nr.  122),  in  Österreich 
allgemein  die  Oberhand  gewinnen  werden,  wenn  das  mit  der 
Herrschaft  des  Konventionsrechtes  sich  immer  verstftrkende  Ge- 
wicht der  internationalen  Rechtsgleichheit  in  die  Wagschale 
fallt  In  Spanien  scheint  bisher  —  wie  nach  den  meisten 
kanonischen  Eherechten'")  —  die  strengere  Ansicht  unbedingt 
anerkannt  (siehe  Oliver  y  EsUUer,  Documents  S.  141  ff.  speciell 
142, 144).  Zweifellos  ist  dies  der  Fall  in  Rufsland,  auf  dessen 
Antrieb  nnd  Verlangen  die  Klausel  Qberhaupt  einzig  zurOcbzu- 
fuhren  ist  (ausdrucklich  festgestellt  in  dem  Berichte  des  ru- 
mänischen Delegierten  Missir,  Documenta  S.  165).  Die  im  Aus- 
lände geschlossene  Ehe  eines  orthodoxen  Russen  bleibt  hieniaeh 
jedenfalls  fUr  Rufsland  ungültig,  wenn  sie  nicht  von  dem  ortho- 
doxen Priester  eingesegnet  wurde ;  auch  dann,  wenn  der  andere 
Ehegatte  nicht  Russe  und  nicht  orthodox  ist  (vgl.  Art.  25  ff., 
Art.  72  des  russ.  Civilgesetzbuchs)  **). 


13)  Vgl.  daza  im  BlIgemdneD  Savignj/  Bd.  8  S.  356  ff.;  Brodter,  Coon 
Bd.  1  S.  2S0ff.;  Fion  No.  527ff.;  Olivi,  R.  Bd.  15  8.  230ff.;  Btut<ai 
6.  231  ff.  und  CiUta;  Die  Urteile  det  trib.  de  la  Seine  vom  21.  Uai  nnd 
4.  Febr.  1897  und  dea  Appellhoffl  Paris  vom  26.  Jan.  ond  28.  Jnni  1898, 
J.  Bd.  25  S.  745,  912,  920.  Vgl.  ferner  im  diuehun  Ldtr,  J.  Bd.  4  &  207 
(für  Kabland):  Barkowiki  3.  Bd.  25  S.  95  ff.  (Polen);  Diobounioti»,  ZeitBcbr. 
Bd.  8  S.  17  ff.  und  Typoldo-Biueia ,  J.  Bd.  23  8.  60  ff.  (Qriechenland); 
PmlKk,  J.  Bd.  27  S.  742  (Serbien);  i'ilho,  J.  Bd.  8  S.  324  ff,  33S  ff.  (fikanUai 
vor  1890);  Küekf,  Jahtb.  der  Vereinigong  f.  vergL  Rechtsw.  1898  S.  421 
(Dombükanische  Republik :  Dekrete  vom  15.  Jnli  1848,  19.  Jan.  1861  nnd 
3.  F«br.  1894). 

14)  Vgl.  bssondera  di«  tou  Mattddttatn  a.  a.  0.  mitgetnlten  DoktUMotiv 
vor  allem  die  Note  dea  Uinitterinma  d.  Innem  (S.  253  ff.),  towie  daa  Cbknlar 
des  üiniBtemma  dea  Aoaw&itigen  (S.  257)  und  die  Inatmktion  an  den  General- 
konanl  zu  Danzig  vom  23.  Jan.  1889.  —  Interessant  iat  die  S.  260  refeiMrte 
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2.  Ee  ist  ZU  hoffen ,  dafe  auch  in  deiijeuigen  Staaten ,  wo 
man  es  fQr  angebracht  halt,  von  der  Klausel  des  Art.  5  Abs.  2 
Gebrauch  zu  machen  —  also  in  ßursland,  in  Spanien  und  ev. 
in  Österreich"),  —  dies  doch  nicht  in  Tollem  Umfange 
geschehen  wird.  Man  wird  die  Einhaltung  der  kirchlichen 
Eheform  obligatorisch  im  Auslande  nur  bei  denjenigen 
Staatsangehorigeu  zu  verlangen  brauchen,  welche  der  privi- 
legierten Staatskirche  angehDren.  FQr  Spanien  ist 
dies  selbstverständlich,  da  nach  spanischem  Recht  die  kirchliche 
Eheschliersung  nur  fQr  Katholiken  besteht.  In  Österreich 
dOrfte  die  gleiche  Konsequenz  zum  mindesten  fOr  Ehen  von 
nichtchristlichen  Staatsangehörigen  ohne  weiteres  zuzugeben 
sein.  Man  wird  die  nur  civlle  Eheschliel^ung  Österreichischer 
Juden  in  Deutschland  unbedenklich  als  gttltig  anerkennen.  (Vgl. 
die  oben  erwähnte  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofs  Wien 
vom  10.  Januar  1891.)  In  Bufsland  allerdings  geht  die 
offizielle  Praxis**)  weiter  und  verlangt  bei  allen  russischen 
Staatsangehörigen  obligatorisch  die  religiöse  Form  auch  bei  Ehe- 
schliefsuDgen  im  Aiuland.  Es  darf  jedoch  angenommen  werden, 
dafs  dieses  Verlangen  mehr  auf  eine  verkehrte  Doktrin  (die 
oben  berührte  Vermengung  von  Suhatauz  und  Form)  als  auf 
eine  feste  Rechtsauschauung  gegrQndet  ist.  Sobald  man  den 
Charakter  der  in  Rede  stehenden  Kollisionsnorm  als  einer 
prohibitiveo  Ausnahmebestimmung  festh&lt,  dürfte 
auch  in  Rufsland  die  obligatorische  Durchführung  der  heimat- 
lichen Kheform  im  Auslände  höchstens  bei  orthodoxen  Ehen 
(russisches  Civilgesetzbuch ,  Kap.   1)  gerechtfertigt  erscheinen. 


EDtachddnDg  des  nus.  EasutionahofiM  (Strafabteiliuig]  vom  10.  Jsn.  18S9. 
IHe  m  Berlin  nnr  büi^erlicb  geechloseene  Ehe  eines  eruigelUchen  PrenTMn 
nut  daei  orthodoxen  Biusiii  wurde  als  „valable  ä  gon  igard'  betraclitet 
und  der  Ebenttuio  deeh&lb  nach  Eingehung  einer  neuen  Ehe  wegen  Bigamie 
bestraft.   Die  Entacbädnng  ist  wohl  Tom  ttUodpnnlte  des  rnssiBcben  Bachtee 


15)  DaTa  daa  rnmänisohe  Recht  mit  BeineT  neben  der  (Snlehe  er- 
finderlioben  ^hinädietUm  nwpUak*  hier  nicht  in  Bebacbt  kommt,  daatt  vgL 
Butängan,  J.  Bd.  27  S.  768  ff. 

16]  Vgl.  inabeaondere  daa  erwühnte  Eiposä  dee  Uinist  d.  Innein,  den 
ErlaTe  des  Hinigterionu  des  AnswBrt.  Tom  2.  Uai  1890  und  den  Bericht  des 
Oeneralkontols  ta  EOnigaberg  vom  3,  HSn  1889,  Mandtitiam  a.  a.  0. 
S.  2S8  ff.,  259. 
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Bei  anderen  Ehen  (bezt^licti  deren  im  niBsiachen  Recht  gleich- 
falls die  kirchliche  Form  verlangt  wird :  Tgl.  Art  61,  65,  87,  90 
C.O.B.)  mag  es  zwar  dem  Geiste  des  russischen  Rechtes  ange- 
messen sein,  eine  nach  diesen  (russischen)  Formen  im  Ausland 
geschlossene  Ehe  russischer  Staatsangehöriger  (fakultativ)  als 
gültig  anzuerkennen,  wenn  sie  auch  der  lex  hei  nicht  entspricht 
(Art.  7  der  KonveotioD),  schwerlich  aher  wird  der  russische 
,ordre  pubUc'  auch  mit  diesen  anderen  Religionsgemeinschaften 
so  enge  verknüpft  sein,  dafs  er  die  Beachtung  ihrer  kirchlichen 
Eheformen  im  Auslande  durchaus,  im  Gregensatz  zu  der  lex  loct, 
erzwingen  und  deshalb  von  dem  Vorbehalt  des  Art.  5  Abs.  2 
auch  bei  nicht  orthodoxen  Ehen  Gebrauch  machen  mfifste. 

Die  Zweifel  und  Unsicherheiten,  welche  fttr  die  freie  Ge- 
setzesauslegung bei  den  im  Vorstehenden  behandelten  Fragen 
immer  auftauchen  werden,  würden  auch  hier  am  besten  bei 
Inkrafttreten  der  Konvention  durch  AusfQhrungsgesetze 
der  einzelnen  Vertragsstaaten  klargestellt. 

3.  Eine  nach  lex  loci  gtlltige  Ehe  kann  nur  von  dem 
Heimatsstaate  selbst  wegen  Mangels  der  religiösen 
Form  beanstandet  werden.  Die  Konferenz  hat  hier  also  — 
im  G^ensatz  zu  ihrer  in  anderen  ähnlichen  Fällen  ohne 
Grund  geObten  Vorgeht  —  d«i  dritten  unbeteiligten  Staaten 
eine  einheitliche  Kollisionsnorm  auferlegt  und  damit  der  inter- 
nationalen Rechtssicherheit  einen  wichtigen  Dienst  erwiesen. 
An  und  für  sich  hätte  nach  Lage  der  Sache  eine  derartige 
Ehe  in  dritten  Staaten  eine  sichere  und  gleichmäfsige  Be- 
urteilung keinesw^s  zu  gewärtiges.  Wahrscheinlich  wtlrden 
auch  hier  die  einzelnen  Staaten  in  dem  bestehenden  Kon- 
flikte zwischen  lex  loci  und  Heimat^vcht  teils  mit  der  ersteren 
teils  mit  dem  letzteren  gehen,  je  nachdem  ihr  eigenes  Recht 
auf  dem  Boden  der  Givilehe  oder  auf  demjenigen  der  kirch- 
lichen Ehe  stünde,  wobei  wiederum  für  die  Staaten  mit  ge- 
mischten Eheformen  die  Entscheidung  besonders  zweifelhaft 
«erden  könnte.  (Vgl.  z.  B.  Olivi,  R.  Bd.  15  S.  231,  auch  J.  Bd.  19 
S.  420.)  Diese  allgemeine  Unsicherheit  ist  durch  Art.  5  Abs.  2 
verbunden  mit  Abs.  1  aufgehoben.  Die  nach  lex  hei  gültige 
Ehe  bleibt  unter  allen  Umständen  in  jedem  dritten 
Staate  bestehen,  mag  sie  auch  in  dem  Heimatsetaate  be- 
anstandet werden.    Man  braucht  in  dieser  Entscheidung  durch- 
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ans  niebt  eine  oagerechtfertigte  Begünstigmig  des  CiTileheprincips 
gegenüber  der  kirchlichen  Ehe  zu  erblicken*^).  Es  entspridit 
nur  der  wiederholt  betonten,  wohlbegründeten  Tendenz  des  Ent- 
vurfs,  dafb  man  von  den  zwei  mOglicheD  Wegen  zur  Ansbreitung 
der  Gesetzesharmonie  denjenigen  einschlng,  welcher  die  Anf- 
rechterhaltuag  der  geschlossenen  Ehen  fördert.  Dazu 
kommt,  dafe,  wie  gezeigt,  aufser  Rufslaad  kaum  einer  tod  aHeo 
YertragBStaaten  dringende  Veranlassung  haben  darfte,  der  alt- 
gemeinen  fakultativen  Geltung  der  lex  loci  im  Sinne  tod  Art.  5 
Abs.  1  Oberhaupt  zu  widersprechen.  Mit  TOllem  Recht  hat 
deshalb  die  Kommission  sich  geweigert,  in  dem  Konflikt  zwischen 
Heimatsrecht  und  l&e  loci  dritten  Staaten  die  Parteiergreifung 
fOr  das  Heimatsrecht  aufzuerlegen  "). 

Die  Konferenz  hat  hiermit  auch  in  zutreäender  Weise 
Stellung  genommen  zu  einer  vielverbreiteteo  allgemeinen  Lehre, 
welche  den  Satz  „locus  regit  actum"  stets  ausschalten  mOchte, 
wenn  das  Heimatsrecht  aus  irgend  welchen  GrOoden  die  Ab- 
schliefsung  des  Aktes  in  einer  anderen  als  der  heimatsrechtlicheo 
Form  yerbietet^*)  (Priccip  der  If aberbereehtigung :  Iberings 
Jahrb.  Bd.  30  S.  36  fi'.).  Für  das  Eherecht  ist  diese  Doktrin 
durch  die  Konvention  verworfen.  (Anders  aber  die  Erbrechts- 
konvention  Art.  2  Abs.  2 !) 


17)  Vgl.  die  Invektiven  de«  nmiacbeii  Delegierten  Jlfartm«  a.  a.  0.; 
„D'ttpria  h  conviction  profonde  le  marimge  raligienx  a  leg  meme«  dioiti  quo 
le  marimge  ciril.  L'aTant-projet  i'eit  inspiri  d'id^ee  oontraim;  tl  est  ooaga 
ear  la  baie  du  mkriaLge  ciril;  le  manage  leligieai  y  eat  presqne  ieaM,  a'j 
est  plus  truU  d'^gal." 

18)  „La  commisüoD  a  rftjetä  oae  propoaitioii  ayant  poor  bnt  de  diie 
qne  ee  mariage  ne  lerut  Talable  qne  dam  le  paja  oü  il  »  jtä  eHihri  . . . 
Od  ne  Teaerre  pM  am  Etats  dont  U  Mg^alation  edgeiait  igmlement  1a 
cAlibration  relii^enae,  U  faodlti  de  dielarer  nol  mt  tel  mariag«.  La  n>- 
triction  an  principe  gänfaal  de  l'alinte  !•'  doit  Stre  «uai  limltäe  qoe  poMble." 

19)  Jene  Lebre  hatte  im  xvrwten  ^twnrf  dea  B.O.B.  allgemaiiu  As- 
erkenunng  gefunden:  g  2240  Satz  2.  Vgl.  Prot  Bd.  6  S.  88,  34,  36,  50,  51.  — 
Spedell  für  das  Eherecht  vgl.  u.  a.  fVore  No.  531,  544;  Lattrent  Bd.  4 
No.  278;  Chinet  Bd.  19  S.  420,  421;  Bor,  Bericht  f.  d.  InsÜtnt,  Ann.  Bd.  9 
S.  79;  «eine  vom  21.  Miü  1897,  J.  Bd.  25  8.  745.  Dagegen  treffend  But»ati 
«.  a.  O.  S.  223  If. 
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S.  Die  ProUbltivkasiLfthma  aa  Qmuten  der  Aof^botareseln. 

Nach  dem  Vorgang  des  code  civil  Art.  170  verlangen  ver- 
aehiedene  Gesetzgebungen  von  ihren  Staatsangehörigen  die  Be- 
obachtung der  heimatBrechtlicheo  Vorschriften  über 
das  Eheanfgebot  auch  bei  Eheschliefsungen  im  Auslände. 
In  der  romanischen  Doktrin  wird  auch  dies  meistens  in  der 
Weise  gerechtfertigt  (beziehun^weise  konstruiert),  dafs  es  sieh 
hier  eben  nicht  um  eine  Förmlichkeit,  sondern  um  eine  .juesfton 
de  fottd'  handele,  und  dafs  deshalb  die  obligatorische  Anwendung 
des  Heimatsrechtes  ohne  weiteres  anzuerkennen  sei  (vgl.  unter 
anderen  Brocher  Bd.  1  S.  285  ff. ;  ausdrücklich  auch  Appellations- 
gericht  Celle  vom  14.  Juli  1876 ,  Seu/ferts  Arch.  Bd.  32  Nr.  2). 
Auch  das  Institut  huldigt  dieser  Anschauung  (vgl.  die  Verhand- 
lungen zu  Heidelberg  Ann.  Bd.  9  S.  70,  91  ff.,  112  ff.,  115).  Die  erste 
Eommission  der  Konferenz  stand  ursprünglich  auf  dem  gleichen 
Boden  und  man  hielt  es  deshalb  bei  dem  ersten  Entwurf  gar 
nicht  für  n&tig,  über  die  Frage  des  Aufgebots  im  Texte  der 
Konvention  etwas  zu  sagen.  Mau  betrachtete  die  erwähnten 
heimatsrechtlichen  Normen  ohne  weiteres  als  bindend  auf  Grund 
von  Art  1  der  Konvention'"). 

Diese  Auffassung  ist  aber  sicherlich  verkehrt.  Die  Auf- 
gebotsregeln  gehören  ohne  Frage  zu  den  Förmlichkeiten  der 
Eheschliefsung  (vgl.  auch  Qebhard  a.  a.  0.).  Gewif^  kann  die 
Gesetzgebung  eines  Landes,  insoweit  sie  nicht  durch  internationale 
Verpflichtungen  gebunden  ist,  diese  Regeln  (aus  Gründen  des 
„intSr^  social":  Laarent,  Bd.  4  No.  268-,  Emerson,  principio  di 
naz.  S.  121)  privatintemational  den  materiellen  Ehevoraus- 
setzungen gleich  behandeln,  sie  auch  bei  Eheschliefsungen  ihrer 
Staatsangehörigen  im  Auslande  zur  Anwendung  bringen.  Allein 
sie  statuiert  damit  lediglich  eine  besondere  Kollisionsnorm  für 
die  Förmlichkeit  des  Aufgebots,  ändert  aber  nicht  deren  Cha- 
rakter als  Form.  Ohne  einen  ausdrücklichen  Vorbehalt  würden 
deshalb  die  erwähnten  Vorschriften  des  code  civil  Art.  170  und 


20)  EommissionBber.  von  1893  lu  Art  1:  „De  mdme,  certaines  ligia- 
iMdoDB  eiigeot  qae  letin  nationBOx  qni  Tealent  w  marier  A  l'ätrangei,  fkMent 
des  pnblicationB  dana  lenr  paye  d'origine;  cette  eiigence  denait  6tn  raipeeUe 
dana  le  paja  oä  la  c£16bratioii  serait  projet^."  Vgl.  auch  die  £riridenuig 
Benauila  auf  den  Vorachlag  des  PTttoidenten,  Actes  1693  S.  40. 
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der  ihm  folgenden  Rechte  dureli  Art.  5  Abs.  1  der  KonveotioD 
aufgehoben  Bein. 

Dieee  ADsehauung  bat  sich  denn  auch  im  weiteren  Verlaufe 
der  EonfereDZTerhsndluQgen  zunächst  als  mögliche  (Actes  1893 
S.  40,  41,  42,  52)  und  schlierslich  aU  die  richtige  mit  Ent- 
schiedenheit Bahn  gebrochen  (Actes  1900  S.  176).  Ks  ergab  sieh 
daraus  —  da  man  für  einzelne  Beehte  auf  das  Fortbesteben 
jener  blonderen  Eolliaionsnonnen  nicht  verzichten  wollte  — 
die  Notwendigkeit,  dem  Texte  der  Konvention  einen  entsprechenden 
Vorbehalt  ausdrücklich  einzufügen,  welcher  in  der  von  der  ersten 
Konferenz  einstimmig  genehmigten  und  von  der  zweiten  Konferenz 
nicht  berührten  Fassung  lautete: 

„II  est  ägalement  entendu,  que  les  dispositions  de  la  loi 
nationale  en  matiöre  de  pnblieatioDS  devroot  £tre  respectäes.' 

Die  dritte  Konferenz  hat,  ohne  die  Absicht  einer  materiellen 
Modifikation,  auf  den  Antrag  Frankreichs,  die  Regel  dahin  ver- 
einfocht; 

.Lee  dispositions  de  la  loi  nationale*')  enmati^re  de  publi- 
cations  devront  6tre  respect^s  . . ," 

Ob  der  ganze  Vorbehalt,  beziehungsweise  der  dadurch  auf- 
recht erhaltene  Satz  des  code  civil  und  der  ihm  folgenden  Gesetz- 
gebungen Oberhaupt  eine  Berechtigung  hat,  ist  sehr  fraglich. 
(Vgl.  dagegen  die  trefi'enden  Ausführungen  der  Qebhwdsehen 
Motive.)  Unseres  Erachtens  hfttte  man  ohne  Schaden  überall 
auf  jene  Sonderregeln  verzichten  dürfen.  Die  Konferenz  war 
nicht  dieser  Meinung  ") ;  mit  den  Einschülnkungen,  unter  welchen 
der  Vorbehalt  genehmigt  worden  ist,  bleibt  seine  Bedeutung 
Bchliefslicb  nicht  sehr  erheblich. 

Es  ist  zu  bemerken: 

1.  Art.  5  Ab8.3  giebt  nicht  selbst  eine  Kollisions- 
norm, sondern  beh&lt  nur  den  einzelnen  Vertragsstaaten  das 


21)  „Od  plus  exactament  U  loi  indiqn^e  par  raitide  l"**!  wie  der 
KommiMionabäieht  S.  176  crkltrt.  Za  welchem  Widerainn  die  bknnit  an- 
gesogene VerweinuigtUaiuel  auch  hier  fahrt,  htft  Btuiaii,  B.  Bd.  33  S.  15 
belegt 

22)  BeeoDden  entachieden  StnauÜ:  „La  diapoaitioii  de  rftUuäa  3  eit 
tottt  i  fait  indiipenaable;  eile  r^rve  le  domaine  aonnal(?J  de  la 
Ugulatioii  du  pafs  oh  le  manage  a  titi  eiUbii  et  celiü  de  la  lägielafioa 
utionale  dea  ^poox."    Actea  1900  8.  163. 
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Becht  vor,  eine  EoUisionBnonn  aolchen  Inhalts  zu  erlassen.  Er 
will  also  nicht  sagen  (wie  es  besonders  nach  der  letzten  Fassui^s- 
ftndenmg  den  Ansohein  hat),  die  heimatlichen  Eheaofgebots- 
regeln  seien  stets  bei  Ehesdilieftungen  im  Auslände  einzohalten; 
sondern  vielmehr:  der  Heimatsstaat  könne,  wenn  er  volle, 
diese  normalerweise  nicht  geltende  Herrsebaftserstreckuag 
seiner  inlftndiseben  Aofgebotsregeln  auf  ausländi- 
sche Eheachliersongen  anordnen.  Trifit  der  Heimatsstaat 
eine  solche  besondere  Anordnung  nicht,  so  gilt  f&r  die  örtliche 
Herrschaft  der  Aufgebotaregeln  lediglich  der  Satz  locus  regit 
tuhim  (Art.  5  Abs.  1).  Man  darf  behaupten,  dal^  diese  besondere 
Anordnung  auch  eine  ausdrückliche  sein  mnfs.  Nicht  als 
ob  die  Konvention  Qberstaatlieh  eine  Verpfliiditang  zu  ausdrQck' 
lieber  Anordnung  auMellte,  sondern  deshalb,  weil  es  sich  ala 
die  Konsequenz  einer  allgemein  richtigen  innerstaatlichen  Ge- 
setzesauslegung  ergiebt.  An  und  fOr  sich  entspricht  ja ,  wie 
dargelegt,  jene  Erstreckung  der  Aufgebotsregeln  auf  auBl&ndisehe 
Ehescbliefbungen  nicht  der  «Natur  der  Sache"  und  nicht  der 
Regel  (Art.  5  Abs.  1);  stillschweigend  wird  sie  deshalb  niemals 
in  einem  Gesetz  enthalten  sein  k&nnen.  (Sie  ist  also  z.  B.  nidit 
ftr  das  Osterr.  Becht  aus  §  4  des  Osten-.  B.G.B.  abzuleiten,  wie 
vielfach  angenommen  wird.  Vgl.  z.  B.  Fiore,  No.  545;  ^laätigtm, 
J.  Bd.  27  S.  768.) 

AnsdrOekliche  Vorschriften  der  fraglichen  Art  enthalten 
von  den  Gesetzgebungen  der  Vertragsstaaten:  Frankreich 
und  Luxemburg  (code  eivü  Art.  170),  Belgien  (eode  ckü 
Art  170,  modifiziert  durch  das  Gesetz  vom  20.  Hai  1882) 
Holland  (Art.  138),  Italien  (Art.  100  Abs.  2),  Portugal 
(Art.  1065,  1066),  Ungarn  (Ehegesetz  vom  18.  Dez.  1894 
§  113  Abs.  2).  Rnm&nien  nicht,  dessen  B.O.B.  (Art.  152) 
hier  vom  eode  civü  abweicht  (vgl.  Documents  1893  S.  93;  Bus- 
dttgoM  a.  a.  0.). 

2.  Die Aufrechterbaltungjener  beimatsrechüichen Anwendungs, 
normen  soll  nach  der  Absieht  der  Kommission  keinerlei 
Qberstaatliehe  Verpflichtung  mit  sich  bringen.  Infr- 
besondere  soll  dadurch  nicht  die  lex  loci  verbunden  sein,  bei 
Eheschliel^ungen  das  Aufgebot  eintretenden  Falles  auch  im 
Heimatsstaate  der  Verlobten  anzuordnen,  oder  dessen  Mangel 
in    irgend    einer   Weise    zu   bertkcksichtigen.     Nur  die  ehe- 
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scblief^enden  Personen  selbst  sind  verpflichtet,  den  Vorsclinften 
ihres  Heimatrechtes,  wenn  dieses  es  so  verlangt,  auch  im  Aus- 
lände nachzukommen"). 

Es  l&IM  sich  nicht  behaupten,  dafs  diese  Auffassung  der 
Kommission  in  den  Texte  des  Abkommens  deutlichen  Ausdruck 
gefunden  hat.  Bei  unbefongener  Auslegung  dürfte  das  „äevront 
ffre  reapecUes"  immer  auch  als  ein  überstaatliches  Müssen,  eine 
die  lex  loci  treffende  Verpflichtung  werden.  Wollte  man  diese 
Auslegung  ausschliersen  und  nicht  mehr  sagen  als  das  was  die 
Kommission  meint,  so  hfttte  etwa  folgende  Faraung  den  Vorzug 
verdieot: 

„Chaque  Etat  peut  imposer  ä  ses  ressortissants  le  respect 
de  sa  l^slation  en  mati6re  de  publications  pour  les  mariages 
contractäs  en  pays  ätranger. 

3.  Die  ftlr  die  internationale  Rechtssicherheit  bedeutsamste 
Einschrftnkong  der  Klausel  enth&lt  der  von  der  dritten  Konferenz 
beschlossene  Zusatz: 

„mais  le  d^faut  de  oes  publications  ne  pourra  pas  entratner 
la  nullit^  da  manage  dans  les  pays  autres  que  celui  doat  la 
]oi  aurait  4t6  violöe." 

Der  Zusatz  verdankt  wohl  seine  Entstehung  einer  (bei 
den  Vorverhandlungen  mehrfach  mil^verstandenen)  Anregung 
Deutschlands  (vgl.  Documents  S.  106,  Actes  S.  40  unter 
Ziffer  3;  dazu  die  Bemerkungen  Österreichs  Actes  S.  46  und 
der  niederl.  Regierungskommission ,  Documents  S.  13).  Zu  be- 
dauern ist,  dafa  man  nicht  auch  hier  (wie  bei  Art.  2  Abs.  2; 
vgl.  oben  S.  242  Aum.  47)  Ober  den  deutschen  Antrag  hinaus- 
gebend bestimmt  hat,  eine  nach  lex  loci  formgfiltige 
Ehe  kJ^Dse  wegen  Nichtbeachtung  der  heimats- 
rechtlichen Aufgeboteregeln  nirgends  angefochten 
werden,  auch  nicht  in  dem  Heimatsstaate  selbst.  Von  Seiten 
des  italienischen  Delegierten  (Piercmtott^  ist  ein  derartiger  Ge- 
danke angeregt,  aber  von  Beruht  in  scharfer  Form  als  un- 
annehmbar zurOckgewiesen  worden ;  unseres  Eracbtens  ohne  zu- 

2S)  So  Mudrücklicb  der  EommÜHoiubericht:  „Sei  diapoaitiona  [t4!ilket: 
de  la  loi  nfttionole]  4  ce  n^et  doiveut  6tre  reapectto  par  lea  intereii^a. 
On  nImpoM  pu  k  l'uxtoiiti  da  liea  de  la  cäMbnition  d'eiiger,  mdäpendun- 
ment  de«  pablicatioiu  pretcritei  par  la  propre  loi,  Celles  que  prescrir^t  la 
kd  dei  fatun  öponx." 
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reiebenden  Grund.  Bei  der  kleinen  Nachgiebigkeit,  um  die  es 
sieh  hier  gehande)t  hätte,  kam  in  der  Tbat  nur  die  Gesetzgebung 
Frankreichs  (und  vielleicht  noch  Hollands:  siehe  aber 
Art.  lU  und  137  des  holländischen  B.G.B.)  in  Betrsdit.  Naeli 
dem  Rechte  aller  anderen  Vertragsstaaten  ist  ohnehin  die  nur  anf- 
schiebende  Wirkung  des  fraglichen  Ehehindemisses  —  soweit  ee 
Überhaupt  besteht  —  anerkannt.  Vgl.  ftkr  Belgien  Ziffer  4  und  5 
des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1882  und  Gmümime,  le  mariage  etc. 
S.  331  Note  1;  fttr  Italien  Art.  100  Abs.  2,  vei^Uchen  mit 
Art.  100  Abs.  1  und  der  abweichenden  Fassung  des  code  ewS 
Art  170;  fQr  Ungarn  Art.  39  und  41  des  Ebegeaetzes  (vgl. 
ZeÄr,  Nr.  237).  Auch  in  Frankreich  (und  Holland)  gilt  eine 
entgegen  dem  Art.  170  c.  c.  ohne  inländisches  Aufgebot  ge- 
schlossene Ehe  keineswegs  allgemein  als  ungoltig ;  die  herrschende 
Doktrin  und  Praxis  beschränkt  die  Ungültigkeit  auf  den  Fall 
absichtlicher  Klandestinit&t  (vgl.  Laurent  Bd.  4  Nr.  268  und  die 
dort  Citierten;  Gelhard  a.  a.  0.  und  Citate;  Weiss  Bd.  3  S.  464 
und  die  ausfOhrlichen  Belege  in  Note  1;  Asser  im  Ann.  de  Tln* 
stitut  Bd.  9  S.  93;  tr^.  de  la  Seine  im  J.  Bd.  27  S.  350;  auch 
Eenauit  a.  a.  0.)>  Diese  herrschende  Jurisprudenz  bekämpft 
überdies  Weiss  a.  a.  0.  S.  467  ff.  mit  einleuchtenden  Granden 
und  versucht  darzuthun,  da&  nach  richtiger  Gesetze8an8l^;ung 
dem  fn^lichen  Ehehindemis  stets  nur  aufschiebende  Wirkung 
zuzuerkennen  sei  —  eine  Auslegung,  far  welche  die  Tendeni 
der  gesamten  modernen  Rechtsentwickelung  gegenüber  formalen 
Ehemängeln  mit  ins  Feld  zu  fQhren  ist  (vgl.  dazu  L^ 
Nr.  1051).  Hiemach  wäre  wohl  die  gesetzliche  bezw.  st&ats- 
vertragliche  Sanktionierung  der  milderen  Praxis  nicht  nur  im 
Interesse  der  internationalen  Gesetzesharmonie,  sondern  aucti 
in  demjenigen  der  innerstaatlichen  französischen  Rechtssicherheit 
nur  zu  begrafsea  gewesen,  und  dQrfto  HenauÜs  schroff  ablehnende 
Haltung  dem  italienischen  Vorschlag  gegenüber  sdiwerlich  za 
begründen  sein. 

Wie  dem  auch  sei,  auch  bei  der  jetzigen  Fassung  des  Art.  5 
Abs.  3  kann,  wie  gezeigt,  eine  Ehe  wegen  AuTserachtlaBSung 
der  heimatsrechtlicben  Aufgebotsregeln  nur  in  seltenen  Fällen 
angegriffen  werden ,  und  wenn  ein  solcher  Fall  einmal  für  den 
Heimatsstaat  eintreten  sollte,  so  bleibt  immer  im  ganzen  übrigen 
Konventionsgebiet  die  Gültigkeit  der  Ehe   bestehen.    Das  ist 
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dem  jetzigen  Rechtszustaude  gegenttber  ein  vesentücber  Fort- 
sehritt (auch  gegenOber  den  BeschlOsBen  des  Institut),  ein  Fort- 
adbritt,  der  um  so  bedeutsamer  ist  angesichts  der  oben  erwähnten 
bedenlclichen  Theorien,  welche  obligatorischen  Formvorschrifteo 
des  Heimatsrechtes,  entgegen  der  lex  loci,  durchweg  inter- 
nationale Wirksamkeit  zuerkennen  mOehten. 


B.  Die  dlplomatlaohe  Bbe"). 
I.  Die  Omndgredankeii. 

Neben  der  normalen  Eheform  kennen  die  meisten  Staaten 
eine  speeiell  for  Eheschliersungen  im  Auslände  bestimmte  be- 
sondere Form,  die  sogenannte  diplomatische  Ehe:  Die  Staaten 
erteilen  in  gewissem  Umfange  ihren  auswärtigen  Vertretern 
(Gesandten  und  Konsuln)  standesamtliche  Befugnisse. 

Die  diplomatische  Ehe  ist  vor  allem  von  Bedeutung  gegen- 
über Ländern  von  völlig  abweichender  Kultur,  deren 
fremdartige  Ortsrechte  nach  unseren  Begriffen  vielfach  die 
Garantien,  welche  wir  fOr  die  Form  der  Eheschliefsung  ver- 
langen, Oberhaupt  nicht  bieten.  Dieses  hauptsächlichste  An- 
wendungsgebiet der  diplomatischen  Ehe  kommt  für  die  Konvention 
nicht  in  Betracht. 

Die  diplomatische  Ehe  ist  nächstdem  von  Wichtigkeit  gegen- 
nber  den  Ländern  mit  streng  kirchlichem  Eherecht, 
Auch  hier  kann  fOr  den  Heimatastaat  das  dringendste  Interesse 
bestehen,  seinen  Angehörigen  die  EheBchliefsung  in  einer  anderen 
als  der  lokalen  Form  zu  ermöglichen,  weil  nach  der  letzteren 
den  andersgläubigen  Ausländem  die  Eheschliefsung  im  Lande 
Überhaupt  unmöglich  oder  nur  unter  der  Bedingung  möglich 
gemacht  wird,  dafs  sie  ihre  Religion  wechseln  oder  bei  der  Ehe- 
Bchliel^ng  sich  gewissen  schwerwiegenden  Verpflichtungen  der 
fremden  Kirche  gegenüber  unterwerfen.  Fälle  dieser  Art  sind 
ea,  welche  der  diplomatischen  Ehe  fllr  das  Konventionsgebiet 
in  erster  Reibe  eine  Existenzberechtigung  geben. 


24)  Vgl  hiena  bewHiden  Stocquart,  1«  privUige  d'extarritoriftlitj  etc., 
B.  Bd.  20  S.  280ff.,  und  MarioUe,  die  Eheschliefsnng  tot  diplomatiKheii 
Agenten  ete.,  Arctx.  f.  0£  Recbt  Bd.  13  S.  459  If. 
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Eodlich  entepricht  die  gesetzliche  Anerkenimiig  der  diplo- 
mstieclieD  Ehe  (auch  da,  wo  keine  besondere  Notwendigkeit 
fOr  sie  besteht)  Tielfach  einer  hergebraehten  Übung.  In 
den  Recht^ebieten,  welche  dem  code  eivü  folgen  (ebenso  in  den 
anglo-amer^anischen),  pflegt  man  die  standesamtliche  Fankti(»i 
der  auswärtigen  Vertreter,  wenn  ob  sieb  um  Eheo  der  eigenen 
Staatsangehörigen  handelt,  als  etwas  Normales  zu  betrachten 
und  auf  Gründe  allgemeiner  Zweckmufsigkeit  zurOckzufahreo 
(vgl.  unter  Anderen  Lehr  Nr.  1047).  ■»). 

Dieser  internationalen  Rechtslage  wurde  der  erste  Eom- 
missionsentwurf  (1893)  in  angemessener  Weise  gerecht,  indem 
er  festsetzte : 

„Seront  ^alement  reconnu  partont  comme  valables  quant 
i  la  forme; 

1".  Le  mariage  c^löbrä  devant  un  agent  diplomatique  ou 
consulaire,  conformäment  h  sa  loi,  si  les  deux  parties  contractants 
appartiennent  k  l'Etat  dont  relöve  la  lägation  ou  le  eonsnlat  et 
si  la  lögislation  du  pays  oü  le  mariage  a  6t&  cäläbrö  ne  s'y 
oppose  pes; 

2".  Le  mariage  cÄl6br6  conform^ment  ä  sa  loi  devant  an 
agent  diplomatique  ou  consulaire  de  TEtat  auquel  appartient  le 
man,  mais  seulement  dans  les  psys  oh  la  forme  de  la  c4I6bration 
est  purement  religieuse.  L'application  de  l'al.  2  de  I'art  4  ci- 
dessus  eet,  du  reste,  r^servöe". 

Hierbei  ward  ausdrücklich  erwogen ,  dafs  dann ,  wenn  das 
Ortsrecht  den  Ausländem  ohne  ROeksicht  auf  ihre  Konfession 
die  Möglichkeit  erOShet,  vor  den  Lokalbeh&rden  eine  Ehe  ein- 
zugeben, die  standesamtliche  Funktion  der  heimatlichen  Agenten 
ffir  die  Parteien  zwar  nQtzlich  und  bequem  aber  niemals  not- 
wendig sein   kOnne.    Anders  wenn  die  lokale  Form  eine  reis 


25)  Nicht  in  Deutachland,  vgl.  daa  Pn>ni«inoTift  nun  RcicIugeMba 
TOm  4.  Hai  1670  bei  Zorn,  Konralu-gesetsgebung  S.  160.  Dat  prenUaehe 
QghU  vom  S.  A^ril  ISU,  aiu  welchem  du  RclchqgetetB  herTorging,  b«- 
Khiünkte  die  diplomatiKhe  Ehe  fiberbaopt  «nf  aaI«erearopäi*cho  Und«. 
Siehe  vo»  Köniff,  U&ndb.  dea  dentachea  KoDanImrwesenB  (6.  Anfl.)  S.  159  ff, 
161  ff.  VgL  aaeh  £ar  Dd.  1  S.  469  und  descen  Bericht  fOi  du  Inttitiit, 
Abb.  Bd.  9  8.  T9£  und  Ait.  3  dee  Entwarft  Bar-Bnua,  ebenda  S.  65. 
Ahnlieh  König,  ebenda  S.  105.    Dagegen  Art  2  Ziff.  2  der  I 
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religiöse  sei  (Nr.  2).  lu  diesem  Falle  sollte  daher  die  diplo- 
matiBche  Ehe  in  weiterem  Umfange  anerkannt  werden,  als  es 
die  international  herrschende  Meinung  zugiebt.  Es  sollte  dann 
nur  erforderlieh  sein,  dafs  der  zukünftige  Ehemann  dem  Staat« 
des  diplomatischen  Agenten  aogehOre  und  es  sollte  vor  allem 
der  lex  20»  ein  Einspruchsrecht  Oberhaupt  nicht  vorbe- 
halten bleiben. 

Diese  Regelung  stimmt  inhaltlich  mit  dem  Beschlüsse  des 
Institut  —  Lausanne  Art  3  —  überein  (vgl.  auch  den  Entwurf 
K&mg,  Ann.  Bd.  9  S.  67).  Durch  sie  w&re  für  die  wichtigsten 
Anwendungsf&lle  der  diplomatischen  Ehe  die  so  sehr  erwünschte 
internationale  Beehtseinheit  im  ganzen  Eunventionsgebiete  ver- 
wirklicht worden.  Der  Vorschlag  ist  aber  schon  auf  der  ersten 
Konferenz  an  dem  zwar  vereinzelten  aber  unQberwindlichen 
Widerstände  BuT^lands  gescheitert  (vgl.  Actes  1893  S.  43,  &2,Ö9). 
Die  Ziffer  2  des  Kommissionsentworfs  wurde  gestrichen  und  eine 
entsprechende  Regelung  den  internen  Gesetzgebungen  oder  be- 
sonderen Sta&tsvertragen  vorbehalten  (a.  a.  0.  S.  69).  Übrig 
blieb  als  allgemeine  Regel  nunmehr  allein  die  eigentlich  nur 
eine  Bestätigung  der  ,^aiiques  diffSrentes"  enthaltende  Ziffer  1, 
die  im  wesentli^en  besagt,  dafs  eine  diplomatische  Ehe  inter- 
national formgOltig  ist,  wenn  sie  nach  dem  Bechte  des  Absende- 
staates erlaubt  und  wenn  sie  nach  dem  Rechte  des  Empfangs- 
staatea  nicht  verboten  ist.  Wann  diese  beiden  Bedingungen  ge- 
geben sind,  und  wie  es  sich  verhält,  falls  sie  nicht  zusammen- 
treffen, auf  diese  Fragen  giebt  uns  die  Eonventioo  leider  keine 
entscheidende  Antwort. 

H.  Die  diplomatlBClie  Ehe  naeh  dem  Bechte  des  Absende- 
Staates. 

Die  Mehrzahl  der  Staaten  beEchränkt,  entsprechend  der 
herrschenden  internationalen  Iiehre,  die  standesamtliche  Zu- 
eUndigkeit  ihrer  auswärtigen  Agenten  auf  den  Fall,  dafs  beide 
Eheschliefsende  dem  vertretenen  Staate  angeb&ren.  So  insbe- 
sondere Frankreich  und  Luxemburg  (nichtBelgien  seit  1882) 
—  Code  eivü  Art.  48;  vgl.  Lehr,  J.  Bd.  12  S.  659ff.;  Stocquart 
a.a.O.  S.  265 ff.;  Clunel  J.  Bd.  1  S.  74  und  die  in  der  Note 
Citierten —;  Spanien  (Art.  100  Abs.  3);  Portugal  {Konsular- 
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Verordnung  Art.  19;  vgl.  Guülmme  S.  460,  MarioUe  S.  461); 
RumiLiiieii  (Art.  23  des  GeB.  vom  13.  Februar  1894,  vgl.  £u»- 
diym,  J.  Bd.  27  S.  512ff.);  Holland  (Konsulargesetz  vom 
25.  Juli  1871,  vgl.  Zacken,  B.  Bd.  4  S.  611  ff.;  GuOltHme  S.  453). 

Andere  Gesetzgebungen  geben  weiter  und  lassen  das  standea* 
amtliche  Eingreifen  ihrer  auswärtigen  Vertreter  sdion  dann  zu, 
wenn  nur  einer  der  Verlobten  oder  doch  der  Ehemann  dem 
Absendstaate  angehört  So  einerseits :  Deutschland 
(Reichsges.  vom  4.  Mai  1870),  Dänemark  (Ges.  vom  19.  Febr. 
1895,  Guülmme  S.  393),  die  Schweiz  (Art.  13  des  Ges.  vom 
20.  Dez.  1874);  andererseits:  Belgien  (Ges.  vom  20.  Mai  1882, 
Ziffer  2  und  3);  Ungarn  (Ebeges.  Art.  29,  vgl.  Lehr  J.  Bd.  22 
S.  754;  Documenta  S.  112);  Italien  {Codice  cirtle  Art.  368  und 
EoDBUlarges.  vom  28.  Jan.  1866 ,  Guülaume  S.  439',  Stocquart 
S.  279  ff.,  MarioUe  S.  464).  Der  letztgenannte  Standpunkt  wird 
vielfach  aus  praktischen  GrOnden  auch  von  denjenigen  gebilligt 
und  empfohlen,  welche  principiell  eine  Ausdehnung  der  Kompe- 
tenz auf  fremde  Staatsangehörige  verwerfen.  Vgl.  Bta-  Bd.  1 
S.  464 ff.  und  Bericht  für  das  Institut,  Ann.  Bd.  9  S.  80 ff.; 
Entwurf  König  Art  2  Abs.  2  ebenda  S.  66  ff. ;  Jforüße  S.  502. 

Die  Konferenzen  von  1893  und  1894  folgten  der  herrschen- 
den  Meinung.  Art.  5  Ziffer  1  setzte  ausdrücklich  voraus,  dalä 
beide  Eheschliefsende  dem  vertretenen  Staate  angehören,  „par- 
ceque  e'est  seulement  &  cette  condition  que  la  comp6tence  de 
Tagent  diplomatique  ou  consulaire  peut  6tre  regardäe  comme 
normale".  Bei  den  Verhandlungen  der  dritten  Konferenz  wurde 
von  Ungarn  (Documenta  S.  112,  vgl.  auch  die  Erklärung  des 
italienischen  Delegierten  Fierantoni,  Actes  1900  S.  164)  eine 
Modifikation  entsprechend  der  ungarischen  Gesetzgebung  bean- 
tragt, während  Deutschland  und  Belgien  weiter  gehend  die  diplo- 
matische Kompetenz  schon  dann  stets  anerkannt  wissen  wollten, 
wenn  einer  der  Eheschliersenden  dem  vertretenen  Staate  entstamme, 
(Actes  S.  41  unter  Nr.  4  und  Documents  S.  106,  126,  127; 
^1.  auch  schon  v.  Seekendorff  1893  S.  43  and  die  Qbereinstimmende 
Erklärung  des  dänischen  Delegierten  Matten).  Die  Konferenz  hat 
es  vorgezogen,  die  Kompetenz  nur  negativ  zu  begrenzen:  keiner 
der  Verlobten  darf  dem  Staate  des  Eheschliefsungs- 
ortes  angehören.  Sie  hat,  abgesehen  von  dieser  Beschränkung, 
sich  der  deutschen  Auffassung  angeschlossen  und  es  ftlr  ge- 
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nfigend  erachtet,  dafs  nur  einer  der  Verlobten  AngebOriger  des 
vertretenen  Landes  sei.  Ale  positive  Eompetenzbegrenzung 
wird  aber  (trotz  der  ausdrOcklichen  Erkl&rung  des  Eommissions- 
berichtes)  **)  nicht  einmal  diese  letztere  Voraussetzung  gelten 
dürfen,  zum  mindesten  dann  nicht,  wenn  der  Heimatsstaat  der 
Eheschliefsenden  mit  der  standesamtlichen  Funktion  des  fremden 
Vertreters  einverstanden  ist.  In  dieser  Weise  kOnnen  bisher 
schon  z.  B.  die  deutschen  Konsuln  zur  Eheschliersung  zwischen 
Schweizern,  Österreichern,  Luxemburgern  (als  Schutzgenossec) 
kompetent  sein'*)  und  die  Konferenz  hat  sicherlich  nicht  die 
Absicht  gehabt,  dies  fOr  die  Zukunft  als  unzulässig  zu  erklären. 
Als  konventionsmälbige  Voraussetzung  der  personalen  Kompetenz 
haben  wir  also  nur  die  ausdrQcklich  benannte  Negative  fest- 
zuhalten, dafs  keiner  der  Eheschliel^nden  in  dem  Staate  des 
Eheschliefsungsortes  beheimatet  sein  darf.  Aber  auch  diese 
Voraussetzung  hätte  fflglicb  im  Texte  der  Konvention  onter- 
drtlckt  werden  können.  Sie  ist  in  der  zweiten  allgemeineren 
(,si  cet  Etat  ne  b'j  oppose  pas")  vollständig  enthalten.  Nach 
dem  Rechte  aller  Vertragsstaaten  ist  anzunehmen,  dal^  das  Land, 
auf  dessen  Boden  die  Ehe  geschlossen  wird,  in  solchem  Falle 
(wenn  einer  der  eigenen  Staatsangehörigen  beteiligt  ist)  mit  der 
standesamtlichen  Funktion  des  fremden  Agenten  nicht  einver- 
standen ist.  (Vgl.  unten.)  WCrde  sich  dies  aber  in  irgend  einem 
Staate  jemals  anders  verhalten,  so  hätte  die  Staatengemeinschaft 
sicherlich  keine  Veranlassung,  eine  Verletzung  der  territorialen 
Souveränität  zu  rUgen,  welche  von  dem  Territorialstaat  selbst 
gar  nicht  als  solche  empfunden  wird. 

Zu  prOfen  bleibt  hiemach: 

Enthält  die  Konvention  ttberhaupt  eine  obliga- 
torische Kompetenzeinscbränkung  fDr  die  diplo- 
matische Ehe?  Oder  ist  vielmehr  für  das  Recht  des 
Absendestaates  nach  wie  vor  einzig  ans  dem  (aberstaatlich 
nicht  modifizierten)  Inhalt  der  inlSDdiscfaen  Gesetzgebung  zu  ent- 


26)  Tgl.  den  KommiBrionsberieht  S.  177  ft.  £.:  „le  projet  aotnel... 
exige  ienleaieiit  qne  1*011  des  Aitam  ^poux  loit  1b  reMortiwant  du  Gonanl . . ." 
Tgl.  auch  schon  den  KommiBrionBbericht  toh  1893  S.  43. 

27)  TgL  §  85  Abs.  2  des  R.Gei.  vom  6.  Febr.  18T&  nnd  §g  1  und  10 
dw  ROe*.  vom  4.  Mai  1870.      ^he  com  König,  üandb.  8.  21. 


4X4  Or.  Fnuu  Kahn  in  Uddelbog, 

nehmen,  ob  eine  solclLe  Ehe  gültig  ist,  ohne  Rücksicht  auf  das 
Einspruchsrecht  der  lex  loci? 

Die  Frage  ist  unbedingt  im  letzteren  Sinne  zu  bejahen, 
wenn  beide  EheBchliersende  dem  vertretenen  Staate 
angehören.  Sie  ist  von  der  Konferenz  selbst  klar  in  diesem 
Sinne  entschieden  worden  durch  Art.  7,  welcher  nach  den  ana- 
drOcklichen  Feststellungen  des  Kommissionsberichts  gerade  aueh 
für  die  diplomatische  Ehe  die  Befugnis  des  Heimatastaates 
anerkennen  will,  eine  Ehe  entgegen  der  lex  loci  auf- 
recht zu  erhalten:  „II  convieDt  de  remarquer  qu'il  [nämlich 
Art  7]  a  une  port^  plus  large,  qa'il  s'appliquerait  au  mariage 
cäl6br4  par  un  Gonsul  dans  un  pays  dont  la  l^gislation 
s'oppose  &  l'intervention  desConsulsencette  matiöre... 
Que  le  Gouvernement  sur  le  territoire  daqael  le  mariage  a  ^Ü 
cöläbr^  se  plaigne  au  Gouvernement  du  Consul  de  l'incorrection 
commise,  qu'il  aille  jusqu'ä  faire  annuler  par  ses  tribunaui 
le  mariage  qui  n'est  pas  conforme  &  sa  loi,  cela  se  compreod: 
mais  il  n'y  a  pas  de  raison  d'aller  plus  loin." 

Nach  der  oben  charakterisierten  Recbtsanschauung  des  eode 
civil  und  der  ihm  folgenden  Gesetzgebungen  ist  diese  Ai^men- 
tierung  und  ihr  Ergebnis  durchaus  natürlich.  Nicht  in  Einklang 
steht  sie  dagegen  mit  der  wiederholt  von  der  Reichsregierung 
so  entschieden  vertretenen  Auffassung  des  deutschen  Rechts. 
Es  ist  deshalb  zu  verwundern ,  daf^  jene  Erklärung  und  Ent- 
scheidung von  der  Konferenz  gegeben  werden  konnte,  ohne  dafb, 
wie  es  scheint,  irgend  eine  Opposition  von  deutscher  Seite  auch 
nur  versucht  worden  ist.  Eine  in  Deutschland  gegen  unsere 
Erlaubnis  von  Auslllndem  vor  ihrem  Konsul  geschlossene  Ehe 
kann  und  wird  hiernach  von  dem  auslfindischeD  Heimatsstaate 
(und  ebenso  auch  von  den  anderen  Vertragsstaaten)  als  gültig 
betrachtet  werden  (vgl.  unten). 

Zweifelhafter  liegt  die  Sache,  wenn  nicht  beide  Eheschliel^ode 
dem  Staate  des  diplomatischen  Agenten  entstammen  imd  ganz 
besonders  dann,  wenn  etwa  einer  derselben  Angehöriger  des 
Residenzstaates  ist.  Der  Kommissionsbericht  betrachtet  die 
diplomatische  Eheschliefsung  in  solchem  Falle  als  eine  Verletzung 
der  fremden  SouveränitÄt:  L'intervention  de  l'agent  diplomatique 
ou  eonsulaire  eu  pareil  cas  serait  vraiment  une  atteinte  ä  la 
souverainet^  territoriale".    Das  erscheint  wie  die  Anerkennung 
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einer  TOlkeirechtliehen  Verpflicbtung  zur  Unterlassung  derartiger 
Akte.  Oleiehvohl  ist  nicht  anzunehmen,  daf^  die  EonTention  eine 
Bechtsnorm  solchen  Inhalts  hat  aufstellen  wollen.  Die  Kon- 
ferenz  ist,  wie  gezeigt,  in  dieser  ganzen  Materie  mit  änl^rster 
Vorsicht  verfahren.  Sie  giebt  keinerlei  erschöpfende  Regelung, 
sie  Oberl&föt  bewuMennafsen  fast  alles  der  innerstaatlichen 
Geset^bung  und  besonderen  Staatsvertrugen.  Wenn  irgendwo, 
80  liegt  es  ihr  hier  ferne,  in  das  materielle  Civilrecht  der  einzelnen 
Vertragsstaaten  mit  selbständigen  Normen  eingreifen  zu  wollen 
(Tgl.  oben  S.  242  Anm.  49).  Die  angefahrten  Erwägungen  der 
Kommission ,  mögen  sie  auch  auf  einer  bestimmten  völkerrecht- 
lichen Anschauung  basieren,  gehören  nicht  zu  dem  dispositiven 
Inhalt  des  Art.  6,  welcher  sich  darin  erschöpft,  dafs  eine  diplo- 
matische Ehe  unter  bestimmten  Voraussetzungen  als  Überall 
gtlltig  erklärt  wird;  ein  argumentum  e  cotUrario  ist  dabei  aus- 
geschlossen '"). 

Wir  kommen  also  zu  dem  Resultate,  dal^  die  Gültigkeit 
einer  diplomatischen  Ehe  forden  vertretenen  Staat 
vor  wie  nach  der  Konvention  sich  unbeschränkt  und  aus- 
schliefslicb  nach  der  —  in  dieser  Hinsicht  ja  meist  klaren 
<vgl.  oben  S.  411,  412)  —  Gesetzgebung  jenes  Staates 
selbst  bestimmt.  Damit  ist  jedoch  nicht  gesagt,  dafs  hier 
das  Konventionsrecht  ganz  ohne  praktische  Bedeutung  sei.  Seine 
Bedeutung  wird  sich  dadurch  äufsem,  dafs  die  Vertragsstaaten 
bei  Erteilung  von  standesamtlichen  Ermächtigungen  an  ihre 
auswärtigen  Vertreter  —  insoweit  diesen  die  Kompetenz  nicht 
schon  ipsa  lege  zukommt  —  wohl  von  den  Grundsätsen  ausgehen 
werden ,  welche  fQr  die  Konferenz  selbst  mafsgebend  gewesen 
Bind.  Es  werden  z.  B.  Deutschland,  Belgien,  Ungarn,  Däne- 
mark*") die  standesamtliche  Ermächtigung  innerhalb  des  Kon- 


28)  Die  Sache  liegt  bier  darchi*eg  ftndera  als  bei  der  normalen  Ehefonn, 
fOr  welche  Art.  5  enchCpfende  Rolliriongnormeii  giebL 

29)  Die  Bch  weiz  hat  tod  Art.  13 des Gee.  vom  24.  Dei.  1874  eoropUBchen 
Staaten  gegenüber  bisher  Gberhanpt  keinen  Oebr^och  gemacht.  Stocquart 
a.  a.  0.  S.  285;  vgl.  ftnch  die  ErklAning  Sogvins  Actes  1900  S.  161.  —  Dm 
Terseichnia  der  dentBchen  Konsulate,  denen  nach  §  1  des  Rnchsgesetzea 
vom  4.  Mai  1870  Btandesamtliche  Funktionen  erteilt  riud ,  uehe  bei  Zorn, 
Konsniaigesetzgebung  (2.  Anfl.)  S.  844  ff.  Vgl.  sach  ron  König ,  Uandb. 
S.  163  ff.    Von  yertragutaateu  aind   dabei  Italien,  Spanien  ,   Portugal  und 
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Tentionsgebiets  ihren  Vertretern  nicht  erteilen  für  den  Fall, 
dal^  einer  der  Ehesehliefsenden  dem  Staate  des  Eheschlie&ungs- 
orteB  angehört.  Am  deutlichsten  auf  dem  Boden  der  von  der 
Konferenz  gebilligten  Auffassung  stand  bisher  schon  die 
italienische  Gresetzgebung  (Konsulargesetz  vom  28.  Januar  1866, 
GviUmime  S.  439  ff.) ,  welche  ausdracklich  die  Zuständigkeit 
ihrer  Konsuln  zur  Kheechliersung  zwischen  einem  Italieaer 
und  einer  Ausländerin  von  der  Voraussetzung  abhängig  macht, 
„dafä  die  lokalen  Gesetze  und  Gewohnheiten  es  gestatten,* 
während  die  Zast&ndigkeit  hei  Eheschliersungen  zwiechen  zwei 
Italienern  stets  ohne  weiteres  begründet  ist.  Ein  derartiges  Ver- 
fahren empfiehlt  die  Konferenz  den  Vertragsstaaten  mit  aller 
Deutlichkeit'").  Allein  der  Rat  ist  kein  Befehl  und  eine  rechte 
liehe  Sanktion  hat  er  nicht  gefunden. 

m«   Die  diplomatische  Ehe  nach  dem  Rechte  des  Ehe- 
achUe&migsortea. 

Ob  und  wann  eine  vor  dem  diplomatischen  etc.  Agenten 
,conform4ment  ä  sa  l^gislation"  geschlossene  Ehe  auch  nach 
dem  Rechte  des  EheBchlieMagsortes  Gültigkeit  hat,  ist  eine 
sehr  zweifelhafte  Frage.  Mit  dem  vielverbreiteton ,  in  Art  6 
wiederholten  theoretischen  Satze,  dal^  eine  solche  Ehe  dann 
anzuerkennen  sei,  wenn  das  Recht  des  Empfangsstaates  nichts 
dagegen  einwendet  („si  cet  Etat  ne  s'y  oppose  pas')"')  ist  nichts 

Bainämen  betroffen.  Tu  Rnm&tiien  geniefsen  Deutsche  zur  Zeit  überhupt 
noch  das  Recht  der  EiterritorialitHt  (von  König  S.  162).  Eg  unterliegt  wohl 
keinem  Zweifel,  daTa  dieses  Ansombinerecht  mit  dem  Abscblnfs  der  Hugff 
Konvention  biuflUIig  wird. 

30)  Vgl,  hieran  schon  die  AmfBbningen  dee  KommiationBbeTiebti  von 
1893  zn  der  damaligen  Ziffer  2  des  Art  5:  „Actnellement  lea  maiiages  bidb 
ciX&itia  ne  sont  c«rtatneraent  valables  qne  dans  le  pa^a  auqnel 
appartient  l'agent  qni  7  a  piocädä  . . .  EUe  Inftmlich  la  commiadon] 
pense  qne  lee  Oonvovemwits  devrout  ^tre  fort  r^aerväs  dans  rattribotion 
d'oDe  pareille  comp^tence  4  lenrs  agents  diplomatiqnea  et  consnlairas . . .' 
üiehe  ferner  den  Kommianonabericbt  von  1900  S.  177  j  ,Lea  Gronvemoiieota 
qui  Tcvlent  donnei  i.  lenrs  agents  diplomatiqnet  et  consalairea  des  atbibntiont 
en  mati^re  de  marioge,  devraient  a'adresser  anx  Gtonveniements  aar  le 
territoire  desquels  ce«  agents  resident  pour  leur  demander  slls  ne  s'opposent 
pas  k  l'exercise  de  pardlles  attrihntions." 

81)  Der  rumänische  Delc^ert«  Missir  hat  wiedvhott  erfblgioa  den 
Versuch  gemacht,  die  Streichtuig  oder  Einachrinknng  dieser  SchlolUdwsel 
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entschieden.  Die  Frage  ist  eben,  ob  und  unter  welchen  Voraus- 
setzungen der  EmpfaugBStaat  etwas  dagegen  einwendet;  eine 
Frage,  die  —  von  spärlichen  Staatsvertrftgen  abgesehen  —  nirgends 
aosdrtleklieh  and  klar  beantwortet  wird.  Man  ist  hier  zumeist  nur 
anf  schwankende  und  zweideutige  Äufserungen  der  Jurisprudenz 
in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten  angewiesen.  Die  Eonferenz- 
verhandlungen  spiegeln  die  herrschende  internationale  Unklarheit 
getreulich  wieder.  Wahrend  der  rumänische  Delegiert«  der 
Meinung  ist,  dafs  die  Regel  des  Art.  6  praktisch  überhaupt 
unanwendbar  sei,  weil  „dans  l'ätat  actuel  des  choses  toutes 
les  l^gislations  s'opposent  ä  ce  que  les  agents  «trangers 
c^lfebrent  des  mariages" ,  betrachtet  Oliver  y  EsteUer  in  seinem 
Bericht  an  das  spanische  Justizministerium  den  Widerspruch 
der  les  loci  als  eine  seltene  und  kaum  zu  beachtende  Ausnahme 
(„exceptä  naturellement  dans  le  cas  d'  ailleurs  peu 
fröquent,  que  les  lois  de  ce  pays  le  döfendent").  Die  Eom- 
missionsberiehte  Renaults  endlich  erkennen  an,  dai^  „un  certain 
nombre  de  pays"  die  diplomatische  Eheschliefsung  auf  ihrem 
Boden  niemals  zulassen  und  dafs  dieser  „pratique  exütante' 
Rechoang  getragen  werden  müsse;  in  den  übrigen  Ländern 
aber  k&nne  die  diplomatische  Ehe  au  und  für  Isich  nicht  als 
verboten  gelten. 

Es  bleibt  hiernach  lediglich  festzustellen,  was  als  ,^atiqite 
existanie"  der  einzelnen  Vertragsstaaten  im  allgemeinen  zu  be- 
trachten ist. 

Zu  demjenigen  Staaten,  welche  eine  diplomatische  Ehe- 
schliefsung  auf  inlAndischem  Boden  grundsätzlich  nicht  aner- 
kennen, gehOrt  in  erster  Reihe  Deutschland").   Es  beruht  dies 


Tgl.  Actes  1894  S.  36,  44,  48,  48;  1900  S.  177;  Doenmaata 
S.  166.  VgL  Sbrigena  anch  die  traSeodeii  BemerkangeD  Lehrs  gegen  den 
Antrag  Marteng'  bei  den  Verhandliingen  des  Institot  2a  Cambridge,  Ann 
Bd.  14  S.  246.  Anderendts  aber  Zorn  in  den  Annalen  dea  DentKshen 
Rriehs,  Jahrg.  1882  S.  87,  122  fF.  und  MariolU  a.  a.  0.  S.  480ff. 

32)  Vgl.  Niemeyr,  I.Fr.R.  S.  141 ;  Zorn,  Ann.  ft.  a.  0.  S.  122;  nnd  be- 
wmden  den  von  Manddgtam  a.  a.  0.  mitgetailten  deotach-nusiachen  Noten- 
wechael.  Siebe  auch  Qtbhardi  Motire  a.  a.  0.:  .,Die  Reich eTegiemng  hUt 
namentlich  anch  daran  fest,  dafa  weder  diplomatiache  Agenten  bezw,  Konnün 
DOcb  GeeandlachaftBgeiBtlicbe  Ebesehlielanagen  zwiachen  Angehörigen  ihrer 
Staaten  der  heimatlichen  Form  enloprechend   innerhalb  Dentschlanda  vor- 

Z*itMbrift  f.  Intara.  Privat-  n.  Bffantl.  Baoht.  XU.  2S 


418  Dr.  Fiuz  Kaixa  in  Hddelborg, 

auf  derhietoriseh  begrfindeten  und  gesetzlich  bestätigtes  deutschen 
Bechtsanschauung,  der  zufolge  die  diplomatische  Eheschliersong 
auch  bei  uneeren  eigenen  Staatsangehfirigen  nicht  als  ein  nor- 
males Rechtsinstitut  gedacht  ist,  sondern  nur  als  eine  Notstands- 
aushfilfe  gilt,  for  die  Fälle  nämlicli,  in  welchen  eine  der  lex  loci 
entsprechende  Eheschliefsung  unmöglich  oder  wegen  der  Biangel- 
haften  Organifiation  der  lokalen  Standesakten  mit  großen 
Unzuträglichkeiteo  verknüpft  wäre**).  Von  solchen  Gesichts- 
punkten aus  schlägt  natürlich  auch  der  Grundsatz  der  Beeiprocität 
(vgl.  unten)  nicht  durdi,  da  die  gedachten  Voraussetzungen, 
unter  welchen  allein  von  unserem  eigenen  Staate  das  Institut 
in  Anspruch  genommen  wird,  bei  inländischen  EheBcbliersungeD 
niemals  vorliegen.  Mit  Becht  läfst  man  hiemach  principiell 
die  diplomatische  Ehe  im  Inlande  —  aufser  bei  persönlich 
Exterhtitorialen  und  von  besonderen  Staatsvertr&gen**)  abge- 
sehen —  nicht  zu,  auch  dann  nicht,  wenn  beide  Eheschllef^ODde 
dem  von  dem  auswärtigen  Agenten  vertretenen  Staate  angehören; 
wie  man  ja  andererseits  auch  nicht  verlangt  und  nicht  verlangen 
kann,  da&  die  vor  den  eigenen  diplomatischen  Agenten  im  Abb- 


nebmen  dGrfen,  die  betieffenden  Angehörigen  mObtcn  denn  Ertenitoriftle 
eäa  . . .  Vor  der  Ungültigkeit  achützt  ancli  die  Vornahme  innerhalb  d«  Q«- 
sandtMhafbgebäudea  lücht,  da  denuelben  EsterritOTialitilt  nicht  EokommL* 

aS)  Vgl.  daa  Promemoria  sum  R.GeB.  vom  4.  Mai  .1870,  Zorn,  Konnlai- 
geaeti^bang  S.  166  £:  „Von  der  gedachten  Befagnia  wird  demgemUt  ffir 
Under,  welche  —  wie  die  meisten  enropAiwhen  Staaten  —  eine  (ur  In-  ood 
AoalSnder  aller  Bekenntniaae  allgemein  und  geeetflich  geordnete  Form  der 
Ebeeehliernmgan  und  Standetakte  becdtaen,  prindpieU  kein  Q«biaach  ge- 
macht, da  die  in  den  betreffenden  Uindem  lebenden  E}etttschen  in  derdareh 
die  Landesgeeetse  vo^eBchriebenen  Fonn,  ad  dieao  nun  die  kirchliche  . . . 
oder  die  bttrgerliche . . .  nicht  nur  för  daa  Land  ihree  Anfenthalta,  aondeni 
auch  fSr  Dentaohland  fonnell  gflltige  Ehen  rinmgehen  und  fonnell  gCltige 
Standeeakte  vorzunehmen  in  der  Lage  sind.  —  Für  Linder  dagegat,  wdcfae 
entweder  —  wie  die  mohamedaniachen  und  hddniechen  —  einer  fär  In-  nnd 
Ansl&nder  aller  Konfeseionen  allgemein  geordneten  Form  der  Ehesdihetei^ 
nnd  Standeeakte  g&nilich  ermangeln  oder  aolohe  Bechttfonn  —  wie  gewiM» 
Staaten  Central-  nnd  SQdamerikaa ,  aowie  Südenropas  —  nur  fBr  die  An- 
gehSrigen  beatinimter  Konfeeaionen  besiteen,  ist  allerdinga  ein  Bedfiifhii  vor- 
handen . . ."    Vgl.  anch  oben  S.  410  Atun.  25. 

34)  In  Betracht  kommt  fOr  daa  Eonventionagebiet  nnr  der  Staatavertng 
mit  ItaUen  vom  4.  Hai  1S91,  R.a.B.  S.  114.  Vf^I.  mma/tr,  LPr.B.  S.  201 C; 
MeyermeiU,  Ztachr.  Bd.  10  S.  16  ff. 
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lande  abgeBchloseenen  Ehen  von  eioem  anderen  Staate  als  gDitig 
Anerkannt  werden"). 

Aof  dem  nämlichen  Standpunkt  wie  Deutschland  steht, 
wie  es  scheint,  gnmdB&tilich  auch  Österreich -Ungarn 
(vgl.  Lammasch  bei  den  Verhandlungen  des  Institut,  Ann.  Bd.  14 
S.  247,  aber  auch  Neumaim  ebenda  Bd.  9  S.  106,  die  Fest- 
stellung in  Gebhards  Motiven  a.  a.  0.  snb.  III.  Anm.  1),  femer 
wohl  die  Schweiz  (?)'*)  und  Dänemark  (vgl.  Gesetz  vom 
19.  Februar  1892  Chiülaume  S.  393  ff.)  und  BuTsland  (vgl. 
Mandelsiam,  J.  Bd.  29  S.  460  ff.). 

In  allen  anderen  Vertragsstaateo  —  voran  das  Rechtsgebiet 
des  eode  civil  —  ist  jedoch  die  herrschende  Praxis  nicht  so 
rigoros'^).  Allgemein  betrachtet  man  zwar  —  übereinstimmend 
mit  der  dem  Art.  6  zu  Grunde  liegenden  Auffassung  —  eine  diplo- 
matische Ehe  als  ungttltig,  wenn  einer  der  Eheschliefsenden  dem 
Kesidenzstaate  angehört,  weil  in  solchem  Falle  ein  unerlaubter 
Eingriff  in  die  territoriale  Suverftnität  vorliege  und  die  „juri- 


85)  So  anadracklioh  des  dentoclie  PromemorU:  „Dagegoo  werden  die 
▼OD  den  dieBBdtigeD  Vertretern  etc.  im  Aiulande  auf  Qnmd  der  Urnen  er- 
ttilten  ErmHchtigiuig  voi^enommenen  Eheechliebiuigen  nnd  Standeaakte  von 
Dentschen  fUr  daa  Iduid  ihres  Anfentlialts  formelle  Rechtsgtiltigkdt  nur  dum 
beanipnichea  können,  wenn  diese  Gültigkeit  den  daaelbet  lebenden  Dentschen 
durch  besondere  Rechtatitel . . .  gesichert  ist . , ."  Ähnlich  die  Motive  daa 
bel^ecben  GleKtzes  vom  20.  Hü  18ä2,  welche  aber  sehr  bezeiebnender  Wdoo 
nur  zn  Ziffer  3  des  Geoetiei  [wenn  bei  der  EhesebUeTtnng  ein  AusUnder 
tMt^igt  ist)  aof  nneerem  Standpunkte  stehen.  J.  Bd.  13  S.  46  ff.  50  ff.  Vgl. 
femer  BeichB-Ger.  Entsch.  Bd.  9  S.  398;  Zorn,  Annal.  a.  a.  O.  S.  123; 
MariolU  a.  a.  0.  S.  468  ff. ;  Laurent  Bd.  4  No.  246 ff.;  anch  Bvsdvgan, 
J.  Bd.  27  S.  513. 

36]  VgL  oben  Anm.  29.  ~  König  erw&hnt  bei  den  Verbandlmigen  de« 
Xnatitat  Ann.  Bd.  9  S.  102  rine  Entechddnng  dea  Bcbwdzer.  Bnndeagericbta, 
der  snfolge  die  vor  einem  englischen  Konsal  in  G^f  geschlosaene  Ehe  eines 
Italieners  mit  einer  Engländerin  als  nngültig  erklftrt  wurde,  wie  es  acbdnt 
aber  nur  deehalb,  weil  der  Ehemann  nicht  EnglKnder  war.  Hiernach  dtlrfte 
man  vielleicht  doch,  wentgatens  fOr  die  franz&aiscb-rechtlichen  Gebiete  der 
Schwmz ,  nch  eher  der  franxöaischen  (vgl.  daa  im  Teit  folgende)  als  der 
deatachen  Aafßuenng  anachliefaen. 

87)  Irrtümlich  und  die  entgegengeeetiten  Annahmen  dea  Kdehsgerichta 
in  der  angezogenen  Enttobridong  Bd.  9  a  ä9S.  Lawmt  Bd.  4  No.  346  S. 
steht  verdnzelt  nnd  gefKllt  sieb  in  Obertreibnngen  und  aprioriatischeu  De- 
duktionen aus  dem  „prindpe  de  U  aoaTerainetä  territoriale,  donc  de  l'eiiBtence 
ntaM  des  Etats"  etc. 
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dtetion  persoftneUe''  des  fremden  Agenteo  nicht  begrttndet  sei**). 
Aus  eben  diesem  Gedankengang  aber  ergiebt  sich  ohne  weiteres, 
dars  man  die  Vomabme  einer  diplomatischen  Eheschlieraang 
alB  Bolche  nicht  schon  als  eine  Verletzung  der  territorialen 
Suveränitat  betrachtet  und  daf^  man  nichts  gegen  dieselbe 
einzuwenden  hat,  wenn  die  personale  Kompetenz  des  diplo- 
matischeu  etc.  Agenten  normalerweise  begründet  ist,  vor  allem 
also  dann ,  wenn  beide  Eheschlief^nde  dem  vertretenen  Staate 
angehören.  Diese  Auffassung  entspricht  th&tsächlich  der  all- 
gemein in  den  romanischen  L&ndem  herrschenden  Praxis**)  und 
sie  ist  unseres  Erachtena  auf  dem  Boden  jener  Gesetzgebungen 
wohl  begrtlndet  (a.  M.  Man'oUe).  Man  darf  dabei  allerdings 
nicht,  wie  meist  geschieht,  auf  das  Recht  der  Exterritorialität 
rekurrieren*").  Auch  die  Berufung  auf  die  nur  fakultative 
Bedeutung  des  Satzes  locus  regit  actum  (vgl.  Bar,  Mariolle,  Donle 
und  andere)  reicht  hier  nicht  aus,  schon  deshalb  nicht,  weil 
eben  far  die  Civilehestaaten,  wie  oben  dargetban,  die  fakultative 
Geltung  des  Heimatsrechtes  bei  Eheschljel^ungen  im  Inlande 
an  und  für  sich  abzulehnen  ist.  Wohl  aber  erkl&rt  und  recht- 
fertigt sich  jene  Auffassung  aus  dem  auch  in  Rmcattt'a  Kom- 
missionsbericht  mit  Recht  herangezogenen  Gesichtspunkte  der 
Reciprocitfit  und  dem  das  ganze  internationale  Privatrecht  durch- 
dringenden Grundeatze  der  Ausdebnungsgleichheit  (Siebe 


38)  Vgl  SUicgvaH  S.  268  £,  277  £  aod  die  dort  dtierte  fruuteiMbB 
tud  b«lgi«che  Praxis;  MaritMe  S.  522;  Lehr,  J.  Bd.  12  S.  659  ff.  und  Ct., 
•owie  im  Ami.  de  l'Inititut  Bd.  9  &  103;  TribniutI  de  !■  Seine  vom  2.  Jali 
1872  nnd  Tom  21.  Joni  1873,  J.  Bd.  1  S.  71 C;  Clunet,  J.  Bd.  I  S.  75  und 
die  CHt 

89)  VgL  die  CiL  der  vorigen  Anmeikong,  sowie  MarioOe  S.  46SS;: 
Fiort,  J.  Bd.  13  &  308;  CIuMt  Bd.  19  3.  422  nnd  (St.;  Btuäiigait,  J.  Bd.  27 
S.  770 ;  Jtfontltwi,  Bericht  f.  d.  Inetitnt  netirt  Qt.,  Ann.  Bd.  14,  S.  80  ff.,  85  ff-, 
91;  Art.  8  der  Beschösse  des  Institot  Gber  die  InunonitAi  dipIomntiqQeii 
Cnmbndge.  Ann.  Bd.  14  S.  SlOff.,  242  (anch  schon  Art.  4  des  Entwvb 
Anüt-WetaiOe,  Ann.  Bd.  9  S.  64  und  108ff.). 

40)  Vgl.  dagegen  (am  aiufHhrlicbsten,  nicht  am  ttbenengendaten)  Lamtfi 
Bd.  3  No.  12ff.,  74ff.,  Bd.  4  No.  240ff.  247 ff.;  Fiort,  J.  Bd.  13  S.  8Mffi 
Bar  Bd.  1  S.  465 ff.,  466  Anm.  13;  Motdluc  a.  a.  0.  S.  81  and  Oit,  sowie 
die  Debatten  dee  Institut  a.  a.  O.  S.  206  ff.;  das  deatsche  Promemoria  ron 
1880,  mitgetolt  ron  MaitdthtoM  a.  a.  O.  S.  255;  Beichs-0«r.  Enteoh.  Bd.  27 
S.  101;  a^ihard»  HotiTe  a.  a.  0-;  MariMe  a.  a.  0.  S.  470  9:  4»4ff. 
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Ihermgs  Jahrb.  Bd.  40  S.  68,  69).  Gesetzgebungen,  welche, 
vie  der  code  civü  und  die  ihm  fotgeodea,  die  diplomatiscbe 
Ehe  fttr  ihre  eigenen  Staatsangeh&rigea  Qberall  im  Auslände 
Oboe  das  Vorliegen  von  Notstandsvoraussetzungen  und  obne 
besondere  Autorisaüon  eingef&hrt  haben,  köniran  foglich  nicht 
die  diplomatische  EheschliefsuDg  von  Ausl&ndem  im  Inlande 
als  etwas  durchaus  Verbotenes  und  gegen  die  Staatsordnung 
Verstofsendes  betrachten.  Sie  werden  das  Recht,  welches  sie 
selbst  in  allen  anderen  Eulturstaaten  ausüben,  auch  jenen  auf 
dem  inl&ndischen  Territorium  nicht  versagen. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  ergiebt  sich  auch  die  Be- 
grenzung. Die  Grenzen  der  Anerkennung  werden  bedingt  sein 
durch  die  normale  Ausdehnung,  welche  die  internationale  Doktrin 
und  die  inl&ndische  Gesetzgebung  selbst  jenem  Bechtsinstitutft 
(der  diplomatischen  Ehe)  giebt.  Sie  werden  also,  entsprechend 
den  obigen  Darlegungen,  nicht  weiter  gehen,  als  der  Inhalt  des 
Art.  48  Code  civil,  der  die  standesamtliche  Kompetenz  der 
diplomatischen  etc.  Agenten  nur  bei  den  eigenen  Staats- 
angehörigen anerkennt.  Besonders  charakteristisch  für  die 
romanische  Rechtsauffassung  ist,  neben  dem  oben  angeführten 
italienischen  Konsulargesetz  vom  28.  Januar  1866,  vor  allem  das 
mehrfach  erw&fante  belgische  Gesetz  vom  20.  Mai  1882.  Es 
nimmt  bei  der  Eheschliefsung  von  Inländern  die  standesamtliche 
Kompetenz  der  auswärtigen  Vertreter  allgemein  und  voraus- 
setzungslos  als  international  begründet  an.  Bei  Eheschliefsungen 
von  Belgiern  mit  Ausländerinnen  wird  dagegen  das  Eingreifen 
der  belgischen  Vertreter  nur  ausnahmsweise  als  etwas  Un- 
gewöhnliches gestattet  und  bedarf  stets  einer  besonderen  Er- 
mächtigung von  selten  des  Ministeriums  des  Auswärtigen.  Die 
Begründung  des  Gesetzes  hebt  ausdrücklich  hervor,  dal^  es  sich 
in  dem  letzteren  Falle  nicht  um  eine  (an  und  für  sich  un- 
zulässige) Erstreckung  der  diplomatischen  Kompetenz  auf  aus- 
ländische Staatsangehörige  handeln  kj>nne,  und  dafs  von  der 
fraglichen  Ermächtigung  nur  Gebrauch  gemacht  werden  solle 
bei  Eheschließungen  in  Ländern,  ,oü  l'ätat  civil  n'o&e  pas  des 
garanties  dtoirables". 

Kach  dem  gegenwärtigen  internationalen  Rechtszustand 
dürfte  darnach  anzunehmen  sein,  dars  eine  diplomatische  Ehe 
in  dem  Empfangsstaate  stets  nur  dann  zugelassen  wird,  wenn 
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beide  Eheschliersende  dem  Absendestaate  an- 
gehören*'). Als  mittelbare  Wirkung  des  EonTentionsrechtS 
darf  aber  vielleicht  eine  im  Interesse  der  Gesetzesbarmonie 
wttnschenswerte  Erweiterut^  des  Grundsatzes  erhoffl:  werden 
(Tgl.  auch  Stceguari  a.  a.  0.  S.  278,  279),  dahingehend,  dafs 
diejenigen  Lander,  welche  die  diplomatische  Ehe  auf  ihrem  Ge- 
biete grunds&tzlich  nicht  perhorresderen ,  von  dem  lokalen 
Widerspruchsrechte  nur  dann  Gebrauch  machen 
werden,  wenn  einer  der  Eheschi  ie  fsenden  ihrem 
eigenen  Staate  angehört. 

Eine  ausdrOeklicbe  Erklärung  der  einzelnen  Vertragsstaaten 
darUber,  inwieweit  sie  das  territoriale  Einspruchsrecht  ausfiben, 
wftre  auch  hier  wieder  hei  Inkrafttreten  der  Konvention  dringend 
zu  wOnschen.  Zu  dieser  Erklärung  würde  nach  der  (in  solcher 
Allgemeinheit  wohl  bedenklichen)  Auffassung  des  Kommissions- 
berichts ein  Akt  der  internen  Gesetzgebung  nicht  einmal 
erforderlich  sein**). 

IT»  Die  BenrteUniig  der  dlplomatUchen  Ehe  In  dritten 


Nach  Art.  6  Satz  1  der  Konvention  steht  fest,  dal^  eine 
diplomatische  Ehe  —  abgesehen  von  der  Ansnabme  des  Abs.  2  — 
im  ganzen  Konventionsgebiete  gültig  ist,  wenn  sie  formgereeht 
nach  der  Gesetzgebung  des  vertretenen  Staates  abgeschlossen 
wurde   und  wenn  aurserdem  der  Residenzstaat  nichts  dagegen 

41)  Vgl.  die  belgifcben  MotiTe  a-a.  0.  S.  SOff.:  ,En  droit,  nOBideroi« 
le  reeonnftttra,  lea  maiiagea  (d.  h.  die  aaf  Onind  tod  HB.  3  des  Gm.  ao- 
gelMBeom,  bti  denen  nur  der  Eliemuui  Belgier  iit)  n'anront  nfiiiMiiiiiiiiiiiif 
d'ezifltence  ralable  qa'en  Belgiqoe,  üb  conrent  le  lisqne  d'ttre  oaoüiM»  l 
rteangar  oonune  inesiitBiita.  Hoa  loia  en  efiet,  n'ont  äridemment  paa  1« 
ponvoir  d'ätabllr  an  deli  dn  territolre,  lana  le  eoneotm  de  la  »onTenineK 
itrangire,  dee  aatoiitäa  publlqaei  a;«iit  jnridiction  inr  dea  peraonnet 
n'appartenant  paa  ä  la  nationalitä  beige..."  YgL  auch  Cktnel 
Bd.  19  S.  422  und  die  dt,  aoirie  den  oben  Anm.  36  erwünten  acliweiier. 
Becfatshll,  und  da«  Citat  am  dem  Kommüdonabericht  toq  1898,  oben  Aam.  SO. 

42)  „Le  mot  „Etat"  a  6t&  employä  it  deseein  ponT  eomprendn  deoi 
cu:  il  pent  j  aroir  dana  la  Ijgislation  territoriale  nn  teite  s'oppoaant  t  la 
cäl^bration  de  paieili  mariagee;  k  dä&nt  de  texte  il  anEBt  qne  le  Goa- 
vernement  diclare  qn'il  ne  pennet  paa  cea  mariagee,  parceqae  te  ponreir 
d'eiclnre  l'action  d'nne  aatont^  itnagin  nr  son  teiritoire  rentre  natnielle- 
ment  daua  oea  attzibntiana.'' 


Die  dritte  Hwgn  StutMikonftniiz  Ar  intenuitioiulM  PriTatneht  423 

einwendet  So  natorlich  diese  Regel  eracheint,  ist  doch  auch 
Bie  nicht  unzweifelhaft  für  diejenigen ,  welche  das  Institut  der 
diplomatiBcheD  Ehe  allgemein  verwerfen  und  einer  solchen  Ehe 
deshalb  grnnds&tzlieh  nnr  für  das  Gebiet  des  Absendestaates 
Wirksamkeit  zugestehen  wollen  (s.  z.  B.  Laurent  a.  a.  0. ;  Clunet, 
J.  Bd.  19  S.  421,  422  und  Ctt.;  vgl.  auch  den  EommiBsionsbericht 
von  1894  S.  49).  Die  Feststellung  der  Konvention  ist  daher 
Dicht  OberflQssig  und  im  Interesse  der  Rechtssicherheit  zu  be- 
grltfäen.  Eine  in  Madrid  vor  dem  belgischen  Konsul  geschlossene 
Ehe  zweier  Belgier  ist  hiernach  unbedingt  auch  fQr  Deutschland 
fonnglütig;  auch  dann,  wenn  die  Braut  eine  Deutsche  ist,  wird 
die  Ehe  anzuerkennen  sein  (vorausgesetzt,  dafs  der  belgische 
Konsul  die  erforderliehe  „emtorisation  speciale"  von  dem  belgischen 
Hinister  des  Auswärtigen  erhalten  hat),  da  nach  dem  oben 
filr  das  EoDventionsrecht  AusgefUhrten  nicht  anzunehmen  ist, 
dal^  Spanien  in  solchem  Falle  die  Ehe  beanstanden  wird.  Be- 
denklieb  ist  aach  diese  Folgerung  fQr  die  deutschen  Interessen 
nicht.  Wir  aberlassen  es  ja  im  Konventionegebiete  allgemein 
der  lex  loci ,  die  Form  der  Eheschtiefsung  zu  normieren. 
Warum  sollten  vir  also  nicht  auch  mit  der  Eheschliefsung  eines 
unserer  Staatsangehörigen  vor  dem  auswärtigen  Agenten  eines 
anderen  Vertragsstaates  einverstanden  sein ,  wenn  der  Ehe- 
schliefSQugsort  diese  Form  zuläfst? 

Die  Konvention  entscheidet  nichts  Ober  die  Gültigkeit  der 
diplomatischen  Ehe  in  dritten  Staaten,  wenn  dieselbe  zwar  form- 
gerecbt  nach  der  Gesetzgebung  des  diplomatischen  Agenten  ge- 
schlossen wurde  aber  von  der  lex  loci  nicht  genehmigt 
wird.  Irrig  wäre  es  wiederum,  wenn  man  aus  Art.  6  entnehmen 
wollte,  dafs  in  solchem  Falle  die  Ehe  in  allen  dritten  Staaten 
ungQltig  sei.  Die  Unrichtigkeit  eines  derartigen  argumenhim 
e  contrario  ergiebt  sich  ohne  weiteres  aus  Art.  7.  Es  ist  daher 
nicht  zutreffend,  wenn  Mariolle  a.  a.  0.  S.  518  (allerdings  auf 
Grand  der  Beschlösse  von  1894,  welche  den  Art.  7  noch  nicht 
enthielten)  annimmt,  nach  der  Konvention  würde  z.  B.  Frank- 
reich die  in  Deutschland  vor  Vertretern  fremder  Staaten  ab- 
geschlossenen Eben  als  nichtig  zu  behandeln  haben,  weil  nach 
der  Reichsgesetzgebung  eine  Ehe  im  Gebiete  des  deutschen 
Reiches  nur  vor  dem  Standesbeamten  abgeschlossen  werden  könne. 
(Vgl.  oben  S.  414.) 
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Die  Frage,  wie  sich  dritte  Staaten  im  Eonfliktsfalle  zwischen 
Absendestaat  und  Empfangsataat  zur  Galtigkeit  der  diplomatischeD 
Khe  stellen  werden,  bleibt  vielmehr  nach  dem  Konventions- 
reeht  eine  offene.  Sie  kann  nur  nach  dem  internen  Rechte 
des  einzelnen  (dritten)  Yertragsstaats  entschieden  werden.  Diese 
Entscheidung  ist  hier  erst  recht  zweifelhaft,  da  es  an  jedem 
gesetzliehen  Anhalte  fehlt  und  aacb  Theorie  und  Praxis  kaum 
ii^endwelche  Stützpunkte  bieten.  Mabeliegend  scheint,  da&  dritte 
Staaten  die  betr.  Ehe  solchen  Falles  ähnlich  beurteilen  werden, 
wie  die  auf  ihrem  eigenen  Grebiete  gescblosBenen  diplomatischen 
Ehen.  Sie  würden  sich  hiernach  teils  der  Beurteilung  des 
Absendestaates ,  teils  deijenigen  des  Empfangsstaates  an- 
Bcblielben,  je  nachdem  ihr  eigenes  diplomatisches  Eherecht  mehr 
dem  des  einen  oder  dem  des  anderen  analog  w&re.  Eine  in 
Deutschland  vor  dem  belgischen  Konsul  geschlossene  Ehe  zweier 
Belgier  wOrde  demgem&fs  z.  B.  in  Frankreich,  Italien,  Spanien, 
Portugal  in  Übereinstimmung  mit  dem  belgischen  Heimatsrechte 
anerkannt  werden;  sie  würde  dagegen  in  Rut^land,  Österreich- 
Ungarn  ,  Dänemark  und  der  Schweiz  wohl  in  Übereinstimmung 
mit  dem  deutschen  Ortsrechte  als  unwirksam  zu  betrachten 
sein. 

Diesem  unsicheren  und  unbefriedigenden  Zustande  hätte  man 
auch  hier  durch  eine  einheitliche  Kollisionsnorm  ein  Ende  bereiten 
können.  Der  einziucblagende  Weg  war,  wie  wir  oben  schon 
gesehen  haben,  durch  die  KommissionsbegrQndung  zu  Art.  7 
mit  voller  Klarheit  vorgezeichnet:  Der  Territorialstaat,  dessoi 
Suveränität  durch  das  nicht  genehmigte  Eingreifen  der  fremden 
Vertreter  verletzt  ist,  mag  sich  bei  dem  Absendestaate  Ober  die 
„incorreetion  commise'  beschweren;  er  mag  selbst  die  Ehe  für 
ungültig  erklären:  „mais  il  n'y  a  pas  de  raison  d'aller  plus 
loin  . . .  Pourquoi  ne  seraifc-il  [le  manage]  pas  regardä  comme 
valable  dans  l'Etat  de  qui  relöve  le  Coosul  et  dans  les 
aotres  Etats?* 

Zum  mindesten  für  den  Fäll,  dafs  beide  EbeGcbliefoende 
dem  Staate  des  betreffenden  Agenten  angehören,  mufste  dem- 
zufolge der  Gedankengang  der  Konferenz  —  mag  er  auch  vom 
deutschen  Standpunkte  aus  befremden  —  zur  Aufstellung  des 
Rechtssatzes  führen,  dafs  dritte  Staaten  die  formgereeht 
geschlossene  diplomatische  Ehe  stets  mit  dem  Heimats- 
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Staate  anzuerkeaneo  haben,  weoD  sie  auch  der  Territorial- 
staat beanstandet. 

Bedenklicher  erscheint  die  Sache,  weno  nicht  beide  Ehe- 
sebliefBende  dem  vertretenen  Staate  angehören ,  insbesondere 
dann,  weon  gerade  ein  Angehöriger  de^enigen  Staates  beteiligt 
ist,  welcher  Ober  die  Gültigkeit  der  Ehe  zu  urteilen  bat.  Allein 
auch  in  diesem  Falle  hat  der  dritte  Staat  kein  plausibles  Inter- 
esse, eine  Ehe  wegen  Formmangels  zu  beanstanden,  wenn  der 
Mangel  lediglich  auf  die  Verletzung  einer  fremden  Territorial- 
suverfiDitAt  gegründet  werden  kann.  Ist  die  lex  loci  ihrerseits 
mit  der  Eheschliefsung  einverstanden,  so  steht  ja  die  allgemeine 
Gültigkeit  der  Ehe  fest.  Ein  Verbotsrecht  des  dritten  Staates, 
welchem  einer  der  Ebeschliel^nden  angehört,  giebt  es  (ab- 
gesehen von  dem  Vorbehalt  des  Art.  5  Abs.  2)  nicht.  Wenn 
also  dem  Heimatsstaate  ein  Widerspruch  aus  eigenem  Recht  nicht 
zusteht,  warum  sollte  er  aus  fremdem  Rechte  ihm  gew&brt 
werden? 

Übrigens  durfte  der  vorausgesetzte  einzig  bedenkliche  Fall 
unter  den  Vertragsstaaten  kaum  praktisch  werden.  Wie  wir 
oben  festgestellt  haben,  sind  die  auswärtigen  Vertreter  nach 
dem  Rechte  keines  einzigen  Vertragsstaates  ipso  jure  zum  standes- 
amtlichen Eingreifen  befugt,  wenn  Angehörige  dritter  Staaten 
beteiligt  sind;  wo  eine  derartige  Erstreckung  der  Kompetenz 
Oberhaupt  eingeführt  ist,  wird  stets  eine  besondere  standesamt- 
liche Autorisation  der  auswärtigen  Vertreter  erfordert.  Es  ist 
nun  nicht  anzunehmen,  dafs  derartige  Autorisationen  nach 
Inkrafttreten  der  Konvention  erteilt  oder  aufrecht  erhalten 
werden,  ohne  dafs  der  Residenzstaat  damit  einverstanden  ist 
(vgl.  oben  S.  415  f.).  Im  Falle  dieses  Einverständnisses  aber  ist 
ja,  wie  gesagt,  jeder  Zweifel  behoben  und  die  Ehe  nach  Art.  6 
Abs.  I  im  ganzen  Konventionsgebiete  unanfechtbar. 

Es  wäre  somit  wohl  angemessen  und  nach  dem  Gedanken- 
gang der  Konferenz  folgerichtig  gewesen,  wenn  man  ausgesprochen 
hfitte,  dafs  die  vor  einem  diplomatischen  oder  konsularischen 
Vertreter  eines  Vertragsstaates,  „conform^ment  ä  sa  ligislation" 
eingegangene  Ehe  wegen  Formmangels  aufserhalb  des  Staates, 
in  welchem  die  Ehe  geschlossen  wurde,  nirgends  beanstandet 
werden  könne.    (Vgl.  oben  S.  395.) 
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y.  Die  AnsschlleAiuig  des  territorialen  BüupmelureehtM 
nnd  der  lokale  ordre  pnbllc. 

Das  nach  Art  6  Satz  1  uDbeachrftnkt  freigestellte  Eis- 
spruchsrecht der  lex  loci  gegen  die  diplomatische  EheachlieCsang 
darf  nach  dem  Zosatzbesehlusse  der  dritten  Konferenz  von  einem 
Staate  nicht  ausgeQbt  werden  „quand  il  s'agit  d'nn  manage  qoi 
k  raison  d'un  manage  ant^rieur  oa  d'on  obstade  d'ordre  rel%ieux 
eerait  contraire  ä  ses  lois".  Die  Erwägungen,  welche  za  dieser 
—  ohne  besonderen  Kommentar  kaum  verständlichen  —  Klausel 
geführt  haben  und  die  Bedenken,  welche  ihr  entgegenstehen, 
sind  oben .  (S.  245  IT.)  genauer  erörtert  worden.  Hier  ist  nur 
noch  einiges  aber  die  Bedeutung  des  ungewöhnlichen  Satzes  für 
das  diplomatische  Eherecht  als  solches  hervorzuheben. 

Wie  aus  dem  oben  (S.  234  ff.  und  237  ff.)  Dargelegten  zu  ent- 
nehmen ist,  sind  die  durch  den  fraglichen  Znsatzbeschlufb  (das 
„amendement  Asser*^)  speciell  betroffenen  Vertragsstaaten:  Öster- 
reich, ßn(ä1and,  Italien,  Spanien,  Portugal  und  Schweden.  Von 
diesen  widersetzen  sich  wohl  Rufsland  und  Österreich  sonst 
grundsätzlich  der  diplomatischen  Eheschliefsung  auf  ihrem 
Gebiete,  während  von  den  andern  vier  Staaten  anzunehmen 
ist,  dafs  sie  der  diplomatischen  Ehe  kein  Hindernis  in  den  Weg 
legen,  falls  nicht  einer  ihrer  eigenen  Staat^ngebörigen  beteiligt 
ist.  Gleichwohl  ist  auch  für  die  letzteren  Staaten  das  Amende- 
ment Asser  keineswegs  bedeutungslos.  Die  Fälle,  für  welche 
durch  diese  Klausel  die  Zulassung  der  diplomatischen  Ehe  er- 
zwungen wird,  sind  nämlich  gerade  solche,  in  denen  sie  sonst 
auch  auf  dem  Territorium  derjenigen  Staaten  unzulässig  wäre, 
welche  principielle  Einwendungen  gegen  das  standesamtliche 
Auftreten  der  fremden  Agenten  nicht  erheben.  Die  Fiktion 
der  Exterritorialität  (des  Gesandtschaftsgebftudes)  ist  ja  von 
der  Konferenz  verworfen  (bei  den  konsularischen  Eben 
kommt  sie  ohnebin  nicht  in  Frage)  und  die  Besonderheiten, 
welche  für  die  diplomatische  Ehe  gelten,  erstrecken  sieb  aus- 
drücklich nur  auf  ihre  Form  (^guant  ä  la  forme').  In  allen 
übrigen  Beziehungen  ist  eine  solche  Ehe  genau  ebenso  zu 
beurteilen  und  zu  behandeln  wie  irgend  eine  andere  in  dem  be- 
treffenden Lande  al^eschlossene  (vgl.  die  Ausführungen  des 
Kommissionsbericbtos  Abs.  2).  Die  ausländischen  Vertreter  sind 
hiernach  insbesondere  an  das  materielle  Eherecht  der  lex  loci, 
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iüBoweit  es  für  die  betreffenden  Fftlle  Geltung  hat,  gnind- 
s&tzlich  ebenso  gebunden,  wie  die  Standesbeamten  dea  Landes 
selbst;  sie  haben  den  lokalen  ordre  public  (Art.  2  der 
Konventioo)  zu  beachten")  und  sie  worden  daher  ohne  das 
Amendement  Aaser  niemals  befugt  sein,  entgegen  jenen  lokalen 
Frohibitivgesetzen  von  religiösem  Charakter  u.  s.  w.  eine  Ehe- 
schlielänng  zuzulassen,  auch  wenn  ihre  Funktion  als  Standes- 
beamte im  übrigen  unbeanstandet  wäre.  Sie  dürften  selbstredend 
auch  nicht  etwa  von  der  Befugnis  des  Art.  3  fOr  den  Absende- 
staat  Gebrauch  machen;  denn  dieses  permissive  Eingrifisrecbt 
steht  einem  Staate  nur  bei  solchen  Ehen  zu,  die  auf  seinem 
«genen  Boden  geschlossen  w^en. 

Das  Amendement  Asser  enthält  also  eine  doppelte  Ab- 
weichung von  den  fOr  das  diplomatische  Eherecht  geltenden 
Segeln:  1.  soll  bei  der  Eheschliefsung  der  sonst  stets  zu  be- 
achtende materiellrechtliche  ordre  public  der  lex 
loci  nicht  berücksichtigt  werden;  2.  soll  das  sonst  stets 
anerkannte  Einspruchsrecht  des  Territorial  Staates 
gegen  die  Eheform  ausgeschlossen  sein. 

Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dafs  man  im  Texte  der 
Konvention  auch  jene  erste  Ausnahme  ausdrücklich  hervor- 
gehoben hätte,  nicht  nur,  weil  sie  die  Grundlage  und  Voraus- 
setzung des  ganzen  Amendements  bildet ,  sondern  vor  allem 
deshalb,  um  sie  als  Ausnahme  zu  kennzeichnen  und  die 
Segel  nicht  zu  verwischen.  Es  muffte  klargestellt  werden, 
dafs  in  allen  anderen  Fällen  die  ausländischen 
Vertreter  an  den  ordre  public  des  lokalen  Ehe- 
recbtes  gebunden  sind.  Die  jetzige  Fassung  des  Textes 
läfst  dies  schlechterdings  nicht  erkennen ;  das  Amendement 
Jsser  bietet  vielmehr  der  entgegengesetzten,  von  der  Eom- 
mission  ausdrücklich  verworfenen  Auffassung  eine  entschiedene 
Stütze.     Bei   klarer  Hervorhebung  dieses  doppelten  abnormen 


43)  Im  Kommiarionabeiicht  «udrAcklieh  fotgeatellt,  nachdem  die  Frmge 
bd  den  Voirerbkndliuigen  mr  drittoi  Konferenz  von  der  niederlindiaehen 
Begieningskomndsaion  (DocnmoDti  8.  16)  tngeecbnitten  worden  war:  „La 
[wcinÜTe  (obeerration)  eat  qn'ä  oee  mariagea  B'appliqnent  lea  prohibitions 
faonc^  dana  l'article  2.  L'agent  diplomatique  on  conaolaire  doit  rapecter 
Im  loi«  dn  pays  o&  il  n  tronro."  (Actes  S.  177.)  Anderer  Meinung  [nach 
den  BevcfalflMa  von  1894):  Xariolk  a.  a.  0.  S.  SOS. 
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Eingriffes  in  die  sonst  anerkannten  Rechte  des  Territorial- 
Staates  w&rde  der  Konferenz  vielleicht  auch  die  Bedenklich- 
keit des  ganzen  Amendements  doch  zum  Bewurstsein  gekommen 
sein.  — 

Bemerkt  sei  noch,  da&  das  Amendement  nach  seiner  Entr 
stehangsgeschichte  nur  dann  Anvendung  finden  soll,  wenn 
wegen  der  auf  Art  2  Abs.  3  gegrOndetenProhibitiT- 
Dorm  die  Ehescbüersung  im  Lande  unmöglich  wird  (vgl.  Actes 
S.  177  Abs.  3).  Es  darf  daher  nicht  auf  diejenigen  FsUe  aus- 
gedehnt werden,  in  welchen  schon  nach  der  allgemeinen  "RegfA 
des  Art  1  die  Ehe  verboten  ist  Der  deutsche  Konsul  in 
Spanien  ist  also,  ohne  dafs  Spanien  einen  Einspruch  erbeben 
darf,  befugt,  einen  recht&galtig  geschiedenen  deutschen  Staats- 
angehörigen zur  Ehe  zuzulassen;  niemals  aber  braucht  irgend 
ein  Territorialstaat  die  diplomatische  Eheschliersung  z.  B.  fOr 
einen  österreichischen  Mönch  zu  gestatten,  der  ja  schon  nach 
seinem  eigenen  Heimatsrechte  nicht  erst  auf  Grund  der  lokalen 
Prohibitivnorm  eheanfähig  ist 

Was  die  Wirksamkeit  einer  auf  Grund  des  Amendements 
zugelassenen  diplomatischen  Ehe  betrifft,  so  kann  eine  solche 
Ehe  jedeafalls  nicht  hinterher  (wie  eine  andere  unter  den 
gleichen  materiellen  Voraussetzungen  eingegangene)  von  dem 
Staate  des  Ebeschliersungsortes  (gemäß  dem  letzten  Satze  des 
Art.  2)  als  ungaltig  betrachtet  werden.  Die  gegenteilige  Annahme 
würde  sozusagen  intemationalrechtlich  gegen  Treu  und  Glauben 
verstofsen.  Ein  Staat,  der  nach  der  Konvention  verpflichtet  ist, 
eine  Eheschliefsung  auf  seinem  Territorium  zu  dulden,  kann 
nicht  daneben  berechtigt  sein,  die  geschlossene  Ehe  als  unwirksam 
zu  behandeln. 

Tl.   Der  Torbehalt  zu  Onnsten  der  kirchlichen  Ehe. 

Nach  Art.  6  Abs.  2  soll  der  Vorbehalt  des  Art  5  Abs.  2 
auch  bei  den  diplomatischen  Ehen  anwendbar  sein.  Das  be- 
deutet: Die  Länder  mit  obligatorisch  kirchlicher  Ehe- 
schliefsung sollen  auch  durch  den  Inhalt  des  Art  6  (ebenso  wie 
durch  denjenigen  des  Art.  5)  niemals  verpflichtet  werden,  von 
diesem  Erfordernis  bei  ihren  eigenen  Staatsangehörigen  ab- 
zusehen. 
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Die  Änsnalime  hat  keine  praktische  Bedeutung  for  den 
regelm&fsigen  Fall  der  diplomatischen  Ehe ,  den  nämlich ,  dafe 
beide  Ehesehliel^ende  dem  vertretenen  Staate  aogehdren.  Denn 
in  solchem  Falle  braucht  ja  der  Heimatestaat  seine  auswärtigen 
Vertreter  einfach  nicht  zu  einer  nur  civilen  EheBchliefsung  zu 
bevollm&chtigen ,  and  wird  es  nicht  thun.  (Vgl.  Kommissions- 
bericht  S.  177  sowie  die  mehrfach  erw&hnten,  von  Martdelstam 
mitgeteilten  russiscfaen  Dokumente.)  Aus  diesem  Grunde  war 
auch  in  dem  EommisBionsentwurf  von  1893  der  betreffende  Vor- 
behalt nur  in  Ziffer  2  des  Art.  5  enthalten  (vgl.  oben  S.  410); 
bei  der  (in  den  definitiven  BeschlQeaeD  der  Konferenzen  allein 
anhebt  erhaltenen)  Zifier  1  war  er  als  Oberättssig  weg- 
geblieben. 

Die  Ausnahme  berQhrt  aho  einzig  unsere  oben  behandelte 
dritte  Kategorie:  die  Beurteilung  der  diplomatischen  Ehe  in 
dritten  Staaten;  und  auch  davon  nur  den  Fall,  dafs  einer 
der  Eheschliersenden  dem  beurteilenden  Staate  selbst  angehört. 
Ihre  Bedeutung  besteht  darin,  dafs  in  diesem  Falle  der 
Beimatsstaat  des  Ehesch  lief  senden  die  Ehe  als 
ungültig  behandeln  kann,  auch  wenn  Absendestaat 
und  Residenzstaat  übereinstimmend  deren  QQltig- 
beit  anerkennen.  Die  Aufstellung  dieser  (einzigen)  Aus- 
nahme von  der  Regel  des  Art.  6  Satz  1  ist  in  der  That  als 
Eonsequenz  aus  Art.  5  Abs.  2  unvermeidlich.  Die  diplomatische 
Ebeform  mag  für  das  ganze  Konventionsgebiet  der  lokalen 
Eheform  gleichgestellt  werden;  es  kann  ihr  aber  ftlglich  nicht 
eine  st&rkere  zwingende  Kraft  dritten  Staaten  gegenüber  bei- 
gelegt werden,  als  jener. 

Im  Obrigen  gilt  auch  hier  alles  oben  S.  399  ff.  Ausgeführte. 
Insbesondere  kann  die  FormgOlUgkeit  der  kritischen  Ehe  nie- 
mals von  einem  anderen  als  einzig  dem  Heimats-Staate  be- 
anstandet werden.  Es  wird  also  z.  B.  die  Ehe,  welche  ein 
Belgier  vor  dem  belgischen  Konsul  in  Spanien  mit  einer  ortho- 
doxen Russin  geschlossen  hat,  in  Rufsland  ungQlttg  sein;  in 
allen  anderen  Yertragsstaaten  aber  bleibt  sie  unanfechtbar. 

Bemerkt  sei  schliefslich ,  dafs  es  zveckmäfsiger  gewesen 
wäre,  die  fragliche  Rechtsnorm  auch  in  Art.  6  mit  deutlichen 
Worten  auszusprechen,  anstatt  die  nicht  besonders  klare  Form 
der  Verweisung  auf  Art.  5  zu  wftblen.    Thats&chlich  hatte  man 
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sieh  bei  den  TerhEodlnngen  der  enten  Konferenz  (1893)  sehon 
za  diesem  Verfahren  bekehrt  Die  BedaktionskommiBsion  hat 
damals  unserem  (nrsprOnglieh  in  Art.  5  Ziffer  2  entb&llenen) 
Zusätze  nachtiSglieh  die  von  der  Konferenz  gebilligte  Fassung 
gegeben: 

„Tontefois  eette  disposition  n'oblige  pas  l'Etat  qui  exige 
one  cölöbration  religiease,  k  reconoattre  ee  manage  comme 
valable." 

IIL  AbBehnitt.   Di«  AmrendangagrMueii  des  KonTODUena- 
reekfs. 

Zu  Beginn  der  Haager  Verhandlungen  hat  man  an  eine 
bestimmte  Begrenzung  des  Eonventionsrechtes,  wie  es  scheint, 
nicht  gedacht.  Der  Eommissionsbericht  von  1893  (Actes  S.  45) 
geht  davon  aus,  dafs  die  zu  beBchliefsenden  Eollisionsnormen 
ebensowohl  für  einen  innerstaatlichen  Gesetzentwurf  als  fOr 
einen  Staatsvertrag  geeignet  sein  sollen.  Die  KommiBsion  war 
hiemach  wohl  der  Ansicht,  dafs  diese  Normen  einfach  und  in 
vollem  Umfange  an  die  Stelle  des  bisher  in  den  einzelnen  Ver- 
tragsstaaten  geltenden  internationalen  Privatrechts  zu  treten 
hatten. 

Im  Laufe  der  weiteren  Verhandlungen  ist  jedoch  immer 
deutlicher  der  Gedanke  zu  Tag  getreten,  &&&  eine  derart  un- 
eingeschränkte Geltung  des  KonventionsrechtB  nicht  am  Platze 
sei,  dafs  insbesondere  dasselbe  sich  nur  auf  die  Anwendung 
derjenigen  materiellen  Privatrechte  beziehen  kOnne,  welche  die 
Unterlage  der  Konferenzverhandlungen  gebildet  haben.  Am 
klarsten  hat  eich  naturgemäfs  diese  Erkenntnis  Bahn  gebrochen 
bei  den  Versuchen,  die  Regeln  des  ordre  public  zu  specialisieren. 
(Vgl.  oben  S.  219 ff.;  auch  noch  die  Äurserung  SenmUts  Actes 
1894  S.  44)**).  Feste  Gestalt  gewann  jedoch  der  Begrenzungs- 
gedanke erst  bei  den  Vorverhandlungen  zur  dritten  Konferenz. 
Hier  erfolgte  (aufser  den  allgemeinen  Bemerkungen  der  fran* 
zöBischen  Kommission  —  Documents  S.  153  —  und  der  öster- 
reichischen Note  —  Actes  S.  45  — )  zum    ersten  Male  ein  be- 


44)  „Ht.  Renault  proteate  eantn  la  maoiii«  de  voir  de  M.  le  düigai 
d'Aatriche  d'^pria  laqaelle  Im  pajs  contractantB  seniat  obligfe  d'^ipliquer 
Im  tkgim  adoptän  meme  mix  nüets  dea  Etats  non  ngnataiifB.'' 
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Stimmt  formalierter  Vorschlag,  und  zwar  von  Seiten  Deutech- 
lands.  Es  wurde  ein  gemeinechaftlicher  „Schlafsabschnitt" 
zu  den  Eonventionen  beantragt,  dessen  Art  2  in  seinem  hier- 
her gehörigen  Teile  lautet: 

,Die  Vertragsstaaten  sind  zur  Befolgung  der  Vorschriften 
des  Vertrags  nur  unter  der  Voraussetzung  verpflichtet,  dafs  das 
nationale  Gesetz,  auf  welches  in  dem  Art.  1  Terwiesen  wird,  in 
dem  Falle,  um  den  es  sich  handelt,  das  Gesetz  eines  Vertrags- 
staates ist." 

Auf  diese  deutsche  Anregung  ist  der  erheblich  weiter 
gehende,  von  der  Eommission  beschlossene  und  von  der  Kon- 
ferenz anstandslos  genehmigte  Art.  8  der  Konvention  zurfick- 
zufQhren,  welcher  sich  die  bestimmte  Aufgabe  setzt,  „de  d^li- 
miter  le  champ  d'application  de  la  Convention."  Der  Artikel 
lautet : 

„La  präsente  Convention  ne  s^applique  qu'aiix  mariages 
cöl^brto  8ur  le  territoire  des  Etats  contractaots  entre  personnes 
dont  une  au  moins  est  ressortissante  d'un  de  ces  Etats. 

Aucun  Etat  ne  s'oblige  par  la  pr^ente  Convention,  & 
sppüquer  une  loi  qui  ne  serait  pas  celle'd'un  Etat  contractant." 

Die  Begel  begrenzt  also  das  Anwendungsgebiet  der  Kon- 
vention nach  drei  Gesichtspunkten:  nach  dem  Orte  der  Ehe- 
sehliefBung;  nach  der  Person  der  EhesebliefsendeD 
(deren  Staatsangehörigkeit);  nach  der  anzuwendenden  Ge- 
setzgebung. 

1.  Die  beides  letzteren  Grenzbeziebungen  waren  in  den 
früheren  Verhandlungen  schon  aufgetaucht.  Die  erste  dagegen 
ist  neu.  Merkwfkrdiger  Weise  ist  gerade  sie  im  Scbofse  der  Kom- 
mission gleichsam  als  selbstverständlich  anerkannt  worden :  „On 
est  tombö  assez  facilement  d'accord  que  la  Convention  ne  concemait 
qne  les  mariages  cäl^br^s  sur  le  territoire  des  Etats  contractants." 
Unseres  Erachtens  ist  gerade  diese  Voraussetzung  keineswegs 
selbstverständlich.  Natürlich  ist  allerdings,  dafs  überstaatliche 
Verpflichtungen  und  Berechtigungen,  welche  —  wie  die  Mehr- 
zahl der  Konventionsnormen  —  speciell  die  lex  loci  treffen, 
oder  speciell  der  lex  loci  gegenüber  beachtet  werden  sollen, 
ihrem  eigenen  Sinne  nach  nur  dann  Platz  greifen,  wenn  der 
Ehescbliefsungsort  im  Konventionsgebiete  liegt.  Bildet  dagegen 
—  wie  bei  der  Hauptregel  des  materiellen  Eherechtes  (Art.  1)  — 
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lediglich  die  Staatsangehörigkeit  der  EheschliefBenden  die  An- 
knapfung  fQr  die  Eollisionsnorm  und  betrifft  demgeniftra  anch 
die  damit  verbundene  überstaatliche  Verpflichtung  bezw.  Be- 
rechtigung lediglich  den  Heimatsstaat  als  solchen:  so  ist  durch- 
aus nicht  einzusehen,  warum  die  konventionsm&rsige  Bindung 
ohne  weiteres  cessieren  soll,  wenn  der  Eheschliersungaort  nicht 
im  EoDventionsgebiete  liegt.  Jeder  der  Vertragsstaaten  hat 
doch  alles  Interesse  daran,  dafs  die  Beurteilung  der  von  seinen 
Angehörigen,  einerlei  wo,  geschlossenen  Ehen  innerhalb  des 
Eonventionsgebietes  eine  einheitliche  sei.  Warum  sollte  durch 
die  Konvention  nicht  festgestellt  werden ,  dat^  Dftnemark  die 
Ehefähigkeit  eines  Deutschen,  der  in  England  heiratet,  grund- 
sätzlich nach  dem  deutschen  Heimatsrecfat  zu  beurteilen  habe, 
ebensogut  wie  bei  der  Ehe,  welche  ein  Deutscher  in  Dänemark 
eingebt  ?  Etwa  deshalb ,  weil  mSglicherweise  das  englische 
Recht  seinerseits  zur  Anwendung  kommen  will?  Gerade  dann 
wäre  um  so  mehr  zu  wünschen  und  zu  verlangen,  dafs  dem 
deutschen  Rechte  entsprechend  seiner  eigenen  von  der  Konferenz 
als  zutreffend  anerkannten  Eollisionsnorm  im  ganzen  Konven- 
tionsgebiete  zum  Siege  verholfen  wQrde.  Durchaus  klar  und 
verständlich  ist  es,  dafs  die  Vertragsstaaten  sich  dem  Vertraga- 
auslande  gegenüber  zu  nichts  verpflichten.  Weniger  klar  und 
verst&ndlicb  erscheint  es  aber,  warum  man  sich  scheut,  kon- 
ventionsmAt^ig  begründete  Rechte  der  Vertragsstaaten  innerhalb 
des  Eonventionsgebietes  allgemein  durchzusetzen,  mögen  sie 
auch  eventuell  mit  den  Auffassungen  des  EonventionsauslandeB 
kollidieren. 

2.  Bei  Festsetzung  der  zweiten  Grenzbeziehung  —  der 
Staatsangehörigkeit  der  Ehescbliersenden  —  ist  die  Eommission 
weniger  skrupulös  verfahren.  Das  EoDTentionsrecht  soll  schon 
dann  allgemein  gelten,  wenn  auch  nur  einer  der  Efae- 
schliefsenden  einem  Vertragsstaate  angehört.  Das  geht 
weiter  als  der  deutsche  Vorschlag  und  würde  wohl  so  aus  der 
„Natur  der  Sache"  nicht  abzuleiten  sein.  Es  ist  aber,  wie  die 
Eommission  wohl  mit  Recht  annimmt,  aus  Zweckm&rsigkeitB- 
gründen  zu  empfehlen  und  es  ist,  unt^r  Berücksicbtigong 
der  dritten  Einschränkung  (Art.  3  Abs.  2),  auch  wohl  unbe- 
denklich. 

Zu  beachten  ist  jedoch,  dafs  hiermit  gleichzeitig  die  un- 
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glOekliefae  Verweisungsklaasel  des  Art  1  eine  erheblich  weitere 
fiedentong  gewinnt.  Ihre  Geltung  bleibt  ja  nun  nicht  mehr  — 
wie  der  Konferenz  stets  vorgeschwebt  hat  (Actes  S.  168  ff.)  — 
anf  konTentioDsinlandische  Gesetze  beschränkt.  Wenn  z.  B.  ein 
in  Spanien  wohnender  Engländer")  in  Deutschland  eine  Deutsche 
heiratet,  so  wäre  seine  Ehefähigkeit  gemärs  der  Verweisnngs- 
klanse)  nach  seinem  spanischen  Domizilrechte  zu  beurteilen. 
Heiratet  aber  der  nämliche  Engländer  etwa  eine  Griechin,  so 
richtet  sieb  seine  Eheftfaigkeit  in  allen  Ländern  des  Staats- 
angehftrigkeitsprincips  nach  seinem  englischen  Heimatsrechte, 
—  wie  anch  in  England  selbst  vielleicht,  wenn  man  nämlich 
dort  der  Verweisungstheorie  folgt  (vgl.  die  in  Ihermg's  Jahr- 
bOchem  fid.  30  S.  16  ff.  und  19  ff.  citierten  englischen  Ent- 
scheidungen). Man  hat  also  auf  diese  Art  dem  Konventions- 
aoslande  g^enüber  grandsätzlich  doch  die  Verweisung  mit  all' 
ihrem  Widersinn  und  noch  mit  besonderen  Eomplikationen  ein- 
geführt —  trotzdem  die  ganze  Konferenz  die  Verkehrtheit  des 
Frincips  erkannt  hat  und  dessen  Anwendung  nur  ganz  ans- 
nahmsweise  als  eine  Konzession  an  bestimmte  Vertragsstaaten 
gutheifsen  wollte.    (Vgl.  oben  S.  211.) 

3.  Die  dritte  Begrenzung  des  Konventionarechtea  entspricht 
dem  deutschen  Vorschlage  sowie  dem  eingangs  erwähnten 
leitenden  Gedanken.  Nur  die  Gesetzgebung  der  Vertragsstaaten 
selbst  hat  die  Vergleichnogsgrundlage  gebildet;  diese  Rechte 
allein  sind  den  Vertragsgenossen  bekannt  oder  sie  gelten 
wenigstens  (wie  der  Kommissionsbericht  vorsichtig  bemerkt)  als 
ihnen  bekannt  Die  Gesetze  anderer  Staaten,  die  möglicher- 
weise einer  .civilisation  tout  ä  fait  diffßrente"  angeboren,  hat 
man  nicht  geprüft  und  will  sich  ihnen  gegenüber  zu  nichts 
verpflichten. 

Die  Möglichkeit,  dafä  an  und  ffir  sich  (ohne  die  hier  auf- 
gestellte Begrenzung)  nach  den  Konventionsregeln  konventions- 
ausiändtsches  Kecht  anzuwenden  sein  könnte ,  eracheint  dem 
KommiBsionsbericht    vor    allem    zufolge    der  Verweisungs- 

45]  Sollte  es  für  du  engliBche  Kecht  zweifelhaft  enchnnen,  ob  hier 
die  VoniueetanDg  einer  Bind  rück  liehen  Verwtisoiig  (vgl  oben  S.  210)  ge> 
geben  iat,  so  yrün  in  dieser  Besiehnng  x.  B.  fQr  du  atgeutinieohe 
Recht  (fiodigo  dvä  Art,  17;  vgL  Niemeger,  Kodifikation  No.  152)  jedes  Be- 
deoken  ausgeschlossen.    Ähnlich  bü  dem  Vertrag  ron  Hontarideo  Art.  1. 
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blausel  gegeben,  da  ja  Vertragaataaten  existierten  ,qiu  ren- 
voient  k  la  loi  da  domidle".  Unseres  Eracbtens  dOrfte  gerade 
dieser  Fall  kaum  praktisch  werden.  Wenn  die  (skandinavlBdien) 
Lftnder  des  DomizilpriDcips  der  EonveiitioQ  überhaupt  beitreten, 
so  gebenlsie  damit  von  selbst  zum  StaatBangeh&rigkeitq>nncip 
tlber  und  werden  schwerlich  fUr  ihre  eigenen  Staatsangehörigen 
weiterhin  auf  ein  ausländisches  Domizilrecht  verweisen  (vgl. 
öSen  S.  213)  —  ganz  abgesehen  davon,  dars  es  nach  den 
Feststellungen  des  Kommissionsberichts  (S.  169)  schon  jetit 
höchst  fraglich  ist,  ob  jene  Rechte  Oberhaupt  eine  ausdrttck- 
liehe  Vervreisung  des  Inhalts,  wie  sie  Art.  1  fordert,  ent- 
halten. 

Offenbar  praktisch  wird  dagegen  auf  Grund  der  Konvention 
die  Anwendung  von  konventionsausUndiEchem  Rechte ,  wenn 
nur  einer  der  Eheschliel^ndeu  einem  der  Vertragsstaaten  an- 
gehört Der  andere  der  Ehescbliebenden  ist  ja  dann  grund- 
sätzlich nach  seinem  vertragsausl&ndischen  Heimatsrechte  zn 
richten.  Hier  greift  also  die  Beschränkung  des  Abs.  2  ein, 
indem  sie  feststellt,  dafs  zur  Anwendung  dieser  vertragsaaa- 
ländisehen  Sachnormen  kein  Vertragsstaat  verpflichtet  ist 
Die  nach  Abs,  1  in  solchem  Fall  bestehende  Verpflichtung,  die 
KollisionsQorm  des  Art.  1  anzuwenden,  ist  danim  nicht 
aufgehoben;  die  Vertragsstaaten  sind  nur  berechtigt,  die  anf 
Grund  von  Art.  1  anwendbare  heimatliche  Sachnorm  unter 
Umständen  zu  reprobieren:  ^pour  une  teile  loi,  chaque  Etat 
reprend  sa  libertä  d'appräciation  et  de  dteision*.  Mit  anderen 
Worten,  es  wird  durch  Art.  8  Abs.  2  (ganz  im  Gleiste  der  oben 
erwähnten  Vorverhandlungen)  dem  Vertragsauslande  gegenüber 
einfach  die  für  das  Verhältnis  der  Vertragsstaaten  unter  ein- 
ander aufgehobene  Generalklausel  des  ordre  publie 
wieder  in  ihre  Rechte  eingesetzt").  Das  kann  aller- 
dings praktisch  dazu  führen,  in  beliebigem  Umfange  die  im 
Staate  des  urteilenden  Richters  geltenden  Sachnormen  an  die 
Stelle  derjenigen  des  an   sich  anwendbaren  Heimatsreehtes  lu 


46)  Neb«tiM  auch  di^enige  der  Betoriion,  Tgl.  Art.  31  E.G.  Dab 
diB  AnsObnng  dnea  Bolchen  VergeltnogareebtM  den  Konventioiiartaattn 
gegeoabsr  im  Umfange  d»  Sonrantionarechtef  nnsnlKirig  iat,  badirf  wokl 
keiner  Aufiihniiig. 
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setzen;  aber  der  Bichter  darf  nicht  eine  andere  allgemeine 
KoUieioDsnorm  anwenden;  er  kann  also  z.  B.  niemals  dazu 
kommen,  ein  anslftndisebes  Domizilrecht  für  maßgebend 
zn  erklären. 

Über  die  sich  ergebenden  Einzelfolgen  sind  besonders 
unsere  Erßrteningen  oben  S.  220—224,  251  ff  zu  vergleichen. 

FOr  die  diplomatische  Ehe  ist  wohl  aus  Wortlaut  und 
Geist  des  Art.  8  Abs.  2  abzuleiten,  dafs  die  konTentionsm&rsige 
Verpflichtung  zur  Anerkennung  einer  solchen  (gemftlä  Art,  6 
Satz  1)  nur  dann  gilt,  wenn  nicht  nur  der  Eheschliersungsstaat 
sondern  auch  der  von  dem  diplomatischen  Agenten  vertretene 
Staat  der  Konvention  angehört.  Denn  die  Anerkennung  einer 
diplomatischen  Ehe  sehlieM  immer,  mag  sie  auch  von  der  lex 
loci  genehmigt  sein,  eine  Anerkennung  und  Anwendung  von 
Bechtanormen  des  vertretenen  Staates  selbst  in  sich,  dessen 
Vorschriften  sie  ja  entsprechen  muf^  (vgl.  Art.  6  Abs.  1  verbis: 
,conform6ment  k  sa  lögislation").  Wir  würden  uns  auch  schwer- 
lieh dazu  verstehen ,  etwa  die  vor  einem  sitdamerikanischen 
Konsul  in  Rumänien  geschlossene  Ehe  von  Deutschen  als  form- 
gOltig  zu  betrachten,  auch  wenn  Bumänien  gegen  eine  solche 
Eheschliefsung  nichts  einwendet.  Es  wäre  aber  wohl  zweckmäfsig 
und  korrekt  gewesen ,  diese  Voraussetzung  (dafs  Art.  6  seine 
Anwendungsgrenze  in  der  Zugehörigkeit  des  vertretenen  Staates 
zur  Konvention  findet)  speciell  zu  formulieren.  Zweckmäfsig 
insbesondere  auch  im  Hinblick  auf  Art.  6  Satz  2  (das  Amen- 
dement Aaser),  aus  welchem  man  jetzt  vielleicht  entnehmen 
könnte,  dafs  z.  B.  Spanien  verpflichtet  wäre,  die  Ehe  eines 
belgischen  MOnches  mit  einer  Engländerin  vor  dem  englischen 
Konsul  in  Spanien  zu  gestatten  und  anzuerkennen,  obgleich  doch 
nicht  einmal  der  Vertragsataat  Belgien  selbst  mit  dieser  Kom- 
pstenzerstreckung  des  englischen  Konsuls  einverstanden  ist. 

Die  Voraussetzung ,  dal^  sowohl  Absendestaat  als 
Empfangsstaat  der  Konvention  angeboren,  wQrde 
Oberhaupt  für  Art.  6  die  naturgemäfse  und  vollstfindige  An- 
wendungsgrenze bilden.  Es  wäre  nicht  erforderlich,  aufserdem 
zu  verlangen,  dafs  einer  der  Ebescbliefsenden  in  einem  Ver- 
tragstaate beheimatet  sein  müsse,  eine  Voraussetzung,  die  nach 
Lage  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  ohnebin  stets  gegeben 
ist  (vgl.  oben  S.  411  ff). 
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Außerhalb  der  darcb  Art  8  gezogeoen  Grenzen  — Art.  9 
enthalt  noch  die  Einsehränkaog ,  dars  die  aarsereuropftiscben 
Gebiete  der  Vertragaetaaten  nicht  der  Konvention  angehören  — 
gilt  das  bisherige  innerstaatliche  internationale  Privatrecht  der 
einzelnen  Vertragsstaaten  weiter. 

Zweifellos  wird  aber  der  mittelbare  Einflurs  des  Eonventions- 
rechtes  Ober  die  ihm  gezogenen  Grenzen  hinausreichen.  Ans- 
drQekliche  innerstaatliche  KolliBioDsnonnen,  die  mit  deojenigen 
der  Konvention  in  direktem  Widerspruche  stehen,  existieren 
nicht  viel,e  in  den  Vertragsstaaten*'),  und  wo  solche  bestehen, 
dürften  sie  mit  der  Zeit,  schon  im  Interesse  der  innerstaatlichen 
Rechteeinbeit,  von  selbst  aufgegeben  werden.  Die  konkludenten 
Kollisionsnormen  aber,  die  meistens  aas  dem  Gedanken  des 
ordre  public  hergeleitet  zu  werden  pflegen^,  bewegen  sich ,  wie 
wir  im  Laufe  unserer  Untersuchung  gesehen  haben,  grofsenteils 
innerhalb  des  Rahmens  des  Konventionsrechtes  und  bilden  dessen 
notwendige  Ergänzung.  Der  Unterschied  zwischen  dem  inter- 
nationalen Privatrecht  der  Konvention  und  dem  aufserhalb  der 
Konvention  stehenden  wird  also  hauptsächlich  darin  zu  finden  sein, 
dafs  die  von  ersterem  dem  innerstaatlichen  ordre  public 
gezogenen  Schranken  ffir  letzteres  nicht  gelten.  Allein 
diese  Schranken  werden  auch  da,  wo  sie  nicht  mit  Recfatsewang 
gelten,  sich  doch  vielfach  mit  Vemunftzwang  geltend  machen. 
Man  wird  nicht  ohne  besondere  und  schwerwiegende  Gründe  an- 
nehmen, d&ü  der  inländische  ordre  public  fremden  Rechten 
gegenfiber  sich  anders  verhalte,  als  es  im  Verhältnis  der  Ver- 
tragsstaaten zu  einander  der  Fall  ist  Man  wird  eine  derartige 
Abweichung  in  der  Regel  nur  dann  behaupten  und  begründen 
können,  wenn  man  sich  thatsächlich  Sachnormen  von  ganz 
anderer  Natur  und  Art  gegenüber  sieht,  als  sie  in  den  Kultur- 
staaten und  insbesondere  innerhalb  der  Vertragsstaaten  in  Kraft 
stehen. 

So  erscheinen  die  Anwendungsgrenzen  des  Konventionsrechtes 
schliefslich  weniger  bedeutsam :  in  der  Mehrzahl  der  Falle  können 
und  sollen  sie  aafter  acht  gelassen  werden. 

47)  Ffir  Deutachluid  kommt  lüer  wofal  nur  Art.  13  Ab«.  2  in  Betnebt 
(Tgl.  oben  S.209  Anm.  13);  ferner  der  UotcTschiedswiBchen  der  RSekTeiweimig 
des  Art.  27  E.G.  und  der  (teils  engeren,  teiU  weiteren)  Verweil 
der  Konvention. 
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Naohachrift. 

Die  vorliegende  Arbeit  war  fertig  gestellt,  &ls  die  Naehrielit 
eintraf,  daA  das  EhereehtBabkommeD  (ebenso  wie  dasjenige  aber 
das  EhescheidungB-  und  das  Vormundschafts-Beclit)  am  12.  Juni 
1902  in  Haag  von  den  Konferenzstaaten  mit  Ausnahme  von 
RuTsland,  Danemark,  Norwegen  (und  Portugal?)  unterzeielutet 
worden  ist  *■)*•). 

Diese  Tbatsacbe  hfttte,  wenn  sie  ft-fiber  eingetreten  und  dem 
Verfasser  bekannt  geworden  w&re,  die  Form  der  voraufgehenden 
ErOrtemngeo  in  einigen  Punkten  beeinflutet;  der  wesentliche 
Inhalt  aber  würde  der  nftmliche  geblieben  sein. 

48]  Wie  Teriantet  in  nuTwIbidertec  Fonn  (tob  lediktionelleii  Hodi- 
fikmtioiieii  ftbgeseheD). 

48)  ADmerkang  der  Bedftktion:  Die  Konraiition  iA  nateneichnet 
von  DentiehUad,  Holtand,  Fikokreieh,  Öiterretch-Ungkrtt, 
Lazemburg,  Italien,  Schweden,  Portugal,  Spanien,  Ramanien, 
SchweiB.    D«T  T«xt  iat  noch  nleht  Sffentlich  bekannt  gageben. 


Die  Auslieferung  in  Griechenland. 

Von  Dr.  jar.  HIckel  KebedVf,   Profeasor  fUr  int«ra>tionaleB  Hecht  an 
der  UniToiritOt  Bern. 

Das  Königreich  Griechenland  gehOrt  zu  den  wenigen 
Staaten,  welche  bis  jetzt  fast  keinen  AusliefemngSTertrag  hatten. 
Der  Art  4  des  griechischen  Strafprozefsgesetzes  hatte  schon  iio 
Jafaie  1834  verfügt:  „Es  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  be- 
stimmt, io  welchen  F&llen  und  in  welcher  Weise  die  Überliefemng 
von  Fremden  an  fremde  BebJ^rdea  wegen  im  Ausland  begangener 
Verbrechen  und  Delikte  stattfinden  soll'.  Diese  Gesetzes- 
bestimmung aber  hat  viele  Jahrzehnte  erfolglos  bleiben  sollen. 

Abgesehen  von  den  in  den  siebziger  Jahren  abgeschlossenen 
Vertragen  mit  Österreich- Ungarn  und  mit  Grofsbritannien 
in  Bezug  auf  die  Auslieferung  desertierter  Matrosen,  besafs  bis 
jet2t  Griechealand  nur  einen  einzigen  eigentlichen  Auslieferungs- 
vertrag, den  mit  Italien  vom  5./17.  November  1877,  dessen  Ab- 
sehliel^ung  ein  dringendes  BedQrliiis  war,  des  lebhaften  Ver- 
kehrs der  zwei  benachbarten  Staaten  wegen.  In  den  Obrigen 
iUlen  scheint  die  griechische  Regierung,  wenn  sie  gelegentlich 
um  Auslieferung  ersucht  wurde,  sich  von  den  folgenden  Grund- 
Bätzen  haben  leiten  zu  lassen: 

1.  Unter  civillsierten  Staaten  ist  die  Auslieferung  principiell 
berechtigt,  auch  wenn  kein  formeller  Vertrsg  besteht  Ein  Ver- 
trag dient  hauptsftchlich,  neben  Reglementierung  der  Einzelheiten, 
zur  Einführung  der  Gegenseitigkeitsklausel  und  Verabredung 
gewisser  Garantien,  welche  die  abertriebenen  Ansprache  anderer 
Staaten  verhindern  kennen. 

2.  Der  heute  allgemeinen  Praxis  nach,  darf  die  Aaslieferung 
nicht  stattfinden,  weder  fOr  politische  Verbrechen,  noch  Staaten 
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gegenOber,  deren  Gesetze  und  Prozel^rdnung  thatsachiich  keine 
genOgende  Garantie  for  eine  unparteiische  Rechtspflege  bieten. 

ObschOD  seitens  verschiedener  Regierungen  zum  Abschlnl^ 
eines  Analieferungsvertrags  aufgefordert,  hat  sich  Griechenland 
in  dieser  Beziehung  stets  zurückgehalten.  Diese  principielle 
Zurackhaltung  der  griechischen  Regierung  ist  damit  zu  erklAren, 
dsf^  sie  jedes  Zugestfindnis  in  Bezug  auf  die  Auslieferung  mit 
der  benachbarten  Türkei  vermeiden  vollte.  Die  Abneigung 
des  ganzen  griechischen  Volkes  in  dieser  Beziehung  kann 
man  leicht  begreifen.  Wenn  die  Auslieferung  vor  allem  eine 
Sache  des  Vertrauens  ist,  so  ist  sie  durchaus  unmöglich,  wo 
das  Vertrauen  in  die  Gerechtigkeit,  die  Ehrlichkeit  und  die  Ord- 
nung der  Behörden  eines  fremden  Stnates  fehlt. 

Im  Jahre  1897  aber  sollten  die  VerhAltnJsse  verändert 
werden.  Die  Türkei,  welche  ihren  Sieg  gegen  Griechenland  der 
wertvollenHQlfe  verschiedener  Grol^mächte(haapts&chlich  Deutsch- 
lands) zu  verdanken  hatte,  verlangte,  unter  anderen  fibertriebenen 
Friedensbedingungen,  den  Abschlufs  eines  Auslieferungsvertrags 
mit  Griechenland.  Auf  diesem  Wege  hoffte  sie:  1.  die  Fludit 
politischer  Flüchtlinge  nach  Griechenland  verhindern  zu  können,  und 
2.  den  FrAcedenzfail  auEizubeuten,  um,  nnchher,  auch  mit  anderen 
civilisierten  Staaten  AuslieferungsvertrAge  abschliefsen  zu  kOnnen. 
—  Die  Grorsmachte,  welche  behufs  Abschlufs  des  Friedens  inter- 
venierten, billigten  diese  Forderung,  obschon  keine  von  ihnen 
einen  Auslieferungsvertrag  mit  der  Türkei  hat.  Art  5  der 
Friedenspr&liminarien  vom  6./18.  September  1897  lautet:  .Ver- 
bandlungen sollen  in  Konstantinopel  eingeleitet  werden,  Ikber 
folgende  Abmachungen  . . .  c)  Vertrag  über  die  Auslieferung 
der  Verbrecher  gemeinen  Rechtes." 

Die  Zurückhaltung  Griechenlands  den  übrigen  Stauten  gegen- 
ober hatte  nun  keinen  Zweck  mehr,  und  das  Königreich  konnte 
den  verschiedenen  Wünschen  zum  Abschlufs  eines  Auslieferungs- 
vertrags Folge  leisten. 

Unter  solchen  Umstanden  wurde  am  26.  Juni/ 9.  Juli 
1901  der  Aosliefemngsvertrag  Griechenlands  mit  Belgien  ab- 
geschloBsen.  So  t&agt,  für  die  Geschichte  der  Auslieferung  in 
Griecbeoland,  eine  neue  Periode  an.  Dafs  der  erste  Vertrag  in 
dieser  Periode  gerade  mit  Belgien  abgeschlossen  wurde,  ist  nicht 
schwer  zu  verstehen.    Eine  grotee  Zahl  der  ausländischen  Ver- 
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farecher,  welche  in  den  letzten  Jahren  in  Griochenlutd  ibte 
Zuflucht  Buchten,  kam  aus  Belgien  (anfangs  1901  sollen  die 
aus  Belgien  konunenden  mehr  als  50  gewesen  sein).  Anberdem 
machten  die  in  Belgien  herrBchenden  liberalen  Ansichten  sowie 
die  Ähnlichkeit  der  Verfassungsbestimmungen  beider  Staaten 
ihre  Verst&ndigiing  leichter. 

Jedenfalls  ist  hier  zu  betonen,  dars  die  Tragweite  dieses 
Vertrags  viel  grfifter  ist,  als  es  scheinen  kann.  Es  ist  voraus- 
zusehen, daTs  der  Vertrag  mit  Belgien  als  Muster  dienen  wird 
für  die  Verträge,  welche  Griechenland  auch  mit  anderen  Staaten 
abscblier^en  wird;  seine  BestimmuDgen  sollen  das  Maximum  der 
Gestftndnisse  vertretrai,  welche  die  griechische  Regierung  billigen 
kann.  Deswegen  scheint  seine  nAhere  Betrachtung  besondeis 
interessant  zu  sein. 

Der  am  9.  Juli  1901  in  Athen  abgeschlossene  AusUeferungs* 
vertrag  mit  Belgien  enth&lt  19  Artikel,  deren  Inhalt  in  folgen- 
den HauptzUgen  zusammen gefafet  werden  kann: 

1.  Die  Auslieferung  wird  nur  fDr  wichtigere  FAlle  gestattet 
(Art.  1,  2,  3,  6  und  19). 

2.  Sie  ist  nicht  zulftssig,  falls  die  strafbare  That  oder  die 
Strafe  im  Augenblick  der  Überlieferung  des  BetrefTenden,  dem 
Gesetze  des  ersuchten  Staates  gemafs,  vetj&hrt  ist  (Art.  4—1'). 
Femer  ist  sie  auch  nicht  zulässig,  falls  es  sich  um  eine  That 
handelt,  wegen  deren  eine  gerichtliche  Verfolgung  im  ersuchten 
Staate  schon  stattgefunden  hat,  wenn  auch  das  Verfahren  dem- 
nächst eingestellt  worden  ist. 

3.  Keiner  der  vertrugschliel^enden  Staaten  ist  verpflichtet, 
seine  eigenen  Staatsangehörigen  Kuszuliefem  (Art.  3—1°).  Sollte 
der  Betreffende  Angehöriger  eines  dritten  Staates  sein,  so  ist 
der  ersuchte  Staat  berechtigt,  ihn  entweder  dem  ersuchenden 
Staate  oder  demjenigen,  dessen  Staatsangehörigkeit  er  hat,  aus- 
zuliefern, damit  er  dort  abgeurteilt  werde  (Art,  3 — 2"). 

4.  Nicht  ausgeliefert  wird  wegen  politischer  Verbrechen 
(Art.  6);  femer  nicht  wegen  Thaten,  welche  im  Zusammenhang 
mit  politischen  Verbrechen  stehen  (actes  connexes).  Dieselbe 
Regel  gilt,  wenn  der  Betreffende  beweist,  dafs  das  Auslieferungs- 
gesucfa  thatsächlich  seine  Bestrafung  wegen  eines  politischen 
Verbrechens  bezweckt.    Diese  Bestimmung  wird  vielleicht  in  den 


IHe  AüOiettnag  in  Oiiaelieiilaiid.  44I 

Beziehungen  GriecbeDl&nds  mit  Belgien  keine  Anwendung  finden ; 
sie  ist  aber  nicbtadestoweniger  zu  begrafiKin,  da  Bie  Toraus- 
sichtlieb  auch  in  anderen  Vertragen  Grieehenlanite  «ngefDhrt 
wird. 

5.  Der  Auslieferte  kann  weder  verfolgt  noch  bestraft 
werden  wegen  top  der  Auslieferung  begangener  politiscber 
Delikte  oder  for  eine  mit  einem  politiscben  Delikte  zusammen- 
bftngende  Tbat  oder  für  eine  in  der  Konvention  nicbt  voraus- 
gesehene That  (Art.  6— 2"  u.  3°). 

6.  Sollte  Ober  die  Qualifizierung  der  angeklagten  That 
irgend  ein  Zweifel  vorhanden  eein,  so  ist  der  ersuchte  Staat 
berechtigt,  alle  nötigen  Erklfirungen  zu  verlangen,  bevor  er  sich 
Qber  die  ZuläBsigkeit  des  Auslieferungsgesucfa  ausspricht.  Zum 
selben  Zweck   darf  er  auch  von  allen  Akten  Kenntnis  nehmen. 

7.  Dem  Gesuch  des  ersuchenden  Staates  wird  stattgegeben 
auf  Verweisung  dra  Originals  oder  einer  authentischen  Abschrift 
des  Urteils,  welches  den  Betreffenden  anbelangt  oder  eines 
äquivalenten  Aktes.  Hingegen  bei  Vorweisung  eines  Verhafts- 
befebles  oder  eines  ähnlichen  Aktes  der  fremden  zuständigen 
Behörde  bleibt  die  Zuläsaigkeit  des  Gesuches  fOr  den  ersuchten 
Staat  fakultativ,  vorausgesetzt,  dafs  die  angeklagte  That  in 
jenem  Akt  genau  erwähnt  ist.  —  In  dringenden  Fällen  kann 
die  provisorische  Verhaftung  stattfinden,  soweit  die  Existenz 
eines  der  im  Art.  9  erwähnten  Akten  brieflich  oder  telegraphiseh 
bestätigt  wird.  Man  mufs  aber  immer  dem  diplomatischen  Weg 
folgen. 

8.  Die  Untersuchungshaft  darf  nicht  lange  dauern.  Die 
Gesetze  des  ersuchten  Staates  sollen  in  dieser  Beziehung  be- 
obachtet werden  (Art.  10—2°).  Ist  der  Gefangene  nicht  in  den 
drei  Monaten  nach  seiner  Verhaftung  überliefert  worden,  so 
mufs  er  in  Freiheit  gelassen  werden  und  soll  nicht  mehr  fUr 
denselben  Fall  verfolgt  werden  (Art.  13). 

9.  Das  Auslieferungsverfahren  geschieht  den  Gesetzen  des 
ersuchten  Staates  gemäfs  (Art.  8).  Der  Gesetzentwurf,  welcher 
die  Anwendung  des  Vertrags  in  Griechenland  sichern  soll, 
kombiniert  hier  geschickterweise  die  Befugnisse  der  Exekutiv- 
bebörde  mit  denjenigen  der  richterlichen  Gewalt;  der  bejahende 
Entscheid  der  letzteren  ist  ffir  die  Zulässigkeit  des  Gesuchs 
uDun^änglich  notwendig,  während  der  Exekutivbehftrde  freisteht, 
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aneh  bei  mähendem  richterlichen  Entscheid  die  Aosliefening  m 
verveigern.  Es  freut  uns,  die  EinfOhrang  dieses  STStems  be- 
grOften  zu  kOnnen,  indem  wir  es  s.  Z.  lebhaft  empfohlen  haben  *). 

10.  Es  wurde  verabredet,  dafö  die  Unterzeichnaug  des  Ver- 
trags keine  rückwirkende  Kraft  den  Verbrechern  gegenober 
haben  wird,  welche  sich  ins  ersuchte  Land  vor  jener  Unter- 
zeichnung geflüchtet  haben  (Art.  19—2°). 

11.  Endlich  enthält  der  Vertrag  Bestimmungen  in  Bezug 
auf  Rogatorien  und  Mitteilungen  gerichtlicber  Akten  in  Straf- 
sachen, soweit  es  sich  nicht  um  politische  Angelegenheiten 
handelt.  Der  Vertrag  mit  Belgien  beetfitigt  hier  und  r^Iemen- 
tiert  die  bisherige  Praxis  der  griechischen  Regierung  (Art.  15 — 17). 

12.  Die  zwei  ^Regierungen  haben  sich  auch  verpflichtet, 
gegenseitig  ohne  Kosten  die  Urteile  ihrer  Gerichte  mitzuteilen, 
welche  die  respektiven  Staateangehörigen  für  Verbrechen  oder 
Delikte  jeder  Art  verurteilt  haben  (Art.  18). 

Soviel  Ober  den  Inhalt  des  griechisch-belgischen  Aus- 
lieferungsvertrags selbst 

Dieser  Vertrag  wird  der  Genehmigung  der  griechischen 
Deputiertenkammer  nnterworfen  und  zwar  mit  einem  Gesetz- 
entwurf von  II  Artikeln,  welche  das  Auslieferungsverfahren  in 
Griechenland  bestimmen.  Dieses  Gesetz  wird  den  Vertrag  er- 
gänzen in  Bezug  wenigstens  auf  seine  Anwendung  auf 
griechischem  Gebiet.  Da  dieses  Gesetz  dasjenige  vom  10722.  Mai 
1878  in  verschiedenen  Beziehungen  verbessert,  so  wird  jenes 
Gesetz  natürlicherweise  aufgehoben.  Die  Tfaatsache,  dafs  das 
Gesetz  von  1878  aus  Anlafs  des  AuBltefernngsvertrags  mit  Italien 
eingeführt  wurde,  giebt  natürlich  der  italienischen  Regierung 
kein  Recht,  sich  wegen  der  beabsichtigten  Änderung  zu  beklagen, 
da  die  Bestimmungen  des  Vertrags  mit  Italien  unberührt  bleiben 
und  das  griechische  Gesetz  nur  das  Verfahren  der  griechischen 
Behörden  in  Griechenland  betrifft 

Zum  Schlüsse  glauben  wir  bemerken  zu  dürfen,  daCs  im 
ganzen  und  abgesehen  vielleicht  von  gewissen  Funkten  sekundärer 


1)  8.  miMre  Abhutdlmig;  „üne  loi  d'extnwBtlon  «b  Grtoa*  in  dar  ,Botm 
giainle  de  droit  iBtarutioBal  pnbUc*  1900  S.  988-402. 
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Bedeatnng,  welche  später  verbessert  werden  kSnnteii,  der  Aus- 
lieferungsvertrag Griechenlands  mit  Belgien,  wie  der  ihn  be- 
gleitende  Gesetzentwurf,  uns  in  der  Art  gefallt  xa  sein  scheinen, 
um  am  besten  die  Bedürfnisse  des  socialen  Schutzes  mit  den 
nötigen  Garantien  der  persönlichen  Freiheit  auszugleichen.  So 
werden  in  der  Zukunft  die  ausländischen  Verbrecher  nicht  mehr 
so  zahlreich  nach  GrieeheDland  geben  dorfen,  was  dem  Wohl 
des  Landes  nur  dienen  kann;  zugleich  aber  wird,  nach  Eio- 
fobrung  der  erwähnten  Bestimmnogeo ,  jeder  Mifsbrauch  wie 
der  Fall  Hammerstein  verbindert*). 


I)  In  dem  Falle  wurde  die  grieebiache  Begianuig  in  den  Jkhren 
<  lebhaft  getadelt,  well  ue  nntei  dem  Vorwand  einer  AoaweiMing 
thattKchlich  den  bekannten  deutiohen  fWberm  von  Hammenteiii  den 
Agenten  der  deatschen  Uegiening  flberlieflBrte.  (S.  nuere  Abhandlung  in 
der  „Beme  gäninle  de  droit  international  pnblic'  1896  3.  SSSf.) 


Zur  Auslegung  des  Art  24  des  ElnfUhrungsgesetzes 
zum  deutschen  B.G.B. 

Von  Eefcrendu  Klelm  in  Bona. 

Die  Frage,  ob  sieb  auch  der  Erbschaftskauf,  wenn  der  Erfo- 
lasaer  ein  DeatBcber  war,  gem&fs  Art.  24  E.G.  z.  B.G.B.  naeh 
deutscbem  Recht  bestimme,  ist  in  der  Litteratur  verschieden 
beantwortet  worden.  Niedner  (zu  Art  24  S.  60)  und  Standmger 
(zu  Art.  24  S.  47)  bejahen  die  Frage.  JPfanci  (zu  Art.  24  S.  79) 
hat  sie  verneint.  Hafsgebend  fQr  die  Entscheidung  dieser 
Streitfrage  müBsen  folgende  Erw&gungen  sein: 

I.  AuB  dem  Umstände,  dafs  das  B.Q.B.  den  Erbsehaftskinf 
im  fünften  Buche  des  B.G.B.  (Erbrecht)  behandelt,  geht  Doch 
nicht  hervor,  dafs  der  Erbscbaftekauf  als  erbrechtliches  Geschäft 
aufeufassen  and  dementsprechend  die  intematioaalreehtlicbe 
Regelung  in  E.G.  Art.  24  auch  fOr  den  Erbschaftskauf  getroffen 
worden  ist  Einmal  belehrt  uns .  die  Geschiebte  unseres  Erb- 
rechts (vgl.  FUmck  a.  a.  0.),  dafs  lebhafter  Meinungsstreit 
darüber  herrschte,  ob  man  den  Erbschaftskauf  im  Recht  der 
Sehuldverh&ltnisse  unter  den  Vorschriften  über  den  Kauf  oder 
aber  im  Erbrecht  behandeln  solle.  Andererseits  beweist  auch 
ein  Blick  in  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  und 
an  Rechten  (B.G.B.  §§  1204—1296),  wo  neben  den  Bachenrecht 
lieben  Bestimmungen  auch  noch  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
getroffen  worden  sind,  die  dem  Obligationenrechte  angehören, 
beweist  femer  (s.  m.  Aufsatz  im  .Recht" :  Oeliktsstatut  and 
Quasidelikt,  Jahrg.  VI  S.  290)  die  Frafung  des  25.  Titels  des 
II.  Buches,  wo  Bestimmungen  untergebracht  wurden,  die  nur 
zufällig  an  dieser  Stelle  zusammengestellt  wurden ,  wie  wenig 
sich  aus  der  Behandlung  eines  Rechtsinstituts  an  einer  bestimmten 
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Stelle  des  Gesetzbachs  oder  aus  der  Regelung  unter  einem  be- 
Btimmten  Titel  Folgerungen  Ober  das  Wesen  eines  Rechtsinstituts 
ziehen  lassen.  Ehe  man  also  die  Frage:  aBestimmt  sich  der 
Erbschaftskauf ,  wenn  der  Erblasser  ein  Deutscher  war,  gem&Fs 
E.G.  Art  24  stets  nach  deutschem  Recht  oder  nicht?*  ent- 
scheiden kann,  mnfs  zunächst  festgestellt  Verden,  warum  der 
Gesetzgeber  den  Erbschaftskauf ,  ein  obligatorisches  Rechts- 
geschäft, im  Erbrecht  behandelt  und  welche  Folgen  rechtlich  sich 
an  diese  Regelung  knöpfen,  und  dann  geprOft  werden,  ob  die 
GrOnde,  die  far  die  allgemeine  intemationakechtliche  Regelung 
des  Erbrechts  in  E.G.  Art.  24  maTsgebend  waren,  speciell  auch 
für  den  Erbschaftskauf  zutreffen  oder  nicht? 

Dafä  der  Gesetzgeber  den  Erbschaftskauf  im  Erbrecht  ge- 
regelt hat,  bat  nur  darin  seinen  Grund,  dafs  er  sich  also  eine 
Reihe  von  Verweisungen,  die  die  R^^lung  des  Erbschaftskaufs 
im  Obligationenrecht  erforderlich  gemacht  hätte,  ersparte.  Be- 
sondere Folgen  Rechtens  sind  aber  keineswegs  mit  der  Regelung 
des  Erbschaftfikaufs  im  Erbrecht  (in  dem  nur  lose  angehängten 
9.  Abschnitt)  bezweckt  worden. 

II.  Vor  allem  spricht  aber  gegen  die  von  Niedner  and 
StautUnger  vertretene  Auffassung,  dafb  beim  Erbschaftskauf  der 
Grund,  der  die  intemationalrechtliche  Regelung  im  E.G.  Art.  24 
gebot,  fehlt. 

gWenn  der  bisherige  VermOgensinhaber,  der  Erblasser,  weg- 
gefallen ist,  so  mufs,  solange  noch  das  Vermögen  als  dasselbe 
Rechtsobjekt,  das  es  bisher  war,  zusammengehalten  werden  soll, 
anch  das  bisher  mafsgebend  gewesene  Statut  mafsgebend 
bleiben."  (Zitelmann,  Int.  Priv.  II  S.  22.)  Mit  anderen  Worten, 
die  Erbschaft  mul^  —  allerdings  giebt  es  nach  dem  B.G.B.  fOr 
die  Erbschaft  kein  vawum  tempus,  es  giebt  keine  heredüas  iaceita 
im  römisch-rechtlichen  Sinne,  aber  man  denke  an  den  Fall  der 
Ausschlagung  der  Erbschaft,  an  das  schwebende  Erbrecht  u.  s.  w.  — , 
solange  sie  noch  nicht  in  das  Vermögen  des  Erben  einverleibt 
worden  ist,  nach  einem  einheitlichen  Statut  geregelt  werden, 
und  dieses  Statut  ist  das  Personalstatut  (Art.  24:  Reichs- 
angehOrigkeit)  des  Erblassers. 

Beim  Erbschaftskauf  mufb  aber  die  Erbschaft  bereits  vom 
Erben  angetreten  worden  sein.  Hat  der  Erbe  die  Erbschaft 
angetreten  (wie  weit  thatsächlich  die  Überführung  ins  Erben- 
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vermögen  stattgefunden  bat,  ist  ohne  Bedeutang  for  die  gegen- 
«ftrtigen  UnterBuetaongen),  so  ist  die  Erbschaft  Vermögen  eines 
liebenden  geworden,  der  unter  Lebenden  aber  sein  Vermögen 
durch  ein  obligatorisches  Oesch&ft  —  Kauf  —  verfQgt  (vgl. 
8irohal,  Erbrecht,  II.  Aufl.  S.  576-584).  Ist  die  Erbschaft  aber 
wieder  Vennögen  eines  Lebenden  geworden,  so  ist  die  Beziehung. 
die  in  dem  PersonalBtatut  des  Erblassers  ihren  Ausdruck  fand, 
zerrissen ,  und  kann  nicht  mehr  durch  die  Parteiberedung  — 
durch  Parteiberedung  tritt  der  K&ufer  der  Erbschaft  in  die 
Stellung  des  Erben  ein,  werden  die  sämtlichen  rechtlichen  Be- 
ziehungen des  Erben  zur  Erbschaft,  den  Nachlafi^lKubigeni  u.  s.  w„ 
so  wie  sie  im  Gesetzbuch  fOr  den  Erben  geregelt  sind,  auf  den 
K&ufar  der  Erbschaft  Obertragen  (vgl.  auch  B.G.B.  §  419)  - 
wiederhergestellt  werden.  Die  Parteiberedung  beschrankt  nur 
die  Rechte  und  Verpäichtongen  des  Erben  und  des  Kaufers  aof 
den  Umfang  der  Erbschaft  Weitere  Wirkungen  kann  sie  nicht 
hervorbringen.  Gleiches  gilt  fOr  die  dnrch  B.G.B.  §  23S5  ge- 
regelten Bechtsgeschafte. 


Die  Brüsseler  Session  des  Instttirt  de  droit  International. 

Ton  Profeasor  Dr.  I»  8trlB«Wer  in  Wien. 

Das  Institut  de  droit  iaternational  hielt  seine  dieq&hrige 
Tagung  in  der  gastfreien  Hauptstadt  Belgiens  unter  starker 
Beteiligung  ab.  Es  waren  41  membres  und  associös  auwesend. 
Zum  Präsidenten  wurde  Descamps  (LOwen),  zum  Viceprasi- 
denten  Lord  Reay  (London)  gew&hlt.  Die  Leitung  der  Ver- 
handlungen Obemahm  meist  Lardy  (Gesandter  der  Schweiz  in 
Paris).  Anher  den  Genannten  setzt  sieb  der  leitende  Rat  der- 
zeit —  nachdem  u.  a.  \.  Bar  statutengemafs  ausgeschieden 
ist  —  noch  aus  Lammasch,  t.  Martens,  Pierantoni  und 
Renault  zusammen.  Zeitweise  nahm  au  seinem  Tische,  herzlich 
begrQM,  das  Ehrenmitglied  des  Instituts,  der  Altmeister  inter- 
nationalrechtlicher Bestrebungen  in  Belgien,  Baron  Lamber- 
mont,  Platz.  Neu  gewählt  wurden  zu  AsBOci^s  Graf  Schön- 
born und  Steinbach  (Österreich),  Lord  Alverstone  (Eng- 
land) und  Whiteley  (Vereinigte  Staaten  von  Amerika),  während 
mehrere  andere  Kandidaten  unterlagen. 

In  der  ErOfihungssitzung  vom  18.  September  begrafste  der 
belgische  Uinister  des  Äußeren  Baron  Favereau  die  Ver- 
sammlung. 

Trotz  langer  und  eifrig  verwendeter  Sitzungen  konnten  im 
wesentlidien  nur  zwei  Gegenstände  der  Tagesordnung  durch- 
beraten werden.  Auf  Grund  eines  von  Roguin  (Lausanne) 
Terfafsten  und  vertretenen  Kommissionsberichtes  trat  die  Ver- 
sammlung in  die  Beratung  des  internationalen  Konkursreehts 
ein.  Die  Pariser  Resolutionen  des  Instituts  von  1864  hatten  nur 
Hauptgnindsätze  formuliert,  es  handelte  sich  um  detaillierte 
Lösung  zahlreicher  Fragen.    Auch  war  in  jenen  Beschlossen  das 
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System  der  Mehrheit  der  Konkurse,  allerdings  in  einer  sehr  ge- 
mar&igten  Weise,  zu  Grunde  gele^.  Der  Konkars  sollte  nicht 
blolä  am  Haupteitze  der  Geschnftsfahrung,  eventuell  am  Wohn- 
sitz, erkl&rt  werden  hftnnen,  sondem  auch  am  Sitze  eiuer  Zweig- 
niederlassane;  oder  am  Aufenthaltsorte  des  Schuldners;  in  diesem 
Falle  mit  Beschränkung  auf  das  Land,  in  dem  er  verh&ngt 
wurde  und  mit  eventueller  Übertn^ung  des  ganzen  Verfahrens 
an  das  Geriebt  des  Hauptsitzes,  wenn  auch  dort  der  Konkure 
eröffnet  wird.  Demgegenfiber  entwickelte  schon  der  Bericht 
Roguins  eine  doppelte  Reibe  von  Regeln,  die  eine  auf  Basis 
der  Pariser  Beschlösse,  die  andere  auf  Basis  des  Princips  der 
absoluten  Einheit  des  Konkurses,  welches  der  Berichterstatter 
für  Staaten,  die  einander  nAher  stehen,  als  das  entsprechendere 
bezeichnete.  Die  Versammlang  erklärte  sich  thats&chlich  nach 
eingehender  Beratung  fttr  das  System  der  Einheit  als  das  der 
Idee  nach  richtigere,  und  beschlolä  in  die  Diskussion  der  weiteren 
Fragen  auf  Grundlage  dieses  Princips  einzugehen.  Interessant 
war  unter  anderem  die  Betonung  des  socialpolitischen  Moments; 
verschiedene  Redner  erörterten,  allerdings  in  verschiedenem 
Sinne,  die  Frage,  welches  Princip  speciell  den  kleinen  Gl&ubiger 
am  besten  schätze.  In  Bezug  auf  die  fernere  internationale 
Behandlung  des  Konkurses  sei  der  BeschluXs  vermerkt,  dafs  nnr 
zu  eigentlichen  definitiven  Exekutionsakten  im  Auslande  ein 
Exequatur  der  Konkurserklärung  notwendig  sein,  im  Qbrigen 
aber  dieselbe  im  Auslande  ^o  mre  wirken  soll.  Der  Satz  liegt 
schon  im  Sinne  des  Art.  4  der  Pariser  Beschlösse  und  entspricht 
auch  sonstiger  vielfacher  Lehre.  Selbstverständlich  seil  er 
namentlich  auch  dem  so  vielfach  geObten  und  beklagten  „Raab- 
Bjstem"  energisch  wehren,  in  welchem  die  einzelnen  Gläubiger 
bei  ErOffaung  des  Konkurses  in  einem  Staate  die  in  den  anderen 
Staaten  gelegenen  Gtlter  des  Gemeinschuldners  zu  ihrer  speciellen 
Befriedigung  zu  erraffen  suchen.  Jedoch  wurde  die  Wirkung 
der  Konkurserklärung  im  Auslände  noch  in  gewissem  Malbe  von 
ihrer  Pablikation  daselbst  abhängig  gemacht 

Nicht  alle  zur  Verhandlung  vorgelegten  und  auch  in  An- 
griff genommenen  Probleme  des  internationalen  Konkursrechts 
konnten  erledigt  werden.  Wichtige  Fragen,  namentlich  die  nach 
der  Beurteilung  der  Vorzugsrechte,  wurden  ausgeschieden. 

Die  Verhandlungen  Ober  das  Eonkarsrecht  erfuhren  eine 
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kurze  Unterbrechung  durch  einen  Vortrag  ÄBners,  der  vom 
Haager  Sehiedsgeriehte  Treg  ffir  einige  Zeit  nach  BrOssel  ge- 
kommen war.  Er  trug  einen  Bericht  Ober  die  letzten  Fort- 
schritt« in  der  internationalen  Kodifikation  doB  internationalen 
Privatrechts,  guorum  pars  magna  fuü,  vor. 

Auch  der  zweite  Glegenstand  der  Tagesordnung,  die  wichtige 
Frage  nach  den  Rechten  der  EriegfQhrenden  betreffs  derjenigeo 
unterseeischen  Kabel,  die  zwiBchea  dem  Gebiet  eines  krieg- 
führenden und  dem  eines  neutralen  Staates  laufen,  regte  in 
hohem  Grade  die  Versammlung  an.  Bei  solchen  Problemen,  wo 
tiefer  liegende  Gnmds&tze  hergeholt  und  für  neue  Thatbestfinde 
verwendet  werden  mfissen,  besitzt  auch  die  kollektive  Beratung 
durch  Juristen  verschiedener  Lander  einen  speciellen  hohen  Wert. 
Verschiedene  Vorschläge  standen  hier  einander  gegenüber,  v.  Bar 
und  Holland  nahmen  principiell  den  Standpunkt  ein,  dafe  die 
KriegfQbrenden  solche  Kabel  nicht  zerstören  dürfen,  v.  Bar,  der 
als  Berichterstatter  bei  der  Verhandlung  fungierte,  gestattet  Zer- 
störung auf  dem  Meere  nur  bei  Ausabung  des  filockaderechtes, 
wenn  die  Blockade  auch  den  Bereich,  in  dem  sich  der  Kabel 
befindet,  umfallt,  ferner  dann,  wenn  der  KriegfQhrende  sich  des 
eigentlichen  feindlichen  Seegebiets  in  der  strengeren  Begrenzung 
des  Begrifi^  (Häfen  u.  dgl.,  nicht:  KQstenmeer)  bem&chtigt  hat. 
Holland  lufst  Zerstörung  der  Kabel  in  allen  feindlichen 
Territorialgewässem  zu,  erkennt  andererseits  nur  diese  Aus- 
nahme an.  All  dem  gegenüber  erkl&rten  sich  die  Vorschl&ge 
voaPerels  und  Renault  grundsatzlich  dafQr,  dafs  jene  Kabel 
auch  im  offenen  Meer  zerstört  werden  dürfen.  Das  Institut 
acceptierte  den  ersteren  Standpunkt.  Ausnahmen  wurden  in 
Kombinierung  der  v.  Barschen  und  Ho  II  and  sehen  Satze  zu- 
gelassen 1.  im  Falle  einer  Blockade  innerhalb  des  Bereiches  der- 
selben, gegen  möglichste  Wiederherstellung  nach  Aufhebung  der 
Blockade,  2.  „im  Gebiete  des  Feindes  und  im  Territorialmeer  des- 
selben bis  zu  einer  Distanz  von  drei  Seemeilen  von  der  niedrigsten 
Ebbelinie",  Sowie  diese  Ausnahmen  sich  als  Anwendung  sonstiger 
Grundsatze  des  Kriegsrechts  auf  den  gegebenen  Fall  charakteri- 
sieren, so  wurden  auch  mehrere  Versuche  gemacht,  Principien 
zu  formulieren  und  durchzusetzen,  die  dem  Kriegführenden  be- 
zOglich  der  Kabeldepeschen  mindestens  indirekt  denjenigen  Er- 
folg verschaffen  können,  den  er  bei  sonstigen  Depeschen  durch 
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das  Beeht  der  QaasicODtrebaade  erzielt.  InsbesoDdere 
sollte  der  neutr&le  Staat  zu  einer  besonderen  Aufsicht  Ober  die 
Eabeldepescben  verbalten  verden ,  cm  die  Beförderung  von 
miliULrischeo  Depescben  u.  s.  w.  za  Terhindem.  Indessen  wurd«i 
diese  Anträge,  die  also  an  Stelle  der  unthnnlicheD  direkten 
Eontrolle  durch  den  Feind  eine  Verpflichtung  des  neutralen 
Staates  setzten,  zurOckgewiesen.  Nur  folgender  Satz  gelangte 
aus  den  allgemeinsten  Prindpien  Ober  das  Verhalten  neutraler 
Staaten  heraus  zur  Annahme:  „Die  Übermittlung  der  Depeschen 
seitens  des  neutralen  Staates  darf  nicht  den  Charakter  wissent- 
licher EriegshQlfe  für  einen  der  Kriegführenden  annehmen." 

Das  Institut  erfollte  in  Brüssel  Pflichten  der  Pietät,  in- 
dem es  das  Andenken  seiner  berahmten,  Belgien  angehOrigen 
Toten  durch  korporativen  Besuch  des  Grabes  von  Rolin- 
Jaequemyns  auf  dem  Friedhofe  von  Laeken  und  des  Denkmals 
Riviers  in  der  Universität  ehrte. 

Die  nächste  Session  findet  1904  in  Edinbu^h  stett. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

steht  dem  von  einem  österreichischen  Gerichte  in  einem  au»- 
ländischen  Kimkurse  bestellten  Masseverwaiter  das  JRecht  des 
Widerspruchs  gegen  den  von  einem  deutschen  Gerichte  erlassenen 
Arrestbefehl  ev? 

UHeil  des  Oberland  eafcer.  Dnwdaa,  1.  Civ.-Senat,  16.  S.  1900  (Jnr.  Ztg.  1902 
S.  »27). 

D»  [JrteU  fuhrt  uw: 

Die  Frage  wQrde,  anlangend  den  KonknraTeriralter,  imbedenkUcb 
von  dem  früher  Tertietenen  Standpunkt  ans  ta  bejahen  MÖn,  dafs  der  Ver- 
walter der  geaetsliche  Vertreter  dea  Qemeüucbiüdneia  ed  (Seuff.  Bd.  88 
No.  85).  Dae  Gleiche  gelte  ancb,  wenn  man  den  KonknrsTerwalter  als  du 
^tffentliche  Organ  ansebe,  dem  die  DurchfQbnuig  des  Konkiuazwecks  obliege 
nitd  die  Auübting  des  Verwaltonge-  und  Verflignngerechtea  loatebe,  deaaen 
'  '  r  mit  der  KonknneröfinnDg  verlaatig  gehe  (K.O.  gg  5,  6; 
1.  Bd.  29  S.  36).  Denn  die  Befugnis,  einen  Arrest  im  Wege  des 
Widerspräche  anzugreifen,  lasse  sieb  nnbedenklich  als  ein  Aoeflals  jenes 
daicb  den  Arrestschlag  bedrohten  Rechtes  auffassen  (vgL  R.G.Entsch.  Bd.  20 
S.  361  f.).  Aach  die  Bestimmnng  in  §  11  (9)  der  K.O.  lasse,  wenn  man  rie 
nicht  schon  für  unmittelbar  anwendbar  eracbten  wolle,  jedenfalls  erkennen, 
dafs  die  Weiterreifolgung  der  für  den  OemeiiiBchaldner  begründeten  pro- 
zessualen Rechte  durch  den  KonktmTerw  alter  rom  Gesetz  als  die  notwendige 
Ergänzung  jenes  Verwaltnngs-  und  Verf^gungsrechtes  angesehen  werde.  Die 
ZnUssang  eines  im  Anstand  bestellten  KonkursTcrwalters  sei  unbedenk- 
lich. Denn  die  im  Aosland  erfolgte  Konkureeröfihong  müsse  in  vielfachen 
Bichtongeo,  insbesondere  betreffs  des  Übergangs  der  Ausübung  der  Ver- 
mögensrechte des  GemeinecbiUdneis  aaf  den  Konkurs  Verwalter  und  seiner 
Legitimation,  auch  im  Inland  anerkannt  werden  (R.G.Entech.  Bd.  14  S.  413 
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AIm.  8>  Ebenso  nie  dem  analKndiBchen  KonkaiSTerwilter  die  klag^r^M  Ter- 
folgmig  von  AniprCcben  dea  Gemönsctialdiien  im  Inluide  lageatandeD 
Verden  mflue,  könne  ihm  anch  die  Befugnis  nicbt  beHtritten  werden,  täaaa 
Im  Inlande  gegen  den  Sehnidnar  an^brachtea  Arrest  zn  widenprecben, 
Toranegesetst,  dafi  die  Stellung  des  anaiandiacben  Konkara- 
vervaltera  eine  aolcbe  aei,  daTs  ihm  gerade  die  inaoweit  be- 
deatnngavollen  Befngniaae  dea  dentachen  KouknraTerwaltera 
zuBtehen.  Diei  treffe  beafigliob  dea  Oatarreicbiacben  Haaae- 
verwattera  an  (g  76  der  Caterr.  K.O.  Tom  25.  12.  1868).  Denn  er  werde 
aJa  Vertreter  der  Ol&nbigerachoft  and  Verwalter  des  mm  Konknne  gehörigen 
VermögenB  beseichnet,  das  nach  §  1  Äba.  2  die  Konknnglftabiger,  eoweit 
es  überhanpt  pfttndbar  aä,  aa  ihrer  Befnedigong  verwenden  nnd  in  Ver- 
waltung nehmen  können;  auch  sei  er  berufen,  die  Aktiv-  und  Paanvproaeaae 
zu  führen,  welche  die  Uaeae  oder  beaondere  Teile  derselben  betreffen. 


Bei  einer  deutsehen  Reederei  sind  die  aus  ihrem  Handel- 
hetrieb  als  solchem  erfolgenden  Reehtsbeziehmtgen  im  aügemeiite» 
nach  deutschem  Recht  gu  beurteilen.  (Rechtsewang  eum  Kontra- 
hieren?). 

Urteil  dea  Hdchageiicbta,  6.  CSr.-Senat,  11.  4.   1901   (R.OJCntach.  Bd.  48 
S.  114  ff.). 

Die  Beklagte,  eine  Hamburger  Beederei,  hatte  im  September  1899  nut 
einer  konknirierenden  Gruppe  von  Segelachiffen  ein  Abkommen  über  die 
gegenseitige  Konkurrenz  im  Frachtverkehr  nach  Adelaide,  Melboonie  nnd 
gjdne;  von  Hamburg,  Bremen  nnd  Antwerpen  getroffen,  wodurch  die 
Mindesthöhe  der  beiderstitigen  Frachtsfitae  featf^eetelit  wurde.  In  der  Folge 
dehnte  die  Beklagte  ihren  Prachtverkehr  anf  Brigbane  an«  und  venmcbte 
dne  Verständigung  mit  der  Seglergmppe,  wonach  dieee  ihren  Frachtverkehr 
nach  Brisbane  ganz  aufgeben  sollte.  Da  diese  Veiat&ndigung  nicht  xu  er- 
xielen  war,  brachte  die  Beklagte  zu  dem  Zweck,  die  Frachtgeschäfte  auf  der 
BrisbHuer  Linie  unter  Beseitigung  der  ihr  unbeqnemen  Konknrreni  der  Segel- 
■chiffegeaellscbaften  sich  ausscblierslich  xa  üchem,  gegenüber  der  KUfgerin 
(und  üwar  bezüglich  der  Hamburger,  wie  der  Antwerpener  flrma  derselben) 
„eiue  geschäftliche  Zwangsmafsregel  cur  Anwendung,  welche  ihrem  Wewn 
nach  darin  bestand,  dafa  ue  den  an  dem  Segelgeschäft  interessierten  Firmen, 
namentlich  der  Klägerin,  ihre  sonst  allgemein  geltenden  Fracht- 
tarife kündigte."  Der  Androhung  einer  weiteren  Zwangsmabregel  g^ea- 
fiber  klagte  die  Klägerin  anf  Uuterlasanng.  In  der  Revisionünstana  ftthrte 
ide,  nachdem  sie  in  der  Berofungainwtana  unterlegen  war,  ana:  Das  an- 
gefochtene Urtäl  gebe  offenbar  davon  ans,  dafs  die  Beklagte  an  Üb 
berüchtigt  geweaen  sei,  der  Klägerin  und  ihren  Auftraggebern  gegenüber 
ihre  allgemeinen  Tarife  aufzubeben.  Dabei  fehle  jede  Prüfung  dv  Fiag^ 
welches  Kecht  in  jener  Beziehung  anauwenden  sä,  und  ob  nach  dem  an- 
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Mnrendendfm  Recht  nicht  ffir  die  BaUagte  ein  Kechtsiwang  inm  Eon  tr»- 
bieren  auf  tirond  der  verSffentUohten  gew9hnlichen  FnOUbriefe  bcaUwl. 
In  dar  Tliat  beetehe  ein  solcher  RechtaEwanx  aowohl  nach  dem  in  Anatislien 
geltenden  engliaohen  Recht  fllr  alle  „common  earrier»',  woranter  nainent- 
lieh  Beedeiäen,  welche  einen  regelmUÜgen  Verkehr  anf  beatiminten  Honten 
unterhalten,  wie  nach  dem  in  Antweipen  gdteoden  fransöaiaohen  Becht 
JSr  TianiportnntemehmeT  glricher  Art,  nnd  dieaer  Becbtazwang  sam  Kontm- 
hieren  begebe  sich  auf  Abladungen  ans  allen  HBftn,  in  deren  BeohtagetMet 
ein  solcher  Zwang  beatehe,  jedenfiUla  aber  dann,  wenn  ei  licb  am  Vor- 
fncbtniigen  von  eolchen  HKfen  nach  PUUaen  handle,  wo  dertelbe  Rechla- 
gnmdaati  gelte.  Danach  lei  die  Ober  die  KUgeiin  TerhHngte  Habngel 
dem  giOfieren  Tdl  nach  schon  Ton  Tomheiein  dn  Bechtabmoh  geweaen  . . . 

Daa  Bddugericht  flUirt  hiergegen  ans: 

„Eine  Verletanng  der  fiechtiDonnen  Ober  die  ranmiiche  Geltang  der 
Oesetae  Allt  dem  Berofnngegeriebt  nicht  aar  I^at  Die  Teridagta  Gewll- 
■cbaft,  äne  deotsche  Beedenö,  hat  ihren  Sitg,  ihre  Handelaniedertaagnng 
BwdfelMhne  in  Hamburg,  von  to  ana  sie  ihre  PTachtgeachKfte  betreibt 
Die  ana  ihrem  Bandelabetrieb  als  solchem  erfolgenden  Beehti- 
beaiahangen  sind  im  allgemeinen,  nnd  so  auch  bezBglich  der 
Frage,  ob  fOr  aie  ein  Kontrahiernngazwang  bestehe,  nach 
deatsehem  Recht  in  beurteilen.  Damit,  dafa  die  üchiffe  dei  Beklagten 
nach  anslkndiaeben  Häfen  und  von  aolcben  aus  verkehren,  wird  dieselbe  noch 
nicht  Timnaportunteniehnierin  nach  Uarsgabe  des  fOr  Jsie  PUtae  geltenden 
euUndischen  —  franzCaiBchen  oder  englischen  —  Rechtes." 

Das  Bdchsgeiicht  fuhrt  sodann  ana,  daTe  daa  Berutungsgericht  den 
g  8SB  B.O.B.  nicht  antrefibnd  gewürdigt  habe,  welcher,  richtig  verstanden, 
einen  BerflhmngspDnkt  iiabe  mit  „den  Grundgedanken,  welche  auf  anderen 
Rechtagebieten  au  einem  KontrataieruDgazwang  geführt  haben,  ans  denea 
namentiich  die  franzSaieche  nnd  englisch- am erikaniache  Becbtsprechnng  dam 
gelangt  iat,  einen  solchen  Uecbtszwang  in  gewissen  F&Uen  fHi  Transport- 
ontemehmer  (enfrepreneurs  public»,  common  carriers)  anzunehmen." 

Mit  einer  Begründung,  welche  im  wesentlichen  den  Elageanspnicb  aof 
Grund  dee  Gesichtspunkts  des  yerstofses  gegen  die  guten  Sitten  ala  gerecht- 
fertigt hinstellt,  weist  das  Reicbsgericbt  die  Sache  zur  anderwdten  Ver- 
haodlnng  nnd  Entscbeidong  an  das  Bemfungsgericht  surfick. 


Einrede  der  Rechtskraft  im  Einblick  auf  ausländische  iVtwesse. 

Urteil  dea  Beichagerichts,    1.  Civ.-Seoat,   13.  4.  1901  (R.G.EnlMh.   Bd.  49 
S.  344  und  Seuff.  Bd.  57  No.  92> 

Wie  bereits  in  Bd.  U  S.  426  dieser  Ztachr.  mitgeteilt  iat,  steUt  das 
Bcicbsgericht  In  dem  oben  beidcbneten  Urteil  folgenden  Satt  auf:  „£Saer 
im  Inland  erhobenen  Klage  kann  auf  Grund  unea  im  Anslaude  anhängigen 
Recfataetreita  die  Einrede  der  RechtshSngigkKt  nur  dann  entg^engeaetat 
werden,  wenn  das  in  dieeem  Becbtsstreit  ergehende  Urtöl  im  Inlande  als 
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Urteil  «nmerkeDiien  ist.  Die  AnerkeiuiDng  dea  &ualIudi«ebeD  ProBcaeet 
and  Mine  WirknDg  fBr  andere  Procene  kann  nicht  weiter  reiehen  ala  die 
Anerkennnng  dea  BDsISndiBchen  Urteils."  Vgl.  TTocft,  (Snlprosebfocht 
S.  226,  227,  246;  Köhler,  Ges-Beitr.  zam  CiTilproz.  S.  554;  R.O.EatMli.  Bd.  8 
S.  S85  [Seuff.  Bd.  39  No.  69];  UrteUe  dea  Keichegeriehta :  Seuff.  Bd.  47 
No.  296  niid  Jdt.  W.Schr.  1863  S.  850  No.  Sl. 

Du  Rdchigerioht  bemerkt  weiter:  „In  dem  Urteil  Seufferti  AicIüt 
Bd-  47  No.  206  wird  frölich  die  Frage  offen  gelaasen,  ob  aicb  dies  dsun 
anders  verbKlte,  wenn  mit  der  Klage  im  Aualande  ein  ArrestacbUg  verbanden 
sei,  oder  Kberbaopt  der  Beklagte  im  Analande  Vermtigen  habe,  daa  dem 
Klüger  die  BeMedigong  aoa  dem  auallndtBcben  Urteil  sichere.  Dieeer 
Zwtittil,  den  aach  die  Beviaion  unter  Hinw^  anf  die  entqirecbende  Sebnl» 
behanptong  der  Beklagten  geltend  gemacbt  bat,  kann  jedoch  nicht  ftlr  be- 
grflndet  erachtet  werden,  weil  es  ja  angewifs  ist,  ob  der  KlBger  in  dem 
MUilftndischen  ProEefe  ein  obeieglicbee  Urteil  erlangen  und  niclit  vielmehr 
mit  seiner  Klage  abgewiesen  werden  wird,  hierauf  aber  der  Kläger  dann 
neb  SU  berufen  be^t  ist.  wenn  dos  aaelfindiBche  Urteil  für  das  Inland 
nicht  bindend  nnd  deshalb,  Auls  es  die  Klage  als  nab<^ründet  abweist,  nidit 
geognet  sein  wird,  dem  Beklagten  ftlr  das  Inland  die  fSnrade  der  rechts- 
kräfUg  entschiedenen  Sache  sn  verschaffen. 

Nach  §  S28  Ziff.  5  C.P.O.  ist  nun  die  Anerkennnng  des  Urteils  ein« 
anslKndiflchen  Gerichts  ansgeechlossen,  wenn  die  G^euseitigkeöt  nicht  ver- 
borgt ist,  und  es  fehlt  der  Nachweis  dafür,  dafa  die  chilenischen  Gerichte  daa 
Urtäl  eines  deutschen  Gerichtes  anmerkenaen  hab<ni  (vgL  Kopperg  Zusammen- 
stellung S.  101;  Leslie  vnd  lAMcenfeld,  Die  Eechtsverfolgong  im  intna. 
Verkehr  S.  821).  Insbesondere  ist  anoh  nichts  dafSr  beigebracht,  dkls  in 
Chile  auf  Grund  eines  deutschen  Urteils  die  Einrede  der  rechtakiMig  ent- 
ecUedenen  Sache  erhoben  werden  kann."  . . . 


Mafsgehlichkeit  der  bisherigen  Kollisionsnormen  fUr  Reehts- 
verh^tnisse  alten  Rechts. 

Urteil  des  Beichsgerichts,   I.  Civ.-Senat,  13.  II.  1901  (Jur.  Ztg.  1902  S.  44). 

Unter  den  „bisherigen  Gesetaen"  i.  S.  dee  Art.  170  K6.  z.  B.O.B.  Bod 
auch  die  bisherigen  Normen  Aber  die  Ortlichen  Anweuduugagtemen  dw 
BechtssBtse  zu  Terstehen.  Demnach  war  für  die  bei  dem  Landgericht  in 
Chemnitz  erhobene  Klage,  die  den  Preis  fllr  eine  dorthin  aus  Nenmflaatw 
in  Holstein  gelieferte  Huchine  betraf,  die  Frage,  ob  neben  dem  H.G.B. 
stchsisches  oder  gemeines  Recht  anenwenden  sü,  nach  den  Srtlichan  An- 
vendnngsnormen  des  B.G.B.  fUr  das  KOnigreicb  Sadisen  m  entscheiden. 
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VorseJmf^flieht  der  Niederländer.  —  TJnattwendbarheit  des 
§  85  Q.K.Q.  im  ^alle  des  Art.  11  des  mtemationalen  Abkommeta 
vom  14.  11.  1896. 

BMChl.  des  Oberluideager.  Köln,  5.  ar.-Senat,  IS.  6.  1901. 

Nach  der  Kitena  dei  dentechoi  GenerftlkousaUtea  in  Ameterdam  ertdlten 
Anakimfl  nnd  bis  zn  dem  im  H^  1899  erfotgten  Inkrafttreten  des  Haager 
Abkonunene  Tom  14.  11.  1896  nebet  ZnsatiprotokoU  Tom  22.  5.  1897  Aus- 
Under,  welche  in  Niederland  als  KlKger  auftreten,  im  allgemeinen  aar  äicher> 
■tellnng  der  Eoaten,  onKhlieblich  der  Gericktakoiten ,  auf  Gnuid  der 
Art.  152,  153  der  niederl&ndischen  Prozereordnimg  Terpflichtet  geweaen, 
eeitdem  aber  Deatsche  in  dem  vertragimärBigeD  Umfang  von  dieeer  Sicher- 
beitaldstang  befreit,  also  auch  beiUgUch  der  Gerichtskoeten. 

Damit  lat  der  In  g  85  Abs.  2  Ziff.  1  a.E.G.  vorgeBefaene  Fall  g^teben, 
daÜB  ein  Deatecher,  welcher  im  KSnigreich  der  Niederlande  als  EUger  anftritt, 
TeimOge  seiner  £^enschaft  als  Deutscher  sd  öner  heeoDderen  Voraiiszahliuig 
oder  EU  einer  ^heratellnng  der  Oerichtskost«i  nicht  verpflichtet  ist,  dem 
Inländer  in  dieser  Beziehung  also  gldchstehL  Zufolge  Ab«.  2  a.  a.  O.  Izitt 
mithin  die  in  Abs.  1  angeordnete  Yeipfiichtniig  der  AosIftndeT  Air  die 
KUgeiin  nicht  dn,  ood  hat  dieselbe  nnr  einen  Clebührenvorsehnrs  nach 
Mafq^be  des  g  81  O.K.O.  za  zahlen.  INe  Ilesettigung  der  frflher  bestandenen 
Terpflichtnng  bemht  ohne  Zweifel  auf  Arl  II  des  Haager  Abkommens,  also 
dnem  Staatsvertrage,  welcher  als  GeseU  im  Sinne  des  §  85  Abs.  2  Ziff.  1 
6.K.U.  anrasehen  ist. 

§  81  O.K.G.  kommt  femer  deshalb  mr  Anwendung,  well  der  Art.  11 
des  Abkommens  entgegen  der  Annahme  des  Landgerichts  dahin  anssnlegen 
ist,  daTs  er  sich  auch  auf  die  VonchoTspflicht  des  ausUndischen  KUgers 
gegenfiber  der  Staatskasse  des  Landes,  in  dem  der  Rechlastrdt  geführt 
wird,  besieht  Entscheidend  fOr  diese  Auslegung  ist  folgendes.  IMe  Absicht 
der  das  Abkommen  vorbereitenden  Kommission  sowie  der  Hsager  Konferena 
selbvt  ging  dahin,  durch  internationale  Tereinbamng,  soweit  möglich,  die 
bezSglieh  der  Auslfinder  bestehenden  AnsDabmevoTschrifteo  su  beadtigen. 
Za  diesen  Vorschriften  gehSren  auch  die  Bestimmungen  Aber  die  Ver- 
pflichtungen der  AuslKnder  zm  Schetstellnng  der  OerichtsgebQhren.  DafSr, 
dab  das  Abkonunen  dcb  auch  hierauf  besieht,  spricht  gani  entschieden 
die  Wahl  der  Worte  „Ancnne  cantion  ni  däp8t,  sons  qnelqne  dä- 
nomination  qua  ce  soit"  im  franxCsischen  und  der  Worte  „Eine  Schei^ 
bdtilöstnng  oder  Hinterlegung,  unter  welcher  Beseichnung  es  auch 
sei",  im  deutschen  Test  Der  Umstand,  dab  diese  Seite  der  Sache  auf 
der  Konfereni  nicht  snr  Spreche  gekommen  ist  und  aber  dieselbe  ancb 
lufse  TerhandluDgen  der  beldligten  Regierungen  atattgefnndeu  haben  (vgl. 
dem  Besehl.  vom  8.  2.  1901),  erkUrt  sich  daraus,  dafs  in  den  dnzelnen 
Tertagsstaatea  die  einschlltgigen  gesetslichen  BastJmmnngm  sehr  verschieden 
waren,  was  in  der  Denkschrift,  mit  welcher  das  Abkommen  dem  dentaeben 
Belchitage  vorgelegt  worden  ist,  auch  erwRhnt  wild  (vgl.  die  stenographischen 
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Boriobto  da  BddufatgM  1897/fiS,  I.  AjilKg«Iwiid  S.  214).  So  wude  und 
wird  in  Fiuikreicb,  Belgien  und  Ltuembnig  «in  Tonchnla  mnf  die  0«rieht>- 
gebühren  üboihBapt  niclit  erhoben,  noch  eine  MsatigB  Scbentellnnj;  f3r 
disMlben  verlangt  Andereneita  Bteht  fait,  dab  kein  YeittageeUnt  seh  g»- 
wdgert  h&t,  in  der  fnglicheo  Beiiehni^  öne  ihn  Undende  Veraabnnmg 
tu  treffen.  £Ke  doreh  die  VeiBcUedenhüt  der  in  Betnekt  kommenden  Oceeti 
gehangen  bedingt«  Unbestimmtheit  der  Ahnuchimgen  in  dnulnen  Punkten, 
auf  welche  die  DeakMhrift  S,  214  a.  a,  0.  hinweist,  mnTe  da«n  fSbren,  auf 
den  Zweck  der  Abmachmigen  mrfickzttgehoL 

G^en  die  hier  vertretene  Anslegnng  kann  anch  nicht  mit  Erfolg  geltend 
gemacht  werden,  daü,  wenn  tie  sntrifft,  eine  ScUdigong  der  Staatskave 
leicht  eintreten  kann,  und  dafs  die  Gefahr  dieaer  Schftdigang  durch  die  Vor- 
schrift in  Alt.  12  des  Abkommen«,  welcher  da«  Gegengewicht  in  Art.  11 
bildet,  nicht  headtigt  oder  herabgemindert  wird.  Denn  diesem  Nachteil 
steht  der  VoTleil  gegenfiber,  welcher  sich  ans  dem  Abkommen  fQr  die 
Angehörigen  der  Vertragaitaaten  ergiebt,  die  in  derl^e  sind,  dcb  anf  das- 
selbe in  benifen.  Dieser  Gesiehtsponkt  tritt  «och  in  §  85  Abs.  2  S£  1  G.K.G. 
als  der  maltgebeude  hervor. 

Anch  daianf  kann  cnn  besonderes  Gewicht  nicht  gelegt  werden,  dals 
die  Art  11 — 13  des  Abkommens  im  deutschen  Text  die  Überschrift  tiagee 
,e.  Sicherbeitaleishiug  -fQi  die  ProzerskMten",  und  im  ftanaSsschen  Teste 
,c.  Cantion  jndicotom  eolvi".  Der  letztere  Ansdrack  stammt  aus  dsr 
Etanaösisehen  Uechtssprache ;  er  bedeutet  dort:  Sicfaerstellnng  des  Gegueis 
des  AQBlSnders  ftlr  die  Kosten  nnd  Schftden,  welche  infolge  des  Hecbtsstrmti 
entstehen  kifnnen ,  Art.  16  Code  dml,  Art  166,  167  Code  de  proc.  cxuü,  bat 
also  nach  säner  unprOoglichen  Bedentang  mit  dem  Verhältnisse  der  Staats- 
kasse an  den  Parteien  nichts  zu  than.  Tiotsdem  umschreibt  er  aber  mfolge 
der  bernts  erwUhnten  franzSuschen  Gesetigebung  die  gesamten  besonderen 
Verpflichtungen  des  Aasltlnders,  welche  hier  in  t^rage  stehen.  Anden  im 
KOnigrdeh  der  Niederlande.  Hier  wird  aaitsis  der  Staatskasse  heim  Vor- 
handensein beatimmter  Voranssetsangeu,  nKmlich  eines  Verlangens  der  G^ea- 
partel,  der  Anspruch  auf  Scheretellang,  soweit  das  Abkommen  nicht  entg^en- 
steht,  auf  Orund  der  Art  152,  15S  Wtlboek  van  Intrgeiiijke  Bedtttvordering 
erhohen,  wie  ans  der  erwähnten  Auskunft  vom  IS.  4.  1901  herrorgeht,  welche 
Artikel  im  wesentlichen  den  Art.  166,  167  des  franiSüsohen  Code  de  pne- 
ein.  entsprechen,  nnd  hat  also  hier  der  Ausdruck  «ue  weiteigehende  Be- 
deutung. Der  Entwurf  des  Abkouunens  ist  aber  gerade  von  der  nieder- 
ländischen Begierung  vorgelegt  worden,  wie  nch  ans  einer  Banerkuug  der 
Denkschrift  S.  214  ergiebt  Der  deutsche  Text  der  Überschrift  ist  nor  ein« 
Obersetsung  des  franxösischen  Textes,  kommt  deshalb  weniger  in  Betracht 
nnd  ist  anch  mehrdeutig. 

Der  Umstand,  daTs  in  der  Denkschrift  8.  215  a.  a.  0.  ausgefOhit  wird, 
das  Abkommen  wolle  mit  allen  Vertragsstaaten  die  Gegenseitigkeit  herstellen, 
durch  die  nach  g  102  (jetzt  110)  No.  I  C.P.O.  die  Befreiung  von  d«  Vet- 
pfltchtnog  zur  Sicherhdtsleistnnff  für  die  vor  deutsehen  G«richteai  klagenden 
Ausl&nder  erledigt  sei,  kann  den  obigen  Darl^ungen  gegenSber  nicht  ans- 
schlaggebend  sein,  und  awar  um  so  weniger,  als  §  85  G.K.G.  sieh  als  eine 


^gSarang  dar  §g  102,  103  CP.O.  n.  F.  duiteUt  und  eine  OegenM^tigkeit 
dorcb  die  Beetimmiing  In  Abe.  2  fflff.  1  g  8&  Q.K.O.  ebesfiOb  berbeigefOhTt 
werden  sollte. 


Nach  welchem  Recht  ist  über  die  reehtliehen  Folgen  eines 
^usammenstofses  von  Schiffen  verschiedener  fremder  Naiiotuüität 
auf  hoher  See  eu  entscheiden? 

I.  UrteU  dei  Bdchigeriohti  1.  QT.-Sen.  10.  II.  ISOO. 

Znüeben  dem  englücben  flrcherfahrzeDg  „Oiphui  Giil",  Bgentum  dei 
KJifgen,  und  dar  uonreg^lien  Bark  „Hirun"  bat  un  12.  I.  1899  in  der 
Noidaee  ein  Zgaammenttofa  atettgefimden.  Der  ElBger  behauptet,  dab  der 
Zasammenawre  durch  ön  Verscknlden  der  BHiram"  herbeigeführt  worden 
sei.  Er  bat  dech&lb  die  Beklagte,  die  für  das  norwegische  Schiff  BürgBchaft 
übernommen  liat,  mit  der  bdm  Landgericht  in  Hamburg  erhobenen  Klage 
auf  Enatx  des  durch  den  Znaammenstofe  entstandenen  Schadens  belangt 
Da*  Landgericht  erklärte  die  Klage  dem  Grunde  nach  fUr  berechtigt. 

Die  Berufung  der  Beklagten  blieb  ohne  Erfolg.  Das  Berniungagericht 
—  I.  Civilseuat  des  Haueatischeii  ü.L.G.  —  erkUrte  durch  Urteil  vom 
9.  5.  1900  die  „Hinun"  deshalb  fQr  haftbar,  weil  sie,  obgleich  infolge  ihrer 
geringen  Segelbesetxnng  durchaus  nnfShig  zum  ManÖTrieren,  den  Verancb 
gemacht  habe,  der  vor  den  Netzen  liegenden  ,Orpban  Qirl"  aouuweichen, 
■tatt  diese  dnreh  rechtseitige  Kenntnisgabe  der  eigenen  ManSviiernnfUiigkelt 
ibreredts  snm  Ausweichen  zu  veranlassen.  Gegen  diese«  Urteil  legte  die 
Beklagte  Revision  ein. 

Das  Reichsgericht  wies  die  Reviäon  xurüek. 

Ans  den  Grtlnden: 

„IKe  bdden  Vorinstanzen  sind  davon  auBg^angen,  dafs  die  sachliche 
Benrtdlnng  nach  deutschem  Rechte,  den  Vorschriften  der  Artikel  736  ff. 
Handelsgesetzbucbs,  zu  erfolgen  habe.  Dies  ist  nicht  sn  beanstandeiL  Das 
im  Band  21  S.  186  ff.  der  Entacb.  in  üivils.  abgedruckte  Urteil  des  er- 
kennenden Senats  vom  80.  5.  1888,  welches  sich  ^  die  Anwendung  den 
am  GericbtsoTt«  geltenden  Hechts  ausspricht,  hat  iwar  die  Frage  unmittel- 
bar nur  für  den  Fall  entschieden,  wo  der  Zusammen stofs  der  ausISudischen 
Schiffe  innerhalb  des  deutschen  Hoheitsgebietes  stattgefunden  hat.  Dies 
trifft  vorliegend  nicht  au;  denn  es  ist  nicht  feetgeetellt  nnd  dnrohaus  un- 
wahiscbeinlich,  dafs  die  Stelle  der  Nordsee,  wo  die  „Hiram"  mit  der  der 
flacherei  obliegenden  englischen  Smack  zusammen  stjels,  noch  unter  die 
deutsche  Territorialhoheit  fUlt  Die  Gründe  indeieen,  welche  das  angeführte 
Urteil  ftlr  die  auMchliebliche  Anwendung  des  dentachen  Bechts  ala  Recht 
des  Oeriebtaortes  geltend  gemacht  hat,  bestehen  in  gana  gleicher  StKrke  auch 
dann,  wenn  es  sich,  wie  hier,  zwar  um  einen  Zusammenstofs  auf  hoher  See, 
aber  zwischen  Sdiiffen  verschiedener  Nationalitfit  handelt  Es  ist  auch  in 
dieaer  Richtung  ron  kdner  Seite  ön  ESnwand  erfaoboi  worden." 
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Dm  Urtail  fOhrt  dann  niber  »iu,  tUb  du  Bornfnngageridit  in  den 
Vttbftlton  dei  „Hinm"  mit  Recht  du  Vencholden  erblidrt  bftbe.  Endlich 
hd&t  ea: 

„Aach  im  flbiigen  ^ebt  die  Eutsclieidtuig  m  keinem  Bedenken  AnUIi 
Imbeeondere  tat  ein  aolches  nicht  danoa  ra  entnehmen,  daJÄ  die  Vonchriften 
der  Kaiserlichen  Verordnong  vom  9.  nnd  10.  5.  ISftI  cur  Amrendnug  gebiAcht 
woiden  liDd.  In  Beeng  auf  die  einzige  BeetimiDtuig  der  Vemdnniig  rom 
10.  5.  1897  —  Artikel  1  unter  8^  —  welche  bei  Beurteilung  des  VertisUeM 
der  „Orphan  Oirl"  Anwendnag  gefunden  hat,  ist  mgleich  festgestellt,  dal» 
täao  englische  Verordnung  gleichen  Inhalts  besteht.  Was  aber  cUe  Te^ 
Ordnung  vom  9.  5. 1897  bebiSt,  welche  bei  dei  Pähraog  der  norwegischgn  Bsik 
angnmde  gelegt  worden  Ist,  so  rednaiert  mch  der  flr  die  &it«chflidnng  er- 
hebliche Inhalt  anf  die  Anwendung  der  im  Artikel  27  getrofienen  Vor- 
«chriflen.  Diese  sind  aber  so  allgemeinen  und  notwendigen  Inhalts,  dala  ihre 
sachliche  Geltung  nobedenklich  auch  fBr  Schiffe  fremder  NadonalitU  an- 
genommen werden  mub.  Es  ist  auch  von  keiner  Seite  behauptet,  dals  nach 
norwegischem  SchiAhrtarecht  etwas  Ahweioheudes  bestimmt  sei' 

IL  Urtdl  des  Rdchsgerlchts,  1.  Cir.Senat,  18.  U.  1901  (R.a.EotMh.  Bd.  (B 
S.  182). 

Im  Dezember  1899  fand  in  der  Nordsee,  6—10  Seemeilen  Ton  der 
jtltitchen  Westküste  tia  Zusammenstofs  awischen  einem  dluiachen  und 
ünem  norwegiachen  ScMffe  statt,  worauf  das  dKniache  Schiff  sank  nnd 
total  verloren  ging.  Die  d&nische  Keederei  verlangte  von  der  Beklagten, 
die  fQr  den  norwegischen  Dampfer  sur  Vermeidung  «dnea  Arrestes  BOigscIuft 
geleistet  hatte,  b^  dem  Ijuidgeiicht  in  Hamburg  Schadensemts.  Du 
Reichagericht  bestätigte  die  Entscheidung  des  BeruArngsgerichts,  durch  die 
die  Beklagte  zum  Eraatx  der  Hllfte  des  Schadena  verurtnlt  worden  isL 

Aus  den  Gründen: 

„Das  Berufungsgericht  nimmt  übereinstimmend  mit  don  Gericht  oster 
Inatani  an,  dab  der  Zosammeostofs  der  beiden  Schiffe  . . .  durch  VeraehnUca 
der  bmdeiseitigen  Schifisbesatznng  herbeigef&hrt  worden  seL 

Unter  Anwendung  des  norwegisch-dllnisohen  Seegesetaea,  welches  in 
Falle  beideraeitigen  Verschuldens  dem  Gericht  vorechreibt,  mit  ßuckseht  aof 
dieBesebaffenhät  der  auf  bdden  Seiten  begangenen  Fehlerden  von  Jeder  Seita 
aum  Schadensersätze  in  lastenden  Beitrag  zu  bestimmen  oder  anmordaeo, 
dafi  Jedes  Schiff  adnen  eigenen  Schaden  tragen  solle,  hat  dann  das  Benifimg»- 
gericht,  davon  ausgehend,  dafs  tin  wesentlicher  Unterschied  in  der  Schwere 
der  auf  beiden  Seiten  begangenen  Versehen  nicht  bestehe,  den  BeUsgtea 
fBr  schuldig  erachtet,  die  HUfte  des  . . .  Schadens  sn  ersetaen.  Zu  dem- 
selben Ergebnis  glauht  das  Berufungsgericht  auch  bei  Anwendung  des  sm 
Oerichtsort  geltenden  deutschen  Rechts  au  gelangen,  indem  ea  annimmt,  dsb 
mit  Rficksicht  auf  die  erat  im  April  1900  durch  Anlegung  des  Arreste*  be- 
grOndel«  Zmllndigkeit  der  hambnrgiscben  Gerichte  das  neue,  mit  den 
norwc^iaeb-dlniacben  Rechte  fibeioinstimmeude  deutsche  Beebt  snr  Aa- 
wendnng  kommen  mB&te  . . , 
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Von  der  BeniioD  wird  gerügt,  dftfa  du  Bernfniigagerieht  die  I^age  der 
Haftung  für  da«  fcatgwtellte  Vencholden  nach  dem  norwegiach-dKniiehen 
>taU  nach  dem  dentseben  Qeeetze  entsehieden  habe,  und  aaiznfUhren  gesneht, 
dab  all  maT^gebendea  deutsches  Recht  nur  da*  zur  Zeit  de«  Zneammenstortes 
gdtmde  in  Betracht  kommen  könne.  Dieee  Süge  ist  ale  begiflndet  nicht 
anraerkennen. 

Mit  Bemg  auf  die  Frage  dea  anzuwendenden  Eeehtei  enrtgt  das  Be- 
roAingigericht,  dab  bei  SchifibEtuammenstöroen  auf  hoher  See  das  Racbt  des 
Thatortes  nicht  in  Betracht  komme,  sondern  nur  zu  enttchdden  sei,  ob  das 
Recht  der  Flagge  oder  das  Recht  des  GerichtsoTtes  inr  Anwendung  kommen 
mOsse.  Es  hHlt  es  fUr  das  natürlichste,  gegen  den  Reeder  eines  Schiffes  ftlr 
die  mit  demselben  vorgenommenen  Handlungen  das  Recht  der  Flagge  in 
Anwendung  zu  bringen,  weil  der  Reeder  dem  Gesetze  des  U«matshafens 
immer  nnterworfen  bleibe.  Im  vorliegenden  Falle  sei  die  Anwendnng  des 
Fla^enrecbtes  um  so  onbedenklicber,  als  die  Hömatsgeeetse  beider  Schiffe, 
das  norw^ische  und  das  dänische  Seegeeets,  in  Itetreff  der  Schadensansprüche 
bei  Schiftzneammenstöfsen  votlig  Obereinstimmten,  sodsTs  keine  der  baden 
Parteien  durch  die  Anwendung  ^eses  Kechls  beschwert  werde.  Nor  dann 
ivfirde,  fQhrt  das  Bemfungsgericht  weiter  aus,  die  Anwendung  anslftndischen 
Rechts  tüi  den  inlitndischen  Richter  aosgeechloBsen,  Tiehnehr  die  Anwendnng 
des  ngenen  Rechtn  geboten  sein,  wenn  dieses  absolut  iwingender  Natur  sei, 
oder  wenn  die  Vorschrift  des  ausl&ndiacheu  Rechtes  nach  heimischen  Recbla- 
grandsfitzen  ab  nnsoläsaig,  rerweiflich,  die  gnten  Sitten  verletzend,  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutseben  Gesetzes  rerstofsend  anznaehen  sn.  Da 
keiner  dieser  ^^e  hier  gqceben  sei,  so  sei  die  Anwsndung  des  norwe^soh- 
dinischen  Rechtes  im  rorlisgenden  Falle  gerechtfertigt    Diesen  Erwftgnngen 


Hit  Recht  nimmt  das  Berufnngsgericht  an,  dafs  seine  Entscbeidong  mit 
der  Reehtsprechnng  des  Beichtsgerichts  nicht  in  'Widersprach  trete.  Aller- 
dings findet  sich  in  dem  Urtdl  des  Reichsgerichts  vom  12.  8.  18S6  (RG.Entseb. 
Bd.  19  S.  10)  der  Satz: 

die  Bestimmnngen  des  deutschen  Rechts  über  die  Voraussetzungen  nnd 
den  Um&ng  der  Haftnng  des  Reeders  fOr  Kolliaionsscbäden  haben  daher 
fQr  (Ue  dentseben  Gerichte  einen  zwingenden,  absoluten  Charakter  in  der 
Wtnse,  dafs  dieselben  eine  Haftung  des  Reeders  nur  insoweit  anznerkennen 
haben,  als  das  Recht  dee  eigenen  Landen  eine  solche  statuiert . . .  (S.  12), 
welcher  den  Anscbsin  erwecken  kennte,  als  ob  das  Rcschsgericht  in  An- 
lehnung an  die  Utere  Lehre  (vgl.  Waffner,  Handbuch  des  Seerechts  Tdl  1 
8.  142)  fUr  die  deutschen  Gerichte  das  deateche  Recht  schlechthin  bei  allen 
Bechtsstreitigkeiten  über  Ansprüche  ans  Schif&kolUsionen  als  mafsgebend 
siebtet  habe.    Allein  der  Znsammenhang  der  Gründe  jenes  Urtdls  ergiebt 
one  wesentlich  eingeachitnkte  Bedeutung  jenes  Satzes.    Es  handelte  sich 
in  dem  dort  entschiedenen  Falle  nm  die  Haftnng  wnes  deutschen  Beedera, 
dessen  nnter  der  Fahmng  eines  Zwangslotsen  stehendes  Schiff  in  einem  ans- 
Undischen  Hafen  mit  einem  fremden  Sehifie  znsammengestolsen  war.    Diese 
Haftung  wnrde  rerneint,  o^leich  das  Recht  dee  Thatortea  die  Haftbarkät 
des  Reeders  anefa  fBr  Venohnlden  des  Zwaugalotsen  anerkannte.    Es  wurde 


«nroga,  dkli  m,  dm  nack  deoticlMm  Bachta  dM  TmiAmi  «nn  ZwaagdotMB 
kein«  Verfaindliehkcit  mm  SehadoNanati  fir  doi  BmiIct  enenga,  d^ 
deataeheD  Biditar  nnme^kh  gnUttet  aein  kOMM,  natac  Anwondm^  «iDa 
frcudcD«  dm  BMids  iB  dicaor  flraiffhimg  nMih^arijtwti  B^blcs  ■"»»■' 
dentacken  B«ed«r  «ioe  Ver|diehtong  «afiraMlegeB,  mJ^a  daa  Badrt  d« 
Mgawn  Landes  prineipisU  Teneiiie.  Nnr  in  dieaem  aof  di«  Haftang  dv 
dentaeh«D  Beaden  bcaekrinktea  SiniM  iit  dakat  der  »ban  vOrtlieh  «rioda^ 
gegebeae  Ijati  an  Teiateken.  Die  in  denaelben  UrMl  an  anderer  Rtrik 
ToAomoMode  Bcmetkimg,  dab  In  der  Becktapndraag  die  Anweodnng  dei 
am  Pioaelflorte  gettendcn  Bcchiea  aogar  dann  für  geraehtfertigt  oaditet 
winden  aei,  wenn  beide  SeUffe  einer  &cnMl(B  ^agge  angehlMen.  ist  nm 
tahriqrenden  Inkaltea  nnd  fBr  die  Eotacbeidnng  okne  Bedeatimg.  Andaw- 
•eito  iat  in  dem  UrUU  rou  30.  S.  1688  (B.G.E&ladi.  Bd.  21  S.  138)  av- 
geqwocben,  dali  htä  einem  aof  deabeheni  TerritOTitm  ■tntigeftmdam  Sebib- 
■  ■■amiiiriieliifi  beafigUch  der  HaAni^  der  beteiUgten  Reeder  fBr  die  dentaekn 
Oo^chta  daa  dentaehe  Becbt  aneb  dann  mabgebcnd  aei,  wom  beide  8cUfle 
fratode  aeien,  veil  ee  als  Wille  dee  dentacben  Qeaetsa  anaoaehen  ad,  dab 
Sbn  die  reebtlieben  Folgen  aller  unter  deolaeher  TeiTitofialbidMit  erfblgendea 
ZnaammenalOCM  olme  Bfiekaicht  auf  die  Nationalitit  der  tiebiffe  stet*  nach 
deo  GmndaiUen  dee  devtaehen  Beehtee  entaekieden  werden  aoUa.  In  dem 
Urteil  vom  25.  6.  (9.  7)  1892  (B.a.&itoek.  Bd.  2»  S.  W)  endlicb  irt  die  An- 
wendbarkeit des  denteclieu  Bedtea  in  dem  Falle  angenommen  worden,  dab 
ein  fremdea,  natar  der  FObinng  einaa  Zwangalotaen  atehendea  Sebiff  nit 
önem  anderen  fremden  SclüSe  im  eiaem  «oslindiaebeD  Hafisn  soaammen- 
geatoTaai  war.  Dieae  ^tacbsdong  warde  damit  goechlfertigt,  dala.  wi« 
bermta  in  dem  UiteQ  vom  12.  ?.  1688  «oeriunnt  wMden  aä,  du  deWaclM 
Recbt  die  Haftung  dee  Reeden  fSr  das  Veraebnlden  eines  ibm  anfgenfitigtai 
Zwangalotaen  gmnddUalidi  anaaddiebe,  weil  ea  dnea  auf  aolebem  Gmnda 
bemhmdoi  Anaprnch  gt^en  den  Reeder  f&r  nngereeht  und  Terwerflieb  et- 
aekta.  Desbalb  dürfe  ein  dentacbea  Qericht  duen  aokhen  Anopmcb  nicht 
r  nach  dem  Becbt  des  Tbatortea  oder  nach  dem  Recht 
I  Ar  daa  belrefotde  Sckiff  begrflndet  aein  mScbte.  Dieae 
1  den  IUI  offen,  warn  der  Zanmmeuftala  auf  offaner 
See  swiaeken  freoMien  Scbiffea  erfolgt  ist,  daa  Hemcbaflagebiet  dea  deotacken 
Beehtee  alao  wedn  in  pentinlielts,  noeb  in  rinmlieher  Beiiubmig  in  Fiaga 
kommt,  nnd  der  verfolgte  An^imcb  nicht  mit  swingenden  Vorachriftea  oder 
GmndaUaen  des  dentscfaen  Recbta  in  Wideispracb  tritt.  In  dieaem  FtU  fehlt 
jeder  innere  Gnmd  (3r  die  AnwendungdentacbaiBaehtca.  DeaBennngeaehtet 
hat  das  Rdcb^ericbt  in  einem  neaeran  Drteäl  vom  10. 11.  1900  CBeg.  I  24600) 
atMh  für  einen  aoteben  Fall  daa  deatacbe  Becbt  fBr  anwndbar  erklirt  md 
hierfBr  auf  die  B^itbMlnng  dee  oben  erwlknten  UrteUa  vom  30.  S.  1888 
Besag  genontmen.  In  dem  lefarterwfthnten  Urteil  iat  dugebeud  auf  die 
Varwicklnngen  nnd  Unzntriglichkdten  hingewieaen,  wdche  aick  eigebta 
mObtmi,  wenn  —  mmal  bd  gegenadtig  erhobenen  Scbadenaanq)röchen  — 
dw  Reeder  jedea  der  maammengeatolaeoen  SekiSe  nach  dem  Be^te 
adnee  Iiandea,  welebea  von  dem  aeinea  Gegnera  in  vielftcher  Beriebmg 
abwdchen    kann,    an   bemteiten   wire.      Dieaen    Yerwiddnngea   und   Dn- 
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mtrKglkhkdten  wird  Torgebengt,  wenn  du  dentsebe  Qoricht  in  aolohem 
Fall«  •rin  eigeuM,  ihm  smiKehst  liegendes  Becht  mr  Anwendong  bringt  tad 
die  von  einuider  abweichenden,  ftlr  die  Beteiligten  leicht  zn  nnUlligen  Er- 
gebniwen  ffifarenden  fremden  Rechte  gt^en  dnaaelbe  mrficktreten  llbt  IKe 
Anwendung  des  deatecben  Rechte«  stellt  in  eolchera  Falle  ein  dnrch  Snfeere 
Orflnds  an  die  Hand  gegebenes  Ausknnftsmittel  dar,  an  welchem  in  gi^eu 
die  Beebt^reehong  Bicb  wf^eu  der  dar  Anwendung  der  fremden  Hechte 
entgegenttehenden  Bindemisee  genötigt  gesehen  hat  (vgl.  v.  Bar,  2.  Anfl. 
Bd.  2  S.  211  nnd  die  in  der  R.Q.Kntach.  Bd.  21  S.  142  angeAlhrtan  Urteile 
des  Oberappellationsgerichtes  nt  Lübeck,  Entech.  in  Bremer  Beohtaeachen 
Bd.  2  Abt  2  S.  8  n.  Erkenntnis  des  Obertribnnals  an  Berlin  in  Satff.  Bd.  14 
S.  335).  Um  einen  Fall  dieser  Art  handelte  ea  sich  bei  dem  Urteil  vom 
10.  11.  1900,  welches  einen  Zusammenstofs  awischen  unem  englischen  nnd 
einem  norw^jisoheu  Schiffe  in  der  Nordsee  betraf. 

In  dem  Torliegenden  Falle  bedarf  ee  aber  eines  solchen  Anskonftsmittela 
nicht.  QehlSren  die  anf  hoher  See  maammenstorsenden  Schiffe  derselben 
Nationalititt  an  oder  snd  sie  trota  rerscbiedenei  Nationalität  demselben  Geseta 
unterworfen,  so  entftllt  anch  der  ans  der  Verschiedenheit  der  Flaggenrechte 
tnch  ergebende  Snbere  Orund  fflt  die  Anwendung  dea  am  Qerichtsorte 
geltenden  Bechtea.  Yielmebr  ist  die  Haflnng  der  btidersdtigen  Reeder  nach 
ihrem  fibereönstimmeDden  heimischen  Rechte,  welches  die  Schiffe  anf  die  hohe 
See  mit  äch  nehmen,  zn  beurteilen,  falls  dasselbe  nicht  gegen  cwingende 
Normen  des  am  Qerichtsorte  geltenden  Rechtes  verstöbt.  Da  nun  das 
DOtwegische  und  das  d&aische  Seegeseti  bis  auf  wenige  Abweichongen  im 
allgemeinen,  hinnchtlich  der  die  Baftnng  dea  Reeden  ans  Zosammenstölsen 
seines  SchifTee  mit  einem  anderen  betreffenden  Vorschriften  aber  vQllig  über- 
^nstimmen,  so  iet  ee  gerechtfertigt,  dafs  das  Bemfangsgetiuht  eeiner  Ent- 
soheidaDg  die  Voischiiften  dieses  Gesetzes  cd  Gründe  gelegt  hat;  denn  dafs 
das  deutsche  Recht  die  Anweudnug  dieser  Vorschriften,  welche  fllr  den  Fall 
beiderMitigen  Veischnldens  eine  Verteilung  dei  Schadeosereatzpflicht  nach 
Uabgabe  der  anf  beiden  Seiten  begangenen  Fehler  anordnen,  ansschlÖBse, 
kann  nmsoweniger  angenommen  werden,  als,  wie  das  Bemfnngsgericht  mit 
Becht  gelt«nd  macht,  das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  in  soaem  §  735 
für  den  Fall  bwdersmtigen  Verschnldens  Vorschriften  getroffen  hat,  welche 
iniMitii>h  mit  demjenigen  dea  norwegisch-dfiiuBchen  Se^eaetsee  übereinstimmen. 


VdUstrecJatng  ausländiseher  Urteile;  Zuständiffkeit  dea  CMS- 
landischeR  Gerichts  (§  328  Ziff.  1  C.P.O.). 

Urteil  des  Beichagerichta,  7.  ar.-Senat,  21.  8.  1902  (Jnr.  Ztg.  1&02  S.  262). 

Ke  Fassung  des  jetzt  geltenden  g  328  ZiC  1  C.P.O.,  die  von  dem 
§  661  Ziff.  a.  F.  darin  abweicht,  dala  an  Stelle  der  Zeitform  „waren"  das 
Piiaens  gSind"  geeetzt  ist,  gestattet  ee  nicht  mehr,  die  Znlaaenng  der  Toll- 
atreckbarkett  auf  den  Fall  zn  bcaehrUnken,  dafs  gerade  derjenige  Ge- 
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richtsstand,  den  du  sniUDdische  Gerioht  sagelunn  bat,  naeb  deataehem 
Becht  wirklieh  begründet  irar;  ei  daif  vielmdix  anr  daianf  ankommen,  ob 
mr  Zeit  der  geltend  gesiachton  Anerkennoog  in  dem  aoatiDdiachen  Stiat 
ein  Qericlitsstand  nach  dentHbem  Becht  gegeben  wire,  wenn  dieaea  dort 
gUte.  Das  VollRtrecknngaiiTteil  ist  deahalb  aach  dann  an  erlaMen,  wean 
BBch  deatachem  Recht  das  aoaUndiacbe  Gerieht  zwar  nicht,  wie  es  ftfut"", 
ala  Gericht  doB  Eifttllnn  gaort  es  snatttndig,  wohl  aber  bei  ibm  der  GerichU- 
stand  dea  Vermfigens  begrfindet  aeb  wfiide. 


Ehescheidung.  Art.  37  Abs.  1  E.G.  e.  B.G.B.  Erwerbtmg 
der  deutschen  Staatsangehörigkeit  während  des  Scheidungsproeesses, 

UrteU  dea  Beichagerichti,  4.  Civ.-gcnat,  21.  4.  1902  (Jnr.  Ztg.  190S  S.  321). 

Auf  Grund  dea  portn^peeiBchen  Bechta,  dem  eine  Trennong  der  f3>t 
Yom  Bande  fremd  iat,  wurde  durch  Urteil  des  Gerichts  an  Opoito  im  Jahn 
1897  mfolge  dner  vom  Klftger,  der  damals  portogieeisoher  StaataangebOriga 
war,  gegen  seine  Gattin  erhobenen  Klage  die  ewige  Scheidung  der  Parteien 
Ton  Eifrper  und  Vermögen,  wegen  Ebebmeha  der  Beklagten,  ansgeaproebta. 
EUger  verlegte  dann  eedneo  Wobn^tz  nach  Berlin  and  beantragte  bei  den 
Landgericht  I  daaelbat  durch  eine  der  Beklagten  am  26.  T.  IS99  zageetellte 
Klage  die  Scheidang  vom  Bande.  Seine  Klage  wurde  indes  durch  Urteil 
vom  2.  12,  1898  abgewieaen.  Er  legte  Berufung  ein,  erwarb  am  12.  8.  1900 
die  prearnache  Staatsangehörigkeit  und  wiederholte  seinen  Antrag,  an  deaMn 
BegrOndong  er  geltend  machte,  dafa  Beklagte  auch  Deucrdinga  Ebebinck 
getrieben  habe.  Das  Beruftingsgeridit  stellte  die  Wahrheit  dieser  Behaup- 
tung feat  und  erkannte  auf  Grund  der  §g  1565, 1574  nach  dem  B.G.B.  Klag- 
antrage.  Beklagte  rügte  die  Anwendung  dea  B.G.B.,  da  Kläger  bei  &■ 
hebung  der  Klage  AngebQriger  des  portugiesischen  Staates  gewesen  ati. 
Bize  Revimon  bUeb  jedoch  ohne  Erfolg.  Nach  Art  17  Abs.  1  E.G.  m.  BG.B. 
sind  iiiT  die  Scbtidimg  die  Geaetze  des  Staates  malsgebend,  dem  der  Ehe- 
mann zur  Zdt  der  Erhebung  der  Klage  angehört  Nach  §  253  C.P.O. 
erfolgt  die  Erhebung  der  Klage  durch  Zustellung  einet  Schriftsatses,  und 
damit  ist  die  Zostellung  der  KUgschrift  gemeint  Es  wird  hierbei  aber 
Toraosgeeetit,  dafs  es  sich  bei  Erhebung  der  Klage  am  die  BegrQndnng 
eines  Prozefsrechtsverhältnises  handele  und  für  solchen  Fall  als  Form  der 
Klage  die  Schriftform  angeordnet  Daraus  ergeben  sich  die  Bestimmungvi 
in  g  253  Abs.  2  Ziff.  2,  in  Abs.  1  und  in  §  263  Abs.  1  C.P.O.  Anders  iif*t 
es  jedoch,  wo  das  Oeseta  gestattet  hi  einem  schon  anhängigen  Becbls- 
streit  noch  neue  Klagegründe  oder  Ansprüche  geltend  zu  machen.  FBr 
solche  Klagerweitamag  ist,  wie  für  die  Widerklage,  das  Schrifterfordaniii 
nicht  aufgestellt;  ne  ist  vielmehr  in  der  mUndlichen  Verhandlung  geltend 
EU  machen,  und  damit  tritt  (g  281  C.P.O.)  die  Rechtshängigkeit  ein.  ffie« 
trifft  nach  g  6U  C.P.O.  auf  Ver&hren  in  Ebeeachen  zu.  Danach  aber  moT 
die  Erhebung  solcher  Ansprüche  in  der  mOudlicben  Verhandlung  sich  als 
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Khgerhebnng  im  Sinne  de«  Oeeetiea  duitelleii.  DementsprecbeDd  iat  mnoh 
Art.  17  Äbi.  1  «OHuli^en.  S«ine  Tonehnft  iat  swar  materiell -lechüidier 
Nator,  aber  bw  ihier  Aoalegniig  iit  aaf  proaeTarechtliche  Qmndaätm  «mOck- 
aagehen,  da  iaa  Gtseti,  wenn  ea  Ton  „Brbebong  der  Klage"  ^triebt,  biennit 
nnr  den  ^n  rerbmiden  haben  kann,  den  das  ProselegesetE  damit  rerlnndet. 


§  7  Si.GrS.  —  Anr&^mumg  caisländiscker  Strafvrteüe. 
Urtril  dea  Rncbtgerichta,  4.  Strafuoat,  17.  12.  1901  (Jnr.  Ztg.  1902  S.  274). 

AngAiagter  ist  wegen  eines  im  Inlande  begangenen  schweren  Dieb- 
ataU«  m  einem  Jahre  6  Honaten  QeflUigois,  Ehrrerloft  n.  s.  w,  renutdlt. 
Hierbei  iat  eine  in  Öiterreich  erkannte  und  Terbfifste  Kbweie  KeAeratrafe 
mit  einem  Jabie  in  Anrechnnng  gebracht  und  dabei  erwogen,  dab  in  dem 
SstcnöchiBchen  Urtnl  awar  noch  andere  Strafthaten  beatnft,  aber  Einael- 
Btia&n  nicht  erkannt  snen,  es  mOsM  also  die  ganae  Stitfe  angerechnet 
werden.  Das  Urträl  ist  vom  Beichigericht  aufgehoben,  weil  nach  §  7  StO.B. 
die  im  Ausland  vollzogene  Strafe  nnr  inaoweit  in  Anrechnung  kommen 
dürfe,  als  sie  wegen  derselben  Handlung  erkannt  sei.  Sei  im  Ausland  nnr 
öne  Qeaamtstrafe  fUr  alte  Uandlnngen  aoageeprochai,  so  mOsse  der  inlfindische 
Kiditer  nnter  Berücksichtigung  aller  im  ansländiachen  Urtul  enthaltenen 
reehtUchen  und  thatsKchliehen  Gründe  eine  Verteilung  Tomehmen.  Im 
Torliqenden  Falle  müsse  berttcktichtigt  werden,  ob  der  neuerdings  ab- 
gemt^te  Fall  wegen  Konkunenz  anderer  StraffSlIe  die  erh&hte  Banptotiafe 
nach  Bch  gezogen  habe  oder  nnr  als  Erschwernngagrund  berücksichtigt  sei, 
und  demnach  sei  zu  entMihäden,  welcher  Teil  der  Ketkeiettafe  anf  das  im 
Inland  begangene  Delikt  falle.  —  Dagegen  sei  ea  nicht  rechteirrtflnilich  ge- 
weeea,  anstatt  acht  Honat  schweren  Kerkers  ein  Jahr  Oeflingnts  anzuiecbnen, 
denn  ea  bestehe  kein  gesetzlicher  VergleichnDgamaTastab,  «ei  also  keine  Bechts- 
norm  rerletzt,  sondern  entscheide  das  Ermessen  dea  G!erichts. 


Verurteilung  eines  von  Frankreich  in  der  Amtahme  beträg- 
Uchen  JBtmheroUs  Ausgelieferten  wegen  Versuchs  dieses  Verbrechens. 

Urtöl  des  Reichsgerichts,  1.  Straf-Senat,  80.  9.  1001  (Jor.  Ztg.  1902  S.  126}. 

Angeklagter  wmde  zu  Hetz  wegen  betrftglichen  Bankerotts  veribigt, 
hatte  nch  nach  Frankreich  geflüchtet  und  war  von  dort  ao^cliefert,  aber 
nnr  wegcm  Versuchs  jenea  Verbreohena  verurteilt  worden.  Die  Berision 
der  Staatsanwaltschaft  beklbnpfte  die  Fragestellung,  weil  eine  solche  w^en 
Versuchs  nach  dem  Anslieferungsverbrag  mit  Frankreich  «nfinlltsirig  s^. 
Das  Böch^ericht  erkannte  an,  dafs  der  AusUeferungsTertrag  vom  21.  6. 1845 
vennöge  der  Znsatzkon  reo  tion  rom  11.  12.  1871  tum  Friedenarertrag  vom 
10.  5.  1870  auch  für  Elsafs-Lothringen  Gültigkeit  habe,  nnd  dtA  hierin  der 
Versuch   dea  betrflgUchen   Bankerott«  nicht  genannt  aä.     1 
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AmliafanmgwBTtrlgc,  welche  Fnnkraich  «bgeschlcNMu  habe,  nnd  eine  An- 
nU  Ton  EinMlfUlen,  in  welohan  Ansliofening  erfolgte,  seigen  aber,  daü 
priiioi[»eUe  Bsdenken  nicht  vorliegm.  Der  Veitng  ichUebe  nur  poliluelw 
Vetbraehen  prindpiell  «u,  fOge  aber  ipedelle  Übelthaltm  bri,  w^en  welcher 
Mumliefern  b^  Deshalb  t«  nur  die  IdestitU  der  SbnkAhat  mafagcfand, 
gleiehTiet,  ob  sie  rine  andere  als  die  beim  ADtliefemDgBbegehren  angenommene 
Jnridiaebe  Fonn  annehme.  Daa  Beiehsgericht  habe  deehalb  einen  AuhcUbIi 
nur  dann  angenommen,  wenn  die  That  nater  dem  neuen  Oenchtepmikt  nicht 
CO  den  Aoaliefeningadelikten  gehöre.  Bei  Annahme  von  Venneh  itatt 
Vollendmig  handle  ea  lich  aber  nnr  nm  eine  andere  ModaliMt  der  Reichen 
StrafthaL  Deshalb  habe  der  tivuSeische  Kasaatiotiahof  g«gentlber  den  Yer- 
einigten  Staaten  von  Amerika  die  AaBtiefemog  wc^en  NotaaehlsTemchi 
gebilligt  und  daa  B^hagericht  gegenüber  Holland  wegen  BeihUfe  mit 
ürktmdenfUKbnng.  Fraakreiob  habe  auch  anedT&cklieh  anerkannt,  dab  der 
Vertrag  der  Abnrtdlnng  nicht  im  Wege  stehe. 


Exterritori<üität  der  Botschaftsgebäude?     ZulässigkeÜ  eines 
Wechse^otestes  gegen  dort  ißohnende  Personen^), 

I.    Urteil  des  Kammwgeticbts  16.  6.  1902,  XIII.  (Sv.-Senat. 


Der  ElagewechMl  Ut  bei  N.  in  Berlin  P.-Strabe  1  domixiHat  Da 
Protest  stellt  fest,  daä  diesee  Hans  £igentnm  des  . .  .  Staates  nad  Sta  dec 
Botschaft,  der  Doml^liat  aber  KBchenchef  des  Botwfaaftera  ist  Der  Notar 
hat  darauf  von  der  Vori^ong  dea  Wechsels  Abstand  genommen  nnd,  nach- 


1)  Die  beiden  Urteile  sprechen  sich  nicht  direkt  darCber  ans,  ob 
den  GesandtschaftBRehttuden  „Eiterritorialitftf  ankommt.  I^ 
BegrUndang  dea  ersten  Urteils  aeiot  sich  der  Bähung  an.  Die  Be^rfindong 
des  zweiten  Urteib  Ififst  die  Bejsmmg  wenigstens  als  möglich  dahmgcotdlt. 
Nach  hentiger  entschieden  fiberwiegeDder  Auffassung  der  Praxis  wie  der 
Theorie  kommt  Oesandtachafts^bäut^n,  wo  nicht  etwa  durcb  Staatavertiige 
oder  Herkommen  (wie  in  Kapitnlationellndem}  Abweichendes  begründet  art, 
das  Prttdikat  .exterritorial"  nicht  bu. 


Vgl.  t.  B.  Cdlto,  Le  droit  international  Bd.  HI  (5.  Aufl.)  1896  S§  1531  ff. ; 
ainring,  Velkeirecht,  deutsche  Awgabe  von  Berabohm  Bd.  2  (Berlin  "™" 
[  12;  Bivier,  Lehrbach  des  Völkerreäts  2.  Anfl.  1099  S.  284,  J.  Bd.  V  ( 


Diesen  Standpunkt  hat  insbesondere  auch  die  deutsche  Hegjemng  konstant 
Tertrel«D,  Vgl.  Denkschrift  bu  dem  ersten  (Gehhardtscben)  Heoaktionsentwttrf 
des  intemationBlen  Pnratreohts  des  B.Q.B.  8.  24. 

Unter  den  Namen  „Unverletalichkeit'' ,  -inriolabilitä  da  domtdle*, 
„franchise  de  l'hfitel",  auch  wohl  „Qnartierfteiheit''  werden  den  Oesandtachafb- 
gebftuden  gewisse  RücÜcbten  gewKhrt,  deren  Aoadehnon^  hu  rinsehMn 
schwankt.  E»  ist  aber  teiminologisch  unrichtig  ond  fDhrt  lacht  an  sachlich 
falachec  Behandlung,  wenn  man  hier  den  Begriff  der  Exterritorialität  an- 
wendet. Wenn  auch  der  Inhalt  dieses  Beniffea  «ehr  mannigftltig  ist,  so 
muTa  —  wenn  mao  nicht  den  gansen  Beipff  fallen  Useen  wül  —  als  sna 
Kennaeichen  doch  die  Orondbetrachtnng  festgebalten  werden ,   dab  die  n- 
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den  er  «och  dtueh  Nuhfrige  bei  dar  Polüü  «ön  OeMhlUtid<Aal  oder  eine 
>Dden  Wobnnng  dee  Domirilimten  nicht  ennittelt  hAtte,  den  Piotest  nutngeb 
Zahlnng  ertkobcn.  Der  Pioteet  iat  loniit  ein  Windprotert ;  ein  solchet  iit  nni 
ittUwigt  wenn  die  nach  dem  GteaeUftsIokkl  oder  der  Wohnnug  des  Pro- 
tcateten  ugeatallten  Ermittelmigen'  crfolgloe  geblieben  «ind.  In  dam  WechMl 
tat  kber  dne  Wohnnng  des  Domiziliaten  ang^eben  nnd  dieeer  hftt  Mich 
tbetHchlieh  die  ugc^bene  Wohnnog  inne.  Diese  Wobnnng  li^  im  Amte- 
betJTke  des  Motan.  Ana  der  dem  Grnndatflcke  vermöge  der  Ei- 
teriitorialitlt  inkommenden  Ananahmeitellnng  kann  nicht  ge- 
folgert werden,  dab  ea  nicht  com  preabiKben  Staate  nnd  n  Berlin  gehSre. 
Der  Begriff  ExterritorialitKt  enthUt  eine  Fiktion,  die  nicht  wörtlich  n  nehmen 
itt  Verm^^  der  Eztenitoiialitllt  werden  die  denn  Rechte  geniebenden 
OnmdetBeke  in  manchen  Beziehongen  rechtlich  ao  behandelt,  als  wenn  sie 
im  fleimatettaate  ihres  Inhabers  Ugen;  ihre  Zogehörigkeit  lom  Gebiete  dee 
Staatce,  in  wdchem  lie  liegen,  wird  dadurch  nicht  beseitigt.  Demnaob  li^en 
die  VotanMetsnngen  dee  Art.  91  W.O.  nicht  vor,  der  Proteet  mnbte  vielmehr 
den  ErfördemiHen  dea  Art  68  enfasprechen.  Diee  ist  aber  nicht  der  Fall; 
denn  davon,  dab  die  VorieRnng  dee  Wechteb  und  mit  welchem  Erfolge 
veteocht  worden  tä,  erhellt  aiia  dem  Proteste  nichts.  Non  entsteht  bä  der 
ngenartigen  Lage  des  Falles  die  EVage,  ob  die  etwa  bestehende  rechtliehe 
CnmBglkhkdt,  im  DonÜEÜe  die  erforderliche  wechselTechtliche  Handlang 
votnmehmen,  Im  Sinne  der  W.O.  der  thatsKchüchen  Unmöglichkeit,  an 
Qesch&ftalokal  oder  eine  Wobnnng  des  Betreffenden  xa  ermitteln,  gleich- 
nslellen  iet  Bd  dem  fbrmalrechtliehen  Charakter  der  Vorschriften  der 
W.O.  ist  ee  nidit  nnbedenklich ,  einzelne  an  das  Vorhandensein  bestimmter 
Voraassetmngen  geknöpfte  Vorschriften  sinngem&Is  auf  ähnliche  ThatbeetKnde 
ananwenden.  Aber  seibat  wenn  man  obige  Frage  b^'aht,  eqi:iebt  sich  nicht 
die  Oaitigkdt  dea  Protestes.  Denn  der  Fall  der  rechtlichen  Unmaglichkelt, 
den  Wechsel  don  Domiiiliaten ,  sei  es  in  der  Wohunng,  sei  es  an  einem 
anderen  Orte  (Art  91  Satz  2)  vorznlegen  und  mangels  Zahlong  zn  pro- 
teatieren,  liegt  nicht  vor;  da  die  Ananabmestellung  der  Exterritorialen  ein 
Becht  derselben  daratellt,  bo  ist  nnbedenklich  anzunehmen,  dab  mit  ihrer 
Zostinunnng  bezQglich  ihrer  Person  Amlabandlnngen  vorgenommen  werden 
dürfen  nnd  können,  die  durch  das  Becht  der  EiterritorialiUt  an  rieh  aos- 
gflKhloMen  werden.  IKe  Verf.  v.  20.  2.  1893  (J.M.B.  S.  37]  sieht  auch  den 
Fall  der  Zoatimmiuig  ausdrücklich  vor.  Demnach  bestand  die  rechtliche 
Möglichkeit,  mit  Znetimmong  des  Beteiligten  die  erforderlichen  wechsel- 
rechtlichen  Handlangen  vorzanehmen.  Dals  der  Notar  auch  im  Falle  der 
Zaatiaunang  nieht  znatfindig  sein  sollte,  ist  nicht  abiosehen,  da  das  Hans 
tbatsacUich  za  seinem  Amtsbezirk  gehört  Er  hat  ee  übrigens  aach  ana- 
weisUch  des  Protestes  betreten.   Anf  welchem  Wege  es  hlitte  venucbt  werden 

teiritorialePenonoderSache  generell,  i 

starken  Einschrinknngen,  von  der  Staatshi 

Diea  IM  braOglieh  der  GeMudtsehi  "■     '  ~ 

in  der  dnen  Beriehmit  eiimiert,  d 

d«n  Beamten  des  Empfangastaates  nicht  angllnglich  sind. 

ZcitMhiitt  t.  intOTD.  PriTsV  n.  S«Mitl.  BMbt.    XII,  31 
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0o1Wd,  dio  /■^if^fiwiwiywg  dB0  BfltKligtBD  hiiitMimfUmn,  ksBD  inf  ddi  h^ 
yakm,  dk  disBer  ümatMid  du  BesbAen  der  i«chtlich«i  lUgltehköt,  den 
Wedwd  asr  Zahlnng  Tormlegen  nnd  TOwdiriftiBnIJäg  m  proieaticniu,  irfcM 
hBtOat. 

H  Url«il  dei  Kuimergeriehti  28.  6.  1902,  Xm.  av.-Sout 
Der  Wechsel  wt  bei  N.  in  dar  P.-Stimbe  I  protMüert.  Dia  A^feU 
des  Bekls^tan,  Aaü  hier  der  Domizilort  in  rechtlicher  Benehnng  deehalb  ia 
Auslände  liege,  wöl  der  DomiailiAt  Aiulftnder  nnd  Küchenchef  dar  freoid^ 
BolKhftft  sei,  loch  in  deren  Hotel  wohne,  ist  schon  deshalb  onbef^ifindet, 
weil  der  Ort  des  Domisils,  nicht  die  Wohnnng  des  DomisUiatai  in  Batrmekt 
kommt.  WXre  also  anch  das  Botschaftshotel  als  Anslaad  an- 
snsehen,  so  riehtat  rieh  der  Protest  dennoch  nach  demBecht  deaDonüal- 
ortes  Beriin.  Die  Wobnong  eines  h«mden  bei  der  inlUndischen  RegiortniB 
beglanbigtan  Botschafters  gilt  aber  auch  käneswegs  als  &emdes  Territoamn. 
IMe  flktion  der  Exterritorialität  h&t  nach  heutiger  AnscbaDDng  nur  die  Be- 
dentnng,  dab  gewisse  Bechte  der  inneren  Hoheitsgewalt,  insbesondsi«  Akte 
der  poliseUiehen  oder  richteriieben  Gewalt,  gegen  die  exterritorialen  Patwatn 
nicht  ansgeflbt  werden  dürfen  (Entsoh.  d.  B,Q.  in  Stn&achen  3  8.  71 ; 
Heffter,  Völkerrecht  §  42,  Bar  §  115  Anm.  7,  Zorn,  Bei<aisgtaataaoht  3 
8.  457  §  35).  Die  Cheä  nnd  Hitglieder  der  bdm  Deutschen  Böch  ba- 
glanfaigten  Missionen,  die  Familienglieder,  das  Geschiftspenonal  nnd  di« 
nichtdenlseheo  Bediensteten  dieser  Personen  und  nach  6.V.G.  §g  18, 19,  E.a. 
§  2  TOD  der  ordentlichen  streitigen  Garichtsbariwit  des  Inlandes  azimiarL 
Anf  die  Sachen  dieser  Personen,  insbesondere  auf  das  Botschaftshotel,  er- 
streckt sich  das  PriTilegiam  insofern,  als  dieee  nicht  Offenstand  «nsr  Hab- 
legel  dar  inländischen  Staatshobdt  Bein  kQnnen,  die  auf  Gmitd  der  Eto«tigea 
Gerichtsbarkeit  voi^^ommen  wird.  ESne  solche  Ma&regel  ist  der  Weehad- 
protast  nicht.  Wenn  Notare  nnd  Gericbtsvolbdeher  auch  Staatsbeamte  sbd 
nnd  bd  der  Protesterhebnng  eine  Amtshandiung  Toraehmen,  so  handeln  sia 
doch  nur  im  Auftrag  Privater,  nicht  in  Aosfibong  dnea  StaatshoheitsreahtM 
(§  50  A.L.B.  II  17).  Daa  Betreten  des  GesandtschaftshoteU  kann  daher  ata 
eine  Terletznng  der  Exterritorialittt  nicht  angesehen  werden,  nunal,  da  den 
Protestbeamten  der  Eintritt  in  das  Hotel  nicht  rcrwdgert  voidao  ist,  der 
Iteteetat  sich  Tialmeht  anf  die  Veriisndlong  mit  dem  Beamten  cingclssasn 
hat  (Etlfter  %  212>. 

Der  in  Art.  14  E.G.  e.  B.G.B.  nur  ßr  Deutsche  wa- 
gesprochene  Grrundsatji  der  Mafsgeblichheit  des  SeimeUrechtes  ist 
analog  auf  Ausländer  (Österreicher)  aneutoenden. 

Urtöl  des  Oberlandesgeriohts  Dresden  IG.  5.  1902,  V.  CiT.-S«s>aL 

Die  eh^che  Lebensgemeinschaft,  deoen  WiederhentaUtmg  der  Kligar 
fordert,    gehOrt  sn   den   gegenseitigeii  parsSnUolian  Boehtabamehnngea  dar 

1)  Tgl.  Ztsohr.  X  S.  S5. 


fiedilapKeliimg:  DentachUnd.  4^7 

EhegatesD  im  Smifl  von  Art  14.  Dort  ist  beattmint,  dab  fflr  dleae  Be- 
nehmigeii  btä.  dentBehen  Ehegatten  die  duntachen  OeMtse  nutfagebend 
■ein,  auch  wenn  di«  Ehegatten'  ihren  Wohnntt  im  Aoslaiide  haben, 
DemgernKfa  sind  die  pertön liehen  Beohtabesiehnngfln 
audftndiseher  Ehegatten  vor  den  dentachen  Gerichten 
nach  dem  Rechte  des  Staatea  an  beurteilen,  dem  die 
Ebegatten  angehören,  dem  deutschen  Rechte  aber  nor  intowdt  an 
nnterstellen,  als  Art.  SO  KQ.  angreift  oder  —  dies  ist  aus  Art  27  au  ent- 
oefamen  —  «]■  nach  dem  Rechte  dea  fremden  Staatea  die  dentachen  Qeaetze 
aniawenden  nnd  (rgl  Sicha.  Arohiv  8  S.  27  Aba.  1;  Jiiaiuyer,  Intern 
aationalea  Priratrecht  1901  S.  142;  Banueüi,  Internationalea  Priratrecbt 
1897  S.  71).  Daher  würde  an  prüfen  sein,  ob  das  in  Österreich  geltende 
Becbt  auf  diesen)  Standpunkte  atehe.  Daa  fisterr.  B.O.B.  behandelt  die  Flllle^ 
in  denen  fremdea  Becht  anzuwenden  iit,  in  den  g§  34—87.  Dazu  gebSren, 
wie  sich  ans  diesen  Vorscluiften  ohne  wüterea  ergiebt,  Anaprüche  von  der 
Alt  des  nüt  der  Klage  erfolgten  nicht,  nnd  es  verbldbt  daher  insoweit  bei 
dem  in  den  §g  1  and  33  enthaltenen  allgeomnen  Gnindsatze,  wonach  daa 
bfiigerlichfl  Recht  fBr  alle  .t^wohner"  dea  Staates  ^It  und  den  „Fremden* 
gleiebe  bürgerliche  „Rechte  nnd  VerUndliohkelten"  mit  den  „Eingeborenen* 
■ukommen,  folglidi  alao  darQber,  ob  ein  in  Öaterreich  wohnender  aualftndischer 
Ehemann  die  Wiederhentellung  der  ehelidien  Gemdnachaft  verlangen  könne, 
nach  dtotigem  Rechte  als  dem  am  Wobnaitze  geltenden  ra  entschdden  tat 
(TgL  ancb  ittttmr»  Eberecht  1375  §  5  unter  2,  8.  SO;  anderer  Anaicht  Jetta, 
Handbuch  dea  internationalen  Prirat-  und  Strafrecbta  1893  g  14  S.  99).  Ob 
hieran«  gefolgert  werden  dürfe,  dafa  vom  Standpunkte  dea  OsteTreichiachan 
Rechtes  in  den  FKllen,  wo  ein  im  Deutschen  Belebe  wohnender  itater- 
reichiscber  Ehemann  die  Wiederherstellnng  der  eheticheu  Gemeinschaft  be- 
ansprucht, die  deutschen  Geaetae  anzuwenden  seien  (vgl.  MiUer  im  Sücha. 
Archiv  8  S.  4  Abs.  2),  ist  namentlich  dann  nicht  iweifelloa,  wenn  die  Fian 
ihren  KiagabwüsnDgsantrag  darauf  stützt ,  dafs  ne  berechtigt  sei ,  auf 
Scheidung  an  klagen  (B.Q.B.  g  1353  Abs,  2  Sati  2).  Denn  der  Sache  nach 
verlangte  sie  damit  eine,  wenn  auch  nicht  notwendige  lebenslängliche 
Sefaeidung  von  Tisch  nnd  Bett  im  Sinne  der  gg  107  und  103  des  österr. 
B.G.B.,  nnd  bei  der  PrOfung  der  Zul&teigkeit  der  Scheidung  (Artt.  17', 
27  E.G.)  hat  nach  der  übereinstimmenden  Anaicht  ifsterrdchischer  Rechts- 
lebrar  (wie  ETn^rr  im  S^ateme  1  g  23  unter  IT  A  5  S.  193;  Sittner  g  5  onter 
3  S.  52  [dieser  jedoch  in  der  BegrOndnng  etwas  abweichend];  Burlchard  im 
SfateoM  Ewdter  Teil  §  74  ä  23B;  In  den  Kommentaren  von  £(riAat«tter 
§  37  nntar  6  a  68  und  von  SUibmrttw:h,  Vorbemerkung  II  B  6  S.  126  vor 
g  44}  der  Ueterrtichische  l^cbter  anascblieTslich  das  in  österrüch  geltende 
materielle  Eberecht  „als  anm  fiSeotlichen  Rechte  gehörig*  auch  in  Ansehung 
der  von  Ausllindam  im  Auslände  dng^angenen  Ehen  nud  der  dort  ror- 
gefallenn  Schddnngagrüude  anzuwenden,  eine  Anncht,  der  eich  nach  dem 
ZeogniMe  Jetuh  S.  48  f.,  49  die  Recbtspiecbung  der  österreichischen  Gerichte, 
cinBchliefslich  der  des  obersten  Gerichtshofes,  durchgängig  angeecbloasen 
hat  (vgl  aneb  Bdlmg  ZdtKhrift  10  S.  484).    Indeanen  kann  die  Frage  auf 
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■leb  betnliai,  denn  die  Amratdinig  Mdar  Baclite  ffllut  m  dtniMlba  & 


Nftch  dmtwhem  (§  1368  >)  wie  nmeh  Oet«n«iehlaebem  Hechte  ^  &2)  findet 
der  Anipmclt  dee  Klllgen  in  der  mutnitifreii  Tlutteohe,  dkb  die  B^ligta 
den  KUger  Terlaaeen  tutt  und  die  WiederiienteUang  dee  ehelidien  Lieb« 
venrdgart,  ui  «ieli  eeine  Bechtfertigong  . . . 


AH.  23  E.G.  t.  B.G.B.  —  Pfiegsduiß  über  m  Ameriia  he- 
vonmmdete  Amerikaner  behufs  Geltendmaehung  von  Beehten  m 
Erlöse  deutscher  Grunds^ke? 

Beschl.  dee  Kftmmeigerichtee  23.  6.  1902. 

Die  mindeijttliHgeii  Oeechwiater  A.,  derao  Teratorbener  Veter  emerikt- 
niecber  Btlrger  wer,  lind  in  Amerika  geboren,  lialten  eich  dort  auf  ond 
haben  von  der  dortigen  Behörd«  in  der  Pereon  ihrer  ebenfelle  dort  wobs- 
hafUn  Untter  eine  VormOnderin  erlialten.  Sie  rind  Miterben  dnea  in 
Frankflirt  ventorbenen  Verwendten;  nun  Nublaaee  gehSrt  ein  Gmndtfkk, 
des  die  Erben  verAnTHm  wollen.  Aas  Anlnlh  der  Bennstnndnng  ihm  Ya- 
tretnngsmacht  hat  die  Vonnttnderin  büm  Vonnondecheftaiichter  die  Ab- 
oidnang  einer  Pflegacbaft  tut  die  Mündel  behnfa  ihrer  Vertretnng  bä  der 
VerKnreening  beantragt.  Da*  Amtigericht  hat  non  eine  Pfl^acliaft  anordnen 
wollen,  die  tieh  aoch  aaf  äie  Verwaltung  dea  den  Hflndeln  snfaLIenden  Ad- 
teilea  am  Erlöee  bis  rar  Volljährigkeit  entreckte.  Das  Landgericht  bat  die« 
gebiiligl  Die  weitere  Beechwerde  ist  begründet  Nach  Art.  23  iet  nne 
Pfl^echaft  fil>er  Anellnder  nar  aninordnen,  wenn  dar  Hdmatutaat  die  nach 
den  Geeelzen  dieeea  Staate«  erforderliche  FUrsOTge  nicht  Übernimmt.  Wie 
die  Vorinitaseen  feststellen,  erstreckt  nch  die  Vertratnngamacbt  der  vom 
Hdmataataate  beitelltan  Vormünder  nach  dem  Recht«  dieses  Staates  nidil 
anf  die  Becbte  der  MQndel  an  aoTserhalb  dieses  StaatM  belegenen  Gnmd- 
stücken,  diese  Rechte  beheirscht  vielmehr  das  Geeeti  dee  Staates,  in  deMen 
Qebiet  die  Grondstücke  liegen;  wenn  also  Minderjährige  —  wie  nach 
dentschem  Recht  —  bd  der  VeriüiGsernng  von  Grundstücken  eines  Vcrtieten 
nnd  der  Uitwirkong  des  Vonnnndschaftegerichtes  bedürfen,  so  sind  sie  sndt 
nach  dem  Gesetze  ihrer  Hdraat  der  Fürsorge  bedürftig.  Diese  FeatatellnDe 
entapticbt  einer  in  der  englisch -amerikanischen  Litteratnr  allgemein,  n.  s. 
von  Story,  Commentaries  on  the  conflict  of  lawe  §  504,  vertretenen  Anf- 
Eusnng,  die  anf  der  Anwendung  des  l'rincipa  beruht,  dals  die  Rechte  sa 
Grandatflcken  aosscbliefslich  nnter  dar  Hemchaft  der  lex  rä  sitae  stindeu; 
die  vom  Landgerichte  genannten  Schriftsteller  bazengeu,  dab  diese  Auf- 
fassung in  den  Staaten  der  Union  thatsKchlich  in  Geltung  ist.  Af«A'  (Inter- 
nationales Civil-  und  Handelsrecht  1  S.  314)  beetreitet  dies  allerdings;  nach 
sdner  Anrieht  ist  der  auch  von  e.  Bar  (International  es  Privatrecht  I 
S.  566—572)  ab  richtig  anerkannte  Sati,  daTs  der  Vormund  ohne  Gn- 
schrünkong  binwchtlich  der  Immobilien  die  ihm  nach  dem  Personalriatnt  des 
Mündels  anstehenden  Hechte  habe,  auch  in  dea  Vereinigten  Staaten  g 
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RMht  Bbwt  Naehprflftmg  jener  FetMellmv  bediif  w  indaHOD  nniaoweiiigBr, 
ak  die  BeschwodeflUirerin  rie  nicht  rnngegriffan  hat,  Tidmehr  gentde  mit 
BflAMcht  auf  die  Schranken  ihrer  Tertretmignnacht  die  inlindieebe  Fftiaoiye 
ftr  ihre  Mfttidel  begehrt  Angedohta  dieaes  Begehreu  bedarf  ei  aaoh  nicht 
des  beaiKideren  Naehweioe«,  dafi  der  HeimatNtaat  überhanpt  in  die  Lage 
gebiaeht  worden  iit,  die  Ffiraoige  fltr  die  Handel  m  flberaehnten.  lat  abo 
davon  Buaaogehen,  daft  die  im  Art.  23  gecwibiete  Fürsorge  öniatreten  bat, 
■0  ist  weitet  an  prüfen,  in  welchem  Umfang«  aia  erforderiich  ist  Sie  findet 
ihre  Grenie  an  der  Pflisorge  de*  HeinuttNtaatea,  sie  tritt  nnr  ein,  wo  <tie 
letstera  Teraagt,  nnd  tritt  zurück,  wenn  die  brimatliche  Fflrsorge  —  die 
neh  in  der  Vertretungsmacht  der  YormOuderin  darstellt  —  wieder  wirksam 

Die  VonnOndeiia  ist  nach  den  Fettstellungen  der  Voiinatamen  nicht 
berechtigt.  Aber  Beohte  an  Qnmdstfioken  an  rerfllgen,  abgesehen  hiervon 
wird  ihre  Botellnng  naeb  den  im  Art  23  mm  Ansdmck  gebrachten  Prln- 
cipien  im  inUnde  in  demaelben  Um&nge  ale  wiritsam  anerkannt,  in  welchem 
ÜB  im  Hdmatastaate  der  Httndd  wi^aam  ist,  die  VonnOnderin  ist  also  auch 
im  Ininnde  als  gnardiam  of  Oie  persoH  atid  properly  der  Mündel  (wie  es  in 
den  Bectallm^ren  heifst)  snr  Vertietnng  der  Hflndel  in  Besng  anf  ihr  Ter- 
mögen  ermKchtigt.  Sner  besonderen  inlUndisehen  Fünorge  bedarf  es  alw 
nur,  insofern  Beehte  d«  Mflndel  an  Gmndstfleken  in  Frage  kommen;  sowie 
diese  Beehte  dnrcb  Verihifiwmng  ontergehen,  nnd  an  deren  Stelle  andere 
Vermitgesawerle  eintreten,  werden  die  letateren  von  der  heinuitlichen  dorcb 
die  VoimOnderiu  reprlsentierten  Fürsorge  ergriffen.  Es  liegt  kein  inlKndisches 
Intereeec  Tor,  den  Übergang  des  Yeimögens  der  Hflndel  in  das  reehtliche, 
und  nach  den  AnafBhnmgen  der  Beschwerdefflhrerin  noch  in  das  iltaimliche 
Herreehaftsgebiet  dn  Heimat  m  hindem.  Ob  diee  im  Interesse  der  HUndel 
üegt,  was  ja  die  Regel  sein  wird,  ist  nicht  an  prflftai,  da  in  dieser  Be- 
xiehnng  öne  iniindische  Verpflichtung  aur  Ffirsorge  mcht  mehr  besteht 
Nach  diesen  GmndifitBeai  haben  die  iolindischen  Behörden  nur  das 
latereaee  der  Hflndel  an  der  Feststellung  der  Bedingungen  fBr  die  Yet^ 
infsernng  dea  NachlafsgiondstOckes  wahrzunehmen  nnd  die  gehörige  Voll- 
Behong  der  Ver&ufserang  zu  beao&iehtigeii,  Nnr  zu  diesem  Zwecke  ist  räie 
Pflegschaft  erforderlich,  die  Einziehung,  Belegung  und  Verwaltung  dee  An- 
teiles der  Hflndel  am  EillSse  ist  ihrer  VormOudeifai  in  tlberlaMcn,  da  insoweit 
die  andlndische  Ffirsorge  wie  ne  auch  immer  geregelt  sdn  mag,  wieder  in 
Kraft  tritt 


Art.  m  E.G.  t.  B.G.B.  ~  BechtsfShigheit  ausländischer 
(sehuedischer)  juristischer  Personen. 

Urlnl  dea  Oberlandasgariehtea  Kiel  21.  3.  1902,  IL  Or-Senat 

Die  Bechbiflhigkeit  der  klagenden  Bank  ist  nach  sehwedisohem  Becht 
zu  benrtcUen.  Eine  gesetaliche  Yorsohrift,  nach  welcher  die  BechtsEUügkeit 
einer  aasHtndiechen  juristischen  Person  nach  den  Qeeetsen  deqenigen  Staates 
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an  beuitdlon  id,  in  «dclm  da  am  Sita  Ut,  bvtebt  allwdingi  atabL 
Du  E.G.  hat  dm  in  den  beiden  EotwArftn  ufgetteUtm  S«ta  de*  erw&bntn 
InbalUi  nicht  aafgenommen ,  •ondani  bertimint  im  AjL  7  nur,  dab  die 
OeccbKftsfKhigkeit  einer  Penon  nuh  den  Becbten  deeStutea  beoiteiU 
werden  kU,  dem  die  Penon  «igehSrt.  AUgemäne  Oenchtipaiikte  liww 
ftber  den  in  den  beiden  Entwürfen  wifgeetellten  Orandsata  tnta  ■(■&« 
Stradmng  als  auch  für  daa  geltende  Keekt  intTeSteid  erMbeineo.  Em  fahrt 
d»En  ichon  die  Erwlgoag,  daf*  et  an  jeder  HSglicbkeit  felilt,  die  BechtB- 
fähigkdt  einer  analindiaciten  jutiatiacheD  Penraa  nach  anderen  Qewtaao  ab 
denjenigen  ibret  SUatea,  etwa  nach  den  dentacheu  Gesetzen,  so  benrteilcD. 
Wie  Plande  (snm  Art.  10  Anm.  1)  snlrefleud  ausführt,  rind  die  G«Mtze  eines 
Btaatcs  tmr  anf  die  innerhalb  dieses  Staatee  zur  Entatehnng  gelangenden 
jniistiichen  Penooen  sn geschnitten.  Die  nnsl&ndiseben  juristiBcben  Penoncn 
können  die  Bedingungen,  welche  s.  B.  das  deatsche  itecht  mi  Entstehnng 
der  BecbtsfUiigknt  Toischreibt,  zum  groläen  Teil  nicht  erfOllen,  aie  können 
Nch  I.  B.  nicht  in  Bändels-  nnd  Genonenschafiaregister  denlacher  Gerichte 
antragen  laseen.  Ihre  Nicbtanerkennnng  für  daa  deutsche  Recht  kann  aber 
der  Gesetxgebei  dieserhalb  nicht  gewollt  haben.  Daia  konunt,  dals  dtr 
Art  10  eine  Ausnabme  enthUt,  welche  am  ihres  Ansnabmecharakters  willa 
dafUz  spricht,  dals  als  Begel  in  allen  dem  Art  10  nicht  imterstehendeB 
FUlen  das  auslfindiscbe  Recht  übet  die  Bechtsflihigkeit  der  anatbndiaeben 
jnristiBchen  Person  entscheidet  Art.  10  bestimmt,  dals  «n  äaem  fremdes 
Staate  angehöroider  and  nach  deesen  Gesei^tn  lechtanhigar  Yerön,  der  die 
KecbtafUhigkeit  im  Inlande  nor  nach  §g  21,  22  B.O.B.  erlangen  könnte,  ab 
tecbtofthig  gelten  soll,  wenn  seine  Bechtsffthtgkeit  durch  Beachlals  des 
Bondesiates  anerkannt  ist  Diese  Ausnahme  besieht  ach  alao  nur  auf 
Verölte  der  in  §§  21,  22  gedachten  Art,  nicht  anf  Vereinigungen,  deren 
BMhtafKhigkdt,  wenn  sie  im  Inlande  beatHnde,  sich  nach  anderen  Geuutaui, 
als  den  genannten  Paragraphen,  a.  B.  nach  dem  H.Q.B.  n.B.  w-,  richten 
vfiide.  Ans  den  Statnt  dw  KlSgerin  ergiebt  neh  nnn,  dafo  es  bcä  ihr  nch 
nm  eine  Geaellschaftsfoim  bandelt,  die  den  dentaeben  0«noMensehafteB  mit 
nnbeeohrfinkter  Haftung  entspricht  Sie  wfiide,  wan  sie  in  DeatseUaod 
beaOnde,  nicht  den  gg  21,  22  onterUegen,  ihre  BechtsOUgkeit  iSmgt  daher 
nieht  von  ihrer  Anerkennung  durch  dem  Bondeerat  ab,  aondera  ist  nach  den 
flhwedisohen  Geeetzen  in  bcnrteilen.  Dalk  sie  nach  diesen  Ooaetai  r«ehta- 
Ohig  ist,  bedarf  im  Hinblick  auf  den  Umstand,  dab  ihr  SUtnt  vom  Könige 
besUtigt,  daTs  sie  geR^elte  Vertretong  hat  und  mit  der  FUügkoit  aar  Ans- 
gäbe  von  Banknoten  aoagestattet  ist,  eüws  wöteren  Bewmsea  nicht 

Antomdung  des  §  360  Ziff.  8  St.GJS.  auf  im  Ausland  er- 
worhene  Doktortitä. 

Urteil  des  Oberlandeagerichts  Karisrabe,  Strafsenat  4.  11.  1901  (Badiadw 
Beohtsprazia  1901  No.  2S  8.  318). 
Gkgen  den  seit  Jahren  in  E.  anslasigen  Zatuteob^ker  K.  hat  das 
Bm^A.  anf  Omnd  g  360  Ziff.  8  BtXt.B.  atoafTsrfBgmi«  Briawew,  wril  er  aaT 


B«cbti9nol>i>>S:  DentBohlftnd.  47] 

«num  an  sefnei  Wohnang  angebimehtai  SeUld  wineni  Nunen  dia  Worte: 
gioctor  of  dental  «wrycfy"  beigefügt  hAtt«,  «in  Titel,  welcher  ihm  im  Jihn 
1891  TOD  einei  mmerihmniiehen  HbnftntUcben  Print&cfatcfanlfl,  dem  genmm- 
mutriaut  dental  eöütge  in  Chice^,  nach  einer  vor  denelben  »bgsleKtes 
PrAfong  TSrllehen  worden  war.  Aof  Einsprncb  dee  Angeeohnldigten  wmde 
denelhe  jedoch  von  dem  SebOSengericht  K.  frdgeeprochen  nod  die  von  Att 
Staatiaa wal tichaft  ei&gal^fte  Bernfmig  toq  der  Sbafkammer  K.  rerworfen. 
Aueb  die  Ton  der  Staatumwaltschaft  gegen  daa  laudgeriobtliobe  firkenntnia 
angelegte  ReTiaion  wnrde  von  dem  O.L-O.  mit  folgenden  AnefUiningeD 
anrüekge vieMu :  Kchtig  ist,  dab  in  Dentichtand  der  Doktorütel  nur  tob 
Univeraittlten  and  Ähnlichen  vom  ätaat  mit  öffei^ch-rechtlioher  AntoritU 
ausgestatteten  Korporationen  verliehen  werden  kann;  nicht  richtig  aber  irt, 
dab  eine  andere  Art  der  Verieihnng  begrifflich  anigeiohloeaen  er- 
■ehnnt.  £b  etaht  viehnehr  mit  dem  B^riff  der  Ooktorwaide  keineawuge  im 
Widctepmch,  wenn  andere  Staaten  anch  Priratlehranitalten,  welche 
ihnen  eine  genOgende  Garantie  fSr  eine  wiMenaohaftlicbe  FachanibiUnng  m 
bieten  icheinen ,  dai  Aecht  ert^en ,  anf  Orand  einer  vor  ihnen  abgelesen 
PrSfdng  den  Doktortitel  an  verleiben.  Femer  kann  e«  anch  nicht  fnr  in- 
treffeud  eimchtet  werden,  wenn  die  EeriiionibegTnndang  behauptet,  die 
FGbmng  einei  eolchen  im  Anstand  erworbenen  Doktortitels  in  Dentsehland 
■ei  ohne  wdteree  unbefugt,  weil  eben  hier  nnr  der  von  einer  Unireirntttt 
oder  Bhnlichen  Offentlich-iechtlichoi  Korporation  verliehene  Doktortitel  als 
•olcber  anerkannt  werde;  denn  ea  könnte  hierani  nur  der  Schlnfa  geaogen 
wetdeo,  dab  anf  Qmnd  einer  von  einer  anil&ndiichen  Privatlehianetalt  er- 
folgten Yerleihnug  der  Doktortitel  nicht  in  einer  Form  geffihrt  weiden  darf^ 
welche  den  Anschmn  an  erwecken  gppignet  wftre  ale  ob  der  Inhaber  den- 
selben von  einer  dentschen  UniveiaiUlt  oder  ähnlich  Öffentlich-rechtlichen 
Korporation  verlieben  erhalten  hlttte.  Ala  zutreffend  ench^t  vielmehr  die 
Anucht  von  Zehnter,  welcher  in  seiner  Schrift:  „die  Pflhmng  zahnSrstlicber 
Titel  sowie  des  Doktortitels"  ausfahrt,  dafs,  sofern  die  inländische  Owetz- 
gebnng  die  Fflhrung  des  ausliDdiiehen  Doktortitels  nicht  ausdrücklich  ver- 
bietet oder  von  da  ErteÜnng  dner  Genehmigung  abhängig  roacbt,  die 
Ftthnmg  dieses  Titele  In  tiner  Form,  welche  seinen  Ursprung  erkennen  l&Tst, 
dann  nicht  als  unbefngt  im  Smne  von  g  360  fflff.  8  SlQ.B.  ersehet, 
.wenn  derselbe  von  einer  ausländischen  Lehranstalt  verliehen 
worden  Ist,  welcher  nach  der  Geeetsgebnng  ihres  Staates  die 
Befugnis  an  einer  solchen  Verleihung  aniteht".  Tgl.  Zehnter 
a.  a.  0.  S.  36-28  und  S.  91/92.  Es  steht  nun  mnUcbst  fM,  dafo  bis  sur 
Etlaseong  der  Lb.T.  vom  14  September  1899,  die  FOhning  akadenüschet 
Wfirden  betr.  (vgl  0.  n.  V.BL  S.  485/486),  im  Orobheisogttun  Baden  die 
Fahmog  eines  ausIXndiscben  Doktortitels  weder  ansdrUcklicb  verboten  noch 
an  die  Erttilong  einer  Genehmigung  geknüpft  war  und  dab  auch  nach  dieser 
T.  eine  solche  Genehmigung  nnr  fttr  die  nach  dem  ersten  September  1899 
erworbenen  akadenüecben  Wtlrden  erforderileh  ist ,  so  dab  der  Angeklagte 
denelben  fEir  seinen  im  Jahre  1691  in  Amerika  erlaugten  Doktortitel  Jedenfalls 
nioht  bednift«.  Femer  hat  der  Angeklagte  diesen  Doktortitel  in  der  Form 
gefUirt,  in  weleb«  ihm  doselbe  verliriien  worden  war,  nimliah  unter  der 
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BeidchmiDg:  „doelor  of  dtntol  ntr^ery*.  Dunit  w*i  fBr  JedaraHum  Uw, 
dab  n  neh  niclit  etwa  eJnoti  dentBchen  Doktortit«)  tniiiftbcR  wollte 
•ondem  Udiglicli  den  Doktortit«!  in  der  Fonn  nnd  Sprühe  fflr  «icb  in  Ab- 
qmicb  uhm,  in  weleW  er  ihm  Ton  der  hierin  legitimierten 
>meriknniihenLebT«net«lt  ▼erliebea  worden  wsr.  Denn  e*  iit  endlich 
fMgeatelLt,  dnb  da«  gtmtmt-ameriean  dental  ealUge  in  Chicn^  kmft  der  Ilun 
im  Stanta  lUinoifl  erteilten  Korporationnrechte  befngt  war,  dem  Ang^lagt» 
nnf  Qnmd  aeinea  sahnKntlichen  Btndinma  nnd  d«  Ton  ihm  abgelegten 
Prflfiing  den  Tltd  einea  doeUtr  of  dental  »urgtry  an  Terldhen.  Oh  der  An- 
geklagt« auch  dann  berechtigt  gewesen  wir«,  den  Titel  miei  docior  of 
dental  «vrgtry  in  Deatechland  sn  fähren,  wenn  ihm  dieae  Wflrde  Ton  dver 
der  TeiecUedentlich  in  Amerika  beatshenden  Hchwindelnnteniehmnngnn  rer- 
lieh«n  worden  wBre,  welche  tioh  die  Korpontiomrecbte  und  damit  das  Recht 
anr  Verldhong  von  Doktordiplomen  n  vmvchaffen  wiaaen,  ohne  daA 
ihre  Ldter  irgendwelche  wimenachaftliche  QamntieD  biet«D,  nnd  welche  ali- 
dann  ihre  Doktordiplome  ohne  ri»»ngcgsngeDee  Studinm  nnd  ohne  beatandeo« 
PrOfbng  an  Abweeende  verkanfen,  kano  hier  fOglich  dabtngeatellt  blvben ; 
denn  in  den  landgerichtlichen  EatschudmigifprOndeD  igt  anadrflcklich  feat- 
geatellt,  dala  daa  german-ameriean  dental  coUege  in  Chicago  kein  aoLchea 
Bchwindelunteruehmen  ist,  aondeni  „ernathaft  wiBaenacbaftliche  und 
Lehnweiike  rerfblgt  nnd  fllr  die  Zahnheilknnda  Torbereitet,  anch  rom  ttaie 
hoard  of  dental  txaminert  als  „rtpufaUe"  anerkannt  ist".  (Vgl  die  land- 
geiichtlichen  Entacheidangagrfinde  A.  S.  5fl,  58,  70-72).  Nach  dem  Geaagten 
erscheint  der  Angeklagte  berechtigt,  den  ihm  rom  german-american  deitial 
toBege  verliehenen  Titel  dnea  doetor  of  dentcU  tvrgery  im  Orofeheraogtam 
Baden  an  führen,  nnd  konnte  er  daher  nicht  ana  §  360  Ziff.  8  SlG.B.  be- 
straft werden.  Ebenso:  Zehnter,  die  Pühraug  aahnBntlicher  Titel  S.  78, 
•owie  daa  Urteil  Orofah.  Strafkammer  Karlarnb«  rom  5.  11.  1891 
L  A.  B-  gegen  Ferdinand  Miltenberger  von  hier  wegen  Vergebene  gegen  die 
C^ew.O.  nnd  daa  Urteil  dea  KSnigl.  PrenTa.  Kammergeriohta  vom 
2.  2.  1898,  dtiert  In  der  Bad.  R.Praz.  1900,  S.  4a'49. 


Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Mafsgeblichkeit  der  lettten   lex  domicilii  des   Testators  Mtt- 
sieMli<^  der  Q^tigheii  eines  Testamentes  ßr  „personal  propertjf'. 

Urteil  des  Snpreme  Conrt  von  New  York  in  Sachen  Plant  gegmi  Hariiaon, 
(36  N.  Y.  HiK.  649 ;  Harvard  Law  Review  XV  S.  746). 

IEm  stand  die  Gültigkeit  einer  teatamentariachen  Beatimmnng  in  Fnge, 
deren  Qfiltigkeit  die  Entacheidnng  dne*  Oeriehtea  in  Connecticnt  angenom 
nnd    cur  Oinndlage  einer  Vollatraekungaanweianng  gewonnen  hatte. 


Amarikm,  Varabdgte  Btuten.  473 

Neir-YoAer  Gerichtihof  weigorte  dleaai  EDtacbaidimg  die  AnnkeDnimg 
and^Dkluii  Mine  Kompeteoa  fflr  du  NaohlkbrerAüueii  wie  die  HklagebUchkoit 
dw  Rechte«  Ton  New-York  in  Anbrach,  weil  der  Teetttor  in  Svw  York 
letatee  Domizil  geUbt  hatte. 


ÄMÜefening.  D&erteur  eines  tm  Bau  auf  amerikamseher 
Werft  begriffenen  russischen  Kriegsschiffes. 

Urteil  dei  änpmne  Conrt  of  the  U.  8.  in  Srcben  Tneker  gegen  United  Statea 
(22  Sap.  GL  Bep.  195;  Harrud  Law  Review  XV  B.  675). 

Anf  der  Werft  der  Cramp  Ship  Bnilding  Company  wnrde  der  fttr  die 
niMitche  Kriegamannfl  botimmte  Kretuier  „Variag"  gebaut.  W&hrend  dea 
Banei  waren  anf  Enachen  der  nuuachen  Regiening  nunacihe  Offimere  und 
53  Mann  von  der  amerikaniechen  Reglemug  iiigek«en,  welche  die  Besatanng 
de»  „Variag"  m  bilden  bertimmt  waren.  Nach  dem  Stapetlanf,  aber  vor  der 
ToUendimg  dea  Ban««  nnd  ror  Abnahme  deaaelbea  dnncb  die  nueische 
Begienmg,  desertiert«  ein  Hatroie.  Auf  Enacben  BnbUnd«  lieferte  die 
amerikamache  Ref^erang  den  Mann  aoa.  Der  SnpremB  Court  eiklArte  in  seiner 
Sq'orit&t  die  Aualiefaning  fBr  gerechtfertigt  dorob  AiL  9  dea  amerikaniacb- 
nariteben  Tertrage«  tod  1832,  nnd  awar  mit  der  BegrOitdang,  dalh  der  Ana- 
gelieferte Deaertenr  eines  rnBeiicben  EriegBichiffea  im  ginne  dea 
VertngeH  sei'). 


1)  IKe  inariscbe  Piaiia,  wonach  den  fBr  die  nudache  Kri< 

anatändiKhen  Werften  an  erbauenden  Schiffern  acbon  während  1 

kflnftige  BeeatEong  beü^^eben  and  in  dem  Hafenort  oft  jahrelang  itatioiiieTt 
wird,  um  den  Bau  dee  Sohiffea  an  beobachten,  schafft  eine  "Rühe  intomational- 
techtlicher  Behwierigkeiten  bebdb  dei  persönlichen  Bechtsetellnng 
der  BeaatKoi^. 

Der  Qedanke,  dafs  der  nnfertiKe  nnd  noch  nicht  abgelieferte  Schifla- 
kSrper  bereits  rusaiBches  Kiie^pechin  sd,  mnis  im  Sinne  dea  allgemeineD 
internationalen  Rechtes  (BiterntoiialiUt  n.  s.  w.]  iwöfellos  prindpiell  an- 
rOckgewieeen  weaden.  Aber  anch  im  beaondeten  Si&ne  der  Btaats*ertrilge 
Aber  Analiefsrnng  doseitiniter  SchiAmannschaßen  wird  sdue  Richtigkeit  von 
der  UinoritiU  des  Stqireme  Coort  und  von  dem  Beuitäler  in  der  Harvard  Law 
Beview  tmt  Omnd  beetritten.  Denn  tu  sind  die  besondeien  Bedingungen  nnd 
Bedflifittaae  der  Schiffahrt,  welchen  jene  Vertage  Bechnimg  tnwan 
wolloi.     Im  gegebenen  Fall    handelt   ee   eich  aber  nicht  nm  Schiffahrt 


1  stationierten  Truppen- 

,  _^_  li  den  jewdlsbei  derZuassai 

obwaltenden   Dnitiluden,   insbesondere  nach  den  vom  Em^ngntaat  ■ 


teil,  dessen  besondere  RechtMtellunff  sich  nach  den  jewdlsbei  derZnlassang 


obwaltenden  Unswuden,  insbesondere  nach  den  vom  EmMangntaat  jge- 
atellteu  Bedingungen  richtet.  Im  Zwdfel  wird  dasjenige  Hab  von  EitarritorialitU 
anzuerkennen  eem,  welche«  durch  den  Zweck  nnd  die  dienstliche  Organi- 
aation  des  zugelassenen  Truppenteils  bedingt  Ist  Vgl.  Note  des  Deutschen 
KMchskanilen  vom  28.  4.  1887  (Sehnfibele-Fall),  Cateo,  Droit  international 
S.  Aufl.,  gg  leOO,  1560.  Penli,  Das  internationale  SffentUche  Seeracht 
8.  114,  Martm»,  Vfitkerreclit  (Deutsche  Ausgabe  von  Bergbohm)  L  S.  341, 
n.  377,  Xtwt,  volkerrecht,  2.  Aufl.  S.  70. 

ÖerGeaichtspanktdieser— bedingten  und  beacbiftnkten— BzterritorialitU 
dfirfte  daäu  fahren,  die  vom  Absendestaate  im  Fall  der  Desertion  oach- 
geencbta  Hfllfe    sieht  ab  Gegenstand    einer  Verpflichtung  des  Empfangs- 


Preufsisdt-amerikanischer  Auslieferungsvertrag  von  &5S. 

Eotichtidnng  dea  Snpieme  Court  in  Sacliai  Terlinden  gegm  Amea  (22  Sap, 
et  Bap.  484;  Harvud  Lkw  BatIbw  XV.  S.  860). 

Di«  Antliefernng  dn  dentachcn  St« «tMngdigrigm  Terlinden  winde 
auf  Omnd  dai  in  der  Überaehrift  beMJehseten  VertragM  bewilligt,  deMcn 
Fortgeltnng  dnrcb  die  „ExaontiTe  Depwtemant"  fartgarteüt  worde. 


EnglaiKt. 

Auslieferung  an  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Voran»- 
setssungen. 

Eatscheidnng  der  King'a  Bencb  in  Soeben  „Hex  gegen  Dii"  (18  T.  L.  R.  231; 
Harrud  L*w  Review  XV  S.  674). 

Den  Verdnigten  Staftteu  wnrde  Aualiefvimg  wegen  eänea  Vergahea»  b»- 
willigt,  welchen  nch  nach  ameiiktuiTschem  (kklifoTnischeni)  Becbt  eis  .lerceBcr 
I>7  embesalement" ,  nach  engliaohem  Keeht  aber  aU  .fraiMl  b^  a  buiker* 
eharakteriaierte.  Auf  Omnd  der  eitradition  act  ron  1870  und  dee  engUieb- 
«merikaniBchen  Vertcagea  von  1689  wiea  die  King'a  Bench  du  wtit  of  habeaa 
eorpuB  dea  Angeschaldigten  BUfick. 

Anm.:  Harvard  Law  Review  a.  a.  0.  atellt  dnreh  Bd(^  feat,  dab 
bade  beteiligte  Staaten  in  konstanter  Praiii  den  Grandaats  befolgen,  da£i 
nur  die  Strafbarkeit  ala  aolche,  nicht  deren  Tochtlieher  Geaichtapnnkt  naeb 
beiden  beteiligten  Staaten  Ubereinatiinmend  begrflndet  aein  nmh,  damit  die 
Aualiefening  «folgt  N, 


Das  in  England  befindliche  NacMafsvermögen  eines  ohne  Erben 
gestorbenen  österreiekers  fdilt  dem  englischen  Statdssckatt  mt. 

Urteil  der  Cbancei?  Divinon  in  Sachen  BanieU'a  Trurta  (18  T.  L.  R.  451, 
Harvard  Law  Review  XV.  S.  856). 

'Ein  Oaterreicher  war  ohne  Erben  geatorben  nnd  hatte  KapitalveniflgieK 
in  England  hrnterlanen,  da«  dort  rar  gerichtlichen  Hinterlegung  gehncht 
wmr.  Sowohl  der  CaterrdchiBcbe  ala  der  engliache  Btaataachati  erhoben  An- 
Qonch  anf  daa  Tennögen.    Der  Qeriehtehof  entschied  an  Oonatoi  i^'"^ 


MMtea  im  ginne  der  Schifbhrt»-  n.  a  w.  Vertrige,  wohl  aber  ala  berechtigt 
segeoaber  den  Habeaa-Corpaa-Frinei|den  dea  EmjuEuigBetaatM  ni  gnalifiäeraw. 
Ln  Ergebnia  dOrfta  htemaoh  daa  Urtnl  dea  Soprane  Cout  gareehtferti^ 
■nd  der  Standpunkt  der  Harvard  Law  B«Tiew  a.  a.  0.  nietit  mtcefcHl  aem. 


dft  Jikht  dne  erbnebtUcbe  SnooMdan,  «mdvn  du  OkknpattiHwnaht  in 
Berag  Knf  bona  Tacanti»  in  Frage  stehe,  nnd  Bit  dieui  aklit  daa  Psiwnal- 
■iNtiit,  iond«ni  daa  Ortancht  dea  Tona^iau  «tnlieidaiid  mL 


Frankreich. 


Zust^idtgkeit  äer  frangösischen  Gteriehte  für  Eheacheidtaigs- 
proßesse  g¥?iseheH  Ausländern. 

UrteU  des  Tribimal  dv.  de  la  EMne,  4.  t^iambn,  20.  1.  1902  (Bnllatm  pra- 
tiqoe  de  dioit  int.  pr.  1902  S.  19). 

Eine  Franitlfliii  wnrde  dorcli  Vethdnttnng  mit  einem  Bchweden 
•diwediielie  StaatsangehQrige.  WKlirend  die  Efa^^ttan  in  Fiankreicb  wohnten, 
klagte  die  ^efraa  anf  Schddong  nnd  liala  anaffihren: 

Allerdhiga  erkläiten  rieh  die  framOuKhen  Gerichts  in  Beehtaatieitig- 
keiten  swiachen  Anallndeni,  imaal  b«i  Fragen,  die  den  PenonoiBtand  b»- 
Iraffnt,  fBr  naxnatSndig;  naoh  konstanter  PzaziB  wfliden  aber  aahlrdche  Ana- 
nahmen von  dieeem  GmndMitE  gemaeht  Diea  sd  inabeaondere  der  Fall, 
wenn  die  klagende  Portd  in  Pcankrdch  wohne  nnd  der  Beklagte  die  Un- 
MWtlndigkdt  uioU  geltend  mache.  Ja,  «elbet  dann,  wenn  dieser  ESnwand 
erhaben  verde,  eiUirten  sich  die  franafirisdien  Oenohte  legelmUUg  füx 
■Dsttudig,  wenn  n  aieb,  wie  im  Torliegcnden  Falle,  nm  eine  durch  Te>- 
hdifttnng  aar  Anallluderin  gewordene  Frenaöain  ron  Geburt  handle. 

Dae  Tribunal  hat  daranfhin  sdne  Znetlndigköt  angenommen  nnd  mter 
Zngmndalegnng  des  Bohwediscben  Baohtea  anf  Schddnng  erkannt 


ib.., 

der  IL  _       .   _ _ 

Pinavd,  Dictionniure  de  droit  ii 

prirä  Bd.  XXVn  8.  S5S.    Eine  konstante  Jndikatnr  läCit  rieh  noch  nicht 

cAeanen.  N. 


UngustOndigkeit  der  frangSsisehen  Gerichte  für  die  Forderung». 
Hage  einea  Ausländers  gegen  einen  Ausländer,  faUs  beide  Parteien 
iem  ontcrwiertes  Domigü  in  Frankreich  haben,  der  Beklagte  der 
einen  he^iimnta*  Wohneite  mm  Auslände  hat. 

Urteil  der  Conr  d'appd  de  Paris,  1.  «bambre,  18.  2.  1902  (Bali,  piat  de 
droit  int«ni.  pr.  1902  3.  4S). 

Ebe  Spanierin  (Ulla  Otiro)  klagte  g%en  dnen  Engländer  (U.  Bnlpett] 
anf  BAckaahltmg  Ton  20000  Ftancs  wegen  IHebtlieflBning  gekauft»  Sachen. 
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Di«  KUgerin  hatte  in  Fruknfeh  kcbi  mtoririota  DoniiiL  Dar  BeUtgto 
hatte  adDOi  Wohndta  tn  Loodou. 

Der  Beklagte  machte  £e  nnanatindlgkeit  der  fmiintMfihnii  OokUs 
geltend,  da  er  edn  Doml!dl  ia  LosdOD  habe,  wo  die  KUgeria  ihn  ImäA 
hltte  retUagen  kSnnen. 

Die  EUgerin  berief  neh  anf  Art  14  de*  Code  ewü,  irddur  dta 
Franzoeen  geatattet,  ihre  aoelindiichen  SchnldDcr  Tor  den  franiHnaehen  Ge- 
richten an  belangen,  nnd  anf  den  franzOaiaeh-epaiiiaeheii  Konanlarrettcag 
Tom  7.  1. 1662  nnd  den  franzSücb-apaniedien  Banddarerlzag  t«ii  6. 2.  1882. 
Der  Art.  2  dea  enteren  Vertragae  lautet,  wie  folgt:  ,Lea  fVan^aia  en  Etpägaa 
et  lea  EipagnoU  en  France  joniront  rteiproqaement  d'nne  conetante  0t  eom- 
pldte  protection  ponr  lenn  penounea  et  lonra  propriitä.  Ili  annmt  en  con- 
•AqoeiKe  nn  Übte  et  fiiNle  aocte  anpria  dea  tribonaos  de  jnatiee,  tant  ponr 
t^clamer  qne  ponr  difendre  leoiB  dtinta  ...  et  joniiont  enfin  ...  dea  mteea 
droita  on  avantagea  dijk  aecord^  on  qot  aeraient  accord^a  anz  nadonanx.' 

Der  Gerichtshof  entaehied:  Ana  dem  Wortlaut  de«  citlort^ 
Art.  2  wie  anch  ana  toneni  YerbUtnia  an  dera  Torhergebenden  Artikel  dea 
Tertaagea  ergebe  sich,  data  die  Spanier  awar  die  onbeechrinkte  Befagnia 
UUten,  ihre  Rechte  vor  den  ftuuSmaelien  Qerichten  an  Terfolgen  and  aa 
Tertödigsn,  ohne  dala  ana  ihrer  Anri Bindereigenichaft  ein  Einwand  aitnonunetL 
werden  kijonte,  daTa  aber  diese  Befngnia  nicht  die  GldcbstellnDg  mit  don 
Inllodem  in  Anaebong  dea  aosnahmaweiseD  Rechtes  dea  Art.  U  dea  Qidt 
ävä  bedeute,  dals  rielmehr  in  einem  intemationalen  Vertrage  diese  GMeh- 
•tallang  ansdräoklich  hStte  anageeprocben  wenlen  miinm  und  dahsr 
nieht  auf  Grand  blobei  Tertiagaaailegn»S  angenommen  werden  kOnoe. 
Uieanacfa  aden,  da  die  KUtgeiin  kein  aatoritaerte«  Dominl  in  Ftankreieh. 
dagegen  der  Beklagte  in  London  sönen  Wohnmte  habe,  wo  er  Ton  der 
Kiigerin  leicht  bitte  belangt  werden  kOnneo,  die  fianaMaehen  Qerichte  för 
die  Torliegende  Klage  nicht  nutHndig. 


Versteigerung  tm  Ausland  gelegener  NaehlafsgrundstÜcie. 

Urteäl  dea  tribonal  cirii  de  la  Seine,  2.  ohambre,  4.  2.  1902  (BoUetin  piatiqne 
de  droit  int  pr.  1S02  B.  13). 

ESner  in  Paxia  * entorbenen  PranaOaln  (Hdme.  Schwab]  gehörten  mehrere 
b  Brasilien  gelegene  Grundstücke.  Ke  Erben  waren  riiiotlicb  Fnunoaee. 
Ue  Terlangten,  daTs  die  Grondstflcke  zum  Zweck  der  NacfaUrateUnng  in 
Frankreich  venteigert  würden.  Auf  den  Widersprucli  einer  HitertHn,  die 
die  Versteigerung  in  Biamiien  Torgenommen  wiesen  wollte,  eriÜ&rte  das  Qe- 
ijcht  die  Versteigerung  in  Frankreich  für  lulBaeig  nnd  oidneto  dieae  an. 


KlageusttHUmg  an  Ausländer  m  Frankreich. 

DtMI  dar  Cour  d'sppd  d«  I^iia,  1.  etuunbre,  9.  1.  1902  (BnUeän  pnfiqne 
de  droit  int  pr.  1902  8.  10). 

Du  Oericbt  «ulMUed:  Nuh  Art  74  des  Code  de  pneOmt  eieü  ist 
groitdriUiUoh  die  in  Annkreieh  erfolgende  Vorladung  dnee  Im  Analnnde 
wohnenden,  aber  anf  der  DnchreiM  in  Fnnkrdcb  befindlichen  Anbinden 
gfiltig,  wenn  de  ibm  in  Penon  ingeitellt  tat  nnd  er  g^^  die  Znatellnng 
keine  Verwabrang  dngelegt  hat 


Griechenland. 

Wdi^ea  Recht  ist  für  Kontraktobligationen  maßgebend?  Ist 
Jrt.  145  des  Geriehtsverfassungsgesetg^  ^d'ordre  public"  ? 

Drtdle  dea  Plenums  dea  Areopags  in  Athen '  in  Sachen  HieltaUnoe  g^;en 

Haiinka,  No.  00  von  1900  und  der  SektiMi  B  No.  279  ron  1900  (Thcsnta  XI, 

&  258,  S48;  J.  XXIX  S.  901). 

Wihrend  der  Verhandlnng  der  Grbecbaftsklage  einer  Griechin  vor 
den  tttrkiscben  Oericfaten  in  Konrtantinopel  reipSicbteten  sich  Landsleote 
der  RJfigerin  dnrch  Vertrag  mit  deren  Anwalt,  diesem  1500  tfirkische  Pfand 
■a  sahlen,  wenn  die  Killerin  den  Pro«ls  gewönne.  Die  KlBgerin  gewann 
den  ProseCs.  Der  Advokat  klagte  vor  dem  griechischen  Kon«iilargericht  in 
Konstantinopel  anf  Zablong  der  1500  Pfhnd.  Die  Beklagten  beriefen  neb 
anf  Art  145  dea  Gerichtsveriassongsgeseties,  welcher  pactom  de  qnota  litis 
SU  Onusten  eines  Adrokaten  rerbietet  Der  Klage  werde  vom  Konsular- 
gericht und  von  dem  Appellationsgerieht  in  Athen  stattgegeben.  In  dritter 
Inslans  wnrde  die  Klage  vor  yerschledeoen  Senaten  des  Areopags  iu  Athen 
nnd  tellwräe  vor  dessen  Plennm  rerbandelt  nnd  schliefslich  abgewiesen. 

Die  Parteien  nnd  die  Qerichte  waren  unter  anderm  recschiedener 
Hnnnng  duiber; 

1.  ob  Im  Prindp  griecblsclMe  oder  tttrkischea  Becht  anzuwenden  sti, 

2.  ob  etwa  im  letrteren  Falle  spedell  Art  145  als  Vorschrift  t%t 
i^fioatat  Tdjfwf"  („ordre  public')  genüUs  Art.  8  des  Otaetiea  29.  10.  1856 
durchangrdfen  habe. 

Es  wurde  in  letzter  Tn«*»»i«  entsehieden; 

an  1.  dab  gemkls  Art  6  des  Ges.  ▼.  20. 10. 1866  als  im  gc^beneu  FaU 
von  den  Vertrag  schlielsenden  gewiUkflrtes  Beeht  das  tfirkische  Kecht  an 
Hch  mafsgebend  sei, 

SU  2.  dalä  Art  146  dt.  all  Vorsehiifl  ,d'ordre  pubUa"  geroUi  dnrcb» 
angreifen  habeu 


478  Beehtopredmng. 

Zn  1.  kam  nidit  nur  Axt.  6  dt  in  B«tntebt,  wsleher  flb-  Konlnkli- 
obfigktioiiai  regelmifirig  die  Ämrendin^  des  Bachtea  dea  E^f&Qnngantei 
voncbnibt,  •ondem  aoch  Art  129  dos  KouaalvgeMtaM  ron  1877,  wdeh« 
all  Begel  bestimmt,  daü  die  Konnilugeriehtfl  uf  KontnktMbligatioBai 
swisohm  CMechon  denn  Heimatarecht  anaawendea  liaben. 

Anm.:  IXe  EntachddanK  wird  im  &gebnia  nad  in  der  Begrflndimg 
Ton  mehreren  Seiten  lebhaft  angegriffen.  VgL  PoUtit  im  J.  a.  ■.  0^ 
ferner  Themü  Bd.  X.  S.  616,  sl  S.  664,  /ourttal  dt  Ja  jMfMprwfanee 
freeqHe  et  f^aneaim  XIX  S.  311.  N. 


Italien. 


Lüi^atdene.   Eimcand  der  L.  mit  Seeag  auf  mun  im  Aus- 
land anhängigen  Progefs. 

Urtdl   der  Corte  d'^ipello    HwUnd    23.    2.    1898  (Honitore  dei  tribmuti 
1898  L  794;  J.  TTHT  a  909). 

VOT  aaiUndiacben  Ghiichten  b^ffOndcB  den  ESnwn&d  sieht 


Österreich. 

Vonmmdsehafi  über  einen  Ausländer*). 
Entacheidimg  dei  oboatan  Gerichtabofe«,  4.  4.  1902  (Z.  2 

Du  BoEirkagerlobt  Innere  Stadt  I  in  Wien  bat  Aber  A 
dm  Yonnnndoi  gemäb  g  251  a.  b.  G.B.  die  Fortdauer  der  Torllnfigen  Tor- 
mundichaft  über  den  am  11.  11.  1680  in  Wien  geborenen  ftanaDüchvi 
Staatabflrger  Louia  D.,  GeachlflsangeBtellten  in  Wien,  anf  unbestimmte  Zeit 
vc^en  Venchwendong  verordnet 

Begrtlndang:  Lonli  D.  beritat  denät  rän  VermSgen  von  2800D 
Kronen,  deaeen  jKhrilcher  Ertrag  von  1276  Kronen  allein  nicht  bniieich«B 
wSrde,  detnielben  die  Exürteni  bu  debem.  D.  bat  nch  aber  doicb  Ldchbrinn 
aelbat  aein  früher  bedeutend  hfihsree  Einkommen  geechmUert,  indem  aor  Be- 
uhlnug  mm  Tule  aehz  acbmatElger  und  dnnhv^i  leichtdnnig»  Sdnüdea 
ein  Kspitalabetrag  Ton  6000  Kronen  anigovendet  werden  mnErte,  wUuend 
Bchon  frnber  wegen  adner  Erkrankung,  die  vlelldcbt  mit  adner  damalig« 
LebenaweiH  in  in&erm  Ztuammenhange  atand,  ein  gleicher  Ks^talibetng 


1)  VgL  ZtNhi.  Bd.X8.355.S3S.4S7,  XIS.  180. 
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nr  HanteUimg-  BriiMr  Gcaandfaeit  safgewendet  weiden  mnlÄte.  Darffinder* 
^hriga  and  deeeen  Hntter  liftbeD  allarding«  gegen  die  VerUnganiiig  der 
Vormnndtelrnft  unter  Uinwcn  duuif  Kuprscbe  ertioben,  dub  der  ITindet- 
Jllnige  deh  arither  ▼ollBtindlg  gcbeMut  hab«  ond  reif  encheine,  adne  Ver- 
mSgeitnageleigeBlitaten  «elbet  m  besorgen,  nnd  hat  ersterer  anoh  dannf  ver- 
wieeen,  dab  er  aU  franKSeiMhar  StaatabOrger  nur  eetnen  Gerichten  nntentehe. 
Allein  das  VonniindKbaftigeriebt  hielt  die  Mit  Eingehnag  nod  Bexahlnng  der 
Scbnlden  *erfl>NMae  Zeit  fOr  eine  riel  sa  kona,  als  dafa  heute  achon  mit 
Sicfaerbtit  beutet  weiden  könnte,  daTa  die  Wandlung  cum  Onten  im 
Charaktei  dea  jungen  Hannes  eine  naohhaltige  nnd  dauernde  e^n  weide  imd 
erachtet  üth  anderereeita  dieaee  Gericht  anch  fDr  die  Verlftogerong  dei  Vor- 
mnadschaft  fibei  dleeen  Anilünder  fQr  zuitSndig,  da  ans  der  AGttailoiig  der 
in  dieeer  Angel^ienhdt  angegangenen  Behörde  herrorgeht,  dab  dia 
franaMschcn  Gerichte  den  eifoiderlich  icheinenden  Schnts,  wie  er  hiennit 
dem  Hinde^ihrigen  gewährt  wird,  nnr  auf  Antrag  der  Beteiligten  (des  Tor- 
mondea  oder  eines  Familienrates)  ond  nach  ▼org&ngigem  Straitreifahren  an- 
gedeihen  lassen,  wBbrend  das  Oetorächische  Qericht  in  lönen  Schatz* 
maläregeln  Tisl  writer  geht  und  dieselben  nicht  erst  anf  Anrufen  der  Be- 
töligtai,  Bondem  von  Amtawegen  und  allenfoUs  anch  g^en  deren  Willen 
in  Wiikeankeit  treten  UTst 

Das  Landeagericht  in  Wien  genehmigte  diesen  Beeohlnfa  des  Voi- 
mimdechaftagerichtes. 

Das  Oherlandeageiicht  In  Wien  hat  dem  Bekntee  dea  Lonia  D. 
nnd  deeam  Untter  Vii^piiie  R.  geb.  D.  keine  Folge  gegeben  und  den  erst- 
instanzlichen Beechlnfo  beetKtigt 

Segrändang:  Nach  dem  JnatizminiatarialerlaMe  vom  4.  6.  1869, 
Z.  7803  nnd  70m  10.  10.  1860,  Z.  US39  haben  die  ifstendchiscben  O«- 
riehte,  wenngideh  die  Permneniecht« ,  welche  rieh  anf  penSnliehe  Eigen- 
Bohaften  ond  VeifaUtnisee  be^hen,  durch  die  Geaetie  jenes  Staatea  ger^elt 
werden,  welchem  die  betreffende  Pereon  als  Unterthan  nnterworfen  ist, 
nicbtsdestoweniger  im  Sinne  der  §§  183  und  219  des  kais.  Patentee  vom 
9.  8.  1854,  No.  208  K.6.B1.  den  im  Sstemüchischen  Staate  befindlichen 
mindeöilirigen  Kindern  einee  AnslUndeiB,  sowie  den  bierlanda  befindlichen 
gtoD^Uuigen  AosUndem,  wenn  der  Fall  der  Bestellung  einer  Kuratel  «an- 
tritt, ohne  Bückstcht  auf  den  in  dem  ft«iaden  Staate  in  Ansehung  der  Sater- 
leichiachen  Üntarthanen  beobachteten  Torgang  einen  Tonnund  besiebungs- 
weise  Kurator  anf  ao  lange  lu  bestellen,  bis  von  der  custftndigen  aoal&ndisehen 
BehCide  eine  andere  TerfBgnng  getroffen  wird.  Die  Tormnndschaft  be- 
riehuigaweise  Kuratel  ist  in  einem  solchen  Falle  nach  Mafagabe  der  hier- 
lindiacben  Qeeetse  einsuleiten  und  zu  führen.  DamgemäTs  hat  die  Ter- 
Ungung  der  Kuratel  und  die  TerlKngemng  der  Tonnondsohaft  nach  den 
Vonchriften  der  inllndisohen  Oesetse  au  erfolgen,  ohne  Rttckaieht  daruf, 
ob  das  aaslindisehe  Geästs  die  Entmündigung  und  die  Anoidnung  dnes  Bei- 
standes an  bcBOndere  Toiausaetzungen  kaflpft,  eventuell  die  vorherige  Ei^ 
wbfcnng  eines  Urteils  sdtene  bestimmter  Personen  fordert  Hieiwia  ergiebt 
sich,  dalk  dae  inlindisehe  Gericht  ftber  die  ron  Tirginie  D.  angebrachte 
Bitte  vom  2.  2. 1881  um  Beetellung  nuM  TormundM  fftr  ihren  am  11. 11. 1880 


480  Bechtipreebang. 

ggboienan  Sohn  Lonia  D.  n  dioMr  TomwtdiidMflitiailellnBg  Mwb  dawt 
berafian  wmi,  wenn  die  dacuüs  in  Wien  wohnhaft  geweaeoe  Kttstollariii 
fransSÜMhe  Stait— n  gehgrige  war.  Boluge  die  UMlIodiiche  Behörde  nieht 
tinaohreitst,  iit  daa  InlAndiMhe  Gericht  berufen,  bdm  Yorhanfirmerin  dar 
VomnaetningeB  daa  §  251  beiiehiingaweüe  der  gg  289  and  27S  a.  b.  QJB. 
dl«  Fortdaaei  der  Vennondachafl  anf  one  Iftngve  nnd  nnbcadnunte  Zot 
anmordDeii  bctfehnngawdae  die  Kuatel  za  TerhJLDgm.  Nach  j  251  &.  b.  Q3. 
hat  daa  ▼ormimdacliafUiche  Oerieht  anf  Ananchen  oder  nach  Vemehnumg 
dea  VoimiDidea  nnd  der  Verwandten  wegen  Läbea-  oder  Qontltagebrecben 
dee  Pflegebefohlene,  wegen  Tendurendong  oder  an*  anderen  wichtigen 
Giflnden  die  Fortdaoer  der  VonnnndHhaft  anmordnen,  Lonia  D.  bat  bä 
aeiner  am  27.  December  1900  erfolgten  Eiureniahme  selbat  ngeatanden, 
daTi  er  Im  Monat  Angnat  1900  wncheriache  Sehalden  kontiahierte,  nnd  dab 
die  besQglichen  Oeldbetrüge  tdli  anf  Proräionrai  für  die  Vennittier,  tnli 
im  Verkehre  mit  IMmen  anfingen.  Diea  hat  anoh  leine  Bbitter  beetKtigL 
Zor  Beriehtigiiiig  dieaer  Schnlden  wnrde  ein  Betrag  von  6000  Kianen, 
d.  L  circa  ein  Sechstel  icinea  VennSgena,  verwendet  IKeae  Cbankteiachwiiebe 
ist  Bweifelloa  ala  ein  wichtiger  Qnind  im  Sinne  de*  g  251  a.  b.  G.B.  anmadien 
nnd  daher  die  Fortdauer  der  Voimtindschaft  nach  den  inllndiachen  Geaelaeo 
begründet  Da  Lotdi  D.  lant  der  im  BeebtamittelTeiimhren  Tor|C^q;teD 
Certifikate  ddo.  Wien,  den  23.  10.  1899  mtd  ddo.  Paria,  den  19.  8.  1901 
franaöÖBcber  Staataangehöriger  iat,  ao  stand  ee  ihm  heiielini^weisr  aein« 
Untter  Jedenteit  frei,  dureh  das  Eia*chreit«D  der  nuttodigen  franiBeiarh« 
Behfirde  die  Einatellnng  der  hier  ländischen  TormondechaibbehSidliehen  G» 
richtsbarfceit  an  veranlaaeen.  Bisher  irnrde  an  eolchea  Einschreiten  der  m- 
stftndigen  franaOsiBchen  Behörde  nicht  anagewieeen;  ee  kann  daher  dem 
Beknise  dendt  kdne  Folge  gegeben  werdnk. 

Der  oberate  Qeriehtahof  Itat  dem  anlaenirdenffieben  ReriaionS' 
lekurse  dea  Lonia  D.  nnd  desaen  Hatter  Virginie  R.  geb.  D.  kune  Folge 
gegeben. 

Begründung:  l^e  Beschwerde  dee  Bekoirenten  ist  nicht  gegen  ^ 
meriloriscbe  BegrSndnng  de*  angefochteofoi  Beachlnaaea,  aondem  nnr  dagegen 
gerichtet,  dafa  daa  öeterreichiache  Gericht  aber  ihn  als  francSnaehen  Staat*- 
angehörigen  die  VerlKngemng  der  Vormnndacliaft  angeordnet  haL  Allein 
in  dieser  Kichtong  ist  die  Beschwerde  nicht  begrflndet.  Das  BesiAsgerieht 
war  nach  dem  im  g  183  dea  kaia.  Patentea  Tom  9.  8.  1854,  No.  206  R.O^ 
som  Anadmcke  gelangten  Gmudaatee  nicht  nur  berechtigt,  sondwn  sogar 
verpflichtet,  die  Vormnndscbaftagerichtsbarkeit  ßber  den  Beknrrenten  insolanga 
anaiaUben,  bis  Ton  der  inst&ndigen  anelftodischen  Behörde  eine  andere  Ver- 
fOgung  getroff«!  wird,  nnd  ea  hat  das  Reknngericht  mit  Beeht  aoogeeprochen, 
daJs  die  Vormnndscbaft  nach  den  hierlands  geltenden  Gesetzen  an  fDhien 
war.  Wenn  nun  das  Benrksgericht  als  VonnandschaftstiehSide  des  Be- 
knrrenten im  g^ebenen  Falle  för  notwendig  enehtete.  migeaehtet  des  &n- 
trittee  der  pbraischen  Qrofig&hrigkeit  im  Interesee  und  aom  Schutae  dea 
Pflegebefohlenen  proyisorisch  eine  nach  diesen  Geeetien  lolSinge  drillende 
.  Vorkehmug  an  treffen  and  iüerrou  der  cnatHndigen  auUndischen  Behfirde 
Hitteiinng  machte,  so  hn""  hieriu  die  *«m»f«img  einer  dem  OeterrttchisBben 
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Oedehte  nicht  nwtehenden  Geriohtabftrkat  und  dabor  aaeb  «in  Sngriff  in 
die  Maebtiphäre  dw  aiuwSrägflu  Staats  nicht  erblickt  weiden,  ntmal  ea  dem 
6«richte  de«  letzteren  freiatand,  die  Znatkndigkait  aar  Behandlnng  dieaar 
Angel^enhdt  Mfort  nach  der  Bekanntgabe  in  Anipruch  an  nehmfln,  nnd 
dieae  Votkehnmg,  falla  ne  nach  den  Gesetaen  dea  bemden  Staatea  nn. 
aallang  ist,  eheatom  an  beadtigen  nnd  daa  Eecbt  dieaee  letsterai  anr  Oelttmg 
n  bringen.  Da  Hmit  in  den  nntergerichtlicheD  Entscbeidangen  edne  naeh 
§  Iß  dt  Pat.  BD  deren  AbHndening  oder  Anfhebnng  berechtigende  G«aeta< 
Widrigkeit  nicht  wahigenommen  werden  kenn,  war  dem  aafiünqdentlichen 
B«T)nonarekiirM  keine  Folge  an  geben. 


Über  den  m  Österreich  beßn^ichen  beweglichen  Nachlafs  eines 
russischen  Staatsatiffehdrigen  ist  wie  über  die  Verlassenschafi  eines 
Itüänders  eu  verfahren. 

Entacbddnng  dee  obersten  OeriebtebofeB,  21.  5.  1902  (Z,  6935). 

In  Erledigtog  dea  ron  B.  aU  Erben  nach  dem  am  13.  3.  1898  in  Wien 
Terttorbenen,  daselbst  ständig  wohnhaft  geweeenen  insÜBcben  Staat»- 
angehsrigen  A.  gestellten  Anbages  auf  Aosfolgong  des  gesamten,  im  In* 
lande  beEmdlichea  beweglichen  VeilasgenscbaftsTennögens  an  das  kus. 
TQsnscbe  Kndsgericht  in  Kamenec-Padolsk,  und  der  hierüber  mit  sümtUcben 
Erben  gepflogenen  Verhandlnng  bat  das  k.  k.  Beiirksgerioht  Leopold- 
■tadt  II  in  Wien  den  Wterbinnen  C,  D.  nnd  £.  aufgetragen,  bis  anm 
80.  4.  1902  diesem  Gerichte  nacbiaweisen,  daCs  eine  mssiscbe  Gerichtsbehörde 
w^eu  Entseheidong  über  ihre  erbrechtlichen  AnspTÜche  angerufen  wnrde 
nnd  dars  dies&lla  noch  ein  Bechtesireit  in  EnTsland  «nhtingig  ist,  widrigenlalls 
nacb  Ablauf  der  obigen  Frist  das  gesamte,  bei . . ,  (folgt  die  Aa&Sblnng  der 
betreffenden  lustitnle)  erliegende  Nacblafsvermögen  nach  A.  an  das  kais. 
mssiscbe  Generalkonsalat  in, Wien  überwiesen  werden  würde. 

Begründung:  Der  §  137  des  kaia.  Patentes  vom  9.  8.  1854,  B.O.BL 
No.  208  bestinmit,  dals  der  Nachlafs  einet)  im  Inlande  Terstorbeoen  Ads- 
Unders  der  netändigen  anslSndiscben  Behörde  zn  Qbertaasen,  mit  dieser 
Anafoignng  jedoch  solange  innezuhalten  ist,  bis  ober  die  Ansprüche  der 
Erben,  welche  österreichische  Staatsbli^or  nnd,  oder  sich  doch  in  Osteneich 
anfbalten,  durch  die  anslKndiscbe  GericbtsbehSrde  rechtskraftig  entschieden 
worden  ist.  In  diesem  Sinne  haben  sieh  anch  sämtliche  Ertwn  laut  Froto- 
koUes  Tom  22.  8.  1900  geeinigt  woäf  warde  daher  unter  der  Vorans- 
aetemg,  dafs  awiscben  den  Erben  Btreitpnnkte  bestanden,  rücksichtlich 
deren  eine  ausländische  Gerichtsbehörde  zur  Entscheidung  berofen  sei, 
mit  der  Ausfolgnng  des  NachlalsTennflgens  bisher  nicht  vorgegangen.  Es 
iat  selbetverstKudliob,  dafs  es  den  Erben  nicht  anheimgestellt  werden  kann, 
lUe  Dauer  dieses  Schwebeznstandee  nacb  ihrem  Belieben  lu  verlängern  oder 
denselben  etwa  gar  an  perpetnieren,  and  dab  dem  Gerichte  schon  im  Hin- 
blicke auf  die  ihm  durch  §  2  dt  Pat  auferlegte  Pflicht  ><>f  <^e  Beendigung 
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dar  aohii^^g«n  Q«fchlfle  zu  dringen,  dis  Haolit  ongailaBit  Mnn  mnb,  die 
Punvitit  der  Erbo  m  flbenrindni  nnd  einer  weiteren  Venchl^prag  toi- 
snbeugen.  DemgemUa  ei^g  mit  dem  Besofalime  vom  12.  12.  1901  ui  die 
Erben  di«  vorlKofiga  Anffordening,  dem  Qeriehte  bekuint  sn  geben,  ob  die 
an  gewiitlgende  Entachddnng  dar  »uiUndiRclien  OaiehtobefaOide  Aber  ibre, 
■ieb  Mif  den  NacbUTa  beeieboiden  AiwprBebe  beraitB  erfolgt  mL  Wenn 
Htm  B.  die  Aaefblgnng  dee  geemmten  Nechluses  m  die  masiaeba  BehSide 
verlangt,  indem  er  bebanptet,  dab  die  VeHawenaobaftMbbandhmg  ancb  in 
BotUand  voUaUtndig  beendet  nnd  jeder  weitere  Recbtaatieit  anigeaehlMHn 
KÜ,  die  Hiterbinnen  C,  D.  und  E.  aiob  jedoch  diesem  Teriangen  mit  der 
blofeen  Bebaaptong  widenetaen,  dala  ■¥riBcheu  den  Erben  noch  MffareDaea 
Ober  die  Hfibe  ihrer  Erbtdle  bestehen,  welche  biaher  nicht  snr  gerichtliebeB 
Aottngnng  gelangten,  ao  iat  ea  Sache  der  letzteren,  den  Beweia  für  dai 
Fortbeetehen  der  die  Ansfolgang  de«  Nachkaee«  aufotge  dea  Goaetaoa  mid 
der  getroffimen  Veieinlwning  hindernden  Umitände  an  erbringen  d.  i.  dieam 
Gerichte  nacbinwdsen,  dafi  ein  noch  nicht  rechtakiUtig  entadiiedener  Kocht»- 
streit  Aber  ihre  eibre«htUchen  Aneprflehe  in  BobUnd  anlikni^  iat  nnd  wird 
nach  ftnchtloMm  Ablsnfis  der  ihnen  au  dieeem  Behofe  hiemüt  erteiltai  Friit 
ohne  B&ckaicht  anf  ihre  diedUügen  unorwieaenen  Behauptungen  das  Nachlalä- 
▼ermSgen  an  das  kais.  msnsche  Genet»lhonsulat  in  Wioi  aosgefolgt  wenlen. 
Der  Hinweij)  anf  den  Umstand ,  dals  hiergerichta  ein  Inventar  fil>er  das  in 
Bnfaland  erliegende  NachlafsvermOgen  nicht  vorliegt,  verdient  keöne  Be> 
acbtnng,  da  ein  Anlab  eox  Erriehtung  eines  derartigen  Inventars  aeitens 
diesen  Oeiichtea  niemals  gegeben  war  nnd  die  nach  geeetilicber  Voraehrift 
au  Sonaten  der  Erben,  bsziehnuga weise  anch  der  VermKchtnianehmer  and 
GUubiger  an  treffenden  SieherangamaJtoegeln  stela  nur  daa  im  Inlaode  be- 
findliche Nachlabveim^en  stim  O^genatande  haben. 

Daa  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  hat  den  Rekorsdee  B.  wider  vor- 
stehenden Beschlnb  als  unbegrOndet  anrückgewiesen,  hingegen  in&lge 
Reknrsea  der  C.  gegen  denselben  BeaoUnb  diesen  dahin  abgeändert,  dalä 
es  den  Antrag  des  B.  auf  Ausfblgnng  dee  hierlands  befindlichen  Iwweglicb^ 
NaciüaravermOge&s  nach  A.  an  die  kais.  mssiacben  BehDrden,  deraät  abwiaa. 

BegrQndung;  Wenn  auch  im  vorliegenden  Falle  anfolge  der  g§  23 
und  137  du  kua.  Patentea  vom  9.  8.  1854,  R.O.BL  No.  208,  die  Abhandimg 
der  YerlasaenBcIiaft  and  die  Entschndnng  ßber  die  atrütigen  Erbanqnfiebe 
der  Boawartigen  Geiichtabebörde  en  Uherlaaeen  ist,  ao  hat  doch  die  hio^ 
llndiache  OerichtabeliÖrde  mit  RSckäcbt  auf  daa  von  doi  Iiieriands  wtAa- 
kaften  Uiterben  gestellte  Verlangen  anf  Befriedigung  oder  Sicheistellinig 
ihrer  Anaprflebe  vor  Aoafolguug  des  Nachlaaaes  au  die  ausllndiache  Behörde, 
in  OemtlCabeit  der  oImu  citierten  GeaetzeBatellen  den  zur  Bedeckung  der 
Anaprtlche  dieaer  Miterben  erforderlichen  Teil  dea  NachlafavermOgaiB  süOek- 
xnbalten.  Erat  dann,  wenn  B,  den  Nachw^  erbracht  haben  wird,  data 
Qber  die  Ansprüche  seiner  BUterben  durch  die  russiachai  Behörden  in  einer 
Wöse  recht^Qltig  entschieden  wurde,  welche  ea  ermSglicht,  anf  Gtmd 
dieser  EntacheiduDg  fertzustellen,  welcher  Tül  des  hierJauda  befiudticlm 
beweglichen  Nachlabveimogena  aur  Bedeckung  dieser  AnaprQctie  erfoidedicb 
erscheint,  wird  die  hierllbidische  Öerichtebehfirde  in  der  Lage  aon,  mit  der 
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Aoffblgmig  dee  fibrig«n  Tdlai  de*  NBehUIiTennBgeiu  u  du  kaU  nwlwba 
Gsaei^koninlBt  m  Wka  TonngriiaL  Bis  dkhin  jedoch  —  imd  diewr  Nadi- 
veb  ict  bis  twn  tod  B.  nicht  erbncht  —  kann  die  fragjklie  Auafolgimg 
ineht  bewilligt  weideii. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  infolge  BeTidonarekniMe  dae  B.  die 
«Dtergerichtliehen  BesehlllMe  behoben  and  dem  BesüAvgerichte  aufgetragen, 
Mber  den  hierlanda  befindlichen  bewce^^sn  NachlaA  nadi  A.  wie  Über 
die  Terlaawiuchaft  einea  InUndeis  cn  Terfabren  und  die  der  Sachlage  nud 
dem  Oeaeta  eDtapiechendeu  wedteren  Terfflgungen  so  treSfan. 

Begrandung:  Nach  Äba.  2  dw  §  28  des  kaia.  Patentes  Tom9.a  1854, 
B.G.itL  No.  208  Ist  der  Onudsats  der  Gflgenaeitigkeit  an  beobachten,  wenn 
der  im  Inlaade  verstorbene  Ansllnder  dnem  Staate  angehört,  welcher  die 
ZostlndigkMt  der  Oeteneichischen  Oericbtabehörden  rfickaiehtlich  dea  dort 
befindlichen  Nachlasses  6aterreichiaeheT  Untarthanen  nicht  im  glücken  M&(h 
anerkennt,  worüber  im  Zweifel  die  Belehrang  dea  k.  k.  Jnatisminiateriunt 
einanbolen  ist  IXeae  Belehmng  wurde  mit  der  Veroidnnng  dea  k.  k.  Jnstia- 
miniateriama  Tom  13.  2.  1887,  Z.  2561,  J.H.Vdge^l.  No.  7,  dahm  ertwit,  dab 
die  Gerichte  über  den  hierlanda  befindlichen  beweglichen  Nachlafa  einea 
lOKschen  StaataangehSrigen  wie  Ober  die  Terlaaaenacbaft  einea  InUndera 
an  Terfabren  haben.  Nachdem  die  Untergerichte  bei  ihren  bisherigen  Ver- 
fDgangen,  ungeachtet  der  Erblaaaer  seinen  stAndlgen  Wobnaiti  im  Inlande 
hatte,  einen  dieser  Voiacbrift  entgegengesetsten  Standpunkt  edngenomnwn 
haben,  die  gesetsliehen  Beetinummgen  dee  S  23  dt.  Pat  aber  iwingendea 
Reebt  enthalten,  aomit  die  beaüglichen  Antrilge  der  ErtnntereaBenteu ,  sowie 
die  im  Protokoll  vom  22.  8.  1900  beurkundeten  Vereinbaningen  daaelben 
■dcht  in  Betracht  kommen,  mnftten  die  nntergerichüiehen  Beachlflaae  naeh 
Znlalä  des  §  16  üt.  PaL  anfgehoben  nnd  der  ersten  Instana  der  im  Beacfaluae 
enthaltene  Auftrag  erteilt  werden. 


Abweisung  des  Begehrens  um  Trennung  einer  zwischen  Aus- 
ländem, von  denen  der  eine  Protestant,  der  andere  Katholik  ist, 
MM  Auslande  geschiossenea  Civüehe. 

aitaeheidmig  dea  obersten  Gerichtshofea,  24.  6.  1902,  Z.  76S0. 

Du  B^^hien  dea  KUgers,  dalä  die  swiachen  ihm  nnd  der  Beklagten 
am  26.  2.  1891  vor  dem  Standeaamte  der  Stadt  Htlhlhansen  geschtoeaene 
Civilehe  ans  dem  alldnigen  Yenchnlden  der  Beklagten  dem  Bande  nach 
getrennt  and  diese  anm  Kosteueisatze  Temrteilt  werde,  wurde  vom  Qeriebte 
erster  Instana  abgewiesen. 

Tbatbestand.  Laut  Inhaltes  der  Klage  wurde  zwischen  den  Streit- 
tdlen  am  26.  3.  1891  *or  dem  Standeaamte  an  Hühlhansen  ^ne  (Svilehe 
geachloaseo.  Der  ElSger,  geboren  am  17. 3.  1867  und  znstSndig  nach  Lippe- 
Detmold,  wu  Bur  Zdt  der  E^ieaehlielanng  Proteatant,  während  die  am 
am  1.  11.  1812  geborene  Beklagte  nach  Trestendta  b«  Marburg  sustlndlg 
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tuid  Katholikin  war.  Zur  Zeit  der  Ebea^Uofttnig  war  in  Hflhlhaawn  der 
Code  Aopol^m  in  Qeltnng.  Aue  der  Ehe  da  ßtreitteUe  ent^iangen  drei 
Kinder,  von  denen  dnee  geetorben  igt  Die  Ehegatten  waren  je  anr  UilAe 
^gentflmer  der  N-RealitSt  in  Kartschowin  bei  Harburg,  weiche  den  letaton 
gemeinaameD  Wolindta  detaelben  bildete.  Als  nan  Kläger  in  Ansabang 
Kinea  Benifei  als  Schauapieler  und  RegiMenr  im  Hertwte  des  Jahrea  1900 
im  AoaUode  abweaend  war,  gab  sich  die  Beklagte  in  ehebrecherisclter  Wdia 
dem  C  hin  und  reretludigte  vcm  dieaem  Vor&lle  im  Febniar  dea  folgenden 
Jahre*  «cfariftlich  ihren  Gatten.  Ober  dieKlage  deaselben  wntde  aowobl 
die  Beklagte  als  anch  C  vom  Berirlugerichte  in  Harburg  dea  £hel»ucfaei 
Bchnldig  erkannt  und  remrteUt.  Da  der  Elhebruch  aowohi  nach  den  Be- 
etimronngen  de«  allg,  bürgerl.  Geeetxbncbea  als  aneb  nach  denen  di*  Code 
NapoUon  als  Trennnngegrund  anansehen  sei,  ateltt  Kltger  das  Begebren 
auf  Trennung  der  Ehe  ana  dem  Verschulden  der  Beklagten.  Da  die  über 
dieee  Klage  angeordneten  drei  VersOhnungaveraucbe  frachtloa  verliefen, 
wurde  genütfe  §  8  der  Verordnung  dea  Juatisministeriame  vom  9.  12.  1897, 
ROBl.  No.  28»  das  vorbereitende  Vetfahren  nach  §  24^,  Z.  2  C.P.O  an- 
geordnet und  am  30,  10.  1901  in  Gegenwart  des  inswischen  an%eetellten 
Verteidigers  des  Ebebandea  durcbgefübrt.  Dieses  Ver&faren  eigab,  dab 
folgende  thatsficb liehe  Bebanptnngen  der  Klage  nnbestritten  seien:  1.  daA 
die  Ehe  awischen  den  Streittmlen  thabAcblicb  am  26.  2.  1S91  vor  dem 
Standesamte  der  Stadt Mtlhlhausen  im  EleaTs  und  nur  Tor  demseiboi,  nicfat 
ancb  Tor  irgend  einem  Seelsoiger  erfolgte,  und  dab  das  letats  gemBinsame 
Domizil  der  Streitaacbe  in  N.  bei  Harbnrg  gewesen  sei;  2.  dafs  Klüger  aar 
Zdt  der  Eingehnng  der  Ehe  deutscher  Staatebörger  mit  der  Zuatludigkeat 
nach  Lippe-Detmold  und  evangelischer  Konfession,  die  Beklagte  hingegen 
Csterreichiache  StaatsbQrgerin ,  zast&ndig  nach  Treetemitz  bei  Marburg  und 
katholisch  war ,  dann ,  daTs  beide  Streitteile  die  Eonfeasion  seither  nicht  ge- 
wechselt, sondern  unverlüidert  beibehalten  haben;  8.  dars  die  Beklagte  Ende 
1900  oder  Anfang  1901  thateächlich  Ehebruch  begangen  bat.  —  In  rechtlicher 
Beziebnng  wurde  nur  die  formelle  Recbtsgültigkeit  und  der  aufrechte  Be- 
stand der  am  26.  2.  1891  im  Auslände  geschlossenen  Ehe  der  Streitteile  an- 
erkannt; bezDglich  der  Frage,  nach  welchem  Gesetze  die  Tramnng  dieser 
Ehe  EU  beurteilen  sei,  verbleibt  der  KlAger  dabei,  dafs  die  Trennung  nach 
g  37  a.  b.  G.B.  nach  auslündischem  Rechte,  somit  entweder  nach  dem  Code 
civtl  Sa^oUon  oder  nach  dem  neuen  dentachen  bQrgerl.  OeaetabDche  n  be- 
urteilen sei,  wHbrend  der  Verteidiger  des  Ehebandes  im  Sinne  des  g  33  und 
84  a.  b.  G.B.  hierauf  das  österreichiscbe  Becht  angewendet  wissen  will.  Der 
vom  Standesamte  der  Stadt  HUhlhansen  beschaffte  Bngisteransxug  beetitigt 
die  Uicbtigkeit  der  Festetellangeu  des  vorbereitenden  Verfahrens. 

Entscheidungsgrönde:  Bd  vorliegendem  Streitfalle,  in  dem  alle 
thatsäcblichen  Angaben  der  Klage  nicht  blois  vom  Verteidiger  des  Ebe- 
bandea cugegeben  werden ,  sondern  auch  urkundenm&TMg  erwieaen  sbd, 
handelt  es  sich  lediglich  um  folgende  iwd  Rechtsfragen,  1.  nach  welchem 
Rechte  ist  die  Frage  der  Trenuba^eit  der  Ehe  an  eotaeheiden?  2.  kann 
die  zwischen  den  Strdtttilcn  bestehende  Ehe  anf  Grund  der  als  bewiesen 
TOTÜegenden  Thatsachen    dem   Bande  nach  getrennt  werden  oder  nidttF 
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Di«  FngB  ad  1.  gtkXtt  aa  einer  d«r  baatrittawten  Vmgn  am  wog. 
intonntionalcn  Privatrecbli,  uf  du  neh  die  §g  4,  dun  28—39  k.  b.  G.B. 
begehen  und  ist  deahalb  ron  besonderei  und  entaetiddendcT  Wiehtigkdt, 
well  du  eventneu  In  Betracht  konunende  atulKndiaohe  ßseht  vom  Oater- 
rricbiseheii  Becht  wesentlich  abwucht  Denn  sowohl  nach  Art  227,  229  £ 
dea  Code  civil  NapoUt»,  der  nnbeetritteDeTmafsen  bli  1.  1.  1900  im  Reichi- 
laode  Elw&i  an  dem  Hflhlbaaaen  (Ort  der  EheecblieMn^]  gebBrt,  ((eltandea 
PriTatrecht  war,  wie  auch  nach  den  §g  1564-1567  beaw.  |  1565  dea  «eit 
1. 1.  1900  im  ganaen  Dentaahen  Reiche  geltenden  bürgerlichen  Geeetabacha,  in 
VarUndnng  mit  Art  17  de«  SinfflhnuigBgesetBea  dazn,  kann  die  Ehe  wegen 
Ehebruchei  eine*  Ehegatten  ohne  Unterschied  dea  QlaDbenabekenntnisMa,  dem 
die  Ehegatten  angehören,  geaehieden,  d.  h.  dem  Bande  nach  B(i%elSat 
werden,  wihrend  nach  §  111  dea  Saterr.  A3. G.B.  das  Band  öner  xwischen 
Katholiken  göltig  geachloasenen  Ehe  nnr  dnroh  den  Tod  des  einen  Eh«^tten 
gelCat  werden  kann.  Dab  nnn  die  Frage  der  Trennbarkeit  der  in  Bede 
etdienden  Ehe,  inaoeoweit  sie  Ton  einem  Österröchischen  Gerichte  la  ent- 
scheidra  ist,  nnr  nach  Osterreichiachem  Hechte  beurteilt  und  entschieden 
werden  darf,  wird  dnich  folgende  Erwlgtingen  begründet  Wenn  auch  der 
Worilant  dea  §  87  A^.O.B.  fBr  die  UOgUehküt  an  spieeben  aeheiDt,  die 
gegenatftndliohe  im  Aoslande  zwischen  AnaUndem  geachloaaene  Ehe  —  die 
bishin  ledige  Beklagte  wnrde  ja  im  Momente  der  Eheechliebong  sowohl 
nach  tMeneichisehem  ala  aneh  nach  dealachem  Bechte  AnslAndaiin  — 
nach  den  Gesetzen  dea  Ortes  xn  benrteilen,  an  dem  sie  geachlosien  wurde, 
also  nach  Mialftndiachem  Geeetie,  so  sagt  dem  entgegen  der  §  38  ilüd., 
dab  den  Fremden  Qberhaopt,  d.  h.  im  allgemeinen  gleiche  Bechte  und 
VerUndlicbkeiten  mit  den  angeborenen  ankommen,  nud  Ist  wraters  an  be- 
denken, dafs  die  Ehe  nicht  etwa  wie  wi  Kauf-  oder  Darlehnsrertrag  ein 
Bechtageschäft  streng  nnd  rün  priratrecbtlichen  Charakters  ist,  sondern  ein 
RecbstverhAltnis  begrtlndet,  in  dem  mch  privatiechtlielie  nnd  öfftotlich- 
rechtliche  Momente  vermischen,  was  z.  B.  ans  der  Eintölang  und  der  Lehre 
von  den  Ehehindemiasen  gana  klar  herrorleocbtet.  Nach  österreiehischem 
Rechte  sind  nnn  die  Ehen,  in  denen  zur  Zeit  der  Eheachliefsong  anch  nnr 
ein  Teil  Katholik  war,  ans  den  anfblge  Öffentlich -recbtlieher  HotiTe  anm 
Gesetze  erhobenen  GmndaVtaen  dea  katholischen  Kircbenrechtea  gegenflher 
den  Ehen  anderaglänbiger  Pereonen  derart  beeonders  behandelt,  dafs  es 
nach  den  Yorecbriften  der  §§  88  nnd  89  ibid.  vollkonunen  nnaulKssig  er- 
scheint, dafs  Ssterreichiscbe  Gerichte  (Ue  bezüglich  der  katholischen  Ehen 
beetehenden  inlttndiaoben  zwingenden  Verbotsgesetae  nur  anf  die  Ehen  von 
ästeneichischen  UtaatsbOrgem  nnd  ailenhUs  aneh  auf  Ehen  von  AnaUtndern, 
^  im  Inlande  abgesohloesen  wnrden,  anwenden,  üe  jedoch  auf  im  Auslande 
von  AuaUndem  geacblosaene  Eben  fllr  nicht  anwendbar  etklHren.  Aber 
andi  von  dieser,  mehr  theoretiachen  Gesetsesauslegang  abaebend  nnd  auf 
ptaktisobem  Wege  vorgebend,  kommt  man  au  keinem  anderen  Ergebnisse. 
Wfiide  man  nbnlioh  etwa  im  Sinne  dea  §  37  ibid.  das  ansllbidische  Becbt 
flr  anwendbar  eiUKren  nnd  demnach  etwa  die  Ehe  dem  Bande  nach  ISaen 
wollen,  SD  ist  es  klar,  dab  nach  g  111  ibid.  die  katholiaehe  Beklagte  in 
Österreieh  flborbanpt  keine  gOltige  zweite  Ehe  mehr  eingehen  könnte,  wihrend 
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dar  pnt»tMitiicb«  Kllgcr  in  (MsRÖek  rine  awAo  Eha  nadt  dem  Hof- 
dderat«  TOn  26.  &  1814,  J.OJ3.  No.  1099  aar  ndt  «an  tüektkaUwUtd« 
Fonon  oingebai  dflifte.  Übaidiei  dfiifta  dlMoa  {Mondehisdte  EhotrcBiiam»- 
niteil  mch  fltr  du  Gebiet  dee  Dentachsn  B«klie*  nach  den  BeetiBBOg« 
der  8§  660  nod  «1  der  deatKhen  CJ>.0.,  die  im  |  661  Terlugt,  dnb  die 
Oegenmitigkeit  verbtl^  mbi  mfime,  walinelimnUeli  nicht  TolbtrecUMt 
Min,  <U  nneh  §  81  Ab«.  8  der  Seteir.  Ei.0.  aadindieebe,  dm  PmoMn- 
Btuid  einei  Östareldien  betraffendmi  Gzekntionatitel  in  ÖetcReidt  nieU 
Tollatnekt  werden,  alio  die  Oegenuätigkeit  nicht  TerUtrgt  itt  Ei  mnb 
daher  aU  fMatehend  angenommen  werden,  d«ri  die  rorliegende  Ftage 
nach  «eteiraiehiKhem  Bechte  sn  ISaen  iat  Zur  Frage  ad  2.  Bbe^dtand, 
irt  unn  die  Fiage  der  TnnabaAeiC  oder  Nichttrennbaikeit  der  gegoMOnd- 
lichen  Ehe  im  §  111  A.B.O.B.  gnns  klar  TOmeinesd  entediiaden,  da  dim«c 
Puagiaph  hMHmmt!  „ebenao  onanfUelich  iat  daa  Band  der  Ehe,  wenn  aaek 
nar  dn  Teil  achon  xnr  Zeit  der  Eheaehlielnmg  der  kaäioliKban  Kirdw  n> 
getban  war." 

Daa  Bernfnugagericht  beatitügte  unter  Verwerfnng  dar  Bentfbnf 
dea  Kllgera  daa  enrtrichtoriiebe  UitmL 

EntacheidnngagrHnde:  Die  neallligiiin^  dea  entiichtecliehai  Urteil* 
erfolgte  an*  deaaen  ■aehgecattraer  Begiflndnng.  Daifiber,  dab  die  Frage, 
ob  auf  TOrKegandoi  Sechtehll  daa  Inllndiacha  oder  aoalindiaehe  Beeht  an- 
anwenden  Iat,  nnr  nach  fiaterreiehiscbem  Rechte  au  beurteUen  ond  *a  be- 
antwortmi  iat,  henscht  weder  nnter  den  Partrien,  noch  Überhaupt  in  der 
Theorie  oder  Prana  dar  Öateneictaiachen  Gerichte  ain  Zwöfcl.  Nnr  dann 
und  ioaowflit  daa  Sateneicliiacbe  Oeaetc  die  Anwendimg  fremden  Reebtca 
geatattet,  darf  dar  fiaterrüebiacbe  Bichter  daaaelbe  seiner  Entaeheidnng  an 
Gmsde  l^ea.  Daa  Oaterr.  allg.  bfirgeri.  Oeaetabnch  beatimmt  mm  im  §  33 
im  aJlgemönen,  dafa  den  Fremden  Sberhaapt  gl^ke  Bechte  nnd  Verbindlkli- 
keitm  mit  den  angeborenen  ankommen,  dafa  also  die  fieterrmehiachea  Prirat- 
rechtsnormen  Im  allgemeinen  auf  die  Einheimiaehen  nnd  Fremden  Anwandnng 
an  finden  haben.  Von  dieaw  allgemeinen  Begel  atatuiert  das  Saterr.  Oeaeta- 
baeh  in  dea  folgenden  Paragraphen  Ananahmen,  Ton  denen  j^m  dea  9  ^ 
Ol  den  Toriiegeaiden  Fall  ron  Wichtigkeit  enckeint,  w^  ea  nach  dem  Wort- 
latrte  dieaer  GeaetaeaBtelle  den  AnaeheiB  hat,  tia  ob  dieeer  Fall  nicht  aed 
öaterrdchisekem,  aondem  nach  fremdem  Reckte  an  beurteilen  ad.  Dem  iat 
jedoch  nicht  so;  denn,  wenn  ee  aaeh  richtig  iat,  dals  die  tod  den  beidea 
Streitteilen  am  28.  2.  1691  in  Hükibansen  im  Elaala  eingegangenen  Girilebe 
aowokl  nach  dem  damals  dort  geltenden  Recke  dee  Code  Napoläm  ala  aoch 
nach  dem  dennalen  geltenden  dentsehen  faOrgeriichen  Oeaetaboehe  als  eine  — 
ohne  ROckdeht  auf  daa  Glanbonabekenntnia  der  Ehoteile  —  trennhaie  Efao 
abgeachloaaen  wurde,  der  KUger  ^mmla  bereita  Analiadw  war  nad  dia  Be- 
klagte ea  dnrch  die  Ebcackliefking  wnide,  kann  van  d«  Anweadbciktit 
den  §  37  AB.Q.B.  hei  der  Entaeheidnng  aber  daa  Torllagende  Tnuna^a- 
begehren  dennoch  keine  Rede  aein.  Denn  die  in  dieaer  Oeeeteeaatelle  dos 
framden  Rechte  im  lulande  nnd  vor  inllndiachen  Oeriobten  ringeriaarta 
Qellang  eratreokt  sieh  aelbetverstindlloh  nnr  auf  rdn  privatiaehtHehe  Vcr- 
hUtaiaae  und  Normen,   nickt  aber  aaf  aolche,   welche  nagWeh  SffMfich- 
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feebtlieliflr  N*tiir  dnd  nnd  bei  deaen  dma  atafttUeha  IntereMa  in  Frage  kommt 
Zu  diwoi  letitereu  RechtsrerUllbiisaeti  gehSrt  vomebmlieh  die  Ehe  kl>  die 
Gmndkf^  der  Familie  tmd  dee  Staatee  selbaL  Ha  FnndamentalBata  des 
Ton  Boleliflii  Etffentlicli-rechÜictieD  Oeuchtepnnkten  beherrschteii  {Esterraicliiseheia 
£lierechts  irt  nnn  die  «tu  dem  kanonischen  Rechte  beiw.  der  katholischen 
ReHgion  entnommene  Bachtsnoim  dea  §  111  A.B.G-.B.,  welche  das  Band  der 
Ehe  strikte  fUr  naanflSalieh  eAlürt,  wemi  anch  nur  tia  Ttil  schon  cor  Zett  der 
geachlossenen  Ehe  der  katholischen  Beligion  aogethan  war.  Vom  Sl«nd- 
pnnkte  dieeee  OsteiTdohiecfaen  G^eietaes  wnrde  die  Trennung  einer  solehen 
Ehe  contra  bonos  tnore»  Teratoben  nnd  ist  hierin  die  Schranke  fSr  die  An- 
wendbariieit  des  g  87  A^O.B.  gelegen.  Aoeh  das  neue  deutsche  btlrgerliche 
Gesettbnch  steht  gerade  in  Ansehung  der  Sebödang  wie  der  Anfhebnng 
der  ehelichcai  Gtaneineehaft  auf  demselhen  titandpiuikte,  indon  es  in  Art.  17 
Abe.  2  £.G.  rerfHgt,  daTs  anf  selbe  anf  Qnmd  ünes  anslBndisehec  Gtesetiea 
im  Inlande  nttr  erkannt  werden  kann,  wenn  sowohl  nach  dem  anslindiscken 
als  nach  dem  deatscben  Qesetxe  die  Schridnng  ml&isig  sön  wtirde. 

Der  Berision  des  KIKgers  bat  der  oberste  Qericbtsbof  keine 
Folge  g^cben  nnd  da«  Urteil  des  Beiofnngsgeiichtes  nnter  Verweisang  auf 
die  Bbereinstimmeaiden,  dem  Qesetce  nnd  der  Sachlage  ent^treehenden  Grfinde 
der  beiden  nnteren  Instansen  bestUtigt. 


ExehtHonsbeteüUgvng  auf  Chund  mmdniscHer  Urteüe. 

Entscbeidnng  des  obersten  Geiichtsbofee,  10.  6.  1902,  Z.  8244. 

Der  BeschlnTs  des  ersten  Richters,  womit  der  Firma  A.  In  Slatina 
(RnmKnien)  wider  B.  in  Wien  cor  üereinbringiug  ihrer  Fordenmg  von 
5000  La  anf  Oroud  nmAnischer  Urtöle  die  Exekntion  bewilligt  worden 
war,  wnide  vom  Beknrsgerichte  infolge  Bekorses  des  Verpflichteten  be- 
stKtigt,  weil  nach  den  schon  vor  der  Wirksamkät  der  Exekntionsordoang 
im  Verfalltnisse  zwischen  östeireieb  nnd  dem  Königreiche  Bnm&men  ans- 
getanaehtea  imd  gebtSrig  knndgemachten  Ragienrngserklinuigen  (Jostii- 
ministerial-Verordatug  vom  27.  10.  1871,  B.G.BL  No.  131)  und  den  Ei^ 
llntemngen  hienn  (Jostikministerial-Erllase  vom  15.  6.  1874,  Z.  7966; 
26.  6.  18TS,  Z.  6512;  10.  8.  1875,  Z.  10670;  81.  12.  1883,  Z.  18218],  welche 
mit  der  Jostizministerial- Verordnung  vom  30.  12.  1897,  B.U-.B1.  No.  809  anf- 
reeht  erhalten  wiudmi,  bei  wiederholt  verbürgter  voller  Gegeusdligkeit  die 
VoTanawtzangen  des  g  80  Z.  1  und  2  Ei.O.  znr  Vollstreckung  von  Erkennt- 
nissen nnd  Entacheidongen  —  ohne  Aassohlols  der  VersKnmnisnrteile  —  kgL 
niminlseher  Gerichte  In  fS^l-,  Handels-,  See-  und  Wechselsaehen  in  öster- 
leieh,  nicht  erforderlich  waren,  —  l^ieran  aoch  lant  der  Hotire  mr  Exekaüons- 
ordnong,  S.  169,  170  dnrch  g  80  Z.  1  und  2  Ez.0.  nichts  ge&adert  wnide, 
da  selbetverttlndlicb  durch  StaatarertrSge  oder  durch  darfiber  erlaseene, 
gehSrlg  knudgemachte  Begierongserkltirangen  die  Votanasetningen  der  Voll- 
■treekong  aasländiseher  Exekntionstitel  im  Inlande,  von  der  VorKhiift  der 
98  60—88  abweichend  bestimmt  werden  kSnnen,  —  weil  ftnier,  abgeMhen 
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Uavw  a&  VoiaameUvagiu  dat  {  80  Z.  2  oad  3  ElO.  I 
UfCead«  Ürtol«  dw  DwtrikMribnwlM  m  01t  nw  «L  4.  1890  Nu.  U 
dBfeb  dao  KtogMutaMuagw  uiw  ei«  A  mtd  dnreh  die  TolfabwkniigdJMMl 
Mf  dam  aber  Oppontü»  {WiedcTaiiMetamg»b<igdii«i)  dn  B^igtai  wid«r 
diflSM  UrtaU  aeicmeatai  XJtttii»  denelbon  Gmefat«  Tom  23. 12.  ISM  No.  9S, 
woflnt  die  Oppovtioii  abgewieaen  nnd  da«  tJrtal  Tom  6.  4.  1899  No.  15  »•■ 
difieküeh  mubtebt  arbaltai  wntd«,  Mwi«  durch  du  Zeagma  D  maigawiaMn, 
▼om  Beklagten  ini  Bekinae  nicht  boBonden  aiigefochtei)  Kiid,  ~-  weit 
«sdtich  Beklagt«  die  Unnutiiidigk^  de*  DistrikMriboiMle«  m  Ott  in  keinei 
der  Verhuidhitigen  Tom  6.  4.  nnd  23.  12.  1S99  eingewaidet,  TiehndiT  b 
■einer  Oppo«tion  C  wider  du  Eikenntni*  Nol  15/1899,  woiflliCT  die  Stnit- 
euhe  riner  nmfiTncIrti  Veriiandttnig  nntenog«D  wmde,  die  Kompetm 
jenes  Geriehts  anerkannt  hat,  und  weil  die  yoiansaetnng  dea  g  80  Z.  1  Bi.0. 
aaeh  dadurch  gegeben  ist,  daTa  die  fragücbe  Stratiaehe,  b«i  wdch«  ea  ädt 
laut  der  Torli^enden  Erkenntniwe  tun  den  Sehadenenabanqnneh  der  PTiiai 
A.  vegen  NichterflUlang  (der  löefenrng  Ton  Rbif  Waggon«  Been  nach 
Slatina)  in  dieMm  ErfBllnugMMrte  wiUai»  des  Beklagten  gebandelt  bat,  im 
BinUieke  aof  die  im  Zeagnive  B  bestUigte  «i  ig— ■■■■'■"  gi»»a»uligt»i«»»»»wtii«* 
ftr  itie  Kreiageriehte  in  Bnminien  (A.  54  C.P.O.  nnd  889  H.O.B.)  aoeh  nad 
Habgabe  der  hierlande  geltenden  Bcntünmongen  (§  101,  104'2  and  im  all- 
geneinen  anefa  g  8S  J.N-)  bei  dnem  Kiuigerichte  in  Bnminien  anhtngig 
gemacht  werden  konnte. 

Der  oberste  aeriehtshof  hat  dem  RenBonerekniae  des  Ver- 
pflichteten köne  Folge  gegeben  und  den  Besehlab  des  Bakmiigerichts  be- 
■titigt. 

Begründung:  Zonachst  steht  anber  Zweifel,  dab  im  Sinne  des 
5  79  Ex.O.  zufolge  der  Terordnang  des  JnstisministerinDis  Tom  30.  9  1897, 
R.O.BL  No.  809  reap.  vom  29.  9.  1900,  B.Q.B1.  No.  169  Bominien  gegenfiber 
die  Qegenseitigkät  buUgUcb  der  VolUtreckbarkeit  der  wechselseitigen  Urteile 
Ceststeht.  Letztere  Verordnongen  enthalten  anch  im  Sinne  des  §  84  Ex.0. 
keine  Abtndenuigen  der  Beetimmnngen  der  §§  79—63  Ez.O.  —  Dab  letatere 
Bcstimmnngen  dn  Bindemis  gegen  die  VoUsireckbarkeit  der  roriiegenden 
rumKniachen  Urteile  enthalten ,  wird  unr  in  Ansehung  der  Zostlndigkeit  des 
rnmlnischen  Gerichts  mr  FUlnng  der  g<gencrtindHehen  Urtüle  behauptet 
(§  80  Z.  1  Ex.0.).  Hieinach  ist  allerdings  die  ZoatindigkeitsfTage  nadi 
inliudischen  Gesetcen  zu  beurteilen.  IKe  Zuständigkeitsfrage  dea  mmlniachen 
Gerichts  steht  jedoch  anber  Zweifel,  wenn  erwogen  wird,  dab  das  am 
23.  12.  1890  erfloasene,  das  UrteU  Tom  6.  4.  1899  aafrecbt  haltende  Urtefl 
nach  nenar  Verhandltuig  in  der  Hauptsache  und  WOrdigiing  der  Yor. 
bringungen  beider  Teile  in  der  Sache  seibat  erfiossen  is^  and  der  Beklagte 
in  dieaem  Vesfthren  nicht  nur  die  Unznatindigkeit  des  rnmlnischen  Gerichts- 
hofes in  Olt  nicht  eingewendet,  sondern  durch  seine  Erklärung  vom  1.  6.  1899 
der  Zustindigkeit  desselben  in  nnswadentiger  Weise  üch  unterworfen  bat, 
wonach  das  rumBnische  Gericht  anch  mangela  ünes  anderen  ZnatKudigkäts- 
grundes  schon  nach  g  104  Abs.  3  J.N.  austindig  geworden  wlre. 
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JSr  Än^rüehe  emer  Bäuerin  gegen  emm  m  Österrev^  woÄ»- 
haflen  österreieher  ows  der  m  Bauern  erfolgten  Zeugung  eines 
aufsereheliehen  Kindes  ist  Osterreiehisehea  Beeht  mafsgebend. 

EDtschädnng  dai  obenton  Gerichtshofes  28.  7.  1902  (Z.  7282.) 

Beklagter  befand  sicli  im  NoTember  und  Desember  1900  sn  vorOber- 
gehendem  Aufenthalte  in  Mnndien.  WAhrend  diesea  Aufenthaltes  lernte 
er  die  ledige  Klftgerin  kennen  and  trat  in  der  iweiten  Hilfte  des  November 
1900  in  ihr  in  die  iotinuten  geBchlechtlichen  Besiehangen.  Kl&geiin  gebar 
am  25.  8. 1901  ein  Kind,  welches  am  6. 11.  1901  starb,  und  als  dessen  Vater 
sie  den  Beklagten  beieiehnet,  welcher,  ohne  diese  Täterschaft  anmerkennen, 
den  geschlechtlichen  Verkehr  mit  der  Mntt«r  sn  obiger  Zeit  angiebt. 
Kltgerin  behauptet,  vom  Beklagten  verfährt  worden  m  sein.  Beklagter 
beatreitet  die«.  KlSgerin  stellte  sich  in  der  Klage  anf  den  Standpunkt 
des  Vsterr.  allg.  bfirgerL  OesetsbnchA.  Bei  der  mfindlichen  Verhandlnog 
inderte  sie  ihren  Rechtsgtandpiinkt  und  verlangte  die  Anwendung  des 
bnrgeilichen  Bschtes  des  Deutschen  Reiches ,  weil  sie  ha}>erische  Staats- 
angehörige sei  und  der  Vorfall  in  Hfinchen  sich  abspielte.  Beklagter  da- 
ff^en  behauptet,  daTs  das  Österreichische  Hecht  ancnwenden  sei;  er  ist 
Österreicher.  Die  Klägerin  verlangte  390  K.  64  H.  fUr  Verpflegung  und 
Xieichenkosten  des  Kindes,  Entbindungskosten ,  Ersatc  des  ihr  durch  die 
Schwangerschaft  entgangenen  Verdienstes,  Unterbaltskoaten  fSr  6  Wochen 
nach  der  Entbindnng. 

Das  Prosefsgericht  sprach  der  Klägerin  einen  Betrag  von  808  K. 
A4  H.  samt  Zinsen  nnd  Prozefskosten  in,  wies  dieselbe  jedoch  mit  dem 
Hehrbegehren  ab. 

EntscheidnngsgrQnde:  „Nach  dem  Zugest&ndnisse  des  Beklagten 
fiber  die  Zeit  der  Beiwohnnng  mit  der  Kindesmntter  mufi  derselbe  recht- 
lich als  anfserehelicher  Vater  des  von  dieser  geborenen  Kindes  angesehen 
werden.  Für  die  Beurteilung  dieser  Frage  und  der  sich  daraus  ergebenden 
Alimentationspflicht  ist  das  Osterreichische  Becht  maTsgebend,  wonach  sich 

die  Unterhaltspflicht   nach  den  Verhältnissen  des  Vaters  richtet 

Das  Gericht  hielt  einen  monatlichen  Unterhaltsbetrag  von  15  K.  als 
angemessen,  und  sprach  daher  der  Klftgerin  an  Unterhaltskosten  fftr 
das  Kind  86  K.  zu  für  die  ganse  Lebenszmt  desselben.  Weiter  wurde  ihr 
der  vom  Beklagten  anerkannte  Betrag  von  9  K.  84  fl.  als  Ersats  der 
Leichenkosten  des  Kindes  zuerkannt.  Zur  Entscheidung  über  die  weiteren 
Ansprüche  der  Klftgerin  mnfste  inenrt  über  das  ananwendende  Becht  ent- 
schieden werden.  Nach  Österreichischem  Rechte  würden  der  Klftgerin  diese 
Ansprüche  sicherlich  nicht  lustehen,  weil  Klftgerin  mne  Verführung  nicht 
bewiesen  hat.  Anders  nach  dem  Bechte  des  Deutschen  Reiches ,  dessen 
S  1715  B.G.B.  ohne  Rücksicht  anf  die  Vorgftnge  bei  der  Enengung  eines 
Kindes  der  aufsereheliehen  Hutter  bestimmte  Ansprücbe  gegen  den  Vater 
dnriomt.  Welches  Recht  hier  Anwendung  zu  finden  habe,  ist  von  Amts 
wegen  ni  prüfen.    Die  Frage  ist  für  den  vorliegenden  Fall  im  Osterr.  allg. 
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blirgeri.  GeHblmche  nicht  gelBat.  Nmch  den  in  diMon  GcMtaboebe  fär 
dift  EatadMidBng  von  Fragen  de«  intenationftlan  PHr^lnehtM  i»  allge- 
meinen angewaiidten  Qnindflitaen  aber  und  nach  den  nstftiUehen  B«ekto- 
gnindsttien  viid  t&t  Obligationen  nnd  Delikte  du  Becbt  des  bitatetumgi- 
od«T  Erffillnng»-  bexw.  Begehnngaortes  entacheidend  sdn,  daheo;  aneb  für 
die  Anaprflche  der  Oeachwlngerten  ans  dem  anläereheUdien  BdarhUfe. 
Ea  iat  dies  anch  deneit  benscbende  Lehre  (vgl.  neneatena  Kobler:  Ein- 
flhnmg  in  die  Reehtowiaaenacbaft,  1902,  S.  201X  Anf  den  ToiUegaidai 
Fall  wild  daher  daa  Recht  dea  Deatacben  Beicbea  in  Anvendnog  n 
kommen  haben,  woran  aneb  die  ScblnCibeatimmnng  dea  Art.  21  dea  fiot- 
Qtm.  com  dentaehen  B&rgeil.  O.B.  nichts  indem  kann,  weil  anch  nach 
diesem  Artikel  im  Dentaeboi  Beiehe  Anal&nder  principiell  nicht  ■cbleebter 
als  lolinder  bebaodelt  werden,  und  die  Anwendung  der  nach  dem  be- 
Bfflchneten  Schlnfuatse  etwa  mttglicben  materiellen  Eeciprocitit  der  Be- 
gierung  nnd  nicht  dem  Bichter  mgteben  würde.  Nach  dem  lehon  beräglick 
der  peraCnlichen  Anspräche  der  Kindeemntter  g^^  den  anfterehelicfaea 
Blindeavater  in  Anwendung  in  bringenden  §  1715  dea  dentacJien  Börgeii 
G.B.  stehen  der  Elkgerin  in  die  Eoaten  der  Entbindong,  welche  beiSglieh 
ihrer  riffermibigen  HDhe  vom  Beklagten  nicht  beatritten  worden  nnd 
Sbrigena  angemeaaen  erscheinen,  die  Kosten  des  Unterhaltes  fni  die  erstes 
aeelu  Wochen  nach  der  Entbindong ,  welche  in  der  Hebe  von  2  Mk.  für 
den  Tag  als  angemessen  betrachtet  werden  mBseen,  ond  der  dnrch  die  £in- 
Temehninng  dea  seineneitigen  Dienstgebera  der  Kligerin  als  Zeugen  mit 
100  Uk.  —  120  K.  ermittelte  Verdienstentgang  derselben  vor  der  Entttio- 
dong,  weil  nach  Angabe  dieses  Zengen  die  Entlaasong  der  Kligerin  ant 
diesem  Dienste  nor  infolge  ihrer  Schwangeiachaft  erfolgte,  und  dieaer  Ver- 
last eich  als  eine  Aufwendung  darstellt,  welche  infolge  der  Schwanger- 
schaft notwendig  wurde.  Durch  die  Snmmieiung  aller  dieser  fSr  geracht- 
fertigt  erkannten  Anspiflche  der  Kligerin  ergab  sich  der  ihr  auerkamite 
Betrag.    Hit  dem  Hehianapruche  war  dieselbe  absnweisen." 

Gegen  das  entrichterliche  Urteil,  insoweit  mit  demselben  der  KUgeiin 
42  K.  als  Entbindungskosten,  120  K.  als  Ersatt  des  Terdienatentgaagei 
während  der  Schwangerschaft  und  100  K.  80  H.  an  Kosten  des  Unteihaltai 
fOr  die  ersten  sechs  Wochen  nach  der  Entbindung  sngesprochen  wurden, 
hat  Beklagter  die  Berufung  ergriffen  und  die  Abinderang  de*  angefeeb- 
tenen  Urteilea  dahin  beantragt,  dab  das  Klagebegehien  im  Umfange  ia 
Berufung  abgewiesen  werde,  weil  die  Brarteiinng  der  Sache  nach  Ost«t- 
reichischem  Bechte  nnd  nicht  nach  den  Grundsktsen  dea  Bfirgerlieheii 
G«eetsbnches  fOr  das  Deatsche  Beicb  an  erfolgen  bitte. 

Daa  Beiufungsgericht  gab  der  Beminng  Folge  und  inderte  dsi 
ersfaricbterliche  Urteil,  welches  in  den  unangefochtenen  Punkten  nnbeidliil 
blieb,  dahin  ab,  dab  es  das  Klagebegehren,  soweit  dasselbe  den  Betn; 
von  4fi  K.  84  H.  samt  Zinsen  fibersteigt,  abwies. 

Entscheidnngsgrfinde:  „^as  Berufungsgericht  hat  bei  Ubo- 
prflfuDg  des  vorliegenden  Erkenntnisses  die  Berafnng  als  b^rGndet  er- 
achtet.  Eligerin  leitete  im  Zuge  der  mfludlichen  Stoeitvei4uu>dlang  ihn 
strittigen  Ansprache  ans  der  Vorschrift  des  J  171$  Abs.  1  dea  BbgerL 
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&3.  Ar  dM  DeatBcho  B«ich  mb,  dermAilg«  der  Vater  verpflichtet  iat,  der 
Mnttar  die  Kosten  der  Entbindong,  «owie  die  Körten  det  Unterhaltea  fttt 
die  ersten  gechs  Wochen  nach  der  Entbindnng  und,  folls  iulolge  der 
Schwangerschaft  oder  der  Entbindnng  weitere  Änfwendnngen  notwendig 
weiden,  auch  die  dadurch  entstehenden  Kosten  m  ersetzen.  In  thataftch- 
licher  Beziehung  ist  nubeetritten,  dafs  die  Beiwohnnng  in  Hfinchen  statt- 
fand, und  dal«  die  Kindesmntter  deutsche  BeichsAngehOiige  ist;  eine  Vei- 
fnhnuig  der  letiteren  liegt  nach  den  FeetsteUnngen  des  Erstrichten  nicht 
ror.  Die  Vorinatam  h>t  mit  Recht  hervorgehoben,  da(e  in  den  poeitiven 
Bestimmungen  des  Österreichischen  allgem,  bflrgeiL  Oesetabnches  eine 
KoUisionsnorm  für  den  Streit&U  nicht  enthalten  sei.  Namentlich  wftre  es 
durchans  verfehlt,  im  Hinblicke  auf  den  im  Art.  21  des  £in£Oee.  Eum 
deutschen  Bü^erL  QJB.  niedergelegten  Qmndsati,  wonach  die  Pflicht  des 
Vaters  zum  Ersätze  der  Kosten  der  Schwangerschaft,  der  Entbindnng  und 
des  Unterhaltes  an  die  Mutter  nach  den  Qesetien  des  Staates  bearteilt 
wird,  dem  die  Hatter  zur  Zdt  der  Gebnrt  des  Kindes  angebOrt,  das  Se- 
tormonsprincip  des  g  8S  a.  b.  G.B.  zur  Anwendung  zu  bringea  Denn 
wenn  «ach  in  Kraft  der  belogenen  Einffihrungsnorm  den  österreicherinneii 
vor  den  Oerichten  des  Dentschen  Reiches  die  aus  der  Bestimmung  des 
g  I7I5  B.  G-.B.  entspringenden  Beftignisse  zu  versagen  sind,  so  liegt  doch 
der  Grund  einer  solchen  ungünstigeren  Behandlangsweise  nicht  in  einer 
ZarQcksetzung  der  hierländischen  Staatsangehörigen,  sondern  lediglich  in 
den  GmndeBtBen  des  im  Deutschen  Reiche  in  dem  onterstellten  Ktdlitions- 
faUe  als  anwendbar  erklirten  heimischen  Rechtes.  Die  Gesichtsponkte, 
von  denen  der  Erstrichter  bei  Benrteilnng  der  Frage  geleitet  war,  nach 
welchem  Örtlichen  Rechte  die  Entscheidung  der  Streitsache  sn  erfolgen 
habe,  vermochte  das  Bemfiingsgericht  nicht  zu  teilen.  Vor  allem  ist  die 
Annahme  rechtsirrtSmlich,  dafs  der  durch  die  Bestimmong  des  9  1715 
Bflrgert.  G.B.  der  Hutter  gewährte  Anspruch  deliktischer  Natur  sei;  im 
O^enteile  ergiebt  sich  dessen  familienTechtUcher  Charakter  schon  ans  der 
systematischen  Stellung  der  Gesetzeastelle,  zumal  bei  vergleichsweiser 
Heranziehung  der  gg  825  nnd  847  Abs.  2  cit.  —  Ist  doch  jener  Anspruch 
der  Mntter  keineswegs  etwa  in  Approbation  ihres  Ngenen  Interesses,  das 
eben  nicht  als  schntzwfiidig  anerkannt  wurde,  sondern  lediglich  aus 
billiger  Fürso^e  f&r  die  in  der  ersten  Lebenszeit  besonders  gefSiirdete 
Existenz  des  Kindes  beigelegt,  und  hiermit  um  des  Kindes  willen  eine 
Befleiwirkuiig  des  Kindesrechts  auf  die  Intereasensphftre  der  Hutter  zu 
etner  setbstkndigen  Befugnis  der  letzteren  ausgestaltet  worden  (Hot  IV, 
907;  Prot.  IV,  685  ff.,  808  S. ;  Denkschr.  241  f.).  AUerdings  Iftbt  sich  nicht 
verkennen,  dals  der  Site  des  strittigen  RechtsverhUtnisses  im  Anstände 
gelegen  sei,  nnd  dafs  deshalb  das  Prozelsgericht  sich  der  Aufgabe  nicht 
entscblagen  kann,  die  einsehlftgige  materiellrechtliche  Norm  des  fremden 
Beebtes  in  Betracht  an  ziehen.  Ob  aber  der  Inlandsrichter  dieselbe  auch 
antuwenden  habe,  hingt  indessen  nach  den  GrondsAtzen  des  modernen 
internationalen  Rechtes  noch  von  einem  anderweitigen  Momente  ab.  Die 
Begel,  dafs  die  Anvendang  elnea  ausw&rtigen  Gesetzes  ausgeschlossen  ist, 
wenn  die  Anwendung  gegen  den  Zweck  eines  inl&ndischen  Gesetze«  ver- 


^12  Bachtipraeha^. 

stoben  wflrde  (Art  SO  dea  Knf.Oes.  mm  Bflrg«rL  03.,  deron  Atuflnli 
Art.  21  in  f.  bildet),  enthUt  nicht  bloh  ein«  dem  dentachen  btrgerliehcB 
Rechte  tigentfimliehe  KaUiaionBnoTiii,  sondern  cngleich  einen  Recbtwati. 
deaaen  internaäonale  Bedeutting  anf  aeiner  inneren  Folgerictitigkeät  be- 
lubL  Die  Hegel  «eiat  den  Bicbter  im  Veiglüchimg  der  fnr  den  Stiät- 
hü  beraniaaiehendim  Norm  dea  analAndiacben  Bechtea  mit  der  lex  fori 
mn;  ea  aoll  geprSft  werden,  ob  nicht  etwa  die  letztere  TennO^  ibrM  im- 
manenten Zweckgedankeua  mr  aueschlierslichen  Anwendnng  durch  da 
Inlmndaricliter  gebracht  aein  will.  Ergiebt  die  BeohtaTeigleichnng  einen 
sollen  Gegenaati  der  kollidierenden  Statuten  in  Anaebnng  ihrer  l^is- 
laliven  Zweckmomeute,  daTa  das  Aualandageaeta  mit  der  rechtapolitiacheii 
Tendens  der  lex  fori  unvereinbar  eracheint,  dann  hat  eben  der  Prozela- 
lichter  nach  den  Normen  aeinea  Staatee  in  enUcheiden,  einerlcd,  ob  die 
Aualandaatatut  gegen  ein  inl&ndiacbes  Prohibitirgeseti  veratfifst,  oder  ob 
eine  so  geartete  Kolliaion  nicht  verhanden  iat  Was  nun  das  Inland^peeeti 
dea  Streit&llea  anlangt,  ao  hat  das  Oeterreichiache  Privatrecht  den  fiit- 
sch&dignngaanapmch  der  Mutter  deahalb  anf  den  Fall  der  Verführung  be- 
schränkt (§  1328  a.  b.  O.B.).  weil  dasaelbe  von  vomherein  der  Oefakr 
einer  mirabrtuchlichen  Auabeutang  des  Anspruches  beg^nen  wollte,  welche 
dann  besondere  nahe  Iftge,  wenn  der  Thatbeatand  des  subjektiven  Becht« 
lediglich  auf  das  Moment  der  Geburt  eines  aufaerehelichen  Kindes  ab- 
gestellt worden  wftre  (Oftier:  Urentwurf  II,  19&}.  In  der  unverkennbann 
Absicht  der  österreichischen  Gesetagebung,  derlei  Auswüchse  dea  Bechts- 
lebena  gai  nicht  aufkommen  au  lassen,  erblickt  das  Berufungsgericht  eine 
positive  Schranke,  welche  der  Anwendbarkeit  des  auf  wesentlich  abweichen- 
den Geeichtapunkten  beruhenden  Aualandagesetxes  im  Wege  steht' 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  der  Bevisioo  der  Klägerin  keine 
Folge  gegeben. 

Entacbeidungsgründe:  „Wenn  das  Bemfangsgericht  bei  Beur- 
teilung der  Frage,  ob  Beklagter  auch  noch  verpflichtet  sei,  der  Kl&gexin 
die  Entbindungakosten  und  den  ihr  infolge  der  Schwangerschaft  ent- 
gangenen Verdienst  zu  ersetzen,  entgegen  der  ersten  Instans,  welche  die 
einachlBgigen  Bestimmungen  des  dcutachen  Bürgerlichen  Gresetabuchee  aaf 
den  vorliegenden  Fall  angewendet  hat,  von  der  Bestimmung  des  §  1328 
a.  b.  G.B.  ausgegangen  ist  nnd,  da  eine  Verffihmng  nicht  vorlag,  da 
diesfftlligen  Anspruch  abgewiesen  hat,  so  lUat  diese  Entscheidung  eine 
unrichtige  rechtliche  Beurteilung  des  Streithlles  nicht  erkennen.  Denn 
der  im  Auslände  gepflogene  aufsereheliche  Geschlechtsverkehr  des  Be- 
klagten mit  der  Klägerin  Iftlst  sich  keineswege  als  ein  Kechtsgeacbift  im 
ginne  des  §  37  a.  b.  O.B.  qualifizieren,  sondern  eracheint  nur  als  Tbit- 
sAche,  deren  rechtliche  Folgen  im  g  1828  a.  b.  G.B.  festgesetzt  sind.  Diese 
Bestimmung  ist  aber  für  den  vorliegenden  Fall  mafsgebend,  da  der 
im  Inlande  wohnhafte  Beklagte  als  lulftnder  nach  §  4  a.  b.  G.B.  den  Be- 
stimmungen dea  allgem.  bCrgerlichen  Gesetzbuches  untersteht,  das  Ur- 
teil im  Inlande  von  Wirkung  sein  soll  nnd  nach  g  33  a.  b.  O.B.  BOs- 
w&rtigen  Staatsangehörigen  nicht  mehr  Bechte  inatehen  ala  den  eia- 
heimischen.    FQr  die  rechtliche  Beurteilung  des  vorliegenden  Anspruchet 


eiBchdnt  deumftch  der  Ort  der  Beiwohntuig  belan^oB.    Hiernach  war  di« 
lediglich  «af  §  503  Z.  4  CF.O.  geatfititfl  Berlsioii  mTficksaweiaen." 


ÜhgüUigkeitserldäntHg  einer  von  Österreidtem  m  DeutsuMand 
gescMossenen  Ehe  wegen  Ehehrwehea. 

Urtrile    dea  Ludgerichte  Wien  8.  6.  1901,   des  OberlMide^eriehts  Wien 
27.  9.  ISOl,  dea  oberatan  Gerichtahofea  3.  12.  1901  (Z.  1B322). 

Der  Scfariftaetaer  Fmu  A.,  wohnhaft  in  Frankfart  a.  H.,  Osterrtielu- 
■eher  StaataangebSriger  und  Katholik,  hatte  am  20.  11.  1899  vor  dem 
Standesbeamten  in  Frankfart  die  Ehe  mit  Anna  geb.  C.  geachloaien,  nach- 
dem seine  erste,  im  Jahre  1887  ebenfalla  in  Frankfurt  mit  Marie  D.  ge- 
Rchloesene  Ehe  durch  Urteil  des  Landgerichts  zu  Frankfiirt  vom  7.  4.  1898 
geschieden  war.  In  den  drei  Inatanien  wurde  fl  herein  stimmend  die  iweite 
Ehe  anf  Omnd  des  §  67  *.  b.  Q.B.  >)  fBr  ungültig  erklirt,  weil  die  Ehegatten 
Tor  der  Scheidung  der  ersten  Ehe  des  A.  miteinander  Ehebrnch  begangen 
hatten,  was  anter  anderem  durch  die  in  dem  vorhergegangenen  Ehesebei. 
dangsprocefa  vor  dem  Landgericht  Frankfurt  gemachten  eidlichen  Erklft- 
rongen  der  jetzigen  Frau  A.  (Anna  B.,  geb.  C).  also  tot  Eiugehnng  der 
neuen  Ehe  bewiesen  worden  sei.  Die  Grfinde  des  Urteils  erster  Instana 
ffihren  ans: 

,DeT  Ehe  swiachen  Fiana  A.  und  Anna  verwitweten  B.  steht  das 
Ehebindemia  des  §  67  a.  b.  Q.B.  entgegen;  denn  cnr  Zeit  des  Abscblnasea 
dieser  Ehe  war  bereits  der  Beweis  des  Ehebruches  erbracht,  welchen 
diese  beiden  znr  Zeit  des  Bestandes  der  eisten  Ehe  des  Franc  A.  mit 
Marie  geboreneu  D.  begangen  haben.  Dieser  Beweis  ergiebt  sieb  ana 
den  Verbandlungsakten  Ober  den  beim  Kgl.  Landgerichte  in  Frankfort  a.  M, 
anhängig  gemachten  Streit  fiber  die  Trennung  der  ersten  Ehe  des  Franz 
A.  und  aus  den  dem  Trennongsnrteile  des  letcteren  Gerichtes  vom  7.  4. 
1898  beigegebenen  Entscbeidangegrflnden.  Für  das  Inland  kommt  awar 
diesem  Urteile,  welches  den  Person enstand  Österreichischer  StaataangehCriget 
betrifft,  keine  Bechtakraft  cu;  noch  weniger  rnnfste  dieses  Gericht  jene 
Thataacheu  als  wahr  anerkennen,  welche  das  auslAndiacbe  Gericht  als  be- 
wieaen  erachtete.  Der  Zasammenhalt  dea  ProtokoUes  tiber  die  «dlicbe 
Zengenanaaage  der  Anna  B.,  welche  am  7.  4.  1898  vor  dem  Kgl.  Land- 
gerichte in  Frankfurt  a.  M.  abgegeben  wurde,  mit  den  Angaben,  welche 
sowohl  Franz  A.  ale  auch  Anna  A.  in  dem  Verfahren  wegen  Legitimations- 
Torscbreibnng  ihrer  Kinder  und  in  diesem  Verfahren  gemacht  haben,  ver- 
schafften aber  dem  Gerichtehofe  die  Oberaeugnug,  daTs  die  Thatsacbe  des 
Ehebruches,  welche  das  Kgl.  Landgericht  in  Frankfurt  a.  H.  als  bewiesen 


1)  nEine  Ehe  zwischen  iwei  Personen,  die  miteinander  einen  Ehe- 
bruch oegana^  haben,  ist  ungültig.  Der  Ehebruch  mufs  aber  vor  der  ge- 
schlosaenen  ^e  bewiesen  sein." 


4{t4  Becliti|n«^atig. 

•nnaluii,  ftoch  thfttaiebtieh  bewteMn  ir*r.  Dm  BOigerlicke  Oeeetibsdi 
verluigt  aber  nur,  dA&  dar  Beweis  des  EhebrnChea  tot  Abedilnb  in 
Bweiten  Ehe  bereite  hergeitellt  war,  nicht  auch,  dafs  dieMr  Beweis  vor 
einem  inlftudiKhea  Gerichte  erbracht  sein  mnAte.  Db  somit  die  Un^tig- 
keit  der  nutenuchten  Ehe  feststand,  war  kein  Anlafs  gegeben,  in  pififtn, 
oh  noch  ein  weiteres  Ehehindemis,  jenes  nach  §  62  beiiehnnga weise  §  111 
a.  b.  O-.B^  dieser  Ehe  eutgegemtand.  Das  durchgefShrte  YerfiihTen  itiAt 
■war  hin,  nm  sn  sagen,  anch  dieses  Hindernis  habe  bestandoi,  wofern  die 
erste  Gattin  des  Fraui  A^  nameni  Marie,  am  20.  II.  lSd9,  das  ist  am  Tage, 
an  welchem  Frans  A.  die  iweite  Ehe  Hchlors,  noch  am  Leben  war.  Haeb 
§  111  a.  b.  G.B.  w«T  die  erste  Ehe  des  A.  nur  dnrch  den  Tod  oiwi  der 
Gatten  ISsbar;  als  Österreicher  nnd  als  Katholik  hatte  A.  nach  g  4  ^  ^ 
G.B.  nicht  die  Fihigkrit,  bei  Lebseiten  der  ersten  Gattin  eine  swcäte  Qe 
■n  scblielsen.  Das  anslindisehe  Trennangsurteil  reimoebte  ihm  diew 
F&higkeit  nicht  su  versehaffen,  da  letstere  ansscliliefslieh  nach  den  fister- 
reicbischen  Gesetsen  sn  benrteilen  ist.  Becfiglicb  des  Lebens  der  Marie 
A..  geborenen  D.,  an  dem  entscheidenden  Tage  besteht  aber  nach  den  &• 
gebnissen  des  7erbhrens  nnr  eine  Vennntong,  keine  Gewifabeit  Das  Ge- 
richt w&re  kaum  in  der  Lage  gew  -—m,  sich  Gewi  fsheit  zu  verschaffen,  er- 
achtete aber,  dafs  es  mm  Abschlnsse  des  Verfahrens  dieser  Gewilshdt 
nicht  bedflrfe,  weil  die  Ungfiltigkeit  der  Ehe  ans  dem  anderen  Grunde 
schiHi  feststand." 

Ana  den  Gründen  des  sweiten  urteile  ist  in  entnehmen: 
.  .  .  Aber  auch  der  Bemfungsgmnd ,  daTs  das  Ehehindemia  nach 
§  67  a.  b.  G.B.  nnr  dnrch  den  Anssprach  einer  inl&ndiaahen  Be- 
hftrde,  beiw,  dafs  dnrch  den  von  einem  analindischen  Gerichte  geffihrteo 
Bewein  eines  vor  der  Ehe  begangeneu  Ehebruches  den  Erfordemisaen  des 
§  67  a.  b.  G.B.  nicht  entsprochen  werden  kOnne,  erschien  dem  Bemfiinga- 
geriohte  geaetsHch  nicht  gerechtfertigt.  Der  g  67  a.  b.  Q.B.  verlangt,  dab 
der  Ehebrach  vor  der  geaohloeseneu  Ehe  bewiesen  sei.  Es  genOgt  daka 
allerdings  nicht  das  blofie  Vorhandensein  von  Beweismitteln  tür  den  Ehe- 
bruch Tor  der  Eheechliefsnng,  aonden  es  mnfs  vor  diesem  Zeitpunkte  eü 
dieabesflglicher  Beweis  vor  dner  hiercn  berufenen  Behörde  thata&chlich, 
nnd  Ewar  mit  Erfolg,  darebgefBhrt  worden  sein.  Das  Qeseti  beschrinkt 
sich  jedoch  auf  dieses  Erfordemia,  and  es  wird  nirgends  statuiert,  daT* 
dinse  Beweisfflbrung  vor  einer  inländischen  BehHrde  erfolgen  mOise-  Dai 
Gesets,  welches  den  Eben,  ^e  aus  ehebrecherischen  Verhiltnissen  ent- 
standen sind,  gewifs  keinen  besonderen  Schnta  angedeihen  lassen  wolltft 
hat  lediglich,  am  bei  bereits  bestehenden  Ehen  negatorischen  Anfechtangen 
sn  begegnen,  bestimmt,  dafs  der  Ehebruch  vor  geschlossener  Ehe  be- 
wiesen sein  mfiue,  ein  weiteres  Erfordernis  hinsichtlich  der  Art  und 
Weise  einer  solchen  BeweiifShrnng  Jedoch  nicht  anfgestellt.  Der  Bichtff 
wird  übrigens  bei  Entseheidnng  eines  solchen  Falles  nntersncben  mOssen: 
1.  ob  eine  BeweiefBhrung  vor  geachlossener  Ehe  bei  einer  hieran  kompe- 
tenten Behörde  atattgefunden,  nnd  2.  unter  der  Voranesetsnng,  dals  nicht 
etwa  eine  bindende  Entseheidnng,  x.  B.  ein  verurteilendes  Erkenntnis  eines 
Ssterreichisohen  Strafgerichtes,  Toriiege  (g  268  CJ>.0.},  ob  anlilalich  diesn 
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Bewaiffibnuig  der  BewtÖB  des  Ehebmcliea  auch  wirkUcli  erbnuslit  imrde. 
Wenn  der  Bichter  m  der  Überzeugung'  gelangt,  dafs  diese  beiden  Erfotder- 
niBse  Torliegen,  so  ist  dies  nach  uuecen  Oesetzen  genfigend,  und  ea  ist 
Tollkommen  gleichgültig,  ob  die  Featatellnng  des  Ehebruches  durch  ein  ana- 
lindisches,  im  Inlande  keine  Bechtsfcraft  gemefsendei  Urteil  erfolgt  ist,  da 
ja  in  der  Frage,  ob  der  Ehebmcb  bewiesen  vorde,  die  Dberprfifong  des 
ansllndiseheti  Urteils  durch  das  Österreichische  fiericht  eifolgeii  molk  Im 
vorliegenden  Falle  hat  nnn  auf  Ornnd  freier  Beweiswfirdignng  der  erste 
Siebter  den  Bereis  eines  Ehebmobes  tot  gesehlossenei  Ehe  als  erbracht 
angesehen  und  daher  das  Ehehindemis  nach  §  67  a.  b.  O^.  als  Torhanden 
angenommen.  Diese  thatsftchliche  Feststellung  ist  aber  auch  fflr  das  Be- 
rufungsgericht im  Sinne  des  §  498  CJ*.0.  bindend. 

Der  Oberst«  Qerichtahof  erklftrte  die  Qrftnde  des  Bemftuigagericbtes 
f&r  nicht  recbtsirrtfimlich. 


§  37  a.  b.  G.B.  ^  In  der  honkludmten  Vvriragsdbrede  eines 
ürfiUlmigsortes  für  einen  Kaufvertrag  liegt  die  wirksame  WiU- 
ki&ung  des  daselbst  geltenden  Rechtes. 

UrteU  dM  OhwlandMgarichts  Frag  14.  8. 1900  nnd  des  ohenten  0«iichUhofes 
31.  &  1900  Z.  7143  (JniistiKihe  Blitt«  1901  S.  549). 

Ein  Kanfrertrag  Aber  Lieferang  Ton  Champagnerflasoben  war  in  Ungarn 
geschlossen  worden.    Der  VerUufer  klagte  den  Kao^n^  ein. 

Dv  VoAlnfer  hatte  die  Bestellung  der  Elaseben  mit  einer  ErkUnmg 
erwidert,  in  weicher  lUe  BesUnminng  anlbaUen  war,  dala  die  Flaschen  in 
Kosten  (öetarteieb)  Ueferbar  stieo.  In  der  Faktma  war  dann  der  Termcrt: 
eirthalten,  dab  dar  Kan^rais  fttr  di«  PlMehen  in  Kootan  zahlbar  sei.  In 
dm  der  Klage  Btattgebeoden  Urtdl  des  OberUndesgerichts  in  Prag  14.  3.  1900 


,Dals  der  Inhalt  dieser  Erkllrung  nnd  dar  Faktura  in  irgend  täntr 
Biehtamg  von  der  beklagten  E^rma  beanstandet  worden  wKia,  wird  7on  der- 
selben nicht  behauptet.  Da  erachtet  werden  mufs ,  daTi  die  beklagt«  Firma 
den  in  der  Erklärung  flbei  die  HitteUung  der  Bestellung  und  in  der  Faktun 
angegebenen  Vertiagsbeetimmangen  Eugeeämmt  haha,  so  war  der  Vertrag 
sowohl  auf  Seite  des  Verklufers,  als  aoch  anf  sdte  des  Klnfen  in  Kosten 
m  sifflllen.  In  dnm  solchen  Falle  ist  aber  gam&b  g  37  a.  b.  Q.  B.  das 
aalserfaalb  des  OeltnngsgeUetes  dieses  GeeetEhncbes  abgeschloasoie  Geechüft 
nicht  nach  den  Qnetsen  des  Ortes,  wo  das  Gesobllft  abgeschlossen  wurde, 
sondern  nach  dem  Rechte  dee  Erfllllungsortas  an  beorteilen,  indem  bd  Var> 
abredung  eines  ErfUlongeortee  angenommen  wird,  dab  dae  daselbst  geltende 
Becht  von  den  Parteien  bei  Abaehliebung  des  Oesehäftes  demselben  sogninde 
gelegt  worden  ist    Auf  das  vorli^ende  liefemngagesehUt  dnd  daher  die 
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Der  tnbaordeiitlielioiBAviBiosabeBeliwerd«  der  beklagten EteM 
hat  der  k.  k.  obarate  Gericbtshof  v^eo  Abgangs  der  VoratUMfannig« 
des  Hofdeknta  Tom  15.  2.  1833  Nr.  2693  J,0.  S.,  nnUr  denen  gleiidifllnmgfl 
Urteils  abgeändert  veiden  kOnnen,  ksineFolge  g^eben,  mal  dne  NnlStU 
nicht  behauptet  weide,  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  in  denselben  nkbt  er- 
blickt werden  könne,  und  nach  der  Aktenlage,  der  Anssage  der  Zeogen  nnd 
SacbTerst&ndigen  die  Ursache  des  Platuna  der  Champagnerflaaehen  ■■(& 
aberhanpt  mit  Sicherheit  nicht  feststellen  lasse. 

Anm.  Der  g  37  des  a.b.  O.B.  lavtet: -Wenn  Analiader  mitAnslInden 
oder  mit  Unterihanen  dieses  Staates  im  Auslände  Secbtogesehftfte  TomefaDtn, 
so  sind  «e  nach  den  Gesetzen  dei  Ortes,  wo  das  Geschäft  abgesehlossen 
worden,  m  beurteilen,  dafem  bei  der  Abechliefsnng  nicht  offenbar 
ein  anderes  Recht  anm  Grande  gelegt  worden  ist,  and  die  oben  im 
6  4  enthaltene  VorBChiift  nicht  enlgwensteht",  (Der  §  4  handelt  von  der 
QeschHftanbigkeit).  - 

Das  oberstricbterliche  Urteil  enthUt  weder  «ne  Billignng  noch  «nie 
Verwerfiuig  des  von  dem  Oberlandeageticbt  anfgestellten  ABil««angs- 
grundsatses,  wonach  selbst  die  konklndenta  Tereinbamng  einee  EifBlltaigi- 
ortes  die  „offenbare  Zagrandelegung"  dee  Rechtes  des  ErfBllangsortes  ui 
Sinn  des  ^  37  darstellt  Ob  der  Grandsati  dem  Sinne  dieaee  Pammmben 
gerecht  wird,  erscheint  sehr  aweifelhsA  and  seine  Anwenjjung  omso  bedoik- 


li  6  36  a.  a. 
e  Vertrigo  I 


'ertiige  ohne  jede  Aonahme  nach  Oeterrdchiechem  Recht 


AusländerhuUion  für  die  Proeefskosten.  Haager  Konvaititm 
von  1896.    Die  staatsveriragliche  Befreiung  ist  unverzichtbar. 

Entachddiing  des  obersten  Oerichtabofes  Sa  11.  1901  (Z.  14  640). 

Dem  KlBger,  einem  rassischen  StaateangebOrigen,  war  in  enter 
Inttans  Sicherheüsleistong  ^r  die  Proselakoaten  auferlegt,  nachdem  er  die 
Berechtigung  dazu  nicht  twttritten,  vielmehr  nur  EnnKTtägang  der  beantiaglen 
SicherhdlWDmme  beantragt  hatte. 

Die  Rekarsinstans  hob  die  Entscheidung  auf  und  der  oberste  Geriehts- 
hof  als  ReTiüonsinstani  bestitigte  dies,  da  Art.  11  der  laut  Rnralands  Bei- 
tritt 19/31  1897  hier  maCsgebenden  Uaager  Konrention  ohne  ROckvcht  auf 
die  von  den  Parteien  abgegebenen  Erklttrnngeo  ansuwenden  seL 


AuslOnderkaution  ßr  die  Proeefskosten.  Ihre  Forderung  «m/s 
seitens  des  Beklagten  durch  Bmweis  auf  eine  bestimmte  Staats- 
angehörigkeit fundiert  werden. 

Beachlala  des  Obeilandesgeriohts  Wien  la  5.  1902  GJ3.  ^:-^^^=^  (Jaristisehe 
Butter  1902  S.  282). 

Der  Beklagte  hatte  gani  allgemnu  behauptet,  der  KUger  ad  ,Ans- 
Under".    Ebenso   wie  in   erster  Instant   das  Landesgoicbt    liat  das  Obw 


UndcgBiitht  ■!■  RekrardnotMU  den  Antrag  uf  Erfaid«Ri  dar  AnaUnder- 
kaation  Abgewiesen,  indem  unter  Binweia  uif  %  57  Ci*.0.  und  g  11  der 
Haager  Konvention  (KeicfaageaeUblatt  XXXVl  ex  99  Nr.  85)  anagefttbrt 
woide,  dab  der  Beklagte  eine  beatimiate  StaatBangehfirigkeit  dea  Eligera 
behaupten  mOwe. 

Anm. :  Dm  Braierkenawerte  der  Entecheidong  liegt  darin,  dab  die 
Katitionn>flieht  der  AailEnder  nicht  ab  eine  zn  pTttennierende  Kegel 
behandelt  wird,  wie  de  nch  an  and  fUr  rieh  ans  der  Fusang  des  B  67  C.P.O. 
ojpebt  („Wenn  AnalUnder  ...  als  KlftKer  auftreten,  haben  de  Sicberhdt  an 
lauten,  aofem  nicht  durch  Staatarertrkge  etwas  andere«  feetoeeetit  ist"), 
londem  als  eine  ana  dem  tpeciellen  SttutBanaehfiriKkeitBrerbältnia  ucb  er- 
^bende  und  demgemSTs  dannlegande  Bechtapmcht.  Diese  AnfFuBnng  erkUirt 
nch  ent  aus  der  darcb  die  Baager  Konventioii  geschaffenen  RMbtalage, 
anf  welche  die  Entacheidiing  dea  ^mdeigerichts  rieh  denn  anch  charakte- 
ritticcber  Weise  stütat  ü. 


Geltendmachung  der  im  Irdande  nicht  vollstreckbaren  Ent- 
scheidung eines  ausländischen  Gerichtes  über  die  Gerichtskosten 
mttds  Klage. 

EntKsheidung  des  obersten  Qerichtshofea  23.  4.  1901  (Z.  1886). 

Anf  Qnind  des  rechtskAfügen  Urteils  dnee  Schweizer  Kautonalgerichtes 
nnd  der  vom  Prfieidenten  dieaes  Kantonalgericbtes  in  geeetzmäfaiger  Weise 
abgegebenen  KoatenbeetiminungeerklGTang,  mittels  deren  die  dem  Kl&ger 
g^en  den  Beklagten  in  dem  gedachten  Urteile  der  Quote  nach  sngesprocbeaen 
Qerichtskosten  zifiennfifsig  featgesetxt  worden,  suchte  Ki&ger  wider  den 
Beklagten  in  Österreich  um  Exekution  zur  Eereinbringung  seiner  Koaten- 
forderung  an,  wnrde  aber  mit  seinem  Begehren  wegen  AbgMigee  der  Voraus- 
letznngen  des  Art  12  des  Übereinkommens  vom  14.  11  1S9G,  R.G.Bl.  vom 
J.  1899  Nr.  85,  aobin  mangels  Vollstreckbarkmt  der  obbezogenen  ans- 
Undischeu  Entscheidungen  im  Iniande  in  allen  drd  Instanzen  abgewiesen, 
woianf  er  vom  Beklagten  die  Bezahlnng  dea  betreffenden  Kostenbetrages 
mittels  Klage  verlangte.  Diese  Klage  stOtzte  er  eineiaeite  anf  das  oben  er- 
irthnte  atulKndische  Urteil  nnd  die  gedachte  Koatenbeetimmnogserklftmng, 
andreredtsanf  eine  angebliche  Anerkennung  seiner  Kostenforderang  durch  den 
Beklagten,  welche  in  einer  von  dem  letzteren  dem  Vertreter  des  KlBgen 
gegenüber  im  Iniande  abgegebeneu  ErklGruug  gelegen  sdn  sollte,  deizofolge 
Beklagter  die  Richtigkeit  und  Fälligkeit  der  klfigerischen  Kostenforderung 
sagegeben,  die  Bezahlung  oder  Kompensiernng  derselben  mit  einer  Qegen- 
fordemng  aber  mit  Hinweieang  aof  die  Nichtvollatreckbarkeit  der  Koeten- 
fordernng  im  Iniande  verweigert  habe. 

Beide  Uatergeriehte  haben  die  Klage  abgewiesen,  wobei  rie  rieb 
im  wesentlichen  von  nachstehenden  Erwlgnngen  leiten  liefsen: 

Es  steht  fest,  dab  die  ansIKndiscben  Entscheidangen ,  anf  welohe  sieb 
die  Klage  in  erster  Reihe  stütat,  in  Osterreich  nicht  vollstreckbar  rind. 
Eine  notwendige  Folge  davon  ist,  dab  wis  der  in  diesen  Entscheidnngen 
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enthahanwi  8«ntMu  hinrlandi  «in  ReebtiMpnich  ku  den  Tttol  imVirnüMm, 
iri0  M  dv  KUger  Tenncht,  nicht  Kbgddtet  werden  kuin.  Ei  wtbrd«  eoMt 
die  InkonMqoenz  bestehen,  dab  dem  uuUndiwben  ürtede  einenrfta  die 
£ig«DMhaft  der  Volbtrockbedidt  mangelt,  daCi  ee  tba  aadenciti 
fttr  ela  inllodiaebet  Qericht  denrt  bindend  wire,  dab  einer  «if  die  ana- 
llDdiaehe  Sentena  gaallHalan  Klage  lediglich  deshalb  atattgegeboi  wadn 
mfllMe,  weil  diaabeatiglioh  berdti  an  anaUnditeher  Biehtei  geiirtdit  ha^  waa 
xnr  nngebtmg  der  die  EzefcationafUiigkdt  aniHtnditeher  Urtsle  reraagoidM 
geaetalieben  Beatünmimgen  fllhren  wfiide.  Anberdem  Iit  m  bedenken,  daEi 
dn  Urteil  nicht  den  Zweck  hat,  einen  neoeu  Beebtagnind  m  achafien, 
eoadem  den  nrapriln^ehen  Bechtagnud  atilser  Zwdftl  sa  setien,  in  Aa- 
eebnug  cinea  atrdtigen  BechtarerhlltniMea  fBr  die  Znkouft  einen  ani' 
adiHafidichen  BenrteUimgamaihrtab  anm  Zwecke  «llfUliger  iwangawaMr 
Dnrchaetsimg  dea  beatehenden  Bschtnaqnnohea  an  erlangen.  lat  einen 
analSadiMben  ürtrile  die  Exekationaf&hlgkcdt  venagt,  eo  fehlt  deaiadb« 
andi  die  MiNgliebkeit,  tun  besagten  Zweck  m  eneieben,  dne  aogemannta 
Jadikatsobligation  an  aohafien.  Hit  Unrecht  leitet  demnach  derKUger 
nnter  Bemfong  auf  die  Beaümmnng  dea  §  859  a.  b.  G.  D.  den  Klagtauapnidi 
ans  dem  I^tel  dea  Qeietiea  ab,  da  ron  dner  Jndikataobligmtion  nsr  bei 
Sateneiehiechen  oder  *»*p^ntinwrfahi»it  >TiaTBn<iiwhftn  Urteilen  nmi  Wnt^ 
■cheidniigen  geeprodien  werden  kjtnn,  oad  §  B60  a,  b.  O.  B.  be«gt,  dala 
die  RUle,  in  welchen  Jemandem  omnitteibar  Ton  dem  Qeaetie  ein  penBn- 
Itehea  Recht  erteilt  wird,  an  den  gehSrigcn  Orten  angegeben  nnd,  demnach 
niebt  schlechtweg  auf  ein  exekutionafUiigea  aniUndischei  Uit^  ohne  An- 
gabe eines  Beoht^pmndea  dn  Klagaanaprach  gegrOndet  werden  kann.  Auch 
die  Beatimmang  dea  §  37  a.  b.  O.  B.  kann  nieht  mit  Erfolg  berangsaegea 
werden,  weil  es  rieh  nicht  tun  ein  im  Änslaude  eingegangeoea  BecbtigeMhlft, 
sondern  am  «ine  im  Aoslande  erfolgte  richterliche  £bitBcheidang  haoddt. 
AUttn  auch  ans  dem  lltel  der  Anerkennung  kann  eine  Verartrilnng  des 
Beklagten  nicht  erfolgen,  irril  ^e  blobe  Anerkennung  dner  Schnld  ohne 
gldchseitigea  ZahlangsTersiveohea  nicht  geeignet  ist,  einen  selbstindigea 
Veipfliditinigagmnd  so  bilden.    (Diee  wbd  ansgefBhrt) 

DerOberite  Gerichtshof  hat  der  klUgerieehen  Berision  krine  Fdge 
gegeben. 

OrAnde:  IKe  Beririon  dea  Klftgere  ist  nicht  gerechtfertigt  Sta  ana- 
ilndiaohes  Urteil  begrOndet  in  Österreich  nnr  dann  eine  JadikatsobligKtion, 
wenn  dessen  Volletrecknug  im  Inlande  znUaaig  ist  Denn  der  Jndikali- 
ansprach  aof  Erfüllung  der  Jndikatsobligation  ist  eben  nichts  anderes  ab 
ein  Ansproeh,  ein  Kecht  auf  Eiekution.  Hangelt  dem  aoolftodischen  Urteila 
die  ExekntionafUiigkeit  im  Inlande,  bo  besteht  ans  einem  solch«!  Urteile  kein 
imlnlandednrcbsetabarer  Jndikstsaiuipmch:  daaeelbe  irt  im  Inlande  wiAungt- 
los.  flieraoB  folgt,  dafs  ein  derartiges  Urtril  nicht  geeignet  igt,  einem  anf 
Gmnd  desselben  im  Inlande  erhobenen  Klagsanipmche  cur  Grundlage  m 
dienen.  Die  Torliegende  Klage  kann  daher  auf  da«  Urteil  des  in  Rede 
stehenden  Ksatonalgerichtea  nnd  die  KDBtena4j>>^BraDgflerklljtuig  des  Ptim- 
denten  dieaes  Gerichtes  nicht  gestützt  werden ,  weil  feststeht,  dafs  dem  ge- 
dachten Urtdle  und  der  Kostenadjiutierui^Berklllning  die  VoUstieckbaiWt 


Beklagten  dem  kUtgerüchen  Vertreter  gemaehten  Änlhenuig  tin  Beehtatitel 
■nr  klagbaren  Gfiltendmachnng  du  in  Rede  stehenden  GeiichtikoatflBanipTnchea 
im  Inlande  nicht  abgelatet  weiden  kSone,  haben  bereits  die  notergeriehte 
■atreftmd  atugefahrt  Es  wird  daher  anf  deren  bexBgliche  B^rfladang  rer- 
wieeen  und  noch  brigefOgt,  dafs  die  fraglicbe  Anlaenuig  das  gerade  Q^enteU 
einer  Yerpflichtangserklbiing,  die  Zahlung  der  becOglieben  Kosten  an  den 
ElOger  im  Inlande  leisten  m  wollen,  enthUt.  ESn  anderweitigeT  Bechtstitel 
far  die  Klagfbrdemng  liegt  aber  niobt  vor,  aomal  §  37  a.  b.  G.  B.  ans  den 
nntergerichtlichen  Grttnden  auf  den  Torliegenden  Fall  köne  Anwendung 
findet,  nnd  es  ist  wno  selbeUlndige  klagewdne  Qeltendmachong  der  Klag- 
fordenmg  im  Inlande  schon  deshalb  anigeschlossen ,  weil  ee  sich  um  einen 
Proaebkoatenan^umeb  hinnchtlioh  einea  im  Auslände  durchgeführten  Beohts- 
strdtea  bandelt,  der  inlSndiscbe  Bicbter  dfther  nicht  in  der  Lage  wSre,  die 
Notwendigknt  nnd  Zweckmäfdgkdt  der  önnelnen  Kosten  des  Expensars  an 
bemteilen. 

Es  kann  mithin  darin,  daft  das  Bemfnngsgericht  daa  Klageb^ehroi  ab* 
gewieeen  bat,  die  dem  Berafangsarteile  nun  Vorwnrfe  genuehte  unrichtige 
rechtliche  Benrtdlong  der  äaebe  nicht  erkannt  werden,  weehalb  der  auf 
§  503,  Z.  4  CP.O.  gestatata  Berisiou  keine  Folge  in  geben  war. 


Voraussetgungen  der  VollsireeJAarJceit  eines  auslandischen 
(deutschen)  Urteils'). 

Bewibl.  des  Oberlandeagerichts  Knikan  19. 2. 1902  (,Deateohe  Juristenadtnng" 
1902  S.  311). 

£Ke  Fizma  A.  in  Berlin  hatte  nm  Vollatrecknng  tinee  vom  Amtegerichte 
Beriin  erfloesenen  VeisKnmnienrtdles  gegen  die  firma  B.  in  Krakan  an- 
geencbt  Im  Tbatbestande  dee  Versanmuisnrtttls  war  angeführt,  dafs  „Berlin 
als  ErfBUnngsoTt  Tcieinbart  sei"  nnd  ,dafe  die  Znal«llnng  der  Klage  and 
Ladung  dnrch  die  Urkunden  Tom  27.  10.  nnd  9.  12.  1901  ausgewiesen  sei*. 
Daa  Lande^ericht  Krakau  hat  mit  Beschlob  vom  10.  2.  1901  das  VoU- 
streckungsbegehren  abgewiesen,  weil  nach  den  im  §  80  d.  Ssteir.  Exek.0. 
angefahrten  Bedingungen  die  Exekution  nur  dann  bewilligt  werden  kann 
wenn  die  Bechtaaache  nach  Maragabe  der  im  Inlande  geltenden  Bestimmungen 
im  answ&rtjgen  Staate  anhängig  gemacht  weiden  konnte  und  wenn  die 
Ladung  nu  Verhandlung  in  dgenen  Händen  des  Belangten  mgeetellt  wurde. 

Nach  dem  Tbatbeetand  des  Berliner  Urteilee  beruht  die  ZuBtttndIgkeit 
dee  Berliner  Oetichtes  auf  der  Veteinbarang,  dab  Berlin  ErßUlungsort  ist. 
ESne  solche  Gerichtsznel&ndigkeit  ist  in  der  österr.  Juiisdiktionanonn  nicht 
vorgesehen,  im  Gegenteil  ist  de  durch  §  88  J.N.  ausdrücklich  ansgeachloaaen, 
indün  der  Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes  nur  dann  begründet  sein  kann. 


1)  Vgl.  das  Urtal  Ztschr.  XI  S.  471. 
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wenn  die  Pmrtwen  biertber  achriftlicfa  &beraingekommsn  Msd  und  Aber, 
dies  uieh  die  BereohUgnng  eut  KiMga  an  dicHm  Oita  anerbumt  haben, 
Da  nickt  önnuü  behanptet  wird,  daPs  ewiicben  den  Puteien  ein  Mtlchct 
Obeteinkommen,  iiiBbeaondera  uieh  aber  die  Klagbarkeit  in  Beriin,  Khiiftlich 
soetande  gekommen  wkre,  so  ist  Berlin  nir  Entachddnng  der  RechtBMcbe 
niobt  EtuHlndig  nnd  das  ergangene  Urteil  nicht  axekationsfUiig.  Cbentita 
bat  der  betreibende  QUabiger  nicht  nacbgewieaen,  dsfs  die  Klage  der  rer- 
pflicbteten  Firma  m  eigenen  H&nden  zagestellt  worden  ist 

Dem  dagegen  Sberreicbten  Keknrae  hat  das  Oberlsndesgericht  Kraktn 
Folge  g^eben,  die  Sache  mr  Vornahme  von  Erhebongen  nnd  neuerlichen 
Beschlnijtfesnng  an  das  Laadeegericht  inrflck  Ter  wiesen,  ,weil,  wenn  aas  dem 
Beiliner  Urteile  die  nötigen  Anfonlemngen  auch  nicht  berrorgehen,  doch 
kein  geseblichei  Grand  vorlag,  den  EzekutSonsantrag  sofoK  abmwräen, 
Bondem  vorerst  das  aoswSrtige  Gericht  gernftCs  §  82  KO.  um  diesfiUlige  Aof- 
kl&rung  zD  ersachen,  beiw.  gem&re  g  56  B.O.  von  der  betreibenden  OUtibigerin 
die  Bdbring^ng  dieser  Nachweise  abzufordern  war".  Nach  Einlangen  dieser 
vom  Berliner  Amtsgerichte  ersochten  Mitteilungen  wurde  dem  Eiekntions- 
antrage  mit  Beschinrs  vom  6.  3  1902  Folge  gegeben  nnd  dem  anstlndigen 
Betirksgericbt  die  sofortige  Zwangsvollstreckong  des  Urteils  aufgetragen. 


Entscheidungen  des  österreichischen  Vencaltungsgeri^tshofes. 

(T*TbIltniB  diT  Im  Aailuda  [Fnuikrglah  niid  L'agluidl  aDtricliIal«!  Erbstaaarn  im  du 

SaUrrelobilohau    NacihUfigebOliran.      6rtUo)i*    L^gs    lon    NaaUkTabaaludMlan .    int- 

bsKiiiders  vod  FordBruDgen.    Uniullulakait  dar  gulitiiiaUoa   dar  Einlafte  sinai  itiUaa 

BaMlISDlikftBrs  unter  d«n  UegrllT  euar  FordamnE  im  atauairachUlahan  Sinn*.) 

Mitgeteilt  von  Dr.  Wilb.  Pappenheim,  Hof-  und  Qerichtsadvokat  in  Wien). 

I. 

Der  k.  k.  Verwaltungsgerichtshof  hat  über  die  Beschwerde  der  Erben 
nach  M.  gegen  die  Entscheidung  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  28. 1.  1901, 
Z.  812,  betreffend  eine  Nachlafsgebahr,  nach  der  am  5.  3.  1902  durch- 
geführten  ÖfTenllichen  mündlichen  Verhandlung eu  Recht  erkannt:  Die  ange- 
fochtene Entscheidung  wird  in  betreff  der  AbZ  ugafähigkeit  deraafdieerblasse- 
rischen  nicht  in  Inhaberpapieren  verkörperten  Forderaugen  entfallenden 
franzOBiBcben  Erbsteuer,  als  gesetslich  nicht  begründet  aufgehoben;  im 
übrigen  wird  die  Beschwerde  als  unbegründet  abgewiesen. 

Eutscheidungsgründe.  Gegen  die  VorBchreibung  der  Vermögeni- 
fibertragnngsgebühr  von  dem  Nachlasse  der  am  1.  4.  1899  in  Paris  ver- 
storbenen Osteneichischen  Staatsangehörigen  U.  werden  von  deren  Erben 
nachstehende  Einwendungen  erhoben, 

1.  Da  die  M.  bis  zu  ihrem  Tode  in  Frankreich  domilizierte,  wurde 
von  deren  Nachlasse,  zu  welchem  —  abgesehen  von  den  in  Frankreich 
liegenden  unbeweglichen  Gütern  und  den  daselbst  befindlichen  Fahrnissen  — 
insbesondere  auch  alle  hinterlassenen  Aktien,  Obligationen,  Forderungen 
nnd    im    allgemeinen    alle    auBl&ndiecben    Werte    gerechnet   worden,   in 
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Frankreich  die  VennO^nflbertrsgnngBgebflht  von  Todes  wq^en  Torge- 
schrieben.  Oeatfitst  auf  die  HiniBterialTerordiiiiDg  Yom  6.  4  1654,  R.O.BL 
Nr.  84  begehrten  Bohiu  die  Elrben,  dafs  diese  in  Frankreich  Torgeachriebene 
und  g«cahlte  Erbetener,  Mweit  gie  sich  nicht  auf  die  dortigen  nnbeveglicben 
G&ter  beiog,  bei  der  hieriftndigen  Vergebflhrang  des  Nachlaaaea  als  Ab- 
angcpoet  in  Anrechnung  gebracht  weide.  Die  angefochtene  Entscheidung 
anerkannte  jedoch  als  Abiugipost  nnr  jenen  Teil  der  ^nzijsiachen  £rb- 
ateaer,  welcher  anf  das  in  Frankreich  befindliche  bewegliche  VermCgen 
and  zwar: 

1.  auf  franiOsische  Priratfordeningen,  dos  ist  anf  aolche  Forderungen, 
bezflglich  deren  der  ErfQlIangfiort  in  Frankreich  liegt; 

2.  anf  Kontokorrentgnthahen  bei  französischen  Banken; 

3.  anf  bei  franxCeiecheu  Banken  erliegende  Wcr^apiere ; 

4.  anf  die  Fahrnisse  in  Paris  und  Bauregard  und  endlich 

5.  auf  das  in  Paris  befindlich  gewesene  Bargeld  entfiel. 
Ansgeschieden  wurden  also  insbesondere  alle  erblasseriBchen  Forde- 
rungen, deren  ErfflllungBürt  anfaerbalb  Frankreichs  liegt,  sowie  alle  Wert- 
papiere (Aktien  nnd  Obligationen),  welche  bei  Banken  anlseThalb  Frank* 
reiche,  und  awar  in  Belgien,  Pentschland,  Österreich,  England  nnd  Holland 
deponiert  waren. 

Die  Beschwerde  begehrt  dagegen  die  Anerkennung  der  Ahmgaffthigkeit 
der  ganten,  von  dem  beweglichen  Vermögen  entrichteten  frauEGsischen 
Eibsteaer  znaächst  aus  dem  Gesichtspunkte,  daTs  der  „M  obilar''-Nachlafs, 
in  welchen  üniveraalancceasion  stattfinde,  in  fast  allen  Qesetzgebungen 
nnr  als  universitas  juris,  als  Qanzes  behandelt  werde,  mitbin  auch  ffir 
die  Frage  der  Erbetener  nur  als  Ganzes  in  Betracht  kommen  kOnne,  als 
solche«  aber  natni^emüs  seinen  Sitz  nur  dort  habe,  wo  der  Erblasaer 
domizilierte.  £a  kOnne  daher  überhaupt  nicht  nach  der  phjsischen  Lage 
der  einzelnen  Vermflgensstficke  geforscht  und  insbesondere  im  Sinne  der 
eitierten  Hinisterialverordnung  beaflgtieh  des  zweifellos  im  Auslände  be- 
findlichen VermDgeufl  nicht  nnterechieden  werden,  ob  eich  dasselbe  in  dem 
Staate,  welcher  die  Erbsteuer  vorschrieb  oder  in  einem  anderen  ans* 
Iftndischen  Staate  befinde. 

Diese  AnfllasBung,  deren  EonaequaDEen  die  Beschwscde  selbat  nicht 
feidttit,  indem  rie  ja  das  nnbewegliche  Vermögen  ohne  irgend  einen  prin- 
öpiellen  Grund  ron  der  univereitaB  ausschliefst,  hat  schon  fHx  das  Gebiet 
des  Priratrechtes  nur  in  Bezug  anf  das  VerhUtnis  des  Erben  nun  Nach. 
1mm,  in  allen  flbrigen  Beriebnngen  aber  keinerlei  Berechtigung,  da  neben  der 
Üniveiaalgaecewion  in  den  ganzen  Nachlals  auch  äne  SingularsuocessioB 
beaügUch  einzelner  NachlaTsst&cke  besteht  und  die  rechtlichen  Qualitäten 
«htee  VcimSgensolgekte«  doch  nicht  dadurch  und  in  dem  Momente 
eine  Ändenu^  er&bren  können,  wo  ea  cnfUligerweiee  Teil  eines  Nachlasses 
geworden  ist.  Anf  dem  Gelnete  des  Stenerrechtes  ist  aber  die  obige  Auf* 
fksBong  mit  den  bestehenden  Vorschriften  guia  nnrereinbar,  da  dieselben 
gerade  zwischen  einnlnen  Nachlafsaachen  nnd  swar  snnttchst  awisohen 
beweglieben  nnd  unbeweglichen  Sachen  nnterscböden  nnd  auch  bewegliche 
SsdMn,   ntp.   deren  Werte,  je  nach  dem  penOnliehen  VerhUtoiase  de« 
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BedMht«inim&UuMr*ancl>i«de>ienSte(wniiieiiimtntief;aL  InilwMmdcn 
die  fBr  die  Entaelieidiiiig  der  Torliegendan  Btrötaacbe  maägebcnde  Uni« 
TcrordniiDg  vom  8.  4.  1854,  RG-Bl.  Nr.  84  beroht  mnf  dner  gaai  ■ 
AnffMBmig.  als  die  Id  der  Beachwerde  vertretene;  denn  dleedbe  spricht  nicht 
etm  nnr  ron  dem  bewegliehm  VerlMMoachaftarennögen  im  OegenMiae  aa 
demnnbeweglicliensondemTOndem  im  Anelende  befindlichen  YenntSgen  eine* 
im  AneUnde  Tentorbenen  Otterrnohiachen  Dnterthmnen,  im  ofEenbuen  Oeften- 
Mtse  m  dem  im  InUnde  befindliehen;  da  aber  daa  uuIBudiache  onbewegUehe 
Vermögen  tlberhanpt  ron  der  Vergebflbnmg  im  Inlande  anageschlonen  ist, 
ao  kann  rieh  der  Oegenaata  nnr  auf  daa  bewegliche  VermSgen  besiefaen, 
und  die  HinieterialTenwdnnng  steht  daher  aof  dem  Standpunkte,  dafs  ein  im 
Audaode  ventorbener  üatemJclüscher  SfaatabQtger  sowohl  im  Anilande,  ab 
im  Inlande  befindliches  bewegliches  VennSgen  hinterlassen  kSnne,  und  dab 
dies  für  die  VergebOhning  mal^bend  sei. 

Es  war  daher  ßx  die  Bemessungsbehörde  allerdings  geboten,  zu  imta-- 
Bochen,  wo  rieh  die  einxelnen  beweglichen  Nachlabstflcka  befinden  und 
hicnnach  (isatsostellen ,  towlefam  die  aDsUndische  Erbetener  in  Anrechnong 
gebimoht  werden  könne.  IMe  citieite  Hinisterialyercrdnang  fllgt  aber  öne 
weitere  Unterschddong  bariehnngswedse  Beschränkung  hinzn,  indem  sie  nur 
jene  Erbetener  absugsAhig  erklärt,  welche  an  denjenigen  Staat  gei^ih 
wurde,  in  welchem  ri^  das  NachUTsTennögen,  das  ist  also  die  einielnen 
beeteoerten  NacblaTuschen  befinden,  dabei  auch  im  Torliegendea  FUle 
die  iianxOrische  Erbsteuer  nnr  insoweit  In  Abzug  gebracht  werden  kann, 
als  rie  auf  die  in  Frankreich  befindlichen  NacblaÜMachen  entfUlL  Diese 
BeschrSnknng  ist  wohl  eine  selbetverstlndliche,  da  es  andernfalls  geachehen 
ktinnte,  dab  verschiedene  Staaten  von  demselben  NachlaTsreraiiigeB  die 
Steuer  abnehmen  nnd  sodann  alle  diese  Stenem  im  Inlande  in  Abmag  ge- 
bracht werden  mflbten.  Bä  Feethaltung  der  Anschauung  der  Beschwerde 
hKtte  die  Hinisterialreiordnnng  nnr  von  dem  beweglichen  Nachlabireim^sn 
eines  im  Auslande  ▼erstorbenen  fistaneichisofaen  Staatshttigeos  nnd  nur  von 
jenem  Staaten  sprechen  kOnnen,  in  welchem  der  Erblasser  domirilierte. 

Hiemach  mufste  also  auch  der  Verwaltongsgerichtahof  in  die  Pittfaag 
der  EVage  eintreten,  ob  das  in  Frankreich  von  der  Brbetentt  gelioffeue 
TennSgöt  thatslchlich  mr  Qlnae  als  in  Frankreich  befindlich  angeseha 
weiden  kSnne. 

Die  Besehweide  Yennrint  nun,  dab  der  Pififnng  dieser  Aage  mt 
fianaBsIsches  Hecht  lugiunde  gelegt  weiden  kfinne,  da  es  rieh  nm  rina  in 
Fiankrrich  voigeeohiiebene  Erbetener  handle,  nnd  dnb  nach  üansSriscbsa 
Bechte  Forderungen,  Aktien,  Obligationen  nnd  ähwfaanpt  unUtopetliehe 
Sadie  am  Domiril  des  Berechtigten  befindlich  ansoaeben  seien. 

IMes  ist  jedoch  unrichtig,  denn  es  handelt  rieh  ja  nicht  um  die  Tof- 
■ohieibnng  der  äiuuöriBohen  Erbetener,  welche  alleidinga  nur  unter  Zngn&ds- 
legnng  der  ftmnriiriohen  Landesgesetae  erfolgen  kann,  snmal  esn  diesen  Oegen- 
atand  betreffender  Staatsrertiag  awischeu  Fmnkidch  und  Oeterrrich  ideU 
besteht;  ee  handelt  sieh  auch  nicht  nm  die  ÜbeqHflfnng  der  Richtigkeit 
dieser  Voisohrribung;  denn  dieselbe  kann  vollkommen  richtig  erfolgt  mib, 
ohne  dsTs  hienns  fclgte,  dafs  die  Toigeschriebene  Steuer  bei  VoiKhirifavc 
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doT  MMJgen  Steoar  tib«rluuipt  nod  inabeModem  ab  Abmgtptmt  «neAunt 
wraden  innlk 

DbJj  aber  bä  der  voHon  nnd  in  itenenechtlicber  Benshung  ftocb  nicht 
mtn  dnich  rineo  StafttSTortnig  beschilaktan  UnabhSngigkeit  baider  Staftton 
der  hinigen  BtenerronchFeibiiDg  nur  die  hieHgen  BtenetgeieUo  anigninde 
gelegt  werden  kfinnen,  bestnitet  auch  die  Beecbwerda  nicht  Es  handelt 
äch  aln  nm  die  Prflfnng  der  Frage,  ob  und  in  welchem  Habe  daa  bieaiga 
Oeaeta  und  inabeiondere  die  HiulaitetialreroTdnniig  Tom  8.  4. 1854  die  Abang»' 
fiLbigkdt  der  in  Fnuiknieb  ttiataltolilich  geaahlten  Stenam  geatattet,  mithin 
tun  die  Anwendung  und  Intopretatlon  diaaer  Verordnimg,  ipeeieU  nm  die 
Frflfong  der  Frage,  was  dieae  Terordnnng  (nidit  aber  das  fianalMaebe 
Goaeta}  imter  im  Analande,  beaieliiingaweise  In  Frankreich  befindliehem  Vei^ 
mSgen  verateht.  Ee  «ntflUlt  demnach  die  Notwendigkdt  faataaatellen,  waa  nach 
der  f^anaMachen  Geaetagebang  in  nnd  amltodiaebea  Verlaneuacbafti- 
TennOgen  iat 

Dagegen  mnbta  der  yerwalfamgagwichtabof  in  eine  Entaobcndnng  darOber 
eintieteD,  welche  der  von  der  framOsitohea  Erbatmier  getrofEenen  (bew^licben) 
Nachlalaaachen  als  in  Frankreich  .„befindlich"  ananaeheu  dnd,  und  ea  mnfli 
Ueii>ei  aofort  bemeiU  werden,  dab  öeh  in  der  Oeterrejehiacheu  Qeaetagebong 
anf  demOebiete  deePriTatrechtea  <ü)e geaetaliohe Beettmmnng,  durch 
velehe  die  Örtliche  Lage  einer  Sache  featgeatellt  würde,  niebt  findet  nnd 
wohl  auch  nicht  finden  kann,  da  bei  körperliehen  tjadh«  die  örtliche  Lage 
deraelben  nieht  awdfelhaft  sein  kann  nnd  daher  einer  beaondaren  Bestimmung 
nicht  bedarf,  bei  nnkörperlichen  Sachen  aber  von  «ner  Örtlichen  Lage,  welche 
(ine  den  ^uen  warnehmbare  inTaere  Erscheinung  derselben  Tonuuaetste, 
köne  Bede  Min  kann.  In  örtlicher  Beaiehung  kommt  f3r  die  PriTstrechta- 
geaetsgebnng  nor  in  Betracht,  nach  welchem  örtlichen  Bechta  die  in 
Besag  anf  eine  Sache  vorkommenden  BechtsTerhiltnitse  an  beurteilen  seien 
nnd  hl  dieeer  Bicbtnng  hat  der  §  SDO  dea  a.  b.  G.B.  die  Nonn  aafgesMlt, 
dals  bewegliche  Sachen  mit  der  Person  dee  EigentOmeie  nnter  gleichen 
Oesetsen  (Peraonalatatnten)  stehen.  DaA  aber  mit  dieeer  Norm  nicht  etwa 
^ne  geaetaiiche  Xlktion  in  Beang  anf  die  Ortliche  Lage  der  Bache,  oder  eine 
Beatinunang  geadiaffen  weiden  sollte,  nach  welcher  f&r  jede  einselne  Sache 
die  (fingierte)  Örtliche  Lage  derselben  fsstgeatellt  werden  kOnute,  geht  eohoa 
daiana  herror,  dab  der  £ägentllmer  einer  Sache  bestritten  adn  kann,  und 
dab  m  deh  in  vielen  mien  eben  erst  nm  die  Featstellmig  dea  QgenUlmeia 
baadell  So  wird  beisidelsweise  die  Frage  der  Ersitsnng  anch  dner  beweg- 
lieben Saehe  gewib  nicht  nach  dem  Peraonalstatnte  des  &9itMnden  oder 
dea  bisbetigen,  viellnoht  gar  nicht  bekannten  EigaatOmeiB,  sondern  nur  nach 
dem  Beehte  dar  gelegenen  Saehe,  das  ist  nach  jenem  Recht  benrteilt  werden 
kSonen,  wdches  an  dem  Orte,  wo  rieh  die  Sache  phjrslsch,  also  nicht  fingiert 
befindet,  in  Geltang  steht  Der  Sinn  des  §  SOO  des  allgemeinen  bOTgerlieben 
Oeaetsbnchga  ist  lomit  nor  der,  dab  Reehtshandlnngen,  welche  der  Eigen- 
tflmer  einei  Sache  als  solcher  in  Beang  anf  dieaelhe  vornimmt,  nach  dem 
Persaiialatatnte  an  benrteilen  sden.  Dnd  dies  ist  anch  der  Sinn  des  von 
der  Beachwenle  wiederholt  dtierten  Satsea  „mobiUa  owibiu  MhoereNf.*  Za 
bemalen  wire  hierbei  nur,  dab  wohl  der  g  99  dea  Gesetzes  vom  1. 8.  ISSfi, 
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K.Q.BL  Nr.  lU  (JniüdlktioiinKinn)  bei  Fwtotellinig  des  aericlilMludM  6m 
VermSgou  die  Beethmniuifc  trifft,  lUA  bei  Foidemngm  der  WobiMiti  6m 
Drittactwldnen  »!•  der  Ort  gilt,  wo  iIbIi  du  Vermögen  befindet;  ei  ist  aber 
klu,  dftfa  tüenoit  keineswegi  eine  anf  dem  RechtageUete  allgemdB  gflllige 
Beatininmiig  getroffen  oder  Bcceptiert,  londem  lediglich  eine  Fiktion  ad  lux, 
and  EWU  im  Intetvase  der  &leicbtening  der  ExekationafBhnmg  geachKffiBn 
-werden  wollta 

Wenn  nnn  die  Verordnnng  vom  S.  4.  1654  von  dem  im  Atulande  be- 
findlicheo  (beweglieben)  VerlaMeneehaflaTermögen  ipricht,  ohne  —  wie  in  dem 
fraoaOüeben  QeeetBe  vom  23.  8  1871  —  eine  uBhere  BrklSning  beianfSgen, 
■o  können  nmeh  dem  oben  Geakgten,  aleo  bei  dem  Huigel  änts  geeetalidien 
Terminologie,  die  Worte  „im  Aoaluide,  bedehungewräe,  im  vorliegenden 
Falle  in  Frankreieh  befindlich"  —  nur  nach  dem  gewöhnlichen  Spneh- 
gebranche  interpretiert  werden.  Dab  rieh  aber  hieoiiach ,  wie  eehon  oben 
erwUmt,  körperliche  Sachen  au  dem  Orte  befinden,  wo  rie  im  gegeboea 
Zaitpimkte  faktiech  liegen,  kann  keinem  Zireifel  untersogen  werden.  Ee  war 
demnach  aach  richtig,  dafe  die  Elnanibehörde  bei  ihrer  Berechnung  nnr  die 
in  Frankreich  liegenden  FahmitM  nnd  Bargelder  in  RUekaieht  zog.  Bi 
bandelt  eich  aleo  nur  um  die  Pt%ge,  wo  neb  nach  dem  gewShnlichen 
Sprachgebranche  der  Sita  von  obligatoriecben  VerhUtniMen  (Forderaogen) 
befindet  und  ob  Inhaberpapiere  (Aktien,  Obligationeii)  zu  den  kSrperiiebmi 
oder  nnkSiperlichen  Sachen  an  rechnen  nnd.  Was  die  Forderungen  anbe- 
langt, eo  eischeint  anHcblieTBlich  der  OlKubiger  ab  Triger  des  Reebtea,  ae 
haften  an  eeiner  Fereon  nnd  er  ist  in  der  Lage,  an  jedem  Orte,  wo  imioer 
er  lieh  befindet,  mit  unmittelbarer  Wi^nng  Aber  den  Inhalt  des  Fordermigs- 
rechtee  au  disponieren.  Forderangsrechte  können  daher  al*  von  der  Penao 
des  OlKnbigers  getrennt  Überhaupt  nicht  gedacht  werden,  wogegen  der  Schuldner 
niemals  als  Triger  des  Rechte*  beEmchnet  werden  kann.  In  dem  Momente,  wo 
dicForderung  erfüllt  wird,  eriischt  sie  auch  und  n  tritt  etwas  andaree,  Inder  Regel 
«ne  körperliche  Sache,  an  ihre  Stelle,  förderen  Belegenheit  dann  alleidtngsiiv 
EifQUnngsort  mafsgebend  ist.  Für  das  Forderungsrecht  lelhat  aber  ist  weder 
der  ErfflUnnge-  noch  der  Wohnort  des  Schuldners  entschddend.  E*  wiid 
daher  ancb  sprachgebriachlich  von  einem  anei^rta,  das  ist  anfseriialb 
des  Wohnortes  des  Berechtigten  befindliehen  Vennögen  nur  in  Beang 
auf  körperliche  Sachen  gesprochen  und  von  einem  lediglich  in  Forderangn 
bestehenden  Vermögen  niemals  gesagt,  dab  ee  rieh  mit  Beziehung  anf  den 
Gltnbiger  an  ^em  anderen  Orte  befinde. 

Insofern  demnach  mit  der  angefochtenen  Entsebddung  nur  die  asf 
die  „franzfirichen"  Privatfordeiungen  und  die  auf  bti  franaOsisehen  Banken 
beatebenden  Kontokorreutforderangen,  nicht  aber  auch  die  anf  simt- 
liche  in  der  Nachlafsnach Weisung  aufscheinenden  Forderungen 
in  der  Höhe  von  5821014  Free.  79  Cts.  nnd  1541254  fl.  entfallende 
fransOsiscbe  Erbetener  in  Abzug  gebracht  wurde,  erscheint 
diese  Entscheidung  nicht  als  im  GcMtxe  begründet.  Andere  vohllt 
ee  sich  nüt  den  Inhaberpapieren,  Hier  iat  lunKehst  fblgendea  au  bemeikea. 
Wollten  Inhaberpapiere  nicht  als  körperliehe  Saoben,  als  selbetindige  Wett- 
trlf^,    Bondem    nnr   ab   Beweisdokumente   für   das   dtuch    sie    beseogle 
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aenwUndig  bestehende  ReehtsreriiUtiili  ugtoeheD  werden,  m  mlllbte  nriecben 
Obligatimen  und  Aktien  antereehieden  werden. 

Aktien  tod  Industrie-  oud  Hsndelsiuiteiiiehiinmgen  hemigen  niemals 
tön  Forderniigsrecht,  sondern  nnr  die  rechtliche  Thstssehe,  itSa  der  Inhsber 
enien  ideellen  Anteil  an  der  Üntemehmmig  hat.  Fflr  die  Belegenheit  eiuea 
MU  Aktien  bestehenden  Vermoos  kBme  daher  spnchgehr&nchlich  der  Sits 
der  Untetnelunnng,  köneewega  aber  —  wie  die  Beschwerde  behauptet  —  das 
Dondiil  des  Inhabers  in  Betaracht.  Es  moli  jedoch  hierron  abgesehen 
werden,  da  Inhaberpaidere  nnr  als  kSrperiiche  Sachen  angesehen  werden 
kennen. 

Denn  das  Becht  des  Inhabers  entsteht  keineswegs  ans  ^em  zwischen 
dem  Inhaber  nnd  dem  Verpflichteten  oder  den  Tetlnehmem  an  uner  Unter- 
nehmung geschlosseneu  EeehtsgesehSfte,  Bondetn  ansschlielslich  aoi  der 
Thatsache  der  lunehabnng  des  Papieres,  snmal  auch  deijenlge,  welcher 
aof  keine  nach  dem  Priratrecht  den  Übergang  einer  Forderung  oder  Dhar- 
luapt  eines  Bechtes  begründende  Weiee  in  den  Besits  oder  eigeutlieh  in  di« 
Idorse  Innehahnng  der  Ptpieres  gelaugt  ist,  als  der  alldn  Berechtigte  er- 
scheint nnd  sobin  der  Übergang  des  Rechtes  durch  die  blofse  Beäta- 
ergräfang  seihst  ohne  nnd  beziehnnga  weise  gegen  den  Willen  des  früher 
Berechtigten  erfolgt  Nor  de^enige,  welcher  das  Papier  selbet  besitzt,  ist 
in  der  Lage,  mit  nnmittelbarer  Wirkung  gc^en  Dritte  Qber  das  Becht  an 
disponiereu  und  die  IXspositionsmi^lichkät  selart  demnach  den  Besits  des 
Papieres  vorans.  Das  Termögen,  beziehungsweise  der  Vermögenswert, 
irelcher  durch  das  Papier  reprfisentiert  wird,  ist  also  in  demselben  toII- 
kommen  TerkSrpert  nnd  bildet  daher  in  der  Oestalt  des  Papieres  due 
körperliche  Sache.  Am  auffallendsten  erscheint  der  Unterschied  cwischen 
penSnlichen  Sechten  nnd  Bechteu  ans  Inheberpapiereu,  wenn  au  die  Casrfon 
ouer  Foidemng,  besiehnngs weiee  an  den  Verkauf  des  Inhaberpapieres,  ge- 
dacht wild.  Durch  eine  rechtswirksam  vorgenommene  Cession  gebt  die 
Forderung  selbst  unmittelbar  in  das  Tennitgen  dee  Ceeeion&rs  ttber  nnd  dar 
Cedeut  hat  sein  Becht  verloren.  Durch  den  Verkauf  tines  Inhaberpapieres 
wird  nur  ein  Anspmch  des  Ellnfeis  g^en  den  Verkäufer  auf  Übergabe 
des  P^deres  b^^rflndet,  wogegen  der  KKnfer  das  Becht  gegen  den  Ver- 
pflichteten erat  dnrch  die  Besitaergreifung  erwirkt,  bis  so  welchem 
Zeitponkte  der  VerkBufer  rechtlich  nneingeschrftnkt  ttber  das  Papier  nnd 
somit  auch  über  das  Becht  in  anderer  Wräe  veifBgen  kann.  Der  dnmge 
Fall,  in  welchem  an  die  Ezistens  einer  von  dem  Papiere  losgelösten 
Fordemng  gedacht  werden  könnte,  wire  der  wner  Vernichtung  oder  eines 
Verlnslea  desselben,  insofern  nach  den  positiven  Vorschriften  eine  Amord- 
riemng  cuUseig  erscheint 

Allein  das  Amortisierangever&hren  beruht  nicht  anf  dv  prindpiellen 
Annahme  dee  Fortbestandes  des  Rechtes,  welches  doch  inswiachen  in  un- 
anfechtbarer Weise  an  eine  dritte  Person  gediehen  sein  kann.  Dasselbe  ist 
vielmehr  nur  darauf  gerichtet,  ön  verloren  gegangenes  Recht  kraft  positiver 
Vorschrift  ans  Billigkeitsgrtlnden  und  unter  gewissen  Voraussetzungen 
wieder  herzasteilen.  Den  vorstehenden  Aaseinaudersetznngen  entspricht  auch 
der  Sprachgebranch,  indem  von  einem  in  Inhaberpapieren  bestehenden  Ver- 
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ml^en  gesagt  wird,  es  beflnde  ^ch  ui  juiem  Orte,  wo  die  Ptfitn 
deponiert  hihL 

Die  ugefoctatsne  EDtschädmig  hat  daher  mit  B«clit  aageoommBn,  dab 
jene  is  den  Nuhlab  gehörigen  iDhaberpapiera  (Aktien  und  OUigalionai), 
welche  bei  Baoken  anItMrhalb  Fmnkieicha  deponiart  (ind,  nicht  ala  in 
Fnnkreich  befindliches  Vermögen  angeeehen  werdm  kOtman. 

Schlieflilich  iet  nnr  noch  an  bemerken,  daij  der  Tt»  der  Beechwsrde 
betonte  Umstand,  dafs  einaelne  Anataltm  in  Belgien  and  Holland,  bei  welchen 
solche  Pajüere  erliegen,  Filialen  von  fnmlMMhen  Banken  uäm,  nach  dem 
Vorgesagten  ohne  Belang  ist,  da  ee  nicht  daianf  ankommt,  bei  wem, 
sondern  an  welchem  Orte  die  Fairere  erHegen. 

U. 

Der  k.  k.  Verwaltangegerichtahof  hat  über  die  Beschwerde  des  .  .  . 
gegen  die  Entscheidung  dee  k.  k.  PinKaxm inisterioms  rem  10.  10.  1900 
Z.  47  439,  betr.  eine  NochlaTsgebÜbr,  nach  der  am  14.  G.  1902  dmxhgefübrteB 
Öffentlichen  mändlichen  Veihandlnng,  la  Recht  erkannt: 

Die  Beschwerde  wird  als  nnbegründet  abgewiesen. 

£ntscheiduugsgKünde:  Was  ranfiehst  die  Einbeüehnng  des  Be- 
tragea  per  ...  in  die  Nachlabaktiven  anbelangt,  so  kann  ea  —  wie  and 
die  beiden  Streitteile  selbst  fibereinstimmend  in  ihren  Ansfährongen  bei- 
voiheben  und  anerkennen  —  angesichts  der  Bestinminngen  des  Pnnktes  8 
der  HinisteriolTerordnang  vom  8.  4.  1854  B.a3.  Nr.  84  bei  der  Entscha- 
dung  dieser  Streitftage  nur  dantnf  ankommen,  ob  die  Ansprüche  de«  Erb- 
lassers ans  seiner  Beteiligung  als  stiller  Gesellschafter  an  dem  unter  da 
Firma  .  .  .  hierlands  betriebenen  flandelsgewerbe  als  ein  ,hierlandi 
befindliches"  NocblalsTermflgen  aniusehen  sind  oder  —  wie  die  Be- 
schwerde behauptet  —  als  eine  mit  der  Person  des  Erblassen  in  jeder  Be- 
ziehung untrennbar  verknQpfte  „Forderung"  an  den  Wohumti  de* 
Fordeningaberechtigten  gehörig,  Torliegenden&lls  somit  als  in  .  .  .  befind- 
lich ,  demnach  der  hiesigen  Gebfihrenpflicht  nicht  nnterli^eud  anm- 
sehen  sind. 

In  dieser  Besiehnng  Teimochte  der  Verwaltnngsgerichtgfaof  snn&dut 
nicht  der  ron  der  Beschwerde  rertretenen  Aiucbaaang  beiznpflichten,  dab 
diese  Frage  schon  durch  die  Norm  des  g  800  des  a.  b.  G.B.  im  Zusammen- 
hange mit  den  Bestimmungen  der  g§  298  und  299  des  o,  b.  Q.B.  im  Binse 
der  Beschwerde  gelöst  erscheine.  Der  Gerichtshof  war  vielmehr  der 
Bechtsanschaiymg,  daTs  sich  in  der  österreichischen  Gesetigebong  anf 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  eine  gesetsliche  Bestimmung,  iunk 
welche  die  örtliche  Lage  einer  Sache  festgestellt  würde,  nicht  findet 
und  auch  nicht  finden  kann,  da  bei  körperlichen  Sachen  die  örtliche  Lege 
derselben  nicht  aweifethaft  sein  kann  und  daher  einer  besonderen  Bestim- 
mnng  nicht  bedarf,  bei  nnkörperlichen  Sachen  aber  von  einer  Brtliclmii 
Lage,  welche  eine  den  Sinnen  wahrnehmbare  Erschdnnng  vorauasetit, 
keine  Rede  sein  kann.  In  örtlicher  Beiiehung  kommt  ffir  die  Privatrechti- 
gesetsgebnng  nnr  in  Betracht,  nach  welchem  Ortlichen  Rechte  die  in 
Bexng  anf  eine  Sache  vorkommenden  ReehtsvechUtaiiBse  lu  beurteilen  leien, 
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und  in  dieser  Beiieliniig  hat  der  S  800  dM  >.  b.  O.B.  die  Nom  «nffceatellt, 
dab  bewegliche  Skcben  mit  der  Perton  ihr«  Eigentflmers  nnter  gleiehen 
Oesetsen  (Penonalstatnten)  iteben.  DkTs  aber  mit  dieser  Norm  nicht  etwa 
eine  gesetElicbe  Fiktion  in  Being  auf  die  Örtliche  Lage  der  Sache  oder 
eine  Beatinunong  geschaSen  werden  sollte,  nach  welcher  ffii  jede  dnielne 
Bache  die  (fingierte)  Ortliche  Lage  denelben  festgestellt  wraden  kOnnte, 
geht  schon  daraos  hervor,  dars  der  Eigentümer  einer  Sache  bestritten  sein 
kann,  und  dafs  es  sich  in  vielen  FUlen  eben  erst  um  die  Feststellnng  des 
EigentOmers  handelt.  So  wird  beiBpielsweise  die  Frage  der  Ersitinng 
aneh  einer  beweglichen  Sache  gewils  nicht  nach  dem  Peraonalstatute  des 
Ersitzenden  oder  des  bisherigen,  vielleicht  gar  nicht  bekannten  Eigen' 
tfimers,  sondern  nnr  nach  dem  Rechte  der  gelegenen  Sache,  d.  i.  nach 
jenem  Rechte  beurteilt  weiden  kOnnen,  welches  an  dem  Orte,  wo  aich  die 
Sache  phyüsch  —  also  nicht  fingiert  —  befindet,  in  Oeltnng  steht  Der 
Sinn  des  §  300  des  a.  b.  G.B.  ist  somit  nur  der,  dah  Rechtshand- 
Inngen,  welche  der  Eigentfimer  einer  Sache  als  solcher  in  Being  auf 
dieselbe  vornimmt,  nach  dem  Personalstatate  tu  beurteilen  seien. 

Ebensowenig  war  der  Gerichtshof  in  der  Lage,  fBr  die  LCsnng  dieser 
Frage  den  von  der  FinanEverwaltnng  ffir  ihren  Standpunkt  bernfenen  Be- 
■timmnngen  des  |  d9  des  Oeeeties  vom  1.  8.  1895  B.Q.B.  Nr.  111  (Jnri»- 
diktionsnonn)  nnd  des  g  4  Z.  6  des  Geseties  vom  27.  5. 1896  R.G.B.  Nr.  79 
(Eiekntionsordnang)  sine  entscheidende  Bedentnng  siunerkennen.  Denn  an 
enterer  Stelle  wird  keineew^s  eine  allgemein  gfiltige  Bestimmung  ge- 
troffen oder  Bcceptiert,  dahin,  dab  gmndsAtslich  der  Wohnsits  des  Schuld' 
nere  der  Ort  sei,  an  welchem  sich  die  Fordemng  befindet,  sondern  es  wird 
lediglich  im  Interesse  der  Erleichterung  der  KlagefBhmng  gegen  Personen, 
welche  im  Inlands  keinen  Wohnaiti  haben  (im  Gegensatse  su  der 
Korapetenabestinuniing  des  allgemeinen  Gerichtsstandes  der  g§  65  und  66 
der  Jnrisdiktionsnorm)  ein  speoieller  Gerichtsstand  des  VeimOgens  ge- 
schaffen nnd  hierbei  —  ohne  anf  die  Frage,  ob  dem  Belangten  gehörige 
Fordernngen  sieh  an  seinem  auslindischen  Wohnsitie  oder  am  Wohnsitie 
seines  Scbnldners  befinden,  irgendwie  meritorisch  einmgehen  —  eine 
Fiktion  dahin  angestellt,  dafs  rücksichtüch  dieses  besonderen  Gtorichts- 
■tandes  bei  Forderungen  „der  Wohnsits  des  Dritt  Schuldners  als  der  Ort, 
an  welchem  sieh  das  VeimOgen  befindet,  gilt".  DaTs  es  sich  am  nichts 
anderes  dabei  handelt,  als  nm  eine  proaessnale  HaTsregel  der  leichteren 
Rechtsverfolgnag,  ergiebt  sich  sofort  ans  dem  sweiten  Batae  des  §  99 
Albea  2  leg,  cit.  Denn  wenn  der  Drittschnldner  thatslchlich  einen  Wohn- 
sitz im  Auslande  bat,  sich  aber  eine  snr  Sicherung  dieser  Foiderong  haf- 
tende Sache  im  Inlande  befindet,  so  tritt,  wiederum  nnr  im  Interesse  der 
leichteren  Bechtaverfolgnng,  der  Wohnsits  des  Drittschuldner«  sofort  gans 
in  den  Hinte^rnind,  und  es  wird  ohne  jedwede  Bftckaicht  auf  den 
(wenn  auch  auslindischen,  doch  thatstcUich  bestehenden  nnd  bekannten) 
Wohnsitz  de«  Drittschnldners  der  Ort,  wo  diese  Sache  gelegen  ist, 
fflt  die  Bestimmung  des  Oerichtsetandes,  also  ittüi,  wo  sich  die  Forde- 
rung an  den  Drittschnldner  befindet  (Alinea  1  des  g  99  leg.  dt) 
ma&gebend.    In  gleicher  Weise  stellen  die  Bestimmungen  des  g  4  Z.  6 
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der  EzekntioiiHTdiiaiig  nicht  rechtliche  GrondafttEe,  aondon  ladiglieh  die 
ZwBDgBvollstreckiuig  erleichternde  Hafmmhmen  dar,  venu  ea  daaelbnt 
heifst,  dftfs  bei  EiekntioDen  auf  Forderangen  als  Ort,  im  dem  rieh  dm* 
Vermögen  befindet,  in  gelten  hat  der  Wohnsitz,  Siti  oder  AnfentbAlt 
des  Drittschnldners  oder,  wenn  dieselben  unbekannt  oder  nicht  im  Qtl- 
tungsgnhiet  des  Gesetzes  ^egen  w&ren,  der  Ort,  an  welchem  sich  das  fir 
die  Forderung  eiDger&nmte  Pfand  befindet,  und  bei  bScherlich  sicher^ 
gestellten  Fordernngen  der  Sits  des  Gerichte«  der  Einlage.  Do 
hiernach  weder  die  von  den  beiden  Streitteilen  berufenen,  noch  ander- 
weitige gesetzliche  Bestimmungen,  insbesondere  auch  nicht  jene  der  mafs- 
gebenden  HinisteHolTerordnang  Tom  8.  4.  1854,  B.Q.B.  Nr.  84,  eine  Legal- 
definition enthalten,  aus  welcher  sich  ergeben  würde,  welches  NachlaTs- 
vennCgen  als  ein  hierlands  befindliches  ancnaeben  ist,  so  erscheint  die 
Auslegung  des  Wortes  hierlands  „befindlich"  mit  Bedachtnahme  auf  andere 
Momente  geboten. 

Bei  ?iner  solchen  Auslegung  ist  nun  zuzugeben,  dals  die  Beechwerde 
allerdings  dann  im  Bechte  w&re,  wenn  es  rieh,  wie  sie  behauptet,  wirklich 
nm  eine  „Forderung"  »tmu  wtrüio  handeln  würde.  Denn  bei  Forderungen 
erscheint  allerdings  ansschliefslich  der  Ql&ubiger  als  Triger  de«  Rechtes, 
sie  haften  an  seiner  Person,  er  ist  in  der  Lage,  an  jedem  Orte,  wo  inuno 
er  eich  befindet,  mit  unmittelbarer  Wirkung  über  den  Inhalt  des  Forde- 
mngscechtes  zu  disponieren;  Forderungsrechte  kflnnen  daher  als  von  der 
Person  des  GUubigers  getrennt  überhaupt  nicht  gedacht  werden,  wogegen 
der  Schuldner  niemals  ab  Trftger  des  Hechtes  bezeichnet  werden  kann. 
Allein  nach  der  Anschauung  des  Oeriehtshofes  handelt  es  üch  hier  über- 
haupt nicht  nm  eine  „Forderung"  in  diesem  Sinne. 

Nach  Art  gäO  des  Eandelagesetces  ist  eine  stille  Gesellschaft  vor- 
handen, wenn  sich  jemand  an  dem  Betriebe  des  Haudelsgewerbes  eines 
anderen  mit  einer  VermOgenseinlage  gegen  Anteil  am  Gewinne  und  Tei^ 
luste  beteiligt. 

Wenngleich  nun  gemftfs  Art  251  leg.  cit.  der  Inhaber  des  Haudels- 
gewerbes die  Geschäfte  unter  seiner  Firma  betreibt  und  (iusolange  niefal 
der  Ausnahmsfall  des  Art  257  l«g.  cit  vorliegt)  aus  den  Gesch&ften  dea 
Hand elsge werbe»  zufolge  Art  256  leg.  cit.  der  Inhaber  desselben  dem 
Dritten  gegenüber  allein  berechtigt  nnd  verpflichtet  wird,  so  vermag  doch 
ebensowenig  die  (auch  hei  der  offenen  Handelsgesellschaft  nach  Art  S9 
leg.  cit  vertragsm&frig  znlftssige)  hier  ex  lege  nur  dem  einen  Gesell- 
achafter, nXmlich  dem  Inhaber  des  Handelsgewerbes,  übertragene  Geschftfts- 
f&hmng  als  auch  die  verschiedene  Stellung  der  beiden  Gesellschafter  nach 
aufsen,  dem  Dritten  gegenüber,  dem  Verhältnisse  der  beiden  Gesellschafter 
untereinander  die  rechUiche  Natur  einer  Erwerbsgesellschaft  n>  benehmen 
und  es  an  einem  blofaen  SchuldverhUtnisse  lu  gestalten. 

Beide  Gesellschafter  treiben  gemeinsam  ein  Haadelsgewerbe 
(dessen  Betriebsführung  allerdings  dem  einen  derselben  übertragen  ist), 
nnd  beide  haben  Anteil  am  Gewinne  und  Verlaste  desselben 
(s.  Art  250  nnd  254  1^.  cit).  Von  diesem  in  einem  eventuellen  Aktiv- 
beteilignngssaldo  bestehenden  Ansprüche    des  stillen  Gesellschaften 
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muTi  nmch  der  BeebtunBchanung  des  Qerichtahofes  notwendigerweise  an- 
genommen  werden,  dab  derselbe  sich  dort  befindet,  wo  «ich  du  Bandeis- 
gewerbe befindet,  welches  die  Grundlage  des  BechtsTerhiltnisBea  bildet, 
and  mit  dessen  Erfolge  die  Ansprüche  des  stiilen  GeaellschafteTs  nach 
Bestand  and  Um&ng  untrennbar  verlcnäpft  sind. 

Die  Beschwerde  beruft  sich  cnr  Bechtfertigong  ihrer  Ansohanniig, 
Mich  der  stille  OesellHchafter  sei  nichts  anderes  als  nur  ein  ,Fordemng8- 
berechtigter"  mnsw  itrieto  gleich  Jedem  anderen,  auf  die  Art.  258,  259  and 
365  des  Handelagesetibnehea.  Nnn  ist  es  allerdings  richtig,  dals  der 
Art.  265  leg.  cit.  dahin  lastet,  dafa  nach  AnflDsnng  der  stillen  Gesellschaft 
der  Inhaber  des  Handelegewerbes  sich  mit  dem  stillen  Oesellaehafter  ans- 
rinandereetcen  nnd  „die  Forderung  desselben  in  Geld  beriehfigen  mnfs", 
nnd  dab  eben  deshalb  auch  dei  Art.  259  leg.  ciL  für  den  daselbst  er- 
wähnten besonderen  Fall  der  Auflösung  die  dem  stillen  Gesellschafter  zur 
Geltendmachung  als  Konkunglftubiger  vorbehaltenen  Ansprüche  als  „die 
ihm  in  dem  Zeitpankte  der  Auflösung  ans  dem  OesellsebaitsveTh&ltnisse 
znstebende  Forderung"  beneicbnet  Allein  auch  diese  Forderung  nach 
AaflOsung  der  stillen  GesellHchaft  wird  noch  immer  keine  Forderung  i-t 
obigen  Sinne  mit  einem  lifEeTm&fsig  gegebenen  Fordemngsbetrsge,  sondern 
bleibt  noch  immer  ein  Anspruch  auf  fieranssahlnng  des  schlieblich  nach 
Liquidation  der  bei  der  Auflösung  noch  schwebenden  Gesch&fte 
(Art.  265  leg.  cit)  etwa  reanltierenden  Be teiligungsealdos,  welche 
Liquidation  nach  ihrer  Durchführung  noch  immer  an  dem  Endergebnisse 
fShren  kann,  dafs  für  den  stillen  Gesellschafter  überhaupt  nichts  resaltiert. 

Der  weiters  bemfMie  Art.  258  des  Handetageaetzbuches  spricht  aber 
S4^r  direkt  gegen  die  Beschwerde.  Denn  gerade  nur  in  dem  einen  Falle, 
wo  der  stille  Gesellschafter  nicht  fordernngsberechtigt,  sondern 
einzablungspflichtig  ist  [Alinea  2),  braucht  der  stille  GesellBchafter  seine 
rflckst&ndigen  Einlagen  nur  bis  zu  dem  Betrage,  der  cur  Deckung  seines 
Anteiles  am  Verluste  erforderlich  ist,  in  die  Konkursmasse  zu  zahlen  und 
kann  rncksichtlich  des  Beates  der  Einlage  von  dem  dem  Forderanga- 
bereehtigten  im  allgemeinen  zustehenden  Bechte  der  Kompensation  zwischen 
Einzahlangspflicht  und  Bückforderungsanapruch  Gebrauch  machen,  w&h- 
rend  im  Falle  der  Alinea  1  der  fordernngsberechtigte  stille  Gesell- 
schafter, der  seine  Einlage  voll  eingezahlt  hat,  eine  Forderung  nur  als  ge- 
wöhnlicher KonkunglSnbiger,  also  mit  der  eventuellen  Aussicht  auf  gor 
keine  oder  nur  eine  minimale  Quote  geltend  machen  kann,  somit  eine 
doppelte  Einbnfse  erleidet  durch  seine  Parti  cipation  am  Geschftfts  Verluste 
an  sich  nnd  dann  noch  an  seinem  rOckstAndigen  Einlag  erückfbrderungs- 
ftnspmche  wegen  Unsnlftnglichkeit  der  Massa,  nnd  swar  nur  deshalb,  weil 
er  kein  Focderungsberechtigter  ist,  sondern  eine  Doppelstellnng 
einnimmt,  nfanlich  vor  allem  Gesellschaftsteilbaber  ist,  und  nur 
rnckaichtlidi  des  durch  die  Anteilnahme  am  Terlnate  nicht  berührten  Ein- 
Ingerestes  znm  Konknrsgl&uhiger  wird.  Auf  Qmnd  dieser  Erwftgnngen 
war  demnach  die  Beschwerde  in  diesem  Pnnkte  ala  unbegründet  abzu- 
weisen. 

2.  Ebenso  hat  der  VerwaltODgagericlitshof  den  zweiten  Beschwerde- 
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punkt  als  nnbegrflndet  eikumt,  dahin  gehend,  daA  die  in  England  vom 
gsnxen  beweglichen  Naehlaew  beuhlte  Sproientige  eatate  dufy  and  die 
von  dem  ftr  die  Universalerben  verbleibenden  reinen  Erbteile  benhlte 
Sprocentige  kgaeg  dwty  sosammen  im  Betrage  von  ...  als  Abiagipoet  bei 
der  Tergeb&hrung  des  hierlands  befindlichen  Nachlaeaea  anzaerkennen 
waren. 

Nach  der  Bestimninng  dea  §  1  B.  de«  GebflhrengeMtie«  unterliegen 
der  Abgabe  alle  VennOgensftbertragnngen  von  Todeawegen,  tmd  nach  |  57 
leg.  cit  nnteriiegt  der  OebShr  der  geeamte  Nachlab  nach  Abachlag  der 
daeelbat  aufgesAbltan  Abingspoeten,  wobei  im  sweiteu  Satie  Alinea  1  de* 
S  57  leg.  cit  gninds&telicb  beetimmt  wird,  daFi  vom  NacblaaM  ab  aoleben 
an  entrichtende  Gebähren  nnd  Abgaben  vom  Naeblaase  vor  der 
Berechnung  der  Gebühr  nicht  abgeiogen  werden  dürfen. 

Ee  liegt  nun  keine  geoetiliclie  Beatimmung  vor,  welche  für  den  vor- 
liegMiden  Fall  ein  ansnahmiweises  Abgehen  von  diesem  prindpiellen  Omnd- 
aatie  au  rechtfertige  vermochte.  Denn  die  von  der  Beschwerde  berufene 
Ministerialverordnung  vom  8.  4.  1854,  B.Q.B.  Nr.  84,  kennt  nnr  im  eistai 
Fnnkte  dnen  solchen,  hier  nicht  vorliegenden  Ausnahmsbll,  ntmlich 
wenn  es  sich  am  ein  im  Auslände  befindliches  Verlassenschafts- 
vermSgen  von  im  Aaslande  verstorbenen  Osterreichiacheu  Unter- 
thanen  (von  den  nnbeweglicfaen  Sachen  überhaupt  abgesehen)  handelt 

Für  den  im  iweiten  Punkte  ebendaselbst  besprochenen,  hier  vorliegen- 
den Fall  der  TergebQhrung  eines  hierlands  befindlichen  NaehlaTs- 
vermfigens  solcher  Personen,  welche  keine  österreichischen  Unter- 
thanen  sind,  bestimmt  aber  diese  gerade  ,sur  Behebung  der  Zweifel 
über  die  Anwendung  der  §g  1  B.  und  57  dea  Gebflhrengeseties  auch  auf 
solche  NachlaTaveimSgen"  erlassene  Verordunng,  dafs  anf  solche  NacUab- 
veimSgen  ,die  erwShnten  gesetilichen  Bestimmnngen  Anwen- 
dung haben*,  und  swar: 

a)  ohne  Ansnabme  für  bewegliche  Sachen, 

b)  soweit  der  MacblaTs  in  beweglichen  Sachen  besteht,   wenn  nicht 
nachgewiesen  wird,  dab  das  bewegliche  NaohlarsvermSgeo  Oster- 
reichischer  Untetthanen  als  solcher  keiner  wie  immer  gearteten  Qe- 
bOhr  in  jenem  Staate,  welchem  der  Erblasser  angehOrt,  nnterli«^ 
Nur  für  diesen  einen  Fall  der  gebührenfreien  Behandlung  beweg- 
licher NacUisse  seitens  des  fremden  Staates  (von  der  Eiterritorialitit 
abgesehen)  ist  somit  von  der  Qmndregel  des  g  57  des  Gebühr engeBCtBes 
abzugehen;  liegt  ein  solcher  Nachweis  aber  nicht  vor  (und  vorliegenden- 
falls  wurde  eine  solche  gebührenfreie  Behandlung  nicht  einmal  behauptet, 
geschweige  denn  nachgewiesen),  so  hat  der  Grundaati  des  §  57  dea  Ge- 
bühren gesetzes  von  der  Nicbtabsngsf&higkeit  der  Nachlafsgebühren  nach 
der  positiven  Norm  der  mehreitierten  Hinisterialverordiinng  nicht  nnr  auf 
den  unbeweglichen,    sondern    auch    auf   den   beweglichen  Nachlafs  An- 
wendung.   Wenn  die  Beschwerde  die  Bestimmnngen  des  Punktes  1  auch 
analog  auf  die  Fälle  des  Punktes  2  angewendet  sehen  will,   so  sind  — 
ganz  abgesehen  davon,  dafs  der  Charakter  dieser  Bestimmnngen  ab  Ans- 
nahmsbeatimmungen  einer  extensiven  Interpretation  entgegensteht  —  die 
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hierffir  von  der  BMchweide  geltend  gemftcliteii  Hotire  offianbar  nicht  sp- 
ä'effend.  Dorn  wenn  die  Beecfaweide  betont,  dafs  doch  StterreichiBche 
ünterthftnen  ihrem  StaAte  gegenüber  gewiüi  grObere  Terpfliclitniigen 
haben  als  Analbider,  bo  äbenieht  sie,  dals  ee  nach  der  in  Rede  etehenden 
HiniiteiiKlverordnong  gar  nicht  auf  die  StaatabfirgerBchaft  der 
Erben,  sondern  nnr  anf  den  üroctand  ankommt,  in  welchem  Staats- 
gebiete lieh  der  NachlaTB  —  mOgen  dessen  Erben  wer  immer  sein — 
befindet.  Wenn  die  BeBchverde  aber  d&ranf  rerweiet,  da&,  wenn 
schon  beim  Nachlaase  Ssterreichischer  Unterthanen  der  Abiog  ansUit- 
discher  Oebfihren  als  Pasvvpost  zugelassen  wird,  dies  am  so  mehr  fOi 
den  NachlsXs  der  Änsl&nder  gelten  mfisse,  weil  sonet  vom  NacblaHe  der 
ÄnsUnder  noch  mehr  Abgaben  sn  cahlen  w&ren,  als  vom  Nachlasse 
der  InUnder,  so  verkennt  die  Beschwerde,  dab  gerade  dm«h  die  in 
Betracht  kommenden  Bestimmongen  des  Pnnktes  2  der  oft  dtierten 
Uinisterialveiordnimg  der  von  der  Beschwerde  gerfigten  nngleichmSTsigeu 
Behandlung  der  NacbllMe  ro^ebeogt  und  eine  gleichm&feige  Be- 
handtang erstrebt  werden  soll.  Denn rScksichtlioh  der  hier  befind- 
lichen beweglichen  Nacblftsse  von  Anel&ndem  will  eben  das  Oeaetz  die- 
selben Tollkoimnen  nach  den  Grandsfttaen  der  BeeiproeitBt  be- 
handeln nnd  in  dem  Augenblick,  wo  der  fremde  Staat  von  NachUssen 
Österreichischer  StaateangehOriger  k«ne  Oebflhr  einhebt,  bebandelt  aach 
das  Oetenreichische  QesetE  den  Nachlab  des  Analftnders  gebflbrenfrei 
(Fankt  2),  so  dafs  es  nnr  von  dem  anderen  Staate  abhfiogt,  den  beweg- 
lichen Nachliasen  eeiner  unterthanen  hier  die  vollkommen  gleiche  Be- 
handlong  mit  den  Naoblbsen  Orterreichischer  Unterthanen  im  Ausland  ra 
liehen). 

Aaf  Grand  dieser  ErwBgnngen  war  demnach  die  Beschwerde  aach 
in  dem  sweiten  Beschwerdepnnkte  als  nicht  bc^p-flndet  abzaweisen. 


Rumänien. 


KtrehUehe  EhescMiefaung  von  Ausländem  m  Smnämen,  Erb' 
recktsstatut. 

Urteil  des  Easaationshofee  2a  2.  1901  (Cniiemi  Jndiciar  25.  3.  1901 ; 
J.  XXIX,  S.  916). 

Du  ürteü  wendet  folgende  GnmdsKtEe  an: 

1.  Die  in  Romlnien  ctattgebabte  kirchliche  EheschlieCrang  eines  ans- 
ÜDäscheB  Katholiken,  dessen  Heimatrecht  die  kirchliche  Ehescbiiebangsform 
aneAennt,  ist  foirngfllßg. 

2.  Du  Erbrecht  richtet  nch  fBr  die  in  Rnmänien  bel^enen  Immobilien 
nach  ramBniachem  Becht,  fVr  UoUliarvermögen  nach  dem  Hömatnvcht  des 
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Vermischte  Mitteilnngen. 

1.   Kodifikation   des  Obligatloneiirechts  tOx  RuAland. 

Unter  dem  Vorsitz  des  Reichsrats  W.  J.  Stojanowski  hat 
die  KomnüBBion  far  Aufarbeitung  eines  neuen  russischen  Civil- 
gesetzbuchs  als  Teilentwarf  eine  Kodifikation  des  Obligationen- 
rechts  ausgearbeitet,  welche  in  deutscher  Übersetzung  (von 
Rechtsanwalt  Nicolaus  von  Seeler)  durch  das  Bigaer  Bßrsen- 
komitee  (Riga,  Ruetz)  veröffentlicht  und  einer  Begutachtung 
unterzogen  ist,  welche  gleichfalls  gedruckt  (Riga,  Wilhelm 
Scheffer)  vorliegt 

Der  Entwarf  schlierst  das  Handelsrecht  ein,  das  heilst 
er  soll  die  Handelsordnnng  (Ustaw  torgowy)  des  2.  Teiles  des 
XI.  Bandes  des  Allgemeinen  Gesetzbaches  (Swod  sakönow)  be- 
seitigen und  ersetzen. 

Das  Seerecht  ist  nicht  behandelt,  so  dafb  in  dieser  Beziebong 
die  Bestimmungen  der  alten  Handelsordnung  in  Kraft  bleiben 
werden,  falls  nicht  noch  eine  besondere  Seerechtsordnnng  aus- 
gearbeitet wird.  Entsprechendes  gilt  von  dem  Recht  des  Handels- 
Btandes  (Firma,  Register,  Handelsbacher  etc.),  welches  im  Ent- 
wurf nicht  behandelt  ist.  Eine  besondere  Wechselordnung  ist 
bereits  in  Vorbereitung. 

Nor  ein  Teil  der  Bestimmungen  des  Entwurfes  soll  auch 
far  Polen  (wo  der  Code  NapoUon  gilt)  und  für  die  Ost- 
seeprovinzen  (in  welchen  das  Provinzialgesetzhuch  von  1864 
gilt)  Gesetzeskraft  erhalten.  YXa  Polen  sollen  nnr  das  Gesell- 
schafts- und  Versicherungsrecht  sowie  das  Recht  der  Inbaber- 
papiere,  far  die  Ostseeprovinzen  nur  die  ,Bestimmangen  aber 
Handelsgeschäfte"  gelten.  Da  der  Entwurf  keine  Begri^ 
bestimmuDg  der  Handelsgeschäfte  enthält,  so  mafste  die  Er- 
streckung seiner  Geltung  far  die  Ostseeprovinzen  noch  näher 
bestimmt  werden. 

Von  Inkrafttreten  der  Kodifikation  verlautet  noch  nidts. 
Es  heilet,  dafe  nach  Anhörung  verschiedener  Gutachten  nochnuls 
eine  Umarbeitung  erfolgen  soll. 
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2.  Die  OeaetEgrebung  in  Alaska. 

Das  während  Beiner  Verwaltung  durch  die  russüch-amerilcv 
nische  Pelz-Gesellschaft  (1799—1864)  in  rechtlicher  wie  in 
anderer  Beziehung  sehr  vernachl&ssigte  Gebiet  von  Alaska  ist 
auch  nach  seiner  Abtretung  an  die  Vereinigten  Staaten  lange 
Zeit  ohne  rechtliche  Ordnung  geblieben.  Im  Jahre  1884  wurde 
durch  ,An  act  providiug  civil  gOTemment  for  Alaska'  das  in 
Oregon  geltende  Recht  in  Bausch  und  Bogen  auf  Alaska  aber- 
taragen.  In  der  Zeit  von  1898 — 1900  ist  man  durch  mehrere 
fcodifikatorische  Gesetze,  namentlich  diejenigen  vom  14.  Hai  1898, 

3.  M&rz  1899,  6.  Juni  1900  den  beBonderen  BedOrfhissen  des 
Gebietes  gerecht  geworden.  Diese  Gesetze,  deren  Hauptinhalt 
in  dem  Titel  des  nachfitehend  bezeichneten  Handbuches  gekenn- 
zeichnet  ist,  sind  folgendermaTsen  zusammengestellt  im  Buch- 
handel erschienen: 

The  Utws  of  Alaska,  embracing  the  penal  code,  the  code 
of  criminal  procedure,  the  political  code,  the  code 
of  civil  procedure  and  the  civil  code  with  the  treaty  of 
cession  and  all  acta  and  parts  of  acts  relating  to  the  district. 
Annotated  with  references  te  decisions  by  the  courts  of  the  United 
States  and  the  Supreme  court  of  Oregon  bj  Tb.  H.  Carter.  — 
Chicago.    Callaghan  and  Company.    1900. 

8.  EngrlandB  Reohtsentwlokelung  Im  19.  Jahrhundert. 

In  der  Oktobersitzung  der  ,Incorporated  Law  Society  of 
England"  1901  zu  Oxford  hat  der  Präsident  Sir  Henry  Fowler 
eioen  Überblick  Ober  Englands  Rechtsentwickelung  im  19.  Jahr- 
hundert gegeben. 

Nach  Sir  Henry  Fowlers  Mitteilungen  wurden  im  letzten 
Jahrhundert  rund  10500  Parlamentsakte  erlassen.  Die 
letzte  Ausgabe  der  in  Geltung  stehenden  Gesetze  (nRevised 
Statutes")  umfafst  bisher  16,  bis  1886  reichende,  Bände;  davon 
enthalten  zwei  Bände  Gesetze  aus  der  Zeit  von  1700 — 1800; 
alle  übrigen  Bände  beziehen  sich  auf  die  Zeit  von  1800—1886. 

Bezüglich  der  Entwickelung  des  Strafrechtes  hebt  Sir 
H.  Fowler  hervor:  Während  1800  mehr  als  200  Verbrechens- 
arten mit  Todesstrafe  bedroht  waren  (z.  B.  Taschendiebstahl, 
Schafdiebstahl),  hat  sich  die  Zahl  der  mit  Todesstrafe  belegten 
Delikte  auf  4  vermindert  (Hochverrat,  Mord,  Seeraub  mit  Ge- 

ZiitMhTin  t.  iBtnn.  PrlTit-  n.  ODWitt.  lüofat.  XU.  34 


514  VendKlito  UitMlw^cn. 

valt,  Brandstiftimg  an  kSniglicben  Schilfen,  Doeks,  ArsenaleB). 
Im  Jahr  1899  wurden  von  29  Terh&ngten  TodeBurteileD  nar 
15  voUstreckt. 

Die  im  Laufe  des  Js^rhandertB  angebahnte  Beschleunignog 
des  GerlehtSTerfahTens  illuBtriett  Sir  H.  Fovler  damit, 
dafB  Prozesse  von  zehn-,  fOnfaehn  und  mehrj&hrigffl*  Dauer  ed 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  nicht  B^ten  waren ,  wfthrend  der 
groAe  ,Taff  Vale  Railway  Gase"  in  erster  Instanz  am  5.  Sep- 
tember 1900,  in  der  Appellationeinstanz  im  November  1900  und 
endgültig  im  House  of  Lords  am  22,  Joli  1901  entschieden 
wurde. 

Hervorgehoben  wird  femer  die  Beseitigung  der  „disgraeefol 
mockery  of  justice  and  equity",  welche  durch  Lord  St. 
Leonards'  Act  (1852)  und  Lord  Demnans  Act  vorbereitet, 
durch  die  Judicature  Acts  von  1873,  1875  zum  Abschlnlb  ge- 
bracht wurde.  Als  grofser  Fortschritt  wird  femer  von  Sir  Henry 
Fowler  die  im  letzten  Jahrhundert  bewirkte  Organisation  der 
Country  Courts,  welche  die  grofsen  Common  Law  und  Equity 
Courts  entlasteten,  angesehen.  Im  Jahre  1899  wurden  in  erster 
Instanz  in  England  insgesamt  428579  .aetions'  verhandelt. 
Davon  &11en  421 964  auf  die  County  Courts. 

Die  Schuldhaft  ist  in  England  im  Jahre  1869  bekanntlieb 
nicht  völlig  abgeschaifl;.  Sir  H.  Fowler  teilt  mit,  dafe  die  Zahl 
der  Fälle  von  Schuldhaft  steigt.  Im  Jahre  1897  wurden  7727, 
im  Jahre  1898:  7803  und  im  Jahre  1899:  7864  Personen  don 
„imprisonment  for  debt"  unterworfen. 

Die  Advokatur  bestand  im  Jahre  1800  aus  598  banisters- 
at-law  (darunter  25  Eing's  Counsels,  17  seijeants-at-law  und 
556  Juniors)  und  4269  attomeys,  solicitors  und  proctors,  dag^n 
im  Jahr  1900  aus  9467  barristers  (245  King's  Counsels,  9212 
Juniors)  und  mehr  als  16000  solicitors,  obwohl  seitdem  strenge 
Examina  fUr  die  Advokatur  eingefohrt  sind. 

Was  die  Zahl  der  Richter  betrifft,  so  gab  es  1800 
12  common  law  judges  und  2  equity  judges,  w&hrend  jetzt  für 
die  oberen  Instanzen  15  judges  of  the  Queen's  Bench  Division, 
7  judges  of  the  Probate  Division ,  5  loids  justices  und  4  lords 
of  appeal  vorbanden  sind. 

Als  dringende  Aufgaben  der  ferneren  Rechtsentwickelung 
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bezeichnet  Sir  H.  Fowler  4ie  Verbilligang  der  ReelitB- 
pflege  und  die  Kodifikation. 

Der  Verglich  der  Rechtsentwickelnng  Englands  im  19.  Jahr- 
hnndert  mit  derjenigen  der  europäischen  Festlandstaaten  ergiebt 
im  ganzen  ein  auflallendeB  Zurückbleiben  des  britischen  Reiches 
gegenüber  dem  Eontinent.  England  hat  weder  materiell  ein  ,Ju3 
eertum  et  seriphim"  noch  befriedigende  GerichtsverfassBung»- 
and  Prozefseinrichtungen.  £s  hat  beim  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts nicht  erreicht,  was  Frankreich  bereits  zu  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  beaal^. 


4.  GrOndung:  einer  dlplomatlaoh-konBulariBOhen  Schule 
bei  der  Unlversitftt  Rom. 
Ein  Königliches  Dekret  vom  5.  Dezember  1901  ordnet  an, 
dafs  der  „Goreo  complementare  di  Bcienze  economico-amministra- 
tive"  bei  der  UnirersitAt  Born  nmgewandelt  wird  in  eioe  „Seuola 
diplomatico-coloniale*  mit  folgenden  Lehrgegenständen:  1.  Diplo- 
matisches und  Eonsnlar-Recbt ,  Seerecht,  Geschieht«  der  Ver- 
trage. 2.  AuBwanderungs-  und  Eolonialpolitik.  3.  Handelspolitik. 
4.  Politische  Geographie,  Eolonialgeographie.  —  Zur  Inskription 
berechtigt  die  Eigenschaft  als  „laureato"  einer  UniTersitAt,  das 
Diplom  einer  höheren  Handelsschule,  die  „ultima  promozione" 
der  Aecademia  navale,  Accademia  militare,  Scuola  superiore  di 
guerra,  die  Präsentation  seitens  einer  italienischen  Handels- 
kammer im  Auslande.  —  Der  Eursus  ist  auf  2  Jahre  festgesetzt 
und  schliefet  mit  einem  schriftlichen  und  mündlichen  Examen  ab. 

6.  Internationales  Recht  als  PrüfunerBgesrenstand  bei 
den  ungra'lsohen  Juristen« 

Der  ungarische  Unterrichtsminister  hat  unterm  30.  Juli 
1901  eiue  Verordnung  an  sAmtliche  ungarische  Universitäten  und 
Bechtsakademien  erlassen,  in  der  es  beifst; 

„BezOglich  des  Lehrstoffes  des  bei  den  Rigorosen  zu  exami- 
nierenden internationalen  Rechtes  kann  ich  ed  nicht  unterlassen, 
die  Aufmerksamkeit  insbesondere  darauf  zu  lenken,  dal^  der 
vaterländische  poaitive  Teil  des  genannten  juridischen  Faches, 
der  in  internationalen  Verträge  u.  s.  w.  zum  Ausdrucke  gelangt, 
möglichst  eingehend  zu  behandeln  ist.    Ich  zweifle  nicht,  dalä 
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hierauf  auch  bisher  die  grorete  Aufinerksamheit  verwandt  imrde, 
und  hebe  es  nur  darum  hervor,  um  die  Wichtigkeit  und  Trag- 
ßlhigheit  des  posiUven  internationalen  Bechtra  auf  dem  Gebiete 
s&mtlicher  juridiBcher  Diseiplinen  hervorzuheben  und  der  Be- 
Bcbtung  zu  empfehlen." 

e.  Bureau  de  l^slatton  In  Brflssel. 

Das  im  Jahre  1887  bei  dem  HiniBterium  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten  in  BrQBsel  durch  die  belgische  Regierung  ge- 
gründete Bureau  de  Ugielation  verfolgt  die  Aufgabe,  eine 
möglichst  vollständige  Sammlung  der  Gesetzsammlungen  und 
insbesondere  der  GesetzbQcher  aller  L&nder  herzustellen.  Unter 
der  ausgezeichneten  Leitung  des  Herrn  A.  van  den  Bulcke 
hat  sich  diese  Einrichtung  gut  entwickelt.  Die  Bibliothek, 
welche  1892  etwa  4500  Bande  umfafste,  enthalt  beute  deren  etwa 
7300  und  hat  ihr  Ziel  annähernd  erreicht  Sie  hat  neuerdings 
auch  Gesetzeskommentare  sowie  die  Litteratur  der  Kechta- 
vergleichung  und  des  internationalen  Privatrechts  in  den  Bereich 
ihrer  Aufgabe  gezogen. 

Das  Bureau  befafst  sich  auch  offiziell  damit,  auf  Antrag 
und  Kosten  von  Interessenten  Übersetzungen  von  Gesetzestexten 
durch  vereidete  Übersetzer  zu  liefern. 

Ein  kttrzlich  erschienener  neuer  Katalog  (Bmxelles,  Hayez, 
me  de  Louvain  112)  umfaTst  X  und  302  Seiten. 

7.  Intematloiiale  SchleäBTeTtra^e  und  Schied  ssprOche. 

a)  Schiedsspruch  betreffend  die  StreüfäUe  „Sergent-Mala- 
mine*  und  „TFormo". 

Nachdem  am  3.  April  1901  Frankreich  und  England  einen 
Schiedsvertrag  geschlossen  hatten,  behufs  Festsetzung  der  von 
England  in  der  Sergent'Malamine-Afbire  und  der  von  Frankreich 
in  der  Walma-Affaire  zu  zahlenden  Entschädigungssumme,  aber- 
nahm  der  Staatsminister  und  Generalsekretär  im  Minieteriun 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  Brüssel,  Baron  Lambermont, 
auf  Ersuchen  der  VertragschliefsendeD  das  Schiedsrichteramt. 
Durch  Schiedssprüche  vom  15.  Juli  1902  sind  nunmehr  der 
französischen  Regierung  G500  Pfund,  der  englischen  9000  Franken 
zugesprochen.    Die  Texte  des  Schiedsvertrags  und  der  Sehieds- 


sprQehe  sind  at^edrnekt  R.G.  YIII  (1901)  .Doctiments"  S.  8, 
IX  „Docomenta"  S.  II. 

h)  Schieäsverirag  letr.  Ents<Aädiffung$<m8prü(Ae  Frani- 
reiehs  gegen  Veneeuela. 

Wegen  der  Schaden ,  welche  seit  dem  TenezolanischeD  Auf- 
stand 1892  französischen  StaatBangeh&rigen  in  Venezuela  za- 
geffigt  sind,  haben  Frankreich  und  Venezuela  am  17.  Februar 
1902  einen  Schiedsvertrag  geschlossen.  Für  die  Schäden  aus 
dem  Aufstand  Toa  1902  besteht  das  Schiedsgericht  aus  je  einem 
TOD  den  TertragschliefBenden  Milchten  zu  ernennenden  Lokal- 
iommissar  sowie  dem  spanischen  Cresandten  in  Paris,  Herrn  Leon 
j  CaBtillo  Marquis  del  Muni,  fOr  die  späteren  Sch&den  aus 
dem  Tesezolanischen  Minister  des  Auswärtigen,  dem  französischen 
Gesandten  in  Caracas,  sowie  Herrn  Leon  y  Castillo. 


Gesetzgebung,  Verordnungen  etc. 
I.  Deutsches  Reich. 

1.  Ges.  22.  1.  1902  Ober  die  Verlegung  der  deutsch-Oster- 
reichiscfaen  Grenze  längs  des  Przemsa- Flusses  (R.G.B1.  1902 
S.  31). 

2.  Ges.  22. 1. 1902  Ober  die  Verl^ung  der  deutsch-dänischen 
Grenze  an  der  Norderau  und  der  KjärmDhlenau  (B.G.B1.  1902 
S.  32). 

3.  Ges.  22.  3.  1902  zum  Schutze  des  Genfer  Neutralitäts- 
zeichens (R.Q.B1.  1902  S.  125). 

%  I.  Du  in  der  Qcofer  Konventioii  lom  Nentralititazdehen  erkllrt« 
Rote  KreoK  aof  w«ibem  Qnmde  Mwie  di«  Worte  .Botes  Kreuz"  dllrfeD, 
nubochkdet  der  Verwendtnig  füi  Zwecke  de*  mlUUriieheti  SanitUadieoste«, 
m  geachUtlicben  Zwecken  sowie  mi  Bweiehnni^  Ton  Veninen  oder  Oeeell- 
•ctuifteD  oder  mr  KenuieJehniuig  ihrer  Thitigkdt  nur  auf  Qnmd  einer  Er- 
iMibnia  gebraucht  werden. 

Dia  Eilanlmis  wird  von  den  Lutdes-CoitralbehÖrden  naeh  den  Tom 
Biindeeiate  featEnetitllenden  GnmdaBtien  für  du  Gebiet  des  Beichs  ertdlt. 
Die  ErUabaie  darf  Vereinen  oder  Geaellachaften,  welche  ideb  im  DeolMiben 
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Bdehe  der  Knukenpfl^e  widineD  and  fBi  den  Kiiflg«Ul  aar  UntcntBlaHBg 
de*  militäriKhen  SkiiiUtMlienBtM  mgeluaen  dnd,  nicht  rvirngt  weidtB. 

Die  von  dem  Bondearate  featgartellten  Gnmdoitae  land  dem  Beichitag 
nlitwid  tat  KenntnisDahme  mitnitsileD. 

§  2.  Wer  den  VoiMtiriftfln  dieMB  OeeeUee  aawider  du  Rote  Knos 
gebnuMht,  vbd  nüt  Geldrtrafe  Ua  n  elnhnndwtflbi&ig  Hnrk  oder  mh  BaH 
beetnft. 

%  3.  Die  AnweDdnng  der  Tonehriftoi  dieeei  Geeetne  wird  dncb  Ab- 
weichungen nicbt  «oigeaehloesen,  mit  denen  du  im  |  ]  erwUinle  ZäelieB 
wiedeig^ebea  wiid,  eofem  nngeachtet  dieeer  Äbweichongen  die  Qe&hr 
öner  Terwechilnng  voriiegL 

§  i.    Dieeea  Geieti  tritt  em  1.  JaU  1903  in  Knft. 

§  5.  Die  Vonchriften  dieiea  OeeetHS  finden  keine  Anwendmig  auf 
den  Vertrieb  der  bei  der  Vetkündan«  dea  Geeetua  mit  dem  Boten  Ereose 
beMichaeten  Waren,  aofeni  die  Waren  oder  deren  Veipackong  oder  Um- 
htifamg  nach  nitherer  Beetimmnng  dea  Reichakanalere  mit  dnem  amtUdMB 
Stempdabdraeke  Tsruhen  weiden. 

§  6.    Bia  mm,  1.  Jnü  1906  darf  du  Bote  Kiena  fortgritihrt  werden: 

1.  in  Warenzeichen,  die  auf  Grand  einer  vor  dem  1.  Jnü  1901  erftdgttn 
Anmeldnng  in  die  Zdchetirolle  eingetragen  worden  sind; 

2.  In  formen ,  die  auf  Grand  eüiei  vor  dem  1.  Jnli  1901  erfolgten  Ad- 
meldnng  in  du  Handel»-  oder  GgDOMenaehafteregirter  eingetragen 
worden  Bind; 

8.  in  Namen  rechtefUilger  Vereime,  w^Bm  die  Tareiiie  naeh  ihren  SatmngeB 
bereits  tot  dem  1.  Jnli  1901  du  Rote  Kreai  in  ihren  Namen  gafthrt 

Andenugen,  die  «ich  infolge  diesee  Geaetzea  an  den  nnter  No.  2,  S 
beaeiclmeteq  Finnen  und  Vereinsnamen  erforderlich  machen,  werden  g»> 
bflhtenfrri  in  du  Handelan^ter  und  das  VereinBregister  ringetragen,  eoteB 
de  vor  dem  1.  JuH  1906  inr  Elntragang  angemeldet  werden. 

§  7.  Warencdchen,  welche  du  Rote  Krens  enthalten,  sind  t«i  der 
VeAfindang  des  Gesetsea  ah  von  der  fänbagnng  in  die  Zetehenrolle  ans- 
geschloBMn,  sofern  nicht  die  AuneldDng  tot  dem  1.  Jnli  1901  er&lgt  ist 

4.  Schaumweinsteuergesetz  9.  5.  1902  (R.G.B1.  1902  S.  165). 

5.  Bekanntinachung  9.  5. 1902  des  Reichskanzlers  Ober  die 
Hinterlegung  der  Batifikationsurknnde  der  Verein.  Staaten  t(hi 
Amerika  zu  dem  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  am  29.  7. 
1899  unterzeichneten  Abkommen  betr.  die  Gesetze  und  Ge- 
bt&QChe  dies  Landkriegs  (R.G3L  1902  S.  lt>8). 

6.  Erlafe  14.  6.  1902  des  Ministers  f.  Hands!  u.  s.  w.  beö-. 
Meldung  nach  Spanien  bestimmter  Schiffe  bei  einem  spanischen 
Konsul  (M.B1.  d.  Handels-  und  Gew-Verw.  I90a  S.  200). 

Naeb  dem  ipaaiiehen  KoDsulMgeaets  haben  BchiAt  httaä»  sowtAl  wie 
apMiiaehe,  in  dem  lataten  aosUndisdi^  Hafai,   T«n  welDksn  ^  Um  Ksiae 
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bkIi  «btam  «paniMhoii  Hafen  antreten,  das  Visom  des  ipaniaehen  Konnb 
domholait  und  die  flntspnohende  Gebahr  in  nUen.  Entbunden  Ton  i£eeer 
Vonchrift  risd  rie  nur  dann,  wenn  äe  in  dem  letzten  anaHnditchen  Hafen 
U&fl  HttodelMpeialloa  TOfgenommen,    eondem  nur  KoU«n  angenommen 

In  diesem  letzteren  Falle  haben  lusber  die  nach  spaiÜBehen  HXfen 
kommenden  Sdiifie  aicb  aneh  von  der  weitsren  Beatimmnng  entbanden  ge- 
halten, welche  allen  nach  qiaitlachan  HSfen  kommenden  ScbUbn  Tondurribt, 
diUä  ue  im  letzten  auUndiBchen  flaftn,  von  weldwm  sie  die  dinkte  Rose 
Dach  einem  spanischen  Hafen  antreten,  üoh  von  dem  spanischen  Konsul 
ritten  GeeandheitBpafo  «DMlellen  nnd  die  Fassagierlista  Tiaieren  bd  Uaaen  haben. 

IMe  spanische  Begienmg  neht  hierin  töne  Qefahr  fOr  die  SfFentliche 
Gesundheit  nnd  hat  daher,  um  das  an  Teriifitm,  durch  Beal-Order  Tom 
12.  Oktober  1901  angeordnet,  dab  Schiffs,  welche  ohne  Geeondhatspafs  nnd 
ViRun  der  Passagierliste  sdtens  des  spanischen  Konsuls  im  letisten  ans- 
IKndiachen  Hafen,  dtsn  das  Schiff  wenn  aneh  nur  mr  Kohlmeinnahme  an- 
gelaufen hat,  nach  dnera  spanisehen  Hafen  kommen,  in  diesem  nachtrSglicb, 
ebenso  wie  solche  Schifie,  die  dnen  spanischen  Hafen  gezwnngenerweiBe 
»ulmfmi^  die  nmgangenen  Konsolatagebfllmn  nachaoaahlai  haben. 

Dnrch  dne  im  ,Eco  de  las  Adnanas'  vom  7.  Htrs  d.  Js.  TOflSentUchte 
Beal-Order  ist  diese  Beetimmong  den  Zollämtern  in  emente  Erinnemi^  go- 
txacht  worden.  Eg  empfiehlt  mch,  in  jedem  Fall  erat  in  demjesiigen  nieht 
■panischen  Hafep,  von  welchem  die  direkte  Base  nach  Spanien  angetreten 
wird,  das  Visum  nnd  den  Geanndheitepafa  des  spanischen  Konauls  dosnholen, 

7.  Seemauosordniing  2.  6.  1902  (R.G.B1.  1902  S.  175). 

8.  G«8.  2.  6.  1902  betr.  die  Verpflichtung  der  Kauffahrtei- 
schiffe zur  Mitnahme  heimzuschaffender  Seeleute  (B.G.B1.  1902 
S.  212). 

9.  Ges.  2.  6.  1902  betr.  die  StelleDTermittlung  fOr  Sehiff^ 
leute  (B.O.Bl.  1902  S.  215). 

10.  Ges.  2.  6.  1902  betr.  Abauderung  seerechtlicher  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuchs  (R.G.Bl.  1902  S.  218). 

11.  Ges.  20.  5. 1902  betr.  den  GebOhrentarif  fttr  den  Kaiser 
Wilhelm-Kanal  {R.G.B1.  1902  S.  167). 

12.  Bekanntmachung  24.  5.  1902  des  BeicbskfuiäerB  betr. 
das  AuTserkrafttreten  des  Freundschafts-,  Handels-  u.  Schiffahrts- 
▼ertrages  mit  dem  Freistaate  Salvador  (E.G.B1.  1902  S.  168). 

13.  Ges.  13.  6.  1902  betr.  Ab&nderung  des  §  7  der  Straf- 
prozefsordnung  (Ober  den  „fliegenden  Gerichtsstand  der  Presse") 
(B.G.B1,  1902  S.  227). 

14.  Ges.  18.  6.  1902  betr.  die  Aufhebung  der  auTserordent- 
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liehen  Gewalten  des  Statthalters  in  Elaars-LothringeD  (R.G3L 
1902  S.  231). 

15.  Ges.  25.  6.  1002  wegen  AtAndemng  des  Gesetzes  betr. 
die  Kaiserlichen  Schutztruppen  in  den  afrikanischen  Scbnti- 
gebieten  und  die  Wehrpflicht  daselbst  (B.G.Bl.  1002  S.  237). 

16.  SQl^toffgesetz  7.  7.  1902  (R.G.B1.  1902  8.  253). 

17.  Eaiserl.  Verordn.  26.  6.  1902  zur  AusfOhnmg  des  Ges. 
betr.  die  Freundschaftsverträge  mit  Tonga  und  Samoa  und  den 
FreundscbaftB- ,  Handels-  u.  Schiffahrtsrertr.  mit  Zannbar 
(R.G.B1.  1902  S.  261). 

II.  Die  deutschen  Binzelstaaten. 

B«4eB. 

1.  Ministerial-Bekanntm.  13. 10. 1901  (Ju8t.Min.  No.  29133). 
SowoU  der  badiaoha  ala  uicli  der  wOrttembergiscli«  QoMtsgeber  bat 

Ton  den  in  g  143  Aba.  1  £.0.  x.  B.G.B.,  §  99  Qb.O.  ansgespiDchenen  Voi^ 
bebalttti  Oebnuch  gemacbt.  Nkch  Art  38  württ  AG.  und  nach  §  IT 
bsd.  ab.A.G.  kmoD  die  Eiiiigiuig  der  Betdligtan  im  Sinne  der  §g  925  n. 
1015  B.Q.B.  (tmraer  tot  dem  GnmdbochMnt}  anch  vor  dran  NubUÖigeiicUa 
eiU&rt  werden.  Die  Tonebriften  der  §g  87,  88  Ob.O.  finden  ^adaun  ent- 
apreohende  Anwendung.  Es  genfigt  nimt  mm  Nacbwdae  der  Erbfolge 
Bowie  der  Anflaaeiing  ein  Zengnis  dea  NacblaTageiichtB. 

Ob  nnn  die  badiachea  Qnindbachämter  aaf  Gmnd  (Ueaer  Beoliai- 
miiDgen  «neb  du  Zeugnis  eines  wArttembergiacben  NacblaTagerichta  ala 
Qnuidlage  für  die  Eintragung  eiuea  EigentmosfibeTgangB  betrachten  dfirftn, 
erBchdnt  aweifelbaft.  AnfiaJleud  ist  es  allerdinga,  daTa  in  g  15  Gb.A.G.  Jeda 
badiaobe  Notar"  fttr  zostftndig  erklärt  ist  aar  Entg^ennahme  der  Anf- 
laatang,  wahrend  in  §  17  GbJ^G.  ledlgUcb  rom  „NacblaTegericbf ,  nldit 
lediglich  vom  badisehen  NachlBragericht  geaprooben  wird.  Daa  JnatMJB. 
Terkennt  Jedoch  mit  dem  L.G.  nicht,  dafa  erhebliche  Gründe  daf3r  aprecheD, 
den  §  17  a.  e.  O.  anf  die  Zengniaae  badischer  Nachlaü^ericbte  in  be- 
aehrftnken. 

JedenäJIs  dfirfte  es  Bieherer  eeän,  wenn  die  QnmdbnchHmter  die  ESa- 
tragnng  auf  Gmnd  des  Zeagniseea  eines  wQrtterabergischen  Nachlabgeriehti 
inaolange  abiebnen ,  als  sich  nicht  eine  entgegenatebende  Oerichtqmuia  ge- 
bUdet  bat. 

2.  Ministerial-Bekanntm.  29.  10.  1901  (JustMin.  No.  36263). 
Im  Torliegenden  Falle  ist  die  Zostfindigkeit  aar  Bdiaodtiuig  dea  Nadi- 

laasea  öner  in  der  Schweiz  wohnhaft  geweaeaen  and  dort  geatorbnen 
badisehen  Staatsangehörigen,   die  in   der  ächweia   bewegliches,   im  Orob- 
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hflnogtom  Badan  imbewoglichM  TenuSgen  UnteiluMii  hat,  »wlidiau  ^er 
■dnrdsBrinha)  nad  riacr  bMUscheo  BdaBids  itroitig.  IXa  Fngt,  ob  die 
ZiMtiiMlIgkelt  dflr  ■chwriieriBehen  BehBid«  begrBudet  Iit,  kkim  dKUngestoUt 
Uriben;  dagegen  ist  n  prflfen,  ob  die  Zoetibidigkeit  einee  dentochen  (luhlalb- 
gericbta  beatebt 

Es  bt  ideht  nnbeatritten,  ob  bi  eilen  FUlen,  fai  denen  der  ErblaaBor  ein 
Demaeb«  iit,  obne  BlicUebt  dennf,  ob  er  im  Inlasde  ^en  Woluuiti  oder 
«ineB  Anfontbalt  batta  oder  nielit,  an  F.G.G.  §  73  die  Auttadlgkeit  dnM 
desticlMa  iKaeblahgeriebtea  rieh  ergiebt  —  ao  Plantk,  Anmwknng  Sa  an 
Alt  :24  E.a.  B.  B.Q3.  — ,  oder  ob  der  g  78  F.O.O.  nm-  dun  nur  Er- 
mittdnng  einee  von  mehreren  in  FVage  kommendoi  Nachlabgeiichten  be- 
atlmmt  is^  wenn  aelu»  auf  Omnd  anderer  Heehtiqnellen  featotebt,  dala  flber- 
banpt  ein  deataehei  Nacblafegevieht  aar  BtiiaEdlnng  dea  Naeblaaaea  bemftn 
iat  •-  BO  Donur,  AnmeAnng  7  Abe.  1  an  F.G.O.  §  73.  —  Im  Torliegenden 
Falle  irmde  ancb  die  Matangefflbrte  Anncbt  inr  Bqabnng  der  anfgeworfsnen 
Fnga  fBbren:  in  Ermangdnng  tod  b  Staatav eitrigen  entbaltenen  Be- 
atinunnngao  —  die  da«  Erbrecht  berllbrenden  Art  S  and  6  dea  badiaeb- 
achwdnriicben  Steatevertiaga  Tom  6.  Deaembw  1B56  tnfien  hier  nieht  an  — 
dnd  die  Qrnnddtae  dea  intematlonalaB  Priratreehti  mabgebend,  nnd  naeb 
dlBeean  iat  —  TgL  £ö\m.  Internationale  Naoblafabebandlnng  §  4  —  die  Zn- 
atindigkeit  der  BebSrden,  jeden  Staate*,  in  densn  zum  Naoblaaae  gehörende 
Orondatfleke  liegen,  b^rflndet. 

Wenn  biemacb  die  Znatindigkeit  der  dortigen  Stelle  mit  Bebandlnng 
dea  TOrliegenden  Haeblawoi  featateht,  ao  iat  dadareh  noch  nicht  daa  Tbltlg- 
wenlen  denelben  bedingt  Zu  eiiiem  ESnaobreiten  von  Amla  wegen  wäre 
ne  nur  berufen,  veno  ein  aolchea  ala  doreb  die  Intereaaen  der  beteiligten 
Hiadeijihigen  geboten  eiachiene;  daa  wird  nieht  der  Fall  eein,  wenn  nach 
Lage  dea  fUlea  ifie  von  der  answbtigen  NacblaTabebOrde  getroffenen  Mab- 
fegeln  nacb  dieeer  Biebtnng  hin  anareiehend  sind  oder  wenn  aolohe  Uab- 
nahmen  fiberbanpt  nicht  für  uforderlicb  erachtet  werden.  Stellt  dagegen 
ein  daan  beraobtigter  Betedligter  dcat  Antrag  anf  die  Vemächnnng  oder 
Anaeinandereetmng  des  Nachlasaee  durch  die  dortige  Stelle,  ao  iat  dieaem 
Antrage  gemUb  an  Ter&bren.  Sollte  der  Witwer  der  Eiblaaeeiin  im  Hin- 
blick auf  die  von  ihm  beabdobtigte  Wiedervenhelichong  dn  Intereaae  am 
Mosehrdten  dea  Nachla&igeriohU  haben,  ao  wbe  er  hierüber  au  belehreai 
nnd  aar  Stallnng  dea  erfbiderlieben  Antrag«  an  vennlaaaen. 

3.  MiniBterial-Bekanntm.  26. 11. 1901  (Ju8t.Mia.  No.  40914). 

,1.  Daa  Notariat  rertritt  die  Ansicht,  data  in  FUlen,  in  denen  ein  im 
Orofaberaogtom  veratorbener  nuaiaGber  BtaataangehJSrfger  am  Sterbeort  kdn 
TermSgen  hinteriaaaen  hat  nnd  dne  Sl^elong  oder  Verzeichnung  dea  Naeb- 
laaaea deafaalb  nldit  erfbidMlicb  wird,  daa  ala  NaoblaTagericht  aoatHndige 
Notoriat  nicht  Terpflichtet  ad,  dem  Hiniaterinm  dea  AnawBrtigen  bebnä  Ver- 
atSndignng  der  rosdacbeu  Geaandtaobaft  faierflber  Beriebt  an  erstatten,  den 
Mationaipab  dea  Veratorbenen  ronulegen  oder,  fialla  aich  ein  solcher  nicht 
TorgeftiDden  bat,  dies  anzuzdgen.  Wenn  ancb  die  Anmcht  dea  Notariats  aich 
mit  dem  Wortlante  dea  Art  11   der  NachUfskonrention  veidnigen  laaaen 
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mag,  M  widenpricht  de  doch  dem  Sioo  und  Zveck  der  KonTantkra,  wdebet 
iiwbesondere  dahin  geht,  die  Vertretoag  der  LaDdeebebönle  des  VeHtoibeneft 
in  die  I^ige  za  setzeD,  daifiber  m  befiitden,  ob  i]^;eiid  eine  AmtihuMUDng 
ihreneils  za  erfolgen  bat  Dm  Ministerinm  dee  Anawlitigai  mnie  bei  des 
Tode  eine*  nueiechen  StutBSngebSrigm  in  die  I^ge  TeneM  wsrden,  im 
nuriichen  Geach&fMiager  nicht  allein  Aber  den  Beetand  efaiee  etw«  im  OroT*- 
berzogtnm  vorhandenen  NadUaeaee  einea  nuaiachan  BtaataangehSiigen  ■■ 
antenichtai,  sondern  aneh  demielbai  mitantwlen,  dafi  ein  Nachlala  Kberhanpt 
nicht  vorhanden  iat.  Das  Notariat  hat  in  kflnftigen  Fftllen  hieniacb  n 
Terfahien. 

2,  Ein  TodeaKbein  (Sterben^onde)  des  masischen  StaatHngehSrigea 
lit  leiteu  dee  Notariats  nicht  vorml^eD,  da  die  Vorlage  önaa  solchen 
nach  §  S14  der  Kenstweitmig  füz  die  Standeebeauten  durch  Vennittdsng 
dee  Amtsgerichts  erfolgt. 

2.  Ministerial-Bekaimtm.  29.  7. 1902  betr.  AufBerkrafbsetzunK 
des  Staatsvertragee  zwischen  Baden  und  der  Schweiz  20.  6. 1808 
über  gegenseitiges  Konkursrecht   (G.-  u.  Vo.-Bl.  1902   S.  198). 

BayerM. 

Ministerial-Bekanntm.  1.  7.  1902  betr.  Austausch  von  Stnf- 
nachrichten  mit  Peru  (Ju8t.M.Bl.  1902  S.  615). 

Zwischen  dem  Dentsehen  Beiehe  nnd  Pem  ist  der  regelmlAige  Aas- 
tusch ron  Aosaiigen  ans  den  Strafiirteilen  Terdnbart  worden,  die  in  den 
^en  Lande  g^;en  AngehSrige  des  anderen  I^ndea  ergangen  ösd. 

Hiemaeb  ist  Ton  non  an  Im  Falle  der  Vemrteilnng  eines  pemanisehoi 
Staatanngehllrigen  durch  tön  baTTisohes  Gericht  dne  Strafhaahricht  aof- 
anatellen  und  m  befSrdem.  Die  Anfttellnng  und  BeßRlerung  hat  nach 
Mkfigabe  der  Vonchriften  m  erfolgen,  die  fllr  die  OrteUnng  nm  Straf- 
naehiiehten  im  Falle  der  Terarteilong  Ton  Angehörigen  der  Staaten  Bdgioi, 
Brasilien,  Italien,  Lnxembarg,  Kederlande,  Portugal,  Schweiz  nnd  Spaoiai 
gdten  (Bekanntmachungen  TOm  28.  Jnni  1888  J.H.Bl  S.  147;  vom  6.  No- 
rember  1889  J.MJBL  S.  201;  vom  13.  Jannar  1895  J.H.BL  S.  28;  *«n 
22.  ADgut  18Se  JJf.BL  S-  273;  Tom  28.  Mai  1898  J.H.BL  S.  172). 

KlsBfk  •  I.*CbrlaveB. 

1.  Verordn.  12.  3.  1902  betr.  Eheschliefbnngen  dftniacber 
Staatsangehöriger  (C-  u.  Bez.-Amt8bl.  1902  S-  59). 

2.  Verordn.  22.  4. 1902  betr.  Erweiterung  der  Zustindigkeit 
des  Kaiserlißhen  Rates  (GeB.B1.  1902  S.  32). 


Ges.   14.  4.  1902  betr.  das  Staatsscholdbuch  (AmtsbL  1902 
S.  161). 
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1.  HiDisterial-Bekanntm.  2.  4.  1902  betr.  Zustellimg  an 
Personea,  welche  in  der  fiBterr.-nngarisclieD  Moaarcbie  dienea 
(AmteM.  des  JusüzmiiL  1902  No.  5). 

2.  Hinisterial-BekaoDtm.  13. 6. 1902  betr.  Ersatz  von  Bechts- 
holfekosteo,  insbesondere  von  Kosten  der  StrafvoUstrecknog  und 
Auslieferung  (Amtsbl.  des  Jnstizmjn.  1902  No.  16). 

3.  Verordn.  12.  7. 1902  betr.  die  den  Mennoniten  an  Stelle 
des  Eides  gest&ttete  Beteuenuigsfonnel  (Reg.BL  S.  271). 

4.  Ges.   16.  7.  1902  betr.  Denkmalschutz  (Beg.Bl.  S.  275). 

5.  Ges.  12.  7. 1902  betr.  Regentschaft  (Reg.Bl.  1902  S.  2&1). 

1.  MinlBterial-Bekanntm.  24.  3.  1902  betr.  Ehescbliefsung 
dftDischer  Staataangehöriger  (Ge8.S.  1902  S.  424). 

2.  Ministerial-Verordn.  3.  4.  1902  betr.  Zastallnngen  an 
Personen,  welche  in  der  österr.-angariscben  Monarchie  dienen 
(Ges.S.  1902  S.  430), 

3.  All«.  Verf.  3.  7. 1902  betr.  Mitteilung  v.  Strafnachriehten 
an  die  peruanische  Regierung  (Oe8.S.  1902  S.  460). 

MeelLleHkarr-SekwerlM. 

1.  Ministerial-Bekaontm.  25.  3.  1902  betr.  Behandlung  der 
BeichsangehOrigen  in  den  Schutzgebieten  u.  s.  w.  als  Inl&nder 
in  Ansehung  der  Sicherheitsleistung  fQr  Prozefskoeten  u.  s.  w. 
(Reg.Bl.  1902  S.  74). 

2.  BegieruDgs-Bekanntm.  7.  6.  1902  betr.  Austausch  von 
Strafnachrichten  zwischen  Deutschland  und  Peru  (OfE.  Anz.  1902 
S.  106). 

■•clOcmkwnr-  StreUM. 

1.  Regierungs-Bekanntm.  12.  4.  1902  betr.  Behandlung  der 
BeichsangehOrigen  in  den  Schatzgebieten  und  der  Eingeborenen 
als  Inl&nder  in  Ansehung  der  Sicherheitsleistung  für  die  Proze&- 
kosten  n.  s.  w.  (Off.  Anz.  1902  S.  65). 

2.  Begiemngs-Bekanntm.  22.  4.  1902  betr.  ZuBtellnngen  an 
Personen,  welche  in  der  Ssterr.-ungariscben  Armee  dienen  (Off. 
Ajiz.  S.  64). 
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1.  Verf.  28.  1.  1902  des  Finanzmintstera  betr.  die  Stener 
far  ausländisebe  WettuntemehmniigeD  (Abgbn.  Cbl.  S.  43). 

2.  Ges.  9  2.  1902  Ober  Änderung  der  Landesgrenze  g^en 
das  Königreich  D&nemark  an  der  Norderau  and  der  KjftrmQhlenaa 
(G.S.  S.  17). 

3.  Verf.  25.  2.  1902  des  JastizminiBterB  betr.  die  straf- 
rechtliche Verfolgung  von  Verbrechen  oder  Vergehen,  die  von 
Deutschen  in  Grofsbritannien  oder  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Ameriha  oder  von  Staatsangehörigen  Grorsbritannieos  oder 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerilia  in  Deutschland  begai^;en 
sind. 

(Vgl  dlgemrine  Verffigong  Tom  2.  Novemlwr  1897,  J.H.BI.  S.  278^ 
Die  BeBtimmnngeti  der  AllgcmeinAii  ysrf&gnng  tob  2.  Noromber  189T, 
betreffend  die  «tn&eohtliche  Verfolgong  Ton  Dealschen  wegen  der  tmi  fluMS 
in  der  Sohw^  begangenen  Verbrechen  i>der  Vergehen  ond  von  SehweiMn 
wegen  der  von  ihnen  in  DentMhlaiid  begangenen  Verbrechen  oder  Vergdm 
(J.H.BL  S.  278],  finden  in  den  Fällen,  in  denen  Verbrechen  oder  Vergeba 
Ton  Deutschen  in  Grofsbritannien  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  Ton 
Amerika  oder  von  Staatsangehörigen  GroGthritanniens  odet  der  VeieinigtHi 
Staaten   ron    Amerika  in  Dentsohland  begangen  sind,   entsprechende  An- 

4.  Verf.  6.  3.  1902  des  Justizministers  betr.  die  BehandloDg 
der  Reichsangehfirigen  in  den  Schutzgebieten  und  der  Ein- 
geborenen der  Schutzgebiete  im  Deuteeben  Reiche  als  Inländer 
in  Ansehung  der  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefekosten ,  des 
Auslftnderrorschusses  und  der  Zulassung  zum  Armenreehte 
(J.M  Bl.  1902  S.  61). 

Nach  g  110  der  CiTilpTOiebordnnng  nnd  g  85  d»  denteehen  Geriehti- 
kostengeseties  haben  AnsIKnder,  welche  als  Klftger  auftreten,  dem  Beklagti 
anf  dessen  Verlangen  wegen  der  Prourskasten  Sicherhdt  an  leisten  und 
ednen  erhöhten  Vorschnfs  inr  Gerichtskasae  m  cahlen;  diese  Verpffieh- 
tangen  treten  indessen  nicht  ein,  wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates, 
wolohem  der  Kläger  angehört,  ein  Deutscher  im  gldchen  Falle  rai  Sicherheit»- 
leistnng  oder  m  öner  besonderen  VorauBcaUung  oder  Sicheistellnng  d« 
Gericbtekosten  nicht  verpflichtet  ist  Anf  die  Bewilligung  des  Annenreehts 
haben  AnslHnder  nach  §  114  Abe.  2  der  (HrilproEeTsoTdnnng  nur  insowtit 
Anspruch,  als  die  Gegenseitigkeit  Terbürgt  ist  Bei  der  eigenartigen  Stellung 
der  Schnbigebiete,  welche  völkerrechtlich,  aber  nicht  staatnechtlieh  zum 
Deutschen  Beicbe  gehören,  IKIst  sich  nicht  allgemein  feststellen,  ob  die 
Schutsgebiete  im  VerhUtnisse  zum  Deutschen  Bache  als  Inland  oder  als 
Ausland,    besiebungsweise   die  angeborenen   als    Inllnder  oder  als  Ans- 
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Undex  m  getiea  hahea,  Tielmehr  kfton  dieM  Fnge  nni  für  jode  ünMlne 
gMetaliehe  Tonchrift  mit  RBckaieht  auf  ihren  Zweck  nnd  den  Omnd  dm 
venchiedeiuutigai  B«huidltiiiff  dei  lalaadea  und  dea  Aaakndei  enteehleden 
werden.  Eine  ron  dieaem  Oemohtapnnkt  miu  Toigenommene  Prflfiing  ftÜM 
dkhin,  in  Anuhnng  der  SiolieiheitBleictiing  nnd  der  Voiaehnfqidlcht  die  Ein- 
gaboienes  der  Schntigetnete,  wiewohl  aie  —  «bgeaehea  Ton  dem  gemUTa 
§  9  dM  SehntcgebietagwetMB  (Beiche-OMeUbl.  1900  6.  818)  Netnialimerten  — 
BeiehnngehSrige  nicht  nnd,  doch  den  InlXndem  gleiehneteilen.  Denn  der 
Orand  der  ungflnatigereo  Behendltmg  der  AnaUnder  iet  hier  die  Schwierig- 
keit, die  Partäkosten  oder  die  Geriehtskoaten  im  Aoaland  djuosiehen.  Dieae 
Schwierigkeit  fUlt  gegenQbei  den  Sehntcgebirtoi,  wenn  auch  nicht  immer 
UisMchlich,  ao  doch  JedenfiUla  rechtlich  weg,  da  die  Partei  einen  Koaten- 
fastaetaangtheachlnia  im  Schntagelwet  im  Wege  der  Becbtahfllfe  snr  Voll- 
■treeknng  bringen  kann  (§  18  dw  Geaetae«  vom  7.  April  1900  über  die 
KonaiÜMgeriehtabwkeit,  g  2  dea  Scbntigebietageeetaea)  imd  da  ßr  die  Ein- 
aiebnng  von  Geriehtakoaten  in  den  Schntage bieten  die  gleichen  Vorechriften 
wie  fBr  die  E^naiehnng  von  Geriehtakoaten  in  anderen  Bnndeeataaten  gelten 
(g  75  dea  Konaalaigeriebtabarkritageaetaea,  §  8  dea  Schntagebietagetetaee). 
Allerdinga  aind  die  nicht  natmlineiten  Eingeborenen  der  Gerichtabarkdt 
der  denischen  Gerichte  nnd  den  beaöehneten  Toiacbriften  nnr  insoweit  nnter- 
worfen,  ala  die«  dnreh  Kaiaerliebe  Verordnung  beetimmt  wiid  (§  4  dee  Sohntz- 
gvbietigeaetaes).  Hierdnreh  wird  indewen  Recht  nnd  Pflicht  der  Behörden 
der  Schnl^elnete,  im  Wege  der  RechtahfiUe  aneh  Eingeborenen  g^enflber 
Eotacheadnngen  dentecher  Gerichte  anr  VolUtrecknng  an  bringen  oder  Qerichu- 
koeten  im  Vawalta&geawangarerbbren  von  Eingeborenen  einnuiehen,  nicht 
berilhrt.  Um  etwaigen  Zwöftln  darfiber  Toranbeogen,  ob  die  Beich»- 
■ngeUrigen  in  den  SehntigeUeten  und  die  Eingeborenen  der  Sehntagebiete 
im  Deatacheu  Reiche  ala  InlAnder  oder  ala  AnalOnder  im  Sinne  der  im  Ein- 
gänge bezeichneten  Vonobriften  ananaehen  aind,  ^d  durch  daa  Anawftrtiga 
Amt,  Kolonialabtcilnng  und  den  Herrn  Staataaekretfr  dea  Retehamarineamt» 
die  Qonremenre  (I^udethaaptleate)  der  SehntigetHete  dahin  veratHndigt 
worden,  dab  die  ReiehMngebÖrigen  von  den  Gerichten  in  den  dchtttsgetneten 
aowohl  hiniiehtlioh  der  Sieherbedtriöatnng  fBr  die  Proaebkoeten  nnd  des 
AuaUnderrorBchaaeee  als  ancb  hinrichttich  der  Znlassaog  nun  Armenrecht 
ala  Inlinder  m  behandeln  rind.  Hiemach  iat  die  G^enadtigkeit  ala  Ter- 
bfirgt  anaoiehen,  und  ea  lind  demnach  auch  die  Eingeborenen  der  SehntK- 
gritiete,  wenn  sie  vor  prenbdtehen  Gerichten  auftreten.  In  Ansehung  der 
Sieherheitaleistnng ,  dea  AnslftndeTTonehaaaee  and  dea  Armenrechta  ata  In- 
Under  an  bebandeln,  inibeeondere  haben  dk  Gerichtnchreiber  von  der  Er- 
hebung dea  AnaUnderTonchuBaea  abaosebea. 

5.  Verf.  18.  3.  1902  des  JuBtizminieterB  betr.  die  Zu- 
stellungeii  au  Personen,  welche  in  der  Armee  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  dienen. 

O'gL  »Ugemdne  VerfDgnng  vom  20.  Hai  1887  J.H^IS.  189  E). 

Die  Vonchrift  in  No.  33  Abs.  3  der  Allgemeinen  Verfagung  vom 
20.  Hai  1887,  betreffisnd  die  im  Analande  an  eriedigenden  &iachnngHchreiben 
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der  JutbbditMflB,  wiid  a&fgehob«D.  Demgemiffl  rind  Enoehen  um  Zn- 
■lellnngfln  an  Fsnonoi,  welche  in  dar  AnnM  der  Seten^hlsd-nngaritelxB 
MonareUe  dieneo,  in  Znknnft  awta  «n  die  otdentlidieii  CiTilgerichte  öetsiädi- 
UngMna  an  riehten. 

6.  Jagdgesetz  10.  3.  1902  fQr  die  Holienzollernschen  Lande 
(G.S.  1902  S.  33). 

7.  Verf.  26,  3.  1902  des  Ministers  des  Innern  betr.  die 
Zeugnisse  über  das  Nichtbekanntsein  von  EhehindemiBsen  (M.B1. 
1902  S.  67). 

Nach  Art  48  §  4  dn  AarfHliningegeBetEea  «im  BOrgtrliefaen  Qmita- 
bache  rom  20.  S^mbet  1899  tGM.-SuBinL  S.  177)  kann  ron  der  Tondnift 
dea  §  1  a.  «.  0.  der  JostuDÜDieter  im  eiiuelnea  Falle,  von  deijeniga  da 
§  2  a.  a.  0.  dar  Minister  des  Innern  im  Mnaelnen  Falle  oder  fBr  die  Ab- 
gebCrigen  daee  analändischen  Staates  im  allgemeinen  Befrani^  ttewilBgVL 

In  der  aUgemönen  VertBgnng  rom  16.  Oktober  1899  (BLBL  18» 
S.  226,  GeBetxgeb.-Matei.  S.  457)  bat  der  Hen  Jiutiiminieter  in  Aundit  ge- 
■tellt,  dab  er  von  der  ihm  vca4iehenen  Befiigula  auf  hinraicheud  begrfindetn 
Antrag  —  berilgUcli  dei  AngebOrigen  einielner  Staaten  alleidinge  uar  tmiM 
beeonderen  VoranasetEnngen  —  im  eimelnen  Falle  Gkbrancb  niacbwi  verde, 
tind  dieeeeita  sind  von  da  Votschrift  des  g  2  a.  a.  0.  in  der  erwUmten  all- 
gemeinen TeiAignng,  welche  doreh  den  ErlaTa  rom  3.  Angnst  1900  (M.BL 
1900  S.  246)  eine  Ergtlnzung  erfahren  hat,  die  Angehörigen  einer  grotee 
B^e  ron  Staaten  generell  befreit  worden,  wlbiend  Angehfirigea  anderer 
Staaten  —  demjenigen  RnTslands  und  Griechenlands  unter  beMmderen  Be- 
dingongen  ~  diese  Beäeinng  anf  hinreichend  begrOndetoi  Antrag  In  An- 
rieht geitellt  worden  ist 

Es  gewinnt  dm  Anachün,  all  ob  die  Staudeebeamten,  denen  ee  paeb 
'ZiOei  8  der  Allgememen  TerfSgong  Tom  16.  Oktober  1899  obliegt,  die  Bc- 
freinngegeeooha  entgegensnnehmen  nud  nach  PrüAmg  der  Aofnchtsbehütda 
Tonidegan,  Bvwdleti  davon  aoagdien,  dafa  Antrug«  dieser  Art  obne  wvtera 
als  der  erforderUchai  BegrUndnng  entbebrand  angesehen  wnden,  wenn  ds 
Versocb,  das  nadi  dem  Geaetae  erforderliche  Z«ignis  der  nuOndigen  Be- 
hörde de«  auawXrtigen  Staates  an  erlangen,  mangels  Kenntius  dieser  Behörde 
nicht  hat  nntemcMnmen  weiden  k&nnen. 

Welche  BohSiden  zur  Ansstellnng  vwt  Zeagniiaen  Aber  das  IßeU' 
bekaantiein  von  Ehehindernissen  (Art  43  S  1)  >»  Östccreieb,  Ungan, 
Kroatien,  Slavonien  und  in  Belgien  instftndig  nud,  ist  durch  die  dieseötigH 
Ronderlane  vom  25.  Febnuu  and  19.  Juni  1901  bekannt  gegeben  woid«- 
We^en  Beetimmong  deijenigen  BebOtden,  die  in  den  wichtigeien  der  übrig« 
ansUndischen  Staaten  zur  Ansatellong  du  Im  Art  48  §  1  and  —  at^eMhsi 
von  den  in  den  Verfügnagen  vom  16.  Oktober  1899  unter  2.  ».— k.  sowi« 
vom  3.  Aagast  1900  (H.Bl.  1900  S.  245)  anfgeflthrten  Staaten  —  mr  Ant- 
stellnng  des  im  Art  43  g  2  vorge«chrieb«Mn  Zengniaeee  laatSndig  aind, 
haben  diplomatistdie  Verhandlungen  stattgefunden,  die  voianieiebtlleh  d^- 
nftchst  sun  Abachlnb  gelangen  werden. 
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Sobmid  ffioa  d«r  Fall  idii  wird,  werden  die  AnfUdhtibehörden  and 
Staudeabeamteo  von  dem  Eigebniwe  renttndigt  wvden.  Bis  dahin  iteht 
nichta  im  Wege,  daTi  die  ätandeabeamten  in  FUlen,  in  denen  die  Beschaffong 
önea  an  rieh  erfordarlichen  Zeugnlnet  durch  die  Dnkenntnia  dei  bot  An»- 
etellnng  deaaelben  suBtindigen  amlUndigchen  Behörde  als  nnmi^lich  neh 
«rwcMt,  ohne  «eiteraa  BefrainngBantrSge  gemUb  Art.  48  S  4  des  Ansfllhmngs- 
gnetzm  hti  dem  Heitn  Jnatüminiator  hesw.  hei  mii  aof  dem  InitanMawege, 
in  bfleonden  dringlichen  IVIIen  direkt,  zur  Torlage  bringen. 

8.  Giemeindeforstgesetz  22. 4. 1902  far  die  Hohenzollernschen 
Lsnde  (G.S.  1902  S.  95). 

9.  Erlars  7.  5.  1902  des  Ministers  des  Innern  und  für 
Handel  n.  s.  ir.  betr.  Versicherung  TorObergeliend  im  Inlande  be- 
scliaftigter  ausländischer  Arbeiter  (M.B1.  d.  Handels-  und  G«w.- 
Verw.  1902  S.  237). 

10.  Ges.  2.  6.  1902  betr.  die  Fürsorge  fQt  Beamte  infolge 
von  Betriebsunftllen  (G.S.  1902  S.  153). 

11.  Ges.  2.  6.  1902  gegen  die  Verunstaltung  landschaftlich 
hervorragender  Gegenden  (G.S.  1902  S.  159). 

12.  Erlafs  5.  4  1902  des  Kultusministers  betr.  Voraus- 
setzungen der  Zulassung  zum  Bechtsstudium  (C.B1.  f.  d.  U. 
1902  S.  347). 

13.  Ges.  16.  5.  1902  über  die  Verlegung  der  preufsisch- 
4taterreichischen  Grenze  l&ogs  des  Frzemsa-Fluases  (G.S.  1902 
S.  355). 

14.  Bekanntmachung  17.  5.  1902  des  Justizministers  betr. 
die  Orte,  an  denen  sich  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestattete  oder 
solche  Kaiserliche  Konsularbeamte  befinden,  welche  zur  Abh&rung 
von  Zeugen  und  zur  Abnahme  von  Eiden  allgemein  ermächtigt 
sind  (J.M.B1.  1902  S.  113). 

[Allg.  Taifügong  vom  20.  Hai  1887,  J.H.BL  8.  139  2SSm  13  nod  16. 

Ubüncht  im  J.H.BL  fiU  1889  S.  8  C  TUSet  2  Ua  6. 

BeUnntm.  vom  25.  Aognat  1900  (J.ILBL  S.  542).] 
Die  nachatehendeu  Übeniehten  der  Oite,  an  denen  rieh  geuXTs  §  5 
dea  Geutaea  vom  7.  April  1900  Über  die  KonmUrgerichtebarkelt  (B.{}.B1. 
8.  218)  anr  AaoQbnng  der  Qerichtebarkrit  befugte  oder  Bolche  Eaiaerliehe 
Kmuolarbeamte  befinden,  welchen  in  Gemtlbbrit  dea  g  20  dea  Ocoetiea  rmn 
8.  November  1867  hetreffiend  die  Organiaatioii  der  Bondcakonsolate  sowie 
die  Amtarechte  nnd  Pflichten  der  Bondeakonaoln  (B.Q.BI.  S.  137)  die  Be- 
fhgnia  cnr  Abbämng  von  Zeugen  nnd  aar  Abnahme  von  Edden  ertrilt  iet, 
werden  m  Kenntnia  der  Joatizfaehörden  gebracht  Die  Cberrichten  riod 
dem  neoeaten  Teneichniaae  der  Kuaarlich  deutschen  Eonntlate  entnommen, 


OMetigabung,  yaroidnnngen  ste. 


A.  Üb«ralaht  der  Orte,   «i  daneD  aloh  K&Iaerlioh«   sor  Aiu&bimt 

d«r  O«ilobt«barkelt  befaste  Konaolarbeamte  befinden. 

1.  In  ChiDS:  A11107,  Canton,  Hankaa,  Sehu^iü,  Swatan,  Tionbni  nnd 
Tschifn; 

2.  in  Korea:  SOol; 

ä  in  HarooGo:  Caaablaiiea  nnH  Tanger; 

4.  in  Partien:  Bnaehir  und  Tehorau; 

5.  in  Baminien'):  Bakare*!;  Oalata  nnd  3aMy% 

6.  anf  den  Inieln  der  S&daae,  aewait  aia  nicbt  %i  cineH 
dantschen  Schnttgebiete  gahOraa  und  sofern  ai«  nicht 
einer  rom  Beiclie  anerkannten  anderweitan  Jntiidiktion 
nntorworfen  aind:   Apia  (Inaei  üfioin  der  Schifftr-  [Bamoa-]  Ina^); 

7.  in  Serbien*):  Belgrad; 
&  in  Biam:  Bangkok; 

9.   auf  der  Balkanhalbinael  nnd  in  der  Lerante:   Alezandiioi'), 
Beirat,  Cairo*,   Candia,   Jaffa,  Jenualem,  Konatantinopal,  ButMluik, 
Salonik,  SniTina,  Sofia  und  Vama; 
10.    in  Zanaibar:  Zanalbar. 

B.  t)l>erfllobt  der  Orte,  an  denen  aloh  Knlaerlfolie  Konsolftrbanmle 
befinden,  irelcban  dla  Bafngnia  anr  AbhSmnB  von  Eeoffen  nnd  nr 

Abnnhme  von  Blden  erteilt  tat 
L   In  der  Argentiniaeben  Republik:  Bnenoa  Airaa; 
S.  in  Belgien:  Anttrerpen  nnd  BfAieel; 

3.  in  Braailien:  Bahia  (Sao  Salrador),  Cnrititba,  Deatem,  Porto  Alegn^ 
Bio  de  Janeiro  nnd  Sao  Panlo; 

4.  in  Chile:  Vnlpar^M; 

5.  in  China:  Amor,  Ganion,  Ebtaclian,  Hankan,  Schangh^,  Swalw, 
lientiin  nnd  TBohUii; 

6.  in  Colnmbien:  Bogoti; 

7.  in  Fraokreioh  nnd  den  franiSaiafihen  Beaitsnngen:  Algisr 
nud  Paria: 

&   in   Grofabritannien   nnd   deaaen   Kolonien: 
Honkong,  London,  Helboome,  Sing^Mie  nnd  Sjdn^^; 


1)  ThaMlchlicb  wiid  Ton  den  Euaerlicben  KonsoIatabdiOnlfln  in 
Bnm&nien  die  Geriebtabarkeit  niebt  mehr  in  rollern  Umfang  anagefibt 

2)  TgL  Artikel  XXV  dee  Konnüarreitrages  mit  Serbien  Tom  6.  Jamu' 
1883  (R.a.BL  S.  62). 

3)  Vgl  die  GeaetM  rom  80.  MKn  1874  (RG^L  S.  2S)  ond  vom  5.  Jimi 
1880  (R.0.B1.  8.  146)  sowie  die  Verordnongm  rom  23.  Deaember  1875 
(B.G.BL  S.  881).  Tom  23.  DeHmber  1880  (E.Q.BL  8.  192),  vom  16.  Febnar 
1897  (R.O.BL  8.  17)  nnd  vom  6.  Janaar  1901  (R.G.BL  S.  8). 


9.  in  Italien:  Oom  and  HMrina; 

lü.  in  Japan:  Bi^to-OMka,  NagaMtki,  Tamni-Twatalia  nnd  Yt^obamaj 

11.  in  Korea:  SSnl; 

12.  in  Uarooeo:  Caaablanca  und  Tanger; 

IS.  in  denNiederlandan  nnd  den  niederllndliehen  Beiitsangen: 
Anrtenlain,  Batavia  nnd  Rotterdam; 

14.  in  Paraguay:  Anincion; 

15.  in  Peraien:  Bnaohtlr  ond  Tehenni 

16.  in  RumXnien:  Bukareet,  Gaiatz  und  Jaaaj; 

17.  in  Bnraland:  St.  Peterabnrg  und  Biga; 

18.  anf  den  Inseln  derSttdsee:  Apia  (Intel,  Dpoln  der  Sehiffer*  [Samoar] 
InMln); 

19.  in  Serbien:  Belgrad; 
flO.  in  Biam:  Bangkok; 

81.  in  Spanien:  Banelona  nnd  Madrid; 

82.  in  der  Südafrikanischen  Repnblik:  Johanneabnrg  ond  Pratoria; 

83.  auf  der  Baikanhalbinsel  and  in  der  Levante:  AJezandrien, 
Bümt,  Cairo,  Ja&,  Jenualem,  Konetantinopel,  Port  Said,  Baataehnk, 
Saloniki  Sanier«,  Smjta^  Sofia  und  Tama; 

84.  in  Tunis:  Ttmta; 

25.  in  Urngnay:  Hontevideo; 

26.  in  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Amerika  nnd  deren  Be- 
■itcnngen:  Chicago,  (^dnnati,  Baranna,  Haniia,  New- York,  PUla- 
delplna,  San  Fianxiico  nnd  St  Looia; 

27.  in  Zansibar:  Zanzibar. 

15.  Ges.  22.  5.  1902  >etr.  Ändenmg  der  Vorschriften  Ober 
die  EompeteBzkoDflikte  zwischen  dea  Gerichten  and  den  Ver- 
waltung8beh{)rden  (G.S.  1902  S.  145). 

16.  Allg.  Verf.  14.  6.  1902  des  Justizministers  betr.  Straf- 
uacbriehten  an  die  peruanische  Begiening  (J.M.B1.  1902 
S.  133). 

(Vgl.  AnaflllmingsTeTf.  vom  7.  September  1896  m  der  Terordnong  dee 
Bondearata  rom  S.  Juli  1896,  J.M.Bl.  S.  294). 

Anf  Qmnd  einer  mit  der  penaniMihen  Re^enuig  getroffenen  Ver> 
ainbamng  wird  folgende«  beatimmt: 

Die  in  den  allgemeinen  Verfögnngen  vom  30.  Jon!  1888  nnd  B.  NovemiMr 
1889,  betreffend  die  Hitteilmig  von  Stra&tachrichten  an  aoilUndiache  Be^ 
nmen,  roigeachri«bene  ObeEModong  von  StrafoBobrishten  liat  unter  Be- 
tfi^aichtignng  der  Beetinunnng  in  ZifiiBr  29  der  AaBfUbrnngeverfEtgnng  vom 
7.  September  1896  in  Znkonft  in  gleicher  Wdae  anoh  becOglioh  der  gegen 
dnen  penauiadieu  StaataangehStigeu  ergangenen  Venirteilangea  sn  erfolgen. 

17.  Ges.  7.  7. 1902  betr.  Ab&ndenuig  des  Bei^gesetzes  (G.S. 
1902  ß.  255). 
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18.  Ges.  8.  7.  1902  «egeo  Bekanntmachimg  des  GeaetnB 
betr.  das  Pfandrecht  an  PrivateiBenbahnen  n.  s.  «.  in  der  nach 
Gesetz  11.  6.  1902  g^nderten  Fassang  (G.S.  1902  S.  237). 

19.  Verf.  des  Justizministers  11.  9. 1992  betr.  strafrechtliche 
Verfolgung  von  Yerbrecben  oder  Vergehen,  die  TOn  Dentschen 
in  den  Niederlanden  oder  von  NiederUndem  in  Deatscfaland  be- 
gangen sind  (J.H.BI.  1902  S.  236). 

[T^  AUganriM  VaOgaag  3.  11.  1897,  JJLBL  &  878. 

Allgcmciiw  Verfllgiing  25.  2.  1002,  JJLBL  S.  48.] 
Die  BMtnninangfln  der  Allgonidneii  Yerfllgmig  tou  S.  NovMibv  1897 
b«troSflnd  die  «tiafreclifiiche  VarColgimg  von  Dentaelien  wegaa  der  na  ifana 
in  DentKhUad  begmgenen  Varbnchen  oder  VtagAea  and  tob  Sthwe««» 
wegm  der  Ton  üuen  in  Deatirhlend  begangown  Terbiecken  oder  VeqjelMa 
(JJIBL  B.  278),  finden  in  den  FUlai,  b  denen  Verimehen  odv  Veigebei 
TOn  Dentidien  in  den  ITiederiandai  oder  rtm  NiedariX&dern  in  DentMUnd 


1.  Hinisterial-Terf.  7.  4.  1902  betr.  BeehtssteUnng  der  Ein- 
geborenen deutscher  Schntzgebiete  im  Civilprozefs  (J.M.BI.  1902 
S.  19). 

2.  Ges.  1.  7. 1902  betr.  Ab&ndenmg  des  Einkommensteoer- 
geeetzes  24.  7.  1900  (G.-  o.  V0.-BI.  S.  257). 

3.  Krgtnznngssteuerges.  2.  7.  1902  (G.-  o.  Vo.-Bl.  1902 
S.  259). 

4.  Ges.  3.  7.  1902  betr.  direkte  Steuern  (G.-  u.  V0.BI.  1902 
S.  278). 

Ministerial-Verordn.  8.  3.  1902  betr.  strafrechtliche  Ver- 
folgung von  Verbrechen  oder  Vergehen,  die  von  Deutschland  in 
Grofsbritannien  oder  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  be- 
gangen sind  (Ges.S.  1902  S.  10). 

1.  Ministerial-Bekanntm.  7.  3.  1902  betr.  Eheschlietenng 
mit  dSnlBchen  Staatsangehörigen  (L.Vo.  1902  S.  159). 

2.  AUg.  Verf.  2.  4.  1902  betr.  Znstelinngen  an  PereoDen, 
welche  in  der  Armee  der  österr-'Ungar.  Monarchie  dienra  (L.V0. 
1902  S.  175). 
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3.  Hiniaterial-VerordD.  11.  6. 1902  betr.  regelmATBigea  Ans- 
tanseh  von  Strafnachrichten  mit  ausl&odiBchen  Begierungen 
(L.Vo.  1902  S.  229). 


S«kwarBfeBiT«8*a4«r*h»aaea.  . 

1.  MiniBterial-Bekanntin.  7. 3. 1902  betr.  Befreiung  d&nischer 
Staatsangehöriger  von  Beibringung  eines  Zengniases  aber  die 
gtaatsrecbtliche  Wirkung  einer  innerhalb  der  FQrstentlUner  zu 
Bcfaliefsenden  Ehe  (G.S.  1902  S.  13). 

2.  Ministerial-Bekanntm.  14.  6.  1902  betr.  Mitteilung  von 
Strafiiaebrichten  a.  d.  peruanische  Regierung  (G.S.  1902  S.  143). 

Bekanntm.  4.  3.  1902  betr.  Eheechliersung  von  Aasl&ndem 
in  den  FQrstentQmem  Waldeck  und  Pyrmont  (Beg.Bl.  1902  S.  9). 

WttrtteBikerv. 

1.  Hinisterial-Verf.  2.  4.  1902  betr,  Verehelichung  von  An- 
gehörigen der  rechtarheiDischen  Landesteile  des  Königreichs 
Bayern  (Amtsbl.  d.  JnstM.  1902  S.  15). 

2.  Hinisterial-Verf.  3.  4.  1902  betr.  ZuBtelloDgen  an  Per- 
sonen, welche  in  der  Osterr.-angar.  Armee  dienen  (AmtsbL  d. 
JustMin.  1902  S.  17) 

S.  Ministerial-Verf.  18.  4. 1902  betr.  Behandlung  der  Reichs- 
angebiJrigen  in  den  Schutzgebieten  und  der  Eingeborenen  u.  b.  w. 
in  Ansehung  der  Sicherheitsleistung  u.  s.  v.  (Amtsbl.  d.  JustMin. 
1902  S.  27). 

4.  Ministerial-Verf.  24.  6.  1902  betr.  Mitteilung  von  Straf- 
nachrichten  an  die  peruaniscbe  Regierung  (Reg.BL  1902  S.  223). 

5.  Ministerial-Verf.  27.  5,  1902  betr.  Btrafrechtliche  Ver- 
folgung von  Verbrechen  oder  Vergehen,  die  von  Deutschen  in 
Grofsbritannien  oder  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  u.  s.  w. 
begangen  sind  (Amtsbl.  des  JostM.  1902  S.  66). 

6.  Gesetzl.  Vorschriften  aber  die  Gemeindegerichte  (Amtsbl. 
des  JustM.  1902  S.  73). 


IIL  Auswärtige  Staaten. 

Amerlkm,  TerelBlct«  StaMea. 

1.  Ges.  21, 12. 1898  .concerniDg  aail  vessels  of  OTer  700  tons 
and  for  other  purposes". 

2.  Ges.  21.  12.  1898  ,to  amend  seetioDS  1697,  1698,  1734 
of  the  Sevised  Statatoe  of  the  U.  S.  relsting  to  general  cfHisals 
and  TJce-consols  etc.' 

3.  Ges.  28.  2.  1899  ,to  amend  section  4896  of  the  Berised 
Statutes"  (betr.  Patentrecht). 

4.  Ges.  3.  3.  1901  betr.  Ergänzung  des  Ges.  5.  5.  1892  (,to 
prohibit  the  eoming  of  Chinese  persoos  into  the  United  States'). 

5.  Ges.  28.  1.  1901  betr.  Ab&ndernng  des  Strafgesetzes  t. 
Columbia  8.  7.  1898  (B.  1902  S.  116). 

6.  Ges.  S.  S.  1901  betr.  Heistellong  einer  Kodifikation  der 
Gesetze  fOr  Columbia  (,An  act  to  establish  a  code  of  Lav  for 
the  dtetriet  of  Columbia'X 


1.  Ges.  27.  9.  1900  Ober  die  Zastftndigkeit  der  Bandes- 
gerichte  n.  s.  w. 

2.  Ges.  14. 11.  1900  Ober  die  Fabrik-,  Handels-  und  Land- 
«irtschaftsmarken. 

A»trsU«M. 

1.  Bankgesetz   (Act  No.  9)  27.  7.  1898  („an  act  to  eon- 
Bolidate  the  taws  relating  to  banks  and  baok  holydays*). 

2.  Ges.  (Ho.  10)   27.  7.  1898    .to    coosoUdate  enactmsDts 
relating  to  bills  of  sale". 

3.  Ges.  27.  7.  1898  (No.  11)  „to  eonsoHdate  the  Statute 
law  relating  to  evidence". 

4.  Ges.    27.  7.  1898  (So.  13)    ,to  consolidate  enactments 
to  wills,  probate  and  administration'. 

5.  Ges.  27.  7.  1898  (No.  17)   „to  consolidate  the  sUtutes 
relating  to  conveyaDces,  assignmeDts  aod  titles  to  lands". 

6.  Eonkursordnung  (No.  25)  27.  7.  1898. 

7.  Eiuwandenmgsgesetz  (No.  30)  3.  8.  1898. 


Annriitiga  StMten:  A»wik%  Tcnmigto  StutiB,  Ai|«Dtiiii<B  «le.  ^33 


1.  EgI.  Terordnong  5.  I.'ISOO  betr.  die  Gesch&fteoTdnang 
der  HUitärgeriehte  (Monitenr  Beige  22723.  1.  1900). 

2.  Gee.  10.  2. 1900  betr.  die  Ersparnisse  der  Ehefrauen  and 
Hindeijfihrigen  (Hon.  12./13.  2.  1900). 

3.  Ges.  10.  3.  1900  betr.  den  Arbeitsvertrag  (Hon.  14.  3. 
1900). 

4.  Ges.  26.  3.  1900  betr.  die  Nationalbank  (Mon.  14.  3. 
1900). 

5.  Ges.  29.  3.  1900  betr.  die  Herstellnag  and  Einffibrung 
des  Alkohols  (Mon.  273.  4.  1900). 

6.  Ges.  4.  4.  1900  betr.  Ab&nderung  der  Jagdgeset^bnng 
(Mon.  14/15.  5.  1900). 

7.  Ges.  4.  5.  1900  betr.  BekUmpfong  der  Lebensmittel- 
f&lschuDgen  mittelst  Margarine  (Mon.  11.  5.  1900). 

8.  Ges.  10.  5. 1900  betr.  die  Alterspensiooen  (Mon.  U./15.  5. 
1900). 

9.  Ges.  6.  8.  1900  betr.  die  Baager  Konvention  29.  7. 1899 
(Mon.  13.  9.  1900). 

B«Ut1«. 

1.  Ges.  27.  9. 1898  betr.  Abänderang  des  Gesetzes  Ober  die 
Einrichtung  des  diplomatischen  Corps. 

2.  Ges.  22.  10.  1898  betr.  Abänderung  der  Verfassung. 

1.  Dekret  des  Ehediven  30.  1.  1900  betr.  das  Fortbestehen 
der  gemischten  Gerichtshl^fe  auf  weitere  5  Jahre  vom  1.  Februar 
1900  an. 

2.  Dekret  des  Ehediven  1.  3.  1901  betr.  das  Becht  der 
diplomatischen  und  konsularischen  Beamten. 

1.  Ges.  13.  7. 1899  betr.  die  Strafhaft  an  Stelle  unbeibring- 
licher  Geldstrafen  in  Schottland  und  Irland  (62  a.  63  Vict., 
cbap.  11). 

2.  Ges.  9.  8.  1899  „for  enabling  bodies  corporate  to  hold 
property  in  Joint  tenancy"  (62  u.  63  Vict.,  chap.  20). 


SU 

3.  Ges.  9.  8.  1899  ,to  remove  doubtB  u  to  Uie  nlidi^  of 
eertaiii  marriages  (62  u.  63  Yict,  ehap.  27).' 

4.  Gea.  9.  8.  1899  „to  proride  for  the  establiahment  of  a 
board  of  education  for  England  and  Walefl'  (62  <l  63  '^ct, 
chap.  33). 

5.  GeB.  9.  7.  1900  betr.  die  YerfassoBg  Australiens  (63  s. 
64  Vict,  ehap.  12). 

6.  Ges.  6.  8.  1900  „to  amend  the  merchant  shipping  act 
1894  with  respect  to  the  liability  of  Bhipownere  and  otbers* 
(63  u.  64  Vict.,  chap.  32). 

7.  Ges.  6.  8.  1900  ,for  tlie  prevention  of  cmelty  to  irild 
animals  in  captivity*  (63  u.  64  Vict,  ehap.  33). 

8.  Ges.  7.  8.  1900  „to  amend  the  ancien  monnments  pnh 
tection  aet  1882"  (63  o.  64  Vict,  ehap.  34). 

9.  des.  6.  8.  1900  ,to  amend  the  law  relating  to  the  ei- 
portation  of  anns,  ammunition  and  military  and  naval  stoies' 
(63  u.  64  Vict.,  chap.  44). 

10.  Ges.  8.  8.  1900  ,to  amend  the  companies  ftcts'  (63  a 
64  Vict.,  chap.  48). 

11.  Cies.  8.  8.  1900  ,to  amend  the  law  relating  to  agri- 
cultural  holdings"  (63  u.  64  Vict.,  ehap.  50). 

12.  Ges.  8.  8.  1900  „to  amend  the  law  with  respect  t« 
persons  canTing  on  businoBS  of  money-lenders'  (63  a.  64  Vict, 
ehap.  51). 

13.  Cies.  8.  8.  1900  „to  amend  the  law  relating  exeeaton 
in  Scotland"  (63  u.  64.  Vict.,  chap.  56). 

14.  Gw.  2.  7.  1901  betr.  die  Dotation  der  Krone  und  der 
Königlichen  Familie  („An  act  to  make  provisioD  for  the  hosonr 
and  dignity  of  the  Crown  and  the  Royal  family  and  for  the 
payment  of  certain  allowancee  and  pensions";  1  Edward  VII, 
clup.  4). 

15.  Ges.  9.  8.  1901  betr.  Abänderung  der  .Larceny  Act 
1861"  (1  Edw.  VII,  chap.  10). 

16.  G«B.  17. 8. 1901  betr.  das  Irrenrecht  in  Irland  (I.  Edw.  VII., 
ehap.  17). 
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17.  Ges.  17.  8.  1001  betr.  AlAndening  der  GesetKgebniig 
hiosichtlich  der  internationalen  Vertr&ge  Ober  Patente  (1  Edw.  VII, 
ehap.  18). 

18.  Ges.  17.  8.  IdOl  betr.  jugendliche  Verbrecher  u.  b.  w. 
(1.  Edw.  VII,  chap.  20). 

19.  GeB.  17.  8.  1901  betr.  die  ElieBchlierBimg  („An  act  for 
legalizing  marriages  heretofore  solemnized  in  certain  cburches 
and  places";  1  Edw.  VII  chap.  23). 

20.  Ges.  17.  8.  1901  betr.  das  Verbot  der  Verabreichung 
berauschender  Gretr&nke  an  Kinder  (1  Edw.  VII,  chap.  27). 

Fnultrelek. 

A.   Gesetze  und  Verordnungen  für  das  Gebiet  der 
französiachen  Republik. 

1.  Cirkularerlaft  1.  7.  1900  betr.  die  Erwerbung  der 
franzOsiBchen  und  den  Verlust  der  deutschen  StaatsangebArigkeit 
(Bulletin  officiel  du  minist^re  de  l'iDt^rieur  1900  No.  8  S.  315) : 

HoiuieaT  le  prüfet,  j'ai  l'honnenr  d«  roos  •dr««er  ci-j<^t  tni  certalo 
■Mmbn  d'exompUires  d'one  note  nlatiTe  i  I'kcqnintion  de  la  qnalitä  de 
Fnnfals  et  i  U  perte  de  la  nationaliti  allemande. 

Lea  indicationfl  qoi  j  lont  ooutenneB  tont  dwtiniei  k  peimettre  ä  noa 
eompatriotee,  originuree  dea  territoir«  anoexia,  de  ae  rendra  ozactemeat 
eoinpte  de  leor  rihiatioD,  teile  qn'elle  eet  enriaagAe  par  la  Ugialatloa  alle- 
saande  aar  la  nationalitä,  et  de  a'äTiter  ainai  tonte  difficnltj  k  oe  point  de 
TDfl  ponr  le  eaa  oä  ile  aeraient  appel^  ponr  an  motif  qnelconqne,  k  Yojagei 
en  Alaaee-Lornüne. 

Je  Tona  prie  de  donner  la  plus  graode  pnblleitj  ft  ce  doctunoit,  en  1« 
fuaant  ina&er  an  Becneil  dea  aetea  administntUB  de  Totre  präfectnra  et  en 
1«  comnmniqnMit  i  la  preeae  looale,  dont  Toua  Tondrea  Uen  appeler  l'attention 
■OT  llntMt  qoi  a'attache  k  ce  qa'il  aoit  portä  k  la  connaiaMnee  da  public. 
Le  PrUdent  dn  Conaeil, 
Miniatre  de  rintfaieni  et  dea  Cnltea, 
Waldedc-Bonaaean. 

Note 

T«Iatl've  a  l'aoqolaitltm  de  la  anaUti  de  ftenyala  et  k  la  pert« 

da  1&  natlonalltA  aUamands. 

On  ne  pent  aonger  k  fsuanitw  toaa  lea  caa  dana  leaqnela  dea  individna 

co/oMMb  conune  Fnnfaia  en  France  aont  expoa^  k  Are  tiütäa  oomme 

AUemasda  de  l'antn  «ötä  de  la  frontiAre.    U  a'agit  aenlement  dlndiqiier  laa 


liTpolUiea  Im  pliu  friqtMntM  qn!  m  priMDtont  i  r 

iotoniatioDani  de  1877  cm  de  l'^^pUestioa  dea  datu  l^idatloM  fnufaiM  d 


Q  rteolte  de  U  comUnKiBon  de  l'utiela  2  da  ttaiti  du  tO  nai  1871  et 
de  l'Brtiele  1«  de  bi  eonventim  additioBoelle  da  11  dfeonbre  1871  qne  um 
lef  Fian^aia  origüunra  da  poys  e^dis  ont  dfl  rqaplir  lei  oonditioBi  da 
roption  ponr  eomerrer  la  uatiotialiU  fiantaiae. 

Ia  dJDOmination  d'oiigiiuirai  eomprend  ton  mos  qni  aoDt  nit  daM 
na  terfitolraa  ced^ 

L'option  eomportait  denx  eonditiotia  &  rampUi: 

!■>  Une  d^elaraUon  k  fiüre  «rant  1b  1«  ootobre  1872  ponr  eaox  qni 
teient  eo  Earope  et  arrnnt  le  1«  oclobre  1S73  ponr  cenx  qni  ätaient  daoe 
lee  antrea  parti«  du  monde. 

2°  Un  trantfert  dt  domidU  hon  dea  teniti^na  oMia  armnt  le  I**  oetel» 
1872. 

Ca  bvufert  n'art  natonllmait  paa  «tun  fiuile  i  ptooTer  qae  la  d£- 
«laration  mbne  d'option.  Dea  [öAcea  direnee  penrent  ttra  pToduitea  niTanl 
ka  cas:  qoittance  de  lojer,  certificat  d^in  malte,  qmttaDoe  de  contribotioiit 
düectee,  lirret  d'onTrier.  Une  äection  da  domieile  an  Fnwee  ue  nfEnit 
ceitunemeait  paa. 

Le  tnte  dea  oonvenlioiu  de  1871  na  parle  paa  de  la  ätnation  dai 
f^an^aia  qni,  nna  itre  nte  aar  loa  temtotraa  cädte,  j  taint  donüeilMa  Ion 
de  rannexiaD. 

Le  gonreniement  fiaa^aii  a  coactn  de  ce  dleace  qne  rannedou  s'aTait 
paa  atUdnt  oea  E^anfaü,  qni  coaeerrüent  law  nationalitä  de  plein  dtoit 

Le  gonrernemant  aUenuuad  a  jnitendn,  an  eontnira,  qne  oee  incGTidaa 
«raiant  £tä  att^ta  par  l'anneiioii  et  devenaient  dMnitiTeaaeat  Allemaih 
■Ha  naraiont  paa  ämigrä  arant  le  1«  octobre  1872. 

Une  note  inaArö  an  Jöuniat  offiäa  da  U  aeptembre  1872  a  ocmatati 
ce  diBMutiment. 

Lee  Fran^aia  qui,  aana  fibe  Mf»  en  Alaaee-Lonaine,  ont  ctmtinnA  d'j  iMd« 
aptia  le  l*r  ootobre  1872,  oont  dtme  comidirte  comme  AUemanda  pai  I« 
antorit^  allemandea,  alora  qne  ponr  lee  autorit^  francaiaee  ila  aout  matte 
Fran^aie.  (En  ce  aeoa:  Paria,  24  jnillet  1874  [&  1875-2-225],  Caaaatkin, 
Beqnetaa,  6  mara  1877  [S.  1879-1-306].) 

La  aitnation  dea  minenia  a  aonlevö  dea  düfienltäa  enco»  plna  nom- 
brenaea.  Ces  difficult^a  tiennent  i.  ce  qne  le  goaremement  fTan9ai8  a  recou» 
anz  minenn  nn  droit  propre  d'option  et  en  a  concln  qne  lenra  dielazationi 
aeralent  TaUblea  ponrm  qn'ellea  tmaaent  ^  effecta^  par  rentrenüae  on 
»Tee  Taanatance  de  leara  repr^aentanta  Idganx,  alora  m&ne  qne  eeni-d 
n'auraient  paa  opt^  peraonnellement  ponr  la  nationalitä  franfaiae;  tandia  qne 
le  gouvememeut  allanand  a,  dana  tona  lea  oaa,  foit  dipraadre  la  oationBlitf 
dea  mineura  de  celle  de  lenia  repräaentanta  Uganx. 

Ploaienn  caa  doirent  Stre  diatingnte: 

1°  Enfata  tu!  en  Jlsace-Lorraine  (Twi  pire  AUacieit-Lorrain. 

a)  Le   pire   a   optä   r^gnli&rement  tant  ponr  Ini   qne  ponr  aon  enfant 


Cflt  «a&nt  Ml  Fnofsia  aoHi  bian  ponr  1»  gonnmenait  Bllaiiud  qiu 
ir  le  gonraiMnait  tnm^tU. 
b)  La  pfan  k  ^M  rJgalUnmant  ponr  hd,  maii  »  ntgügi  d'optor  potn 

Cat  «n&nt  Mt  Flu^aii  ponr  1«  goaTaniamant  kUoiDMid,  m^  AUanutd 


c)  La  pära  «  opU  ponr  aon  cn&nt,   raaia  n's  pat  opU  ponr  M-mtoa. 

8i  l'enfiuit  %  Mt  mnji  aa  Fnutee  annt  1«  I«t  ootobi«  1872  et  « 
aMiAIt  aiiMi  k  fe  dauitoa  «mditioa  impoaia  par  la  tnH«  de  Fiancfort,  U 
aat  Fnui^aii  posr  la  gonvanomant  frui^^,  maia  aon  Option  n'aat  paa  n- 
eonnae  Talabla  an  Allaniagne  ponr  laa  danx  molifa  mlTaDla: 

1°  La  «ort  da  mineor  est  116  k  celoi  de  wm  reprieantut  ligal; 

^  La  rapräientant  ligal  continnant  k  riaider  en  Alaace-LoTT^na, 
l'en&nt  na  ntiifait  paa  fc  U  damiänie  condiäon  de  ToptiOD,  pcüiqnll  ne  pant 
».TtÜT  ligalament  d'aatre  domicHe  qne  calni  da  aon  rapi^aentuit  lägaL 

2°  Enfant  mi  en  Miac^Lorraint  <f  iin  pirt  Frattgoia  nä  hon  d'Ahact- 

Ponr  le  gonTemeotant  fimu^aia  cet  en&nt  eat  Fran^ala  A  aon  p6ie  a 
optä  en  Bon  nom  at  l'a  fiüt  ämigrer  ftTant  le  1«  octobie  1872.  Cet  en&nt 
eat  otmädiri,  aa  eontiaiia,  en  Allemagna,  eomme  AllemaDd  ri  aon  pire  itait 
domleilid  en  AlMce-Loiraine  Ion  de  rannazion,  at  n'a  paa  änigiä  arant  le 
1«  octobra  1872. 

3°  Enfant  nä  hon  d'JJaace-Lorrmne  (Tim  pin  Alaaäen-Lonwi. 

Le  goavarBeDunt  ännfaii  ayaut  admia  ijae  lea  indlvidna  näa  awr  lea 
tetiHoirea  ctAim  ätaient  aenla  teniu  de  Mnscrire  na«  döclaration  d'option  a'ila 
entandaient  reater  Fran9aia,  cet  eniant  est  Fnut^aü  aui  jenz  de»  aatoritäa 
franfwaea.  (En  ca  mu:  Tribunal  Söne,  25  jnin  1875,  Coni  de  Paria, 
24  jnillet  1874  et  4  «rrier  1876,  Gaoaafion,  6  man  1877.) 

Anx  j»a.  de«  AUemanda,  an  oontnüi«,  cat  enftnt  eat  devenn  Allemand 
n  aon  pirs  n'a  paa  optä  poni  la  nationalit^  ftaofidaa. 

On  Toit  qne,  d'tme  manito  g&iiale,  loa  AUemanda  ne  tiennent  pu 
compte  det  d^arationa  d'option  Aütea  ponr  lea  enfanta  minann,  toatea  lea 
fbia  que  lern  rqtiieentant  lAgal  eat  derenu  AUemand. 

^fin,  il  parait  ntile  d'appeler  l'attantion  das  inXimmtx  aar  nne  aitnation 
qne  l'on  rencontre  tria  Mqnemment,  c'eat-&-dire  aar  Celle  dea  enfanU  nA 
d«pvi»  le  SO  mai  1871  wr  le  territoire  (Yanfoit,  (Tun  pin  *d  m  Jlsoee- 
I,orraint,  olora  qtte  w  pays  appartenaü  ä  la  Fronet, 

Anz  teimea  de  la  joriapnidaiee  conotante  de  U  Conr  de  caaaation 
(airta  de  7  dfoembra  188S,  2A  färrier  et  22  arril  1690),  lea  eeadona  de 
territoirea  n'ont  paa  d'effet  rätroactif.  Par  anhe,  lea  enftntB  n£a  depnia  le 
20  mai  1871  aar  nn  tenitoiie  frangaie,  d'nn  pire  ai  en  Alaaoe-LoTraina,  alon 
qoe  ce  paja  appartenait  i  la  Fraoce,  sont  nan^aia  en  Tertn  de  l'artiela  8 
g  3  dn  Code  dvil,  comme  n^  en  Franea  d'nn  pire  qni  Ini-mfime  j  eat  nj. 

Cea  enfanta  aont,  an  contraire,  Atlemanda  potu  le  goaTemement  alle- 
mand  Ol  Terto  de  l'article  2  de  la  loi  dn  lar  jnin  1870,  comme  u^  k 
r^tnnger  d'nn  Allemand. 


Q  impofta  maintenwit  d«  ae  dwnitder  eomment  oeax  qne  Im  ABtoiadi 
eDn«d£rant  conune  iqjMa  aUeamida  ponToat  psdie  U  iMtigasliti  ■lliiwfdi 
äe  mamire  ü  ttre  tonaidM»  eommc  Strängen  en  .^Ufewagwa  Pen  iupota 
qii'ila  Mtient,  «n  Frmnce,  tenos  poor  mjvA  godkit^  U  nMioDBlM  fnDcuw. 
Ce  qall  &at  earitagu  nniquaiwtit,  e'wt  U  l^gialKtion  allaiiMBd&j 

Dfaprim  U  Im  fM&«le  du  l>r  juin  1870  (dvremi«  loi  de  l'Euipi«},  k 
utioiwUU  Mt  padna  (vL  13j: 

1°  Par  rcipfttriktion  mir  deounde  [Entlatnmg  attf  AtUng). 

L'expatriation  ne  pent  £tre  nfutit  k  eeuz  qni  mt  motni  d«  IT  «in  w- 
eomplü  on  plus  d«  25  uu  (arL  15).  La  döUTimnoe  de  I'acte  d'flzpafaMtiaB 
lEtUltutungMchäni  nbaln«  inmtMUUtoeiit  la  perte  de  la  natioBalM  i  BNia* 
qne  le  tenitcHT«  de  rEmpire  n'ait  pai  iti  qiütlä  dana  lea  dz  moia'^ 

Si  rAmigraut  nrieot  en  payi  allemand  arant  la  trenteaniAnie  aaDte, 
il  cotut  riaqae  d'ltie  incoiporö  dans  Ttuinäe  aedra,  la  rittm  ok  la  land- 
wehr,  MiTaDt  lou  Age.  Plus  tard  il  peut  rentier  et  ländei  dana  l'Eiapii« 
aana  crainte  qne  aon  Entliunmg  ne  aoit  aunolä;  n'ätant  plus  Allemand,  3 
eit  diapensd  dn  aerviee  dani  le  landattum-, 

2°  I^  tue  d&iaion  de  l'antorit^; 

3°  Par  TU)  a^jonr  inintarompo  pendant  dii  ana  en  p^js  ittaager. 

AtDii,  lea  Alfaciens-LaiTaiDa  dereniu  Allenuwda  od  conndärja  eomme 
Allemaadi  par  l'antoiitä  allemande  ne  pordent  pas  la  natianalitj  allaaand« 
par  mite  d'nne  natomliMtioii  obtenae  k  VitzaBger,  en  Ftttux  pat  eicmpi^ 
mala  par  nn  «ijonr  proloogä  pendant  dix  aoe  eo  pej«  ätraager.  La  perte 
w  prodott  de  pirin  droit  dane  ee  eaa,  et  la  nationalit^  allamandejlisparaii 
pu  ta  aeale  eipintion  da  dilai  de  diz  ane. 

D  est  &  noter  qne  le  e^odt  pralong^  pendant  dix  ana  en  payi  ätnmgar 
doit  fltre  ^;alement  inintenompn ;  le  fait  de  paaaer  «ne  ande  foiM  la  fhmtiM 
intarrompt,  anz  jeni  de*  antoritä  allemande«,  oe  dilai  de  dii  ane.  D  ea 
eat  de  mtaie  do  fait  de  r^amer  lon  inscription  rar  lee  registrea  d'on  cod- 
■alat  allemand  on  de  TActamer  nn  paaaeport  potu  Tojager  k  Tätranger. 

Un«  difficoltA  aaaei  gnive  a  rar^  en  Allenugne  an  aqjet  de  l'intcr 
prdtation  de  cette  dlapoaitien.  Lee  dix  ana  qn'elle  pr4T<»t  courent-ila  mtn« 
pendant  la  nünontä  on  Molement  k  partic  de  la  majotitä?  L'admimatiBtiaa 
■ootlent  qn'il  ne  &Dt  füre  ^t  qne  da  tempa  totnli  depnia  la  m^joifti,  Le 
tribnnal  aopMeur  de  Leipzig,  par  denz  dfeiaione  dea  4  Hrrier  et  28  norenbn 
1895,  et  le  tribanal  rapäriear  da  Colmar,  k  la  date  dn  13  dfennfani  189B, 
ont  sdinia  I'opmion  contiure,  en  ae  fondant  aar  ce  qne  la  perte  de  la 
nationaliti  n'est  paa  aabordonn^  k  nn  acte  de  volonte  de  rämigrant,  maif 
a  liea,  qne  eelni-d  le  Teaille  on  non.    Haia  cette  aohition  ne  ifimpoM  pai 


1)  Da  Alskden-Ixmain  de  moina  de  17  ana  ayant  obtenn  an  J^tätummn*- 
acfttMt  et  qidttvit  le  jmjb  remplit-il  U  eondition  de  tr^nafiart  de  donüeilet 
Laa  Mifanitea  aUemanoM  prMeodent  qne  non  dana  le  caa  oü  lea  parenta  ita- 
ter^eut  en  Alaace-Lorralne,  parce  qn  aloia  l'enfiuit  a  le  domioile  de  ceax-d. 
Ü^  la  Iteülatiou  paratt  «dmettre  qae  l'on  änandpe  l'en&nt  annt  da 
demaoder  V^HiastumgtKAein;  r&nandpd  poanuit  ae  di^tir  nn  domkila,  il 
eat  alora  apte  k  remplir  la  eondition  da  tnnafert  de  dMnidle. 
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k  l'MitoriM  nrilitidT«  qtd  peat  ne  pu  tenir  compte  da  0«  dteUoM  et  in- 
tKRporar  les  indiridiis  qtii  n'ont  paa  a^nmä  t  rätrugor  pendftnt  dix  «it 
depnia  letir  maJoriM. 

1a  fomme  nutriäe  et  les  enAnta  minBars,  qni  rMdent  effbctiTement  aveo 
1«  mkri  et  p^  de  fkmille  hon  du  tsrrittrfre  ftllemand,  penvent  iuToqner 
Ifl  Mnefiee  de  U  diipodtion  de  I«  Itrf  Kllenunde  da  1«  jnin  1870,  wu  taimes 
de  laquelle  le  aijaai  de  du  aus  k  rätranger  entiatne  potu  nn  mjet  de 
rEmpire  U  perte  de  1«  tutionalitö.  Heia  eett«  di^KMition  n'ert  pu  appli- 
eeble  enx  en&ntt  natorela  lecoimiu  per  lear  märe,  mfime  a'ila  iMdent 
eAetivement  svec  eile,  et  ri  cette  deniiäre  k  perda  aa  nationalit6  allenumde 
pai  nn  a^oor  de  diz  ana  i.  r^tnof^.  Cette  diffärenee  prorient  de  ee  qne, 
daiu  U  lägialation  allenumde,  la  min,  n'^yrnnt  pae  U  pmaaance  patemelle,  . 
n'a  paa  le  droit  de  repräaenter  aon  flla. 

Une  antre  qneetion  ee  präeente  an  iqjet  de  l'effet  de  ee  a^onr  de  dU 
ana  k  l'Ünaget.  La  natümmlit^  tlleoiBiide  eat  perdna,  maia  ponr  l'avenir 
seolement  Pendant  lea  diz  ana,  il  a  pa  7  avoir  dea  condamuatioiie  pour 
ineotimiarion.  Cea  condamnationa  r^gnlUrement  pronono^ee  ne  aont  paa 
■ndantie«  par  Texpimtioii  de  dix  anndee,  et  oelni  q^  rentreralt  en  Allemagna 
eonrrait  le  riaqae  de  ae  Toir  airfiter  en  rerto  deaditea  condamnatioiia.  Cette 
aitaatüm  te  prolongers-t-eUe  indäfiiüiDent?  n  doit  7  avoir  one  pmeeription. 
Quelle  en  eet  la  diu6e?    Qnel  est  le  point  de  däpert? 

Le  dflit  d'inflonniiadoii  ae  preaerit  en  Allemagne  pai  pinq  an.  Haia  le 
dätit  itant  eoatina,  U  preeoiption  ne  commence  qn'an  moment  oft  l'obHgation 
mllitain  n'eiiste  plna.  Saaf  lea  caa  oä  eile  eat  aapptim^  prfaiatiiräineiit 
(i^formeX  oette  Obligation  dura  enwi  longtempa  qne  l'intäreeiä  n'a  paa  atteint 
45  an«  (art.  24  de  la  lol  dn  11  färrier  1888); 

4°  Qoand  an  Alletnand  eat  enträ  an  aervice  d'an  Etat  ätianger  aana 
«tttafaation  de  eon  gonrenittnent,  l'antoritä  centrale  de  aon  paja  pent  le 
dfelarer  dichn  de  sa  nationalitj  d'Etat,  i'il  n'obät  pat  4  lligODCtion  de  ae 
d&nettre  de  aea  fbnctiona  dana  le  dälai  qni  Ini  eat  imparti  (art  22  de  la  loi 
de  1670).     Ceet  nne  ^^Ucatien  dn  eaa  pröva  ploa  haat  (2=)  en  teimea 

An  BBTpIna,  dana  lea  caa  dontenx,  noe  leeaortiBBanta  originairee  d'Alaace- 
Lomine  dentient  a'abatenlr  de  ptotoer  mr  le  territoin  d'&D[»re  arant 
d'av<nr  demandö  et  obtenn  dea  renaeignementa  anr  lenr  nationalit^  «n  Alle- 
magne.  D  lenr  anfCrait,  ponr  ne  plna  i'ezpoaw  k  dea  aireatatioBa,  de  eon* 
nlter  le  minlat^  dea  A&ires  toangörea  et  de  ne  peaaer  la  A'onttöre 
qn'aprta  ari^  4U  infbrm^  dn  rtoiltat  de  l'enqnfite  k  laqaelle  la  Chancellerie 
imperiale  procöderiüt  aar  la  demande  de  l'ambaaaadeor  de  la  Säpabliqae  4 
Berlin.    Lee  enqnBtea  de  eette  natore  darcat,  en  gäniml,  de  hnit  k  dorne 


2.  Ges.  4.  2.  IdOl  betr.  die  sUaUiche  Überwachung  (tuteile 
adminiBtrative)  von  Schenkungen  und  letztwilligen  Zuwendangea 
(J.  off.  6.  2.  1901). 

3.  Oes.  25.  2. 1901  betr.  die  Besteuerung  der  Erwerbungen 
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TOD  Todeavegen ,  der  Schenkungen  und  anderen  Zumndotigen 
(J.  off.  26.  2.  1901). 

4.  Dekr.  25.  3.  1901  betr.  Eiaricbtung  von  HOlbkassen  der 
GesellBchaften  auf  Gegenseitigkeit  (J.  off.  29.  3.  1901). 

5.  GcB.  2.  4.  1901  betr.  Abänderung  des  Art  20  des  code 
de  justice  militaire  (J.  off.  4.  i.  1901). 

6.  Wildschadengesetz  19.  4.  1901  (J.  off.  21.  4.  1901). 

7.  Ges.  19.  4. 1901  betr.  AusQbang  der  Holzgerecbtigkeiten 
(J.  off.  21.  4.  1901). 

8.  Dekr.  26.  6.  1901  betr.  Aufhebung  des  Art.  109  des 
Dekr.  28.  5.  1895  betr.  das  Beaterecht  im  Kriege  (J.  off.  27.  6. 
1901). 

9.  a)  Ges.  1.  7.  1901  betr.  den  „contrat  d'aasociation"  (sog. 
Eongregationsgesetz ;  titre  III  betrifft  die  religiösen  Kongrega- 
tionen) (J.  off.  2.  7.  1901). 

b)  Dekr.  1.  7.  1901  betr.  AusfUhrung  des  KongregatioDs* 
gesetzes  (J.  off.  2.  7.  1901). 

c)  Dekr.  16.  8.  1901  betr.  AuafQbrung  des  Kongregations- 
gesetzes  (J.  off.  17.  8.  1901). 

d)  Dekr.  betr.  AusfQhrung  des  Art  18  des  Kongregations- 
geaetzes  (J.  off.  17.  8.  1901). 

10.  Ges.  10.  7.  1901  Ober  das  Armenrecht  vor  Gericht 
(„assistance  judiciaire")  (J.  off.  12.  7.  1901). 

11.  Ges.  18.  7.  1901  betr.  Aufrechterfaaltung  der  Arbeits- 
und Dienstverb&ltiiisse  der  zu  militärischen  Übungen  einberufeneo 
Reservisten  (J.  off.  19.  7.  1901). 

12.  a)  Ges.  19.  7.  1901  betr.  Erstrecknng  des  Art  463  des 
code  ti6nal  (betr.  circonstances  attftnuantes)  auf  die  Vergehen 
gegen  die  codes  de  justice  militaire  (J.  off.  21.  7.  1901). 

b)  Ges.  31.  7.  1901  betr.  Erstrediung  des  Art  463  des 
code  p6nal  auf  die  Vergehen  gegen  die  Fischerei-  und  Schiffahrta- 
polizei  (J.  off.  6.  9.  1901). 

13.  Ges.  20.  7.  1901  betr.  Ab&ndening  des  Ges.  5.  11. 1894 
ftber  die  landwirtschaftlichen  Kreditgenossenschafteo  (J.  off. 
27.  7.  1901). 

14.  Gea.  21.  11.  1901  betr.  Abänderung  der  Artt  300,  302 
des  code  pönal  (betr.  Kindesmord). 
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15.  a)  Ges.  29.  11.  1901  betr.  Abänderung  der  Artt.  170, 
171  des  code  dvil  über  die  diplomatiBche  und  konsula- 
rische Eheschliersnng  (J.  off.  30.  11.  1901)*). 

Article  uniqne.  —  Les  Articlea  170  et  171  dn  code  gitiI  sont 
modifife  Gomme  snit: 

Art  170.  Le  mariage  contractu  eu  paya  dtranger  entie  fran^aü,  et 
enfcra  franc^  et  ätnngera,  Mra  ratable,  e'il  a  dt^  cäläbrä  dans  les  fonnee 
ont^oB  dana  le  puja,  ponrm  qn'il  ait  iü  präc6dä  dea  publioations  prescritea 
pAT  l'artiele  63,  an  titre  dea  actes  de  l'ätat  civil,  et  que  le  franjaia  n'ait 
point  contrevena  anz  diapointioDS  couteniiea  au  chapttre  pr&iMent. 

II  en  aera  de  mflme  dn  mariage  contractu  en  paya  itranger 
entre  an  franQaiB  et  nne  ätrangäre,  a'il  a  iti  cäläbrd  par  lea 
«genta  diplomatiqne  on  par  les  conauls  de  France,  conformä- 
ment  anx  lois  frau^aiaes. 

Tontefola  les  agents  diplomattqnea  on  lea  eonsnla  ne 
poRTFOnt  procödnr  k  la  eiläbration  du  mariage  entre  nn 
fran^ais  et  nne  ätrang^re  qne  dana  lea  paya  qni  aeront  d^aignja 
par  dicrets  du  pTdaident  de  la  Bdpabliqne. 

Art.  171.  Dana  lea  trois  moia  aprfta  le  retour  dn  fran^aia  anr  le 
teiritoire  de  la  Rdpnbliqne,  l'acte  de  cäläbration  dn  mariage  contractd  en 
pa^e  ^trangerdana  lea  conditiona  prärnea  par  le  paragraphe  l>r 
de  l'article  präc^dent,  aera  tranecrit  aar  les  registrea  pnblica  dea 
mariagea  dn  lien  de  son  domicile. 

b)  Dekr.  29.  12.  1901  des  Präsidenten  der  Bepublik  betr. 
die  EbeBcbliefsungen  von  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln 
(J.  off.  4.  1.  1902). 

Vn  la  Iri  dn  29  norembre  1901,  qni  a  modifiä  l'article  170  dn  oods 
dTil  et  antoiisd  lee  agenta  dlplomatiqnes  et  les  conaala  &  proeäder  k  la 
c^Ubration  du  mariage  d'no  Pian^aia  avec  nne  £tiangire  dana  lea  paya  qni 
aeront  äfägnie  par  döcreta  dn  PrÜdent  de  la  R^nbliqne; 

Vo  les  ordonnances  dea  23  et  26  octobre  1883  et  le  däcret  dn  19  janrier 
1881  anr  les  ponvoii  dea  conaola,  nce-consnla  et  agenta  conaoluree  relatira- 
ment  ax  actes  de  V€t»t  dvil  dea  Franyala  en  paja  ätraoger, 

1)  Die  ron  der  biaherigen  Faaanng  abweichenden  BeatimmnngeD  sind 
gesperrt  gedruckt.  —  Die  nene  franxOsiacbe  Oesetigebung  folgt  der 
Oeaetagebnng  Deutachlanda  (Beichsgee.  4.  5.  1870),  Englanda  (Ges. 
27.  6.  1892),  Dinemarka  (Gea.  19.  2.  1695  §  1)  nnd  der  Hchweis  (Ges. 
20.  12.  1878  Art  13).  Die  Gesetzgebung  Ungarns  (Ges.  XXXI 1894  ArtSlX 
Italiens  (Gea.  28.  1.  IBM  Art.  29)  nnd  Belgieua  (Ges.  20.  5.  1882  und 
20.  10:  1697)  weicht  insofern  ab,  als  hier  entweder  bei  beiden  Nnptnrienten 
oder  doch  beim  Ehemann  die  Staatsangehörigkeit  dea  Absendeataatea 
▼orhuiden  sein  rnnb.  —  Holland,  Spanien,  Portugal,  Rnm&nien 
fordern  ebenso  wie  frfiber  Frankreich  ihre  Staatsangehörigkeit  von  beiden 
Verlobten.    TgL  anch  oben  S.  411C  —  ÜtdoitMoM. 
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IMcrttB: 

Ali.  l*'.  La  agonti  d^iloiiMtiqnM,  eoBHik  gfofcanx,  ecanb  et 
viea-oonnk  d«  Fimnee  en  Tciqme,  cn  Pcne,  an  Egypte,  aa  Haioe,  li  HwMte, 
«a  Sism,  en  Oiine  et  en  Coi^  aont  uitorMe  4  piocMer  mu  mftiUge  (Fn 
Fruf^  mvee  nna  teuigAre,  tontn  lee  fcns  qnlU  en  Mront  reqoü. 

Lft  m&ne  faenlt^  ett  «ceonlöe  mu  egente  conaulurM  qni  ont  rafa  loi 
ponvoin  d'ofBeien  de  VHrnt  dvil  duia  lee  conditione  prämM  pai  l'utiule  7 
de  l'ordonnance  dn  26  oetobre  1833. 

Art.  8.  Le  miniitn  des  a&ire*  tonngäres  et  le  gaide  doi  ■eennx, 
minütre  de  la  Jottice,  wnit  chargte  de  l'axtoitian  dn  prdaent  dtoet. 

c)  Girkntar  14.  1.  1902  des  Ministers  der  ausvartigeo  An- 
gelegenheiten betr.  die  Eheachlief^ungen  vor  diplomatiseben  und 
konBulariseben  Agenten: 

Honaienr,  comiue  tob*  le  nves.  In  aganta  diplomatiqnei  at  AMMalaiica 
fra&faia  n'ont  iU  jaaqn'id  «uorisäa  k  pnciiw  4  la  e^löbntioB  dea  mariagoi 
qa'autant  qoe  lea  fntnra  conjnnta  ftppartenaient  tooa  denx  4  la  naiionaütf 
(nn9ai8e.  L'artide  48  dn  oode  dTÜ,  anx  tennee  dnquel  tont  aote  de  l'Atat 
dTÜ  dea  fVanfaia  en  paja  ^banger  eat  ralable  a'il  a  6ti  refit,  confonu&nait 
am  loia  finncaiaea,  daiia  noa  GbanceUeriea,  n'ert  pae,  cn  efiM,  applicnble  am 
aclea  de  manage  entra  Franfaia  et  Strängen.  Cette  doetriue  a  iti  ilmblie 
par  nn  airU  de  la  Coni  de  caoaation  dn  10  aoflt  1819  et  cdle-d  a  tÜ 
adoptte  par  le  mlniatire  dea  «ffitirea  ätraugörea  dana  nne  dicnlain  dn 
4  noTembr«  1833,  pnii  eoufinn^e  plna  ricemment  par  une  d&tBon  da  H.  I« 
miniatre  de  U  jnatice  dn  16  aeptembre  1877. 

De  par  cette  Jniiipmdenoe,  lea  mariagea  mtztea  entre  nan^aia  et 
Strängen  ont  donc  dO,  Jiuqn'4  ce  jonr,  Stre  cäldbrie  loiraBt  lea  fonnea  witta 
dnna  le  paja  de  la  rtäidence  dea  iuUreaaäa.  Mala,  Ton«  ne  t'ignorei  paa, 
eette  Obligation  n'a  paa  6ti  lana  pr^eenter  de  gnret  inconTänienta  pntiqaai 
dana  les  contrtea  ob  l'^Ut  civil  n'eat  pne  rignliäTement  organisi  ainM  qM 
dana  cenx  oü  il  le  tranTe  entre  lea  maina  daa  antoritte  religienaea,  notammant 
dana  lea  pajg  mnmilniana  tA  de  TExtrAoie-Oiient 

Si,  par  eieniple,  lea  ftatma  oonjcnnti  lont  de  religion  difi%t«nta^  ib  aoot 
expoeäa  4  ee  qne  le  tniniatre  du  enlte  4  qni  ils  a'adreaaent  refnae  de  con- 
aacrer  lenr  Union  oa  ue  le  faaee  qne  mojennant  certainea  compromiaäoDi 
contrairea  4  la  libeitä  de  consdaice.  Dana  certainea  contrtos  d'antre  part, 
la  cäl6bratiou  des  toariagea  religienx  eat  loin  d'ofirir,  poor  ce  qni  cooetne 
la  r^gnlaritö  de  l'nnion  contractu  et  l'anthentidtä  de  l'acte  deatinä  4]aoM>- 
■taler,  le»  garantiea  des  riglee  et  formalitda  präcisea  anxqndlea  notre  l^b- 
laUoD  anlmdonne  rtobliwement  de  ort  acte  ü  important  de  U  vie  drü» 

Frappi  de  caa  ineonränienta,  le  gonTeraement  de  la  K^pabliqne  a'eet 
en  eonaaqno&ce^  pidoccnp^  d'j  lemädier  et  il  a  aonoüa  an  Parlament,  qd  l'a 
adoptäe,  nue  loi  qu  confire  auz  agenta  diplomatiqnea  et  am  eooank  k 
droit  de  pioeMer  4  la  cälöbration  dn  nuuiage  entre  nn  Fna^üt  et  naa 
toangire,  et  eomble  anad,  dana  notre  lägialation,  nne  lacnne  qnll  tmpoitail 
de  fidre  diapar^tre. 
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Aoz  totiMs  dfl  eette  loi,  ptom&Ignfe  «a  Jounul  offiei^  dn  80  norambca 
IflOl,  l'artide  170  da  code  dvtl  wt  modifiä  sind  qull  «üt: 

„Alt  170.  —  Le  m&riagB  contrsoM  an  payi  ftnngan  aatre  f^an^aii  at 
Mnuigen,  wen  T&Ubl«  a^  s  äU  cAldbrä  dsn>  Im  formes  nntA«  daaa  1«  pkjt, 
poOTB  qnll  mit  äU  prioMö  dn  paUieatioiiB  preicritM  p«r  l'aitide  rä,  an 
titra  des  metes  da  l'Mat  civil  et  qae  le  Franfiia  n'^t  point  contnTHHi  tax 
dispoaitioiN  da  chapitra  präcädont. 

,11  en  wn  do  mtaa  da  nwriage  contnctc  an  p^j*  itnngen  mttn  nn 
Fran^aii  et  nne  Mnngän,  b*!!  a  iti  eädbr^  par  l«a  aganta  diplomatiqiiM  ov 
par  lai  CoimdIb  de  FiÄnee,  confonnäment  «ox  loia  ftamalgaa. 

„TootafiuB,  laa  sganta  diplomatiqDes  oa  lea  ooniola  db  pomToiit  pioaMar 
k  Im  efltbration  da  maiiaga  antra  vn  Fran^aia  «t  nne  itiangAn  qne  dtuu 
lea  pATB  qni  teront  dMgn^  par  d^creta  dn  Pr^ddeiit  de  la  B^pnbliqae." 

Cette  doiüira  diaporition  a'espliqne  d'ella-mflme :  la  mariage  c6\6btt 
jMT.  nn  ageot  diplomatiqae  on  oonaolaire  fiaiifaia  entre  an  da  aot  nabonaax 
et  ime  itnuigAre  ne  aenit  paa,  an  äffet,  nfeaeaairament  Talable  dam  la  paya 
d'origina  de  cetta  demUra  ni  mfime  dana  calni  da  n  rändenoe;  la  aoaTarai- 
neti  itrang^  ponrralt  t'j  oppoMr,  Iica  fiitora  coqjointa  anrafeut  inUrät, 
djuu  l«e  CM  da  catte  natore,  k  lacoorir  pour  ae  mariar  k  t'antorit^  loeale 
pIvlAt  qu'aos  «genta  dn  aerrice  conaalai».  Dan*  lea  paja  ob  l'^tat  dvil  eat 
idgalUnment  o^aniai  et  aoceadble  i  tona,  la  validit^  de  l'aete  de  mariage 
lecn  par  l'aotoritÄ  loeale  compitenta  ania  gdoöralement,  en  ^Stit,  ravantage 
d'Qbe  leconnn  aaaai  Inen  dana  la  paja  de  la  fotare  öponae  qn'en  France. 

II  7  avMt  lien,  däa  Ion,  de  toiii  compt«  de  cette  aitnatian  et  de  laiaaer 
an  Gonvemement  la  fiacuM  de  a'eDqn^rir  dea  coutröe*  duu  leeqnellea  11 
seiait  poaaible  on  opportnn  de  mettra  la  noardle  loi  en  Tiguear. 

La  prtocenpatim  qni  a  moÜTi  la  di^KiatioD  inacrite  dana  le  pangiaphe  S 
•e  jnatifie  tont  paTticnUireaient,  tinai  qnHI  vient  d'ttn  dit,  en  ce  qni  oonceme 
lea  p«jB  de  chrätieDtä ;  mala,  dana  lea  paja  mnaoUnana  et  da  rEstrlme-OiieDt 
(dana  la  plnport  d'entra  eoz,  tont  an  moina),  il  an  eat  antranen^  at  U  a  pani 
k  mim  Departement  oomme  i  oelni  de  la  Joatice,  qu'il  aer^  ntüe  et  aana 
ineonrinleat  de  rendre,  dia  maintenant,  1«  1^  ^iplicable  dana  certaint  d« 
eea  deniieia  paja.  Eo  conaeqnence,  j'ai  aonmia  4  H.  le  PrMdent  de  la 
B^bliqne,  qni  I'a  njita  de  aa  Signatare  le  29  dn  moia  demiet,  nn  däcrat 
qni  antoriae  lea  agenta  diplomatiquea,  oonBola  gän&aui,  conaula  et  viee- 
eonanla  da  Franea  en  Tnrqnie,  en  Perae,  en  Egypte,  an  Haroo,  &  Haaoate, 
an  Kam,  en  Chine  et  en  Corte,  A  procMer  an  mariage  d'nn  Fran^aia  aveo 
tue  dtnngiTe  et  qni  aecoide  la  mSme  beulte  am  agenta  coniolaina  mnnia 
dea  ponToiia  d'ofEcier  d'ätat  dvil  dana  lea  conditiona  piärnea  par  l'aitide  7 
de  l'ofdonnance  da  26  octobre  1833. 

Par  ce  dteret,  qni  «  Hi  publik  an  Jotimal  offidd  dn  4  janvier  1902, 
▼ona  (tea  antoriaä  ä  c^öbrer  des  mariagea  antra  dea  Fran^aia  et  dea  dtiaa- 
göraa;  maia  je  croia  derolr  »ppeler  rotre  attention  rar  les  recommandationa 
d-apiit: 

1  °  Tont  d'abord,  Tona  ne  derea  c6I6brer  nne  nnion  de  ce  genre  qu'aprAi 
en  aTcdr  ttb  reqnis  par  lea  intfaeaa^  et  Tona  etre  aaaurä  qn'ila  ae  tionTent 
r^eUement  dana  rimpoaaibilitä  da  ae  marier,   aelon  lea  &rmee  looatea,  devant 
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effet  qae  leor  iiMrkge,  b'ü  eit  eoatrmctä  oi  ChuioellaiH^  na  mm  iiftrwilin 

noit  TftUblo  qn'eo  FnuM; 

2'  Votu  dflTm,  d'motre  ptit,  exifor  de  l'^titiig^re  b  jiutificatiaB  de n 
eapmdtä  qiunt  u  mkiiAg«  d'^ivte  Im  Icmi  de  bod  pKjra,  e'Mt^t-dhe  U  pnore 
qii'«ii  momcnt  vh  die  v«  contnetor  muüge  dennt  tohb,  aUe  eenh  m 
litiuitioii  de  M  nutrier  ^galemeot  devant  les  antoriUa  de  aun  pajv  d'origiBe. 

Je  Tona  reconunande  tont  partienliöneaent  da  vooa  eoBforater  an  b- 
dieatÜHiB  qni  präeUeut  et  de  oe  point  petdre  de  tu«  Im  limitM  qn'eiki 
tnceot  i  l'eieroice  da  drtrit  dn  29  dioembra  1901,  dont  Tooa  inveatit  la 
dient;  Tona  ne  devrea  paa  Maiter,  d'aillcon,  i  n'oi  ritixtt  en  Ma  de  diffi- 
aütit,  en  mSme  tampa  qne  votu  me  tnnametlraa  ioiaqi^il  j  aan  üeo,  la 
deDMode  d'antoriaaboD  prävne  pw  Tordcmnanoa  dn  8  man  1871  et  pat  la 
eneulaire  da  19  juillet  1826'). 

15.  0«s.  5.  12.  1901  betr.  Abäntlerung  des  Art  357  dee 
code  p^nol  (J.  off.  6.  12.  1901). 

16.  Ges.  23.  12.  1901  betr.  Bestrafimg  von  TAuBcbaogen 
bei  Offentlicben  PrQfangen  (J.  off.  25.  12.  1901). 

B.  Gesetze  nnd  VerordnnngeD  fOr  die  Scbctzgebiete 
und  EoloDien. 
Algier. 
Ges.  8.  7.  1901  betr.  EinfQhnmg  toq  HQlfakassen  der  land- 
virtscbafüichen  GenosseoBchafteD*). 


1.  Dekr.  16.  5.  1901  betr.  die  Advokatur»). 

2.  Dekr.  17.  6.  1901  betr.  Vollstreckung  von  Urteilen  der 
franzöBiscben  Gerichte  gegen  tunesische  Unterthanen  *). 

Oolne«,  EltBobelnkfiste,  D»lioiae7. 
Dekr.    6.    8.    1901    betr.    die   GerichtsverfasBong    for  di« 
Enrop&er  und  die  Eingeborenen  (J.  off.  10.  8.  1901). 


1)  n  eonTient  da  remarqoer  qne  la  cironWra  d-daMoa  ne  eoniMära  jm 
oomma  tomMe  em  dianätnde  l'antoniatioii  pr^Tne  pnt  l'oidonnance  de  1781 
et  l'aria  dn  Conaeil  d'Etftt  de  1826  poni  lea  FTan9aia  qni  ae  marient  si  OifMt 
(V.  conl  de  Cleivq  et  de  VftUat,  Guide  prati^ue  de«  cotinilaU,  5»  idiL,  t.  U 
n°  376,  p.  381). 

Zi  Abgednekt:  Aninuire  de  UgiaUUon  franc^aa,  21.  annA^  1902, 8. 152. 

3)  Abgedruckt  a.  a.  0.  S.  157. 

4]  Abgedmckt  a.  a.  0,  S.  158. 
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Dekr.  23.  9.  1901  betr.  die  Sehnldhaft  (J.  off.  4.  10.  1901). 


1.  Dekr.  20.  3. 1901  betr.  Emfßhning  verschiedeaer  franzO- 
siflcher  Gesetze  (J.  off.  29.  8.  1901). 

2.  Dekr.  1.  11.  1901  betr.  die  Strafgerichtebarkeit  and  das 
Strafineht  der  Eingeborenen  (J.  off.  4.  11.  1901). 

1.  Ges.  7.  7. 1900  betr.  die  Scholpfiicht  (Staatsblad  No.  111). 

2.  Ges.  9.  7. 1900  betr.  Bekämpfung  des  Betrugs  im  Butter- 
handel (Staatsblad  No.  112). 

3.  Verordnungen  15.  9.  und  20.  12.  1900  betr.  die  Be- 
kämpfung ansteckender  Krankheiten  in  ÄUBfDbrung  der  Gesetze 
26.  4.,  20.  7.  1884  and  15.  4.  1886  (Staatsblad  No.  160,  213). 

4.  Verordnung  19.  9.  1900  betr.  Behandlang  der  Postpakete 
unter  5  Kilogramm  (Staatsblad  Ne.  162). 

5.  Ges.  21.  9.  1900  betr.  Abänderung  der  ArtL  240  u.  243 
des  Gemeindegesetzes  (Staatsblad  No.  164). 

6.  Verordnung  6.  10.  1900  betr.  Befreiung  deutscher  See- 
schiffe von  den  Vermessungevorschriftea  (Staatsblad  No.  168). 

7.  Ges.  10. 11. 1900  betr.  die  Wasserverwaltung  (Staatsblad 
No.  176). 

8.  Ges.  10.  11  betr.  das  mit  Preuf^  zar  Verbesserung 
der  Bocholter  Aa  getroffenen  Abkommen  (Staatsblad  No.  117). 

9.  Ges.  10. 11. 1900  betr.  die  vorschursweise  Bereitstellung 
Ton  Mitteln  für  das  internationale  Schiedsgerichtsbureau  im  Haag 
(Staatsblad  No.  184). 

10.  8  Verordnungen  16.  11.  1900  betr.  die  Schulpflicht 
(Staatsblad  No.  199,  200,  201). 

11.  5  Verordnungen  19.  11.,  23.  11.,  26.  11.  o.  18.  12. 
1000  betr.  die  Schulpflicht  (Staatsblad  No.  202,  203,  204,  205,  210). 

12.  Ges.  8.  12.  1900  betr.  Abänderung  des  Wahlgesetzes 
(Staatsblad  No.  208). 
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13.  Verordn.  8.  12.  1900  betr.  das  mit  Preuben  mr  Vei> 
beBsening  der  Bocholter  Aa  getroffene  Abkommen  (Stoatsblad 
No.  212). 

14.  Ges.  22.  12.  1900  betr.  Ab&nderung  des  Art.  19  dw 
Lotsenreglements  (Staatsblad  No.  215). 

15.  Verordniing  27.  12.  1900  betr.  die  Salz-Äccise  (Staate- 
blad  No.  217). 

16.  Ges.  betr.  UnfallTeisichenug  der  Arbeiter  2.  1.  1901 
(StaatBblad  No.  I). 

17.  Gee.  2.  2.  1901  betr.  Abänderung  des  RegierungB- 
reglements  fQr  Surinam  (Staatablad  No.  55). 

18.  Ges.  2.  2.  1901  betr.  Abänderung  des  Begiernngs- 
reglements  fQr  GuraQao  (Staatsblad  No.  56). 

19.  Verordnung  5.  2.  1901  betr.  Bek&mpfang  der  Peet 
(Staatsblad  No.  60). 

20.  Ges.  6.  2.  1901  betr.  EiofOhnrng  „elterlicher'  Gewalt 
an  Stelle  der  „väterlichen"  Gewalt  und  dementsprechende  Ab- 
änderung des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  der  Civilprozeb- 
ordnung,  insbesondere  auch  in  Bezug  auf  das  Recht  der  Ehe- 
Bchlieraung  (Staatsblad  No.  62). 

21.  2  Gesetze  12.  2.  1901  betr.  die  Bestrafung  jugendlicher 
Personen  (Staatsblad  No.  63,  64). 

22.  Verordnung  betr.  das  Wahlgesetz  (Teztredaktion  nach 
dem  heutigen  Geltnngsznstande)  13.  2.  1901  (Staatsblad  No.  66). 

23.  Ges.  29.  4.  1901  betr.  AlAoderung  des  Regienugs- 
reglements  fQr  Niederländisch  Indien  (Staatsblad  Mo.  92). 

24.  3  Gesetze  28.  5.  1901  betr.  das  MQnzwesen  Staatsblad 
No.  130,  131,  132). 

25.  Ges.  28.  5.  1901  betr.  Zulassung  von  Schiffern,  Steuer- 
leuten, Maschinisten  (Staatsbl.  No.  139). 

26.  Verordnung  15.  6.  1901  betr.  Abändenmg  des  Ges. 
22.  2.  1896  Ober  anthropometrisehe  Signalementskarten  (Staats- 
blad No.  151). 

27.  Verordnung  18. 6. 1901  betr.  Abänderung  des  R^erongs- 
r^lements  fQr  Niederländisch  Indien  (Staatsbl.  No.  155). 

28.  Ges.  21.  6. 1901  betr.  die  Staatsaufeicht  Ober  die  Volks- 
gesundheit (StaatBblad  No.  157). 
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29.  Ges.  22.  6.  1901  betr.  das  WobDungsweaen  (Staatsblad 
No.  158). 

30.  2  Gesetze  24.  6.  1901  betr.  das  Milit&rwesea  (StaatB- 
blad  No.  159,  160). 

31.  VerordDimg  24. 7. 1901  betr.  msbeeondere  die  juriBtisehen 
Staats-  nnd  Doktoratsprttfoiigen  (Staatsblad  No.  195). 

32.  Verordnung  24.  7.  1901  betr.  Abänderung  des  Art.  26 
des  Konsularreglements  27.  6.  1874  (Staatsblad  No.  196). 

33.  Verordnung  betr.  das  Volksschnlwesen  (redaktionelle 
Zusammenfossung  der  geltenden  Gesetzgebung)  10.  9.  1901 
(Staatsblad  No.  208). 

34.  Verordnung  12.  9. 1901  betr.  Bek&mpfung  ansteckender 
Krankheiten  (Staatsblad  No.  209). 

35.  Verordnung  17.  9.  1901  enthaltend  Bekanntmachung 
des  geltenden  Textes  des  Gesetzes  19.  8. 1861  betr.  die  Natitmil- 
miliz  (Staatsblad  No.  212). 

36.  Verordnung  21.  9,  u.  12. 12.  1901  betr.  die  Bekilmpfung 
der  Pest  (Staatsblad  No.  213,  267). 

37.  Verordnung  2.  12.  1901  betr.  Ausfahrung  des  Hilitär- 
gesetzes  1901  (Staatsblad  No.  230). 

38.  Ges.  30.  12.  1901  betr.  Abftndenmg  des  Begierong»* 
reglements  für  Cura^  (Staatsblad.  No.  289). 

39.  Verordnung  betr.  das  Lotsenwesen  (redaktionelle  Zu- 
sammen&ssong  der  geltenden  Gesetzgebung)  22.  1. 1902  (Staats- 
blad No.  5). 

40.  Verordnung  betr.  die  Verwaltung  der  Kolonie  Surinam 
(redaktionelle  Zosanunenfassnng  der  geltenden  Gesetzgebung) 
25.  2.  1902  (Staatsblad  No.  37). 

41.  Verordnung  betr.  die  Verwaltung  der  Kolonie  Gura^^ao 
(redaktionelle  Zusammenfassung  der  geltenden  Gesetzgebung) 
25.  2.  1902  (Staatblad  No.  38). 

Mexlc«. 

Milit&rstrafgesetzbuch  13.  10.  1898. 

Hlcaracva. 

Wahlgesetz  9.  9.  1899. 


548  -    QmttmgOmg.  Yetordawigw  oto. 

Ges.  4.  5.  1901  betr.  die  Anmeldai^  von  Reisenden  nnd 
Fremden. 

§  8.  Wenn  JeiDAnd,  der  nicht  norwegischer  SUatsbürger  ist,  hi«r  im 
Lande  festen  Aufenthalt  nriunen  odet  einen  Enrerb  anehen  will,  ao  hat  er 
bei  aeiaeT  Ankunft  im  Lande  sein  Vorhaben  ananmeldea  und  anf  Veila^n 
rieh  penSnlieh  beim  Poliieimeiater  (Yogt)  oder  LehnsmaiiD  des  Ort«  ein- 
anfinden.  Wenn  Ihm  Vor  oder  nach  seiner  Ankunft  im  Lande  feste  Arbeit 
>iigeaich«rt  ist,  m  kann  er  mit  seiner  Anmeldung  8  Tage  warten  und  de 
in  solchem  Falle  ha  dem  Poliieimdster  (Yogt)  oder  LefauBmann  det  OrtM 
vornehmen,  wo  er  sich  dann  anfhklt 

Der  Poliieimeiater  (Vogt)  oder  Lehnamaun  hat  seine  Legitimatioii«- 
papiere,  wenn  er  solche  besitzt,  einzuseheii  und  la  prOfen,  ob  er  im  Besiti 
binreieheader  Mittel  aatn  Lebeaaonterhalt  ist,  oder  ob  er  Ansaicht  bat,  aieh 
im  Lande  einen  geaetzlich  erlaabten  Erwerb  au  aehaffen.  Im  Bejafanaga- 
&lle  ist  ihm,  blla  er  nicht  etwa  ohne  Erlaubnis  ins  Land  sarflckgekefart 
ist,  Dachdeln  er  frflher  anagewlesen  worden  war,  ein  Anfenthaltabnch 
tnaanhUidigeii,  das  nach  einatn  vom  KOoige  fostgeeetaten  Sebema  na- 
gerichtet  sein  aoll. 

Über  die  von  dem  Betreffenden  erteilte  oder  Cber  ihn  eingeaogene 
AoskntiFt  ist  nach  niLherBii,  vom  KOnig  an  erlassenden  Bestimmungen  ein 
Protokoll  an  fBhren. 

g  4.  Die  In  g  8  vorgesehene  Anmeldung  «mhfst  aaob  die  Eäelraa, 
die  mit  ihrem  Uann  zasammenlebt,  sowie  die  Kinder,  die  bei  ihren  EltatB 
leben  and  von  ihnen  ganz  oder  teilweise  smUirt  werden. 

§  5.  Wenn  ein  Anfenthaltabnch  verlaien  geht,  so  ist  davon  det 
n&chsten  PoliaeibehOrde  sofort  Anaeige  tu  machen,  die  nach  angestellter 
Ütateranehnng  (vgi  §  3  Abs.  8)  darilber  entscheidet,  ob  dem  Betreffsiden 
eto  nenes  Anfenthaltsbnch  anegeetellt  werden  solL 

g  6.  Insoweit  nicht  Abmacbnngen  mit  fremden  Staaten  eattg^en- 
stehen,  kOnnen  Personen,  die  nicht  norwegische  Staatsbürger  sind,  durch 
Jie  Polizei  des  Landes  verwiesen  werden,  wenn  sie 

a)  es  unterlassen  haben,  sich  gemftfs  g  3  anzumelden,  oder  wenn  ei 
sich  berauBBtellt,  daTs  sie  über  iSe  in  g  3  Abs.  2  beaeichneten  Pankte 
keine  beftiedigende  Auskunft  geben  kOnnen, 

b)  sich  dem  Hfifaiggang  oder  der  Landatreicberei  ergeben  nnd  entweder 
keiuen  erlaubten  Erwerb  nachweisen  kSnnen,  oder,  wenn  nach  den 
Umständen  dea  Falles  die  Annahme  begründet  encbeiiit,  dab  sie 
sieb  gana  oder  teilweise  durch  strafbare  Handinngen  emUiren. 

E^ne  Ausweisung  nach  Ziffcv  b  kann  nicht  erfolgen  gegen  Peraonoi, 
die  hier  im  Lande  geboren  dnd  nnd  die  hier  wkhrend  der  letaten  drei 
Jahre  featen  Wohnsita  oder  ständigen  Aufenthalt  gehabt  haben. 

Nähere  Anweisungen  für  die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses 
Pai«graphen  kCnnen  vom  König  oder  von  dem  von  ihm  daan  BeveU- 
mächtigteu  erlassen  werden. 
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I  7.    BoithlttMa  Qb«r  dio  AniweiHiBg  nf  Gnuid  de«  8  6  w«i4ni  Ton 

PoliaeiiiieiBter  (Vogt)  d«a  Ortei  gefafst 

Dor,  deiMD  AiuweiaaiiK  in  Fn^  iteht,  iat  penSnllck  den  Fi^nö- 
■wjatoi  (Vogt)  TMKBflhien,  in  Mine  ErUinugBi)  «nteegenBimnit  und 
«ttftriatnet.  Di«  EatMketdDBg  bt  itn  Betmfisnden  mitnitdlan.  Wenn 
die  Aiunr«iaaiig  wfOgt  wird  und  dw  B«MiUnfi  w«bt  i»  GMgtmnri  dea 
BetraffiBsdea  gefUkt  wordan  iat,  «o  erfolgt  die  Mittelliuig  w  ihn  in  dar  fb 
BokamitniuhuBgeo  TorgeMhiiebenen  Weiaa. 

Bai  der  HHteilnnif  dea  AnaweiaimgabMohluaea  mnf  Onmd  von  S  ^ 
iat  dem  AuBinweiBenden  bekannt  iq  machen,  dab  ar  ianeihalb  24  Stnndan 
vailangeu  kann,  dafi  die  SAcbe  dei  aostAndigen  ObsibeliOide  lor  Ent- 
■akeidimg  ▼oigeLagt  wiid.  Brklirt  er  von  dieaem  Seoht  keinen  Oebranck 
■laehen  aa  wollen,  oder  lUkt  er  die  Friat  Tentreicken,  ao  iat  der  BaachlttTf 
anaanffikren.  Wird  die  Vorlegung  der  Angelegenbeit  an  die  DberbabSrde 
verlangt,  ao  ist  die  Yorlegang  ohne  Verang  an  bewirken  und  die  Aoar 
ffihntng  dea  BeocUnaaea  anaanaetaen,  bia  die  fintocheidang  dar  OberbehBrde 
Torliogt. 

NUiere  Beatünmimgen  aber  die  VoUaiehnng  der  ÄnsweiinngabeaohlQaae 
«rUTat  der  KSnig,  den  alle  von  der  Poliaei  und  der  OberbehSrde  gefafateii 
Anaweianngsheaehlfiaae  halbjährlich  Tonnlegen  eind. 

§  8.  Bia  die  Poliaei  oder  gegebenen  Falles  die  asatftndige  Ober- 
behSrde über  die  Ausweianag  endgültig  entachieden  hat,  kann  der  B»- 
treffende  featgenommen  und  in  Überrinatimmnng  mit  den  Yoraohrlften  der 
fitra^proaebordnnng  (g  SSlff.]')  in  Unteranchnngshaft  behalten  werden. 

Wird  in  der  Sache  die  Tomahme  gerichtlicher  Handlungen  fir  er^ 
forderlich  «nebtet,  so  erfolgen  dieae  nach  den  Beatinunnngen  der  Btnf- 
pKaefhordnimg  durch  daa  E^eel-  (VerhOrs-)  gericht. 

8  9.  Wenn  Jemand  in  GemUidieit  dieeea  Qeaetaea  Ton  Poliaeiwegen 
ana  dem  Lande  befördert  wird,  ao  hllen  die  dadurch  erwaehaenden  Koaten 
der  Staatakaaaa  anr  Last, 'die  jedoch  für  ihre  Amlagen  von  dem  Ana- 
gewiesenen  Eraatc  an  erhalten  erenchen  kann. 

§  10.  Wer  in  Oem&fabeit  dieaes  Cteaetzea  aus  dem  Lande  verwieeen 
worden  iat,  kann  auf  Antrag  die  Erlaubnis  inr  Bückkehr  erhalten.  Die 
Erlaubnis  wird  vom  KOnjg  oder  von  dem  von  ihm  dacn  Bevollm&cbtigteu 
erteilt. 

g  11.  Jeder,  der  einer  gemiia  §  3  mit  einem  Anfenth^tsbneh  ver 
sehenen  Person  Arbeit  giebt  oder  üe  in  seinen  Dienst  nimmt,  mala  auf 
Verlangen  eine  Beacheinignng  über  die  Zeit  dea  Antritts  und  daa  Ende  des 
Dienstes  in  daa  Buch  eintragen. 

g  12.     Mit  GeldboTae  wird  beatraft: 

1.  wer  eine  in  dieaem  Geeetz  vorgeachriebene  Anmeldung  nnterlUst, 

2.  wer  ea  nnterlSiat,  daa  in  g  2  vorgeachriebene  Veiaeichnis  an  führen 
oder  duin  Reiaende,  die  aur  Nacht  beherbergt  worden  aind,  einan- 
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tngen,  oder  war  m  nnteriaiM  dH  Terseiehnia  TonDlt^ai,  veim  diei 
TOn  der  PoUiei  Teilangt  wiid, 
8<  wer  der  Foliiei  nicht  Hinen  richti;^  Namen,  sedne  richtige  Stdliiiig 
oder  Wohnung  uigiebt,  veno  in  Q«inUUieit  die«M  0«Mtie*  Aw- 
fctinft  darftber  TCrlsngt  wird,  oder  wer  daza  mitwirkt,  dab  un- 
richtige Angaben  Ober  dieae  Pnnkte  a^egeben  wenien. 
4.  wer  die  AoMtellang  der  in  g  11  erwthnten  B«Kheinigiuig  Tenrdgert 
In  derselben  Weiie  wiid  bestraft,  wer  dam  mitwirkt,  daA  fiber  ihn 
keine  oder  unrichtige  Eintragungen  in  du  in  {  2  erwUmte  Ter- 
aeichnia  gemacht  werden. 

I  13>  Wer  nach  seiner  Atiiweiaung  ohne  Erlanbnia  ina  Land  smflek- 
kdirt,  wird  mit  OeAngnis  beetraft.  Mit  Gefingnia  od»r  mit  Str»&rbeit 
im  S.  Orad  wird  bestraft,  wer  we^en  desselben  Vergehena  schon  einBul 
beatiaft  worden  ist.  Nach  YerbflTBnng  der  Strafe  kann  er  anfs  neue  Toa 
der  Poliim  ansgewiesen  werdoi. 

9  U.  Die  Übertretnngen  dieses  0«ietnB  weiden  nacb  den  für  Ptdisei* 
Sachen  geltenden  Bestimmongen  behandelt, 

t  IS.  Dieses  Oesats  tritt  am  I.  Jnli  1901  in  Knft  Hit  demselben 
Zeitpaukte  werden  die  §|  9  nnd  10  des  Gksetiee  vom  Sl.  Hai  I9O0 ,  be- 
treffend Aibeitsschen,  Bettelei  nnd  Tmnksacbt,  anigehoben. 

Die  Bestimmungen  der  §g  3  nnd  4  kommen  —  mit  einer  Helde&iit 
Ton  3  Monaten  —  zur  Anwendung,  selbst  wenn  der  Betreffende  sich  bsiv 
Likraittreten  des  Qesetses  bereits  im  liande  anfhUt,  jedoch  sind  diejealgn, 
die  wUirend  der  lotsten  iwei  Jahn  tot  dem  Inkrafttreten  dieses  GeaÄ«s 
featcn  Wohnsits  im  Lande  gehabt  haben,  ron  der  in  g  8  Torgeechriebenes 
Anmeldiing  befreit,  so  lange  sie  an  Binean|beBtiinmten  Ort  im  Lande  weitn 
festen  Aufenthalt  haben. 


1.  GerichtSTerfassimgsgesetz  6.  10.  1898. 

2.  Ges.  14.  11.  1898  betr.  das  Verfahren  vor  den  Friedeus- 
gericbten. 

3.  Ges.  2.  12.  1898  Ober  die  Civilebe. 

Per«'. 

1.  Ges.  29.  9. 1900  betr.  AtAnderung  des  Art  125  derTer- 
iassung. 

2.  Ges.  10.  10.  1900  betr.  dea  Viehdiebstaht. 

3.  Ges.  II.  10.  1900  betr.  die  UQnzeinheit.  , 

4.  Ges.  25.  10.  1900  betr.  die  Gesellschaften  behuft  Ver- 
kauf TOD  GnudBtficken  gegen  monatliche  AbEahlung. 


1)  BuUetin  meiMosl  de  U  M>dM  de  UcUatlon  eoapute,  S 
)W2,S.424. 
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5.  Gab.  25.  10.  1900  betr.  die  FriedenBriehter. 

6.  EnteigntmgsgeBetz  25.  10.  1900. 

7.  Oes.  9.  3.  1901  betr  das  Usterrichtswesen. 


Ges.   21.  12.  1901   Ober  die  GesellBchafteD. 

SerUeH. 

VeifaseuQgsurkuode  6./19.  4.  1901. 

1JBvarm> 

Verordnung  20.  5.  1899  des  Justizminieters  (Z.  30021)  betr. 
die  Aosführang  des  CresetzartikelB  XIII  vom  Jabre  1899  über 
die  Inartikulierung  des  Im  Haag  bezDglich  der  CivürechtehOlfe 
geschlossenen  internationalen  Abkommens. 

Ztu  AusfShning  d«s  OesetEBTtikela  XIIL  Tom  Jabre  1899.  Ober  die 
Inkrtilnilienmg  dea  im  Haag  bezQglieh  der  CHTÜieehtahülfe  geBchloBMoen 
intematioiuden  Abkommens  verordne  ich  wie  folgt; 

I.    Allgemeine  Besttnunnugeii. 

§  1.  Die  Bestimmangeii  des  in  den  G^setiartikel  XIIL  vom  Jahre 
1899  aufgenommenen  internationalen  Abkommens  regeln  unsere  auf  einzelne 
0«genstftnde  der  Civilreehtehülfe  Besag  habenden  TerhSltnisse  gegenGber 
den  folgenden  Staaten:  1.  Belgien,  2.  D&nemark,  S.  Frankreich,  4.  Luxem- 
burg, 5.  die  Niederlande,  6.  du  Deutsche  Beieh,  7.  Itaiieu,  8.  Rnfstand, 
9.  Portugal,  10.  Rnm&nien,  11.  Spanien,  12.  Schweiz,  13.  Sehveden  nnd 
Norwegen. 

9  2.  I^e  anf  das  Abkommen  bezüglichen  Ratifikattonsurkoaden 
wurden  im  Haag  von  dem  Bevollmichtigten  Seiner  Kaiserlich  nnd 
KSnigUch-apostolischen  Hajeat&t  am  1.  Mai  1899,  von  den  Bevsllm&chtigten 
aller  flbrigen  vertragachliefsenden  Teile  aber  am  27.  April  1899  hintedegt, 
demzufolge  wird  in  OemSfeheit  deijenigen  Bestimmungen  dee  zum  Ab- 
kommen gehörenden  Znsatzprotokolles,  welche  eiob  auf  die  Artikel  I.  und 
n.  der  Scblulsbestimmnngen  beziehen,  die  Daner  des  Abkommens  von  dem 
letztgenannten  Tage  an  gerechnet,  und  tritt  das  Abkommen  vier  Wochen 
nach  diesem  Tage,  das  ist  am  25.  Mai  1899,  in  Kraft. 

H.    Mitteilung  gerlohtllclier  oder  anfbergerlchtUcher  Akten. 
(Zastellnngen.) 

(9.  In  Qem&Ishdt  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  L  des  Ab- 
kommen« erfolgen  in  Civil-  oder  Handelssachen  die  ans  einem  der  Ver- 
tragsataaten    nach    ünem    anderen    Tertragsstaate   wa   bewirkenden   Zu- 
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■tollnngeii  von  Sdirifbrtlteken  auf  Grand  einat  an  di«  sniUiiffige  BahOide 
des  anderen  Stuitei  an  richtenden  Eranchena  der  Beamten  der  StaftU- 
asmltachaft  oder  der  Oerichte. 

£■  ist  jedoch  täeht  erforderlich,  dieaea  Ersnehen  in  einem  fimHUai 
EranchongBachreiben  lom  Anadmcke  zn  bringen,  «ondem  ei  genügt,  wenn 
dae  nngariflche  0«richt  du  ananatellende  Schriftstflck  samt  dem  Znetellnuga- 
achein  dem  königl.  Jastisminüterinm  unterbreitet ,  welchea  verfSgt,  itü 
bei  deren  WeiterbefSrdeniag  da«  Ersnchen  de«  nnteAreitenden  nngari- 
sehen  Oerichtea  um  Znatellung  dem  anaUndischem  Staate  gegenBber  anm 
Anadracke  komme. 

Du  nngarische  Gericht  hat  mm  Zwecke  der  Znitellnng  nnr  in.  jenen 
AuBnahmefUlen  (g  5)  ein  formellea  EranchnngBacbreiben  an  die  atuUndiacha 
Behörde  an  richt«n,  in  welchen  daa  nngarische  Gericht  daa  nunatellende 
SchriftatQck  uunt  dem  beifiglichen  Znatellnngsschein  ohne  Inanaprucbnahme 
der  Tennittlnng  de*  kOnigL  Jn^tizminiBtariiuns  anmittelbar  an  die  anr 
Toinahme  der  Zuatellnng  cnatftndige  anel&ndiacbe  BehCrde  leitet 

I  4.  Den  anf  dem  Gebiete  der  Im  g  1  genannten  Staaten  iiuuitetlendea 
Bchriftatficken  nngariacher  Gerichte  und  den  beifiglichen  ZoeteUangeaeheinen 
ist  keine  Übereetznng  beianfSgen. 

Den  beteiligten  Parteien  ataht  ea  frei,  falls  sie  die  Übeiaetanngt- 
kosten  rarstrecken  nnd  tragen,  au  retlangen,  d&TB  das  nngarisehe  Qericht 
die  im  Auslände  ananstellenden  Schriftstücke  and  die  beadgUebeo  Zn- 
atellungsecheiiie  mit  einer  Übersetsnng  in  die  Amtasprache  der  aar  Vor- 
nahme der  Zastellong  snstlndigen  ansUndiachso  Bebfftde  reraehen  lasse. 
(8  ".) 

Ist  die  Zuatellnng  auf  dem  Gebiete  eines  solchen  Staates  TorsanehiMn, 
mit  deaaen  gerichtlichen  Behörden  der  unmittelbare  GoschUtsreikehr  aa- 
gelaasan  ist  (g  5),  so  können  die  Beteiligten,  ütlls  sie  die  Dberaetsunga- 
kosten  Torstrecken  und  tragen,  wegen  Behebung  der  im  g  5  erwihntcn 
aprachlichen  Schwierigkeiten  verlangen,  dab  daa  ungarische  Gericht  dai 
im  dritten  Absatie  des  §  3  erwfthnte  Ersuchungsschreiben  mit  einer  Ober 
setsung  in  die  Amtssprache  der  für  die  Vomahme  der  Zustellung  zastftndigen 
Mul&ndischen  fiehOrde  versehen  lasse,  (g  IT) 

§  5.  In  Gem&Taheit  des  zweiten  Absatzes  des  Artikeb  1  des  Ab- 
kommens erfolgt  die  Übermittelung  auf  diplomBtischem  Wege,  es  sei  denn, 
dafa  der  nnmittelbare  Gesch&ftarerkehr  zwischen  den  Behörden  der  bwdes 
Staaten  sngelusen  ist 

Die  nnguischen  Gerichte  nnteibreiten  demnach  die  auf  dem  Gebiete 
der  in  g  1  genannten  Staaten  zoiastell enden  Schriftstücke  samt  den  Zu- 
stellnngascheinen  iu  der  Regel  dem  kOnigL  JustiEminieteriam ,  das  deren 
Übermittelung  anf  diplomatischem  Wege  veranlagt  und  das  Ergebnis  dem 
unterbreitenden  ungarischen  Gerichte  mitteilt. 

Der  anmittelbare  Geflchaftsverkehr  ist  —  insoweit  spraebliche 
Schwierigkeiten  nicht  obwalten  —  nar  mit  den  Behörden  Prenfsens  fu- 
gelassen,  doch  ist  der  diplomatische  Weg  auch  diesen  gegenüber  nicht 
ansgescbloBsen.  Im  nnmittelbaren  Geschäftsrerkehr  mit  PreuTsen  sind  ^e 
Beatimmungen  der  JustününisterialTerordnongen  vom  24.  Juni  1869  Z.  9H9; 
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vom  19.  FobnwT  I87S.  Z.  «218/74;  mn  S.  Angiut  1894.  Z.  SISOO  mtd  vom 
e.  JnU  1896  Z.  27019  in  befolgen. 

Der  numlttollMr«  QMcUftsverkeliT  mit  den  BehSrdeii  der  flbrigai 
Staaten  da«  Dentiohen  Beicbe  ist  —  ron  den  dringenden  Ftllen  abgeMhn  — 
ideht  sallMig  und  M  kann  denelbe  in  den  dringendsten  FlUen  nur  dann 
Ktattfinden,  wenn  keine  spradillehen  Bchirierigkelten  obwalten. 

%  6.  Die  ZnBtelliing  von  Schriftstücken  der  Gericht«  Tind  der 
Beamten  der  Staataanwaltschnften  der  in  §  I  genannten  Staaten  haben 
die  nngarischen  Gerichte  —  insofera  der  anmittelbare  OesohUtsTeikehr 
nüt  den  Behörden  des  betreffenden  Staates  nicht  znlBssig  ist  fg  5)  —  nur 
in  dem  Falle  zu  yeranlassen,  wenn  dieselben  auf  diplomatisch em  Wege, 
das  ist  mit  Vermittelnng  des  kOnigt.  JoHttzministerinnis  zn  ihnen  gelangen. 

Schriftstflcke,  die  ohne  Einhalten  des  diplomatischen  Weges  ans 
•alchen  Staaten  einlangen,  mit  deren  Behörden  der  nnmittelbare  Q-eechUts- 
veikehr  znlfissig  ist  (9  5),  haben  die  nngarischen  Gerichte  nur  in  dem 
Falle  sninatellen,  wenn  das  diesbezügUche  Ersuchen  durch  ein  Geriebt 
oder  einen  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  des  betreffenden  Staates  gestellt 
wird,  jedoch  nicht  auch  in  dem  Falle,  wenn  sich  die  Partei  selbst  mit  einer 
denutigen  Bitte  an  das  ungarische  Gericht  wendet. 

9  7.  In  Gem&rshdt  des  Artikels  2  de«  Abkommens  li«^  die  Zn- 
■tellong  der  erancbten  Behörde  ob.  Sie  kann  nur  abf^elehnt  werden,  wenn 
sie  nach  der  Anfiassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  sie  erfolgen  soll, 
geeignet  erscheint,  seine  floheitsrechte  an  verletzen  oder  seine  Sicherheit 
ni  gefthrden. 

Dies  prflft,  wenn  es  sich  um  die  in  Ungarn  in  erfolgende  Zustellung 
solcher  Schriftstflcke  handelt,  welche  auf  diplomatischem  Wege  einlangen 
(g  6),  in  erster  Linie  das  kBnigL  Jostisministerium ,  bevor  es  die  Schrift- 
stflcke an  da«  ungarische  Gericht  leitet. 

S  8.  Die  Zostellnng  von  ScbriftstOcken,  die  ans  einem  der  im  §  I 
genannten  Staaten  stammen,  kann  das  ungarische  Geriebt  wegen  Mangels 
Auer  Übeisetsnng  nicht  abiebnen. 

Das  in  fremder  Sprache  verfalste  SchriftstSck  ist  regelmJUsig  im 
Originaltexte  ohne  Übersetzung  zazustelleu. 

Stammt  jedoch  das  Schriftstück  aus  einem  Staate,  welchem  gagenflber 
hinsichtlich  der  Zwangsiustellung  Gtegenseitigkeit  besteht  (^  9)  und  weigert 
neb  die  Partei,  das  Schriftstück  ohne  Übersetsung  ansunehmen,  so  hat  daa 
ungarische  Gericht  vor  der  Vornahme  der  Zwangsiustellung  das  Schrift- 
atfick  in  seine  Amtssprache  flbersetsen  sn  lassen.  Die  Kosten  der  Ober- 
setsnng  sind  ans  dem  Kansleipauschala  in  bestreiten. 

I  9.  E^e  Gegenseitigkeit  hinsichtlich  der  Zwangsmstellnng  besteht 
Ton  den  im  §  1  genannten  Staaten  blofa  mit  Italien,  Bumftnien  and  dem 
Kanton  Waadt  der  Schweis.  Bei  der  Znatellnng  von  Schriftstflcken  dortiger 
Gerichte  nnd  Staatsanwaltschaften  ist  im  Sinne  der  gj  869  nnd  ff.  des 
Oeaetsartikels  LIT  vom  Jahre  1866,  sowie  des  Qeeetzartikels  X  vom 
Jahre  167S,  beiiehnngaweise  in  der  Stadt  nnd  im  Bezirk  von  Fiume  im 
Sinne   den  Abschnittea  IV   d«;   provisorischen  Civilprosefsordnnng  vom 
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]6.  S^tember  1852  vonDgahen  imd  aa  i>t  im  Mothlle  Zwang  uwaweiideB 
(§g  '264  nnd  285  des  0«eturtikele  LIV  vom  J>bre  1868,  benehiugiweüe 
Sl  74—76  der  proviforiielien  CSivilproieboidniuig  Tom  16.  September  1868). 

Bei  der  Znttellniig  Ton  Schriftitüoken  der  Qeriehte  nnd  StiAtaanwilt- 
tcluften  der  fibrigen  der  im  g  1  genannten  SUkten,  kann  ein  Zmng  siekt 
angewendet  werden,  nnd  es  hat  die  Zostellnng  aolcher  SchriftatSeke  im 
Sinne  de*  im  Jahre  1880  unter  Zahl  2166S  geregelten  nnd  mit  Venwdnnng 
vom  23.  Januar  1893  Z.  28S1  neu  verlantbarten  Veifahtens  aa  geaehäw. 

g  la  In  Gemiraheit  dea  ersten  Abaataea  dea  Artikels  3  dea  Ab- 
kommens genQgt  anm  Nachweis  der  Znatellong  mn  mit  Datum  reradtenM 
und  beglanbigtea  Empfkogabekenntnis  oder  eine  Beacheinignug  der 
sraachten  Behörde,  aoa  der  aicb  die  Thatsache  and  die  Zut  der  Ztutellnag 

let  die  Zostellung  iwar  im  Sinne  de»  ersten  Abaataea  dea  §  B,  doch 
ohne  Anwendong  von  Zwang  erfolgt,  ao  veraeben  der  Übernebmer  und  der 
Zustellende  den  vorachriftamUsigen  Znatellnngsachein  (Empfangabekennbui) 
unter  Besächnnng  dea  Tagea  der  Znatellnug  mit  ihrer  eigenhiodigeo 
Unterschrift  (Handzeichen)  nnd  wird  der  Zutellnngsechein  vom  Expeditor 
dea  nngariachen  Gerichte  —  unter  BeiAgong  seiner  nntaiBchrift  und  des 
Gerich  taaiegela  —  beglanbigt. 

lat  die  Zuatellnng  mit  Anwendung  von  Zwang  erfolgt,  ao  atellt  du 
ungarische  Gericht  Aber  die  Vornahme  nnd  die  Zeit  der  Zustellung  ein« 
BoBcheinignng  ans,  die  mit  ricbterlioher  tTnterachrift  und  mit  dem  Qeriebla- 
siege]  EU  versehen  ist 

Verfthrt  daa  Gericht  bei  der  Znatellnng  in  Gem&rsheit  der  im  awuten 
Abaatae  dea  §  9  erwKhnten  Verordnung  nnd  eracbeint  die  aar  Übernahme 
des  Schiiftatückea  vorgeladene  Partei  bei  Gericht,  so  iat  mit  derselben  ein 
knraes  Protokoll  aufaunehmen ,  in  welchem  die  Übernahme  dea  Sehrifl- 
stüekea,  oder  die  Verweigerung  der  Übernahme  featgratellt  wird.  Da* 
Protokoll  ist  mit  dem  Geriehtesiegel  au  Venoben,  und  aufser  dem  Richtn 
und  Schriftführer  aoll  auch  die  Partei  daaseibe  nnterschreibeti  oder  mit 
ihrem  Bandaeiohen  versehen.  Falls  die  Partei  dies  verweigert,  ist  dieaci 
Umstand  im  Protokoll  zu  erw&hnen. 

Wenn  im  Falle  des  aweiten  Absatzes  des  %  9  die  aur  Übernahme  das 
Sehriftstflckes  vorschriftsmlLTsig  vorgeladene  Partei  innerhalb  der  ao- 
beranmten  Frist  nicht  erscheint,  so  stellt  daa  Gericht  hieritber  eine  Be- 
scheinignng  ans,  welche  mit  richterlicher  Unterschrift  und  Oeriehtsdegel 
an  versehn  ist 

Den  in  diesem  Paiatgraph  erwUinten  Zustellnngsacheinen  (Iknpfaagi- 
bekenntniaaeu)  oder  den  dieae  vertretenden  Protokollen,  besiehungswetse 
Beacheinignngen  ist  keine  Übersetmng  beicufBgen. 

§  11.  In  Gem&Tsheit  des  aweiten  Abaataea  des  Artikels  3  des  Ab- 
kommens iat  daa  Empfangsbekenntnis  oder  die  Bescheinigung  anf  eil 
Doppel  dea  zniustellenden  SehriftatQckes  an  setaen  oder  dem  Doppel  aa- 
anheften,  sofom  ein  solches  an  diesen  Zwecke  mit  flbeiaandt  war. 

Daa  ungarische  Gerieht  entspricht  dieser  Beatimmnng  dadurch,  dab 
ea  den  im  voratehenden  Paragraph  erwihnten  ZusteUnngasehein  (Empfu^ 
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bekanrtnia)  oder  du  dfauelban  Tertretend«  Protokoll,  b«ri«hiuigair«iM 
fiMeheinigiing,  aa  du  von  dem  Mialitidiaalien  Gericht  oder  von  der  mu- 
lAndischen  StmatMawmltaehaft  etm  flbenaadte  Doppel  Bukeftet  (anklebt). 
8  12.  Nftch  Beeudtgtuig  de«  ZnatellaDgeverfebreiu  nnterbieitet  das 
aogBiiMlie  Gericht  den  im  g  10  erwihnten  ZaeteliiiiigMehwn,  oder  du 
FrotokoU,  beaiehtmgsireiae  die  Beseheinigniig  nnd  daa  Ton  dön  mtulladieehen 
Gerichte  etwa  tbereandte  Doppel  (§  11)  dem  kSuigl.  JnetinniiüflteTiani  oder 
meldet  demselben  nnter  BAekeehliili  dmtlicher  Schriftotfieke  die  obwaltenden 


g  18.  Die  Punkte  1  nnd  2  des  Artikels  4  de«  Abkommena  in  Ver- 
bindung mit  dem  letiten  Abiatae  dee  Artikels  4  schliefsen  die  HOgUebkeit 
nicfat  «oa,  daTs  die  einaelnen  Staaten  beiQglicb  der  Znatelinng  dnrch  die 
Poet  nnd  becflglich  der  Bewirknng  der  Znstellnng  dnrch  die  Parteien  be- 
■ondere  Tereinbaningen  miteinander  troffen.  Wir  haben  deneit  keine 
derartigen  Vereinbarungen. 

Der  Pnnkt  8  dee  Artikels  4  des  Abkonunens  handelt  von  der  Vor- 
nahme der  Znstellnngfln  durch  die  diplomatischen  Vertreter  und  Konsuln. 
In  unseren  bestehenden  Übereinkommen  ist  den  ausUndischen  diplomatischen 
Vertretern  nnd  Konsuln  die  Befugnis,  Znstellungen  auf  dem  Gebiete  Ungarns 
voTXanehmen,  nicht  eingerKomt  nnd  von  den  Vertragsstaaten  (§  l)  ist 
Buminien  das  einitge  Land,  wo  unsere  Beamten  des  auswärtigen  Dienstes 
Znetellongen  Tomehmen  kSnnen  nnd  awar  als  Auflnls  unserer  dort  geflbten 
Konsolargeridttsbaikfflt. 

m.    BranchangMClurellien. 

§  14.  In  Gemtisheit  dea  Artikels  5  des  Abkonunens  kSnnoi  in  OiTil-  oder 
Handelssachen  die  gerichtlichen  Behörden  ebes  Vertragsstaats,  nach  Hars- 
Kibe  derVoracbriften  seiner  GesetEgehnng,  sich  durch  Ersuchungsschreiben  an 
die  inatAndige  Behörde  eines  anderen  Vertragsetaatea  wenden,  um 
innerhalb  deren  Gescblftskreisee  die  Vornahme  «ner  richterlichen  Proier»- 
baitdlnng  oder  anderer  gerichtlicher  Handinngen  cn  erbitten. 

Diese  Ersuchen  können  keine  Zwangsrollstreckung,  sondern  hlors  die 
Vernehmung  Ton  Zeugen,  die  Vornahme  eines  Augenscheines,  die  Ab- 
nahme von  Eiden,  tmd  andere  ähnliche  g«riohttiehe  Handlungen  be- 
svecken.  (f  42.) 

g  1£.  Die  ungarischen  Gerichte  haben  ihre  Etsaefaungsschreiben  an 
«fne  bestimmte  gerichtliche  BehDrde  des  betreffenden  ausländischen  Staates 
in  der  Weise  zu  richten,  dals  dieulben  gleichseitig  auch  an  jede  andere 
fix  die  Erledigung  des  Ersnchena  mstindige  BehOrde  lauten. 

g  IS.  In  Gemibheit  des  iweiten  Absatses  des  Artikels  des  Ab- 
kommens mnfs  du  Ersnehnngsaebreiben,  wenn  es  nicht  in  der  Sprache  der 
armchten  BehSrde  abgefafkt  ist,  vorbehaltlich  anderweiton  Übereinkommens, 
TOD  einer  als  wortgetren  beglanbigten  Übenetiung  in  die  zwischen  den 
Imden  betagten  Staaten  vereinbarte  Sprache  begleitet  sein. 

Insoweit  der  §  18  keine  Ausnahme  bestimmt,  sind  die  Ersuchungs- 
aehreiben  der  nngarieehen  Gerichte  samt  jenen  Beilagen,  deren  Kenntnis 
nr  Erledigung  des  Ersuchens  durch  die  ausländische  Gerichtsbehörde  er- 
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foidariiok  kt,  mit  ÜbaraefantngflB  {|  17]  in  di*  Bpnolie  jeBM  SttstM,  w 
ilfTn  GariefatalMhOrd«  dma  Emeha»  gerichtet  iat,  n  ▼«nekat,  vomu- 
geaatat,  dtT*  du  Ennohnngwehnibaii  md  dMaen  B«iUg«n  nicht  in  di«Mr 
Spifteh«  ftb^aU'it  und. 

S  17.  Luoweit  der  nrrite  und  dritte  Abnti  det  gegeuwlitigw 
PuMgnphen  nicht  anden  Ferffigt,  riod  beaöglioh  de«  Verhhröu  bei  dem 
Anachsflen  der  im  g  16  «rwUmten  Dbenetanngen,  ferner  berit^Ieh  dei 
Vorttreekene  nnd  IVagene  der  Dbartetcnngekoetau,  sowie  besSglieh  dn 
hiermit  nwammeiih legenden  Fragen  die  BeBtimmimgen  der  IMm^aeb- 
rerordnimg  Tom  SS.  Oktober  1873  Z.  SS  M2,  inibesoadere  deren  S§  23  und 
88  nnd  die  anderen  ünadil&g^gen  Tarordnongen  maßgebend. 

Hineiehtlioh  der  runedien  ÜberMtcnngen  iit  die  Verordnnng  vom 
4.  Jnli  1883  Z.  2S 186  in  beobachten. 

Die  an  rnndniiohe  OericktebehSTden  gerichtetem  ErsncfanngMchräb« 
ungarischer  Gerichte  kOnnen  samt  Beilagen  auch  ohne  mm&nisehe  Über- 
setmngen  dem  kgL  Jnstiiminiiteriam  nnterbreitet  werden,  wdches  wegen 
Beif&gung  der  erforderlichen  Oberaetinngen  im  Wege  der  k.  und  k.  Oe- 
sandtseliaft  in  Bukarest  das  Notwendige  verfDgt,  nnd  sobald  die  erwachsene 
ObersetznugskoBten  festgestellt  sind,  das  nngarisehe  Q«rieht  auffordert, 
deren  Betrag  roischriftsm&fng  (£  88  der  Dolmetschverordnung  Z.  SSHt 
▼.  J.  1878)  in  decken  ond  behufs  Weiterbefitrdemng  dem  kgL  Jnstix- 
ministerinm  sn  unterbreiten. 

Wird  eine  Übeisetsung  in  betreff  einer  solchen  Bpnche  benStigt,  be- 
sfiglich  welcher  über  einen  Dolmetsch  weder  das  betreffende  noch  ein 
anderes  ungarisches  Gericht  rerfflgt,  und  kann  die  Cberaetiung  auch  im 
Wegs  der  Abteilung  für  Übersetsnngen  des  kgL  nng.  Ministe^rlsdinmi 
aieht  Tertchafft  werden,  wendet  sieh  das  ungarieebe  Gericht  wegen  Ter- 
anliwnmg  der  Übersetiung  au  das  kgL  Justiiminiaterinm,  welches  das  Er- 
forderliche rerfügt. 

I  18.  Ersuehnngssehreiben  nngmiischer  Gerichte  an  GeriehtsbebOtdea 
Italiens  nnd  deren  Beilagen  sind  mit  keinen  Dbersetiungen  so  Tersnksn 
Die  dieebeaügliehe  am  IL  nnd  27.  April  1875  in  Kom  und  Wien  unter- 
fertigt« Erklimng,  sowie  die  JustisministerialTerordnung  vom  31.  Desembar 
1876  Z.  86  864  bleiben  nnberfihrt. 

g  19.  In  Oem&Tabeit  des  ersten  Absaties  des  Artikels  des  Abkommeaa 
erfolgt  die  Übermittelnog  des  Ersnohnngsschreibens  auf  diplomatischem 
Wege,  es  sei  denn,  dafs  der  unmittelbare  QeaehiftaTerkehr  nrisebeo  im 
Behörden  der  beiden  Staaten  mgeUssen  ist 

Die  nngaria^en  Gerichte  unterbreiten  daher  ihre  an  die  Oeridils- 
bebOiden  dar  im  g  1  genannten  Staaten  gerichteten  Erancbungaschrdbeo 
nnd  deren  Beilagen,  samt  der  in  den  gg  16  nnd  17  KWlhnten  Dbersetsnngan 
in  der  Begel  dem  kgl.  Jattisministerium,  welches  deren  WeiterbefBrdenuv 
auf  diplomatischem  Wege  yeranlaCit  und  das  Ergebnia  dem  nnterbreitM- 
den  ungarischen  Gerichte  mitteilt. 

Die  den  unmittelbaren  GeecfaUtsverkehr  betreffenden  BeatimmongeB 
des  g  5  sind  auch  beifiglich  der  im  §  14  erwfthnten  Enncbiuigssekreiben 
mafsgebend. 
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S  80.  Die  BDgariMhen  Berichte  IwImb  den  Bmcliuignelireiben  der 
GsricbtBbetatttdffia  der  im  fl  1  geBÜmten  Stuten  —  insoweit  der  nnmittel- 
bnre  OeochUtarerkebr  mit  den  Behörden  de«  betreffenden  ütutee  nicht 
nogelnssen  ist  (5)  —  nar  in  dem  Falle  n  entsprechen,  wenn  die  Er- 
snehnngHchreibeii  nnf  diplonwtiachem  W«ge,  nlso  dnrch  Veimittelnng  dea 
hgl.  JnstinniniBteriaiiia  tu  ue  gelangen. 

(  21.  laaoirelt  der  9  2S  keine  Anmahnte  beatimmt,  haben  die  nngn- 
riaehen  Gericht«  den  Erräcbnngaachrdben  der  GkrichtsbebSrden  der  im 
S  1  genannten  Staaten  nicht  au  entaprechen,  wenn  die  ErauehnngMchreifaen 
Munt  jenen  Bailagen,  deren  Eenntnia  anr  Eiledignng  des  Ersnehana  er- 
ibiderllch  iat,  nicht  in  der  Amtasprache  dea  ersnchten  nngariachen  Gfr 
ricfatea  oder  von  einei  Übersetanng  in  diese  Sprache  begleitet  sind. 

Wenn  die  enrnchende  aoalBndiaehe  OerichtsbehOrde  oder  deren  Be- 
giemng  die  erforderliahen  Cberaetsnngskoaten  ersetct,  m>  kOnnen  die  er- 
ir&hnten  Obersetinngen  von  dem  kgl.  Jastisministeiinm  oder  Ton  dem 
ersuchten  ungarischen  Garicbte  Teranlsist  werden  (g  89  der  Dolmetach- 
vetordnnng  Z.  82942  vem  Jahie  1S73). 

%  23.  Die  OerichtsbekSrden  It^ens  dnd  in  GemUsheit  der  am  11. 
und  27.  April  1875  in  Rom  und  Wien  unterfertigten  Erklftmng,  sowie  der 
JnstiaministerialTerordnnng  vom  31.  Desember  1S7S  Z.  36864  nicht  rer- 
pdichtet,  ihre  EnnchnngsBohretben  and  deren  Beilagen  mit  nngariachen 
Obersetiungen  >a  versehen. 

FBr  die  etwa  notwendigen  Übersetsnngen  hat  das  nngariache  Gericht 
SU  sorgen,  und  es  kann  die  Kosten  derartiger  Überaetanngen  na  der  er- 
anehei^n  GeriehtabehOrde  Italiens  nicht  fordern ,  sondern  hat  dieselben, 
iuoweit  ne  von  den  intereaaierten  Parteien  anif  dem  Gebiete  Ungnma 
nicht  erhoben  werdsi  kOnnen,  ans  seinem  Kanilei pauschale  an  beatreiten, 

§  23.  In  Gem&fsheit  des  Art  7  des  Abkommens  tat  die  Gerichts- 
behBrde,  an  die  das  Ersnohen  gerichtet  iat,  verpflichtet,  ihm  an  entsprechen. 
Sie  kann  jedoch  ablehnen,  ihm  Folge  in  geben: 

1.  wenn  die  Eehthrit  der  Urkunde  nicht  feststeht; 

2.  wenn  im  ersuchten  Staat  die  Erledigung  des  Eisnchent  nicht  in  den 
Bereich  der  Geriditsgewalt  fUlt. 

Anfaerdem  kann  die  Erledigung  abgelehnt  werden ,  wenn  sie  nach 
der  AnfEusnng  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  aie  erfolgen  soll,  geeignet 
erscheint,  seine  Hoheitareohte  au  verletaen  oder  aeine  Bicherfasit  in  ge- 
fllhrden. 

Diea  prOft,  wenn  das  an  daa  nngariacha  Gericht  gerichtete  Eranchungs- 
•ehreiben  auf  diplomatiacbem  Wege  einlangt  (§  20),  in  erater  Linie  daa 
kgL  Jnstiaministetinm,  bevor  e*  daa  Ennekungsschreiben  samt  Beilagen 
nn  daa  ungariadie  Gericht  leitet 

9  94.  In  G«mifsheit  dee  Artikels  8  dee  Abkommens  ist  im  Falle  der 
TTnsuatftndigfcett  der  ersuchten  Behörde  daa  Eiant^ngaachrelben  von  Amte 
wegen  an  die  sustAndige  OerichtabehOrde  dessdben  Staates  unter  Beobach- 
timg   der   daflr   nach   dessen   Geaetagebnng   maßgebenden    Kegeln    ab- 
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Dm  nngmiische  0«rieht  hat  dieMr  Bwtimnang  «neb  dano  Folge  n 
leisten,  wenn  du  £nnchiuigaMliTeibe&  «iwchUeFriioh  au  duaelbe  geriditM 
iit  und  nicht  gtwelueitig  4nch  an  jede  andere  fDi  die  Erledigung  dea  Et- 
raehena  raetindige  Behflide  lantet. 

S  2S.  In  Gem&lahdt  des  Artikels  9  dea  Abkommena  hat  in  allen 
F&Uen,  in  dmen  da«  Erauchen  von  der  angegangenen  Beh5rde  nieht  er- 
ledigt wild,  dieie  die  ennchende  BehSrde  nnTeraflglich  hierron  xa  benaeh- 
richtigen,  nnd  awar  im  Falle  de«  Artikel«  7  (§  23)  anter  Angabe  der 
OrOnde,  ana  denen  die  Erledigung  dea  Eranehea«  abgelehnt,  nad  im  Falle 
dea  Artikel«  8  (§  24)  anter  Beaeichnung  dar  BehSrde,  an  die  das  Ersnehea 
abgegeben  worden  ist 

§  26.  In  OemUaheit  dea  Artikela  10  des  Abkommen«  hat  die  bb 
Eranchen  erledigende  QerichtabehOrde  hinsichtlich  der  n  beobadttandea 
Foimen  des  Verfahrens  die  Geaetse  ihres  Ejaudee  in  Anwendung  an  bringen. 

Wfinscht  indessen  die  m  ersuchende  BefaBrde,  daTa  nach  einer  beatni' 
deren  Form  verfahren  werde,  »o  kann,  aaeh  wenn  diese  in  der  Gleseti- 
gebnug  des  ersuchten  Staates  nicht  vorgesehen  ist,  demAntrage  entepTochen 
werden,  sofern  die  Qeaetigebang  die«ea  Staates  das  gewünschte  VerfiüireD 
nieht  verbietet. 

Das  ungarische  Gericht  kann  demnach  bei  der  Erledigung  de«  Br- 
auchen« daa  Beobachten  der  von  dem  aasl&ndJBchen  Gerichte  gewänaehtm 
besonderen  Form  de«  Ver&hren«  nicht  ablehnen,  wenn  die  ungariache  Ge- 
•etsgebuug  dieselbe  nicht  verbietet,  und  wenn  die  gewünschte  Form  in 
dem  Erauchungeachreiben  geschildert  ist. 

Andererseits  kann  auch  daa  ungarische  Gericht,  wenn  dies  fir  not- 
wendig erachtet,  in  seinem  Ersnehungsschreiben  das  auslIndiRche  Gericht 
ersuchen,  dals  letsteres  bei  der  Erledigung  de«  Er«nchen«  jene  dnreh  die 
ungarische  Geaetagehung  vorgeschriehene  Form  dea  Verfahrene  beobachte, 
auf  die  das  nngariache  Gerieht  infolge  der  Umat&ude  dee  Falles  Ge- 
wicht legt 

Das  ungarische  Gerieht  hat  in  seinem  Eranchnugsschreihen  die  be- 
treffende Form  eingehend  an  aehildem. 

IMe  in  GemUsheit  des  nngarischen  Gesetsea  an  die  Zeugen  und  Saeb- 
verstiudigen  sn  richtenden  allgemeinen  Fragepnnkte  «ind  in  die  an  ans- 
IHndiscbe  GerichtabehSrden  gerichteten  Etanchnngsachreihen  ungarischer 
Gerichte  ihrem  ganzen  Umfange  nach  aufzunehmen. 

§  27.  Hinsichtlich  der  bei  Erledigung  des  Ersuchens  aufgelaufenen 
Kosten  hat  da«  ungarische  Gericht  den  bisherigen  Vorgang  m  beobachten, 
daa  ist,  die  ausIAndiache  GeriehtabehOtde  stets  um  Erstattung  der  infidg« 
ihre«  Ersuchens  bei  dem  ungariachen  Gerichte  aufgelaufenen  Tagegeidff 
amtlicher  Funktionire,  OebOhren  von  Zeugen  nnd  Sachverat&ndigen,  sowie 
der  Beiaekoeten  ancngeheu,  anderereeita  «ind  dieselben  janer  ansiindischen 
Gerichtsbehörde  au  ersetEeu,  hei  der  dieselben  infolge  der  Erledigung  des 
Ersuchens  eines  nngarischen  Gerichte«  erwachse  sind. 

Das  ungarische  Gericht  hat  vor  Abaendang  eine«  Eranchena,  dessen 
Erledigung  durch  die  auslindische  GerichtsbehOide  mit  Kosten  rerbnndea 
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Min  kSnnt«,  Borge  m  tr^en,  dab  di«  betnStode  Partei  —  iiuoTtit  sie 
äieht  nun  Annenrechte  cngelaHen  iit  —  den  «anUienid  beBtimmteB  Be- 
trag diawr  Koaten  vontrecke. 

Derartige  rorgestreckte  Betrige  riiid  in  OemUshat  dea  §  M  der  Ge- 
richtigcachtftaordnnng  vom  Jahre  1891  und  in  OernUaheit  der  Jnatis- 
■BtoisterialTeioidiiiuig  vom  5.  Juli  1882  Z.  30768  ala  PriUidialdepota  sn 
bebandeln,  nnd  iat  der  naoh  Begleiehimg  der  Kosten  verbleibende  Uber- 
■chnTs  an  die  vorstreckende  Partei  anunfblgeu. 

Die  Entattang  eogeDannter  Oerichtstaioi  iat  abaolehnen. 

g  28.  Die  an  die  OeriehtibehOrden  der  im  $  1  erwähnten  Staaten 
gerichteten  Antwortschreiben  nnd  deren  Beilagen  bat  da«  ersuchte  unga- 
rische Gericht  mit  einer  Übersetinug  nicht  in  versehen. 

Die  Obenetiang  von  Antwortacbreiben  nngariachei  Gerichte,  sowie 
von  deren  Beilagen  in  die  Sprache  der  erenchenden  ansländischen  Gerichts- 
behörde kann  da«  kgl,  Juatjaministerinm  oder  das  ungarische  Gericht  ver- 
aalaasen,  wenn  die  enmchende  aoslftndische  GerichtsbehSfde  oder  deren 
B^enug  die  erforderlicben  ÜbersetanngekoBten  ersetst 

Im  fihrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  19  anch  hinaichtlich  der 
an  die  GeriehtsbehSrden  der  im  §  1  erw&hnten  Staaten  gerichteten  Ant- 
wortschreiben und  deren  Beilagen  Anwendung. 

g  29.  Die  GeriehtsbehSrden  der  im  §  1  genannten  Staaten  sind  nicht 
veri^iehtet,  ihre  an  die  oDKarisehen  Qeriehte  gerichteten  Antwortschreiben 
nnd  deren  Beilagen  mit  Übersetinngen  in  die  Sprache  des  nngarischen 
Geriehtes  an  Tersehen. 

FOr  die  etwa  nStigen  Obersetsungen  hat  das  nngarische  Gericht  an 
■otgen  nnd  —  ineoweit  die  Kosten  der  Übersetinng  der  Antwortsohreibeo 
in  GemUabeit  des  §  40  der  Dolmetschveroidnung  vom  Jahre  1873  Z.  82M2 
nicht  gedeckt  werden  können  —  sind  dieselben  aas  dem  Kanaleipanschale 
dea  ungarischen  Gerichts  an  bestreiten. 

Liegt  der  im  leisten  Absatse  des  §  IT  vorgesehene  Fall  vor,  so  iat 
die  Bestimmung  dieses  Absataee  auch  hinsichtlich  der  Antwortschrtiben 
ansl&ndiscber  Gerichte,  sowie  deren  Beilagen  ansnwenden. 

IT.   SlehM-taeltslelBtiiiig  fOr  die  Proaehkosteii. 

S  30.  Der  g  9  des  Gesetiartikele  XVIII  vom  Jahre  1883  fiber  das 
summarische  Ver&faien,  der  laut  %  220  des  genannten  Gesetzes  anch  in 
dem  ordentlichen  Verfahren ,  sowie  in  dem  Handelsverfahren  anrawenden 
ist,  beetimmt',  dafs  eine  SicheTheitsleiatung  fQr  die  Proielskosten  unter 
anderem  auch  dann  nicht  gefordert  werden  kann,  .wenn  in  dem  Staate, 
dessen  Angehöriger  der  Kläger  ist,  ungarischen  Staatsangehörigen  im  ent< 
sprechenden  Falle  eine  Sicherheitsleistung  nicht  auferlegt  wird". 

Diese  gegenseitige  Be^iung  von  der  Sicherheitsleistnug  Ar  die 
Prosefakosten  kommt  in  Artikel  11  des  Abkommens  inm  Ansdrack,  indem 
dort  bestimmt  wird,  da&,  wenn  Angehörige  eines  der  Vertragsstaaten  in 
einem  anderen  dieser  Staaten  als  Kläger  oder  Interrenienten  vor  Gericht 
auftreten,   Ihnen,   sofern  sie  in   irgend  onem  der  Vertragsstaaten  ihren 
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WoluiMta  haben,  wegen  ihrer  EigesBohaft  all  ADaUnder  oder  dafwtgtm, 
weil  üe  keiaen  WohnsiU  oder  Aufenthalt  im  lulaude  haben,  eine  Sicher 
heitaleiftniig  oder  Hinterlegung,  unter  welcher  Benennong  ea  aooh  mi, 
■ücht  fuiGBrlegt  werden  dar£ 

S  81.  Die  Befreiung  von  der  Sicberheitaleietung  fltr  die  Preiela- 
koeten  kenneD  die  Angehörigen  flir  die  Vertragaataaten  in  Oemibheit  dea 
Artikel!  11  dea  Abkommeoe  (g  30)  nnr  in  dem  Falle  in  Ansprach  aehmen, 
wenn  sie  in  iigend  einem  d^  Vertragastaatan  ihren  Wohnsiti  haben,  ror- 
aiugeaetit,  dafs  —  mit  Bflckoioht  auf  die  den  Artikel  11  betreffenden  Be- 
stimmungen dea  ZoBatzprotokoltes  buh  Abkommen  —  iwisehen  einaelnen 
Staaten  kein  Sonderfibereinkommen  beetaht. 

Derartige  Soaderübereinkommen  —  Jedoch  blofa  beafiglieb  der  asm 
Annenreehte  ragelaMenen  Parteien  —  haben  wir  mit  Frankreich  (Art  3 
des  Oeaetaartikela  XIV  vom  Jahre  1880),  mit  Belgien  (Art  3  des  Oesets- 
arÜkeU  T  vom  Jahre  1881),  mit  Italien  (Art  3  dea  QeieUartikelB  XXXIX 
Tom  Jahre  1883),  mit  der  Sehweia  (Art  3  des  GesetiartikeU  XXXVI  vom 
Jahre  1884),  mit  dem  Dentachen  Reicte  (Art  3  dea  6«setBartik«la  X  vom 
Jahre  1B87)  nnd  mit  Laxembni^  (Art  S  des  Geaetiartikela  XXXVI  rem 
Jahra  1689). 

IHe  StaataangehOrigen  von  Frankreich,  Belgien,  Itali«n,  von  der 
Schwell,  von  dem  Dentachen  Beiofae  nnd  von  Loiembn^  kSnnen  daher 
TOT  den  nngarisehen  Qerichten,  nnd  andereneÜB  die  nngariachen  Staata- 
angehSrigen  vor  den  Qerichten  der  eben  genannten  Staaten  die  Be&eimig 
von  der  Sicher heitsleistung  ßr  die  Proaefakoaten ,  sofem  aie  nun  Armen- 
rechte  Bugelasaen  lind,  anch  dann  in  Anbruch  nehmen,  wenn  aie  ihren 
Wohnstti  nicht  in  irgend  einem  der  im  g  1  genannten  Staaten  haben. 

9  32.  In  GemäTsheit  des  Artikels  12  des  Abkommens  aind  Entaehei- 
dangen,  wodurch  der  Kläger  oder  Intervenient,  der  nach  Artikel  11  (g  80) 
oder  nach  dem  in  dem  Staate  der  Klageerhebnng  geltenden  Rechte  TOn 
Sicheiheitsleiatnng  oder  Hinterlegnng'  befreit  war,  in  di«  ProaeTiilHMteD 
Ternrteilt  ist,  in  jedem  der  anderen  Veitragsstaaten  durch  die  anstindige 
Behörde  nach  Mabgabe  der  dortigen  Qesetie  fBr  Tollstoeckbar  ni  erkllren. 

Ea  ist  darauf  Bedacht  lu  nehmen,  dafe  die  im  rorstehenden  Abaatie 
erw&hnte  Zwaogavolktreckung  nicht  nnr  in  dem  Falle  Pli^  greift,  wenn 
der  Kläger  oder  lutervenient  nach  §g  80  und  31  von  der  Sicherheitileistaiig 
befreit  ist,  sondern  auch  dann,  wenn  aich  die  Befreiung  von  der  Sicher- 
heitsleistong  einea  in  die  PToaeTskosten  verurteilten  Eligera  oder  Inter- 
venienten  auf  die  Geselle  des  Staates  der  Klageerhebung  gründet  ^ 
derartiger  Fall  liegt  insbesondere  vor,  wenn  der  Staat,  in  dem  die  Klige- 
erhebong  erfolgte,  da«  Institut  der  SicherheitsJeistnng  fSr  die  Proieb- 
kosten  flberhaapt  nicht  kennt 

8  3S.  Das  UDgariaohe  Oericbt  hat  sein  im  §  82  erwUmtee  Eraacknngs- 
Behr«iben  um  Zwangavollstrecknng  mit  einer  vorachriftsmUaigeK  Anafati- 
gnng  (nicht  Abschrift)  der  verurteilenden,  recbtskziftigen  KntacheLiliiag, 
sowie  dea  die  ZwangavoUatreoknng  anordnenden  Bescheidea  an  begleiten. 
Aof  die  Aiufertigwig  der  Entsoheidiug  ist  die  Recbtikiaft  in  Form  eiaer 
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mit  lichteriicher  üntenchrift  nnd  mit  dem  Oericbtinegel  venehenen 
KUdhI  iu  bMcheinigeii. 

%  34.  Die  gl  15—22,  24,  25,  27—29  lind  auch  aiif  die  Ennäien  be- 
sfi^ich  der  im  g  32  eiwkhnten  ZwangsvoU*treckaag  anniveiiden. 

S  36.  Die  soat&ndige  Behörde  hat,  wenn  ea  nch  nm  ein  Ersnchen 
besOglidi  der  im  g  32  enrXhnten  ZwangHrollBtrecknngen  handelt,  in  Oe- 
mAbheit  des  Artikels  13  des    Abkommeiis   ihte   Prflfmig  darauf  lu  he- 


1.  ob  naeh  den  Gesetzes  des  Landes,  wo  die  Verurteilung  erfolgt  ist, 
die  Ausfertigung  der  Entscheidong  die  fQr  ihre  Beweiskraft  erfbrder- 
Uchen  VoTanssettnngen  erfüllt; 

2.  ob  nach  denselben  Gesetzen  di«  Entscheidung  die  Rechtskraft  er- 
langt hat 

Diese  Voranssetaungen  werdra,  wenn  das  an  das  nngarische  Gericht 
gerichtete  Ersaehen  auf  diplomatischem  Wege  einlangt  [gg  84  u.  20),  in 
enter  Linie  vom  kgl.  Justizministerium  vor  Weiterleitung  des  Ersuchens 
an  das  nngarische  Gericht  geprQft. 

Wenn  sich  das  ausländische  Ersnchen  auf  die  im  §  32  erwähnte 
ZwangSTollstrecknng  bezieht,  kann  das  nngarische  Gericht  dasselbe  —  blofs 
hinüchtlich  der  obigen  Torauseetztingen  —  nicht  aber  anoh  hinsichtlich  der 
fibrigen  im  g  3  des  €lesetz Artikels  LX  vom  Jahre  1881  bestimmten  Torans- 
setEnngen  der  Anordnung  der  Zwangsvollstreoknug  prQfen, 

T.   Armenrecht« 

§  36.  In  Gemft&heit  des  Artikels  14  des  Abkommens  werden  die  An- 
gehörigen eines  jeden  der  Tertragsataateu  in  allen  anderen  Vertragsstaaten 
nnter  denselben  gesetzlichen  Bedingungen  zum  Armenrecbte  zugelassen, 
wie  die  Angehörigen  des  Staates,  in  dessen  Gebiete  die  Bewilligung  des 
Armenrechts  nachgesucht  wird. 

g  37.  In  Gemirsheit  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  15  des  Ab- 
kommens muTs  das  Armutssengnis  oder  die  Erklftmng  des  UnTermOgens 
cur  Bestreitung  der  Prosefskosten  in  allen  F&llen  von  den  BehSrden  des 
gewöhnlichen  Aufenthaltsortes  des  AnsIAnders  oder,  in  Ermangelung  eines 
solchen,  von  den  Behörden  seines  derzeitigen  Aufenthaltsortes  ausgestellt 
oder  entgegengenommen  sein. 

In  GemäTsheit  des  zweiten  Absatzes  des  Abkommens  ist,  wenn  der 
Antragsteller  sich  nicht  in  dem  Lande  aufhUt,  wo  das  Armenrecht  nach- 
gesucht  wird,  das  Zeugnis  oder  die  Erklärung  des  Unvermögens  kostenfrei 
von  einem  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter  des  Landes  zu  be- 
glaubigen,  in  dessen  Gebiete  die  Urkunde  vorgelegt  werden  solL 

Die  vorstehenden  zwei  Absätze  erwähnen  als  Votaussetsung  des 
Annenrechtes  nicht  blofs  Armutszeugnis,  sondern  auch  die  Erklärung  des 
Unvermögens  zur  Bestreitung  der  Piozefskosten.  Es  sind  dies  Erklärungen, 
die  in  einigen  Ländern  die  zuständigen  BehOiäen  von  der  Partei,  nachdem 
nfl  sieh  von  der  Armut  derselben  überzeugt  haben,  entg^^n  nehmen. 
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§  38.  In  Qem&bheit  dm  enten  Abutiei  dei  ArtikeU  16  da  Ab- 
I  kann  die  rar  Ertetlnng  des  Armatuengniuea  oder  rar  Entgt^ea- 
Qfthme  der  Erkllnmg  über  da«  UnvarmSgen  ituUndige  BehSrde  bei  dm 
BehAcden  der  anderen  Tertragaataftten  Ober  die  VermOgenaTerhUtniBW  des 
Antragstellers  Erknndignngen  eüujehen. 

In  GemBläheit  des  «weiten  Abaatses  dei  Artikels  16  dee  Abkommo« 
bleibt  der  Behörde,  die  Aber  den  Antrai;  anf  Bewilligong  dea  Armen- 
rechtee  tu  entscheiden  hat,  in  den  Gtrencen  ihrer  Amtsbefngnisse  daa  Becht 
gewahrt,  die  ihr  vorgelegten  Zengniase,  Erklftrnngen  nnd  Aiukfinfte  anf 
ihre  Richtigkeit  hin  an  pr&fen. 

9  39.  Besflglich  dea  Annenreehtes  haben  wir  ron  den  im  §  1  ge- 
nannten Staaten  mit  folgenden  Lindern  Übereinkommen  getroffen:  mit 
Frankreich  (0«setEartikel  XIV  vom  Jahre  1880),  mit  Belgien  (G.A.  V  roa 
Jahre  1881),  mit  Italien  (O.A.  XXXIX  rom  Jahre  1883),  mit  der  Schwöi 
(a.A.  VVVVI  vom  Jahre  1884),  mit  dem  Oeotechen  Reich  (OJL  X  tm» 
Jahre  ISST),  mit  Luxemburg  {O.A.  XXXVI  vom  Jahre  1889). 

Diese  Übereinkommen  bleiben  in  Geltung,  inaoweit  ihren  Bestim- 
mungen die  Artikel  14—16  dea  Haager  Abkommens  (gg  36—38)  nicht  ent- 
gegenstehen. 

Tl.  PersonftUiaft. 

9  40.  In  Gemifsheit  des  Artikels  17  des  Abkommens  findet  die 
Penonalhaft  in  Civil-  oder  Handelssachen  gegen  die  einem  der  Vertrags- 
staaten  angehörenden  AnslAnder  nnr  in  den  F&llen  statt,  in  denen  sie  anck 
gegen  InUnder  anwendbar  sein  würde.  Es  macht  dabei  keinen  üntei^ 
schied,  ob  die  Haft  Mittel  der  Zwangsvollstreckung  oder  nnr  eine  Sicher- 
heitamabr^el  sein  soll. 

Die  Personalhaft  kann  demonfolge  als  Mittel  der  Sicherung  oder 
Zwangsvollstreckung  in  Gemifsheit  dea  Artikels  17  anch  in  der  Stadt  und 
in  dem  Beiirke  von  Finme  gegen  die  Angehörigen  der  in  g  I  genannten 
Staaten  in  jenen  Fällen  nicht  stattfinden,  in  welchen  sie  g^sn  ongsriscke 
Staatsangehörige  nicht  anwendbar  sein  würde. 

TU*  Termifichte  Beatliiuniui^a. 

§  41.  Die  auf  die  ungarischen  Gerichte  beifiglicben  Bestimmni^ai 
der  gegenw&rtigen  Yerordnang  finden  auch  auf  daa  Verfahren  der  kgl. 
Notare  als  Gerichtskommissbre  Anwendung. 

g  42.  Die  mit  Italien,  mit  Rnmftnien  nnd  mit  dem  Kanton  Waadt 
der  Schweis  besflglich  der  Civilzwangsvollstreckungen  getroffenen  beaan- 
deren  Vereinbarungen,  sowie  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Übung 
nnd  die  dieabesflgUch  ergangenen  Verordnungen  bleiben,  sofern  ihnen  der 
§  35  der  gegenwärtigen  Verordnung  nicht  entgegensteht,  in  Geltung. 

Gegenüber  sämtlichen  im  §  1  genannten  Staaten  bleiben  ferner  in 
Civil-  und  Handelssachen  in  Geltung  die  Staatsvertrige  und  andere  be- 
sondere Vereinbami^en,  aowie  die  auf  Gegenseitigkeit  bemhende  Übung 
nnd  die  diesbezüglichen  Verordnungen,  soweit  ihnen  nidit  die  Bestin- 
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mimgen  dea  HBsger  Abkommeni  und  die  gegenwärtige  Verordnimg  enU 
gegenatehen. 

GkgenQber  den  im  g  I  nicht  genannteii  Staaten  bleiben  in  gericht^ 
liehen  und  anfhergeiichtüchen  Civil-  nnd  Handelasachen,  sowie  in  Exe- 
kntjonsnchen  die  StAAtsrertrftge  und  andere  beeondere  Teninbamngen, 
ferner  die  auf  G«genseitigkeit  bernhende  Übnng  nnd  die  dieabesflglichen 
Verordnungen  nnberflhrl 

IMe  Fragen  der  Anafolgmig  nnd  dee  Transportea  von  Verbrechern, 
■owie  im  allgemeinen  die  Fragen  der  Rechtahfllfe  in  Btra&aehen  bleiben 
von  dem  flaager  Abkommen  nnd  von  der  gegenwärtigen  Terordnnng  nn- 
berUhtt. 

1.  Ges.  20.  7.  1900  Über  die  Fischerei  zur  See  und  im  Rio 
de  la  Plata. 

2.  Oes.  2.  10.  1900  betr.  Abändenmgeii  des  Handelsgesets- 
bucbes. 

TerfassuDgsnrkunde  29.  3.  1901. 


Internationale  Verträge'). 

I.    Neuere  Vertrage. 

Deutschland,  Belgien,  England,  Frankreich, 
Holland,  Italien,  Luxemburg,  Österreich-UngarD, 
Persien,  Rum&nien,  Rufs)  and,  Schweiz,  Spanien. 
Deklaration  24. 1. 1900  zu  der  19. 3. 1897  zu  Venedig  getroffenen 
Übereinkunft  betr.  Mareregetn  gegen  die  Einschleppung  und 
Verbreitung  der  Fest.  Ratifikationaprotokoll  Kom  10.  8.  1900. 
(R.G.B1.  1900  S.  821). 

Deutsehland  etc.  —  Beitritt  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  9.  4.  1902  zu  dem  Abkommen  29.  7.  1899  (Gesetze  u. 
Gebräuche  des  Limdkrieges)*)  (R.G.B1.  1902  S.  168). 


1)  Bulletin  menmel  de  U  lociöt^  de  l^latios  eomparie,  83.  ann^e, 
1902,  8. '^4. 

2)  ScUedarertzBge  a.  oben  S.  516. 
8)  S.  Ztnbr.  XI  a  538. 
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Deatsehlsnd  d.  Holland,  Abkommen  5.  6.  1901  betr. 
den   gronzfiberBpringenden  Fabrikverkehr  (R.G.B1.  1902  S.  55). 

DeutBchland  u.  Frankreich,  Vereinbarung  1. 10. 1901 
betr.  den  Verkehr  mit  Spirituosen  an  der  Grenze  (R.G.B].  1902 
S.  131). 

DeutBcblsnd  u.  Luxemburg,  Abkommen  10.  5.  1902 
ytegea  Begründung  einer  Gemeinschaft  der  Schaumweinsteuer 
(R.G.B1.  1902  S.  232). 

Deutschland,  Österreich -Ungarn,  Belgien, 
Spanien,  Frankreich,  England,  Italien,  Holland, 
Sehweden-NorvegeD,  Zuekerkonvention  5.  3. 1902. 

PreuTsen  u.  Dänemark,  Vertr.  12.  2.  1900  ober  Ände- 
rung der  Landeegrenze  (ratifiziert  11.  2.  1902). 

Amerika,  Vereinigte  Staaten, u.  D&nemark,  Vertr. 
24.  I.  1902  betr.  Abtretung  der  dänischen  Besitzungen  in  'West- 
indien  (englischer  Text  abgedruckt  American  Law  Review  1902 
S.  245  Jr.). 

Argentinien  u.  Portugal,  AuBliefemngsTertr.  14.3.1898 
(für  Argentinien  publiziert  8.  9.  1900). 

Belgien  u.  Frankreich,  Vertr.  8.  7. 1899  betr.  die  Zu- 
stindigkeit  der  Gerichte  u.  s.  w.  (für  Belgien  publisiert:  Moniteor 
Beige  26./27.  11.  1900). 

Belgien  u.  Schweiz,  Abkommen  29.  5.  1900  betr.  Mit- 
teilung gerichtlicher  Akte  (Moniteur  Beige  21.  12.  1900). 

Belgien  u.  Griechenland,  Auslieferungsvertr.  "^  j^ 
1901. 

Belgien  u.  Holland,  Telegraphenvertrag  25.  4.  1901. 

Belgien  o.  Holland,  Vertr.  4.  10.  1900  betr.  Befreiung 
der  beiderseitigen  Untertbanen  von  der  MilitAr-  und  Wehrpflicht 

England  u-  Frankreich,  Zusatzabkommen  10.10.1900 
zu  dem  Vertr.  8.  12.  1882  betr.  telegraphische  Postanweisungen 
(J.  off.  16.  3.  1901). 

England  u.  Japan,  Bündnisvertrag  30.  1.  1902. 

Frankreich  u.  Bolivia,  Freundsehafts- u.  Auslieferungs- 
vertr. 18.  10.  1890,  ratifiziert  7. 1. 1901  (R.G.  Bd.  VIII,  .Doeu- 
ments"  S.  1). 

Frankreich  u.  Haiti,  Handelsvertr.  31.  7.  1900  (J.  oft 
19.  1.  1901). 
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Frankreich  o.  England,  Sebiedsgerichtsvertr.  3.4. 1901 
Ober  die  Angelegenheiten  „Sergent-Malamine"  und  ,Wslma' 
(J.  off.  17.  7.  1901)  (R.G.  Bd.  VIII,  „DocumentB"  S.  8). 

Frankreich  d.  Italien,  Grenzabkommen  24. 1. 1900  betr. 
die  Besitzungen  am  Roten  Meer  (R.G.  Bd.  VIII,  .Documents" 
S.  12). 

Frankreich  u.  Spanien,  Grenzabkommen  27.  6.  1900 
betr.  die  Beeitzungen  an  der  KllBte  der  Sahara  und  am  Golf 
von  Guinea  (J.  off.  22.  3.  1901). 

Frankreich  n.  Portugal,  Vertrage  23.  1.  1901  betr. 
die  Abgrenzung  der  westafrikanischen  Besitzungen  (R.G.  Bd.  VIII, 
„Documents"  S.  6  ff.). 

Frankreich  u.  Spanien,  Abkommen  27.  3.  1901  betr. 
Ausfibung  der  Justizhobeit  auf  der  Fasanen-Insel  (R.G.  Bd.  VIII, 
„DocumentB*  S.  12). 

n,   Amtliohe  Sammltms  Ton  StaatarertrBgMi. 
FOr  die  Vereinigten   Staaten  von  Amerika  ist  zu- 
folge Kongrel^besehluBBes  vom  6.  Juli  1898  eine  amtliche  Samm- 
lung  der   in   Kraft   stehenden    Staatsverträge   der  Vereinigten 
Staaten  (abschliersend  mit  11.  April  1899)  veranstaltet  und  unter 
folgendem  Titel  veröffentlicht  worden: 
Gompilation  of  treaties  in  force.   Prepared  under  act  of  Jnly  7, 
1898.     Washington:    Government   printing  office.    XVIII    u. 
779  S. 
Bisher    war   die   jflngste    amtliche   Zusammenstellung   der 
geltenden  Staatsverträge  die  unter  dem  Titel  „Treaties  and  Con- 
ventions coDcluded  between  tbe  United  States  of  Ameriea  and 
other    powers"    (Washington:    Ciovemment   printing   oMce)    im 
Janoar  1889  veröffentlichte. 


littentRrbnichto. 
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PSBlOrlsle  Internationale,  Hirtoin  docanMnUin  dw  milMtimtfca 
intenwtioituiz  p«  H.  La  FoniaiMe,  atoMteai  de  Balgiqns,  mroot  i  U  eosr 
d'^n>«l  ^  BnuellM,  PnfeaHor  de  droit  btartutiaiiaL  Ben  1902,  ZVI 
imd  670  Seiteo.    4«.    40  &ce. 

Der  hier  Terdienatroll  dmchgefUitte  Plan,  die  QeecUeUe  der  inter- 
utiODKlen  Sehiedrrertilge  imd  Sofaiedwprfiehe  tn  Oestalt  cnier  Smnmihmg 
der  HMiptdokmuente  aathentiBcli  darmlegen,  bemht  anf  der  Anregm^  dn 
,UnioD  intetparUnittiUre'' ,  ia  denn  Monataeofaiift  ,La  conftrooee  inta^ 
pulmmenbdi«''  der  Verfiuser  einen  Teil  itm  Ibteriftle  bereita  pablisert  bat 
Die  jetst  Toriiegende  Sammlnng  betrifit  die  Zeit  von  1794  bia  1900  ond 
entfallt  368  Urkmiden. 

Die  Anordnung  ist  im  ■ügemeinen  chronoli^iKli,  gemlUB  .dem  Dttaa 
dea  SeUedageiichtaTertTagee.  Den  Veririgcn  and  kmae  lüatoriiehe  Bn- 
Mtnugen  vonuigeeehickt  Zwä  «ugsHichiMte  Register  erlciehteni  die  Obv 
ridiL  Die  Anarttttnng  irt  vornehm,  der  Dmok  eorgflUtig.  Dem  Ter&Ms 
geUhrt  für  edne  uföpCtrangaTolie  Axbtit  der  gtObte  Dank. 


Les  aasuranceB  sur  la  Tie  en  droit  International  prlri 

par  H.  Ovido  SoitoUi.    Onvrage  tradnit  et  annotä  pftr  H.  Jida  Folrry. 

proflasMnr  de  droit  eommeitül   i  la  Faonltj   de  droit  de  l'UntTetritt  de 

Hon^iellier  et  H.  J.  Lefbrt,  avocat  an  conaeil  d'Btat  et  i  la  conr  de  eaMa- 

tkm.    Paria,  A.  Fontemoing,  1902.    244  8. 

O.  BowiH»  hat  1897  im  Anhirio  gtoridlco  eine  anaamnwnhingende 
Reihe  von  Artikeln  mter  dem  Titel  ,L'  aaBicmadonB  aolla  *lt»  oel  diritto 
internationale  prirato"  TeröSentlioht,  wdehe  rorliegend  in  Bochfbnn  flba- 
aelat  imd  mit  einer  grofeen  Anxahl  von  niro  TmI  nmfangrcächen  Notm  aoi 
der  Feder  der  Obereetier  Terseben  nnd.  Angehlngt  iit  ein  An&ati  yob 
Fofergp;  „Inflnence  de  la  gnen«  «or  les  asamneae  sor  la  Tie  dans  I« 
nyiports  intemationaaz''  nnd  ein  Bolcber  ron  LefoH:  „Des  aasuiancei  an 
la  Tie  contractöes  en  France  avec  des  oompagiiiee  dtrangArea." 


Gesetze  über  das  Urheberrecht  In  allen  Landern,  new 

den  daiaof  bea&glleben  internationalen  Vertrigen  nnd  den  RetimnuniK« 
aber  das  Veriagareoht.  2.  Aufl.  Dnrchgeaeben  rva  Prof.  Enut  BOtUit- 
berger-Bera.    Leiptig,  Hedeler  1902.    41S  S.    Hk.  la— . 

IMe  Nfltallehkeit  dieses  Unternehmens  bedarf  kein«  beacmdsen  Hscm- 
hebnng.    Die  DatcbfQhning  ist  anvaUssig  imd  mckmUUg.   Gate  Ba^rtar 
■  ' "      D  die  £ 
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^(TebBter'B   Inteimatlonal    dlotlonapy    of  the  BnsTllBh 

languagre.     New  edttioa  vitb  tnpplement  of  ii«v  irord«.    Springfield, 

HsH.,  Q.  A  C.  HnriuD  Co.    1902. 

Du  InterMBe,  welche«  die  «ehr  Tennehrte  Neaanflsge  des  Webttenahtoi 
WörterbiKJu  ffir  die  Leeer  dieser  Zütaehrift  hat,  beechtttokt  nch  nicht  tat 
den  Allgemein  realencyklopädiftchen  nod  liogniatiMheD  Inhalt  Vielmehr  sind 
die  in  früherau  Aoflagen  tou  Franäs  Wharton  (t  1899)  bearbeiteten,  niui' 
mehr  dnreh  den  HtUfciiehter  beim  obenten  Qeriehtshof  der  Veranigten 
Staaten  D.  J.  Breuxr  e^ftniten  Artikel  Aber  die  englisch-am^kanisehe 
Bnchtespraehe  aach  ron  speciell  jnrisUsehem  Interesse. 

Sie   seeg^setzsrebung:  des  Deutsohen  Reiches.     ÜDt«r 

BerfiokNchtignng  der  Entscheidniigen  des  Beichsoberhandel*-  nnd  des 
Bdelugerichts,  des  HanseatiBchen  Oberiande^erichti  nnd  der  Seeämter. 
Textansgabe  mit  Anmerkungen  nnd  Sachregister  ron  weil.  Dr.  joi.  W.  E. 
KnÜ»ehktf.  S.  Auflage  bearbdtet  Ton  0.  Sudorff,  Oberlandeagerichtsrat  in 
Hamburg.  Beriin,  Onttentag.  1902.  XX  n.  1050  S.  Oeb.-M.  4^. 
Die  SeemaiUlSOrdnuilK  vom  2.  Joni  1902  nnd  ihn  Nebengesetae. 
Bearbeitet  ron  Dr.  jnr.  L.  Ferds.    Berlin,  Mittler  ft  Sohn.    1902. 

EnüiMa/g  gSeegesetxgebang"  war  seit  langem  rergriffen  nnd  daraus  «gab 
^h  üne  empfindliche  Lficke,  bis  1901  die  (in  Zeitschrift  XI,  8.  M3  ange- 
seigte)  PereUvshe  Sammlang  erschien,  zu  welcher  das  m  2)  gsuunte  Buch 
nunmehr  als  ErgUnanngeband  erschienen  ist  —  IHe  EnitiehJa/SvidorffKb» 
gammlong  bildet  einen  Beetandteil  der  Gnttentagschen  Taschenausgabe 
deutscher  KächagcMtEe.  Sie  enthUt  nicht  nnr  die  deutschen  Oesetie  und 
deren  Ansi&hinngaTerordniingen,  sondern  auch  die  internationalen  Seerechts- 
konventionen  und  ist  in  jeder  Biuaiebt  praktisch  aingeriehtat 

Blbllogrraphle  des  bttrsrerllohen  Rechts.  Verseichnis  tob 
Eintelaehrift«n  nnd  An&Stien  Über  das  im  Bürgerlichen  Gemtsbnch  fGr  das  t 
Deutsche  Rdch  rerdnigte  Becht  Sachlich  geordnet  ron  Dr.  jor.  Georg  j 
Maas,  Bibliothekar  bei  dem  Rdchamilit&rgericht  Berlin,  G.  Hejmann.  j 
4  Hefte:  I:  1888-1898  (1899).  -XXXX  n.  887  S.;  H:  1899  (1900).  68  S.-J 
lU:  1900  (IWl).  84  U.;  IV:  1901  (1902).  83  S.  —  1:  H.  9.-,  H,  III,  IV  j 
je  H.  1,50. 

Die  Wichtigkät  dieser  Untemehmnng  liegt  auf  der  Hand.  INe  Aus- 
fflhrung  ist  vortrefilfch  nnd  ein  Muster  Ton  Ubliographisehem  FleUa  zn 
nennen.  Die  Leser  dieser  Zeitschrift  interessiert  besonders  die  Biblio- 
graphie des  internationalen  PriTatreehts ,  welche  dch  nicht  auf  die  Litteratui 
nun  E.G.  des  B.6JB.  beschiSnkt,  sondern  sich  flberluuipt  auf  die  Litteiatur 
des  internationalen  Privatrechts  besieht 

Das  Rbeinlaolie  Hecht,  seine  seitliche  und  rtnmliche  Begrensong. 

Von  Dt.  C.  W.  Eodctrdls,  Notar  m  Coblenz.    fiannOTer,  Helwing.    1902. 

72  8. 

Das  BtMh  ^bt  nicht,  worauf  der  Utel  schlielsen  lassen  kSnnte,  eine  Dar- 
stellung der  intertemporalen  nnd  internationalen  Besiehnngeu  des  Bheinischen 
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R«clitM,  Modem  dne  Detailgeachiehte  dar  EmfBhiaiig  md  iabenn  &it- 
wickelimg  des  tnazUmaebea  fiecliteB  in  Denncbbnd  bii  mm  Inknfttnt«! 
dM  B.O.B.  Unnnter.  Die  lorgfUtige  Arbdt  liefert  reichea  ncbtHtetutieabei 
Ueteriel  tmd  het  bläbendeii  Wert 

Dresael,  A.,  Die  Beetimmnngen  Aber  Veneholleiih«t  und  TodeeerkUnaig 
im  eode  dvil,  im  prenr*.  ellgem.  Lendrecht  nnd  im  Bfligei'lieben  Oeeete- 
Imch  nir  du  Dentache  Beicb.    Berlin,  Pottkumner  ft  HfihlbrechL    1902. 
Dm  enaprachsloae  Bach  ist  klar  nnd  MrgfSltig  geechrieben  nnd  bemlit 
tat  giflndlichem  Studium  der  Qeaetzgebong  und  der  Liittemtar.    Ee  ist  ge- 
eignet, dem  mit  der  M&terie  nicht  Vertrenten  deren  Kenntnis  nnd  Teretindnii 
sn  TermiltelD. 

BftrtOrlllB,  C>i  Kommentar  Enm  Pereonenateadegeeet»  in  der  Tom 
1.  Jumar  1900  an  geltenden  Faaeong,  ■owie  m  den  anf  die  Kluwhlieleeng 
beiSgliehen  Bertünmnngen  dea  Bürgerliohen  Geaetabncb»  nnter  Berilek- 
richtignng  der  AnafÜhnmgabeatimDiangen  sAmtUcher  Bnndeeitaaten.  HftD- 
cben.  Beck.  1902.    XXU  und  548  S. 

Die  vorliegende  Arbeit  befriedigt  ein  dringendee  Bedüi&ia.  Ke  legt 
die  Umgeateltnng  daa  bisherigen  Bechtea  in  ihrem  Knflnls  auf  die  atandee- 
amtliche  Thfttigkeit  nach  allen  Seiten  dar  nnd  itellt  das  geaamte,  aof 
Penonenatand  nnd  Eheachlieftimg  becBgliche  Material  anaammen.  Die  £r- 
Unterangen  aind  an  die  dnzelnen  Sitae  der  Paragiaphn  angeachloaeen,  in 
aieb  aber  ejatematiscb  gegliedert.  Daa  Bnch  ist  in  enter  Unie  fftr  die 
Standeabeamten  beetimmt  Darans  erklärt  dch,  dafs  die  inteniationmlpiiTat- 
recbtlichen  Probleme,  insbesondere  die  Ksmistik  der  KolIiHounormen  dca 
E.O.  zom  B.Q.B.  nicht  eingehender  behandelt  snd. 

fe.  TenelehMla  elacMCHdeter  Bttcber, 

deren  Be^irechnng  vorbehalten  bldht. 

Perltaoh,  J.,  De  la  condition  jnridiqtie  des  Boeniaqnes  et  dea  Heia^ 
viniena  en  pajs  ätiangere.    Brüaael  19014 

Richard  Alexander  Katz,  Bechtaanwaltachaft  tmd  Patentaanlt- 

Bchaft.    Berlin,  Liebmann.    1902.    30  S.    U  0,8a 

WelObert,  L.,  Orundidge  der  ütrafvollstrecknng  nach  BeicbBreobt.  Eine 
korae  BjstemaÜscbe  Daialellnng  des  geltenden  ReiebaatrafroUatrecknngs- 
recbtea  mit  Einachlnfa  der  RecbtahSlfe  nnd  der  Atisliefemng.  Lnpadg, 
Dietericheche  Verlagsbnehhandlnng  (Weicher).  1908.  XII  n.  178  S.  H.  5.— , 
geb.  H.  6.—. 

Bandbuoh  fOr  den  Gerlohtsvollzleherdlenst.  Hetanagegeben 
von  Eduard  Rottmann«  k.  Oberamtaricbter  a.  D.  2,  Aofl.  19QS. 
Liefemag  1—4.  WOrsboig,  Slahelsche  Verlagsanstalt  1902.  tjobakription»- 
pnla  Ar  das  vollständige  Handbuch  (5  Liefeningtn)  H.  13.—. 
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Ble  BtraCretshtllotien  Nebens^setze  des  Deutschen 
Reiches.  Eiiantwt  Ton  ätoi^eM,  AppdiM,  KhütfOer.  3^  gründlieh 
nenbearbeitet«  und  Tenuehrte  Anflsge.  Beubeitet  ron  Dr.  IL  StengT' 
lein,  Beichagerichtant  a.  D.    Li«fenuig  1 — 3.    Beriin,  UelHiiBim.    1908. 


Anleltuns:  zur  stra&eohtilohen  Präzis.  Ein  Beitrag  nr 
AuUldtnig  muerer  jungen  Juristen  und  mn  Batgeber  fflrJQngere  Piaktiket. 
Von  Dr.  jor.  Hermann  Lucas  >  WiAliehem  Oeb.  Oberjnatiziat  and 
HioMterialdirektor.    Berlin,  Liebnuum.    1902.    VIII  n.  416  S. 

Konkursordnung-  für  das  Deutsehe  Reich  nobrt  den  Bn- 
fflhnmgtgeaetien,  den  konknnrechtlichen  Bertünmnngen  des  OanoMen- 
■chaft^etetaea  nnd  dem  Anfechtungsgeeetee.  ErUntert  tou  J.  Fetenat 
und  O.  KleinfdUtr.  4.  Aufl..  Auf  Grund  des  BdchsRewIxea  Tom  17.  Mai  1898 
und  der  Bekauatanachnng  de«  Beicbikanslen  vom  20.  Hai  1898.  Bearbeitet 
von  Dr.  Klelnfeller,  ProfeMOr  an  der  Univeiaitftt  KieL  Lahr, 
M.  Schanenbnig.    XX  u.  846  S. 

Der  Lag-erschetn  als  Tradltlonspapler.  im  Hinblick  aof  d» 
kontinentale  Zweiaehnnayttem  und  mit  beoonderCT  BerBckmchtigiing  dea 
9«tenWflbiBchei>  Beehts.  Da^eatellt  von  Anton  T.  KOStaueokL 
Berlin,  C.  HeTinann.    1902.    175  S.    H.  3.—. 

Enrico  La  Logrerla,  La  eseomione  delle  sentetua  stiuiere  0n  materia 
drile).    Torino,  Fratelli  Bocca.    1902.    622  H. 

Mittelstein,  M.,  Deatachee  Binneneclüffithrtarecht  2.,  gAnslieh  nm- 
gearbeitete  Anflage.  1.  Ueferong.  Leipzig,  Robberg  t  Beiger.  190L 
160  8.    M.  3.—. 

Burokas»  H.,  Akttonlir  nitd  GlSnbiger  im  Konknne  der  AktiengeeeU- 
Khaft.  Eine  Abbandlung  über  Beservefonda  imd  Regrelaanqtnicli. 
Leipzig,  ReinbotL    1902.    75  S. 

Das  Strafsreaetzbuoh  fOr  das  Deutsche  Reich,  erlHutert 
doreh  Dr.  F.  OppenhOlT.  14.,  Terbeaaerte  and  bereicherte  Anagabe, 
heranagcgeben  tou  Dr.  jor.  Hans  DeliUB,  Landgerichtant.  Berlin, 
Q.  Beimer.    1901.    IX  n.  1028  8. 

Isay,  H.,  Rechtageachfift  und  wirtschaftliche  Uachtrerschiedenbeit  Vor- 
trag, gehalten  in  der  histonschen  Qesellsehaft  xa  Berlin.  Berlin,  Vablen, 
1902.    34  S. 

■r.  Albertl,  O.,  Du  Notwehrrecht  Statlgart,  Kohlhammer.   1901.   87  8, 

H.  1,8a 

Ehrllcb,  E.,  Bdtrige  xm  Theorie  der  Rechtaqnellen.  Bieter  Teil.  Das 
Joe  ctTÜe,  JDs  pablicnm,  jns  priTataro.    Berlin,  G.  Hamann.    1902.   258  6. 
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GKiyar.  O..  Dm  Mhirataariid»  BmdngcMte  batr.  fie  gnratbltehen 
Hutar  imd  ModoUa  (t.  80.  Hin  1900).  ZfiiiiA,  SetalUiMa.  1902.  TI  o. 
141  8. 

Luther«  H.,  Dm  Gksets  fiber  die  iJ'jit^gmrag  von  GrandeigMitanii.  Teit- 
wugabe  mit  Anmorknngni  und  äftchregiatar.  Beriin,  Vfthlen.  1902. 
XU  B.  140  8. 

Zehnter,  J.  A.,  Dm  B«IchageMte  Ober  ^  prirateo  TenBcWnngt- 
iinteniehmiuigen  n^Mt  den  mcha-  and  UndesnchtlicbeD  AnaflUmngi- 
bartimmungen  und  dan  TerBcfaeningavonchrifteii  der  SchwaU  nnd  n» 
östenäoh.    Beriin,  G.  H«7inwm.    XXir  a.  824  8. 

Olshansen,  J.,  BcicliBimliUlntnfgeaetBgebaiig.  Taxtamgftbe  mit  A»- 
Derknngeo  und  SachregiBtar  inm  piuktiacbni  Gebnneb,  BaÜn,  TaUen. 
1902.    X  n.  344  S. 


Abknnu^iL 


J.  »  Joamal  du  dratt  intamatioiial  privi. 

B.G.  -^  Bevna  ginönla  de  droit  jaterwational  poblic 

Zlaehr.  »  dicw  ZütsehiifL 


InternatfonaJrechtliche  Ergebnisse  der  JOngsten 
pan-amerikanischen  Konferenz. 

Ton  Tke*A»r  Vlvm»j«T, 

Auf  eine  im  Jahre  1900  yon  selten  der  United  Statas  of 
America  ergangene  Einladung  haben  vom  22.  Oktober  1901  bis 
31.  Januar  1902  in  der  Stadt  Mexiko  RegierungBrertreter 
Bftmtllcher  amerikanischer  Bepubliken*)  eine  Konferenz  ab- 
gehalten, welche  mit  Rücksicht  auf  die  im  Jahre  1889 — 1890  zu 
Washington  stattgehabte  erste  derartige  Konferenz  *)  offiziell 
als  „Segunda  conferencia  pan-americana'  bezeichnet  wurde. 

Die  Konferenz  war  bestimmt,  die  kulturellen  Gesamt- 
interessen  der  amerikanischen  Staaten  durch  panamerikanische 
Einrichtungen  und  entsprechende  KoQTentionen  zu  fCrdem. 
Die  Konferenz  hatte  sich  unter  anderem  za  befassen  mit  der 
Vorbereitung  der  Gründung  einer  panamerikanlBchen  Bank,  mit 
Eisenbahn-,  Zoll-  und  Handelspolitik,  Statistik,  Archäologie, 
Gesundhelts-  und  Armenwesen,  Geographie. 

Als  für  die  Leser  dieser  ZeitscJirift  bemerkenswertestes 
Ergebnis  des  Kongresses  Ist  aber  die  BeBchliersung  der  Entwürfe 
für  eine  Reihe  von  Konventionen  juriatischen  Inhaltes  hervor- 
zuheben, welche  zwar  auf  der  Konferenz  nicht  als  Staatsvertrftge 
zum  AbschluTs  gekommen,  aber  von  den  Begierungsvertretem 
der  beteiligten  Staaten  als  solchen  aeceptiert  und  onterzeichnet 


1)  Tendni^  Stuten  von  Amoikft,  AigeoÜnieii,  BolirU,  BiariUen, 
Cohnnblea ,  CoaUricft,  Chile,  Dominlcuüsche  Republik,  Ecuador,  Sttvador, 
ChMtemala,  BmIü,  Hondnru,  Mexiko,  Nicangns,  Puaguy,  Fem,  Draguy, 
TeoetaeU. 

2)  Vgl.  Bovoe  de  dioit  intemationsl  XXII  (1890}  S.  85. 

ZaltuhriA  t  InUrn.  ?rl*at-  n.  lUtmU.  BMht.    XIL  38 
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worden  sind.     Es  sind  zehn  Vertragseotwarfe  dieser  Art  zur 
Annahme  gelangt: 

1.  Vertrag  zum  Schutz  des  literarischen  und  konstlerisehen 
Urheberrechts  (16  Artikel). 

2.  Vertr^  hetrefFend  Ausarbeitung  eines  Kodex  des  Völker- 
rechts und  eines  solchen  des  internationalen  FriTatrechl« 
für  die  amerikanischen  Staaten  (5  Artikel). 

3.  Vertrag  betreffend  Schutz  von  Patenten,  Mustern,  Modellen 
und  Marken  (19  Artikel). 

4.  Vertrag  Qber  Auslieferung  von  Verbrechern  und  BekSoipfong 
des  Anarchismus  (15  Artikel). 

5.  Vertrag  betreffend  AusQhung  der  liberalen  Berufe  (7  Artikel). 

6.  Vertrag  betreffend  Einrichtung  des  internationalen  Bureaus 
der  araerikamschen  RepuUiken  (13  Artikel). 

7.  Vertrag  betreffend  die  Gfesundheitqtolizei  (7  Artik^). 

8.  Vertrag  betreffend  die  Rechte  der  Ausländer  (3  Artikd). 

9.  Vertraf;  Qber  die  scbiedsgerichUiche  Erledigung  v« 
SchadensM^tnaosprOchen  (4  Artikel). 

10.  Vertrag  aber  obligatorische  Anwendung  des  schiedsgeniätt- 
liden  Verfahrens  (22  Artikel). 

Die  VertrMer  von  Brasilien  und  von  Venezuela  haben 
siob  ab«*  aa  dei  Beschlufsfassung  aber  diese  Vertr&ge  fiber- 
hftupi  nickt  betmligt.  Der  Vertrag  zu  3  ist  vob  den  Vulr^en 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  oidrt  onter- 
zeichnet,  derjenige  zu  7  nicbt  von  den  Vertretern  Argentiniens 
lud  Paraguays,  derjenige  zu  8  nicht  von  den  VertretMn  der 
Vereinigten  Staaten  Amerikas,  Haitis,  Nicaraguas 
BDd  Paraguays.  Der  Vertrag  zu  10  ist  nur  lutenceichnet 
voa  den  Vertretern  der  Staaten  Argentinien,  Bolivia, 
St.  Domingo,  Gaatemala,  Salvador,  Mexiko,  Para- 
guay, Peru,  Uruguay. 

Die  Vertr&ge  sind  satumtlieh  in  dreifadiem  Text,  spanisch, 
englisch  und  franztaiseh  redigiert'). 


S)  Abgedruckt  in  Actes  7  docameotcw  de  U  Kgunda  oonfereoeU  pu- 
smeriesm.  Hezieo  IMS.  (Tipografim  de  i%  ofictna  tmpreaor»  de  firtimpilh») 
LII  nnd  832  Seüsn  giok  4".  —  Dun:  Segnndk  conftrend«  intwMeiwal 
HUieiiuuui.  Uexieo  1901 — 1909^  Orguiisaciiiii  de  h  oonferentü,  piujectw 
informea,  dictamenea,  debatea  j  rwoIncioneB.  VIU  und  S98  Seiten.  Vsifeo 
1902. 
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Die  Yertr&ge  sollen  für  die  Dauer  tob  fOnf  Jabren  gelt«». 
Nach  ffinf  Jahren  soll  eine  neue  Eonfereiu  fitattfindeo. 

Die  wichtigsten  der  beschlossenen  Bestimmungen  sind 
folgende : 

I.  Kodifikation  des  VölkerreehtB  und  des  inter- 
nationalen  Frivatreehts. 

Der  Vertrag  m  2.  bertimmt: 

Art  1.  Le  Secr^tair«  d'£tat  d«  ^to-Uab  ot  le>  M&datree  d«a  Bdpti- 
Ufqoes  AmArtenoe*,  accrädItAi  k  Wuhington  noRmeront  ime  Comnrädon  da 
enq  Janeoimltea  d'Amäiiqne  et  de  denx  Eoroptau,  de  r^pstation  ätabüe, 
qoi  se  ehaigen  d'orgmniier,  duia  l'bitervalle  de  I'actaellfl  ä  la  flitnre  Con- 
Mram,  et  dans  le  plna  bref  d^tai  poirible,  nn  Code  de  Dioit  Internatioul 
PobBo,  et  nn  »itre  Code  de  Droit  International  PtM,  qol  rdgiront  lee 
rdaliont  entn  Iw  Nations  d'AmMqne. 

Art  2,  Cee  Codes,  nne  fou  r£dig^,  la  Commladon  lea  fers  impiliner 
et  les  sonmettra  4  rappröcialion  de«  GenTememsita  iem  Nation  AmärieBineB, 
«fin  qa^li  fanent  les  obeerrations  qn'ila  jugeraient  eonrenaUea. 

Art  3.  Cee  obeerrations  ae  tronvant  ByBt&natiqDsinent  eoordonaiea, 
et  lea  Codea  itaat  re*ia^  eonform^ineQt  k  cell»-d,  par  la  Conuniaalon  qni 
lea  a  li^gtm,  eea  Codea  serost,  de  noorean,  BoomiB  aux  QoBremenMnta  (tei 
B^mtiBqnee  <f  Am^riqne,  afin  qne  eenx  qnl  le  jagest  convenable  lea  adop- 
tont,  aeit  Ion  de  la  procbaine  Confflrence  Internationale  Amdilc^e,  aoit  aa 
nwjen  de  tr^tä  directement  paaafa. 

Art.  4.  La  ConunMoB  ebargfa  de  bt  lädaetton  das  Codes,  lempBra  ms 
ftoctioaB  dans  la  O^ntale  EBepianne  oa  AaiMeune  qne  dUgnera  le  Coapa 
dtplonatique  antoriai  &  la  aomwer,  eosfiinnteieot  k  1*8111010  I. 

Lea  frais  antralnfa  par  oette  CoaTentioii,  leiont  eoaverta  pa>  lee  Oo»> 
Teraeaaenta  aignataires,  dans  la  fimne  et  dans  la  pvoportion  fixAas  poai  )e 
Bnean  International  actnel  des  BApvbUqties  AmMeainoe. 

IL  Internationales  Bureau  der  amerikanischen 
Republiken  zu  Washington. 

Der  Vertrag  zu  6.  bestimmt: 

Art  1.  Le  Bnrean  International  des  Bäpobliqoei  Am&ioainea  aen 
aova  la  Uroetion  d'nn  Cooaeil  Directif  conatitnä  par  lea  Repräaentanta  IKplo- 
matiqnca  de  tooa  lea  Goaremonients  des  ditee  Räpabliquea  accrädit^  aapr^ 
dn  GovTemement  dea  Etats-Dnis  d'Am^qne  et  par  le  Secrätaire  d'Etat  de 
cette  mBme  Nation,  qnl  eiercera  lea  fondiona  de  Pr^dent  dn  dit  Conadl 
Directif.  Celni-ci  tiendra  ose  aiance  oidiaaire  chaqae  moia,  k  l'exception  de 
Juln,  Jnillet  et  Aoflt,  et  tontea  lea  aäancea  extraordinairei  qne  conroqneiwt 
le  Pr^ddent,  de  aon  propn  moavement  oa  aor  la  demande  de  dem  membrea 
da  ConaeiL  La  pr^senee  de  einq  membree  dn  dit  Conaol  k  Tone  qneleonqne 
dos  a^ancea  ordinaires  on  extrAor^naireB  sttffin  ponr  qne  te  Conadl  pniaae 
fonetionnw  rdgnliirement  dans  tontea  lea  afiuiee  de  aa  campitenoe;  U  ponna 
r  Im  commissiona  qn^  eatimendt  oonreuablea. 

Art  5.    Le  Bnrean  sera  antoiiBJ   k  correepondre,  par  l'ei 
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npi^aentanti  diploauitiqaM  i  Waahiugtou,  arec  Im  direnea  bmicfaeH  da 
Pouvoir  Eiöentif  des  diffi&ientea  lUpabUqnes  Amäric^nei,  et  il  dem  tounür 
Im  TesMignemeiita  qn'il  posB^eiwt  on  poomit  obtenir  k  celle  deadites  Bd- 
publiqnea  qai  en  fenit  1&  demuide.  CeUe>-d  conviennent  de  proenrer  u 
Bniean  en  tout  ce  qni  aenit  poeaible,  lei  lenaeignenwiite  qn'il  soUidtenit, 
et  da  lui  enroyer  opportanäment  denx  exemplairea  de  leim  pablieatiom 
ofGciellea,  qni  «eront  conaerrie  dana  Ift  bibliothique  du  BinewL  EUea  coo- 
TienDBiit  snan  da  fonniir  «u  dit  Bnieaa  tona  renaeigiiemaila  qni  aeiaient 
demand^  pai  aon  IXreotcai. 

Art  6.  Le  Bnreaa  pnbliera  an  Bulletin  menaael  qtd  den«  6tie  impriaid 
en  eepagnol,  anglida,  portogsis  et  fnuig«ii,  etuemble  oa  adpaiteent,  et  qd 
contieudra  des  Infbrmationa  atatiatiqDea,  eommerciales  et  aar  la  lägialation, 
o&«nt  nn  iut^rtt  apteial  ponr  lea  babitanta  dee  difiSrentee  R^pabliquea.  Le 
Bnrean  pubUera  ägalement  lea  brocbnrea,  cartea  gäeognpbiqnea  od  topo' 
gnphiqnea,  et  tont  oe  qne,  le  Jugeant  canvenabla,  le  Conaeil  Dinctif  Int 
oidonnerut 

III.  Schiedsgerichte. 

a)  Der  Vertrag  zu  9.  bestimmt: 

Art.  1«.  Lea  üUutea  ParÜM  Contnctantee  a'obligent  ii  aoniDetln  i 
I'arbiäage,  tontea  lea  r^amationa  poor  dommages  et  pertea  pdcnniairea,  qtd 
seraieiit  piiaeiitäefl  par  leors  nationanx  reapectiä  et  qni  ue  ponnaieot  8tra 
reglöea  k  Taaiiable,  par  la  voie  diplonuttique,  poorru  qne  lea  ditea  räolamatioDi 
•oient  nnfliiinamflnt  importantee  ponr  jnati£er  lea  frala  de  Tarbibige. 

Art.  2*.  £n  vertu  de  la  facnltä  qne  leconnait  l'artide  26  de  la  Gou' 
rention  de  la  Haje,  poor  le  riglement  padfiqne  dea  conflita  internatioaaBi, 
lea  Hantea  Parties  Contiaotantee  ooBTiennent  de  aonmettra  i  la  deeiMon 
de  la  Conr  Permanente  d' Arbitrage  qae  la  dita  ConTention  6tablit,  toatea 
lee  contfOTersea  qni  fönt  rot^jet  du  prdsent  tntit^  k  moina  qne  lea  dem 
PaitieB  ne  prefärent  qn'il  aoit  OTganisä  nne  jnridietian  apödale  conformemeiit 
A  l'artide  21  de  la  CouTantion  präcitäe. 

Dana  te  caa  oA  ellea  a'adneaeraient  k  la  Coor  Pennanente  de  I«  Haje, 
lea  Hantea  Partiea  Contraetantea  accepteut  lea  präoeptei  de  la  Conventioa 
pr^täe,  en  ce  qni  i  tnüt  k  l'organiaation  da  Tribanal  Arbitral  Ji  la  pne£- 
dnie  4  aalTre  et  k  robligation  d'execater  la  aentence. 

Art.  3*.  Le  priaent  Traitj  ne  aera  obligatoiie  qne  ponr  lea  Etato  qni 
anraient  tiga&  la  Conreotion  poor  le  r^lemeat  paci£qae  dea  eonflHa  inter- 
nationaux ,  Kga6  k  La  Haye  le  29  Jnillet  1899  et  ponr  cenx  qni  ratifieitdeat 
le  Protocele  adoptä  i  IWanimit^  par  lea  Bdpnbliqnea  repriaentiea  k  la 
Secoade  Coofirence  Internationale  Amärlcaine,  poor  l'adh^on  aoz  Con- 
rentiona  de  la  Ha^e. 

Art.  4*.  Biponrnn  motif  qneleonqne  la  Coor  de  La  Haye  ne  a'oanait 
paa  k  l'nne  on  4  plnaienra  dea  Hantea  Partiea  Contraetantea,  ellea  a'obligoit 
k  consigner  dan«  an  tiaitä  apäcial  tes  riglea  d'aprds  letqadlea  aera  ffM  el 
foDCtioiinera  la  Tribunal  qai  devia  connaltre  dea  qaeationa  aaiqnellea  le 
läire  l'artide  1°  da  pr&tent  Tiait& 
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b)  Der  Vertrag  zu  10.  bestimint: 

Art  I.  Les  flantra  PartieB  Contnctantea  g'obligent  t  KHunettre  k 
l'aitHtnge  tona  Im  litiges  qni  exigtenC  od  existeront  «otre  eÜM  et  qni  ne 
poomient  m  rösondra  par  la  voie  diplomatique  daiu  le  cai  oft,  toiTaat 
rappr^datioii  d"!!!!«  den  natioiu  Intärew^,  lea  dita  conflit*  n'aflecter^ent 
vi  l'iudäpendanc«  ni  llioimeiir  national. 

Alt  2.  Lei  litigea  qai  ooncenient  lea  privilfeg««  diplomatiqnee,  lea 
limitM,  les  droita  de  narigation  et  lear  validiÜ,  l'interprätation  et  l'accom* 
plüwment  dea  tniUB,  ne  aeront  paa  oonaldäräa  eomme  compromettaat  Tindö- 
pADdanu  et  fbonneur  nationaiis. 

Art  3.  En  vertD  de  la  facnltä  reconnoe  dana  l'article  26  de  la  Con* 
vention  poor  le  räglement  pacifiqne  dea  conflita  inteniationaiiz ,  Agai  i  Im 
Haje  le  29  JniUet  1899,  lea  Haatoa  Partiea  Contractaatee  ont  eonvena  d« 
aonmettre  k  U  dMaion  de  la  Conr  Pennanente  d'Arbitrage  ätablie  par  ladite 
CMtTention,  tona  lee  eonfiita  auqnela  ae  rapporte  le  priaent  Traitä,  k  motu 
qne  l'nne  dea  Partie«  präföre  qu'nne  jnridiction  apöciäle  »olt  stabile. 

£b  eaa  de  mcoura  i,  la  Coni  Permanente  de  La  Haje,  lee  Hantei 
Fartiee  Contractantee  aeceptent  lee  condttion«  de  la  aoadite  CoDTentioa 
nlatiree  tant  k  l'orgmniaation  dn  Tiibnnal  Aibitnl  qn'k  U  proo^dure  qnll 
&at  j  obeerrer, 

Art,  4.  Dana  le  caa  o& ,  poui  nn  motif  qaeloonque,  on  ötabliiait  nne 
jnri^ction  speciale,  seit  paroeqne  ttinn  le  dätire  l'nne  dea  Partiea,  aoit  parceqne 
la  Conr  Pennanente  de  La  Heye  ne  aerut  paa  oaverte  ponr  ellee,  ea  aignant 
le  eompromis  lea  Parties  indiqiuront  la  voie  k  aniTre.  Le  Tiibnnal  dMer- 
minera  la  date,  le  lien  de  aea  aeanona,  la  laagne  dont  il  «era  &it  Tiaage;  et 
il  aeia  k  tont  ^Tentoalitä  inreati  de  la  &cnltä  de  räaondre  tootea  loa  qneationa 
relativee  k  aa  propre  jnridiction  et  anaai  eellea  qni  ae  rappartent  k  la  pro- 
cAdme  anr  lee  pointa  non  prävna  dana  le  compromis. 

Art.  5.  8i  en  o^aniaant  la  jnridiation  apiciale ,  lee  Hontet  Paitiee 
ContiaetantM  n'ätaient  paa  d'aceoid  anr  le  choix  de  l'arbitre  le  tribnnal 
eerait  toimi  de  troia  Jngea. 

Chaqae  £tat  nommera  nn  erbitte,  et  oenz-d  d^gneront  le  tioiaiänie. 
S'Qa  ne  penrmt  ae  mettre  d'aocord  mr  ee  choli,  lee  arbitiea  nommfa  per 
lea  Partiea  dteigneiont  le  Chef  d'nn  troiaiäme  £tat  qal  nommen  le  tiem- 
«rtntre. 

K  ellee  ne  penrent  a'eotendie  anr  le  ohoiz  d'on  Chef  d'^tat,  ebaqee 
Partie  dMgneia  nne  Pniaaanee  diffiiente,  et  l'äleotion  du  troiaiöme  arUtre 
eera  Ute  par  lea  deuz  Poiaeancee  ainn  dMgnöee. 

Art  6.  Lee  Hantea  Pidaaaneea  üontroctaiitei,  en  eaa  de  diaaentiment 
gnve,  on  de  oonflit  entre  denx  on  plneienra  d'entre  ellee,  qni  reode  U  gnene^ 
imnüncote',  couviennent  d'aToir  reeoan,  «n  tant  qne  lea  ciroonataneea  le 
pemiettront,  an  bona  offioea  an  &  la  mödiation  d'nne  on  de  pinaienn  Pole* 
sancce  amiea. 

Art.  7.  Indipendammeat  de  ce  recoma',  lea  Hantea  Pniaaaneea  Con- 
traetantee  jngent  ntile  qa'nae  on  plnrienn  Pniaaancee,  ^tnuigteee  an  eoafiit, 
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oSrant  Bpontanänent,  co  taut  qne  Im  diMnitHieM  a^  pMont,  Imn  bou 
Offices  oa  lenr  mUlfttioa,  tax  ^tata  eo  Utigs. 

Le  droit  d'offib  lea  bona  ofiScw  ou  U  mUIatioii  Mpptiüaat  auz  Pn»- 
■aneea  ätraugöres  ma  conflit,  meme  pendsnt  I«  totut  itm  hootiliUa. 

L'escroice  do  ce  droit  na  pent  junmii  fitre  coadderä  pu  Tims  oa  Vtatn 
du  Putles  en  titige  comme  an  acle  pen  amicml. 

Art.  8.  Le  ifile  da  mädiatenr  coniiate  k  condlier  let  präenHou 
oppoaJM  et  k  ftpalset  tea  leeaeatimeata  qid  penroit  a'ttra  prodnita  entre  lea 
äata  en  conflit 

Art.  9.  Lea  fonctioiu  dn  mAdUtenr  ceaaent  du  moment  o&  il  eat  con- 
Btati,  seit  pftr  rone  des  Parties  en  litige,  aoit  par  le  midüteor  loi-mBaie  qne 
lea  mojrenB  de  concSUtian  propoa^a  paj  In!  ne  aont  pea  eocept^ 

Art.  10.  Lee  bona  ofGces  et  la  mädUtion,  eolt  tat  le  reconia  dei  Partiaa 
en  eouflit,  aolt  aar  l'initiatlTe  dee  Pnlaaancea  dtnngAtea  an  oonflit,  ont  ei- 
clnnTement,  le  cainct^  de  conaeil  et  u'ont  jamaia  foree  obligatoire. 

Art.  11.  L'aoceptation  de  la  midiation  ne  peot  arolr  poor  efiet,  aanf 
Convention  contraire,  d'interroinpre,  de  letarder,  en  d'entiaTer  la  moUUMtioo 
et  antiea  meaDree  pr^paratoires  k  la  gnerre. 

Si  eile  inteiTieat  aprta  l'onTertnre  dea  hoatilit^,  eile  n'inteirompt  pa*, 
aanf  conrention  eontiali«,  lea  op^ratioiia  ntUitaiiea  en  conta. 

Art  12.  En  caa  de  diffÜiend  grave,  qoi  menace  de  oompromettie  la 
paix,  et  dana  le  cae  ob  lee  Puiaaaucea  int&eat^  ne  poomient  ae  iMttte 
d'acoord  ponr  choiair  oa  accepter  comme  tn^dlatiice  ane  Paiaaance  amie^  il 
eat  recommandä  anz  ^tata  en  confiit  le  ehoii  d'wM  Pnitaanoe  deeign^  par 
l'antre  Nation  liil^iiiiiilii.  afin  de  piävenir  la  raptme  dea  rtiationa  paeifiqnaa. 

Pendant  la  dui^  de  oe  mandat,  dont  lea  teimea,  aauf  atipnlatkm  cea- 
tialre,  ne  pent  ezcMer  trente  joan,  lea  Etats  en  Utige  ceasent  toat  rapport 
direct  aa  aqet  da  con6it,  leqael  eat  conaid^rä  comme  difirt  eicluüreaMBt 
was.  Pniaaancee  mädiatricea. 

Si  lea  Pniaaancea  amlea  B'aniTent  k  obtmlr,  d'nn  common  aceoid,  mie 
aolntion  acceptable  ponr  cellea  qoi  aont  en  conflit,  elles  en  chcrfdraient  ime 
troiaiime,  k  laqaelle  aerait  eonfiäe  la  mödiation. 

Gette  trobi&me  Pnisaance,  en  cas  de  raptnre  effeetire  dea  rätationa  päd- 
fiqnea,  auia  en  tont  tempg  la  miaäon  de  profiter  de  toate  occanon  pow 
läablir  la  p^z. 

Art.  13.  Dana  lea  iitigea  d'ordre  inteniational  prOTenant  dWe  direi- 
gence  d'appr^dation  anr  dea  polnta  defait,  leaB^pnbliqnei  aignataireejogait 
ntile  qae  lee  Partiea  qoi  n'anntient  pn  «e  mettre  d'accord  par  la  roie  diplo- 
matiqae  inatitnent,  en  tant  qne  lea  eiiconataneee  le  pennettront,  ose  Ctnnmlirion 
faitenstlonale  d'enqnhe  ehaigfa  de  faeilHar  la  aolntion  de  titigca  eo  Mair- 
daaant  par  nn  eiaroen  impaitial  et  eenadeBdeiu  lea  qnealione  de  £dt 

Art.  14.  Lea  CommiaeionB  Intemationalee  d'Enqnfite  aont  conatitnjei 
pu  Convention  apäüale  entre  lee  Parües  en  llUge.  La  Convention  ptMaen 
lea  Mts  k  exanüner,  l'^tendne  dee  ponvoira  dea  commiaaairea,  et  eile  Tagten 
la  'procUnre  qne  ceoz-d  doirent  ettivre.  L'Enqnate  anra  liei  eontradietobe- 
ment    £a  fbnoe  et  lee  d&mi»  i,  obeerrei,  en  but  qnlla  ne  ioat  paa  Srii 
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pti  iK  OoBvnlioti  d'Eoqntta,  Mst  dMmindi  pu  (a  Ctamlirim  eDs- 
ntae. 

All   15.    L«   r iiMiinii   IntonstloMlw  d'&qatt«  Mroat  fimiait 

«of  ittpolattDii  eoDtraii«,  de  U  Mtue  muiMn  cpw  1«  IXboBKl  d'AibMng*. 

Alt  18.  Lm  PniMUiMB  «n  litige  i'aag^ant  4  foandr  4  k  Oonmiinoii 
liilwiiaUiwl»  d'&tqstt«,  du»  la  phu  laigemmm  qa'dlnjDgnoBtpONUkto, 
tovt  Im  moyen»  et  toutes  Im  bdÜtfe  dAcmmItm  poor  1«  i  hiimImmiiiih  «on- 
pHte  et  l'KpprMatfon  «laetn  d«  &ita  an  qaeathm. 

Art  17.  Le«  CcnamMoiu  KW-iiMBtiDiiii^M  m  Uaitcnnit  i  1»  rediereh« 
de  Ift  T^riM  MT  In  ptrinta  de  fUt,  mu  teietti«  d'aatrM  ^tprfcütioM  qne 
call  es  d'on  euvetfae  abMlament  teohnlqne. 

Alt  18.  La  CoimiiiMian  Intenutioiial«  d'EnqoM«  prtwntor»  nx 
PoinuteM  qoi  rotit  eonstitote,  100  nppoit  ligai  par  tona  Im  mmbrn  da 
Ib  ComimwioB.  Oe  npport,  limlt^  ä  U  cantatation  d«  fkits  b^  nnllMoant 
le  cvaetfa«  d«  wntenee  ubitnle.  U  IkIim  am  FalwncM  ea  litig«  ma 
Vbati  eotiän  poui  la  Baite  i  doniiR  A  eatta  caostatatioii. 

Art  19.  La  codbIjUiUuu  dea  Commlaafoiia  d'Eaqntt«  poana  arolr  lien 
dam  le  comprotni«  relatif  4  Tarbitrage  comme  proe^dtm  präalable,  afin  de 
fiiei  lee  faita  qm  dcHTent  aernr  de  baae  an  jugement 

Art.  20.  Le  präsent  Trait^  ne  changa  rien  i  cenx  qn!  eiictent  däjjt 
eatre  denx  on  plnaiean  dM  Partie«  Contcactant»  en  taut  qn'ili  donu«nt 
ane  plna  grande  extengion  k  l'arbitiage  obligatoiie. 

n  ne  nnlli£e  pas,  non  plni,  lea  sttpnlatloi»  anr  rarbitnge  leUtlra  k 
dM  qnertioiis  ddtennmÖM  actaellrane&t  pendanti,  pu  pitu  qn'il  n'altiie  lea 
pcoeMnrM  arUtialM  en  com*  k  l'occa^n  dm  qneetiona. 

Dem  Vertrage  ist  folgendes  Protokoll  beigefügt: 

Art.  1.  La  BApnbliqnea  AmMcalnee  repräaent^ee  dana  la  Confännee 
IntamatiDnala  du  Heziqne,  non  mgoatairee  des  troU  Conventions  signiM  k 
Ia  Haye  le  29  Jnillet  1899,  reconnaiaeent  lea  prindpes  qui  7  sont  eonaign^ 
comme  ftisant  partie  dn  Droit  Public  Intemationftl  Ämiricain. 

Art.  2.  L'adhMon,  en  ce  qat  tonobe  Im  ConventionB  qni  ont  le  eaiaetäre 
de  lOnrertes,!  nne  fola  ratifiöes  par  le  Oonrenianent  respectif,  Mra  eommO' 
niqn^  par  csnz-ci  et  par  la  voie  diplomatique  an  Oonrcmement  des  Pajs- 
Bm  poDT  en  appliqner  lee  effets. 

Art.  3.  Etant  donnÖ  qn'il  est  d'no  notoire  avantage  gtoiral  qne  les 
diffirouls  ponr  leaqnela  il  Mt  convenn  qne  la  aolnUon  soit  aoomiae  k  la 
jnridiction  d*nn  Tribnnal  d'nne  importance  anasi  grande  comme  fest  la  Conr 
d'Arbitiaga  de  La  Ha^a,  et  anad  qne  Im  Nations  AmäiicainM  non  tignatdres 
de  la  Convention  qne  cetle  inatitntioD  bienUaante  crte,  pnlasent  7  aroir 
leeonn  en  faisant  naage  d'nn  droit  reconua  et  acoeptä;  prenint,  en  ploa,  en 
eouidäaüon  l'of&e  dM  GooTentementa  des  Etats  ünis  d'Amririqne  et  des 
Etats  Üni«  dn  Heiiqne,  la  Conference  cbaige  Im  dita  OonTemements  dn 
baTaU  de  tnüt«r  arec  Im  anttM  PnistancM  rignatalra  de  la  Conrention 
ponr  le  Kaglement  padSqne  dea  conflita  iotemationanx ,  de  l'adbiaion  des 
Nationa  AmdiieainM  non  aignatairM  de  la  mCme  ConrentioD,  qai  le  dUreralent. 
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c)  Bur  la  traBsportatioD, 

d)  sur  la  procödure  sommaire, 

e)  sur  les  rösultats  de  Tapplication  de  la  eondamnatioD 
eonditionnelle  daas  divers  paya. 

I.  Die  Rede  des  JuBtizministers  Muravjew  eröfiiiete  den 
Eongretb.  Der  Juetizminister  warf  einen  ROckblick  auf  die 
gesamte  Entwickeluog  der  EriminalpoUtik ,  verweilte  ins- 
besondere bei  dem  Gegensatz  der  sog.  klassischen  Schule  einer- 
seits, der  sozioI<^schen  und  anthropologischen  Schulen  andrer- 
seits, und  schrieb  der  internationalen  kriminalistischen  Yer- 
einigimg,  die  zwar  keine  offizielle  Sanktion  besitze,  deren 
moralische  Bedeutung  aber  doch  so  grol^  sei,  dal^  die  Gesetz- 
gebung aller  Länder  damit  rechnen  mttsse,  eine  Vermittlerrolle 
zu').  For  die  russische  Regierung  seien  die  Arbeiten  des  Eon* 
grosses  umso  wertvoller,  als  Uul^land  augenblieklidi  mit  einer 
Revidon  des  Strafrechtes  beschäftigt  sei:  Die  VerOffiBnUichmig 
eines  neuen  Strafgesetzbuches  Stehe  unmittelbar  IwTor,  don 
eonseil  d'£tat  sei  das  Projekt  einer  Reform  des  StTafrerÜahnma 
vorgelegt  und  im  Pcenitenziarsystem  plane  man  ebenfalls  wieht^ 
Änderungen. 

Die  AosfOhrungen  des  JustiEministers  Ober  das  Weeea  der 
internationalen    kriminalistischen   Vereinigung   worden   passend 


2)  Dftisit  weüt  deT  Jtutismiiiiater  dem  Kongrclk  Ae  Stollnng  >■,  die 
Bmautt  in  MiBem  künlieh  in  ia  B«nie  g<ii6ral  da  droit  interaBtiaiMl  er- 
«diienflaen  Ao&Kti:  „La  tnite  dea  blaoehei  et  la  coBfirene«  d«  Pam* 
folgeadarni^Mii  eh&nkterisiert :  „Oa  campiend  qae,  duu  ime  Cooffrence 
piivöe  00  mixte  ne  derant  Kboalir  qa'ji  dei  roenx  oo  des  r^BolDtioiie,  on 
pent  Kgiter  et  emayer  de  r^BOtidre  des  probUmea  de  tonte  nptee,  d'otdn 
tBteiiiBtioii«V  on  mSme  purement  natiotMil;  Ue'agitdvB'Aolairer  anttiMtl«iDent 
■nr  dee  ^neiHoni  qoi  M  prtaentent  plm  ou  mcnna  analognei  das>  Ift  plnpait 
du  j»y*  et  qne  chac«a  truwbe  amiite  comme  bon  Ini  lemble  dsui  U  pÜni- 
tnde  de  m  souToniaetä.  Pu  eiemple,  U  jr  a  nne  Union  internationale  de 
droit  pdnal,  un  Congiim  pänitentiaire  p&iodiqne  dont  ne  M  dMnt^ieMvt 
nnllement  lee  goavementente,  pane  qn'iti  troarent  des  renarignemsita  pri- 
eienx  dans  lenn  ddUb^rations  et  leim  rricolationi,  mMi  la  plvpart  de«  quetiotM 
trait^  tont  nationalei  en  ee  eens  qne  lear  nhitloa  «et  exehnwnent  da 
reasort  dei  antorit^  d'ou  pv/a  d^termini.  Cbaqoe  paTi  b&tit  ee*  priKn» 
comme  U  Ini  plait;  il  admet  tellea  röglee  pour  rinatmction  criminelle  oa  lei 
«MUngMante;  e'il  e'approprie  lei  r^aolutione  d'oa  Congrte,  c'eit  paree  qa'ü 
lee  jage  boniMe  an  ellee-mteee,  ce  u'eet  poiat  paroe  qo'U  a'eet  tt^agd  k  la 
wüvre". 
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erglut  dnich  Profeesar  v.  LisEt ,  der  an  Stelle  des  dun^  Oe- 

sundheitsrOcksichten  verhinderten  Prftsidenten  der  Vereinigong, 
Professor  Frinti  (Brtnel),  dem  jQHtizminister  fDr  seine  warmen 
BegrQfsuBgsworte  dankte,  t.  Liszt  wies  auf  den  §  1  der  Satrangen 
hin:  .L'union  internationale  de  droit  p£nal  eatime  qne  lacrimi- 
oalitä,  d'nne  part,  et  les  moyens  de  latter  contre  eile,  d'antre 
purt,  doivent  £tre  eaviaagös  ansä  bien  au  paint  de  vae  anthro- 
pologiqae  et  aoeiolc^que  qu'aa  point  de  Tne  juridiqoe.  Son  bat 
est  l'ötode  scieatifiqne  de  la  criminallt^,  de  ses  causes  et  des 
moyeos  propres  i  la  combattre,"  and  entwickelte  die  Tragweite 
dieses  Bekenntnisses,  dabei  auf  die  sozialen  Faktoren  besonderes 
Gewicht  legend. 

Waren  diese  Worte  mehr  ,räflexioii8  supplämentairea'  ss 
den  AasfQbmngen  des  Justizministers,  so  hielt  t.  läszt  am 
ScUoase  der  Tagung  des  KiHigresses  eine  Programmrede  grofeea 
Stils.  Der  Verfasser  des  Berichtes  in  der  Mfiacheaer  Allg. 
Zeitung  sagt  tod  diesem  Vortrage:  „Wer  irgendwie  mit  der 
Gmndfrage  der  auf  dem  Gebiete  das  Verbrechens  einschligigea 
Kausalit&ten  steh  beschäftigt,  wird  die  geistvollen  AnsfUhruagen 
V.  Liszts,  die  hoffentlich  baldigst  als  firoschOre  veröffenUicht 
werden,  zu  Rate  ziehen  mQBsea,"  Es  mangelt  an  Raum,  wttrde 
auch  ein  schiefes  Bild  von  diesem  Vortrage  geben,  wollte  ich 
ihn  hier  auszugsweise  wiedergeben.  Ich  mufs  mich  darauf  be- 
schr&nkeo,  die  Thesen  zu  bringen,  die  v.  Liszt  am  Schlosse  seines 
Vortrages  zur  Kenntnis  des  Kongresses  brachte: 

gl.  Die  Vereinigung  soll  mehr  als  bisher  sich  des  §  1  ihrer 
Statuten  erinnern  und  die  Ursachen  der  Kriminalität  eribischea. 

2.  Im  sozialen  Leben  seibat  und  in  den  normalen  Funktionen 
der  sozialen  Gruppen  liegen  die  letzten  Ursachen  der  Krimi- 
naUUt. 

3.  Die  Kriminalität  unserer  Tage  unterscheidet  sich  von 
jener  der  froheren  Zeit  durch  zwei  ebarakteristische  ZOge:  die 
Kriminalität  der  Proletarier  und  die  Kriminalität  der  Neu- 
rastheniker. 

4.  Das  Proletariat  der  grölten  Städte  und  die  Znnahnte  der 
Nearaatheniker  erklärt  sich  ans  der  industriellen  Entwiekelnng 
und  dem  mehr  und  mehr  gesteigerten  Wettkampf  des  inter- 
nationalen Huidels. 

5.  Die  industrielle  und  kommerzielle  Entwichelung,  die  der 
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Gesetzgeber  niclit  Terbindem  kann,  stellt  ihm  eine  doppelte 
Aufgabe: 

a)  jene  zu  onterstotzen ,  welebe  der  Kampf  onis  Leben  tu 
Ternichten  drobt, 

b)  aas  der  Gesellschaft  ohne  Schir&che,  aber  auch  ohne 
Hftrte  jene  auBznscbeiden,  welche  er  nicht  mehr  retten  kann. 

6.  Die  Gesamtheit  der  hiernach  gebotenen  erzieherischen 
und  der  die  Ausscheidung  bewirkenden  Maf^nabmen  bildet  das 
zukonftige  System  der  kriminellen  PraxiB,  deren  System  das 
letzte  Ziel  und  die  Existenzberechtigung  unserer  Vereinigung 
darstellt" 

Garrauds  Vortrag  zerfiel  in  einen  historischen  und  dog- 
matischen Teil.  Aus  dem  ersteren  interessierte  besonders  die 
Begründung  der  Antithese,  dal^  es  sich  im  18.  Jahrhundert  um 
eine  Revolution  gegen  den  Richter  zu  Gunsten  des  Gesetzes, 
im  19.  Jahrhundert  dagegen  um  eine  solche  gegen  das  Gesetz 
zu  Gunsten  des  Richters  gehandelt  habe.  In  dem  dogmatischen 
Teil  stellte  Qarraud  folgende  Leits&tze  als  den  Angelpunkt  der 
modernen  kriminalpolitischen  Bewegung  auf;  1.  Ersetzung  des 
objektiven  durch  den  subjektiven  Gesichtspunkt;  2,  die  StraEe 
ist  nur  eine  und  not^  dazu  die  am  wenigsten  wirksame  der  znr 
Bekampfong  der  Kriminalität  anzuwendenden  Mafsnahmeo; 
3.  die  Strafe  bezweckt  nicht  Vergeltung  sondern  soziale  Wehr. 

In  seinem  „L'incamation  demiöre  de  l'idöe  pönale"  betitelten 
Vortrage  ftlbrte  van  Hamel  nach  eingehender  Widerlegung  der 
Grundsätze  der  Vergeltungstheorie  die  Berechtigung  des 
„principe  öducatif  der  modernen  Richtung  auf  die  soziale  Soli- 
darität zurttck. 

II.  Die  Beratungen  des  Kongresses  über  die  erste  Frage  sind 
deswegen  von  Bedeutung,  weil  die  erste  Frage  eine  der  grund- 
legenden Fragen  der  Reform  des  materiellea  Strafrecbtes  bildet. 
Die  Vereinigung  und  besonders  die  einzelnen  Landesgruppen  hatten 
sich  schon  seit  l&ngerer  Zeit  mit  dem  Problem  der  Erfolgs- 
baftung  beschäftigt  Es  wurde  daher  kein  umfassendes  Referat 
gegeben.  Vielmehr  erhielten  zunächst  Vertreter  der  einzelnen 
Landesgruppen  das  Wort,  um  die  Stellungnahme  der  letzteren 
zu  dieser  fVage  darzulegen. 

V.  Mayr  (München)  berichtete,  daA  die  deutsche  Landes- 
gmppe  sieb  bereite  fillber  mit  der  Qualifizierung  gewisser  Delikte 
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mit  KDckaicht  auf  die  Gestaltung  des  Erfolges  beschfiftigt  habe 
und  diese  als  unzulässig  betrachte.  Die  Frage  des  Versuchs 
habe  die  in  diesem  Frühjahr  in  Bremen  stattgefundene  Versamm- 
lung der  deutschen  Landesgruppe  der  Vereinigung  eingehend  be- 
Bch&ftigt  und  auf  das  Referat  von  H.  Seuffert  (Bonn)  bio  zu 
folgenden  Beschlossen  geführt:  ,1.  die  Aufnahme  einer  Versucbs- 
definition  ist  wQnschenswert;  2.  diese  Definition  hat  sich  von  dem 
Oberlieferten  „Anfang  der  Ausfohrung"  freizumachen;  3.  der 
Versuch  ist  nur  in  den  Fällen  strafbar,  in  welchen  das  Gesetz  dieses 
bestimmt;  4.  die  Strafbarkeit  des  Versuches  ist  grundsätzlich 
dieselbe  wie  bei  der  Vollendung,  vorbehaltlich  einer  zu  be- 
grenzenden richterlichen  ErmäfBigungsbefugnis;  5.  bei  Veraucbs- 
reae  tritt  Straflosigkeit  ein  für  denjenigen,  der  sie  bethlltigt  hat." 
Was  die  Teilnahme  anbetreSie,  so  habe  sich  die  Landesgrappe 
diese  Frage  zur  Erörterung  auf  dar  nächsten  Landesversammlung 
vorbehalten. 

Garraud  stimmte  den  Beschlossen  der  deutschen  Landea- 
gruppe  namens  der  französischen  bei. 

Besonders  weitgehend  waren  die  Forderungen,  die  van 
Hamel  aufstellte  und  die  er  in  den  auf  dem  Eongrefs  verteilten 
Drucksachen  in  folgenden  Sätzen  niedergelegt  hat:  „....le 
droit  pdnal  ne  se  dirige  pas  contre  les  ddlits  mais 
eontre  les  dölinquants.  En  d'autres  termes:  „le  criminel 
n'est  pas  puni  parce  qu'il  est  responsable  de  tel  acte  et  de  tolles 
suites  de  cet  acte,  mais  parce  qu'il  est  criminel  et  parce  que 
tel  acte  l'a  r6y6l6  comme  tel.  Le  fondement  de  la  peine  —  oa 
plutöt  de  la  mesure  repressive  appropri^e  —  n'est  pas  la  reepon- 
sabilitö  du  däliquant  pour  tel  ou  tel  ävänement.  L'acte  criminel 
n'est  pas  le  fait  probibö  qui  märite  Tintervention  du  droit 
päoali  mais  la  condition  jnridique,  par  laquelle  cette  Inter- 
vention est  dötermin^e.  Le  choix  de  la  mesure  appropri^e 
aa  cas  special  n'est  pas  dtitermin^  par  la  valeur  morale  et 
sociale  de  i'acte,  mais  par  la  valeur  morale  et  sociale  de  Tindi- 
vidu." 

Ihm  gegenober  betonte  der  Vertreter  der  kroatischen  Gruppe, 
Professor  Silovicz  (Agram),  dal^  nicht  nur  auf  den  Thfiter,  sondern 
auch  auf  die  Tfaat  ROcksicht  zu  nehmen  sei,  damit  man  nicht 
den  Boden  der  Justiz  verlasse  und  auf  den  der  Vorbeagungs- 
pollzei  hinDbergerate.   Es  war  recht  bezeichnend,  dada  gerade 
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seinen  Worten  ein  lebhafter  Beifall  gexoUt  wurde,  eta  BeiblL 
der  ersichtlieh  nicht  nar  der  Person  sondern  der  von  ihm  ver- 
tretecen  ÄuffaBsung  galt. 

Ganz  auf  dem  rechten  Flflgel  steht  die  msaiscbe  GrT^fle, 
als  deren  Veilreter  Nabokow  (St.  Petersburg)  zu  Worte  lün. 
Übrigens  hatte  andi  der  JustizministOT  in  seiner  ErOffimagsedc 
vor  einer  allzo  einseitigen  Betonnng  der  pejchiachen  HoaMDte 
gow&mt. 

Auch  in  der  sieh  an  diese  Berichte  anschlielEendeB  allge- 
meinen DiskuBsion  bekannten  sich  die  Russen  Wulfert  vnd 
Zakreweki  zu  reaktionären  Anschaanngen.  Ihnen  sekundiwte 
eifrig  Professor  Lamande  (Paris). 

In  der  BeaehluMasBung  beschrftnkte  sich  der  Kongreb  auf 
zwei  Punkte ,  die  qualifizierten  Delikte  und  die  Teilnahme  nnit 
nahm  folgende  Resolutionen  an: 

nl.  In  Ansehung  der  Folgen  seiner  Handlungen  irt  der 
Thftter  nur  insoTeit  strafbar,  als  ei  diese  Folgen  vonasgesehen 
hat  oder  vorhersehen  konnte; 

2.  Das  Gesetz  muTs  sieb  von  jeder  doktrinftrai  XJateraeheidung 
zwischen  den  Teilnehmem  an  demselben  Verbrechen  freünacbeo 
und  sich  darauf  besehrinken,  die  Modalitftten  der  Teilnahme, 
welche  es  als  solche  ansieht,  anzugeben." 

III.  Die  Beratungen  aber  die  zweite  Frage  bildeten  un- 
streitig den  Höbepunkt  der  Thatigkeit  des  Keiqiresses.  Bendts 
der  VIII.  Kongrefs  der  Vereinigung  hatte  sich  mit  der  Befwu 
des  Vorrerfahrens  beschäftigt,  man  war  aber  damals  nicht  zu 
einer  bestimmten  Stellungnahme  gelangt  Der  Petersbui^r 
EoQgrefs  war  glücklicher,  denn  es  konnten  folgende  Resolutionen 
zur  Abstimmung  gebracht  und  angenommen  werden: 

,1.  Die  Grundlage  der  Reformen  im  Vorverfahren  ist  die 
Trennung  der  potizfölichen  und  richterlichen  Befogniase  in  V«r- 
binduDg  mit  der  DurcbfQhrung  des  kontradiktorischen  Verfahrens; 

2.  Der  vollständig  verantwortliche  öfifenüiche  Ankläger  ist 
mit  allen  Befugnissen  der  gerichtlichen  Polizei  auszustatten,  jedoch 
unter  der  Kontrolle  des  Richters." 

Dieses  Resultat  ist  umso  bedeutungsvoller,  als  bis  jetil 
nicht  nur  die  Anschauungeai  der  einzelnen  nationalen  Gruppes 
auseinandei^ngeo,  soodem  auch  innerhalb  der  einzelne  nationales 
Gruppen  eine  Einigung  nicht  erzielt  worden  war.    Typisch  waren 
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iB  Aieeer  Beziebang  die  VerhaDdlangen  der  dieqftbrigea  Ter- 
Sammlung  der  deutschen  Gruppe  über  d&aaelbe  Thema,  deroi 
BegfttiveB  ErgebDiB  Landgerichtsrat  KalemiuD  (Braunschveig) 
mitteilteL  Der  Eauptgruad  dieser  bisherigen  Uneinigkeit  1i^ 
darin ,  date  die  Frage  naeh  der  Reform  des  Vorrerfehreis  eine 
ITuahl  TOD  Fragen  in  sieh  sehlieiM,  die  jede  for  ach  einer 
besonderen  Verhandlung  wttrdig  w&ren,  und  dafs  die  meisten 
dar  XU  dieser  Frage  an  Wort  kommenden  Kriminalisten  sich 
Dicht  auf  eiuelne  grsndl^enuie  IMneipien  beaehränken,  soDdera 
jedn  gewisBermafben  seiae  Lieblingäfrage  aufgreift  and  an 
eigenes  System  präsentiert. 

Aach  die  Debatte  des  Petersburger  Kongresses  zeigte  dieees 
Gepr&ge. 

(Segen  die  Beform  des  Verfahrens  überhaupt  sprachen  sich 
der  Professor  Tanoviceano  (Rnm&nien),  Gerichtspräsident  Engten 
(Holland)  und  Professor  Groft  (Österreich)  aus. 

Für  eine  Beform  erklärten  sich  besonders  nachdrücklich 
Professor  Garraud,  Kammergerichtsrat  Kronecker  (Berlin)  nnd 
Professor  Mittermaier  (Bern). 

Der  Englander  Howard  Vincent,  Oberst  und  Parlaments- 
mitglied, schilderte  das  englische  System.  Gegen  dessen  Ein- 
fOhnnig  auf  dem  Kontinent  sprach  sich  der  Vizedirektor  im 
Justizministerium  t.  Schtseheglowitow  aus,  seinerseits,  vie  ebeo- 
foUs  der  Russe  SUosberg,  ein  vermittelndes  System,  in  Anlehnung 
an  den  belgischen  Gesetzentwurf  von  1901,  vorschlagend. 

Die  Vortrage  der  franz&sischea  Mitglieder  drehten  sich 
hauptsächlich  am  die  Resultate  des  französischen  Gesetzes  von 
1897.  Feailloley,  früherer  Staatsanwalt,  halt  seine  Vorzüge  für 
flberwiegeiuL  Albaoel,  Untersuchungsrichter  in  Paris,  betrachtet 
es  nur  als  eine  erste  Etappe  auf  dem  Wege  zur  Einführung 
des  vollständigen  kontradiktoriseben  Verfahrens.  Auf  dem 
Rieben  Standpunkt  steht  Professor  Berthälemj.  Auch  er  befür- 
wortet die  Einfübrong  des  kontradiktorischen  Princips.  Professor 
Cauvi^re  ist  dagegen  ein  entschiedener  Gegner  des  Gesetzes 
von  1897. 

Am  weitesten  von  dem  eigentlichen  Thema,  der  Technik 
des  Vorverfahrens,  entfernten  sich  der  Belgier  Francart,  der 
mcte*  im  allgemeinen  Ober  die  steigende  Kriminalität  klagte. 
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und  der  Schweizer  Forel,  der  eine  Reihe  von  Gesichtspanktm 
irrenArzÜichen  Charakters  hervorhob. 

Schon  dieser  kurze  Überblick  über  die  DisknssioD  genügt, 
am  zu  ze^n,  welche  Menge  verschiedener  Fragen  anfgevorfen 
wurde.  Umso  weiser  war  es,  unter  Fahrung  besonders  von 
Eronecker  und  Garraud,  nur  Ober  einige  allgemeine  Sätze  eine 
Beschlufsfassung  herbeizuführen. 

IV.  a.  Die  Nachmittagsützung  des  zweiten  Verhandlongs- 
tages  war  der  Frage  der  Fürsorge  gewidmet.  Bewahrte  Arbeiter 
auf  diesem  Gtebiete  kamen  zu  Wort:  Professor  BerthSlemj, 
Untersuchungsrichter  Albanel,  Generalsekretär  Rivi6re  (FarisX 
sowie  der  Moskauer  Feldstein  und  Francart  (Belgien).  Besonders 
interessierten  die  wannen  Worte  Berth^lemys,  der  in  der  Fdrsoi^ 
nicht  blofs  eine  Pflicht  der  Barmherzigkeit,  sondern  eine  Pflicht 
der  Justiz  erblickte,  welche  einer  Sanktion  in  der  positiven 
Gesetzgebung  bedürfe.  Er  stellte  folgende  Leitsätze  auf:  1.  Die 
Administration  and  die  private  Wohlthätigkeit  müssen  Hand  in 
Hand  gehen;  2.  Die  Fürsorge  muTs  in  Handlungen  nicht  in 
Almosen  bestehen;  3.  Die  Fürsorge  mui^  mögliebst  individuell 
sein. 

b.  Es  war  nur  zu  natürlich,  daTs  sieh  die  Vereinigung  mit 
der  aktuellen  Frage  des  sog.  trotte  des  hlatuAes  befafste  und 
daCs  bei  der  Beratung  über  diesen  Gegenstand  die  Beschlüsse 
der  Pariser  Konferenz  den  Ausgangspunkt  bildeten.  Die  Stellong- 
nahme  des  Kongresses  zu  dieser  Frage  ergiebt  sich  einmal  aas 
folgender  Resolution: 

„Der  Kongrefg  schliefst  sich  den  von  der  Pariser  Konferenz 
angenommenen,  legislativen,  administrativen  and  polizeilichen 
Maßregeln  vollständig  an", 
und  femer  aus  dem  umstand,  dafs  die  Beschlufsfassung  Ober 
eine  zweite,  vom  Berichterstatter  FeuiUoley  vorgeschlagene,  auf 
dem  Artikel  A  des  projet  de  protocole  de  cldture  der  Pariser 
confärence  fuikende  Resolution  des  Inhaltes:  „Der  Eongrelb  ist 
der  Ansicht,  dafs  sehen  die  blofse  Thatsaehe  der  Verführung 
erwachsener  Frauen  zur  Prostitution  in  juristischer  and  1e^ 
lativer  Hinsieht  die  Züge  eines  strafbaren  VerbrecfaeoB  an  sich 
trägt",  trotz  der  lebhaften  Unterstützung  von  Seiten  v.  Hayrs 
verschoben  wurde. 

c  Über  die  Transportation  berichtete  Salomon  (Rulbhuid). 
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Seioe  AusfQhruDgen  gipfelten  in  dem  Vorschlag  der  Beseitigung 
der  Transportation  und  Ersetzung  derselben  durch  VerbüCsnng 
von  Freiheitsstrafen  in  KorrektionBgeft,ngni88en. 

d.  Auch  die  wichtige  Frage  des  summarischeD  Verfahrens 
beschäftigte  den  Eongrefs,  ohne  dafs  es  auf  die  Vorträge  von 
Scbtscheglowitow  (St  Petersburg),  und  Referendar  Eatzenstein 
(Hannover)  zu  Beschlüssen  gekommen  wäre. 

e.  Sagegen  fafste  der  Eongrefs  auf  die  Referate  von  v.  Liszt, 
Fiontkowski  (Rufsland)  und  Francart  (Belgien)  aber  das  Institut 
der  bedingten  Verurteilung  folgende  von  v.  Liszt  vorgeschlagene 
Resolution : 

„Der  Eongrefs  fährt  fort,  die  Zweckmäfsigkeit  der  hediogten 
Verurteilung  zu  betonen,  und  erklärt  zugleich,  dafs  er  das 
System  des  durch  den  Richter  bewilligten  Strafaufschubes  jenem 
der  Zubilligung  durch  die  Verwaltung  vorziehe." 


ZcitMhrift  r.  inUni.  PriTit-  n.  Offtntl.  lUeht.  XII. 


Der  Kongrefb  des  Comit6  Marttiine  lirternatfonal 
in  Hamburg. 

Ton  Dr.  jni.  H«lMrt«k  FlMke  in  Bremen. 

Das  im  Jahre  1897  in  Brüssel  gegrOndete  Comitö  Maritime 
International  verfolgt  den  Zweck  der  intemationaleD  Einigong 
des  (privaten)  Seerechts  und  damit  der  Beseitigung  der  Mi^ 
stAnde,  die  sich  durch  die  zum  Teil  grundsätzliche  Verschieden- 
heit der  Seegesetzgebungen  ftlr  den  internationalen  Handels- 
verkehr und  den  maritimen  Kredit  ergeben.  An  das  Comit^ 
gliedern  sich  nationale  Zweigrereine  ^)  an,  deren  jeder  zunächst 
vom  Standpunkte  seines  Landesrechtes  die  Opportunität  der  Tor- 
geschlagenen  Reformen  untersucht;  alljfLhrlicli  stattfindende 
Konferenzen  sftmtlieher  Einzelgruppen  streben  sodann  eine 
Einigung  der  in  „Bapports"  vorher  einander  mitgeteilten  An- 
sichten an. 

An  die  vier  ersten  Konferenzen  (BrOssel  1897,  Antwerpen 
1896,  London  1899,  Paris  1900)  reihte  sich  als  fOnfte  die  in 
Hamburg  vom  25.  bis  27.  September  1902  stattgehabte  Konferenz. 

Die  Beteiligung  war  eine  sehr  lebhafte ;  in  dem  ger&amigen 
Sitzungssaale  der  Patriotischen  Gesellschaft  an  der  TrostbrOcke 
versammelten  sich  namhafte  Vertreter  der  interessierten  Kreise, 
Staatsmftnner  und  Kaufleute,  Reeder,  Assekuradeure,  praktische 
Juristen  und  Theoretiker. 

Nach  Eröffnung  der  Konferenz  durch  Herrn  Le  Jeune  (Ant- 
werpen) begrßlMe  Herr  BOrgenneister  Dr.  MOnckeberg  die 
Versammlung  im  Namen  der  freien  and  Hansestadt  Hamburg 

1)  Biahet  in  England,  Fnmkrdch,  I>eiitMhluid,yer«uiigt«  Staaten,  Italkn. 
Belgien,  Schweden-Norw^en,  Holland,  Dinemaric,  Japan  und  öaterrcieh. 
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mit  herzlichen  Worten.  Als  ein  glUckverheirsendea  Omen,  so 
bat  er  am  Schlüsse  seiner  Ansprache,  möge  es  betrachtet  TTerden, 
dars  bereits  einmal  in  Hamburg,  bei  Beratung  des  deutschen 
HandelBgesetzbuches,  eine  Einigung  auf  aeerechtlichem  —  damals 
allerdings  national  begrenztem  —  Gebiete  erzielt  worden  sei. 

Nachdem  der  Vorsitzende  und  die  führenden  Vertreter  der 
fremden  Nationen  (Sir  Walter  Phillimore-London ,  Mr.  de  Val- 
roger-Paris,  Mr.  Wheeler-New-York ,  Duc  de  Mirelli-Neapel, 
Rahusen-Holland,  Platou-Shandinavien,  GollennanD  Fest-Ungarn, 
Cato-Japan)  Worte  des  Dankes  ausgesprochen  hatten,  wurde  zur 
Wahl  des  Bureaus  geschritten  und  Herr  OberlandeEgerichts- 
pr&sident  Dr.  Sieveking  zum  Präeidenten  der  Vereammlang 
gewählt. 

Sodann  gelangte  als  erster  Punkt  der  Tagesordnung  zur 
Besprechung : 

.Entwurf  eines  Vertrages,  betreffend  einheitliches  Becht  über 
ZusammeaBto[b  von  Schiffen  und  Ober  HUlfeleistung  in  Seenot* 

Das  Comitä  Maritime  hat  gleich  bei  Beginn  seiner  Thätig- 
keit  diese  Materien  („Vabordage  et  Vassistance")  als  diejenigen, 
bei  denen  sich  der  Übelstand  der  Venchiedenheit  der  Seegesetze 
in  empfindlichster  Weise  geltend  macht,  in  Angriff  genommen 
und  auf  der  letzten  Konferenz,  in  Paris,  eine  Sonderkommission 
(Vorsitzender  Lord  Chief  Justice  of  England,  Lord  Alverstone) 
beauftragt,  auf  Grund  der  bisherigen  Beschlüsse  die  als  mafs- 
gebend  anerkannten  Grundsätze  in  einem  avant-projet  zu  fixieren. 

Dieser  Vertrageentwurf  lag  nunmehr  der  Konferenz  zur 
Genehmigung  vor. 

Er  zerfällt  in  zwei  Teile. 

Der  erste  Teil,  die  SchilfokoUisioDen  betreffend ,  enthält 
Bestimmongen  über  folgende  Fragen: 

L  Wie  sollen  Kollisionen  rechtlich  behandelt  werden,  die 
entstanden  sind? 

1.  durch  Zufall  und  höhere  (}ewalt? 

2.  auf  Grund  unbekannt  gebliebener  Ursachen? 

3.  durch  einseitiges  Verschulden  eines  Schiffes? 

4.  gemeinsames  Verschulden  der  Beteiligten? 

5.  durch  Verschulden  eines  Zwangslotsen  ? 

6.  durch  Verschulden  eines  Schleppers? 

II.  Wie  hoch  soll  der  zu  leistende  Schadensersatz  sein? 
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III.  Welche  Bedeutung  soll  den  bisher  als  erforderlich  be- 
obachteten Förmlichkeiten,  Protesten  u.  s.  v.  zuerkannt  werden? 

IV.  Wann  verj&hren  Ansprache  aus  Kollisionen? 

V.  Soll  eine  gegenseitige  Verpflichtung  zur  Halfeleistung 
bei  Eollisionea  bestehen? 

Der  zweite  Teil  des  avant-projet  behandelt  die  Grund- 
sätze, die  for  alle  Nationen  gleichmäfBig  gelten  sollen  bei 
Bergung  und  HUlfeleistung  in  Seenot,  und  regelt  die  Voraus- 
setzungen von  Ersatz-  und  Lohnansprachen. 

Als  erster  Bedner  kritisiert  Dr.  Gatschow'),  Sekretfir  der 
Handelskammer  zu  Hamburg  und  des  Vereins  Hamburger  Reeder 
den  Entwurf.  Seine  Ausfahrungen  richten  sich  gegen  den  ersten 
Teil  desselben,  aber  den  er  bittet,  vorläufig  noch  keinen  Beschlul^ 
zu  fassen.  Er  empfindet  es  als  einen  erheblichen  Mangel  des 
Entwurfes,  dafs  derselbe  keine  näheren  Vorschriften  aber  den 
Umfang  der  Haftung  des  Reeders  enthält;  ohne  Aufnahme  einer 
ganz  bestimmt  präcisierten  Normierung  dessen,  womit  und  wie- 
weit der  Reeder  haften  solle,  sei  die  ganze  Arbeit  ohne  prak- 
tischen Wert;  man  solle  daher  zunächst  dieses  ins  Auge  fassen. 

Herr  Dr.  Gatschow  fahrte  dann  des  näheren  seine  bereits 
in  einer  1902  zu  Hamburg  erschienenen  Broschare  „Die  Beseitigung 
der  Haftung  des  Reeders  für  Kollisionsschäden*  niedergelegte 
Ansicht  aus,  eine  Beschränkung  der  Reederhaftuog  sei  unsinnig 
und  antiquiert,  sie  stehe  mit  dem  modernen  Recht  nicht  im 
Einklang  und  lasse  sich  weder  durch  juristische  noch  durch 
praktische  Erwägungen  begründen.  Der  Reeder  masse,  genau 
so  wie  andere  Leute,  haften  nach  dem  allgemeinen  Princip  des 
§  831  B.  G.  B.s:  „wer  einen  Anderen  zu  einer  Verrichtung 
bestellt,  ist  zum  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet,  den  der  Andere 
in  Ausfahrung  der  Verrichtung  einem  Dritten  widerrechtlich 
zufagt.  Die  Ersatzpflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Gesch&fts- 
herr  bei  der  Auswahl  der  bestellten  Person  die  im  Verkehr 
erforderliche  Sorgfalt  beobachtet"  .  .  .  Den  Reeder  aufser- 
halb  des  allgemeinen  Rechtes  setzen,  ihm  eine  Sonderstellung 
einräumen,  sei  gamicht  erforderlich,  denn  einerseits  sei  hent- 


2)  Anmeiknnf;  der  Redaktion.  Vgl.  übei  nnd  gegen  die  von  den 
Vwtreteni  der  Reederei-Interetaen  gemachten  Tenuche,  du  Comitd  diMsn 
Intenuen  daaeitig  dienstbar  za  machen,  auch:  Boytru  in  der  Zeitecbrift  für 
die  geeamte  Vandcheningiwitsenachaft,  E^ncnngeheft  znm  4.  HeA  1902. 
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zutage  alles  Terstchert  und  unter  den  Assekuradeuren  gleiche 
sich  durch  Easko  und  Kargo-Versicherung  die  Sache  aus,  und 
andererseits  treibe  Pflichtgefühl,  Furcht  vor  Strafe  u.  s.  w.  den 
Schiffer  zur  Beobachtung  strengster  Sorgfalt  an.  Der  praktische 
Vorteil  der  Beseitigung  der  Reederhaftung  aber  liege  in  der 
Beseitigung  der  Kollisionsprozesse  und  damit  der  Verringerung 
der  Kosten  fOr  Beeder  und  Assekuradeure. 

Wenngleich  die  Ausführungen  des  Herrn  Dr.  G&tschov  nicht 
recht  eigentlich  zur  „Tagesordnung"  gehörten,  wurde  dennoch 
beschlossen,  in  die  Debatte  darüber  einzutreten,  da  die  Existenz- 
berechtigung d^  avant-^ojet  entfallen  müsse ,  wenn  die  Ansicht 
des  Vorredners  keiner  Opposition  begegne. 

Die  Opposition  liefs  nicht  auf  sich  warten. 

Es  traten  Herrn  Dr.  GQtschow  entgegen  die  Herren  Präsident 
Dr.  Sieveking,  Mr.  Grey  Hill,  Sir  John  Glover,  Pro- 
fessor Lyon-Gagn,  Mr.  Augier  und  Mr.  Clunet,  aus  deren 
Ausfßbrungen  sich  die  Unvereinbarkeit  der  Idee  Dr.  GQtschows 
mit  den  Anschauungen  sämtlicher  in  Frage  kommenden 
Kationen  ergab.  Die  vorgebrachten  Gegenargumente  waren  an- 
nähernd die  gleichen.  Es  solle,  so  lauteten  sie  zusammengefaM, 
nicht  bezweifelt  werden,  dafs  principiell  betrachtet,  die  Haftung 
des  Beeders  dem  Grundsatz  des  §  831  B.  G.  B.s  untergeordnet 
werden  könne;  allein  gewichtige  Erwägungen  sprächen  für  den 
seit  Altersher  bestehenden  Rechtszustand.  Das  Schiff  sei  ein 
„ geßlhrliches  Werkzeug",  darum  sei  bei  allen  Nationen  eine 
Haftung  dafOr  vorhanden.  Eine  Anwendung  des  §  831  B.  G.  B.s 
auf  den  Reeder  werde  —  was  Dr.  Gtttschow  ja  auch  be- 
zwecke —  eine  Haftung  des  Reeders  illusorisch  machen, 
denn  der  Umstand  allein,  einen  mit  Patent  versehenen  Schiffer  an- 
gestellt zu  haben,  sichere  dem  Beeder  a  priori  den  Beweis,  die 
erforderliche  Sorgfalt  bei  der  Auswahl  angewandt  zu  haben.  Eine 
solche  Beseitigung  der  Haftung  aber  werde  bei  dem  Bestreben 
unserer  Zeit,  möglichst  rasch  zu  fahren  „neue  Records  zu  erzielen", 
einen  heülosen  Zustand  schaffen.  Und  die  dadurch  hervorgerufene 
Gefährdung  von  Gut  und  —  was  besonders  bemerkenswert  sei  — 
Blut  lasse  sich  nicht  beseitigen  durch  das  Vertrauen  auf  das 
PflichtgefOhl  des  Schiffers.  Die  Sorgfalt  der  Navigienmg  werde 
zweifellos  vermindert,  wenn  die  Haftung  des  Reeders  in  Wegfall 
gerate.    DemgegeaOber  falle  der  Umstand,  daTs  eventuell  die 
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Zahl  der  Prozesse  Bich  venniadem  verde,  und  dafs  lieutzat&ge 
alles  versichert  sei,  sich  auch  unter  den  Assekuradearen  —  was 
zu  bezweifeln  sei  —  die  Sache  ausgleiche,  nicht  ins  Gevicht. 

Der  Antrag  wurde  abgelehnt. 

Es  wurde  darauf  mit  der  eigeotlicheo  Beratung  des  Vertrags- 
entwurfes begonnen.  Da,  wie  bereits  erwähnt,  aber  die  Gmnd- 
Bfttze  desselben  schon  in  den  früheren  Konferenzen  im  gror&en 
und  ganzen  eine  Einigung  erzielt  war,  so  handelte  es  sich  bei 
dieser  Beratung  mehr  um  die  Besprechung  formeller  als  materieller 
Einwendungen,  gleichsam  um  eine  dritte  Lesung  gefa&ter  Reso- 
lutionen. 

Der  erste  Teil  des  avant-prcjet  wurde  am  26.  September  1902 
in  folgender  Fassung  genehmigt. 

Bntvaif  elnea  Vertrages  betretend  ein  elnheiÜlohM  Beoht  Qber 
Zua&mmenstola  von  Sohiffon. 

Art.  1.  Die  hoben  Tertragschliefsenden  Teile,  von  dem  Wnnsche  be- 
seelt, die  Ansbildniig  einee  emheitlichen  Seeiechts  in  fSrdern,  werden  die 
notwendigen  Schritte  erfi^ifea,  die]  in  dem  nachfolgenden  Vertrage  niedw- 
gelegten  Grandaätze,  betreffend  die  BearteiliiDg  aller  Recbtstreite,  welche 
mit  Bezog  anf  einen  Zneunmeiutorfl  zwischen  Seeachiffen  oder  zwiiehai 
einem  Seeachiffe  aod  einem  BiunenachiSie  nach  dem  Zeitpunkt  der  Ans- 
«echslung  der  Ratifikationen  Tor  ihren  betreffeoden  BehCrden  and  Qerichtcn 
werden  anhängig  gemacht  werden,  in  ihre  GeMtzgefamigen  ünznfflbren. 

Art  2.  let  der  Znaammenatofa  durch  Zofail  oder  höhere  Gkwalt  herbö- 
gefDhrt,  K  tragen  die  Beteiligten  den  TOn  ihnen  erlittenen  Schaden,  olme 
dafa  ihnen  wegen  deaaelben  ein  Ersatxanqjracb  ziistehl. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Ursachen  des  Znsammenstolses  zwufelhaft  rind. 

Diese  B^eht  gelten  anch  in  dem  Falle,  wenn  eines  der  Schiffig  nr 
Anker  Ug. 

Art  3.  Ist  der  Zusammenstols  dnrcb  nnseitigeB  Verschulden  herbä- 
gefUhrt,  so  werden  alle  Scbftden  von  dem  Schiffe  geti«gra,  aof  dessen  Seita 
das  Venchnldoi  liegt 

Art.  4.  Im  Falle  gemeinsamen  Verschuldens  verteilt  üch  die  Ver- 
antwortlichkeit jedes  Schiffes  nach  dem  Grade  eeinee  Verschuldens. 

Alle  Schäden  —  sowohl  die,  welche  den  Schiffen,  als  Bach  die,  welche 
ihren  lAdnngen,  Schiffibeeabuugen  oder  Passagieren  zugefügt  worden  nnd  — 
werden  in  demselben  Verhältnis  zwischen  den  Schiffen  verteilt  Eine  Solidai- 
haftung  findet  nicht  statt 

Wird  ein  Schiff  auf  Gnmd  des  Frachtrertrages  in  Anopmch  genommen, 
to  kann  es  sich  von  der  nach  dem  Vertrage  ihm  obliegenden  Verantwortlich- 
krit  insoweit  befreien,  als  es  das  Veischnldeu  des  andern  Schiffes  and  dtssen 
Grad  nachwdst 
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Alt  5.  Ist  im  Falle  dea  ZuaUDmenitobei  von  Bdüfini  SehsdensenatB 
m  Idsten,  w  wiid  dar  volle  Schaden  esaetat  Iiubeaondere  werden  snr 
Höhe  dee  wirklich  eilittenen  Schadens  enetit:  der  Betrag  der  durch  den 
Znaammenatorfl  Temmchten  Schilden,  die  den  beichttdigten  Penonen  ent- 
gangenen Glewlnne  nnd  der  atu  Ztitverlnot  dem  Schiffe  erwaehMne  Schaden. 

Alt  B.  Der  Qnutand,  dafa  der  ZoeammeoBtoIe  durch  das  Venohnlden 
eines  Zwangslotaen  herbeigefUhrt  worden  iat,  beeinttKchtigt  die  dorch  die 
Beetiininiuifren  dieses  Vertragen  begrfindete  Verantwortlichkeit  des  Schiffes 

Art  7.  Ein  gesehlepptea  Seenchiff  ist  Dritten  für  den  Schaden  Ter> 
antwortlich,  welcher  ane  einem  durch  das  Venwbnlden  des  in  sdnem  Diemat 
stehenden  SchleppsohiSee  Temnachten  Zosammenstols  entsteht  Der  Bflek- 
griff  dee  geschleppten  Schiffes  gegen  das  Schleppschiff  anf  Qnmd  dei 
SchleppTertrages  wird  durch  diese  Verantwortlichkeit  nicht  berflhrt  Aolser- 
dem  iat  das  Schleppschiff  den  Beschädigten  nach  Mafagabe  der  in  den  vor- 
stehenden Artikeln  aoageaprochenen  Ornndatttze  tJir  »ein  Venchnlden  un- 
mittelbar Terantw  ortlich  —  demselben  liegt  aber  keine  Solidarität  &x  daa 
Verachnlden  dea  geachleppten  Schiffes  ob. 

Art  8.  AnllMr  E^ft  treten  alle  Beatinunongen,  welche  die  Anaprüohe 
ans  ZnaammenatSben  von  edaem  Protest  oder  von  beaonderen  Förmlichkeiten 
abhSngig  machen. 

Art  9.  Die  Klagen  ana  Znsammenatötaen  ve^Khren  in  iwei  Jahren 
nach  dem  Zosanuneutofs.  Für  die  Gmnd^tze  betreffend  ^e  Unterbrechung 
dieeer  Ve^ftbnng  sind  die  Qesetae  der  Einzelstaaten  malsgebend. 

Hie  durch  Erhebung  eines  Anspruches  ahsdien  dea  Schiffers  für  seine 
Baederd  berbugefUrte  Unterbrechung  der  Ve^Bhmng  wirkt  zu  Onnsten 
aller  an  dem  von  ihm  geführten  Schiffe  Bet^ligten. 

Art.  10.  Schiffe,  welche  nuammengestolaen  sind,  haben  einander,  so- 
weit die  UmatAnde  es  gestatten,  H91fe  zu  leisten. 

Die  ana  einer  ZuwiderhsDdiimg  gegen  diese  Vorschrift  sich  ergebenden 
Stnffolgen  werden  von  den  Gesetzen  der  Eänselstaaten  bestimmt 

Der  Reeder  ist  fUr  «n  Zuwiderhandeln  des  Schiffers  oder  der  Sehlfb- 
besatsnng  gegen  diese  Vorschrift  nicht  verantwortlich.  Eine  Vermutung  fUr 
das  Verschulden  an  dem  Zosammenstob  wird  hinmchtlieh  der  Schadeuserestz- 
pfllcht  durch  das  Unterlasaen  der  HQUeleistnng  nicht  begründet 

Art  II.  Unter  der  in  den  vonteheuden  Bestimmungen  erwähnten 
Verantwortlichkdt  des  Schiffes  ist  diqenige  Verantwortlichkeit,  sei  e«  des 
Beeders,  sei  es  anderer  Personen,  zu  verstehen,  welche  nach  den  Gesetzen 
jedes  I^nzelstaates  hinsichtlich  des  Verschuldens  des  Schiffers,  der  ächi&- 
of&üere,  der  tlannschaft  oder  sonstigen  Angeetellteu  in  Fällen  des  Znsammen- 
ttobea  besteht 

Hieran  wurde  der  Beschlnla  gefsTst:  „Der  Kongrefs  bestätigt  die  in 
Bezug  anf  die  Verantwortliohkdt  des  Beeders  für  Kollisionen  zu  London 
und  Paris  gefalsten  Beaolntioiien  und  beauftragt  eine  Romminion,  diesen 
Beaolutionan  die  Form  eines  Vertragsentwurfes  au  gelten,  der  auf  der  nächsten 
Konferanz  vomilegen  ist." 
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Art  IZ.  ZiMammwiaWrw  swiaehen  KiiegsBctuffen  nnd  KMattabrttiaiääBn 
nnteili^eD  dieaem  Vertnige  nnr  iiuoweit,  als  naeh  den  Cleaetsen  jedea  Eiiuel* 
Staates  in  dieaer  Hinsicht  töne  Venutirortlichkeit  besteht 

Art  13.  Die  G&ltigkeit  dieses  Vertrages  ist  zatlieh  nicht  bt^reoit, 
jedoch  ist  jeder  der  TertragachlieCaenden  Teile  mr  Kündignag  desselben  be- 
rechtigt —  Mit  Ablauf  eines  Jahres  nach  Hittcilang  an  die  anderen  Teile 
treten  die  Wirknngen  der  KUndignag  an.  WAhrend  dieaer  Zwt  aniikngig 
gemachte  Bechtstnate  bleiben  dem  Vertrage  nnterworfen.  Zviseheo  da 
Teilen,  welche  nicht  gekSndigt  haben,  bleibt  der  Vertrag  in  voller  GQitigkäi 

Art  14.    Der  gegenirKrtige  Vertrag  tritt  mit  der  lUtifikation  in  Knft. 

IKe  Ratifikationen  werden  sjAtestena  am 

ausgewechselt  werden. 

Von  dieson  Zeitpunkt  ab  liitt  der  Vertrag  zwiacben  den  Hftchtea, 
welche  die  Batifikationen  antgewechselt  haben,  in  Kraft. 

Der  Bdtritt  jeder  Macht,  welche  nicht  an  den  Signatainnfichtoi  gebBft, 

so  dem  Vortrage,  wird  der  Regienmfr  von 

mitgeteilt  nnd  Ton  dieser  lunnen  tinm  Frist  Ton 

mr  KennfaÜB  der  hohen  Tertragachliebenden  Teile  getoseht  werden. 

In  der  Konferenz  hat  eine  Umänderung  nur  der  Artikel  1 
erfahren.     Derselbe   lautete  in   ursprtlnglicher  Fassung:    .Die 

hohen  vertragschliefBenden  Teile 

werden  die  Beurteilung 

den  Grundsätzen  unterordnen,  welche  in  diesem 
Vertrage  ausgesprochen  sind." 

Auf  Antrag  Carvers  (London)  wurde  die  Fassung  wie  folgt 
geändert:  „Die  hohen  u.  s.  w.  .  .  .  werden  die  notwendigen 
Schritte  ergreifen  (take  sfeps)  u.  s.  w.  . . .'  Die  Änderuug  er- 
folgte mit  RQchsicht  darauf,  dafs  die  vertragscbliefsendeD 
Teile  nicht  in  der  Lage  sind,  ohne  weiteres  die  Beurteilung 
aller  Rechtsstreite  u.  s.  w.  den  Grundsätzen  unt«rzuordneD, 
welche  u.  s.  w.,  sondern  dafs  sie  sich  nur  verpflichten  können, 
sich  bei  ihren  Parlamenten  um  Einfahrung  der  betreffenden 
Grundsätze  in  ihre  heimischen  Gesetzgebungen  zu  bemohen. 

In  der  Kacbmittagssitzung  vom  26.  September  schritt  man 
zur  Beratung  des  Teiles  II  des  Vertragsentwurfes.  Er  wurde 
genehmigt  in  folgender  Form: 

Bntworf  ttnaa  Tertrages  betreffbnd  ein  einheitUohes  Baoht  Ober 
HlllfelelstuiiB  in  Seenot. 
Art  1.  IMe  hohen  TertragschlieTseDdeu  Tmle,  von  dem  Wimaehe  be- 
seelt, die  Aosbildnng  einea  einhdtlichen  Seereohla  m  fSrdeni ,  werdoi  ifie 
notwendigen  Schritte  ergreifen,  die  in  dem  nachfolgenden  Vertrage  nieder- 
gelegten Grtmdtfttze,  betreffend  die  Beart^ong  aller  Bechtatreite,  wdebe 
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mit  Bezng  &nf  die  Bergung  eines  Seeechiffes  oder  die  ihm  geleistete  Hülfe 
nash  dem  Zeitpunkt  der  Aoswecheliuig  der  Ratifikationen  vor  ihren  be- 
tnffeoden  Behörden  nnd  Qericbten  werden  anbitDgig  gemaeht  werden,  in 
ihre  GSesetzgebangea  eänzofUhren*). 

Art  2.  Hülfe,  welche  räiem  in  Qefahr  befindlichen  Schiffe  oder  Ladung 
mit  Erfolg  geleistet  wird,  begründet  einen  Anspruch  auf  angemessene  Be- 
lohnnng.  Jeder  geeetzgeberiseha  Unterschied  zwischen  Bergung  und  Httlfe- 
leiatnng  ist  aufgehoben*). 

Art  8.  Nicht«  wird  geecholdet,  wenn  die  geleistete  HQIfe  ohne  nfita- 
lichea  Ergebnis  bleibt.  In  keinem  Falle  darf  die  zu  zahlende  Summe  dm 
Wert  der  geretteten  Sachen  übersteigen. 

Art  4.  Penooen,  welche  sich  an  der  Hölfeleistitng  gegen  das  ana- 
dittckliche  Verbot  des  EHibrers  des  Schiffes,  dem  Hülfe  geleistet  worden  ist, 
betrügen,  haben  keinen  Ansprach  anf  Schadeosersati  oder  Belobnnog. 

Art  5.  £3n  Schlepper  bat  anf  Belohnung  für  die  H&ifeldetnng,  welche 
er  dem  von  ihm  geschleppten  Schiffe  gewährt,  nur  dann  Anspruch,  wenn 
er  Ansnahmedienete  gelüatet  bat,  welche  als  Erfüllung  des  Schlepprertiages 
nicht  angeaehen  weiden  können. 

Art  6.  Der  Lotse  nnd  die  Besatzung  des  in  Gefahr  befindliehen 
Schifies  haben  f^  ihre  Uenstleistongen ,  sollten  dieselben  auch  aulser- 
ordentlicher  Art  sein,  keinen  Anspruch  anf  Belohnung,  so  lange  dieselben 
als  unter  die  Grenzen  ihrer  Anstellongsveitrftge  fallend  angesehen  weiden 
kSnnen. 

Art  7.  In  Ennangelong  etnee  zwischen  den  Betdligten  abgeschlossenen 
Tvbindlichen  Vertngea  wird  die  Belohnung  tou  den  Enstttndigen  Ver- 
waltungsbehörden oder  Gerichten  feetgesetzt  Dabei  kommen  insbesondere 
in  Anschlag:  die  Bemühungen  nnd  der  Eifer  der  Hülfeleistenden,  die  Gefahr, 
welebe  dem  geretteten  SchiSe  nnd  seiner  Ladnng  und  dem  hDlfeletgtenden 
SelüSe  und  den  bDlfeleialenden  Personen  gedroht  hat  und  der  ernelte  Erfolg, 
in  swenter  Linie  der  Wert  der  in  Gefahr  befindlich  gewesenen  Sachen. 

Die  sustfiBdige  Behörde  hat  in  könem  Falle  die  Belobnnng  anf  eine 
beetimmte  Qnote  der  geretteten  Sachen  oder  ihres  Weites  festausetzen. 

Art  8.  Jeder  Vertrag,  welcher  TOn  den  der  GeEkhr  Ausgeaetaten  im 
Angeweht  der  Gefahr  zu  dem  Zweck  ^er  Feettetzang  der  Belohnung  ab- 
geschlossen wird,  unterliegt  der  richterlichen  Abändemng,  wenn  der  Bichter 
die  Abmachung  als  —  sei  es  fSr  den  einen,  sei  es  tUi  den  anderen  Teil  — 
det  KUigkdt  nlcbt  entsprechend  eraebtet'). 


3)  Uraprfinglich  lautete  die  f^ssnng  gleich  der  ursprünglichen  dea 
Aztikel  1  dea  Vertragientwurfea  L 

4)  In  der  alten  Fassung  standen  Unter  den  Worten  „begrflndet  dnen 
Anspruch  anf  noch  die  Worte  „Ersatz  der  Kosten  nnd  SchUdea".  Sie 
wmden  aber  ala  nicht  klar  uod  deplaciert  gestrieben.  Eine  aiangonlUiM  B«- 
etimmung  wurde  Artikel  7  angefligt 

5)  Statt  „Abmaehung"  hiefs  es  utsprtlnglicb  „bedungene  Belobunng", 
Man  liefs  dieaen  B«^ff  als  zn  eng  fallen. 
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Art  9.  Uubnfihrt  toh  diesem  Vertnge  bläbea  die  Verecliriften  der 
I^nielatuiten  Ober  die  Zosttndigkdt  der  mit  der  Entocbeidung  iha  Ad- 
Bprflche  aoa  Bergonga-  oder  Hfllfeleistnngamien  betnnten  gericIttlicliHi  oder 
VerwaltangsbehOrdeit.  Desgldclieii  bleiben  die  Vondiriftai  der  Ebuelstaktn 
naberflhrt,  weiche  die  Verpfliebtnng  zur  Hdlfeleiitang  an  in  Gefkfar  befind- 
liche äcliiffe  auf  andere  FUle  als  die  des  Znaanunenatolaes  wudehnen  *). 

Art  10.  Die  Gttltigkdt  diesea  Vertrage«  i<t  leitUch  oiebt  begrevt, 
jedoch  ist  jeder  der  verlragschlieJÄenden  Teile  mr  Kfindignng  dneetben  be- 
rechtigt Hit  Ablanf  eänes  Jafaree  nach  Hitteilnng  an  die  anderen  TeSe 
tieten  die  WiTkungen  der  Kfindignng  ein.  Während  dieeer  Zdt  «nldbigii; 
gemachte  Rechtetrdte  bleiben  dem  Vertrmge  unterworfen.  Zwischen  dm 
Tölen,  welche  nicht  gekündigt  haben,  blubt  der  Vertrag  in  Toller  Qült^;fceit 

Art  11.    Der  gegenwirtiKe  Vertrag  tritt  mit  der  Hatifikation  in  Knft. 

JXa  Ratifikationen  werden  s^teetens  am 

«Dsgeweohaelt  werden. 

Von  dieMm  Zdtponkt  ab  tritt  der  Vertrag  awiscben  den  Hlcbteo, 
welche  die  Ratifikationen  ausgewechselt  haben,  in  Knft. 

Der  Btttiitt  jeder  Macht,  welche  nicht  za  den  Signatainnlchten  ftehftt, 

an  dem  Vertrage,  wird  der  Begienmg  von 

nütgeteilt  nnd  von  dieser  binnen  einer  E^ist  von 

anr  Kenntnis  der  hohen  vertragschlieTsenden  Teile  gebracht  wenlen. 

Nach  GeDehmiguDg  des  Wortlautes  des  avant-projet  wurde 
beschlossen,  die  EntscheiduDg  der  difficilett  Frage,  welche 
KegieruDg  ntaii  ersuchen  wolle,  die  beteiligten  Länder  zu  einer 
gemeinsamen  Konferenz  einzuladen,  an  das  Burean  permanent 
des  Komitee  zu  verweisen. 

Sodann  wurde  übergegangen  zur  Beratung  des  zweiten 
Punktes  der  Tagesordnung,  nämlich  der  Frage:  „Welche  Gericht« 
sind  in  Kollisionssachen  zuständig?" 

Das  Interesse,  welches  das  Comit6  Maritime  an  dieser 
Frage  gewonnen  hat,  erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dalä  es 
beinahe  ebenso  wichtig  zu  wissen  ist,  vor  welches  Forum  die 
ßechtstreitigkeiten  geboren,  als  nach  welchen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen der  betreffende  Fall  beurteilt  werden  soll. 

Die  Ansichten  der  verschiedenen  Nationen  Ober  die  Kompetent- 
frage  in  Kollisionssachen  weichen  erheblich  von  einander  ab. 
Unter  BerQcksichtigtmg    des   Standpunktes  der   Gesetze    aller 

6)  Hierzu  wurde  folgendes  Amendement  angenommen:  gNor  in  anjüiink 
her^  Gontained  to  be  considered  asdiscutisling  tbe  law  of  mj  of  the  Bigb 
contracting  Parties  from  alowing  aslvage  remnneration  against  ship  ot  cargo 
for  snlvage  of  persons  on  bosrd  the  ship."  —  Die  gensuere  Bedaktion  ist 
dem  Bnrean  überluseD. 
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Nationen  hat  das  Komitee  zur  Diskassion  gestellt   die  Frage 
der  Annahme  oder  Ablehnung  folgender  Gerichtsstände: 

1.  Gerichtsstand  des  Ortes  der  Ansegelung; 

2.  Gerichtsstand  des  Heimathafens; 

3.  forum  arresti; 

4.  Gerichtsstand  des  Ortes,  an  dem  ein  anderes  derselbea 
Reederei  gehöriges  Schiff  oder  eine  dieser  zustehende 
Forderung  mit  Beschlag  belegt  werden  kann; 

5.  Gerichtsstand  des  Ortes,  wo  die  Klage  dem  Beklagten  zu- 
gestellt wird  (aoglo-amerikanisches  Recht); 

6.  Gerichtsstand  der  Staatsangehörigkeit  des  Klägers; 

7.  der  für  nur  einen  unter  mehreren  Beklagten  begründete 
Gerichtsstand ; 

8.  der  Gerichtsstand  der  Konnexität  für  Regrefsklagen  gegen 
Dritte,  z.  B.  Schlepper,  Versicherer. 

Über  die  Annahme  der  yerschiedenen  Gerichtsstände  entspann 
sich  eine  lebhafte  Debatte,  deren  Resultat  folgendes  war: 

A.  Als  von  allen  Gesetzgebungen  anerkannter,  durch  die 
Natur  der  Sache  gegebener  Gerichtsstand  ist  anzusehen 
der  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  des  beklagten  Reeders 
—  sott  peraofmel,  soit  commercial. 

B.  Daneben  werden  anerkannt: 

1.  Der  Gerichtsstand  des  Ortes  der  Ansegelung  in  territorialen 
Gewässern.  Die  Anerkennung  erfolgte  trotz  heftigen  Wider- 
standes der  deutschen  und  englischen,  zum  Teil  auch  der  fran- 
zösischen Delegierten.  In  wiederholten  Ausführungen  verneinte 
insbesondere  Herr  Präsident  Dr.  Sieveking  die  Zweckmäfeigkeit 
der  Annahme  dieses  Gerichtsstandes  unter  Hinweis  darauf,  dal^ 
man  die  Zahl  der  Fora  möglichst  beschränken  mOsse.  Dieses 
Forum  aber ,  welches  an  sich  als  forum  delicti  zu  i-echtfertigen 
sei,  sei  entbehrlich,  wenn  ein  forum  arresti  zugelassen  und 
begrttndet  sei;  sei  aber  ein  forum  arresti  nicht  begründet  — 
z.  B.  im  Falle  des  totalen  Verlustes  des  in  Anspruch  zu 
nehmenden  Schiffes  bei  der  Ansegelung  —  so  sei  ein  Geridits- 
stand  des  Ortes  der  Ansegelung  überhaupt  nutzlos. 

2.  Der  Gerichtsstand  des  Registerhafens.  Gegen  die  An- 
nahme des  „Heiniathafens''  erhob  sich  Widerspruch  bei  den 
nichtdeutschen  Delegierten,  da  dieser  Begriff  nur  dem  deutschen 
Rechte  eigen  und  auch  in   der  Theorie    und  Rechtsprechung 
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Deutschlands  unvollkommen  gekl&rt  sei.  Man  einigte  sich  dum 
dahin,  dsfö  man  einen  eigentlichen  Cterichtsstand  des  Heimat- 
hafens nicht  anerkannte  und  als  einen  gewissen  Ersatz  daffir 
(abgesehen  von  der  Anerkennung  des  Registerhafens)  dem  Be- 
griffe des  nWohnsitzes  des  beklagten  Reeders"  eine  weitere 
Ausdehnung  sicherte  durch  Hinzufüguag  der  Worte  „soü  per- 
sotmel,  sott  commercitü."  —  (cf.  unter  A.) 

3.  Der  Gerichtsstand  des  Arrestes.  Ohne  Iftngere  Diskussion 
wurde  anerkannt,  dafä  dieses  Forum  stets  als  begrttndet  erachtet 
werden  mOsse,  sobald  es  sich  um  provisorische  und  konser- 
vatorische  Mafsregeln  handele. 

Denn  der  Gläubiger,  dem  das  Schiff  hafte,  müsse  gegen  die 
Gefahr,  dieses  Pfand  zu  verlieren,  geschätzt  werden.  Zudem 
werde  die  Möglichkeit  einer  besseren  und  bequemeren  Bewei»- 
erbebung  gegeben.  Eigentlich  debattiert  wurde  daher  nur  ober 
folgende  Punkte.  Fraglich  erschien  es,  ob  das  forum  arresti 
auch  ffir  die  Entscheidung  der  Sache  selbst  —  o«  fond  —  zo- 
stftndlg  sein  solle.  Die  Konferenz  nahm  den  Standpunkt  der 
meisten  Gesetzgebungen  ein  und  bejahte  diese  Frage  mit  Ober- 
wiegender  Mehrheit,  indem  sie  davon  ausging,  dafs  hierdurch 
eine  Erleichterung  der  Recbtsverfolgung  und  eine  Vereiofachnng 
des  Prozesses  erzielt  werden  w&rde. 

Ein  Antrag  (von  dem  deutschen  Verein  gestellt),  die  Zu- 
ständigkeit des  fon^  arresti  auf  den  Wert  des  Arrestobjektes 
zu  beschränken,  wurde  abgelehnt;  die  Antragsteller  drangen  mit 
ihrem  Einwände,  „die  Justizhobeit  eines  Staates,  wenn  ihre  Zu- 
ständigkeit nur  durch  den  Umstand,  dafs  sich  Vermögen  des 
Beklagten  in  ihrem  Gebiet  befände,  begründet  sei,  könne  nicht 
mehr  als  den  Wert  des  Objektes  ergreifen"  nicht  durch. 

4.  Der  Gerichtsstand  der  Widerklage.  Dieser  wird  von 
allen  Gesetzgebungen  aus  Gründen  der  Billigkeit  anerkannt. 

C.  Abgelehnt  wurden  folgende  Gerichtsstände: 

1.  Der  Gerichtsstand  des  Ortes,  au  dem  ein  anderes  Schiff 
derselben  Reederei  oder  eine  dieser  zustehende  Forderung,  ein 
Guthaben  u.  s.  w.  mit  Arrest  belegt  werden  kann.  —  Es  herrschte 
Einstimmigkeit  darüber,  dafs  die  Anerkennung  eines  solchen 
Forums  in  vielen  Fällen  Unbilligkeiten  im  Gefolge  haben  werde, 
da  man  dem  Zufall  freies  Spiel  lasse. 

2.  Der  Gerichtsstand  des  Ortes,  wo  die  Klage  dem  Beklagten 
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zogestellt  wird.  Ein  solcher  Gerichtsstand,  dessen  ZweckmSfsig- 
beit  an  sieh  schon  sehr  fraglich  erBcbeiot,  existiert  nur  im 
anglo-amerikaniachen  Recht.  Die  Vertreter  desselben  aber  er- 
kannten selbst  an,  dafs  er  —  angewandt  auf  internationale 
Verhältnisse  —  sich  schwerlich  als  praktisch  erweisen  werde, 
zumal  eine  solche  Ausdehnung  der  Gerichtsbarkeit  eines  Staates 
auch  erheblichen  staatsrechtlichen  Bedenken  begegne. 

3.  Der  Gerichtsstand  der  Staatsangehörigkeit  des  Klägers. 
Er  wurde  ohne  weiteres  allseitig  abgelehnt. 

4.  Der  für  nur  einen  von  mehreren  Beklagten  begründete 
Gerichtsstand.  Die  Ablehnung  erfolgte,  da  der  Gedanke,  es  sei 
ungerechtfertigt  und  unbillig,  einen  Beklagten  wider  seinen 
Willen  zur  Unterwerfung  unter  ein  Geriebt  zu  zwingen,  den 
Sieg  dayontrug  Über  die  praktische  Erwfigung,  dafs  mit  An- 
erkennung eines  solchen  Forums  die  Zahl  der  Prozesse  sich  ver- 
mindern werde. 

5.  Aus  gleichem  Grunde  wurde  der  Gerichtsstand  der 
Connezitftt  für  Regrefsklagen  gegen  Dritte  abgelehnt. 

Der  dritte  Punkt  der  Tagesordnung  „Schifispfandrechte 
u.  8,  w."  konnte  wegen  Mangel  an  Zeit  nicht  mehr  zur  Be- 
sprechung gelangen. 

Der  Präsident  Dr.  Sieveking  schlofs  die  Konferenz  mit  einer 
Ansprache,  in  welcher  er  kurz  die  Ziele  und  die  hohe  Aufgabe 
des  Comitä  Maritime  International  berührte  und  ausführte,  es 
gleiche  die  Versammlung  dem  bouse  of  Commons ;  das  house  of 
Lords  seien  die  Regierungen,  welche  die  Arbeiten  des  Comit6'B 
würden  praktisch  weiter  zu  fördern  haben.  Der  Richter  aber 
über  die  Arbeiten  des  Comit^'s  sei  die  öffentliche  Meinung; 
nicht  die  Meinung  von  heute  oder  morgen ,  die  wie  der  Wind 
komme  und  gehe,  sondern  die  Meinung,  die  der  Lauf  der  Jahre, 
die  Entwickelungsgeschichte  der  Kultur  festsetze. 

Resümieren  wir  kurz  den  Verlauf  der  V.  Konferenz  des 
Comit^  Maritime,  so  steht  im  Vordergrunde  als  Hauptgegen- 
stand das  nunmehr  genehmigte  avant-projet  betrefTend  einheit- 
liches Recht  in  Kollisionen  und  Halfeleistung  in  Seenot. 

Es  wurde  bereits  erwähnt,  dafs  eine  Einigung  über  diese 
Materien  als  diejenigen,  bei  denen  sich  die  Verschiedenheit  der 
Seegesetze  am  empfindlichsten  geltend  macht,  zuerst  vom  Comit6 
Maritime  in  Angriff  genommen  ist. 


gOO  Dr.  jiU'  Heinrich  Flnke  in  Bremen, 

Man  wird  sieb  der  Thatsache  gegenOber,  dafs  die  Zahl  der 
Kollisionen  im  Laufe  der  Jahre  zugenommen  hat,  nicht  der 
ErkeDDtnis  der  Notwendigkeit  von  Reformen  de«  bisberigeii 
Bechtazostandes  verBchlierBen  können ,  bei  aller  Aoerkenniuig 
des  hoben  MafEee  von  PflichtgefQhl  und  Sorgfalt  in  der  Kavi- 
gierung  seitens  der  Seeleute.  Auf  den  Strafsen  des  Meer^ 
nimmt  der  Verkehr  zu  und  an  Stelle  der  langsamen  Segelscfaifle 
treten  mehr  und  mehr  die  in  eilender  Hast  ihres  Weges  ziehenden 
Dampfer.  Die  Entwickelung  des  Verkehrs,  der  Wille,  sich  in 
Kampfe  mit  der  Konkurrenz  halten  zu  können,  bedingen  ohne 
weiteres  die  Anerkennung  des  Princips  der  „schnellen  Fahrt* 
„des  Recordbrechens"  als  eines  der  mafsgebendsten.  So  Dehmen 
die  Kollisionen  und  die  ünglQcksffille  zu  und  damit  auch  die 
gerichtlichen  Nachspiele,  die  Prozesse. 

Die  Anschauungen  der  Nationen  aber  hinsichtlich  der  Be- 
urteilung seerechtlicber  Grunds&tze  weichen  in  vielen  Funkten 
erheblich  von  einander  ab.  Und  damit  verbreitet  sich  eine  all- 
gemeine Unsicherheit,  eine  Komplizierung  der  Rechtsprechtmg, 
eine  Beunruhigung  des  Handelsverkehrs  und  eine  Gefährdung 
des  maritimen  Kredites. 

Ist  nun  die  Annahme  des  avotU-projet  in  der  Hambu]^;er 
Konferenz  ein  praktischer  Erfolg? 

Wir  stehen  nicht  an,  die  Frage  zu  bejahen. 

Wenn  der  Inhalt  des  avant-projet  allein  auch  nicht  die 
Kraft  hat,  eine  Umwälzung  der  Dinge  herbeizufohren ,  weon 
dazu  auch  noch  erforderlich  ist  die  Einigung  Ober  manche  andere 
Funkte  —  den  Umfang  der  BeederhaftuDg,  die  Ordnung  mid 
Bedeutung  der  Glftubigerrechte  u,  s,  w.  — ,  so  ist  gleichwohl  ein 
Erfolg  erzielt  und  zwar  ein  praktischer. 

Man  wird  nicht  weiterkommen,  wenn  man  warten  will,  bis 
jede  Frage  reif  zur  Entscheidung  ist.  In  Seesachen  mufs  man 
rechnen  mit  alteingewurzelten  Anschauungen  der  Nationen. 

Darum  aber  mufs  man  trachten,  das,  worQber  eine  Einigung 
erreicht  werden  kann,  einzuheimsen.  Das  Gewonnene  wird  nicht 
vergebens  erarbeitet  sein,  mag  es  auch  allein  fOr  sich  noch  keine 
umwälzende  Kraft  haben;  es  giebt  eine  Basis,  auf  der  man 
mählich  weiter  bauen  wird.  Und  noch  am  einem  anderen  Grunde 
ist  die  Annahme  des  avtmt-projet ,  dessen  Bestimmungen  die 
beteiligten    Regierungen     hoffentlich     in     einer     gemeinsamea 
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Konferenz  zum  Vorbilde,  wenn  nicht  zum  Inhalte  eines  in  nicht 
zu  langer  Frist  zu  ratifizierenden  Vertrages  machen,  als  ein 
praktischer  Erfolg  zu  begrül^en. 

Sie  stählt  das  Vertrauen  derer,  die  an  der  hoben  Aufgabe 
des  Comitö's  mitarbeiten  und  ennontert  sie  zur  weiteren  Aos- 
Bpraehe  unter  einander. 

Diese  aber  schafft  eine  gegenseitige  AnnAberung  der  Nationen 
in  ihren  seerechtlichen  Anschauungen  und  verhilft  mehr  und 
mehr  zu  der  Erkenntnis,  dafs  es,  wie  ein  Mitglied  des  Komitees, 
Sir  John  Glover,  sagte,  das  beste  ist  ,to  do  atcay  with  the  pre- 
fudices". 


Die  Haager  Konventionen  vom  12.  Juni  1902. 

Am  12.  Juni  1902  sind  die  Haager  Konferenzen  von  1893, 
1894,  1900  *)  Ober  Fragen  des  internationalen  PriTatrechts  durch 
die  abscliliersende  Einigung  der  Mehrzabl  der  beteiligten  Staaten 
ttber  die  drei  nachstehend  mitgeteilten  Konventioneo,  betretend 
das  Recht  der  Eheschtiersung,  der  Ehescheidung  und 
Separation,  der  VormundBcbaft  über  Minderjährige 
zu  einem  Ergebnis  gebracht  worden,  welches  zwar  nicht  allen 
Erwartungen  und  Anforderungen  entspricht,  die  man  an  die 
Konferenzen  geknflpft  hat,  welches  aber  unzweifelhaft  tod  grund- 
legender und  förderlichster  Bedeutung  fOr  die  Fortentwickelung 
des  internationalen  Privatrechtes  ist. 

Der  Text  weicht  von  der  in  dieser  Zeitschrift  (S.  4ff  dieses 
Jahrgangs)  mitgeteilten  Fassung  der  Entwürfe  in  einigen  Einxet- 
heiten  ab.  Über  die  Erbrechtskonvention  (s.  oben  S.  17)  iEt 
bislang  keine  Einigung  zu  stände  gekommen.  Die  KonventioDen 
Bind  abgeschlossen  von  Deutschland,  Belgien,  Frank- 
reich, Italien,  Luxemburg,  Holland,  Österreich- 
Ungarn,  Portugal,  Rumänien,  Schweden,  Sebweii, 
Spanien.  —  Von  den  auf  der  Konferenz  vertretenen  Regierungen 
haben  bislang  ihren  Beitritt  nicht  erklärt:  Rufsland,  Däne- 
mark und  Norwegen. 

I.  CoflVMtlon  pour  rffliar  l«i  eonfllti  da  loli  «n  inatlln  tu  nwrfait. 

Art  1.  Le  droit  de  contracter  muiage  est  r^l£  par  1*  Ich  nktionile 
de  cluicaii  dea  tatan  ^nx,  k  moina  qll^ase  diapoaitioii  de  catte  loi  ae  m 
räfäie  expreaa^ent  i,  nne  antra  loL 


1)  Ober  deren  Vorgeaohichte  vgl  Ztachi.  f.  Hudalsracht  Bd.  XSXV 
8.  lS7ff. 
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Art.  2.  La  loi  dn  Heu  de  la  cäöbT»tioii  pent  interdire  le  inariage  de« 
ätrangera  qoi  gerait  contraire  &  wb  diBpoBitiona  coacemant; 

1*.  Lea  degiäs  de  paientä  on  d'aUiance  ponr  Iwqnels  il  7  a  tme  prohi- 
bition  absolne; 

2".  La  Prohibition  abeolne  de  ae  mariei,  ödictöe  oontre  les  conpablw 
de  l'adoltöre  k  ruson  dnqaal  le  mariage  de  l'un  d'eni  a  61A  diBaons', 

S^.  La  Prohibition  abeolne  de  ae  marier,  i^etAe  contre  des  peraaiinea 
condamn^ee  pour  aroir  de  concert  attentö  i.  la  vie  da  ooqjoint  de  l^me 
d'eUes. 

Le  mariage  cäläbrS  conttairement  k  nne  dea  prohibitiotis  menlianAes 
d-deamu  ne  aera  paa  firappä  de  nullit^  ponrm  qn'il  aoit  vaJable  d'apite  U 
loi  indiqn^  par  l'artide  1 «. 

SoiiB  la  räaerre  de  l'application  da  preniier  alin^  de  l'artiele  6  de  la 
pi^aente  Convention ,  ancun  Etat  contractant  ne  a'oblige  k  bin  cäl^faret  nn 
manage  qni,  k  raison  d'un  mariage  ant^iieur  on  dW  obetacle  d'ordre  reli^eai, 
aetut  contiaiie  k  aee  lois.  La  violation.d'on  empdcliement  de  oette  natore 
ne  poorrait  pae  entrainer  la  nullit^  da  maiioge  dans  lea  pa^a  aatres  qne 
eeloi  oä  le  mariage  a  iiti  eiXibii, 

Art  3.  La  loi  dn  liea  de  la  cäläbration  peut  pennettre  le  mariage  dea 
ärangen  nonobatont  cea  prohibitioDa  de  la  loi  indiqnäe  par  l'article  1", 
lotsque  cea  prohibitiana  aont  ezclnaireinent  fondöea  aar  dea  motifa  d'ordre 
reli^enx. 

Lea  autrea  Etata  ont  le  droit  de  ne  paa  ncomutitre  cotnme  Talable  le 
mariage  cäläbrä  dana  cea  cireonatancea. 

Art.  4.  Lea  ätrangere  doirent,  poai  ae  marier,  ätablir  qn'ila  rempUaaent 
les  conditiona  n^ceaaurea  d'apria  la  loi  indiqade  par  l'article  1«'. 

Cette  jQBÜficatlon  ae  feio,  aoit  par  nn  certificat  dea  ogenta  diplomatiqnea 
on  conaulairea  aatoria6a  par  l'Etat  dont  lea  contractanta  aont  lea  resaortiaaanta, 
toit  pttr  tout  antre  mode  de  prenre,  poarm  qae  lea  Conventions  intemotioiiale« 
on  lea  antorit^e  du  paje  de  la  cäläbration  reconnoiaaent  la  jnatification  oomme 


Art.  5.  Sera  leconna  partout  comme  vaJable,  qnant  k  la  forme,  le 
mariage  cäläbrä  anirant  la  loi  du  fAjs  oä  il  a  ea  liea. 

II  eat  tontefoia  entenda  qne  iea  paja  dont  la  l£gialation  ezige  ose 
c^läbration  reli^eaae,  poorront  ne  paa  reconuaitre  comme  Tolables  lea  mariagea 
contractu  par  lenra  nationaaz  k  l'^tranger  aana  qoe  cette  preacription  ait 
it^  obaerr^. 

L68  dlapodtiona  de  la  loi  nationale,  en  mati^  de  publicetion«,  derront 
Mre  reepect6ee ;  nuüs  le  d^bnt  de  cea  publicationa  ne  poorra  paa  entiatner 
la  nollitä  du  mariage  dana  lea  paja  aatrea  qae  celai  dont  la  loi  aniait  it6 
▼iolöe. 

Une  copie  anthentiqne  de  I'acte  de  manage  aeia  tranamiae  aoi  ant«rit^ 
da  paya  de  chacnn  dea  ipaia. 

Art  6.    Sera  reconuu  partont  comme  volable,  quant  4  la  forme,  le 

mariage  cti^brä  devant  an  agent  diplomatique  oa  coneulaiie,  coaformiment 

k  aa  iägislation,  A  ancooe  des  partiea  contractantea  n'est  reMortiaaante  de 

l'Etat  o&  le  mariage  a  ^  oääbri  et  si  cet  Etat  ne  a'j  oppoae  paa.    11  ne 

ZcltMhrift  f.  iDtenu  Frivat-  a.  afl«Dtl.  Beoht.  XII.  40 


g04  Theodor  meme^et. 

pent  pu  b'j  oppowr  qtuwd  il  >'«ij^t  d^m  mwiAge  qni,  i  raiwu  d^ni  inuwge 
antirienr  oa  d'im  obstacle  d'ordiD  rali^snx,  tenUt  oontnire  k  b«  Ioib. 

La  T^oeiTe  du  seeond  alinte  de  l'article  5  est  Applicable  an  ipriagei 
diplomatiqiie«  et  couaalairea. 

Art.  7.  Le  muiage,  ntil  qouit  &  la  forme  dane  lea  paTS  o&  il  a  £t£ 
cilibii,  pooira  n^anmoins  Mre  reconna  comme  Talable  dana  lea  antra 
pajs,  n  la  forme  präKrite  par  la  loi  nationale  de  chacune  dei  partien  a  id 
obeerröe. 

Art.  8.  1a  pröaente  ConTontion  ne  a'appUqne  qa'aoz  mariagei  c^l^bi^ 
rar  le  tenitoire  des  Etats  coutiactants  entre  penonnei  dost  une  an  moin 
eat  leaeoitiuante  d'nn  de  cea  Etats. 

Auctm  Etat  ne  B'oblige,  par  I&  präsente  Convention,  i  appliqoer  nne 
loi  qni  ne  Mrait  pas  celle  d'nn  Etat  r.ontractant. 

Art  9.  Ia  präKnte  Convention,  qni  ne  s'appliqne  qn'anz  terrifanrei 
enropöens  des  Etats  contractanta,  sera  ratifiöe  et  lea  rstificationa  en  Nront 
dipoaäea  4  Ia  Ha^e  dös  qae  U  roajoriti  des  Hantee  paiües  contiaetantei 
iora  en  roeaure  de  U  faire. 

n  sera  dresei  de  ce  däpöt  nn  procte- verbal ,  dont  nne  eopie,  colifiie 
confonne,  eera  remise  par  la  voie  diplomatique  i  cbacnn  des  Etats  eon- 
trmctants. 

Art.  10.  Lee  Etats  non  signatairee  qoi  ont  öt^  reprteent^s  k  la  tntidtoe 
Conference  de  Droit  International  Privä  aont  admis  k  adhäier  pnrement  et 
■mplememt  k  la  präsente  Convention. 

L'Etat  qni  d&ire  adh£rer  uotifiera,  an  pina  tard  le  31.  Decembie  19U 
Bon  Intention  par  nn  acte  qni  sera  däpos^  dans  les  archtves  dn  QonrenwnNnt 
des  Pafs^BM.  Celni-d  en  enverra  nne  copie,  certi£Ae  confbime,  par  la  ▼vis 
diplomatiqne  de  cbacnn  des  Etats  contractanta. 

Art.  11.  La  prdeaite  Convention  entreia  en  vigneor  le  60»  jonr  k 
partir  dn  depöt  des  latifications  on  de  la  dato  de  la  noti£cation  des  adbfäona 

Art.  12.  Ia  präsente  Convention  anra  nne  dnräe  de  einq  ans  k  partir 
de  la  dato  dn  däpSt  dee  ratificationa. 

Ce  terme  commencem  k  coarir  de  cette  date,  mflme  ponr  lea  Etats  qm 
anront  fiüt  le  d^pdt  apr^a  cette  date  on  qm  anraient  adb^r^  plna  taid. 

La  Convention  seia  renoavol6e  tedtement  de  dnq  ans  en  dnq  aaa, 
MWf  dänoneiation. 

Ia  dinonciation  devra  §tre  notifiöe,  an  moina  sii  mois  avant  l'eipiiation 
dn  terme  vis£  anx  aliuäaa  pric^dents,  an  Oonvemement  des  Pajs-Bu,  qni 
en  donnera  connaiaaanee  k  tons  les  antns  Etats  contractanta. 

La  däioneiation  ne  prodmra  son  efiigt  qn'ji  l'ägard  da  l'Etat  qin  l'ama 
notifiäe.    La  Convention  reatera  exöcntoire  poni  lee  antrea  Etats. 

IL   GwiVMtlon  pwr  rtgltr  Isa  oonntls  de  loli  et  da  Joridictlons  «  PMtUrt  4t 
divoree  et  da  adparatlon  de  cerp*. 

All  1.    Les  ^nx  ne  peuvent  fonner  une  demande  en  dirorte  qw  ■ 
leor  Iti  nationale  et  la  loi  dn  lieu  o&  la  demande  eat  formie  ■  ~ 
dirorce  Pime  et  l'autre. 

n  en  est  de  mtme  de  la  säparation  de  corps. 
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Art.  2.  I<e  diTMea  De  pent  fitre  danandä  qae  ri,  daiia  le  cu  dont  il 
i^agit,  il  est  admii  ft  la  fbla  par  la  loi  nationale  dea  äpoox  et  par  la  loi  dn 
lieo  oh  la  donande  e«t  foimde,  encore  qna  ae  aoit  ponr  des  canae«  diffirantaa. 

U  en  est  de  mdme  de  la  »ipanitioii  de  oaTpe. 

Art  3.  Nonobitaat  loa  diapontioiis  dea  articiea  l*r  et  2,  U  l<ri  natioiialB 
Mia  aenle  obeerr^e  n  la  loi  dn  lien  oft  la  demande  Mt  fonnfe  le  pieacrit 
on  le  permet 

Art  4.  La  Icn  nationale  indiqnAe  par  lea  aitielea  präeMenti  na  pent 
fltre  inroqu^e  ponr  donner  4  nn  fait  qoi  ifeet  paasä  alora  qne  lea  äponx  on 
Tan  d'eaz  ätaient  d'one  antre  nationalitä,  le  c«nct&«  d'nne  eaoae  de  divorce 
on  de  sdpaialion  de  corpe. 

Art  5.  La  demande  en^TorceonenBäpaiation  de  corpepeatetrefonnöe: 

1*  derant  la  jnridiction  compMente  d'apria  la  loi  nationale  dea  ^ponx; 

2"  derant  la  jnridiotion  oomp^tente  da  lien  oft  les  äponi  aont  domicilUe. 
Sl,  i'aptia  lern  l^gislation  nationale,  lea  äponz  n'ont  paa  le  mSme  domiöle, 
la  juridiction  comp^tente  eat  eelle  du  donüeile  dn  däfendenr.  Dana  le  oae 
d'afaandon  et  dans  le  cae  d'nn  cbongement  de  domicile  op^  aprte  qne  la  caoM 
de  divorca  on  de  a^poration  est  intervenne,  la  demande  pent  aoMi  8ln 
fonnie  derant  la  jnridiction  comp^tente  dn  demier  domidle  commnn.  — 
TontefcHB,  la  jnridiction  nationale  eet  r^eeiTie  dane  la  mesore  oft  cette  jnri- 
diction est  Benl  comp^t«nte  ponr  la  demande  en  divorce  on  en  i^paistim  de 
corpe.  La  jnridiction  ätnugire  reate  compitente  ponr  nn  mariaga  qni  ne 
pent  doiiner  tien  i,  one  denumde  en  divoioe  on  en  ariparaüon  de  corpe  devaat 
la  jnridietiw)  nationale  compätente. 

Art.  6.  Dans  le  cas  oft  dee  äpoaz  ne  sont  paa  antoria^s  k  formar  nne 
demande  en  divorce  on  en  a^parstion  de  corpe  dana  le  pa]ra  oft  ila  aont 
domidliäe,  ila  penvent  näaamoina  l'nn  et  l'antre  s'adreaaer  ft  la  jnridiction 
eomp^tente  de  ce  paTa  ponr  soUiciter  les  ineatirea  proTiaoirea  qne  pr^voit  aa 
Mutation  eu  vne  de  la  ceaaation  de  la  vie  en  commnn.  Cea  meanrea  seront 
maintennea  ai,  dana  le  dälaj  d'nn  an,  ellea  aont  confirm^ea  par  la  jnridiotion 
nationale;  ellea  ne  dnreront  poe  plns  longtemps  qua  ne  le  permet  la  loi  dn 
domidle. 

Alt  7.  Le  divoToe  et  la  Reparation  de  corpa,  pronone^a  par  nn  tribnnal 
eompätent  anz  tennca  de  Tartide  5,  aeront  reconnot  partout,  aons  la  cendition 
qne  lea  clanaee  de  la  präsente  Conrention  aient  iti  obaerviea  et  qne,  dana 
le  caa  oft  la  däcimon  anrait  it6  rendue  par  d^Ant,  le  dtfendenr  oit  iti  eiti 
eonform^ent  am  diapodtiona  Hpädalea  engita  par  aa  loi  nationale  ponr 
reconnaitre  les  jngements  ätiangeTB. 

Beront  reconnns  ägalement  partont  de  divoiee  et  1&  eipantlon  de  corpa 
prononc^  par  nne  jnridiction  odminiatratiTet  id  la  l<d  de  chaean  dea  ^wnx 
reeonn^t  ee  divorce  et  cette  säparatdon. 

Art.  8.  8i  lea  äponz  n'ont  paa  la  mdme  nationalit^  lenr  daniire  l^ia- 
latiou  eomnnme  devra,  ponr  l'appUcation  den  articiea  pricMenta,  6tn  cob- 
■idMe  eomme  lenr  loi  nationale. 

Art  9.  La  priaente  Convention  ne  a'appliqne  qn'onx  denkandes  en 
divorce  on  en  adparation  de  corpe  foimto  dana  l'nn  dea  Etat!  conlnetanta, 
H  l'nn  des  plaidenra  an  moina  eet  le  lessortiBaant  d'nn  de  cea  Etata 

«' 


g06  Theodor  Niem^«r. 

Aacun  Etait  ne  i'oblige,  p&r  1«  präsente  Convention,  k  ^ipliqner  tme 
loi  qni  ne  serait  pas  celle  d'on  £t»t  coutractaot 

Art  10.  La  pr^eente  Convention,  qni  ne  ■'appliqne  qn'anx  teml<^fei 
eorop^DB  du  Etats  contraetants,  sera  ratifiäe  et  les  nttificationa  en  setont 
d^poetes  i  la  Hajre  dis  qne  la  majoriti  des  Hantes  Parties  contiaetantcs 
Ben  en  meeore  de  le  fiure. 

II  sera  diessä  de  ce  d£p&t  nn  procis-Terbal ,  dont  ime  copie,  certifiie 
confoime,  seia  remise   pai  la  voie  diplomatiqoe  i  cbacon  des  Etats  ccn- 


Art.  11.  Les  Etats  non  gignatnires  qni  ont  iti  lepriaeutJe  i  U  trcnsiteM 
Conference  de  Droit  International  Prir6  sont  admis  k  adhdter  poiemcat  et 
simplement  k  U  präsente  ConTontion. 

L'Etat  qni  d^re  adhärer  uotifiera,  an  plos  tard  le  31.  D^cembre  1901 
son  iutention  par  nn  acte  qni  Bora  däposä  dans  les  archives  da  Goavemenicsit 
des  PkTB-Baa.  Celai-d  en  enverm  niie  cojne,  cortifiäe  oonforme,  par  la  voie 
diplomatique  k  cbacnn  des  Etats  contractants. 

Art.  12.  La  präsente  Convention  entrera  en  vignenr  le  60"  jont  i 
partir   du    däpGt   des   ratifications    on   de   la   data   de   la  notifieation  de« 


Art.  13.  La  präsente  Convention  aura  nne  dniäe  de  cinq  ans  &  paitir 
de  la  dato  du  d£p6t  des  ratifications, 

Le  terme  comoMncera  k  courir  de  cette  date,  mbae  poor  les  Etats  qm 
anront  fait  le  däpöt  aprte  cette  date  ou  qni  aniaient  adhärä  plus  taid. 

La  Convention  sera  renonveläe  tacitement  de  dnq  ans  en  dnq  ans, 
sauf  dänoneiation. 

La  dänonciation  devra  8tre  uotifiäe,  an  moins  sis  moia  avant  l'esiniatira 
du  terme  visä  aux  aünäas  präcädents,  an  Oonvemement  des  Paja-Baa,  qni 
en  donneia  connaissance  k  tons  les  antres  Etats  contractants. 

La  dänonciation  ne  produira  son  eSet  qv'k  l'ägard  de  l'Etat  qni  Tann 
uotifiäe.    La  Convention  restera  eiäcntoire  poor  les  antres  Etata. 

IIL  CMVeatlon  pffur  räfler  Ist  eonHltt  de  Isis  et  de  JuridletlaM  rälallvemat  i 
la  tntfeie  des  minsun. 

Art  1.    La  tuteile  d'un  minenr  est  rägläe  par  sa  loi  nationale. 

Art  2.  Si  la  loi  nationale  n'organise  pas  la  tntelle  dans  le  paya  da 
minenr  en  vne  da  eas  oä  celoi-ci  anrait  aa  räaidence  habitoelle  k  rätranger, 
l'agent  diplomatique  ou  consolaire  autorisä  par  l'Etat  dont  le  minenr  est  le 
reesortissant  pourra  j  pourvoir,  conformämeut  k  la  loi  de  cet  Etat,  n  l'Etat 
de  la  räsidenee  habituelle  du  minenr  ne  a'f  oppose  pas. 

Art  3.  Tontefois ,  la  tutelle  du  minenr  ayant  ea  räsidence  hatütueUe 
k  l'ätranger  s'ätablit  et  s'eierce  conformämeut  k  la  loi  du  Uen,  cd  eile  n'eet 
pas  ou  ai  eile  ne  peut  pas  etie  consütuäe  confonn£ment  am  dispontions  de 
l'article  l"  od  de  l'article  2. 

Art  4.  L'existence  de  la  tuteile  ätablie  conformäment  k  la  dispoaition 
de  l'article  3  n'emptebe  pas  de  constituer  nne  noavelle  tntelle  par  applieation 
de  l'article  1"  ou  de  l'article  2. 
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n  Ben,  le  plna  t&t  poanble,  donnä  infonnation  de  ce  fut  u  GoaTeme- 
ment  d«  l'Etat  ob  1«  tntelle  «  d'^bord  (it6  oiguüs^e.  Ce  GonTeraement  eo 
mfoiiDera,  scüt  rantoiiU  qiii  amüt  iostitDä  U  tntelle,  acAt,  ti  nne  teile  antoritä 
n'emte  pu,  le  tatetir  lai-meme. 

La  lägülation  de  l'Etat  o&  l'uneieiinfl  tntelle  ^tait  orgstüa^  döüde  i 
qnel  momoit  cette  tntelle  eeose  dane  le  cm  prävn  pai  le  pr^aent  article. 

Art  5.  Dana  toiu  les  cas,  la  tntelle  B'onvre  et  prend  fin  «nz  äpoqnea 
«t  ponr  lea  causes  ditenmn^  par  U  loi  nationale  dn  minenr. 

Art  6.  L'admmiBtration  Intälaire  s'ätend  4  la  personne  et  k  t'enBemble 
dee  Uena  dn  minenr,  qnel  qne  aoit  le  liea  de  lenr  ntnatjon. 

Cette  r^le  pent  leeaToir  eioeption  qnant  anz  immenblee  placäi  par  la 
loi  de  lenr  eitnation  sona  nn  rSgjme  foncter  special. 

Art.  7.  En  attendant  l'oigaiiiaBtion  de  la  tntelle,  und  qne  dana  tona 
lea  caa  d'nrgence,  lea  meanres  n^ceasairea  ponr  la  protection  de  la  penonne 
et  dea  IntMta  d'on  minenr  ätranger  ponrront  8tre  priaee  par  lea  aatoiitäa 
localee. 

Ali.  6.  Lea  antoritja  d'nn  Etat  anr  le  territoire  dnqnel  ae  tognTera  nn 
mineoT  ötranger  dont  il  importera  d'^tablir  la  tntelle,  infonneront  de  cette 
ntnation,  d6a  qn'elle  lenr  aeia  connne,  lea  antoritäa  de  l'Etat  dont  le  nüneor 


Lea  autoritäe  ainai  infonn^  ferost  coiuuütre  le  plna  tot  poavble  anx 
aatorit^  qni  amont  donnä  l'avia  ai  la  tntelle  a  6tä  on  n  ella  aent  ötablie. 

Alt  9.  La  piäente  Convention  ne  s'appliqne  qn'i  la  tntelle  dea  minems 
reeaoitiasanta  d'nn  dee  Etata  contractanta ,  qni  ont  leni  iMdence  babitnelle 
snr  le  tenitoire  d'nn  de  ce«  Etats. 

Tontefoia,  les  articies  7  et  8  de  U  präsente  ConTention  a'appliqnent  i 
tone  lee  mlnenn  Tsssorliasants  dee  Etats  contractanta. 

Art.  10.  £«  priaente  Convention,  qni  ne  s'appliqne  qn'anz  tenitottea 
eniopiens  des  Etata  oontraotanto  een  ratifife  et  lee  ratificationa  en  ssront 
dipötiea  Jt  La  Ha/e  dte  qne  la  m^oritg  dee  Haotee  Partiea  oontractantea 
aera  en  meenre  de  le  faire. 

D  SM«  dreas£  de  ce  d^t  nn  proc^veibal,  dont  nne  coide,  eerlifiäe 
eonfonne,  sera  lemise  par  la  voia  diplomatiqne  i,  ehacnn  des  Etata  oon- 


Art.  11.  Lea  Etats  non  ngnatairea  qni  ont  4Ai  repr^sentäa  i  la  tioimöme 
Coufirance  de  Dirät  Intenational  Priv£  aont  admis  4  adböier  pnrement  et 
ainipleniBnt  4  la  pijaente  Convention. 

L'Etat.  qni  dUie  adhirer  notifieTa  anz  plna  tard  le  Sl.  Däoembie  1904 
von  Intention  par  nn  acte  qoi  sera  dSposi  dana  les  aicMvea  dn  Gonveniement 
dee  Pays-Baa.  Celui-ci  en  enrena  nne  coirie,  certifiäe  confoime,  par  la  voia 
diplomatiqne  4  chacnn  des  Etata  oontiactanla. 

Art  12.  La  priaente  Convention  entrera  en  vignenr  le  ÖO""  jonr  k 
partir  du  döpOt  des  ratificationB  on  de  la  data  de  la  notificatian  dea  adh^ona, 

Art  18.  La  priaente  Convention  anra  nne  dnräe  de  cnnq  ana  4  partir 
de  la  date  da  d^t  dee  ratiScatioDa. 
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Oe  t«Tiu  coDiiiMDeen  k  conrir  de  c«tt«  dkto,  mSae  ponr  las  EUta  qm 
ftuTOBt  fkit  le  ddpOt  apröi  cetW  <Ut«  «n  qni  Mmiont  ftdhirä  plua  bud. 

La  Convention  «ent  renoiiTelöe  tadtement  de  cinq  sub  oi  cmq  m, 


Lft  ddnonciatioti  dem  Stre  notifiie,  am  moiiu  üz  iochb  arant  I'e^ärafioB 
dn  tenna  vüö  am  aliniaa  pröcMento,  an  Qoaremflnieiit  dea  FaTB-Bai,  ^ 
«n  donneia  connaiaMoc«  k  tost  lei  antrea  Etats  contnctantB. 

La  dänoneiatioa  ne  prodnira  wm  effet  qa'i  l'ägard  de  l'Etat  qni  Tasn 
notifiäe.    La  Co&TentioD  reiten  aideatinra  poor  lea  autrea  Etata. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Der  in  Art.  14  E.G.  e.  B.G.B.  für  Beutst^  ansgeaproehene 
Grunäsate  der  Mafsgehlichkeit  des  Heimatrechtes  ist  analog  auf 
Audänder  (Ungarn)  oneuwenden  V-  Absolute  Mafsgehlichkeit  des 
§  1353  B.G.B. 

Urteil  des  Oberland  ngericbta  Fnuikfiirt  a.  M.  7.  8. 1901  nnd  des  Landgerichts 

SD  fVankAirt  a.  H.  29. 10.  1001  (gBundachaa",  bemugegeben  v.  d.  jtuiatiMliea 

GeaellBchaft  n  Fiankfort  a.  Main,  1902  S.  81). 

Elügeiin  i«t  in  Dentacbland  geboren  und  katholischer  Konfetrion.  Be- 
klagter ist  in  UDgam  geboren  und  Jude.  Parteien  Bcblonen  am  8.  6,  1892 
die  Ehe  in  London.  Beklagter  hatte  damala  seinen  Wohnmtx  in  Fnnk- 
ftirt  a.  H.  Ende  1900  hat  Beklagter  die  eheliche  Wobnnng  der  Parteien, 
die  damala  in  Charlotteubiug  war,  verlaaMn,  ohne  der  KIftgerin  Mittel  mm 
Lebenaonterhalt  rarückcDlaaKU,  nnd  seinen  Wohnaiti  Ton  Charlottenbnrg 
wieder  nscb  Frankfurt  a.  H.  verlegt  Das  eheliche  Oflterrecht  der  Partden 
ist  das  der  ODtertrennnng.  Beklagter  ist  zn  keiner  Zeit  StaatsangehSriget 
eines  deutschen  Staates  gewesen  .  .  . 

KUgeiin  erhob  im  Januar  1901  beim  Landgericht  Fiaukfnrt  a.  M.  die 
Klage  auf  Heratellnng  des  ehelichen  Lebens.  Beklagter  beantragt«  Abweisung 
dieser  Klage  und  im  Wege  der  Widerklage  Ehescheidung  auf  Orund  £hft- 
bmchs  der  KIftgerin  mit  dem  Kaufmann  Carlo  O.,  mit  dem  die  Klägerin  in 
der  letsen  ehelichen  Wohnung  in  Cbarlottenburg  aasaminenlebe.  Elkgaria 
hat  dies  bestritten  und  Abweisung  der  Widerklage  beantragt 

Klägerin  hat  dann  beantragt,  dem  Beklagten  durch  einstweilige  Ter- 
fHgong  Bobugeben,  ihr  einen  monatlichen  Unterhaltsbeitrag  von  800  Hk. 


1)  Tgl.  uek  ZeltMbr.  XI  96,  Xn  166. 
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,  .  .  nnd  einen  KostenTonchDfB  fllr  den  Becbtssträt  «of  Hentdlung  dea  ehe- 
lichen Lebens  im  Betrage  von  ISO  Mk.  zd  zahlen. 

Beklagter  hut  um  Abweisong  diaaee  Antrags  gebeten  ond  vo^etragen: 
Das  hier  voriiegende  Sä^dtverhSltnis  sei  nach  nngaTischem  Rechte  xa 
beurteilen  gemAfs  g§  14,  29  B.G.  c  B.G.B.;  es  bestehe  sonach 

a.  zwischen  den  Parteien  keine  gültige  Ehe,  weil  zur  Zeit  der  E3ie- 
schliefsang  der  Ehemann  Ungar  gewesen  nnd  nach  ungarischem  Becbte  eine 
Ehe  zwischen  einer  Katholikin  and  einem  Jaden  nichtig  sd;  die  Antrag- 
stelleiin  kOnne  deshalb  kdne  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
erheben,  also  auch  keinen  Kostenvorsohols  beanspruchen, 

b.  rie  könne  aber  aaob  keinen  Unterhalt  verlangen,  denn  rie  habe  üb 
des  Ehebinchs  mit  dem  Kaufmann  Carlo  0.,  der  eu  Charlottenbarg  bä  ihr 
wobne,  schuldig  gemachr,  und  nach  ungarischem  Recht  habe  eins  die- 
brecherische  Frau  kdnen  Ansprach  auf  Alimentation  gegen  den  Mann,  auch 
nicht  wBhrend  des  Schüdongsprozesses  .  .  . 

c.  endlich  aber  seien  nach  §  114  des  angarisehen  31.  Qesets-Artikds 
roro  Jahre  1894  Über  das  Eberecht  in  Ebeprozeseen  eines  nngariscben  Staato- 
bUrgeiB  nur  die  Ebescfaeidnngen  nngarischer  Gerichte  wirksam,  also  mach  aar 
m  mst&ndig.  Der  Ehemann  sei  jetzt  aber  zweifellos  Ungar  .  .  .  Fol^ieh 
sä  das  deotsohe  Gericht  nnzoBtftndig. 

Die  Antragstellerin  bat  erwidert,  der^ Gegner  habe  zur  Zeit  der  Ehe- 
schlieTsung  seine  Nationalität  als  Ungar  infolge  annnterbrochener  Ab- 
Wesenheit  ans  Ungarn  verloren  gehabt  nnd  keiner  Natioualit&t  angehört 
Die  Frage,  ob  die  Ehe  dei  Parteien  gültig  sei,  sei  deshalb  nach  denjenigen 
Qrundsfitzen  des  internationalen  Privatrechts  zu  beorteilen,  die  in  ^ank- 
fiirt  a.  H.  als  dem  damaligen  Wohnort  der  Parteien  in  Geltung  gewssin 
sden;  darnach  aä  die  Ehe  zwischen  einem  Jaden  und  einer  Katholikin  er- 
laubt gewesen,  und  da  anch  die  am  Ort  der  Eheschliefsung  (London)  rot- 
geschriebenen  Erfordernisse  derselben  crfSllt  seien,  so  bestehe  zwisctaaik  den 
Parteien  une  gültige  Ehe.  Übrigens  sei  die  Elbe  nach  dem  in  Ungarn  jetst 
geltenden  Rechte  gleichfalls  gültig. 

Der  Gegner  sei  aber  aaeh  Jetzt  nicht  Ungar  .  .  . 

Jedenfalls  kCnne  auch  für  rdne  Aast&nder-Eben  die  Klage  auf  Hei- 
stelloDg  des  ehelichen  Lebens  nnd  in  Verbindung  damit  der  Anspruch  aaf 
einstweiligen  Unterhalt  vor  deutschen  Gerichten  geltend  gemacht  werden, 
und  beide  Ansprüche  seien  auch  nach  angarischem  Rechte  begiändet 

Das  Landgericht  zu  Frankfurt  a.  M.  hat  dnrch  Urtdl  vom  31.5. 
1901  den  Antrag  auf  einstweilige  Verfügung  znräckgewiesen. 

Entscheidangagründe.  Zwischen  den  Parteien  besteht  .  .  .  eine 
gflläge  Ehe  .  .  . 

Zar  Ztät  der  Eheschliersung  war  der  Ehemann,  mag  er  nun  Ungsr  ge- 
wMen  sein  oder  keiner  Nation  angehört  haben,  Ausl&nder  im  Sinne  ds« 
Gesetzes  über  die  Erwerbung  and  den  Verlust  der  Bnndes-  und  Staats- 
angehörigkeit vom  1.  Jani  1670  (§  1,  2)  ond  des  deutschen  B.G.B.,  demgonili 
ist  anch  sdne  Fnu,  die  Antragstellerin,  durch  die  Hetrtrt  mit  ihm  Aoslinderin 
geworden.    (§g  1,  135  du.) 
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Ibre  persönlichea  Reehtsbeziehongen  zoduaDiler  räd  demgemtirB,  wie 
am  Alt.  14  E.G.  z.  B.G.B.  folgt,  nach  awlftndisehem  Rechte  nnd,  da  der 
Aatngsgegner,  wenn  er  jetzt  nicht  Ungar  ist,  jedenfallB  zoletut  dem  nngari- 
ichen  Staate  angehörte,  gemSra  Art.  29  ebenda  matonell  nach  nngarfscfaen 
Recht«  za  henrteilen. 

Formell  aber  kCnnen  diese  peraönlichen,  wie  auch  die  vermCgenBrecht- 
lichen  Beziehungen  von  Ansllindeni,  wel«he  im  DentKhcn  Reiche  wohnen, 
onternnander  vor  deutichen  Gerichten  geltend  gemacht  werden,  sowdt  die 
deotichen  Oeaetze  nicht  etwa  seihet  eine  BeschrSnkang  in  dieser  Hinsicht 
anfttellen.  Dm  ist  in  g  606  Abs.  4  C.P.O.  zwar  für  die  Soheidnngaklage, 
■deht  aber  tut  die  Klage  anf  eheliehe  Folge   oder  aof  Unterhaltszahlong 


Damach  sind  die  deutschen  Gerichte,  und  zwar  im  vorliegenden  Falle 
das  Landgericht  Frankfrirt  a.  M.,  zDstttndig, 

Der  Antrag  auf  Erlafs  der  einstweiligen  Verfllgnug  ist  gemärs  §  940 
(aP.O.  znlSsaig.  Materiell  konnte  derselbe  aber  keinen  &folg  haben,  weil  es 
an  der  nach  gg  936,  921,  293  C.P.O.  erforderiicben  Glaubhaftmaehnng  fehlt; 
es  ist  nicht  glaubhaft  geinacbt,  ob  das  angarische  Recht  für  die  persünlichen 
Besiehangen  der  Ehegatten  das  Domiziiprincip  oder  das  NationalitKtaprinräp 
als  mafsgebend  erklSrt.  Nach  den  eigenen  Ermittelungen  des  Gerichte  ist 
allerdings  aniunehmen,  daTs  das  Nationalitfttsprincip  gilt  .  .  .  Aber  welche 
OmndsStze  im  einzelneu  fflr  den  Anbrach  anf  Unterhalt  und  Leistung  eiuee 
KoetenTorschnsses  gelten,  .  .  .  darfiber  hat  die  Antragatellerin  nichts  glaub- 
haft gemacht.  .  .  .  Ee  fehlt  also  die  Yorsossetzung  zun  Eilafe  einer  einst- 
wdligen  TerfQgong,  nfimlicb  die  Glaubhaftmachung  des  Anspruchs,  za  der 
im  Torliegenden  Falle  gera&Ts  §  293  C.P.O.  nicht  nur  die  Glaubhaftmachung 
der  Thatsachen,  sondern  anch  die  des  tu  Ungarn  geltenden  Rechtes  gehört, 
und  der  Antrag  war  deshalb  .  .  -  zurfickzuweisen. 

Anf  die  von  der  RUgerin  gegen  dieses  Urtdl  eingelegte  Berufung  hat 
du  Oherlandesgericht  «n  Frankfurta.  H.  dnrch  Urteil  vom  7.  8.  1901 
dem  Beklagten  im  Weg  der  änstwnligen  Verfügung  anfg«^ben,  der 
KlSgerin  ...  zu  ihrem  Unterhalt  monatlich  120  Hk.  zu  zahlen. 

Entsehsidnngsgcünde:  Die  Ehe  der  Parteien  ist  zd  London  in 
formdl  nnaufechtbarer  Weise  geschlossen  worden.  Oh  durch  die  Eheschliernng 
eine  nach  nngaiiscfaem  Recht  giUtige  Ehe  zu  stände  gekommen  ist,  i^re  auf 
Grand  des  g  138  des  nngarischen  31.  Gesetzes-Artikels  vom  Jahre  1894  über 
das  Eherecht  zu  entschtiden.  Die  Frage  ist  jedoch  hier  nicht  zum  Austrage 
sa  bringen,  da  nach  §  46  dee  eit  Gesetzes  die  nichtige  Ehe  toi  ihrem  Aaf- 
hOren  nur  dann  fUr  nichtig  betrachtet  werden  kann,  wenn  sie  in  einem 
Niehtigkttteprozesse  als  »olche  erklKrt  worden  ist  Die  vorliegende  ist  dem* 
nach  als  ni  Recht  bestehend  anzusehen. 

FOr  die  Frage,  nach  welchem  Recht  die  Ansprüche  der  Antrag- 
stellerin  zn  benrtdien  sind,  hat  folgendes  in  Betracht  ed  kommen.  Die  in 
Art.  7 — 31  des  E.G.  z.  B.G.B.  enthaltene  Regelung  des  intemationalen 
nivatrecbts  erstreckt  sich  nnr  anf  bestimmte  einzelne  Materien.  Zn  den 
nicht  im  einzelnen  geregelten,  sondern  der  Wissenschaß  und  Pniüs  rai  Ent- 
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■ehädang  ttb«rlMaeiien  Ifngea  gebSrt  die  gewtcliclie  Unterhaltspflkht, 
aiugeiioiDiiien  den  in  Art  21  geregelten  Einselfkll.  £•  i«t  deshalb  m  nntcr- 
sochen ,  welche  Bef^  iich  Euia  den  ftllgemeiuen  GrandriitceD  des  jetsigen 
internktioiiftlen  Printrechta  für  die  Unterhaltspflicht  des  Ehemanns  gegen 
die  Ehefhw  etgeben.  Znnlichst  ist  featnutellen,  dafs  diejenigen  Beatimmnagai 
das  KG.  z.  B.G.B.,  welche  die  perstSnlichen  Uechtsbeziehnngen  zwiadioi 
Ehegatten  nun  Gegenstand  haben,  sich  nach  deutschem  Eherecht  anf  die 
gegenseitige  Unteitaltspflicht  bedeben.    (Art.  199  E.Q.) 

Nun  enthält  allerdings  der  Art  14  E.Q.  nur  die  podtire  Beslinunnng, 
dafs  die  pereÖDlichen  Rechtsbeziehnngen  deutscher  Ebegatten  an  einander 
nach  den  deutschen  GesetEen  benrt^t  werden.  Da  aber  die  das  Peracmal- 
statut  betreffenden  Vorschriften  des  E.G.  durchweg  das  Uümatsrecht  fSr 
mafsgehend  erklftren,  nnd  da  sich  hiernach  die  Vonchrift  dea  Art.  14  als 
ein  Aasflafs  des  Principe  des  Heimatsrechts  darstellt,  so  iit  ^ 
wie  auch  der  Vordemehter  annimmt,  dahin  aosiudehnea,  dafs  die 
persönlichen  Kechtsbeziehnngen  der  Ehegatten  flberbanpt 
dem  Heimaterecht  der  Ehegatten  unterworfen  sind  (^1.  aneh 
Niemerer,  Das  intern.  FriT.-fiecht  des  fi.G.B.  S.  142).  Es  ist  also  mit 
Btteksicbt  auf  die  Eigenschaft  des  Antragsgegners  als  Ansländer,  dema 
StaataangehCrigkeit  jedenfalls  die  ungarische  war,  nach  Art.  29  dea  E.G. 
nngarisches  Recht  anzatrendan. 

Die  weitere  Frage,  ob  eine  aiif  das  Wobnortsrecht  xnrückweiseDde 
Vonchrift  des  ungaiischen  Rechtea  vorliegenden  Falles  Beifickeichtigiing 
finden  miUste,  ist  in  den  Beatimmungen  des  E.G.  unmittelbar  nicht  beant- 
wortet. Die  Frage  ist  aber  im  Art.  27  E.G.  füi  diejeuigen  flinf  Fille  bejaht, 
in  welchen  das  E.G.  das  Uränatsrecht  als  für  die  AusUCnder  mafsgebend  er- 
klärt bat  Hieraus  ist  ohne  weiteres  xa  folgern,  dafs  eine  etwaige  Böck- 
verneieung  anf  deutsches  Recht  auch  anf  die  übrigen  in  analoger  Anwendong 
des  Gesetzes  dem  Heimaterecht  zu  unterwerfenden  FKlIe  ansrodehnen  sein 
würde  (vgl.  Hiemejer  a.  a.  0.  S.  85,  86).  Entschddend  für  die  Frage  nadi 
der  Anwendung  deutschen  oder  nngaiiechen  Hechtes  wird  hiernach  die  Fert- 
stellnng,  ob  das  ungarische  Recht  eine  BUckverweisang  auf  das  Wohnorts- 
recht enthält    Kes  ist  nicht  der  Fall. 

. . .  Durch  Geeetzartikel  31  vom  Jahre  1894  ist  das  Eherecht  im  König- 
reich Ungarn  f3r  die  Zdt  Tom  1.  1.  1895  an  neu  geregelt  worden.  Eine 
anf  das  Wohnortsrecht  znrUck verweisende  Bestimmung  hinsicfatticb  der 
persönlichen  Rechtsbeziehnngen  der  Ehegatten  ist  in  diesem  Gesetae  nicht 
enthalten.  Andererseits  ergiebt  sich  aus  seinem  Inhalt  in  Beiug  anf  die 
Unterhaltspflicht  zwischen  Ehegatten  das  folgende . . . :  (im  folgenden  wird  da^ 
gelegt,  dafs  nach  ungariBchem  Recht  die  Ehegatten  anch  für  die  Zeit  eines 
Ebestieites  einander  nnterhaltspfiichlig  seien,  nnd  dafs  eine  E^nsehiänknng 
der  eheminnlichen  Unterhaltspflicht  im  Falle  eines  Verschuldens,  insbeaondere 
des  Ehebruchs  der  Frau  hinsichtlich  der  Zeit  des  Bestehens  der 
Ehe  nicht  ausgesprochen  nnd  höchstens  für  die  Zdt  nach  rechtskräftiget 
Bejahung  der  Schuld  der  Frau  ancunehmen  sri,  welch  letalere  Voiana- 
tetznng  im  vorliegenden  Falle  nicht  gegeben  seL)  . . . 
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HJeraacfc  Irt  der  Unterhmltsanspnich  der  Antragitellerin  ^feiecht- 
taugt,  sofern  die  YennOgeiis-  und  ErwerbsTerhältnisge  der  Puteiea  die  Ge- 
wlhnug  dea  Unterhmltas  erforderlicb  BTWbtiiieD  lusen.  Uierftti  liegwi  die 
äutsSeblicheii  VomvMetzniigen  vor.  .  .  . 

Dtt  Anspruch  anf  Zahlnng  eines  FroierskoBten-VoTBcliiuBefl  sä  —  so 
wird  weiter  ansgefQhrt  —  mit  Rücksicht  auf  den  zugebilligten  Unterhalt 
hmOllig. 

In  dem  Hanptprozefs  hat  das  Landgericht  sn  Frankfurt  a.  H.  am 
89.  10.  1901  die  Klage  und  Widerklage  abgewiesen. 

£b  bejaht  zuo&chst  mit  Rücksicht  auf  g  606  C.P.O.  Heine  Zustfindigkeit 
fBt  die  Vorklage  auf  WiedeThentelluDg  des  ehelichen  Lebens  nnd  fährt  fort: 

Die  Entscheidung  über  die  Vorklage  auf  Wiederherstellung  des  ehe- 
]id«n  Lebens  hat  frrundsitzlich  nach  ungarischem  Hecht  zu  erfolgen,  da 
risendls  nach  deutschem  Recht  (E.Q.  z.  B.O.B.  Art.  U)  die  peiBönlichen 
Hechtsbedehuiigen  ron  im  Inlands  lebenden  ausländischen  Eh^atten  nach 
den  Recht  desjenigen  Staates  eu  beurteilen  ^d,  dem  sie  angehSren 
besw.  (Art.  29  das.)  zuletzt  angehfirt  haben,  andeierseits  mach  nach  dem 
demnach  hier  mafsgebeiideD  ungarischeu  Rechte  das  Recht  des  Staates,  dem 
die  Bh^atten  angehören,  und  nicht  desjenigen,  in  dem  ue  wohnen,  auf 
pefsSnIichen  Staatabeziehnngen  zu  einander  anzuwenden  ist 

Ans  g  77  des  ungarischen  31.  Gtaselzartikela  von  1891  ist  nun  zu  folgern, 
daia  dns  Klage  auf  Wiederheistellung  der  ehelichen  Oemeinschaft  an  sich 
mlHnig  ist,  wenn  auch  die  Wiederherstellung  nicht  durch  Zwangsvollstreckung 
herbeigeführt  werden  kann. 

Dem  darauf  gerichteten  Klagebegehren  der  Klägerin  hat  aber  der  Be- 
klagt« den  Einwand  entgegengesetzt,  dafe  sie  die  Ehe  gebrochen  habe  und 
noch  mit  dev  Ehebrecher  zoHammenlebe,  and  daTs  er  deshalb  berechtigt  s«, 
die  eheliche  Gemeinschaft  zu  verweigern. 

Ob  dieser  Einwand  nach  ungarischem  Recht  begründet  ist,  kann  dahin- 
gwtellt  bleiben,  denn  nach  deutschem  Rechte  (g  1853  B.G.B.)  kann  ein  Ehe- 
gatte die  eheliche  Gemeinschaft  verweigern,  wenn  er  berechtigt  ist,  auf 
Scbddung  zu  klagen,  was  bü  einem  Ehebruch  der  Kl&gerin  zuträfe;  und 
wenn  nun  das  ungarische,  also  auslftudiBche  Gesetz,  dem  nicht  schuldigen 
Gatten  die  Befugnis,  dem  ehebrecherischen  Teil  die  eheliche  Gemeinschaft 
zu  verweigern,  versagte,  so  wäre  die  Anwendung  dieses  ungarischen  Ciesetcea 
nach  Art.  30  E.G.  z.  B.G.B.  Busgeechlossen,  denn  nach  deutscher  Auffassung 
wldenpricbt  es  dem  uttlichen  Wesen  der  Ehe,  dais  der  ehebrecherische 
Gatte  von  dem  anderen  Teile  die  eheliche  Lebensgemünschaft  solle  ver- 
langen können,  zum  mindesten  dann,  wenn  .  .  .  der  ehebrecherische  Giatte 
aät  dem  Ehebrecher  zusammen  in  der  bisher  ehegemeinschaftlichen  Woh- 
nung lebt 

Dies  letztere  sei  —  so  wird  weiter  ausgeführt  —  bewiesen. 

Die  Klage  war  deshalb  abzuweisen. 

Der  Ehebruch  der  ElSgerin  hätte  Widerklage  anf  Scheidung  materiell 
bc^prfindet.    Indessen  war  diese  aus  formellen  Gründen  ebenfalls  abznwdsen. 

Nach  §  U4  des  auch  fUr  die  Widerklage  aus  denselben  Gründen  wie 
nt  die  Vorklage  anzuwendenden  ungarischen  Oesetzartikels  31  von  1894  ist 
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in  dem  Eheprozefs  ejnes  nngKrischen  StantabGrgen  nur  das  Citeil  det 
Dogarischen  Gerichts  wirkum,  also  such  onr  das  nngansdie  Giericht  cor  Ent- 
schödnng  über  einen  solchen  Prozers  zaetflndig,  denn  es  wäre  wideiMnig, 
einem  BDsIftndischen  (d.  i.  hier  einem  dentschen)  Gericht  iwar  die  PrazcO- 
handlnngen  za  gestatten,  diesen  Prozefshandliuigen  aber  die  WiikMmkdt 
zu  verMgen. 

Da  eich  nan  der  Beklagte  seihst  noch  daianf  bemft,  dars  er  .  .  .  jetxt 
ni>ch  Ungar  sei  nnd  die  Klägerin  jeden^le  aach  AnslBnderin  ist,  so  e^ebt 
doh  aus  §  606  Abs.  4  G.F.O.  die  Unzuständigkeit  der  dentschen  Gerichte  Ar 
die  Schddnngsklage. 


IHe  in  Bezug  auf  Anerkennung  auslMdischer  ürteüe  entstdiende 
Frage,  ob  das  ausländische  Gericht  guständig  war,  ist  gemäfs 
§  328  Ziff.  1  C.P.O.  nach  deutschem  Secht  m  beurteilen,  and 
zwar  auch  hinsichäich  materieUrechilicher   Vorfragen. 

Urteil  des  OberUndesgerichts  CeUe,  II.  Civ.-Senat,  17.  3.  1902. 

Die  Klfigerin  zn  Saaz  (Österreich)  hatte  dem  Beklagten,  der  in  Baamoia 
Domizil  hat,  eine  sog.  Kontrollkasse  geliefert  Sie  klagte,  als  der  Beklagte 
die  Easee  wegen  des  Vorhandenseins  ron  Mängeln  zurücksandte,  bei  den 
Bezirksgericht  Saai  auf  Zahlung  nnd  erwirkte  die  rechtskräftige  Varorteilang. 
IXe  Klage  auf  Erlafs  des  Voll streckungsurteila  wurde  vom  Oberlande^ericht 
Celle  unter  Anwendung  dee  in  der  Überschrift  bezeichneten  Grundsatsee  ab- 
gewiesen. Das  Gericht  führte  aus,  daTs  wenn  die  Faktura  der  Klägerin  ab 
ISrfllltnngsort  für  das  Becbtsrerhältnis  in  seinem  gesamten  Um&uge  Saai 
beadchnete,  nnd  diese  Bezeichnung  nach  österreichischem  Recht,  insbesoDdoe 
nach  §  88  *  der  Jurisdiktionsnorm,  für  den  ErRlIlnngsort  marsgebend  sei,  dies 
tOx  die  Erlassung  des  VoUstrecknngsurteils  nicht  entscheidend  seL  Umäi 
konstanter  deutscher  Rechtsprechung  sei  ein  solcher  FaktaiaTennerk  fHr  des 
ErfUUnngsort  nicht  Ton  Belang  und  bcgrOnde  somit  auch  nicht  die  ZostXadig- 
keit  des  Gerichtes  des  auf  der  Faktura  beadcbneten  ErfQllungsortea  im  Sinne 
des  §  29  C.P.O.  —  Das  Rericht  Saaa  sei  also  im  Sinne  der  gg  29,  328' 
CJ*.0.  nicht  Kuetändig. 

Das  Urteil  führt:  femer  aus,  dab  daa  Gericht  in  Saa>  anch  nicht  zu- 
ständig im  Sinne  des  g  328  ■  unter  dem  Gesichtspunkt  dee  §  23  C.F.O.  ge- 
Teeen  su,  wie  die  Klägerin  mit  Beziehung  auf  die  an  sie  aniückgeechiekte 
Kontrollkasse  behauptet  hatte.  Diese  Kontrollkasse  sei  zu  keiner  Ztit  Ggen- 
tnm  des  Beklagten  getrarden.  Be  heifst  im  Urt«I:  .  .  .  „ZurOcksn weisen  ist 
die  Anncht,  daTs  der  Gerichtsstand  des  g  23  C.P.O.  nicht  begründet  aei,  weil 
der  Beklagte  einen  Wohnaits  im  Deutschen  Rdche  habe.  Ißcht  det  Wort- 
laut, sondernder  GrnndsatB  des  g  23  ist  in  Anwendung  zu  bringen.  Der 
Grandaata  aber  besagt,  dab  ein  Gericfataatand  dea  Vermc^ens  gegen  tinai 
ansUlndiscben  oder  wohniitzlosen  Beklagten  dann  im  lulande  b^^rflndet  ist, 
wenn  der  Beklagte  im  Inlande  VeimDgen  hat    Der  dratache  Ritter  bat  n 
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prüfen,  ob  da«  anglSndMche  Glericht  zum  Eriafe  des  Urtüls  zuständig  ge- 
weaen  wSre,  wenn  ea  die  deatschen  ZustindigkeitevoTBchnften  ananwenden 
gehabt  bätte.  „Es  sollen  also,  soweit  es  sich  nm  die  tbatsEchlichen  Vorans- 
aetxongen  ini  diese  Anwendbarkeit  handelt,  überall  an  die  Stelle  der  dentschen 
VerbtUtniBse  die  entsprechend en  Verhältnieee  des  Aaslandes  treten.  Das  ist 
keine  analoge,  sondern  öne  direkt«  Anwendung  der  einheimischoi  Frozers- 
gesetze  anf  Fülle,  die  zwar  an  sich  anroerhalb  des  Bereichs  der  dentschen 
Rdchegeeetzgebang  liegen,  die  aber  gleichwohl  der  dentsohe  Gleeetzgeber 
seiner  ansdrüekliehen  Anordnniig  zufolge  insoweit  nach  dem  inländischen 
Becht  behandelt  wissen  will,  als  die  Zwangsrollstrecknng  im  Dentschen 
Beiche  in  Frage  konunt"  (vgL  Busch  n.  Sydtnc,  Anm.  2  za  §  328;  J.W.  1891 
S.  334  u.  S.  335  Nr.  11.  1900  S.  590  Nr.  77). 


Art.  11  des  Haager  Abicommens  14.  11.  1896  beineht  sich 
auch  auf  den  Ausländervorschufs  eitr  Sicherheit  für  die  dem 
Staate  gukommenden  Gebühren^). 

Beschlola  des  Beichsgerichts,  II.  Civ.-Sen.,  10.  10.  1902,  i.  S.  Pradez 
c.  Brückner  (II  223/1902). 

Der  in  LQttich  wohnende  Kläger  nnd  Bevisionskläger  Pradei,  der  un- 
bestritten bel^Bcher  Staatsangehöriger  ist,  hat  gegen  die  VerfQgnng  TOm 
25.  6.  1902 ,  dnrch  welche  auf  Gmnd  des  g  85  Abs.  1  des  Oerichtskosten- 
gesetzes  die  Erbebang  des  dreifachen  Gebflhrenvorschusses  fflr  die  Bevisions- 
instanz  angeordnet  worden  ist,  Erinnerung  erhoben.  INeselbe  mnlste  als  be- 
grtUidet  erachtet  werden. 

IHe  von  dem  Kläger  bestrittene  Verpfliohtnng  zur  Leistung  dieses  drei- 
fachen Vorechones  wflrde  nach  dem  bezogenen  g  85  anzunehmen  sön, 
woin  nicht,  wie  er  geltend  macht,  seine  Befreinng  hierron  aus  der  Aus- 
nahmebestimmung des  g  85  Abs.  2  Taß.  1  des  Gerichtskosteogesetzes,  oder 
doch  ans  Artikel  11  des  Haager  Abkommens  zur  Begelung  von  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts  vom  14.  U.  1896  (Reicfascesetzblatt  1899  S.  290) 
herzuleiten  wäre. 

Ob  dem  Kläger  beiüglich  der  ersten  Frage  beizutreten  wäre,  ob  ins- 
besondere gegenüber  der  rechtlichen  Begründung  des  Beschlusses  der  yer- 
einigten  Civilsenate  rom  21.  6.  1902  (I.  173.  1901)  Über  die  Tragweite  und 
Bedeutung  des  g  110  Abs.  2  Ziff.  1  der  C.P.O.  die  bisherige  Bechtsprechnng 
namentlich  auch  des  erkennenden  Senates,  wonach  die  Befraung  belgischer, 
fransSuscher  und  luiemburgiEcher  StastsangehtSriger  von  dem  dreifachen 
TotechnTs  schon  am  deswillen  angenommen  wurde,  weil  in  diesen  Ländern 
anch  Deatscbe  zu  einer  besonderen  Vorauszahlung  oder  Sicherstellung  der 
Oerichtskoeten  nicht  verpflichtet  grien,  sonach  g  85  Abs.  2  Ziff.  1  cit.  zu- 
treffe (vergl.  n.  a.  J.W.  1B97  S.  190  Nr.  17,  1898  S.  71  Nr.  29,  auch  Peteram' 
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Anger  m  §  HO  Bern.  10),  KnfrechtsDerlialtei]  wfire,  beduf  nicht  der  ETSrtoning 
nnd  Eotscbeidnug ,  da  die  Befrnnng  belgücber  Stmotaangehurigcr,  die  in 
doein  der  VertragHtaaten  wohnen,  vop  dem  dreifiwheD  Vonchnla  der  O«- 
ricbtagebChren  neb  jedenfalls  aaa  Artikel  II  dea  erwafanten  Uaager  Ab- 
kommens ergebt. 

Ke  Frage,  ob  rieb  dieser  Artikel  11  nicht  lediglich  auf  die  Sieherbeita- 
IcütoDg  für  die  der  Gegenpartei  entstehenden  ProierskoBten, 
■ondera  auch  aaf  die  l^cherstellnng  der  dem  Staate  nutehenden  Oeriebta- 
gebAhren  besiehe,  bt  streitig  und  bietet  Anlafe  zu  Zwdfeln.  Der  Senat  tritt 
der  Anriebt  bei,  daTs  die  Frage  zu  blähen  sei. 

Der  Artikel  11  cit  lautet  im  fraDcösiBchen  Text: 

„Ancnne  cantion  ni  däpSt  soos  qaelqne  däoomination  qae  ce  soit,  ne 
pent  Stre  impos^  üt  raison  seit  de  lern  qualitä  d'ätrangera,  soit  dn  difant  de 
domidle  ou  de  rMdence  dana  le  pa^s,  am  nationaiu  d'nn  des  Ktata  cos- 
tiactanta,  a;ant  lenr  domidle  dans  Tun  de  cea  Etats,  qui  seroat  demandeois 
00  interrenants  devant  lee  tribnnanx  d'nn  anire  de  ees  Etats." 

Der  dentscbe  Test  bat  folgenden  Wortlaat:  „Treten  Angehörige  eines 
der  Tertragsstaaten  in  einem  anderen  dieeer  Staaten  als  Klfiger  oder  Intcr- 
venienten  vor  Gericht  aaf,  so  darf,  sofern  aie  in  irftend  rioem  der  Verttags- 
staaten  ihren  Wohnritz  haben,  ihnen  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  AnaUtnder, 
oder,  weil  rie  keinen  Wohnritz  oder  Aufenthalt  im  Inlande  haben,  «ne 
Sicberheitsl^Btnng  oder  Hinterlegung,  unter  welcher  Benennong  es  auch  sei, 
nieht  auferlegt  werden." 

Die  Dberachrift  zu  den  Artikeln  11—18  lautet  im  fraoiörischen  Text: 
„Cantio  judicatnm  eolvi*,  und  im  dentackcn  Text  „Sieberhritsleistung  tBr 
die  Proiefskosten". 

Die  fragliche  Beetimmang  begreift  nach  dem  Wortlaut  der  beidrai  Texte 
jede  Vorschnfa-  beaw,  Sicherheitrieistnng,  die  einem  AnsUnder  wegen  dieaO' 
■einer  E^enechaft  oder  wegen  mangelnden  Wohnaiteea  im  Inland  ans  Ajilals 
■rines  Auftretens  tot  Gericht  als  Kl&ger  oder  als  Interrenient  anferl^  werden 
kannte,  ohne  Unterschied,  zu  welchem  Zweck  oder  za  wessen  Gunsten  die- 
selbe zu  leisten  ist.  Dieselbe  nmfiifst  daher  aach  die  Sichentellnng  der  dan 
Staate  zustehenden  Gebfihren.  In  dem  Worten:  sous  qnelque  ddnomination, 
que  ce  soit,  hat  die  Allgemeinhdt  der  Beetiromnog  ünen  prügnanlen  Ansdnick 
gefiinden.  Auch  der  anf  Erleichterung  der  intemationaleo  Reehtsbeiiehungen 
durch  mÖgUchste  Beadtigung  der  Sonderbeatimmiingen  für  AusUnder  an 
Gnnsten  der  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  gerichtete  Zweck  jener  Ab- 
machung spricht  für  die  allgemrine  Tragwäte  deraelben.  Bei  anderer  Ans- 
legnng  würde  jener  Zweck  bezUgUch  Deutschlands  in  anem  weeentlichen 
Puikte  nicht  erreicht  werden,  und  ee  ist  nicht  ansunehmen,  dafs  dne  solche 
Sondentellung  eines  ätaatee  hinrichtlich  rinea  erheblichen  Trilei  der  im 
Prozesse  erwachsenen  Kosten,  die,  nenn  ne  anch  dem  Staate  geschnldet 
werden,  immerhin  Proiefskosten  jeden&lls  im  writeren  Sinne  sind,  beabriebtigt 
gewesen  a«. 

Bedenken  gegen  die  hier  Tertretane  Ansicht  werdm  bvgeleitet  weseot- 
lieb  einmal  aus  der  Überschrift  der  betreffenden  Artikel  und  sodann  aw 
dem  Umstand,  dafs  bä  den  Verhandinngen  der  internationalen  Konunisrioii, 
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welche  BQ  dem  AbachloGi  dea  Abkommens  gefUbrt  haben,  besSglich  deg  In 
Frage  Btebenden  Pimktei  immer  nur  von  den  der  Partei  enMandeaen  bexw. 
geMhnIdeten  Prozerskosten  die  Hede  gewesen  sei.  Waa  die  Überschrift  an- 
langt, M  iBt  es  richtig,  dafs  der  Ansdrack  cautio  jvdiealum  solei  fn  der 
KechtHprache  die  Sicherheitaleirtnng  fiir  die  der  Gegenpartei  eventnell 
XU  ersetzenden  Koeten  bedeutet.  Wenn  indessen  anch  die  Überschrift  eines 
Geaetfabecbnittee  ud  nicht  nnwesentlichefl  Anslegangsniittel  bildet,  so  ist 
dieselbe  doch  nicht  entaeheidend.  In  erster  Linie  kommt  ei  auf  den  Text 
an,  nnd  es  ist  dorcbaiis  nichts  Ungewöhnliches,  dars  dieser  enger  oder  wcdter 
ist,  als  nach  der  Überschrift  anzunehmen  sein  möchte.  Im  rorliegenden 
Falle  erklftrt  sich  die  Überschrift  ans  dem  Umstand,  dab  bei  der  Sedaktian 
des  Abkommens  das  besondere  Bjstem  der  deutschen  Uesetzgehnng,  wonach 
tön  ToiKhors  für  die  GerichtsgebDhren  ni  leisten  ist,  nicht  bekannt  gewesen 
besw.  bei  den  Veriiandlnngen  nicht  zur  Sprache  gekommen  ist  Es  ergiebt 
sich  dieses  inbesonder«  ans  einer  Aaskimft  des  Auswärtigen  Amt««  des 
Deutschen  Reiches,  welche  in  önem  Beechlnaie  des  Oberlaodesgericbts  m 
Hamburg  rom  8.  2.  1901  (Entscheidungen  der  Oberlsndeegerichte  Bd.  2  S.  208, 
Seuffert,  Archir  56  Nr.  161),  in  dem  gleichblls  die  Anwendbarkdt  des 
Artikels  11  aof  die  GerichtsgebDfaren  angenommen  wurde,  mttget^t  ist 
Dafür,  daTs  man  bei  den  Verband inngen  Sber  das  Abkommen  überhaupt 
nicht  anf  die  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Tersehiedeneu  Verhält- 
nisse eingehen  wollte,  vielmehr  jede  besondere  Sicberheitsleiatung  der  be- 
treffenden Anallinder,  in  welcher  Form  and  für  wen  ne  zn  leisten  sd,  wollte, 
sprechen  insbesondere  die  bereits  hervorgehobenen  Worte  „sous  qnelqne 
d^omination  qne  ce  soit",  und  dafür,  dafs  es  nicht  angängig  ist,  die  Be- 
stimmmig  streng  auf  den  Umfang  der  Überschrift  zu  beschränken,  spricht 
gleich  der  Eingang  des  Artikels  11  „Aucune  cantioa  ni  ddpöt". 

Der  Umstand,  da&  bei  den  Yerhandlnngen  nur  von  den  Proielskosten 
der  Parteien,  nicht  auch  von  den  GebGhren  des  Staates  die  Rede  gewesen 
ist,  erkl&rt  sich  gleichfalls  ans  dem  Umstände,  dafs  die  flbiigen  Staaten  nur 
rine  Sicherheitsleistung  fOr  solche  Parteikoiten  kennen,  und  die  besonderen 
Einrichtungen  einzelner  Staaten  nicht  speciell  zur  Sprache  gebracht  worden 
rind.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dafs  (Ue  allgemein  getroffene  Verfügung  auf 
solche  Kosten  der  Parteien  beschränkt  werden  sollte.  Insbesondere  ist  an- 
sunehmen,  dals,  wenn  im  Interesse  der  internationalen  Beziehungen  die  Be- 
seitigung der  von  AnsULndem  fOr  die  inländischen  Parteien  au  stellenden 
besonderen  Sicherheit  fßr  zulässig  erachtet  wurde,  bezüglich  der  Sicherung 
der  dem  Staate  zustehenden  OerichtsgebUhren  eine  andere  Anflassting  nicht 
ol^ewaltet  hat 

Endlich  kann  aneh  aus  Artikel  12  des  Abkommens,  der  allerdings  eine 
Erleichterung  der  Elnziehang  nur  der  Parteikosten  gegen  die  Auslünder 
im  Auge  hat,  ün  entscheidendes  Argument  gegen  die  hier  vertretene  An- 
nahme, ttr  die  nch  auch  das  Oherlandesgericht  Cöln  ausgesprochen  hat 
(Bhän.  Archiv  97  I  S.  163),  nicht  hergelätet  werden. 

Zu  verweisen  ist  noch  auf  die  analoge  Bestimmung  in  Artikel  56  Abs.  2 
des  Bemer  internationalen  Übereinkommens  Über  den  Eäsenbahnfraehtver- 
kebr  vom  14.  10.  1890  (RdchsgeseUblatt  1892  8.  793  ff.),  die  in  der  Theori« 


618  BechUpiechuiig :  DentschUnd. 

and  Prang  nicht  nur  auf  die  Proselskoaten  der  Parteien,  Mmdem  aocb  uf 
den  crhShteo  Vonchnft  gegenüber  dem  SUate  (g  85  dt)  betogsn  wlid. 
(Vergl.  GerHntr,  IntenulianaleB  Ksenbabnfraclitrecbt,  EigSnmiigabMDd  m 
Artikel  56*  Ul  S.  131.) 


Mafsgehlichkeit  der  bisherigen  Kollisionsnormen  für  Reckts- 
verJiditnisse  alten  Rechtes.  Die  Klausel  cif  für  den  ErfmUmgsori 
tmd  demgemäfs  für  die  intemational-privatrechtliche  Frage  ohne 
Bedeuttmg. 

Urteil  des  Beichsgeiicbts,  VI.  C.-S.,  24.  10.  02,  i.  S.  Klepog  e.  Sterenson  &  Co. 
(VII  241/1902.) 

Entgehe  idongBgrdnd«: 

Streitig  ist  lediglich  die  Gegenforderang  de»  Beklagten,  die  «ich  dki«if 
grSndet,  dafs  die  Kifigerin  ihren  Verpflicbtungeii  ans  dem  Vertrage  nicbt 
nachgekommen  sei.  Der  Vertrag  ist  nach  der  Featetellnng  des  Bemfouga. 
lichtere  im  Dezember  1899  zu  Rotterdam  geschlotaei).  Pfir  du  av  üun 
erwachsene  SchaldverhUtnie  bleiben  daher  die  bisheiigea  Gesetfe  malägebeiid 
(Art.  170  dee  E.Q.  s.  B.O.B.).  Dies  gilt  aach  für  die  Frage  nach  dem  Ört- 
lichen Rechte,  welchem  das  SchnldverhlUtniB  in  Beziehung  aof  die  Ver- 
pflichtung der  KlHgerin  unterworfen  ist  Sie  kann  nur  nach  Hafsgabe  der 
bisherigen  Normen  des  interuatiocalen  Privatrechts  entschieden  werden, 
unter  deren  Herncbaft  die  Obligation  entstanden  ist.  Nach  der  featsteheDden 
Bechtsprechung  des  Eeichsobetbandelsgerichts  und  des  Reicbsgericbts  ist  das 
Srtlicbe  Recht  des  SchaldTerhSItniBses  in  erster  Linie  da^enige,  welchm 
sich  die  Parteien  aosdrücklich  oder  stillschweigend  onterworfen  haben,  und 
in  Ermangetnng  dnee  erkennbaren  Partdwillens  das  Recht  des  ErfüllnngS' 
ortes  (rgl.  die  Znsammenatellnng  hei  Sehbän,  Entachddungen  des  Ober- 
tribnnals  Bd.  1  No.  IS  S.  72  1  Ana.,  wo  auch  entsprechende  Urteile  des  toi^ 
mah'gen  preurniHchen  Obertribunals  angeföhrt  und,  femer  Entschddongen 
des  Reichsgerichts  Bd.  4  S.  246,  Bd.  9  S.  227,  Bd.  14  S.  239).  Ohne  Be- 
deutung ist  hiemach  für  die  intemationalrecbtliche  Frage  der  Entstehnngs- 
ort  der  Obligation.  Der  Berufnngsrichter  wendet  im  vorliegenden  Falle 
das  niederländische  Recht  an,  weil  anzunehmen  sei,  dafs  die  Parteden  nch 
diesem  Rechte  hKtten  unterwerfen  wollen.  Als  Grand  füt  diese  Annahme 
wird  aber  nur  geltend  gemacht,  daTs  Rotterdam  sowohl  Entstehimgs-  wie 
Erfttllungsort  fdr  die  VerbindÜchkdt  der  Kl&gerin  sd.  Das  erstere  ist  nicht 
zn  beanstanden,  das  letztere  aber  insofern  nicht  zutreffend,  als  mit  Uni«dit 
der  Klausel  df  eine  Bedeutung  für  den  ErfUllongsort  beigelegt  wird.  In 
dem  vom  Berufnngsrichter  in  Bezug  genommenen  Urteil  ist  in  Über- 
einstimmung mit  der  bisherigen  Praxis  anagefQhrt,  dab  lach  die  gedachte 
Klausel  nur  auf  gewisse  Kosten  beziehe  nnd  am  &fGllungBorte  nichts  Andere 
(Tgl.  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichtii  Bd.  13  S.  437  nnd  des 
Reichsgerichts  Bd.  14  S.  114),   also  das  Oegentdl   von  dem,    was  der  Be- 
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rafimgaiolitoT  ala  Liknlt  du  Uiteib  boscäohiMt.  Daogemib  ennrnngvlt  die 
Annmhiw  «inei  fir  du  MiederiViidiMfae  B«dit  mtsebcddmden  PaiWirillai» 
der  Bdgrfindnng.  Ein  aolcher  M  nmch  dar  i»<tif_m  Lage  d«r  Sache  über- 
teapt  nicht  e^oulwr.  Demnach  wflrda  du  Raeht  dea  BrfillungaarUa, 
ab  nleher,  aowdt  eiaichtUeh,  Olaagow  an  gelten  haben  wird,  fDr  die 
BeorteOiing  der  atreitig(n  QegenfMdenmg  mal^bend  Mio.  EHe  Auwendong 
dea  niederiXndiachen  Kechtea  beruht  auf  rechtlich  nnhaltbarer  Omndlage, 
denn  NaohprUfiuig  dem  BeriHOnagerichte  nicht  antEogen  iit  (Entschddnngen 
dea  Bdchagerichta  Bd.  6  S.  895).  Daa  Berofhugaorteil  var  daher,  ohne  daA 
saf  d»  flbiigen  BcTiaionaangrifie  rinangohen  wftre,  aafaatnbeo  and  die  Sache 
in  die  Vorinetana  EtufidunTerweiMn ,  damit  die  Qegenfordenmg  anderweit 
tmtir  Berflckiichtigwig  dea  nach  voratehendem  anao  wendenden,  in  Sdiottland 
geltenden  Beohtea  geprüft  weide. 


Schutt  der  Warenheeeickmmgen.  Ausländische  Firmen,  welche 
tti  Deutschland  eine  Sandelsniederiassung  haben,  stehen  den  In- 
ländern gleich. 

UrteU  dea  Bdchigeriebta,  II.  Str.-Sen.,  aO.  10;  1902,  i.  S.  e.  Friederaann, 

D.  SITMM 

Ana  den  Grtlnden: 

Ihren  enten  Angriff  gründet  die  ReviBion  auf  die  Behanptnng,  der 
awdte  Abeata  dea  9  2S  dea  Qeaetaea  anm  Schntae  der  Warenbeaeiolumngen 
beaidie  ^h  ancb  .Mif  «olcbe  anaUnditehe  Flnaen,  die  in  Dentaclüand  eine 
Handelaniederlaaaong  tiaben".  Die  Firma  F.  Beddawaj  &  Co,,  die  in 
Hancheater  gdomiaüiere"  nnd  einen  Inlandarertreter  nicht  habe,  aei  daher 
Bor  Stellnng  eines  Utraftntraga  nicht  berechtigt  gewesot. 

Allein  dieee  AnefÜhrang  der  Eerison  i«t  rechtnrrig. 

Nach  dem  |  S3  ist  entscheidend  die  NiederlaasoDg,  nicht  aber  die  Staatt- 
angehörigkeit [Entsebeidnngen  in  (STilsaehen  Bd.  41  S.  66  inebea.  69).  Wer 
im  Inlande  eine  Niedwlaaaaog  nicht  betitst,  hat  anf  den  Schatz  dea  Gteaetaes 
vor  Anspruch,  wenn  die  von  dem  ersten  Absati  des  §  23  nSher  gekenn- 
amchnete  Gegenseitigkrit  besteht,  und  in  Ansehong  der  Oellendmachnng  des 
Ansprache  anf  Schnti  eines  Warenaedcbens  —  nicht  aller  Warenbeaeichnnngen 
(Entacbeidnngen  Bd.  31  S.  SO)  —  wird  im  aweiten  Absata  beetimmt,  daHi 
Ueno  ein  ioUndischer  Vertreter  beateilt  sdn  mOese.  Wer  aber  —  ao  erpebt 
rieh  ans  dienen  Beatimmongen  nnsweideiitig  —  «ine  Niedarlaasong  im  Inlande 
beaitat,  nnteriiegt  weder  der  beschrinkenden  Yoranseelning  dea  orsten  Ab- 
eataea  noch  dem  Tcrtaetercwang  de«  awetUm  Abaatcea.  Der  geBat:igebariaelie 
Grand,  anf  dem  die  Vorachrift  den  swtiten  Absataea  beruht,  nlmllch  £r- 
Idcbteiiuig  dee  geachlftUdien  Verkehrs  awiscben  den  beteiUgten  Kiäsen 
nnd  dem  Patentamt  eineraeitB  nnd  dem  im  Analanda  wahnenden  BercchtigtM 
andereradti  (Begtündnog  an  §  21  dea  Entwuft,  Draefceaeben  dai  destiehen 
ZatUehiltt  r.  iDtam.  PilTst-  D.  offiDtl.  Btaht.    ZU.  ^1 
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BsioliaUgB,  9.  I>g.-Per.  □.  Scn.  1893/9i  No.  70  S.  19),  wbde  im  FsUe  te 

Dia  Btige,  die  fibrigsoi  die  Amuthme,  dftfg  die  erwlfaute  en^iachc 
flra»  eüie  MiederlaMang  im  Deotochen  lUehe  habe,  nicht  bcmliigelt,  geht 
■omit  fdil 


Belgien. 

Für  die  Atisprüehe  aus  dem  SeetroHgportverirage  ist  das  Recht 
des  Abladehafens  nu^sgebend. 

Cour  d'appel  Gent  2.  S.  1901,  Moreels  c  Jum  (J.  XXIX  390). 

K>  wurde  mw  einem  SeetHnspoTtrertiag  wegen  achnldhaiter  H«rana 
g«gen  Kftpitln  ond  Schifieigner  uf  SchrndeoMmtn  g^agt  Du  Sehift 
wmi  engliMh.  Der  Tnupoitvertrag  ww  swiecben  Englindem  Im  Anetand 
geaehloaMn,  nnd  der  BcMimmongtliafen  wu  englieeh.  Du  Schiff  wmde 
aber  infolge  der  Uarmiie  in  den  Hafen  Ton  Gent  geaoUeppt.  Infolge  im 
letitereu  UmaUndei  benitcdlte  du  Gericht  die  KUgenaprtcbe  gvnlla  da 
belgiKhen  Beeht 


England. 

Eheschliefaung  vor  einem   englischen   Konsul   tn  Franireieh. 

Bigh  Coort  oF  Jnrtice,  QuLSceiy  Dinmon  28.  5.   1900,  Emj  c  Noithcoto 
(The  law  timu  U.  7.  1900,  J.  XXIX  151). 

Vor  dem  engliechen  Konml  in  Bordeaux  hatte  an  Fnasoae  mit  einei 
fiigllitderin  in  OemUaheit  der  engtiKhen  VoiBchriftan  die  Ehe  geechloom. 
Der  Gerichtshof  eiUXrte  die  Ehe  fflr  gQltig,  ungeachtet  der  Ton  xitai  der 
franztEsischen  Gericht«  erfolgten  IfichtigkdtaerklKmng. 

Anm.:  Daa  maTageheDde  Geaetx  iat  die  „Forrign  Harriage  Act  1893* 
(55  IL  56  Vlct  eh.  23),  «dche  Konflikte  wie  den  vorlif^enden  onsweiEUhaft 
prindi^l  anlKlat,  aber  deren  Vorkommen  m  Terhindem  aocht  dnrch  die 
Beetimmnng  dea  Art.  19:  „A  marriage  oEBcer  shall  not  be  reqidred  to 
Bolemnize  a  marriage,  or  to  allow  a  marriage  to  be  aolanniiod  in  bia 
preacmoe,  if  in  hii  opinion  the  aoleniniaation  throeof  wonld  be  inconaiatenl 
with  International  law  or  the  comitj  of  nationa*  Dieae  Be- 
I  iat  Tom  englischen  Konsul  im  gegebenen  Fall  anber  acht  gdamcn. 


Belgien,  EsgUnd,  nwikreioh.  Q2\ 

Für  das  ehdiehe  QiUerredU  ist  lex  äomicdiä  des  Ehememne» 
mir  Zeit  der  Eheschttefsung  mafsgehend. 

Coort  of  ftppeal  90.  4.  1900,  LooBteUn  c.  LoOBteUn  (The  Lkw  llmM 
1&  &  00,  J.  XXIX  380). 

£äne  FransÜdn,  Fnn  Gnillkrd,  geborene  Lonatelu,  hatte  1870,  toi 
ihrei  Terheintong,  vfthrend  üe  in  England  wohnte,  ein  Tottament  eniohtet. 
Se  hcdntete  1874  in  England  den  Fmnzoaen  GDillard,  welcher  damals 
gleich&llB  in  England  wohnte.  Der  Ehemann  siedelte  im  Jahr  1890  ohne 
■eine  Fian  nach  Fiankidoh  Aber,  wo  er  aneh  1894  wohnte,  als  dl«  Ftan  in 
v»^»«!*  itaib. 

Die  Wiiksamkeit  das  Testamentes  wurde  bestritten  nnter  Bemfimg 
aaf  die  Vonduift  des  *in^m-ii»a  Beehtcs,  wonach  ein  Testament  dnroh  spKtera 
Ehesehlie&oag  aufgehoben  wird  >>  —  Der  Geriebtibof  eridirte  das  Testament 
flir  oBwirksam,  indem  er  annahm,  die  angegebene  englisehe  Bechtsronohrift 
betreffe  den  ehelieben  Gatentand.  FOr  lettteren  aber  ad  dsa  Becht  des 
Dondiils  des  Elu^Uam  am  Tag  der  EbeecUietsong  malsgebeiid.  Die  eng- 
Ksehe  Testamentsr^el  grdfiB  daher  Plati. 


Frankreich. 


1.  Anerjcemamg  einer  von  detäschen  Gerichten  ausgesprochenen 
Ehescheidung  itaUeniseher  Staatsbürger?  S.  Persondlatatut  der 
Ausländer  getnäfs  Art.  3  Code  dvü. 

Die  Frage  an  1  ist  neoerdings  von  dem  Tribunal  eiril  de  la  Seine  in 
awei  Tondnander  abwäcbenden  Urteilen  behandelt: 

1}  10.  7.  1901  (J.  XXVIU  S.  967)  in  Sachen  PtoM  g%en  Päntä  und 
Gaaotti  (i.  ehambre). 

2)  18.  11.  1901  (J.  XXIX  B.  103)  in  Sadien  v.  Ueyer  gegen  Compagnie 
des  cbemins  de  fer  d'Oilöans  (5.  ehambre). 

Der  hier  intereeriereade  Saehrerhalt  des  merst  genannten  Urteils 
(welches  Ztschr.  XII  S.  ISl  genauer  mitgeteilt  ist)  war  folgender: 

Das  Landgericht  >a  Wiesbaden  hatte  am  11.  11.  1899  die  Schddnng 
der  Ehegatten  Faini  ausgespiochen ,  welche  damals  die  italienische  Staats- 
angehCrigkdt  besahen.  Der  Ehegatte  ging  am  25.  1.  1900  in  London  dne 
neue  Ehe  dn.  Das  Tribunal  dvil  de  la  ädne  erklärte  diese  Ehe  für  nichtig, 
weil  das  italienische  Recht  nur  die  Trennung'  von  Tisch  und  Bett  anerkenne 


de  droit  d*U  anglais  (1S85)  §  586. 


und  damgen  dem  deatHlien  OiesahndmigaDiteil  rar  die  Wi^img  der 
Trennung  tob  Tigeb  nnd  Bett  beicnmeasen  ssL 

Du  mletst  genannte  Urteil  entachied  im  G^eoMba  lüena,  dab  ane 
von  dem  Landgericht  su  Bambnrg  un  7.  6.  ISSft  uugeipioeliene  Scheidmig 
italienischer  Ehegatten,  de*  Marqnii  nod  der  HanjniM  Brancaocia,  als  raü- 
wirksame  Schddnng  anaoerkainen  nnd  die  am  25.  7.  1899  in  Londtm  von 
der  Ebefraa  ringegaagcne  neue  Qie  Ar  gfiltig  an  eraehtan  aeL 

Das  üiteillO.  7. 1901  berief  aioh  asf  d»  HaSigeblidtkat  da  italioiadi« 
Bachta  als  FersonaUtatntea,  gemlUii  Art  3  Code  cioiL  Dm  Urteil 
18.  II.  1901  nhrte  dagegen  aaa:  Art  3  dea  Code  dvü  beatimm«,  dab 
Peraonalatatnt  der  EVanioaen  deren  Im  nationale  Mi,  Uwe  aber  bwSglieli 
der  NichtfranzoKn  dahingettellt,  ob  als  deren  Personalstatat  gldehMla  daa 
fldmatrecht  oder  daa  Wohaaitireclit  an  gelten  habe.  Im  Toriiegenden  Falle 
beanq^isoho  daa  italieniadie  fi«cbt  >üa  Hdmatraeht,  daa  deataehe  Bccht  ala 
Woknätsneht  atine  Anmndang.  Daa  Urtdl  fOhrte  ana,  dab  tüer  ein  ,OMflä 
«Btre  denx  aoaTeralnette'  roiUeg«,  wacher  ai  Onnateu  Dentedüanda  aa 
entaeheiden  eei,  deaaea  Qericht«  endgültig  entaohiedea  UUten.  Daa  Uiteil 
fBhrt  aua:  „qae  l'arrU  de  la  Conr  de  Hambou^  n'a  fait  m  atatnant  qa^ae 
Application  rägnli^  entre  deux  äpoox  itrangera  da  itatat  psaonnel  allogtaad, 
anqnel  lea  ^oox  B'dtaient  lonmiB  en  fixant  lenr  doniicile  en  Allemagne,  et 
qoe,  diM  Ion,  ancmie  ddrogation  anx  loia  nationalee  qni  int^reaaent  rocdre 
pnhlic  et  lea  bonnea  moenra  n'^tant  releväe,  les  tritnmanx  fran^aia  doirent 
hü  pennettre  de  prodnire  en  France  lea  eSeta  qa'il  comporta,*'  ferao-:  .qn^ 
n'7  a  ancnn  int^rfit  k  füre  pr^Taioir  ooatre  le  itatat  penonnel  allemand  lea 
diapontioDB  dn  ttatnt  penonnel  Italien,  et  qn'il  y  a  dana  reapAce  nne  corrt- 
latioa  plna  dtroite  entre  l'ordie  public  interne  fran^aia  et  le  atatut  penonnel 
allemand." 

An  m. :  Die  Analegimg,  welche  daa  aweite  Urteil  dem  Art  3  Code  eml 
giebt,  weicht  ron  der  Aoflueong  der  hemehenden  IransiMBchen  Jnria- 
mnden«  ab,  welche  auch  fQr  Analänder  achlechthiu  daa  Üümatreeht  ala 
Petaonalstatat  anwendet  6.  Fincent  und  P^rumd,  IKetionuür«  d«  droit 
international  prir«  S.  S55  No.  12ff.,  faraer  Ztachr.  V  297,  J.  XZII  1079, 
XXIX  107  (Note.)  N. 


Nichtanerkenntmg  eines  ausläitdischeH  Konkurses, 
Conr  d'appel  Paria  14  11.  1901  (J.  XXIX  110). 

Ein  Franzooo,  Über  daeai  Venn^en  in  der  engliicben  Kolonie  Haoiitiaa 
der  Eonknn  erS&et  war,  hatte  über  eine  Foidemng  gegen  einen  in  Paria 
wohnenden  E^anxoaen  durch  KompenaationaerklKrang  varftigt  Die  -nm 
Konkonverwalter  gegen  dieae  Verfiignng  erhobene  Anfecbtnngaklage  wntde 
abgewieaen,  weil  anBlKnditche  GerichtnenlachsidiuigeD  —  intbeeondere  «neh 
KonkunerüfiiimigBdekrete  —  nach  Art  2123  Code  cinj  nnd  Art  546  Code 
de  procAiwre  in  Frankreich  nur  Im  Falle  der  —  hier  nicht  erfolgten  —  Er- 
tdlong  dea  Eieqnator  Bechtakraft  haben. 


Versagung  des  Exequafur  gegenüber  einem  englischen  JJrteU 
wegen  Nt^thefolgung  des  §  215  Code  cwÜ. 

TribmMt  dnl  de  U  Sdne  37.  3.  1901,  BamM  &  Hontmort  (J.  XXIX  U6>. 

Dareh  Drt«il  dn  engKschen  Higtt  Coart  of  Jmtice  14.  7.  98  war  d» 
BokUgte,  eine  ^VansOain,  zat  Zahlnng  «Der  nunbaften  Stimme  an  den 
KUgor  Tenirteilt  wordco ,  ohne  daft  Ihr  Ehemano ,  gteichftlb  Franzose,  die 
Froxeläfüfaning  der  Beklagten  gemAfB  Art  215  Code  civil  aatorünert  liatte. 
Der  Gerichtabof  leimte  das  vom  KlAger  für  jenoi  Urteil  nachgeracbta  Exe- 
quatur ab,  weil  Art  215  dne  aboolnt  durchgreifende  Vonchrift  des  Penonal- 
etatntes  dar  Beklagten  lei;  denn  sie  beruhe  „dans  nn  int^rflt  eodal". 

Asm.:  Art.  215  C.  o.  lantat:  .La  fraune  ne  peot  eeter  en  jugement 
■ans  l'autoriaatioii  de  son  mari.  qaana  mOme  eile  aeiait  marchande  publique, 
an  nun  ooDnnutie,  on  R^paröe  ae  biene,"  StA. 


Zuständigkeit  franeösiscker  Gerichte  für  die  Klagen  von  Aus- 
ländem gegen  Ausländer. 

Tiibraal  de  commeroe  Harare  28.  8.  1000,  Bovato  c.  Deutsche  Tranapott- 
geadbcbaft  (J.  XXIX  328). 

Der  Gerichtshof  erklftrta  sieh  Mistitndig  fUr  die  Klage,  obwohl  sie  von 
ineiB  AnetSnder  gegen  eine  anaUndisehe  Oeeellsehaft  gerichtet  wurde,  indem 
er  ansfBhrte:  Der  Kliger  eä  AmlSnder,  aber  als  Inhaber  eines  antoririerten 
DomixiU  in  Frankreich  im  Sinne  des  Art.  14  Code  dvil  anaasehen,  weil  er 
seit  vielen  Jahren  thatsäehlich  in  HarseiUe  wohne,  Handel  treibe,  SteueiB 
beaahle,  in  das  Patentregister  eingetragen  uud  dort  verheiratet  seL  Danach 
sei  „aux  termes  d'nne  jurisprudence  constante"  die  „aatorisation  4  fixer  eon 
domicile  en  Fiance"  gegeben. 

Aom.:  Der  Standpunkt  des  Urteils  ist  in  der  fiauEOsisehen  Praxis 
kfsBeewegs  allgemeia  anerkannt  Vgl.  VinettU  et  FSnavä,  Dictionnure  de 
dioH  international  privä  (1688)  S.  252,  Zisehr.  XII  S.  129.  Btd. 


Die  Rechte  des  Wechselnehmers  gegen  den  Beeogenen  richten 
sich  taeht  nach  dort  PersonalstaUtt  des  letzteren,  sondern  nach  dem 
Ausstellungsort, 

Cour  de  casaation  6.  2.  1900,  Cour  d'appel  Caen  12. 12.  1900  [J.  XXTIl  605 
XXIX  831). 

Es  handelte  dch  darum,  ob  dn  In  London  ausgestellter,  tat  eine 
fransSsische  HandelsgeeeltochafI  gesogener,  an  «nen  FVanaoaen  (mit  fransB- 
■iscbsoi  Wohuntz)  begebener  Wechsel  —  welcher  nicht  amr  Aceeptation 


prKaentiert  war  —  dem  Nduner  gemATa  fimiuSnBchmn  Esdite  die  „propiMU 
de  U  proririon  de  la  letbe  de  diutge",  d.  h.  das  Recht  fibcrtiagm  habe, 
die  matariell  der  Tratte  an  Gnmde  liegende  Fotdenuig  dea  Anostelkn 
gegen  den  Besogenen  geltend  n  machen,  oder  ob  Art  53  der  engliadien 
Weehtelordanng  mafagebeod  ad,  wonach  Bechte  gegen  den  Beaogeoen  durch 
die  Weeluelbegebnng  nicht  begrflndet  werden.  Ea  wnrde  in  letzterem  Sune 
antaehieden,  mit  der  Begrandnng ,  daT«  der  Inhalt  dea  dem  Nehmer  fibcv- 
tragenen  Bachtea  dnrch  das  am  Ort  der  Auateliang  geltende  Hecht  berthomt 
werde. 


Die  Legitimation  durcA  nachfolgende  Ehe  bestimmt  sieh  nadi 
dem  am  Ort  der  EheschUefsung  geüenden  üecAj. 

Tribonal  dvil  de  la  Snne,  4.  6.  1901,  Pariot  e.  Pariot  (J.  XXIX  334}. 

Anf  Gmnd  einea  aaerikaniochen  eertitieat  de  coutwue,  wonach  genlfa 
detn  in  New- York  geltenden  Recht  die  Eheechliernng  der  Eltern  ijuo  faeto 
die  Legitimation  der  Toiher  gezeugten  und  geborenen  Eonder  bewirkt,  ac 
kannte  daa  urteil  den  vorehelicben  Kindern  ftanaBaiacber  Eltern,  welche  in 
New-Tork  geheiratet  hatten,  die  f3genaciiaft  ehelicher  Kinder  an,  naehdcok 
feetgeetellt  war,  dala  die  Ehesohliebung  in  den  materiellen  Erfbidennaan 
dem  fraDaficnachen,  in  der  Form  dem  in  New- York  geltenden  Recht  entqmah. 

Anm.:  Art  831  dea  Code  eioä  fordert  beha&  Legifimation  durch  mu^ 
folgende  Eäe,  dab  die  Eltern  die  Kinder  .anront  l^galement  leconnna  avaat 
lenr  mariage,  od  qn'ils  lea  reoonnattront  dans  I'acte  mfime  de  la  oäläbnitioiL'' 
IMe  franzMiscbe  jodikatar  ist  geteilt  hinriehtlieh  der  Frage,  ob  Art.  331 
auch  fb  die  LegitimationswirkiiDg  der  toq  Fransoeen  im  Aoslande  ge- 
■chloaeeDcn  Eben  gilt.  Sie  iet  mehrfach  beialit  worden  (Paris  2.  8.  7S, 
J.  IV  280:  Bordeanz  18.  S.  77  tz.  27.  6.  77,  J.  V  3a).  Verneint  iat  ne,  wie  im 
Torstehaaen  Urteil,  dvtch  das  Tribonal  ed  Besauen  25.  7.  76  (J.  iV  228). 


Artt.  1394,  1395  Code  ewü  (OtutUässigJteit  wm  veriraglidien 
Änderungen  des  ehelichen  Gitterstandes  tränend  der  Ehe). 

Tribtmal  tivil  de  la  Sdne  29.  5.  Ol,  Vlaasow  c  Y.  (J.  XXIX  S61).  ' 

IHe  Ehegatten  Vlaaeow,  er  masiacber  Unterthao,  de  Us  aar  Hte- 
Rohlielnmg  f^ansöab,  hatten  1888  in  Bnkareet  die  Ehe  geecbloasen  tmd  dort 
Tor  .der  Ebeaohliersimg  dorch  Eäierertrag  daa  geeetaliohe  Gütaneeht  dea 
{ranzOdschen  Becbtee  vereinbart  —  In  den  Jahren  1894  md  1895  hatten 
sie  Tor  dem  nunschen  Konsul  in  Paris  nnd  vor  einem  Notar  in  Petenbog 
nnen  neuen  Ehevertrag  geacblosaen,  durch  welchen  sie  den  geactaüthaa 
Gflieiatand  dea  masisehen  Beeht»  ver^barten  und  feetaetaten,  daTs  £a 
Ehefraa  &eie  Verfttgung  über  ihr  geaamtea  bewei^iobea  und  unbewagHciH 
VermSgen  haben  solle.  —  Der  Gerichtshof  hatte  darüber  an  enfaoheidi,  ob 


«IM  VeifUgmig  dar  Ehefrui  Aber  in  Fmikieich  belegeoM  bew^liehea  Ter- 
mOgm,  welche  ilir  gemUb  doD  Eherninge  von  1888  niclit  instand,  wohl 
■ber  gemlä  den  EhererMgen  von  1894,  1895,  uimei^eiuien  eeL  Ke  Ftage 
wurde  bejaht  nnd  awar  tnit  der  Begrtlndang.  dalk  Artt  1394, 1396  Codi  c>nl>) 
kdne  abaolnte  Geltung  beaniprachten ,  dafs  vielinehi  die  Zulitelgkdt  einer 
wUirend  der  £he  atattfindenden  Tertoaglicben  Änderung  doa  ehelioben  Oftter- 
■tandea  noh,  wie  das  eheliche  Qflteireeht  äberbaapt,  lediglieh  nach  loi 
Motionäle  der  Ehegatten  richte. 

A  nm. :  Tgl.  da*  Uit^  des  Appdlationflgericbtahofea  an  Falenno  2. 6. 1899, 


Anerkennung  der  Beehtsfdhigkeit  ausländiseher  (engliseker) 
BanääsgeseUschaßen. 

Tribonal  de  commerce  de  Nice  29.  11.  Ol,  Cesa«  c.  äardo  n.  Bsymond 
(J.  XXIX  366). 

Nach  dem  Qes.  30.  5.  57  ist  öne  a&alXndiMhe  Oeaellachalt  als  rechts- 
Ahig  in  Frankreich  grondilUslich  nur  anf  Qniiid  eber  Antorisatlon  dea 
fransOdscbeo  Staatsoberhauptes  (chef  de  l'Etat)  „en  oonseil  d'Etaf  an- 
saerkennea.  PQr  englieehe  Gesellschaften  wird  diese  Antoriaation  aber  ersetet 
durch  den  &ntu6sisch-engltsehen  Vertrug  30.  4.  62. 


Auf  Ausländer  und  im  Ausland  woJmende  Personen ,  wdche 
an  einem  in  Frankreieh  begangenen  Frefsvergehen  häeiUgt  sind, 
findet  das  „Aih^onnement  de  responsabüit^'  §  42  Oes.  29.  7. 1881 
HfcAt  Amoendmig. 

Cour  d'appel  Paris  14.  1.  95,  Cherrin  &  BailliAr«  (J.  XXEX  354> 

Gne  BrosohDre,  welche  in  Deutschland  gedrackt  nnd  von  önem  in 
Frankfurt  a.  H.  wohnoideD  Dr.  E,  ver&bt  war,  von  den  beklagten  Oe- 
bifldem  B.  in  i^iia  rertrieben  wurde,  enthielt  Beleidigungen  des  Kligers 
Ch.  —  IMe  Oebrflder  B,  worden  deew^^en  au  Stntfe  und  SchadcmseiMts 
Tenrteilt  IMe  Interrentiou  des  Dr.  £.,  weleh6r  als  Ter&sser  nnd  Ttilnehmer 
gemftb  %  42  des  Frelsgeseties')  nch  als  in  enter  Linie  Terantwortliehe 
Person  prlsentierte,  winde  EnrUckgewiesen,  indem  anigefAhrt  wurde,  dab 


1)  Art  1394:  Toates  convoilions  matrimoniales  leront  rUigte,  arant 
le  manage,  par  acte  devant  notairst 

Art.  1^:  EUes  ne  penvent  reeeTtdr  aoeau  obangeinent  vgri»  la  cMA- 
bfition  du  mariage. 

2)  Vgl  dasUrteU  oben  S.  183.  IM. 


bd  der  in  §  tö  dt  ufgwtollten  Beibonfolge  der  VenntwortÜchMt  die  bft- 
UMgtea  AulBndeT  imd  im  AvaUuide  wohBenden  Fenonen  nidit  in  B«tn^t 


Tunis'). 

Wirkung  des  Urteils  eines  hmesiseheH  Geridttes,  welehes  die 
IWntWH?  der  Ehe  itaHenischer  Staatsangehöriger  von  Tisch  und 
Seit  ausspridU. 

Tribmul  Tnuia,  5.  12.  1900,  Tan  c  Calvo  (J.  XXIX  333). 

Der  ItalioDor  Gftlvo,  jHdiscber  KonfeeaioD,  hatte  in  Tnoii  im  John 
1888  TOT  jUdiachen  Noteren  nntw  Geaehmigang  dea  Groftnbbiiim  neh  roo 
•einer  Ehe&aa  geb.  Onona  dnrch  „ripudiatioti''  geechieden.  Die  letxtere 
hatte  nnnmehr  vor  dem  fTUuMechen  Gericht  in  Tniüi  Mif  Trenniing  von 
UMh  nnd  Bett  ganSTs  itelieBischem  Kechte  geklagt  nnd  dnrch  Urteil 
11.  la  1897  liparation  dt  eotps  eriaugt.  Calro  achlob  1.  6.  1898  tot  einem 
katboliechen  Priester  in  Tvtüe  eine  neue  £be  mit  der  Witwe  Ten  geb.  AeeudL 
Anf  lUe  Klage  der  Kinder  der  letzteren  wnrde  deren  EbeachÜeTsong  mit 


1)  Über  den  PriTatrechteiuttam      _ . 

1883  war  der  Rechtenutand  derienige  eine«  „poys  de  capitulatUm'.  Auf 
Grand  de«  franzOnech-tUrkiichen  verti^ee  von  RaBar  Said  12.  5. 1881  wimteB 
dann  dnicb  Geseti  -vom  27.  3. 1883  an  Seile  der  biaberigen  Konsolai^erichle 
feanaMsche  fUedenigencbte  and  dn  Tribanal  de  premiäre  instance  eia- 
fraaetct,  wShrend  als  Appellationaliof  derieniM  ta  Algier  nnd  f^  die 
MMationrinitana  der  Kiiaationahrf  an  Paiia  tlt  Baitlbio%  nklirt  wurde. 
Die  Staatau,  welche  bjahw  Eonsnlai^iiriadiktion  g^ht  hatten,  Terröhletn 
demn&cbst  BuccnmTe  anf  dieeelbe.  Durch  dae  Gesetz  vom  27.  3.  188S  waioi 
die  franiSÄMhan  Gariehte  fOr  aiutSndig  erklirt  hineiehtlleb  ,toiitea  les 
a&iree  äriles  et  commercialea  enti«  Franf^  et  prot^gäa  franfUB*,  mit  der 
Beetimmimg,  dals  ihre  Sompetena  dnrch  Verordnang  des  Bey  mit  ZnstimcDm^ 
der  &KnxÖBuchen  KegienuiR  aasgedehnt  werden  köone  „&  tontee  antns 
personnee*.  Durch  entsprechende  Verordnongen  des  Be;  vom  5.  5.  1883 
nnd  21.  7.  1884  ist  die  Kompetenz  der  franzSsiBehen  Gerichte  dann  aof  <Ue 
Streitigkeiten  awiseben  Niebteinhamischoi  nnterdnander  ai>d  swiscben  Nidit- 
einkeimisoban  nnd  S^beimlsebea  anagedebnt  worden.  S.  J.  XXQI  8H, 
XXIV  1018.  IXe  einbdnüschan  Gerichte  sind  daneben  stdien  geblieben  und 
cnsHndig  für  alle  Streitigkeiten  iwischen  Euhetanischen.  IMe  fnazünaebon 
Gerichte  entscheiden  gnindsKtilich  nach  franEtMschem,  die  cinhnmiBchea  naeh 
einheiaüsebraa  Beoht  Jedodi  bringen  die  fransfiüchen  Gerichte  dsa 
aMthammedauische  nnd  jüdische  Bedit  bei  Fragest  „relativee  an  slatrt 
peisonnel  oa  au  snccessionB  de  sujeta  taniüens,  muaulmans  od  israäites* 
inr  Anwendung.  Es  ist  aber  bemerkenswert  und  betri&t  nicht  nnr  öne 
prozeaBDaiische  Trage ,  sondern  geht  den  PriTatrecbtsznGtsnd  an,  dafs  die 
tranzC  '    '        "...    -  - .  ~    .  . 
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Galvo  für  nichtig  oUXrt.  —  Dio  ZuUwigkeit  sowohl  der  jfldiichen  BepwUfttiaa 
ftjfl  d6r  kJnlilioheQ  Bh iwrhl  ififfTOig  in  Toiüs  wiudo  ui  und  Ar  ticb  nicht 
TsüMint,  Tielnehr  die  NichttglceitwdütniDg  vif  die  HechtUraft  dei  Ufteila 
11.  10.  1897  gtamttt,  dmch  ireklm  dM  RecbUreifaUtnia  Calvo-Owona 
«Kf  den  Boden  dv  Italienjachcn  Hechtee,  inabmondere  d«a  Art  56  C«diee 
äoBe  geatellt  ml 


Sdienhmgsakt  twiscAen  Italienern  über  ein  tunesisches  Onatd- 

TritKmal  Tnnis  5.  12.  1900,  Giuo  c  Bononl  (Reroe  ftlgdrienoe  1901 
II  8.  327,  J.  XXIX,  S.  108,  327> 

Die  WiifcsKinkeit  einea  iwiBcban  Italieaera  vor  dnn  itAKeDiaehea 
KoBMilKt  m  Tonil  Torgeoommene»  SehnknngULktea  Aber  tttnedache  Onmd- 
Mücke  richtet  nch  nach  italieniKhem  Hecht 


Mafsgeblichkeit  des  —  schweieerisehen  —  HeimatretAtes  ßr 
ehäiches  Güterrecht  und  Erbrecht. 

Tribiuul  Tonil  (1.  chunbre),  6.  6.  1900,  HairiB  c  Lison  (J.  XXIX  358). 

Ke  Kinder  lehweimiseher  Eltern  hatten  anf  Tnlimg  der  Erbochaft 
ihrer  mit  toneaiBchem  Domizil  geatorbenen  Hntter  inibeeondere  heaaglkh 
swder  In  Tnnü  belegener  Grandstücke  gekligt  nnd  liegten  ob.  Der  Oeriehta- 
hof  Ic^te  Mwohl  för  daa  eheliche  Gfiterrecht  dar  Erblaoaerio,  wie  fb  dem 
firhaiMpraoh  du  Recht  dea  Kantons  Wallis,  atia  dem  der  Ehemann  der  Erb- 
lanicirin  stammte,  mgrande.  In  dem  Urteil  hdlet  es  wörtlich :  „  Attenda  qo'ftn- 
etm  coutrat  n'a  dressä  ponr  rägler  ie  regime  anqnel  denaient  fitre  lonmis 


FQt  das  ImmobiliarTecht  ist  eine  Specialgeaetigehimg  (namentlich  Gm. 
T.  1.  7.  1885.  Dekret  y.  17.  7.  1888)  erlassen. 

Der  Pnratreehtraastaod  ist  demsernJÜs  in  der  Hauptsache  der,  dsft  im 
Tcnitorinm  franaSsiscbes  Recht  gilt,  dals  aber  die  ^helmiachen  Mohammedaner 
nnd  Joden  [solange  sie  nicht  natoralinert  ündj  nach  ihrem  eigenen  Recht« 
leben. 

VoB  der  besonderes  Uttwatnr  Aber  Tonis  ist  za  nennen: 
Bedins  de  Stnthetma,  Tonis.    Tmiis  1875. 


Aribal,  J.,  Reenetl  de  notions  de  droit  moanlaMUi  (rite  malzte  et  rite 
hanbalite)  et  d'actes  notari^  jndieisiree  et  eitit^diciairee  psr  le  Cheikh 
H»hamed  Elbaohar  Ettonati,   tradnit  et  annotj.    Tnius  (Boriel) 


Code   civil   et    rrimianl  da  rojaome  Tnnesien.     Tiadnction  de  l'aiBbe. 

Bone  (Imprimeriee  de  Dsumd)  1860. 
Bm^^.  I^giabtlon  de  iTr^isie.    Puie  188a 


A  da  rojaome 

Bone  (Imjirimeriee  de  Dwud)  186C 
£iMN|Mif«,  Lägiabtlon  de  la  Ttudsie.    cw  uno. 
Sefrout,  IXctiümaire  de  la  l^^slatioo  tanisienna.    Dijon  1896. 
Saiifier  de  Rmgnadortwse,  La  justice  fnntaise  en  Taniaia    Paris  nad  Moal- 

pdliw  1S97.  Nieaxger. 
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Im  bleu  de«  äpoiu,  mmii  att  qn'U  ert  «ertain  qne  cea  demien  out  TOofai 
adopter  celni  qni  est  en  Tigoeor  cd  Sniau  dana  le  canton  da  ValaU  .  .  .,  — 
att.  d'antre  parti  (jne  lai  aaccMBona  sont  lipM  en  Tmiiaie,  rnSme  m  ee  qm 
concerne  lea  immeablM,  par  la  M  nationale  dn  ddfimt,  —  att  qua  catte  i4gle 
a  6ti  ätablie  par  dei  naagea  qni  ont  foice  de  loi,  et  qn'elle  a  iH  caamai» 
par  l'art  2de  la  lol  fbnciäre  ttuüaienne  .  .  . 

Anm.    Vgl.  das  folgende  Urtöl  nud  die  AameiAtmg  dazn. 


Mafsg^lichkeit  des  —  jüdischen  —   Wohnsiterecktes  fär  ehc'  ' 
liehea  Oüierreekt  umd  Erbrecht.    Rückvertoeisung^)? 

Tribonal  Tonia  (2.  chambre),  27.  6.  1900,  Samba  ben  Attar  c  Ben  Attar 
(J.  XXIX  35e> 

äemba  ben  Attar,  eugliacber  üoterthan,  jQdiacfaer  KonÜBeBion,  atarb  in 
Tnnia,  wo  er  sein  Domiail  hatte,  mit  Hinteilaannig  von  dortigem  Onmd- 
vennögCB.  Sdoe  Tocbter  klagte  gegen  ihre  SChne  und  Enkel  aof  Hersaa- 
gäbe  eines  Ttflee  der  £rbflchaft.  Die  Klage  wurde  abgewieaen,  wal  naeb 
dem  in  Tonis  für  Jaden  geltenden  jBdiseben  Erbrecht  mKnnticbe  Deacea- 


1)  Der  Gerichtshof  befolgt  in  diaaem  Urtdl,  ohne  e«  ■ , , 

das  RdckTerweisnngspiinaip,  wUirend  diea  in  dam  vorhe^abenden 
Drteil  nicht  geachaben  ist.  —  EKa  RäckrerweianDg  des  an  und  f&r  dch  als 
mala^bend  sngnmde  gelegten  engliBchen  Bechtea  anf  die  toneaiBcbe  fei 
domtdlii  stSIät  anf  die  liesondere  Lage,  dafa  die  lex  dtmidlii  kun  lokal 
galtendaa  Erbrecht,  aondeni  anr  mdirere  fOr  rersebiedene  XatJonalitttten  and 
KonfissnoneD  personal  geltende  &brecfatsBTstenM  anfweiat  Die  Noibmd. 
welche  den  —  peieonalen  —  Geltungabereico  da  letateren  bestimmen,  nia 
ihrem  Wesen  nach  KolUüonanormen.  Indem  der  Oerichtahof  der  BSekra- 
weisDnc  des  englischen  Rechtes  anf  diese  lex  dowtieüii  A>1^  iat  er  —  gana  m>- 
▼enneiaiidi,  da  es  keine  allgemdoe  lokale  lex  domieütt  giebt  —  reranlafst, 
ancb  die  tigentOmlicbe  personale  Weiterverweisnag  der  lex  domicilü  anf 
das  konfessionelle  ficcbt  zu  acceptieren.  Die  Norm  giebt  unn  die  obm 
S.  626  angemhrte  franaSsiscbe  Gesetzgebong.  Der  Gerichtshof  stellt 
sieh,  dem  Wortlant  seiner  AnsfUhrungen  nach,  aot  den  Standpnnkt,  dafs  dis 
Rechtsvorschriften  maßgebend  geblieben  sden,  welche  die  frBhere  Becht- 
sprechnne  der  englischen  Konsulargerichte  hinsiehtlicb  der  Pnge 
aufgestellt  habe,  welches  Recht  f3r  die  Beerbong  der  in  Tnms  domicilierten 
EngUnder  mafsgebend  sei.  Im  gegebenen  Fall  stinmit  der  Inhalt  dieaer 
Recbtsvorschriftöi  mit  den  demnlebat  erlassmen  Yortchiiften  ttbereiD.  Abv 
ea  kann  doch  künem  begrflndetoi  Zwcifsl  nnteiliegen,  dafs  die  &anx5äacha 
Vorschriften  an  die  Stelle  des  frSberen  Recbta  ge&etoi  nnd.  Der  Ve»ebt 
Eoglanda  wie  der  flhiigen  earopiischen  Htaaten  aof  AnsSbanK  der  Kmaalar- 
jansdlktion  bedeutet  beedtignnc  der  Ins  dabin  dnrch  die  KonanlaneriehtB 
in  dem  fremden  Staatsgdsiet  gefibten  Jnstishoheit  sowohl  in  matsrietter  wie 
in  proEessoalv  Binncbt  —  Die  Anfrechterbaltnng  der  k<«ifesnonellen  Pw- 
sonalitftt  des  Rechtes  dnrch  die  frauaijmsche  Justiz  mag  dabei  Toianageaets^ 
vielleicbt  bedungen  sön.  Dies  Hndert  nichts  daran,  daTs  fortan  die  fraiuäsiBeke 
Jnstisbohät  an  <Üe  Stelle  der  bis  dahin  durch  die  Bbrigcai  Staaten  pefsaatl 
gefilrten  Jnstizhohat  getreten  ist  Niemef/er. 
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donten  daa  firbraoht  der  wdblicben  DMceadenteu  MMcUIeben  und  Mztne 
tat  cinai  HItgifImiapnieli  beadirilnkt  ghid,  ffimiehtUeh  der  Hafi^ebliehkoit 
des  jOdiiohen  B«ehtoi  fllr  den  NaehlaA  dw  engliachen  Erblusen  hdfM 
ea  Im  Urteil:  „ftttendn  qne  lea  niccenonB  aont  rägiea  en  ToDuie,  mfane  en 
ee  qni  conceme  les  UanB  immobili«n,  pu  U  loi  nationale  da  däiuit,  —  att. 
qno  oette  rö^  «  6ti  Mablie  par  d'andena  naages  et  qn'elle  «t  formellement 
conaaei4e  par  I'art.  2  de  la  loi  fonclAra  tonirfenne,  —  att.  qne  d'^)TÖa  la 
l^iaUtion  angluae,  ce  aont  laa  eontomes  iaraälltea  tnninennea  qni  aont  q>pli- 
cablea  aox  «nceeadoii«  liütste  en  Tnniaie  pai  dee  iimäitee  indigAnea  x^els 
angliüs  qni  ätüent  domicili£a  dana  ce  paya  au  moment  de  lenr  dicie  .  .  .* 
Ea  wird  aoagefnlirt,  dieaer  letitore  Gmadaati  «d  frOber  von  den  engliacbea 
Konenlargericbten  angeirendet  worden  nnd  dorob  doi  Übergang  der  Joria- 
diktion  an  die  &ans8dBcbai  Gerichte  nicht  geändert. 


Holland. 


Absehlufs  eines  EJtevertrages  von  BÖliändem  im  AmloHde 
imter  Beeugnahme  auf  amlSndisches  Recht. 

Kaaaationahof  24.  6.  1898,  Steenhninu  c.  Snnelberg  (WaekbUd  nn  het 
Regt  7141,  J.  XXIX  177). 

Der  Alt.  198  des  BBrgerlieben  Qeaetebocbee')  iat  nicht  für  einen  tos 
HoUttttdem  im  Analand  (BetgisD)  abgeeehloaeenen  Ebevertiag  maägebead, 
da  er  nn  die  Form  dee  Eherertragee  betrifit,  fOr  welohe  Im  loci  maß- 
gebend iat 

Anm.:  Du  Urteil  entapricbt  einer  featen  Jndikatnr.  S.  a.  B.  J.  XXVI 
423.  über  die  (aehr  adiwankendej  Judikatur  hinaicbtlieh  dea  ehelichen  Onter- 
reohtea  in  intemationalpriTatrechtlicber  Hinsicht  TgL  Ztachr.  VI  46. 


1)  Art  198  bestimmt,  daTa  die  Eheechlisbenden  ihren  Qfiteratand  nicht 
_     ib  BeEQgDBhme       '       —    ■■    •  ■       ..•_,.      -i     .._,.__ j__  n__i. 

beatimmen  ESnnen. 


naiiea 

Für  die  ZulSsstgkeit  gemeinschafUteher  TesUanetUe  ist  das 
Heimatrecht  tnafggebmd. 

Corta  di  riMiione  Sloreu  a  11.  1696,  HsUeai  c  Mutant  (Ea  Legge 
1897,  1.  693,  J.  XXIX  175). 

Alt.  761 ')  dea  Cbdie«  civtle,  weleher  die  gemeiiiachaftlicilsn  TeatracBte 
mrUet«!,  betrifit  nicht  die  KoTaeie  Form  („/arme  eatrimeehe')  der  letctwüEgeB 
TarfSgnngaD,  fllr  welche  nach  Art.  9  der  .IMsponräoni  nilla  . . .  «ppBeMioM 
detle  leggi  io  generale"  daa  Ortsrecht  der  Errichtimg  Dut^bend  ist,  aondsn 
die  innere  Freiheit  der  WiUennrkUnug,  deren  ErfordendiM  diiieh  de* 
Hümatracht  als  Fenonalrtatat  bestimmt  «erden,  so  dftia  Aa  von  ItalicDen 
im  Ansliinde  errichtetes  gemeinechaftliche*  Teatament  ongflltig  ist. 


Art.  1385  Codice  civile  (TJfumlässigieit  von  vertra^UeheH  Jmde- 
.  des  ehelichen  OUterstandes  während  der  Ehe)  ist  tAsoht 
aneutcenden'). 

Corte  d'ai^lo  PalKsw  2.  6.  99,  VlaMKtT  e.  Y.  (J.  XXIX  384). 

Ke  Ehegatten  VlaaaoT,  er  nunBcher  ünterthan,  rie  Ua  aar  Ehe- 
Mhbebong  FianBÜrin,  hatten  1S88  in  Bukarest  die  Ehe  gesehloesai  and  dort 
TOT  der  EheachUelmmg  dnrch  Eherertrag  da«  geMtallche  Qfiterrecht  dM 
frauSeiooben  RechtM  TereinbarL  In  den  Jahres  1894  and  1895  hatte»  ne 
vor  dem  nuaiochen  Konsol  in  Paris  und  Tor  einem  Notar  in  Petarsbaig  jenen 
Eherertrag  g^ndert,  und  awar  zu  Gnnaten  einer  Anadefannng  der  Ter- 
fHgongarechte  der  Frau.  —  Der  Gerichtshof  erhUErte  diese  AbSodernngai 
als  nnwirkeam  fllr  italiemaohe  Qericht«,  da  Art.  1385  des  Codice  ävik  (,Ehe- 
vertri^e,  von  welcher  Art  lie  auch  sein  mögen,  kSnnen  nach  der  Ehe- 
BcUiebang  in  keiner  Wdse  geindert  werden)  absolate  Geltung  in  Sinne  des 
Axt.  12  der  „Ditpositioni  mOe  Uggi  in  geturaU"  beaiisprache,  da  es  sich  am 
GMÜ^tsponÜe  dea  „ordtne  pubblico'  handle. 


1)  Art  761  C.  C. :  „Non  si  poö  £nre  nn  testamento  da  dve  o  pih  peraooe 
nel  medesiBto  atto,  ah  a  rantaggio  di  nn  teizo  ai  per  disposisione  Teapcoea." 

2)  V^  oben  8.  624. 


■UJaiMi,  Sohweden,  SehwolB. 


Für  die  Beurteilung  der  ehelichen  Abstammung  einer  Person 
tsf  deren  Seimatreeht  mafagebend. 

A^MlUtHnugericht  Bukmiot  14  2.  1901,  Bnkoff  c  Bnicoff  (Cnnienil 
Jadiüsr  3.  5.  1901,  J.  XXIX  178). 

Der  TOTstehoid  mitgeteilte  Omndtata  wurde  von  dem  Geriehtiliof  anf 
die  FrKge  rnngemodet,  in  welcher  Art  tia  Kbd  belgiMher  Nationalitlt  nbe 
Le^thmtit  nachsoweiBeii  habe.  Du  nach  bel^aehem  Recht  dieser  Nmchwete 
nnr  durch  BeibriDgang  läat»  „acte  de  manage'  der  Htetn  erhiacht  werden 
kann,  wnide  die  Btibiingtuig  ^ee  ulehcn  Teriangt,  jedoch  mit  der  Hafiigabe, 
dab  fGr  die  Beochaffenbdt  dieeee  acte  das  Ürtereeht  der  Eheechliefanng 
maf^bend  aä,  im  gegebenen  Fall  da«  nunsche  Becht,  nnd  dab  gemftb  dem 
letitewu  ooter  UmotHnden  Zengenremehmimg  ao  BtoUe  der  Diknnilen- 
Toriegnng  treten  kSnne. 


Schweden. 

Niehtanerkenmmg  auslän^seher  Konkurse. 

Obanter  Geriditshof  9a  3.  1900,  Ori«  c.  Stalhand  (Nt«  Jnrididi  A^t  IBOO, 
163,  J.  XXIX  180). 

Der  Oeriobtabof  entiahied,  dab  ein  ZwangMkkord,  welcher  in  fVank- 
reieh  im  Koi&an  ttber  dsa  VermSgen  der  Beklagten  geeeUoaaen  war,  den 
KlBgsr  nicht  hindere,  Mdne  B^iedignng  ans  dem  in  Schweden  bofindlidieB 
Vsnnögen  der  Beklagten  ohne  Beach^nkong  anf  die  Akkorddirideude  an 
■neben.  Za  dou  in  dieaem  Sinn  in  Schweden  befindlichen  VennOgen  wurde 
im  gegebenen  Fall  die  Forderung  au  einer  in  Schweden  aaUbaren  Tratte 


Schweiz. 

AtaUefertmg.  Die  Todesstrafe  ist  keine  ,j^e  corporate', 
deren  thmaadhmg  in  eine  andere  Strafe  naeJi  Art.  5  des  Bundes- 
gaettes  23.  1.  3892  Bedingung  der  Auslieferang  ist. 

Bundesgericht  19.  6.  1901,  FaU  Faimond  und  Billard  (J.  XXIX  181). 

IMe  in  der  Chenchrlft  genannte  Beatimmtmg  dea  Rcbweiieriacben  Ana- 
UeArangqjeaetaei  Untet:  „91  la  pdne  Uiet^  par  la  loi  de  l'Etet  reqn^cant, 


632  IittflntBib«riebte. 

ponr  l'infrMtion  qnl  motiTe  Ift  demude  d'extnditioD,  ert  tioe  pviae  cor- 
porell«,  l'aitnulitian  aen  nbordoiinte  i  1r  conditian  qoe  U  poine  mis,  le 
CBB  AoUant,  conunnte  en  priaon  on  «meBde."  —  Im  gegebenen  IUI  huiddte 
ea  sieh  nm  Antüaferting  zweier  vegeu  Horde*  verfolgter  InknlpmteB  an 
FnukrdcL  Die  Anwendboikeit  de«  Art  5  dt  worde  vom  Bondeagoieht 
TEmeiiit,  wdl  der  franafiwach-ach w ägeriaehe  AmliefsnnigBTertag  9.  7.  1896 
die  E^nachriLiknng  dea  Ait  5  nieht  enthalte  und  die  Hnadubikaiig  dw 
wegen  fflr  du  VerhlUtaiB  so  Fnukreieh  nieht  gelte.  Du  Bandeagerieht 
fBhrte  ua,  dala  Art.  5  dt.  «ich  auch  fiberhanpt  nicht  anf  die  Todeaatoafe 
boriehe,  da  diese  öne  peine  corporeüe  im  Binne  dea  Art.  5  idoht  aü;  da' 
Umatand,  dab  in  dem  AnsUefenmgsvertng  mit  Portog»!  30.  10.  1873  beatimmt 
aei  (Art  3  11);  die  Aoaliefenmg  erfolge  um  nnter  der  Bedingung  der  Un- 
wandlnng  der  etwa  in  Frage  stehenden  Todesstrafe  in  eine  andere  Stiale, 
sei  belasgloB  ftlr  die  vorliegende  Fraga 


Litteratarberichte. 

m.  BftekeraaidccB. 

Nemnaim,  H.,  HMKUosgsbe  des  B.O.B.  föi  du  Dentache  Rcfeh.   S.  w- 
mehrte  und  veibeeaerta  Aoflage.    Berlin  1903,  F.  Tkhlen.    3  Bde. 

IKeaes  vortreffliche  Werk  hat  in  der  Praxis  nach  ungeteilte  Aaackentnag 
emngen.  EUne  virtuose  Technik  der  BoTseren  Anlage  verünigt  Hch  mit 
wiMensohaftUcher  Beherrschung  dea  Oegenitandes  und  nüt  peinlicher  Sotg- 
Mt  in  der  Besehaffimg  und  Orapfdenrng  dea  Matertals.  Der  Veifaaeer  hat 
rieh  Im  allgemeioen  der  grfilstiiiögUchen  Objektivitit  beflöTeigt,  und  obwdil 
tlberall  sdne  intenrire  gmstige  Arbeit  m  erkennen  ist,  so  lUst  er  doch  nur 
du  nuEweifelhafl  Glflllige  nun  Worte  kommen. 

£ine  vereinzelte  Auanfthme  Uerron  bildet  die  Bebandlnng  dea  ints- 
nationalen  PtiTmtrechtea  (i.  insbeaonderfl  3. 10—51  dea  dritten  Bandea).  Dv 
Ver&sier  verllLTst  hier  die  sonst  von  ihm  beobachtete  Beserve  in  der 
Aulaenuig  persönlicher  Meinungen  und  verflUlt  in  die  Rolle  dea  einsatigHi 
Verfechten  der  von  ihm  hartnäckig  vertretenen  Theorie  der  ,Ki»npetens- 
erwSgnng",  die  er  wie  ein  geltende*  Dogm»  lehrt,  wihrend  glfit^cherweise 
die  Praxis  sich  ablehnend  gegen  diese  Terkehrthmt  verhUt,  —  a.  die  in  diean 
Zeitsehrift  Bd.  XI.  8.  S5,  Bd.  XII,  S.  466,  609  mitgeteilten  Entscheidungen,  - 
und  auch  von  Seiten  der  Theorie  nur  vermnaelte  Stimmen  f3r  Nemmoim 
lant  geworden  sind.  Niemej/tr. 

Glerke,    O.,    Vereine  ohne  BechtsOhigkdt  nach   dem   neoen  Hechte. 
2.  Auflage.    Berlin  1902,  B.  W.  MOUer.    52  S.    H.  1,20. 

Die  erste  Aoflsge  dieser  Untenachnng  eisehien  in  der  Festgabe  der 
Berliner  Jnristenbkult&t  fUr  H.  DtnAttrg.    Die  Voracshriften  g  54  B.G3^ 


§S  50,  786  CJ>.0.,  §  218  E.O.  MtBca  deo  Begriff  des  nieht  raiditafXliigan  Vereins 
voiUH.  SoiM  Definiennig  and  jnriatiKbe  Atugeataltmig  witd  vom  Bechta- 
bedOifiils  gefördert  nnd  spielt  im  praktisdieu  Reolittlebei)  dne  groba  Bolle. 
CHerke  geht  in  der  AimShwniig  der  reehtoflüiigeii  Vardno  ku  die  ROrper- 
■ohaften  sehr  weit  Sein  kiUUges  Untemelimen  nnteriiegt  rom  Studponkte 
dea  QeeetieeIxicbBtabens  muiebem  Bedenken.  Ei  ijgt  mber  vom  QeaiolitB- 
ptmkt  freier  nnd  geddhlicher  Becblsentwickeliing  un  nnr  sn  wAnschea,  dab 
die  Fnxia  fiun  folgt 

Ooldmann,  8^  Du  Hnndelageaetibtich  vom  10.  Hai  1897  (mit  Anaachlnb 
dM  Seereehts).  Beriin  1901,  1902,  F.  VaUen,  Bd.  1  geb.  M.  11,  Bd.  2, 
Uefemng  1  nnd  2  H.  4. 

Dieses  Werk  nimmt  eine  beschtenswerte  Stellnng  neben  den  basten 
Torhnndenen  Konunentaien  des  H.O-.B.  ein.  Nicht  nor  daCg  es  in  den  vielen 
streitigen  Fragen  selbstBndig  Stellnng  nimmt  nnd  beme^enswerte  jnristisehe 
Aignmente  vorbringt.  Der  Wert  des  Kommentan  liegt  insbesondere  ancb 
darin,  duh  die  An^asrangen  und  BedOrfnioae  des  kanfmtbiniBehen  Lebens  in 
hervorragendem  Mafse  berflcksichtigt  sind.  IXe  Sprache  der  EcUUitemngen 
neichnet  ueh  durch  Klarheit  nnd  E^dringllchkeit,  der  Inhalt  dnrch  ttete 
Bezugnahme  anf  praktische  Beispiele  ans.  Idtteratnr  nnd  Judikatur  sowie 
das  gesetzgebeiisohe  Material  sind  ausgiebig  berttcksichtigt.  Alles  in  allem 
stellt  sich  das  Werk  als  die  f^cht  räoher  Erfshiting  und  grflndlichen  E^- 
blickea  in  das  Weeen  der  handelsrechtlichen  VmfaUtnisae  dar. 

FuollB,  B.,  Grandbochiecht  Kommentar  sn  den  gnindbnchrechtllclien 
Normen  des  bttrgerlichen  Gesetsbucbes  nnd  snr  OmndbQchordaong.  Bd.  1. 
Materielles  amndbnohrecht.    Berlin  1902,  Hone.    XVI  n.  741  S. 

Das  Werk  ist  eine  s^ratematiBche  Darstellnng  der  einzelnen  Bachts- 
•Atae  in  Form  dea  Kommentars.  Die  ErlKntcnmgen  sehlieläen  sich  dem 
Oesetzesteit  an,  geben  aber  flberall  dne  wissenschaftliche  Eutwickelnng  des 
dogmatisohen  Inhaltes  nnd,  wo  es  erforderlich  ist,  eine  Dariegnng  der 
Uatoriscben  Zosammenhioge.  Die  groFsen  dnrch  die  spftteie  Umgestaltnng 
des  ans  einem  GnCa  herToigegangenen  ersten  Entwurfes  bedingten  Schwierig- 
käten  hat  der  Verfasser  eindringend  gewürdigt  nnd  der  LOsung  nkher 
gebracht  In  grilndlich  wisBsngchaftlicher  Methode  entspricht  da«  Werk  den 
Bedflrfniasen  der  Praxis.  Es  giebt  aber  aach  eine  FUUe  grundlegender  An- 
i^nngen  nnd  FSTdemngen  für  die  wisaenscbafcliche  Untersachong  des 
liegenacbaftsrechtee  sowie  Tielfach  anch  von  Fragen,  die  Über  das  Gebiet 
des  UegensahaftBrechtes  lünans  reioben,  alles  dies  aber,  ohne  in  eine  die  Brnnch- 
baiteit  fUr  den  Praktiker  beeintificbtigende  WeitiiuSgkeit  zu  ver&llen. 
Die  Anordnang  ist  geschickt  nnd  flberBchÜich,  die  AnTsere  Ausstattung  ge- 
diegen nnd  romehm. 

Haeroker,  Die  NachlaTsbehandlnng,  das  Erbrecht,  Familienrecbt  und 
VoimnndschafiBrecht  Nach  den  Vorschriften  des  BttTgerlicben  Geeeta- 
bnehes  nnd  seiner  Nebengnetae  bearbeitet  von  Dr.  Paui  Köhtte,  Amts- 
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g«rioht««t  wnd  BidtardFVtt,  QttiebiMamimai.    17.  AvfUga.    Bnfin  1908, 

Decker.    XU  s.  691  S.    Qtb.  9  U. 

„HMTeker'a  NmeUklUwhaDdhing"  wt  «in  n  d«r  ptmOMkaa  Beckto- 
pikzw  Hit  laag«  in  Aniehaii  imd  Gebnnek  italMBdga  Haadbnek,  das  I« 
d«r  Mit  der  16.  Auflage  Torliegenden  UmurbfitaDg  d«n  dnrch  daa  B.G.B. 
gMchafisDCD  Bechtsnutaada  an  entapre^ea  bertiaioit  nud  gMigaet  äA^ 
Was  dn  beaoBdere  IntereaM  d«r  Ltaor  dieaer  ZeitBohrift  betriff^  n  iat  Ar 
BpKtare  Auf  lagen  m  wOmchen,  da&  die  Oninddtx«  de«  intenafionalH 
Priratrachtea  eine  eingehendere  and  nm&Mendare  Dantellnng  finden,  ala 
die  in  der  vorliegenden  Auflage  R  12K  gegebene,  welche  doeh  aar  IBr 
den  allsrenten  Anlanf  genfigL  Aach  dArfte  weniger  Sparaaiakeit  in  den 
littaratnTangaben  angaielgt  aeia.  Ailea  in  aUem  iat  da*  Buch  all  ein  an- 
entbebillcbea  Hfllfnoitlel  fBi  die  Fnü  der  doataeben  NaehlalabehandlBBg 
an  beaeiehnen. 

SokOlO'WBkl,  P.|  Die  Philoeophie  im  Privatrecht  Sachb^riff  nad 
KOrper  in  der  UaniecheD  Jmiapiudeut  ond  der  modernen  Geaet^gebong. 
Halle  1902,  M.  Niemerer.    XVI  o.  616  B. 

In  nnaem  Zdt,  welche  dorch  die  mehr  oder  weniger  angeregte  Vo- 
haudlong  brennender  Oegaawarta&ageu  in  höherem  Ha&e  in  Anepmch  ge- 
nommen wird,  ala  ea  für  die  rnbige  und  rertiefte  Untenaohung  anivenaleE 
Bachtiftagen  hülaam  ist,  nnd  Arbeiten  wie  die  Torliegande  mit  beaondov 
BeMedignng  an  b^fOÜKa.  Die  Probleme,  wekhe  der  Vcaftaser  verfolgt, 
■ind  allen  Rechtsqrstemen  nnd  allen  VOlken  gemdaaain.  THa  von  der 
giiechiacben  Philoiophie  beherrschte  Behandlung  dieaer  Probleme  bti  dai 
BSmern  wird  vom  Ver&aser  in  neoer  Beleuchtung  gezeigt  nnd  ea  wbtl  fiber- 
aengend  dargelegt,  dafs  der  ]E^nflurB  der  philosophischen  STtteme  auf  die 
poütire  Gestaltuiig  des  rCmischen  Sacbenreohtes  nicht  nur  gelegenüieh  und 
inberlich,  aondem  grundlegend  geweaen  iat  I^  gelehrte  Verfaner  mfblgt 
die  natujphiloBOphlacheD  Probleme  dee  Sachenrechtes  dann  in  Hinsieht  auf  die 
modernen  RechtMyateme ,  und  zwar  la  interssannter  fierOeksehtigo^  dn 
rOroitcfa-germaniacben,  eDgüsch-smerikanlschen  nnd  der  slaviachoi  Heeteasnt- 
«f^elnng.  Ganz  beeoodere  Anfinetkswnkdt  wird  dem  deatsdieB  bfligei liehen 
Oceetibncb  gewidmet,  deaaen  gnHjBr  EinfluEi  auf  die  SechtsbUdnng  des  Aw- 
landes  ja  neuerdings  (es  sn  not  an  die  Votbereitang  nencr  Kodifikation^  ia 
Rafatand,  Griechenland,  Ungarn,  Kaniieu  erinnert)  in  abemschendem  Ha&a 
hervortritt  ~  Es  sei  Qbrigens,  gegenflber  der  PrUerition  des  Teifaaseni 
darauf  hingewiesen,  dab  i..  J.  Btkktr  in  den  Sitnaigsberiebten  der  preufintAen 
Akademie  der  WisrnnBchaften  1898  [3.  November)  „Aber  die  natirlfabe  Be- 
sebsfiiBDbeit  der  Otgekte  unserer  dinglichen  Bochte'  gelesen  und  aaeh  in 
seinen  Pandekten  (Wdmar  1886)  Bd.  I,  8.  887ff.  beeohtlicbe  Beitiig«  an 
d«n  deo  Terftsser  beechUtigenden  Fragen  gegeben  hat  Nkmej/er. 

La  LOgf^a«  B.(  l»  esecudone  delle  sentenie  stnuiien  (in  materia  dvüe). 
Torino  1908,  Bocce.    62i  H. 

Im  ersten  Teil  (8.  1— S06)  giebt  der  Terfiaaser  ciite  Uatotiicte  und 
reehtsvergleichende  Dant^nng,  im  nrcätan  T^  (S.  209—483)  eine  Untere 


■Bctnuig  da  geltendon  itBlieniich«!!  ReehtM,  snm  Sehlnb  (8.  466—512]  «m 
wngfUtlge  UbUognpliiache  Nachwasang.  Der  Schwerponkt  des  InteroMM 
liegt  in  dem  iwdteo  Teil.  Jedoeh  ist  auch  der  reohtsTergMohende  AlMohnitt, 
inebeeondere  Kap.  S  [die  Staatsreitrlge)  and  Kap.  4  (die  Behandlung  du 
Q^enatandee  in  den  fremden  Hechten)  wertroU,  nnd  das  ganao  Buch  mnlk 
ala  eine  echitiene werte  FSTdemug  der  wichtigen  nnd  in  der  Prazia  ao 
widei^raeharoll  behandelten  Idataiie  beMiehaet  werden. 

Mein,  F.,  Daa  internationale  Gvil-  und  Handtiareeht  aof  Grand  der 
Theorie,  G}«et^^hiing  and  Piaxio.  2.  Bd.  ZOtich  190%  Art.  Institnt  Oiell 
FfiTiOi.    Vin  IL  391  S.    M.  10. 

Der  swdte  Band ,  mit  dem  da«  Werk  (deesen  enter  Band  in  dieeer 
SMtselirift  oben  S.  171  angezngt  ist)  beendigt  ist,  behandelt  das  intemationale 
Obligationen-  nnd  Erlirecht,  sowie  daa  Handels-,  Wechsel-  and  Saereoht 
Das  Werk,  welches  etwa  als  das  godnickte  Collectanenm  des  ebenso  ga- 
lehrten  wie  in  der  Praxis  des  internationalen  Rechtes  erbbrenen  Verhaeets 
beaeiahnet  werden  kann,  wird  der  theoretischen  wie  piaktisohen  Pflege  des 
internationalen  Privatnchts  ftnCserst  wertvolle  Dienste  Insten  nnd  rieh  als 
fortan  nnentbebrlichea  HQlfsmittel  erweisen. 

Pfleffhart,  A.,  Die  ElektriaitlU  als  Rechtsolg'ekt  Stiabbmig  1902,  Hdta. 
436  a    H.  8. 

Der  Utel  dieser  Schrift  labt  einen  beschrftnkteren  Inhalt  veirnnten,  als 
das  Bodi  Uetet  Der  Verfasser  beschrlUikt  neh  nicht  auf  die  Er^rterang  der 
Elektrizitttt  ala  Bechtaobjekt,  sondern  behandelt  (S.  227—413}  aoch  die  an 
die  ElektriihSt  anknüpfenden  Fragen  dea  Ohligationeniechtee,  wobä  die 
ElektriratlLt  doch  nor  in  nngenaner  Ausdrackaweise  als  Reehtsobjekt  in 
Betracht  kommt  Einen  breiten  Bamn  (S.  93—226)  nimmt  die  stiafrechtiiehe 
ErSiterang  ein.  Ein  TerhUtnlsrnftTsig  kleiner  Teil  dea  Baches  (S.  40—90) 
ist  den  sachenrechtlicben  Fragen  gewidmet  IKe  verwaltungsreohtlichen 
Seiten  nnd  nnr  gelegentlich  herflhrt  Innerhalb  der  beseichDeten  Srenna 
Uetet  das  Bnch  eine  anf  reiches  Uaterial  geatQtate,  den  Stand  der  Oeaetx- 
gebong  nnd  der  Praxis  beeonden  in  Deutschland,  Frankreich,  England,  der 
Sohweü,  Italien  berflcksiobtigende  Untersnchong  der  wichtigeren  einecbifigigen 
Fragen.  Es  ist  die  umfassendste  monograpliieche  Bebandlnng,  welche  in 
dentacMer  Sprache  das  Recht  der  ElektriiitU  nach  der  prirat-  nnd  straf- 
rechtlichen Sdte  bisher  gefunden  hat  —  Ee  sei  bei  dieeer  Gelegenheit  anf 
den  daa  rorliegende  Bnch  gut  erginaenden  An&ata  von  Hrostty  in  der 
aAUg.  Osteir.  Geiichtsseitang''  1902  Nr.  50  nnd  51  hmgewiesen:  „Das 
■chwdaorische  Bnndesgeaets  rom  24.  Juni  1902  betr.  die  elektrischen 
Schwaeb*  und  Starkstrouanlagen  und  dar  deneitige  Stand  der  Qeeetigebang 
«ber  Elektrimtlt'' 

FuiBtlngr,  B.,  Die  Gnmdxtlge  der  Steneriehre.  BerUn  1902,  C.  HeTmann. 
XVI  n.  445  8. 

Der  VerfRMer,  Seualaprtaident  des  prenUscben  Oberverwaltnngsgerichts 
tmd  eine  der  berufensten  AntoritKten  anf  drnn  OeUete  der  Steneipraiia,  gieht 

ZaiUohHft  f.  Intarn.  PriT&t-  nnd  SlfeDU.  Bmht.    SU.  42 
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«Ina  theoretiioha  Oinndlegoiig,  derm  7M  Auglrich  uriacliai  Wlaonuclnft 
and  Pnzi«  iat  Der  Wert  aolclwr  Untenaehimg  gerade  ran  aciton  cäBei 
wiwmnchaftlieh  hochgebildetan  Pnktiken  lis)^  auf  der  Hand.  Ea  iat  oSen- 
baf,  dala  die  FortlHldnng  dea  Steaerweaena  aller  Staaten  mat  der  Eikenntüs 
Alben  ronb,  velche  die  theontiBclie  d.  h.  die  richtig  TermllgamebieTte  Be- 
obachtong  der  thattteUichen  Erfahmngen  ergiebt  Der  VerGuaer  neht  tMÜi- 
gtaHü  nicht  nur  die  prenfaisclie  nnd  anfMopreDfiDBcba  deatache,  «ondeni  & 
Stenergeiofagebttng  nnd  -Pmiia  aller  wichtigeren  Knltnrlinder,  inabaeondare 
öiteneicba,  Frankreäcbi  und  Eoglanda  rit  kritiaelien  Verwertung  heran. 
Daa  Boeh  tat  alao  auch  Ton  podtir  intemationalrechtlioheT  Bedentnng. 


Allflremeliie  Osterreloblaohe  Gerlolitazeltung',  53.  Jahrgang 

1902,  Haft  12—52.  Von  den  Abhandinngen  iat  hervonobeben:  Otoeaty, 
Architektoniache  PUne  im  dentacb-SeteTTeichiachen  internationalen  üiiieber- 
rechtaachnta. 

Amerioan  Law  ROTlew,  Bd.  36  Nr.  2—6  (Mtn— Oktaber>  L  Ab- 
handlongoi:  ComAon,  The  relation  of  diplomaej'  to  the  darelopment  of 
intemalional  law,  pnblio  and  private.  Foteler,  Law  rrform  in  &igland. 
Botuman,  Adminlty  and  maritiae  jnriadietlon.  Beck,  The  atqipreaaioa 
of  anarchj.  FhOUmon,  International  law  of  marriage.  Slaymaitr,  Effect 
of  an  allenation  or  aale  on  eiecntion.  Moore,  Voting  tmatB  In  eorpomtimai 
JOMM,  Landtitle  r^iatntion.  iroo(i«7ard,The  bdependence  of  thejndiäaij. 
.Dowtifi^,  Liabilitj'  of  poblic  treaanrea  fbr  profits  derived  bom  poWe 
fnnda.  Steventon,  The  relation  of  the  nation  to  ita  dependeneiea.  BUhop, 
The  diatinction  betwem  contribntor^  negligence  and  „aaaomption  of  riak* 
nnd  ita  aignificance.  Bonnetf,  A  nnifbnn  jodicial  praetice.  Sidutrit, 
A  preaent  perU,  Thon^ion,  Btauj  Bitcheock.  Btttkr,  Natnml  rigfata. 
Eliot,  The  common  law  and  the  föderal  cootta.  JB.  M.,  Bnilden  of  onr 
law:  Lord  Eaher.  Motte,  The  natnre  and  prorince  of  pontiTfl  law. 
Cour(n«y,  AbsurditieB  of  the  law  of  alander  and  libel.  I>hI(M,  Inteieaiing 
fiactnrea  of  Oennan  law.  Wütan,  Lialnlitj  of  telegiaph  companiea  for  wrong- 
fnl  acta  of  emplojda.  Currcy,  The  California  Statate  of  Usea  and.Trnata. 
i)aiMm<in,  Crime  and  Griminal.  Bamage,  Social  Ftogrefs  and  the  Police 
Power  of  a  State.  Williams,  Law  in  tha  Emblem  Writera.  Bamtemtr, 
The  Qaestjons  of  Time  in  AccRpting  an  Offer  bj  Perfbrming  an  Act. 
Jonei,  Oliver  WendeU  Holmea,  the  Jniiat.  Thoatpeon,  Qneationa  of  Iaw 
Bnggested  by  the  Accideut  to  the  Pteaident'B  Canriage.  Chalmert,  Codi- 
fication  of  Hercantile  Law.  MeClain,  The  EToIntion  of  the  Jndicial 
Opinion.  Cook,  Chinese  Conrejancing.  Thompson,  Pajment  for  Sharca 
in  Proper^.  Ktdne,  Can  a  Snbecriber  to  Stock  of  a  Coipoiation  not  jet 
Formed  Beecind  hia  Snbacription  on  the  Oroond  of  Fnnd?  Swart,  Onüge 
Wlütechttich,  JJm.,  tb.  Cannagh.  —  Notes.  —  Notee  of  Becent  D 
—  Book  fieriewB. 
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AnnaleB  des  BOlenoea  poUtlques,  £«vne  bim«striell«,  XVII  un^ 
Nr.  lU— VI:  P.  Ltmagnt,  Lft  politiqne  finmneür«  de  TeniiHre  anglo-iiidien. 
P.  de  Laveletfe,  Lei  enb«prian  belget  &  Tätniiger,  l'ätat  da  Congo, 
Chrittum  Scheffer,  L*  politiqne  oolonUa  de  la  premlire  Beateontioa, 
r«i£cntioD.  P.  Htnry,  L'hoa^tftUti  de  uait  &  Puia.  ^.  7^  L'cBavre  da 
U  cooimüdoii  indiutrielle  mmäricKine.  O.  iSoIotm,  Ghroniqoe  IdgisUtiT« 
(1901).  JE.  Boutmy,  Im  d^elaratioa  dea  droits  de  l'homnie  «t  da  citoyen 
et  H.  Jellinek.  Bajiharl-GeoTge»  Leuy,  Loa  fioancM  da  Japon.  J.  Süvettn, 
La  France  i  KooAng-Tch^a-ODAii.  Pawf  flamdle,  L'hotnme  qoi  vient: 
Loid  RoMbeiy.  E.  ^Eiehthal,  Les  finuices  du  Conanlat  CkarUt  Affwrey, 
Chroniqne  coloDiale  (1901).  E.  Z«wMs«ur,  La  CouTention  et  le  maximtun. 
Ed.  van  der  Sminen,  La  qaeatioii  da  nfFrage  aDirenel  an  Belgiqae. 
Fitrre  Mille,  Le  'Vote  noir"  aa  S^aigaL  PimI  Lefibitrt,  A  la  eonquUe 
dW  lathme.  La  eolotion  diplomatiqne:  le  tnuM  Haj-Panncefbte.  Ed. 
deray,  Lee  dä^gations  financiäree  alg&iennea.  Ch.  Dupuit,  Chromqne 
intmiatioiiale  (190I>  Gabriel-LoiM  Jaray,  La  qaeation  du  rachat  et  la 
geation  financiftre  dea  cbemina  de  fer  de  l'^tat  franciüa.  G.  Lecarpentier, 
Le  noaveaa  goarenwmeDt  locol  de  llrlauda.  Jote^  Wükelm,  Lee 
indnatriea  adnäralee  et  mätallargiqneB  en  Boane.  OHbert  Flandin,  La 
CUaae  dea  d^ta  et  conaignationa.  —  AnalTsea  et  comptes  randoa.  — 
Honrment  des  pModiqaea. 

Arohlv  für  bOrgrerlioheB  Recht,  bennag^ebeti  tod  Profeaaor 
Dr.  AbUer,  Eaaunergarichtarat  Bing  and  Prafeaeor  Dr.  Oertmon«.  —  Bd.  21 
Heft  1  a.  2:  Nußbaum,  Ober  die  Qflltigkut  der  laude^reeetelichen  Vor- 
sohriften  fllt  ReehtageachAfte  Sffentlicb-rechtUchet  Körperaehaften.  rSotiio^, 
IXe  Anfreehnnng  auf  eine  Poiderang,  die  aoa  Uauptleiatiiiig,  fflnsen  and 
Koaten  beatebt  (g  396  ■  B.Q.B.).  Appetiut,  lat  der  im  Verwenden  von  Bei- 
tAgea  aof  Gnuid  des  InvatldenTersichenuigageBetaes  aXnmige  Arbeitgeber 
dem  VeTsicberten  gegeafiber  achadenBeraatzpflichtig?  WeidUeh,  Die  exceptio 
plnriam  concombentiam  mit  besonderer  Berfickrichtignng  der  Beweiafrage. 
BiAridt,  Der  Vemclit  aof  die  Approbation  ala  Aixt  und  «eine  Bedeatong 
fHr  daa  prealUaobe  Oeaeta  betreffend  die  ttrctlichen  Sirengedcbte.  No^, 
fHiwi^flenieliniig  and  Reicbsrecbt  Oertmann,  Civiliatiache  Bondschao. 
LeoiAard,  Aufrecbnang  gegen  eine  Nichtecbald.  Hartmaitn,  Der  Be- 
rnchernngaaiuprach  dee  B.O-.B.    KMer,  DogmeDgeacfaiehtliobe  BdtrSge. 

ArehiT  fOr  die  OlVillBtlBObe  PraxlB,  herausgegeben  von  Frank- 
lin,  Heck,  M.  Sämdm,  Wendt,  Profeaaoren  der  TQbiager  Jariaten&knltAt, 
Profmaor  Dr.  Bälow,  Gelieimera  Hofiat  in  Hwdelberg  and  Prtlaident 
Dt.  von  Sohlhaa»  in  Stuttgart  —  Bd.  92  Heft  3,  Bd.  93  Heft  I  n.  2.  Balte, 
Olebt  es  dnen  An^nacb  auf  Scbadenaereatz  oder  Heraoagabe  der  gesogenea 
Natiang  w^en  üner  PatentTerlataaug,  die  weder  wiaeentlich  aoeh  grob 
fahfllaelg  begangen  iot?  WiUmaade,  Vit  Prüfung  der  Formalitäten  der 
Baehtgmitlel  von  Amtawegan.  Fohr,  Die  elterliche  Gewalt  nach  dem 
Beehte  des  Deatachen  Räcba.    Sprenger,  FeetstellnDga-  und  Leistongiklage 

:    aof  Anvteaei  nach  %  1620  ß.Gt.B,    Bede,  Weehalb  besteht  dn  von  dem 
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bKigerlkhen  Rechte  gaMmdertes  HandelqnirMtreeht?  Btaffü,  Zar  &■ 
Untenmg  der  §§  325,  826  B.Q£.  Haider,  Ober  AiMprfiche  und  ""VfF- 
Bämtlm,  Dm  Heod^  in  ftemdem  Namen  od  B.O.B.  IVandce,  Zum 
f^Bchterwarb. 

AroblT  fOr  Krlmlnal-Anthropoloffle  and  Krlmliiallattk, 

beraasgegeben  von  Dr.  Hanm  Grofa,  a.  ü.  Profenor  dee  Strafreehti  in 
Ciemowits.  —  Bd.  6,  9  n.  10  Heft  1  n.  2:  SehvUe,  Der  Labenigug  einn 
Filaeben  von  Leg)tiinationBpei»et«n  and  behördlichen  Btcmpeln.  von  Mam- 
Uuffil,  Wettbomax  nnd  Totalintor  in  DentKhluid.  PaOak,  Betrag  in 
ffinnaererwirniDg.  v.  S^irenelc-NoUing,  Die  Frage  nach  der  veniüiidertHi 
ZareehwmgaflUii^rit,  Que  &itwickeltuig  und  ihr  gegcnwiitiger  Standpoukt 
and  eigene  Beohftchtmigeii.  &>mia  Orofi,  2iax  Beweiafiag&  Nädx,  Beridit 
Ober  den  Verlauf  dee  5.  intemationaleii  kriminali  nthropolegjadhco  Koo- 
greeMS  an  AmBterdam,  Tom  9.  bis  14.  September  1901,  nebat  waügeo 
daranf  besügUelien  allgemeinen  nnd  spedellen  Bandgloatcn.  Comrad, 
Vagabmtdieien  mit  Vagabunden.  Stern,  Verbrechen  und  OeMtawidiigkcit 
e.  Sdwetide-NoiMng,  £^ne  fWiprechnng  nach  dem  Tode.  Ldumcmm,  Ke 
Poliaei  md  der  ZengniaBwang  im  Strafverfahren.  Komfdd,  Üb^  tiber- 
flOnige  Sektionen.  PoUak,  Ein  Fall  refleioiden  Handelns.  Baitmgartat, 
Policei  nnd  ProetitntiDn.  Sobiru,  Eine  Studie  fiber  PoBtamtaverbrechar. 
Stern,  Das  Weaen  dee  StrafiepHters.  AmKM,  Der  Hoid  an  Thereee  Pneh«. 
Settjfertt,  FremdkSiper  in  Verletzungen,  tian  Lrdde»-Hvla^>oich,  ESne  Vei^ 
^ftong  mit  HohnMchten.  Lohanig,  Bedentiuig  nnd  Vornahme  der  Wert- 
erhebnngen  im  CBtarreicbiKhen  StrafTer&hren.  Nemamttdi,  Ein  aerkoehter 
Enaordetar.  Näcke,  Angebot  und  Naoh&age  von  Homoeezndlenin  Zeitongen. 
mm  Leddtn-Hnheboieh  nnd  Ankertnut,  Obw  die  HanpteinflHwe ,  welelien 
Soliriftatflcke  nnd  Weitpapiere  anageaetzt  aind.  Lohamg,  AhachaSimg  der 
TodeaMrafe.  Sfarau,  Venicheruugawncher,  Stent,  Über  poeitiviBtiaebe 
B^rfindnng  dee  philoaephiecben  Sbafrechta.  Sium»  Orofi,  ESne  Auto- 
biographie eines  RfickOlIigen.  Otto  Qrofi,  Zm  Pbrilogeneee  ds  Ethik. 
SAMze,  Einige  Hitteilnngen  an«  der  gerichtliehen  Prudi  Aber  den  QiiHaacb 
von  Oebeinuohriften  anter  Verbiecbein.  ScAütre,  BdtrBge  anr  Lfsbn  dca 
Sachbewdaea,  insbesondere  dn  FnläspareD.  NAAe,  IKe  Hanplcrgdmime 
der  kriminalaatluropologiacben  Forschung  im  Jahre  1901.  Nädce,  Ober 
„inuere"  somaCsdie  Entartn&gssefchen.  Moü,  Wie  eAennen  nnd  vet- 
atündigen  sich  die  Homosexnellen  unterdnander.  Siefert,  Der  Fall  Rsebet. 
PoDoi:,  Kriminal-  oder  Irrenhane?  Kn  Beitrag  zur  Frage  der  Tiinkerasjle. 
LeUwer,  a)  BewdsfQhrang  über  die  Umstünde  einer  Schlnfsabgabe  aoa  den 
SchluiMifolgen.  b)  Zar  Wertnng  von  Zeogenaassageu,  spedell  kindiidier. 
Groß,  Fsjchopathischer  Aberglanbe.  Oef^  StnifrechtUchee  ans  dem  aHcn 
Orient  Cackt  Kroatische  Wörter  im  „Vokabolaie  d«  Qauneiqtiacbe*  des 
6ro/inclien  Handbncbs  Rlr  Untenachnngariehter.  Soeeing,  Fni^tnch  od« 
So&derliaft.  Näcke,  Gedanken  einea  Hediainen  Aber  die  Todeeatiafs. 
Siefert,  Bechtswidiigkeit  bm  der  Erpreasnng.  v.  JostA,  Bn  IUI  von 
Kindeamoid.  SdifKidxrt,  Die  BeecliBfiiuig  von  Vergldcbm^smaterial  zn 
Zwecke  der  geriobtlichen  Handscbiiftenvergleiehiing.    Patü,  Znm  Wem 
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dea  Stnfregi«ten.  RiMer,  HheiAStägo  Sektfamen.  Baegel,  JXa  Stntf- 
fUIigkeit  der  Jagendlichen.  Avuehi,  Ein  Hord  am  dgenoi  Kind  unter 
milderDdea  Umstiaden.  Boitnberg,  Der  Fall  Huta.  Dott,  Ober  einen 
Fall  von  S^irolTergiftimf;.  Baiernig,  KiiminklitBt  in  Hof-  nnd  DoiATitem, 
Grofe,  K(HTigierte  TonteUungen.  Siefert,  Zu  Bd.  XIX  Bl.  827  ff.  (Beelita- 
widri^dt  bd  der  Erprewong).  Orof»,  Daa  Erkeanangsamt  der  k.  k.  PoUaei- 
Arekäon  in  Wien.  —  Kleinere  Hitteilnngen  —  Beepreehiuigen. 

Archiv  fdr  Stra&ecbt  und  Straflprozers,  b^rfindet  dvch 
Dr.  QtUdanmer,  henuugegeben  von  Prof.  Dr.  J,  Köhler.  —  Berlin.  48.  Jahrg. 
6.  Hea  1901.  49.  Jalirg.  1.  nnd  2.  Hefl.  1902:  Ulbricht,  VerhUtnia 
mehrerer  ^eiehseitiger  Haftbefehle  m  eiiuuider  and  aor  StrsfrollBtraekntig. 
Kretzgdmtar,  Daa  Irrenproaefarecht  im  Preafiisahen  Diadplinsratrafrecht 
Kokler,  Tbatbeatendamerkmal  nnd  StrafbaArätabedingang.  Sujatett,  Über 
die  Wirkongon  der  Obemahme  der  Strafvertblgung  mtena  der  Staata- 
anwaltaehaft  in  dem  Terfthren  «nf  eiboboie  Privatklage.  BUemig,  Der 
grobe  tJnfng.  HarlMig,  IKe  StrabniBchlieliDngfgrQnde  dea  ohilenisehen 
StrafgeMtabnebea.  Waehtnfeid,  Zur  Frage  der  Strafvttrdigkelt  dea  homo- 
aexnellen  Verkehia.  KtMer,  Zmn  SpiHchgebranch  der  Carolina.  Goldtehtitidt, 
Begriff  nnd  Aufgabe  einea  Yerwaltungaatrafrechta.  Oetker,  Ke  Rechts- 
gfundlagan  der  Scböfi^n-  nnd  Schwnrgerichtabildiuig.  —  Entaeheidnugen.  — 
LitteraturberichtL 

BadlBOhe  ReolttspraxlB,  Annalen  der  Groraberzogl.  badiaclien  Oe- 
riehte,  Organ  der  badiaeben  Anwaltskammer.  Jahrg.  68.  Von  den  Er- 
grterungen  im  Sprechaaal  sind  berromlieben  die  Darlegaugen  8.  102,  113, 
127  ff.,  154,  S52  ff.  TOS  Ealm,  AffoUer,  Wert,  MiOier,  Aber  die  Cberleitnng 
der  ehelichen  OBteratlnde  im  Qrobbenogtnin  Baden  in  daa  nene  Bacht. 

Beitrfigre  zur  Brlftuterung-  des  deutschen  Rechts,  be- 
grllndet  von  Dr.  J.  A.  Gnidiot,  heranagegeben  tou  Dr.  BatfOK,  Bdcha- 
geiichtarat  a.  D.,  Dr.  Eünttel,  UatentaataaekretOT  im  prauflüchen  Jnati»- 
BÜidaterium  nnd  Dr.  Eeciu»,  OberlandeagerichtaprSaident.  —  46.  Jahrg.  1902, 
2.-6.  Heft.  Abhandlungen:  Boethke,  Zur  Analegnng  dea  §  17  Abe.  2  O.V.G. 
Stnielen,  Znatltndigkeit  der  Ana^anderaetsuDgabehfirden.  Koppert,  Ke 
Tollendang  empfangHbedüiftiger  mfindlieher  Willenierkl&rnngen.  David, 
Terhinderang  bei  Abgabe  einer  emp&ngsbedQrftigen  Willenaerklllmng. 
Wteiutein,  Bemerkniigen  in  dem  Begriff  dea  fidnaiariaehen  Rechtageechlfts. 
SAäUer,  Die  Folgen  achuldbafter  Nichterftillaug,  inabeaondwe  der  Schadena- 
enaU  wegen  Nichterfüllung,  bei  Kauf,  Weikrertiaig,  Miete  nnd  l^enat- 
Tertrag  nach  dem  B.G.B.  Francke,  Durch  daa  B.G^B.  iat  keinerlri  Vor- 
achrift  weggefallen,  nach  welcher  ein  Oeeinderertrag  mfindlich  nur  mit 
Ueben  und  Nehmen  von  Mietgeld  abgew:blo8seu  wiid.  Zn  Art  95  E.G.  z. 
B.a.B.  nnd  §g  22  a.  23  Gea.0.  Tom  8.  KL  1810  a.  11.  IT.  1645.  Botdmt, 
Bedentnng  nnd  Üm&ng  der  dem  NachlafageriGht  im  Erbachauureifabren 
obliegenden  Eimittelangapfiicht  BamdtAr,  Welche  Wirkungen  treten  in 
den  FUlen  dea  Art  4  E.a.  s.  B.G.B.  hiniichtlich  der  bereita  beatebenden 
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SaobtBTvUttnine  an?  Stegemann,  Bcnerkongni,  betr.  die  tot  dtm  l.  L 
1900  angebmgenen  KsstioiühTpotheken  prenfL  Bcehte,  X^sy,  Kaan  dar 
Schnldner  EüwadoDgao  g^en  die  ZuULÜlgk^  dar  YoÜrtrcektingii  H  inwl 
«tbdieD,  beror  diesolba  erteilt  ist?  Lafrmt,  Behandlnng  der  Sicbenntgi- 
hypothekeu  in  der  ZwutgeverBteigenmg.  SMffer,  Dm  Aotnga-  und  Be- 
■ehwerdereeht  das  Notars  in  Benehnng  anf  t^tragniigen  in  OffeatUdie 
Bttcher  nnd  B^^iater.  Wach,  Der  Enlwnif  der  ungariselien  C.P.O. 
7%.  OUhatiten,  Das  Sacht  am  cngenen  Bilde.  fVoiw  Htymami,  Zar  Fimge 
nach  der  rechtlichen  Natnr  und  prosesaDalen  Behaadloog  dee  Waadehmga- 
auprochi.  F*du,  Problema  dea  Sachenrechts  (Sache,  Sachenrecht,  <Uag- 
Uchea  Becht,  Vormerknng,  Uiete).  Bn  Vortrag,  gehalten  in  der  Jariat 
.Oeaellachaft  an  Berlin  am  9.  XI.  1901.  Eeeiiu,  Zur  Fnge  von  der  Ding- 
Hchkdt  der  Miete  und  Paeht.  Nachwort  an  dem  Toratehenden  Anftata. 
Wolf,  Datom  der  Hjpothden-,  OnnKbehuld-  and  Bent«iiaebaUbiief& 
Bamdohr,  RecbtHniTabraaeh.  Dantme,  Über  den  Rechtaachata  der  den 
Patentamt  nnd  den  HoateiregiaterlMhSiden  überrächt«n  Beaehrabm^w, 
Zeichnungen  und  Modelle,  ßn  Bdtrag  aom  litterariKfaeii  Uriwbeireehte. 
BoUe,  Der  Anaproeh.  HeObom,  Was  bedeatet  „Sache"  im  §  119  Aha.  S 
B.Q.B.?  SaiHdohr,  Bechtsmilabraach  (Schlnb).  Fuehi,  Zar  Frage  tob 
der  DingUchkeit  der  Miete  ond  Pacht    Haroid,  Die  VoisehnTapflicht  dea 


Bulletin  de  l'Union  Internationale  de  Droit  PftncO,  X.  Bd. 

1902,  fleft  1.  Abhandlungen:  Comminion  permanente  d'^dei.  Congiii 
international  de  droit  comparä  de  1900.  Section  de  droit  crin^eL 
Legislation  pönale.  (Rödaction:  M.  Mtitrmaitr,  Beme.]  Sduuler, 
Urobbritannien.  Delaltaye,  Grand  -  Dnchä  de  Lniembonrg.  Binioff, 
Balgarien.  Gongris  de  St.  Päterabotirg,  Bapports.  Milar,  Weide 
Konaeqnensen  ergeben  sich  in  Bückncht  auf  die  aakfinflige  Stia%eBetB- 
gebnng  ans  dem  Princip  der  neuen  Schale,  dab  den  p^chiachen  Faktono 
mehr  Bedeatung  zummeaaen  sei  als  dem  materiellen  Erfolge?  Stmoma, 
Oe  quelle  fa^on  doivent  toe  röform^ea  l'instiuctian  priparatoira  et  la 
mise  en  accnsation  ponr  präsenter  le  plos  dea  garantiea  poaaiblei  taat 
en  iareDr  de  la  libertä  individnelle  qu'en  farenr  de  U  däcooTcite 
de  la  värit^?  PouttorOBUic,  Qaelles  aont,  an  point  de  vne  de  la  eodifieation 
päiale  fatore,  lee  cons^uencea  dn  principe  affinni  par  l'^cole  nonreUe 
qa'il  faut  attacher  plus  d'importance  aox  faetears  psjcbiqnea  qn'aox  eAts 
matfriels?  Garrmtd,  Dana  quelle  memir«  font-il  attacher  plus  d'importance 
anx  factenn  pafcbiqnee  qn'aox  effists  mat^riela?  de  WiM,  La  d^iortation 
(ssfika)  et  la  transportation  ^atmga)  en  Busais.  (Lenr  ittX  «ctnel  i'mpttm 
les  donn^  officiellea).  Congröa  de  St  P6terahonrg.  Bapporta 
KaUenttein,  Das  richterlicke  Stiafinandat. 

Bulletin  pratlque  de  diolt  International  prlvö,  panüasut 

ohaqne  mwa,  aooa  la  direction  de  Jlf.  Man  Simäe,  arec  la  eoUabonlka 
de  M,  G.  Born,  M.  Marcd  Ptdrier,  1.  Jahrg.  1902,  bo.  1-9.  L  Joiit- 
pTndeoc&  —  IL  Documenta,  —  UI.  VaiiM^  et  infoimatiM». 


CenlSFalblatt  fOr  ReohtSwlsaejlBOhaft,  benuugegeben  too  Dt. 
KireheiAeim.    21.  Bd.  6.-12.  Heft,  22.  Bd.  1.— t.  Hea 

DeutBObe  Juirlatenzeltunsr,  hemugegebeo  von  P.  Laband, 
M.  SteiigUm,  H.  Staub.  7.  Jahrgang.  1902,  Nr.  7-52.  —  Zu  Ehren  de* 
26.  DentM^en  JorütenUgs  in  Berlin  (10.— 12.  September  1902]  bat  der 
Verlag  äne  gl&naend  an^Mtattete  FeBtniuniner  heranagegeben,  ans  welcher 
hier  besonden  die  An&itu  von  SteitgUin  und  Hamm  ttbei  die  Geechiohte 
nod  die  Zukunft  des  Dentachoi  Joriatoitages,  ron  BHoto  sur  Berinon  dee 
StaKfgetetzbacha,  Ton  OareU  über  das  Becht  am  dgenen  Bilde  hervor- 
gehoben Mieii.  IMb  Rubriken:  Juristische  Bondsehau,  nene  Rechtagrund- 
■fttn  des  Beichagerichta  in  Cirilaacben,  TermiBchtes,  neoe  OeBetse,  Va^ 
Ordnungen  u.  a.  w.,  Sprechaaal,  Litteratnrübeisicht,  Beilage  (Spmcbprszis) 
geben  eine  gute  Probe  der  Leistungen  der  Juriateneeitang,  welche  ncfa  en 
dnem  unentbehrlichen  Organ  der  dentachcD  Reehtapfl^e  entwickelt  hat. 

n  ClrOOlO  GluridiCO.  Bivlata  di  legielaiione  e  giuiüpmdenxa  diretta 
da  Luigi  Sampolo.  33.  Bd.  (1902)  no.  3—6.  I.  Abbandlungen:  Fineilon,  H 
oontrabbuido  di  gnerra  (Fortsetziuig  und  Schlub),  A'Anieo,  Im,  panliana  nel 
&|]!inento.  Lipon,  L%gi  delle.l^gi  italiane.  (Vgl.  im  Gbrigen  oben  S.  180.) 

U  DtrlttO  COmmeiClale,  Kräta  penodica  e  critica  di  ginriaprudens» 
e  lef^alaaiane,  herausgegeben  von  Comm.  DaviA  Supvno.  Bd.  20  (1902) 
Heft  2—6.  I.  Abliandlongrn;  Saeerdoti,  La  queatione  della  proräta  nella 
cambial«  a  propoaito  di  uno  aciitto  di  Thaller.  (rtanntm,  Analiai  del 
concetto  di  commercianti  aeeondo  U  noatro  diiitto.  Fagemi,  Llnabilitariona 
all'  eaercido  del  commerdo  pd  bancarottieri.  .WotiarnHi,  II  diritto  di 
opponaione  dei  creditori  particolari  alla  deliben^one  di  proroga  dell» 
dniate  deUa  iociet&  in  nome  coliettiTo  e  in  accomandita  —  (Artioolo  102 
Codice  di  comm.).  Yidari,  Se  la  emiwone  di  oambiali  imporü  nora- 
oone.  Baatani,  La  preaciinone  delle  f*mhiali  rilaaciate  in  bianeo. 
Errera,  U  pignoramento  di  aiioni  al  portatore  depodtate  da  un  preata- 
aome.  Fapa-d'amico,  Snll'  arL  699  del  Codice  di  oommercio.  Vidari, 
TJn  caio  di  rirendioaiione  in  materia  di  falUmento.  Bonolta,  A  piopodto 
di  alcnni  documeoti  („Lettre»  de  Foire")  dell'ArchiTio  di  Ypres.  Gagliaiio, 
Beepcnaabilitä  dvile  degli  amminiatralori  di  aocietJi  anonime  ed  ewrclaio 
deir  acione  Telativa  nel  diritto  e  nella  ginrieprudeoza.  Pagani,  Falso  o 
abuM  di  fogiio  in  bianeo?  Sarfatti,  Note  minime  di  giarisprudens«  iogleee 
in  materia  commerdale.  Yidari,  Di  nn  caeo  di  conto  corrente.  Cotradi, 
La  proTOga  della  «ocietä  in  liqnidanone  e  U  tassa  di  regiatro.  —  II.  Qinria- 
^tmdensa  (QeiichtsentBcheidnngeii).  —  IIL  Kbliografim. 

Barvard  Law  Review,  Bd.  XV  no.  e,  9,  10  (April-Joni  1902); 
Bd.  XVi  no.  1,  2  (November— Dezember  1902>  I.  Abhandlangen:  Nekn»- 
loge  fBi  Jamee  Bradle^  Thayer.  Wi^more,  The  privilq^  agaiiut  tut- 
erimination.  Peaske,  Separation  agreementa  nnder  the  engliah  law.  Örofi, 
Uodea  of  trial  in  the  mediaeval  botonghs  of  England.    Piüaburg,  A  brief 
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inqmiy  into  a  fedenJ  remedj  for  iTiiehiiig.  Ahhol,  Some  adnsl  problMH 
of  profeamoD&l  etldcs.  Hyde,  The  bthmün  cwwl  inttj,  WOMom,  C(m- 
tnuts  fbr  tlie  benefit  of  *  third  peraon.  Friedman,  Tho  ehangw  in  Iba 
sUegiftDCB  uid  Uva  of  colonU  New  Yoik.  Ohi^ead,  BsnkniptDr  %  oon- 
menjil  regnlatioD.  Ppf«,  Huniotp»]  Contraeta  mnd  the  Begnlstion  of  Bäte». 
Ayer,  LegitiniK^  «nd  Muriags.  irtOiston,  Contncia  for  tbe  Benefit  of  ■ 
Third  Fenon  in  the  Civil  Iaw.  BaymoNd,  A  Statement  of  the  Trart 
Problem.  Zane,  A  Problem  in  Miniog  Jmw  :  Wftlntb  t.  Cbam|don  IBning 
Oompaof.  Orifmdl,  Discovei;  in  UaBBachiuaUB.  —  11.  NotM.  —  UL  Beemt 
cuea.  —  IV.  Booka  tnd  periodicala. 

Journal   of  the   sooiety   of  oomparatiTe  lefflslatloii. 

Edited  fbr  the  aedetr  hj  John  Maedtmäl,  Eaq.  C  B.,  LL.  D.  and  Eiwari 
JlfaMon,  Eaq.  New  aeries  no.  IX,  Jali  1S02  no.  1.  —  L  Veneielinia  ds 
Hitglieder  der  OeteUacbiA  IL  Nacbrnf  für  Lord  Wataon.  HL  Haldime, 
The  eonatitotion  of  tbe  Empire  and  tbe  derelopment  of  iti  comieili. 
IT.  Clari,  The  gieat  jnriats  of  the  World:  1.  I^pinian.  V.  Hirg^fOd, 
Bnarian  legialAtimi  m  to  cheqnea.  VL  De  Hart,  The  owneiabip  of 
mercband  TeMela.  VII.  Mariden,  Maral  or  vietoalliiig  atona:  Tbe  ri^t 
of  Preemption.  VUI.  Macdojidl,  Nomber  of  jndgoe  in  different  coontriea. 
IX.  Latter,  Extm-tenitorial  jnriadiction  In  Hong-Kong.  X  Jetiig,  The 
european  codes.  XI.  Baty,  The  tenna  of  mnender.  XU.  Hendemm, 
Preeomptlon  of  deatb  ander  the  german  code.  XHL  Q>Btfer,  Straita 
•ettlements:  Hotacca  Und«.    XIV.  Notea. 

Journal  du  droit  International  prlvö  et  de  la  Jurls- 
prudenoe  oomparöe,  tandi  et  pabliö  par  E.  Cluna  (Sect^taire  de 
la  rMaction.:  A.  Darras)  29.  Jahrg.  (1902)  nro.  1—12.  I.  Abhaadlnngen: 
Maighnac,  Lh  qoeation  dea  mariagee  entee  bean-fröre  et  beUe-soear  en 
Angleterre  et  dans  lea  rapporta  intematlonaui  de  la  |Orande-Bretagne 
avec  loa  antiea  i^tats.  Hvbert,  De  la  partidpation  aoz  op^ratioma  dn 
recmtemeat  et  de  la  luttionalitä.  Jitta,  Le  droit  d'expnlnon  dea  Strängen 
dana  la  lägialation  de«  Faja-Bas.  Hakh/.  De  la  naturaliaation  coUectiTe 
dana  les  rapporta  de  la  Sert^  Lehr,  QDelqDea  moto  aur  nn  caa  d'eitiadition 
itoent  entre  U  Soiate  et  l'Italie  (AaMwinat  da  roi  Uambert,  äff.  Jaffei). 
Saiem,  De  t'inflnence  da  mariage  aur  la  nationalitä  de  ta  femme  en  Tnrqme. 
A%ibry,  De  la  notion  de  territorialitä  en  droit  international  i»ir^  (fin). 
Mandättam,  Dn  mariage  et  da  dirorce  dans  les  rapport^temationaox,  an 
point  de  Tue  du  droit  rone.  0.  le  Poittevin,  Da  fonctionnement  da  eaaer  jndi- 
Ciaire  dana  lea  rapporta  intematioaaax  (aalte).  Jitta,  Notea  mr  TextiaditioD 
aax  Paja-Bas.  Dvnnell,  Lea  Coara  eonsnlairea  dea  Etati-Unis  en  Gbine. 
Torres  Campog,  Le  droit  d'eipnluon  dea  ätrangera  en  Eapagne.  Joiril,  Dea 
droita  de  mntation  par  dScäe  en  Angleterre  dans  lea  auecearione  de  natift- 
nanz  et  dana  lea  aacceanona  d'^tningerv.  Qimbon,  De*  relatii»a  de  la 
diplomatie  avec  le  d^veloppement  da  droit  intematioiial  public  et  priT& 
LatBague,  Conflit  des  lois  en  mati^  de  präaomptiona  de  ioirie  poor  le  caa 
de  mort  smultanie  (commorientee  oa  co-monrants).  Lebottcq,  De  l'extraditiiNi 
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dmns  lea  npport«  entn  I»  GMoa  rt  la  Fruea.  Wahl,  CompaniMo  des 
cbaigM  fiaealea  qni  pdaest  nur  les  plaeemeulB  en  TKlenn  frautaiMi  on  en 
TmlooTB  ätrangöns.  Ptrgamamte,  Ls  bursMi  ituM.  Pieard,  Bimmi 
fn&qw  de  U  l^alatioD  eapagnole  en  matito  de  brereta  d'itiTentioii. 
FoNtbr  .fiyofcen,  Lee  Chembres  artiitnlee  d'erocats  k  Bnu^ee.  Ben- 
■rignemenlB  pntiqnei  am  U  proeädnre  en  matiAie  oonuneraale  et  maritime 
en  Saöde,  en  Noiröge,  en  Dwianark  et  dana  let  coloniee  dandsBB. 
Kähf,  Ktnation  legale  de«  Tnuta  on  Combinaiaonfl  indnatriellee  aaz 
Etatf-Unia.  Halot,  Des  eonditioDa  de  Tallditä  dn  testament  olognpbe 
d'nn  dtrangei  en  Belgiqne.  —  La  science  da  droit  internationale  aa 
Japon.  —  Armnijon,  De  la  nationalitä  et  de  llndigänat  des  peraonnes 
moiales  dans  l'Em^re  ottoman.  Katan»ky,  L'eitradition  en  Bnsaie. 
Stocqiart,  Le  manage  en  dnit  ^coesaia.  Ottdltnghi,  De  l'effet  aa  Italie 
des  jngementa  Mrangen  en  matiäre  d'etat  et  de  eapadtä.  Dtjottgh,  Per- 
iMtnalitä  morale  de  Tordre  des  arocats  en  France  et  en  Belgiqne.  Sem, 
Lea  onTrien  Jtrangera  et  la  lägialation  fran^aise  aar  lea  acddenta  dn 
travail.  —  IL  Qneationa  et  solntions  pnttiqDW,  —  III.  Jnrispnidence  (Recht- 
qireehnng).  —  IV,  Docamente. 

Juridloal  Revle'W.  A  joomal  of  legal  and  political  seiaaee  (£Umi- 
bmrgk,Wiaiam,Grmn.Sont).  Bd.  XIV,  nro.  3,  4.  (Bept,  Deo.  1W2}.  I.  Ab- 
handlmigen:  iStr  Jamei  Balfattr  FMä,  A  Seottisch  Note  on  the  Coronation. 
Zh'ctow,  The  Advocatas'  Library.  Kennedy,  Lachand.  JUtOor,  The  VaUdit^ 
of  Beqneets  in  Geaenl  Terros.  Hvbericih,  The  Patemal  Power  in  Slavonlc 
Law.  Lamond,  The  ParocUal  Bettlement  of  Deserted  Wives.  Omu, 
The  Family  in  tfae  French  CSvil  Code.  Sir  Sobert  Seid,  Intemationat 
ArUtration.  J.  A.  LovtU-Fraier ,  A.  Famons  Lord  AdTOoate:  Viscoont 
HelTÜle.  OroAam,  State-Aided  Edacation  in  Oigland  and  Seotland. 
Hubwieh,  The  Patemal  Power  in  Chinese  Law.  Chüfholm,  Insanitj  and 
Crimiaal  BespontilHli^.  Sandenon,  Induatrial  Arbltration  in  New  Sontb 
Wales.  —  IL  Cnrrent  Topics.  —  II.  Beviews  of  Books.  —  IV.  Notee  on 
dedded  cases. 

JoriBtiBObe  Blfltter,  henuug^eben  von  Dr.  R  Scftmdtar  and  Dr. 
K  Benedikt,  Wien.  31.  Jahrgang  (1902)  nro.  13—52.  Herrorgehoben 
•ei:  Karpltu,  Ezekntion  Ton  Pnsonenreebten  (besonders  8.  145  betr.  Er- 
aviogbaikeit  relativer  PeraonenTechte  auf  Qniod  analHndiscber  Ezekations- 
Ütd)  und  der  Bericht  (S.  197)  Dber  Dr.  Kolbens  Vortrag :  „Die  Konventionen 
der  flaager  Friedenskonforons  nnd  der  Transvaalkonflikt," 

KrittBohe  VlertelJahreBBotirift  für  GeBetzKebunff  und 
ReobtswiSSenBOhaft,  hetanagc^ben  von  DDr.  K.  Birhmeyer,  F.  Häl- 
maitm,  K.  von  JWmira-,  E.  von  XMmann,  IVrfeesoren  der  MHnchener  Joristen- 
faknlat  3.  Folge,  Bd.  VU,  4.  Heft.  Bücberkritiken:  L  Kechtsgesehichte. 
J.  S.  Mitpottlet.  La  vie  parlamentaire  A  Some  sons  la  B^pnbliqne,  essai 
de  reconstittition  des  aianeea  hiatoriqnee  dn  s^nat  romun.  (Broehar  dt  la 
FUdtire).     Bruno    BtUerode,   Beitr&ge  an    Schlesiene    Bechtsgescbichte, 
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I.  Heft:  OescbiehtUch«  üntemefanngeii  11b«r  die  Fitmet  I 
(1474— IfiOO).  (Joerga).  Ckr.C%n>t«Men,TilUdi  BMnproTendcniBiatorie 
og  Bülling  i  Foitidotu  Bet*-og  NatnropfkttolHe.  (Ldmami).  Ltx  SoMea, 
hmamgegebea  ron  J.  Fr.  Bdutnd.  (WrOtMo).  FriU  Leo,  Di«  c^Htmtia 
plebejft  und  di«  capitatio  hnnmna  im  römisch-bTUatiiüachai  Stonemdit. 
Ein«  tec]itaU*tori«cbe  Stndie.  {MtOthiafs).  Bnigi,  Bwgio,  btHiitioiü  dcä  didtto 
jmy*U>  OiiutiDikneo.  Pute  prima :  laboduiiotie  —  U  lappotto  ginridieo  — 
i  ginridid  lapporti  solle  coae.  {Binder).  T.  F.  Bremer,  Jnriapnidailiae  anto- 
hadrianae  qnae  snpenont.  Pan  altera:  primi  poat  prindpatnin  CMMfitotam 
•MColijnriBcoiuiilti.  (SrwTer).  CAr.fiaer,EdictiuBoäiari.  StudiwrediflieBda 
Langobardemea  Nationalitet.  Danmarka  Qilde  —  og  LaTaikiaa«  fn 
Uiddelalderoi,  ndgiTne  red.  C.  Nirop  af  Selokabet  fbr  üdgirelm  «f  KUder 
til  Duuk  HistorieL  (Herttberg).  —  II.  GTÜrechL  Eonrad  HeOmg,  Die 
Vertrilge  aaf  Leiatnng  an  Dritte,  nach  deatBchem  Beichsneht,  nater  be- 
sonderer Berfickaicbtiguig  des  Handelageaetabncba,  mit  täaer  Einieitmg 
(Aber  das  rSmiach«  Beebt)  nnd  mit  einem  Anhange  (Die  ErbTortrlge  an 
GnnBten  Dritter),  (c.  Tuhr).  WaÜer  Immenealtr,  Die  Kflndignng  biatoriaeb 
nnd  dogmatisch  dargestellt  (Htymonn).  —  HL  CiTilprosebreebL 
Ä.  Weifsler,  Kommentar  zom  Reicbsgeset«  Aber  die  Angdegenheiteu  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  17  Hai  189&  A.  Nufibaum,  IHe  £rtiwiUige 
Qericbtabarkeit  im  Reiche  nnd  in  Pnulaen.  J.  OOniher,  Beicbt^eaeta  aber 
die  Zirangarersteigemug  nnd  die  ZwaEgsrerwaHnng  nebet  dem  Bn- 
fabraDg^reMtz  vom  24.  Mai  1897.  Ftlr  die  Praxis  erUnterL  (KUmfeOa). 
V.  BmAka,  Odker,  LAmarm,  Ciriipioiefsordniing,  Konknrsordnong,  Handda- 
geaetsbuch  in  alter  nnd  neuer  Geetalt,  vergleichend  dargestellt  Conrad 
H^ltoig,  CSrilproseTspraktikimi,  cnm  Gebraoch  fQr  Anfänger  nnd  Tor- 
gorficktere  bei  akademischen  nnd  prozebrechtliehen  Übnngen  nnd  mm 
Belbetstadiom.  Zwdte,  mit  Bficksicht  anf  dae  nene  Roehsrecbt  omge- 
ubmtete  Anfinge.  (Kiridi).  ~  IT.  Strafrecbt  R.  £ntt«r.  Der  Raofbandd 
im  dentachen  BücbsatraigeMtabnoh.  P.  Krug,  Die  beaondercn  UmsHad« 
der  Teilnehmer.  (Kleinfelltr).  Phüipp  Alfäd,  Der  bedingt«  Straferiala. 
{Finger). 

DBB  Recht,  Bundschaa  fQr  den  dentachen  Jniiitenatand,  benuugegebcn 
Ton  Dr.  Soergel,  München.  6.  Jahrgang  (1902).  Nr.  7—24.  Ton  den 
Abbandinngen  seien  herroigehoben:  BrutiätMini,  Ana  Italien.  Staswtfar, 
Über  akademisoben  Beohtannterricht  Brüektier,  Die  Haflpfliebt  der  Schlaf- 
wagengesellschaften.  Bahn,  Über  die  Bedeatnng  des  Stndionu  der 
rSmischen  Becbtsqaellen  filr  den  jefadgen  Becbtsonterrieht  WihUetif, 
Das  Jos  primae  noctis.  Oröitert,  Da*  angeblich  neutrale  G^ebiet  von 
Horeenet 


RechtSgreleerd  Hagrazljn.  Tijdscbriftvoor  binnen - 
lechtastodie.    Haarlem,  21.  Jah^.  (1902).    lief.  3—6.    I.  AUtandlnngv: 
va»  Begterm  Altena,   Overaicht  der  Engelsehe  wetgering  gednrende  ket 
jaar|1900.  &AoA«n,DecaiualiteitsvTaaginhetleetatnkdetsohadevergo«diiV 

,  bniten  contnot    Kist,  Een  roorstel  tot  wyiiging  der  artt  302—308  W. 
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.  T.  K.  Htmmtig,  B«t  eriraclit  vui  den  UsgatleTenden  echtgenoot  SAoUen, 
De  eanaalJMtavTUtg  in  hat  leentuk  der  Mhaderca^oeding  bnitcn  eontnet 
(Verrolg  v*a  bL  265— S12).  Limburg,  la,  met  huidluiviiig  van  httt  beginwl 
omtrent  de  legitieme,  wünging  van  de  regeliiig  der  erfapvolging  ab  inteatato 
wenachdijk;  loo  ja,  in  welken  geeat?  JVap,  Uet  zakelijk  recht  tui  den 
ögenaar.  Cosman,  Koop  of  ■ami«»i»ig  van  werk?  —  U.  BoakbeechoDwiiigeii. 
—  IIL  Opmerkingen  eu  Medadeelingen.  —  lY.  Inboad  van  Unnen-  en 
bnitenUudecbe  recbtageleerde  tijdKthriften. 

ReTlsta  de  los  trlbunales  y  de  leglBlaolön  unlTeraal, 

Bd.  36,  1902,  nro.  10—45  (■.  oben  8.  182-83). 

RevlBta  general  de  lesrlaladön  y  Jurlsprudenoia,  heraoB- 
gegeben  von  Excnko.  Sr.  D.  Jos/  Maria  Manreia  y  Navarro,  Madrid. 
Jahrg.  50,  1902.  Bd.  100  imd  101.  I.  Abhandlongen;  Iktrique  OmriiJes 
y  Sdncha,  Joriaconraltoa  eapallolea  cälebrea,  D.  Genuin  Gamaio.  A.  Poiada, 
El  proTecto  de  ley  Mbre  hnelgaa.  Safad  Alotuo  Lasherat,  Uoa  lefonna 
en  la  Ie7  del  Jnrado.  JoaS  Gareia  Femändtt,  Eetodio  jorldlco  meicantH. 
NicOo  Aicaid  Zamora,  Ei  ptojrecto  de  \tj  Monicipal.  Francisco  Ft^ia 
y  Boberto  Serratnct,  El  delito  de  lerionee.  Santantaria,  Las  tami 
legUUtivas  en  el  derecho  civil  en  el  aSo  1902.  A.  Pomi  y  JJväxrt,  Del 
r^onaiiamo  en  CatalnGa.  JoaiMordl,  DonacioDes  oolacionablea.  Bm^[M 
Comäei  y  SantAet,  La  Institnciön  del  Tribnoal  de  Cnentaa  en  EspaCa  7 
en  el  extraqjeio.  Juan  Büu  Can^a,  Vagabnndoa  de  Castilla.  Joii  Gareia 
Bomero  ße  Ttjada,  Jnegos  prohibidoe.  Jo»^  Gvidatit»,  Competencia  en 
materia  de  oonsnmoa.  Joaqtnin  Öirön,  La  refonna  del  Concordato  celebiade 
entre  la  Sante  Bede  7  el  T«no  de  Eq»Iia.  P.  OorutÜu  del  ABta,  Derecbo 
penaL  1a  delincnenda  en  los  menorea  de  edad.  La  Btdacciön,  Projecto 
de  lej  de  proteocion  i  la  infaneia.  Bafael  SalSlag,  Laboratorio  de  crimi- 
nologia  (Continnadon).  Vipegön,  Tribimales  de  lionor.  Nicelo  Aiaüd 
Zamora,  El  i^cnrao  contn  los  abnaoa  de  poder  de  U  Adminietnddn. 
FVandtco-J.  J,  Bmlloeh.  Poaicidn  joHdiea  de  loa  hijoe  habido*  fbeia  de 
tnatränonio  (ConciDaiön).  Vidor  Cooiän,  Intermpcidn  civil  de  la  prcBcripciön, 
Vidoriw)  Santamarla,  Reformas  inportantea  en  projeeto  (ConUnaaciön> 
Edovrd  Lambert,  La  tradiciöa  rornana  sobre  la  saceaiön  de  fonnaa  del 
tectaineato  antelafaistoria  compaiada(ContiatiaciäD).  VitxntePira  OoiucOee, 
Apnntea  sobre  la  onestiön  social  (Continaaeiön).  Bainumdo  F.  ViUavträe, 
Las  coligadones  indostrialei  j  las  hoelgas  de  obreros  ante  el  Derecho. 
Franciieo  Penichet  Lugo,  De  lareforma  de  nnestiae  lejes.  Josi  Men^ndtt 
y  de  Parra,  Capaddad  de  I«  mnjet  canda.  Pedro  Eataaen,  La  protecci4n 
del  derecho  inmobiliario.  Enrique  Garda  Herreros,  La  defense  de  loi 
pobres  ante  loa  Tribimalei  de  jnstida.  Juom  MontiOa  y  Addn,  Apertora 
de  loa  TrJbnnaJes,  Discnrso  del  Hinistro  de  Oracia  7  Joatida.  Gino  Brum, 
La  libertsd  de  imprenta  en  las  legisladones  7  en  la  prictica.  Adot/it 
Posada,  Tendencias  7  doetrinas  de  la  aociologia  modema.  Joti  O.  Bomero 
de  Tejada,  Designaldades  sociales.  Dr.  Luie  Agote,  Nnevo  mäodo  gr&fieo 
para  ^jar  la  herencla.  —  IL  Cronica  de  la  tribonales.  —  IIL  Hevista  d« 
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-  IT.  Notidu  bibUogrifieu.  —  T.  Aiul«  de  dendw 


ReTue  de  droit  IntematlonBl  et  de  lögrlslatloii  oomparAe. 

34.  Bd.,  1902,  an.  2—6.  L  Abhaadlimgea:  Bajer,  NeotralM  fUändin^ 
axpoaj  des  moüft  d'nne  formale  de  conveatioii  ponr  nne  Allianeepungdmite. 
Rigähardt,  La  protection  inteniBtionmle  des  »"■"■"'•  Boitiov^,  Ia 
raviaion  de  Ia  eonrentiou  de  Genöre.  FlaitMen,  Lea  »ttribnlioiiB  jodi- 
cUras  des  consoli-Mnuigen  en  Bonmviie,  d'Kprte  In  rtcente  jniiBpradence 
imunaine.  Lehr,  De  1«  tntelle  des  minenn  d'apr^  !<•  prindpftlee  Ufp«- 
lationa  de  rEnrope,  ätnde  de  lägialktion  dvile  compuäe  et  de  drmt  intn- 
national  priv^  La  tontaitit,  Hiatoira  Bonunftire  et  cbroaologiqne  d« 
«rbiingea  intemationmoz  (1794—1900).  Armitijon,  Natknwlit^  dea  p«faoiiMi 
moialea.  Ag$ar,  La  codificfttion  du  droit  mtemational  pnvi.  ffyi.  Droit 
et  kävstatB.  Stoeqvart,  Qnelqnee  connd^rmtiona  gto^ralea  nr  l'uideii  dieit 
e^Mguol.  Speyer,  Lea  piojets  de  r^onne  de  llnformation  priperetwie  eo 
Belfpqne.  Fiore,  De  Toidre  public  en  droit  intenatioiwl  privä.  Gyao*, 
Notiona  älämenteirea  aar  lea  aaccearionaeii  |Tnrqiiia  —  II.  Noticea  faäbBo- 
grmpbiqnes. 

Revue  eönörale   de   droit  international   public,  paUMa 

par  A.  Piüet,  P.  FaudtiOe,  9.  Jahrgang,  1902,  Heft  1— S.  I.  AbhaBdlm^v: 
Aläu,  Le  eontrOle  intentatienal  aar  lea  finanoea  bell^qoea  et  aea  piemien 
nmiltata  (1898—1901).  FmuAiBe,  Un  piojet  de  Napolfon  I»  ponr  l'äUbUM- 
mait  d'nn  code  maritime  do  droit  dea  neutroa,  lApradeUc,  Ia  qaeatioa 
cliinoiae.  Ohvart,  Le  diffärend  entre  l'Espagne  et  lec  ^tata-Unia  an  njtt 
de  la  qneatioii  cabaioe.  Politis,  La  Convention  conaolaire  grico-tnrqoe  et 
l'arbitiage  des  ambaaaadenra  dea  grandee  poiaaBiiees  i  Conatanläni^t«  dn 
2  avril  1901.  Soiuird  de  Card,  La  firautlöre  fnnoo-maroc^iM  et  le  pcoto- 
colfl  dn  20  jnillet  1901.  K^iedgy,  L'eiliadition  en  OrAee.  Kataiubf, 
Tbäorie  de  radminiatration  internationale.  Bettault,  La  ,traite  dea  blaachea* 
et  la  ConHrence  de  Paris  an  pc^t  de  vne  do  droit  intematitmal.  AJmret, 
LlUttoire  dlplomatiqne  dea  Bäpabtiqoee  amMoünea  et  la  ConKrenoe  de 
Hesico.  Poiyol,  De  la  nationalitä  dans  la  Bipnbliqne  d'Halti.  —  II.  Chroniqae 
dea  faita  intemationaDz.  —  III.  Bnlletln  bibllogi^ihiqae.  —  IT.  Docinnsta. 

RlTlBta  Itallana  per  le  solenze  gluridietae,  Bd.  33  n.  st, 

1902.  I.  Abhandinngen:  Biicaro,  La  poli^  campeetre  negU  atatati  dd 
Comnoe  di  Tre*iao.  ArcattgeU,  La  commenda  a  Veneaia,  apedalmente  nel 
•ecolo  XIV.  Abello,  11  regreaBo  nella  solidaneti  paanva.  Chtocmds, 
Bomanerimo  e  Oermanesimo  nel  proceaao  civile.  Del  KeccMo,  U  aentiiiMBt» 
giniidlco.  De  Medio,  Per  la  atoria  delie  donaaioni  tra  ooningi  in  diritu 
romano,  Zoceo-Bota,  La  rieoatniBone  dell'Edictom  perpetnnm  HadriauL 
£üoiiro,  Not«  e  docnmenti  per  la  stoiia  del  diritto  italiano.  Dtai,  Ancois 
della  nullitt  del  matrimonio  per  cagione  dl  errore  o  dl  dolo.  Baggi,  EMme 
oirltico  delie  varie  teoHa  moderne  eopra  la  noaiane  d'antarchia  (ContintiaiäoM 
e  fine).    Bwmamici,  L'opera  deU'imperatore  Ginatlniano.    Nota  tiaaBsnliTa. 
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Sdimpfer,  Aneoi*  di  tu»  profBMlone  di  lo^tfl  goüe*  dell'eti  Ungsbudk. 
33etta,  L'open  di  VuoUk  e  la  Mnola  gioridic»  di  HantoT«,  BemdetÜMi, 
Note  oritiche  aoi  ooncetto  economico  e  ginriiUeo  delle  Mxäetä  coopenütt 
(Continna).  Oangi,  La  legitäma  degli'  aicendentl  Semenun,  Bomaiii  ad 
Egiit.  Nota  eritica  a  propodto  di  nn'opera  di  Barilloat.  —  II.  UecenrioiiL 
nL  ^loglio  di  riTiate  nadonali  «  atmiiiere.  —  IV.  Bolletino  bibliograflco. 

SAohalBOheB  Arohlv  fOr  bürsrerlloheB  Recht  und  Prozefs, 

12.  Bd.,  1902,  2—12.  Heft  L  Abhandlungen:  dv  Cheane,  Dm  Kontnfaieren 
mit  lieh  «elbsL  Laftetu,  Die  Vermnbarang  das  BeatehonUdbena  nach 
Zw. V.O.  §  91.  Botidi,  Welchen  E^flnA  bat  daa  Inkiafttreten  dea  Deatschen 
Blli;;erlicben  OeMtabucha  auf  die  KantionahTpotbekeD  dea  Bltem  Bechta 
n.  a.  ir.  Seiiüiard,  lat  die  PfKndnng  der  Miet^nafordcning  gegenflber  dem 
bwerbei  dea  renniateten  Qnindatficka  wirkoam?  Zur  Analegnng  dea  g  573 
dea  B.Q£.  Füreter,  gtellnng,  Rechte  nnd  Pflichten  dea  Teatamentaroll- 
atieckera  n.  a.  w.  JUichel,  Daa  letxtwillig«  VeriknbeningBverbot  im  Deatschen 
Bbgerliehen  GieaeUbncli.  Fuld,  UnterlaasoDgaklage  nnd  Schadenaeraate- 
klage.  Langheinekm,  Zur  Feststellnog  dea  Mindestgebota  in  der  Teilnnga- 
anbtnatatioD.  KnUaiAmar,  Daa  Bgentnm  an  QniiidatndieD.  Schmidt, 
ESnige  BemerkungeB  md  g  46  mid  Tarifttelle  60  dea  8.0.K.a.  Mantufdd, 
Die  IjuideigeaetBgebnog  der  dentachen  Bondeaataaten  im  Jahre  1901. 
IL  Gerichtliche  Entteheidniigeii.  —  HL  BflcherbeBprechaiigen. 

Sohweizeplsolie  Zeitschrift  fOr  StrafMoht,  15.  Jah^.,  1902, 
3.  HefL  L  Ahhandlongen ;  Sioofs,  £ine  Epiaode  dea  Jetiaiproaeaac«.  An> 
lifsBch  der  Schrift  von  Dr.  K  Steck,  ProfesBor:  Der  Bener  Jetaeiproieb 
(ld07 — 1509)  in  nenei  Beleuchtung  nebet  HitteilnDgen  ana  den  noch  us- 
gedmckten  Akten.  —  g  116  dea  Zürcher  Strafgeeetabuchea:  I.  Ontachttm, 
«latattet  von  Profeaaor  Carl  Sloofi  in  Wien.  H  Gutachten,  erstattet  ron 
Profeaaor  Dr.  Emil  ZOrchtr  in  ZDrich.  —  Slooß,  Ke  ZwangeendehnngBaaBtalt 
Aarhnrg,  Bemerkongen  zn  dem  Jahresbericht  für  1901.  Mittermaier,  Ke 
achte  Veraammlnng  der  dentachen  Landeagnippe  der  Internationalen 
kiiminaliatiachen  VereiDignng.  —  Eingabe  dee  aürcheriachen  Franenhandos 
xnr  Hebung  der  Sittlichkeit  an  das  Juatizdepartement  der  echweiserischeii 
E^dgenoaaenscbaft  vom  21.  Man  1S02.  —  Eingabe  dea  CentralToratandea  der 
dentach-aehweizeriachen  TierachntiTereine  an  die  hohe  Bondesrereammlimg 
der  sohirdieriBcheu  SidgenoaBenachaft.  IL  Entschddnngen  in  Strafsachen. 
IIL  Littentor-Ans^en. 

TldBBkrlft  for  RetSVidenskab.  15.  Jahrgang,  1902,  Heft  1-4. 
L  Ahhandlongen:  Sjögren,  FSiarbetena  tili  Sverigea  likes  lag.  Boj/e, 
Orerhlik  orer  den  intemationale  PriTatreta  Stilling  i  Nntiden,  acrlig  om 
Nationalüetaprincipet  SerlwAim»,  Om  aolidarisk  ansrarighet  BeuterMäld, 
Lagakipning  och  Lagstiftning.  Bugge,  Vederlag  og  Jffiaiko.  Bagemp, 
Permanent  Neotralitet  Aftäw,  Proceaarefoimen  i  Flnland.  Sedudier, 
Heddeleber  fta  den  avenake  B^eetereta  Prazia  i  Aarane  1900  og  1901. 
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n.  OT«nigt  ant  d«  nortUak«  loTgivning  i  1901.  —  HL  EVeouned  loTpndng 
i  1900.  —  IV.  Ltttenitar.  —  7.  Miudr«  Heddelelaw. 

Zeitschrift  für  das  seBamte  Handelsrecht,  begrOsdet  tob 
L.  Goldtehmidt,  heruugegeboi  tod  Dr.  H.  Ka/fmtr,  G«h.  Jnatü-  md 
K&mmergerichtsnit  in  Berlin  mid  Dr.  K.  LAmoMH,  ordentl,  Profawor  d« 
Rechte  in  Roitock.  52.  Bd.,  1.— 4.  Heft,  1902.  I.  Abhudlimgea:  Ldmawm, 
Entwickelnug  de«  deutschen  HandelnechtB.  ZädmmtH,  Ober  die  Amte- 
nifiderlegnDg  toh  Anfstcbtantomllgliedeni  dar  Afctiengawrilw.hnftw»  vor 
AbUnf  ibrer  Wahlperiode,  nach  altem  und  oenem  Becht  WiOmaati,  IKe 
nordamerikuiache  Huter  Akte.  Alflred  Mane»,  Das  beaanden  Konkm» 
recht  der  Privat -Verscbenitigmitenichmwigen.  BrodtHoMn,  Über  die 
lechtliehe  Natnr  des  Sehi^^iubigermehta.  Hadxl,  SchadoDseraatapflicht 
d«a  BeadeiB  beim  Zusammenitore  von  Schiffisn.  KoMer,  Kwiknngeeetae 
der  neneaten  Zelt  BAate,  Das  japaniache  Handelarecbt  Ziehimmer,  D« 
Ebiflnla  dee  geaetzUchen  CWtentandea  auf  an  Handel^ewerbe  der  Eh«- 
bau.  —  II.  RecfataqneUen.  —  III.  Bechtaaprüche.  —  IV.  Uttentor. 

ZeltBehrift  fttr  das  Privat-  und  öffentUehe  Recht  der 

Ge^nwart,  nnter  atftndiger  Hitwii^ung  Ton  Mitgliedern  der  ^nener 
juriatiacbeD  FaknlUU,  heran^egeben  Ton  Dr.  C.  S.  OriMmL  29.  Bd. 
Heft  3  o.  4,  30.  Bd.  Heft  1,  1902.  Itfmtd,  MaohUvelli-Stadieii.  OfHer, 
Daa  Beebt  dee  andern,  erUntert  am  Schtrtc  des  Dritten.  Toner,  Die 
landeafüistUche  Verwaltnngspflege  in  Oatenmcb  rem  Ausgang  dea  15,  faia 
sQin  Ausgang  des  18.  Jahrhondorts.  Finekt,  Hie  commonio  i»a  diviao. 
JäUndt,  ESne  neue  Theorie  4ber  die  Lehre  Honteaqoieaa  von  den  Staats- 
gewalten. Tetner,  Fortsetxnng  der  obigen  Abhandlung.  AffoUer,  Daa  inter- 
temporale nnd  internationale  Becht  der  meitlielien  mid  DrtUchen  KolUrioa»- 
normen  dea  bflrgerlicben  Kechts.  Beiehel,  Der  rechtliche  Charakter  d« 
PmchtsBche  im  rCmiscben  nnd  im  dentaoben  Becht.  Horutthf,  2lat 
Kasuistik  des  Eisenbahnhaftpflichtgeseteea  insbesondere  im  ZnaanunenhaBg 
mit  g§  1304  und  1327  a.  b.  G.B.  —  Zn  Hensela  HacbiaTellistndien:  feafar, 
Sne  Erwidemng.  Jfmwl,  Beplik.  —  Pacehwmt,  Per  extraneam  paraociaa 
nolna  adqniri  non  potest  Deybeek,  Ke  staatsrechtlichen  Ornndattae,  ihre 
Kodifikation  nnd  die  Kontrolle  ihres  Tolbnga  im  modernen  Staatabanabalte, 
litterator. 

Zeitschrift  fdr  deutsches  bÜrKerllohes  Recht  und  fran- 
zösisches ClVllreoht,  Bd.  33,  1902,  Hefl  1—10,  Bd.  83  Hea  S-8. 
I.  EDtBcbeidoDgen  des  Beichagericht«  nnd  des  Obenten  Landeageriekti 
Hflneben.  II.  Entacheidnngen  der  Oberlandeagericbte,  Landgerichte  mtd 
Amtegerichte.    III.  FianEJfaiseh- belgische  nnd  italienische  Beehtapreohtnig. 

IV.  AbhondlnngeD :  Dr.  Seherer,  Analegnng  aitrechtlicher  ietatwilligff  Ver- 
fOgnngen  des  rheiniachen  Bechta.  Dr.  Hangen,  Die  aof  Ghnnd  des  Art 
1094  C  c  getroffenen  VerfBgnngen  nach  dem  Inkrafttreten  dea  KQ-B. 

V.  Litteiatarberichta. 
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Zeitsolulft  für  deutschen  CiTllprozers  und  das  Ver- 
Cahren  In  Ansrelegenbelten  der  trelwllllKen  Gtarlohts- 
barkelt.  Bd.  so.  L  Abhudliugui:  Dr.  Conrad  SonAai:,  Schieds- 
vertiag  und  Säüed^gericbt  nach  geacliichtlicher  Entirickelong  nnd  geltendem 

'  Bttcht  Enut  DrotJce,  Der  Froaebrergleich  als  Ergab  der  geriehtlichen 
nnd  notariellen  BenTkundong.  B&mer,  Du  KottenfeetHtcongSTerbhien 
bä  qnotatilTer  KoatenTertdlimg.    Oskar  Btöov:,  Piüfnng  dei  prcneesttaleD 

'  VonuiMetiiingen  in  OffiBnbemngeridcaTetfithien.  Dr.  i^nd  AitxiMä^-KaU, 
IXe  Znrttndigkdt  der  Kammeni  für  HtraddHMcben  in  Oetotnchamiuter- 
Mchen.  Dr.  Sujren/oM/',  DiewechwIseltigeEhivirkangTonEntBcbeidtingen 
in  der  Btrdtigen  und  in  der  freiwilligen  QerichtebeAeit  anf  tiiuuider. 
BidcenbOti,  Die  Rechteprechoag  in  Sechen  dee  Ver&hrenB  der  früwilligen 
Oericbttbeikeit  im  Jalire  1901.  KiM,  Der  Bntritt  dea  «ecblich  Berechtigten 
in  dnen  pRueb,  den  täa  Anderer  kraft  der  ibm  Eoetehenden  YerfSgunge- 
nacht  geführt  hat  Dr.  Otutav  Sinienü,  Der  (ünolierte  Prosers.  SiAuUie- 
OSrUta,  Zostliidigkdt  dee  NacUeb-  nnd  dee  AnBdnandeiMtznngBgerichtB 
«ir  Auf  laMtmg  einee  inr  Teünngamaaee  gebfirigen  GmndBtdcke  an  einen 
der  Mitbetäligten  im  Verfahren,  betre£fend  die  Anseinandenebrang  eine« 
Naehlaaeea  oder  gütetgemeinechiifUiehen  Oeeamtgnta.  Dr.  Salinger,  Über 
die  Wahrang  dea  BeratongigebeiDiniaMe.  —  II.  Oeeamtbericht  aber  die 
Litteratni  für  du  Jahr  1901.  —  III.  Littaratnrbeaprechnngen.  —  IV.  Ge- 
richtliche Entaoheidnngen.  —  V.  GeaetEgebnng. 

Zeitsoturift  fOr  die  s-esamte  StpafreohtswlBsenflohaft^ 

heraiugegeben  toh  Dr.  F.  v.  JAut,  Dr.  K.  v.  LäitnÜMi  nnd  Dr.  Paul 
Hert.  22.  Bd.  Heft  4— 6,  23.  Bd.  Heft  1.  1902.  1.  Abhandlungen:  ^affentp, 
Bernhard  Geti.  AmdtüU,  Antwort  anf  einige  ataaterechtliche  Fntgen  dee 
StniiprosesMe.  Dieek,  Die  prenTdachen  diBci|)linargeeetclichen  Beetimmnngen 
Aber  den  AmteTerlntt  ale  Folge  einer  gerichtlichen  Vemtteilnng.  StOhenau, 
Die  ddliche  Vemehmimg  des  Angeklagten  als  Zengeu  nach  engliachem 
Becht.  Prittting,  Sodale  Faktoren  der  Kriminalität  Btidman,  Aiu  den 
Arbnteo  der  manBchen  Eommieuon  anr  IteTision  der  Jastiigeaetse  vom 
SQ>  XL  1864.  Beitue,  IHe  Zwangeeisiehnng  nach  Beichs-  nnd  Landeerecht 
(itnter  beaonderer  Beräcktdebtigiuig  des  badiachen  üeeetiee  Tom  16.  VIII. 
1900).  Afwinm,  StrafproieeHiale  Fragen.  OrÜoff,  Entschfidigong  IHr  eine 
an  Unrecht  erlittene  Untersochnngahaft.  Bartolomäw ,  Die  Militftntraf- 
geriehtriordnong  vom  1.  XIL  1698.  Bercio,  Ein  piaktiKher  Fall  znr  Streit- 
frage, ob  Anatiftong  znr  B^^ehnng  dee  Verbrechens  der  nnternonimenen 
Verldtnng  anm  Heineid  aoa  §§  48,  159  Str.O.B.  oder  wieder  aar  ana 
§  159  a.  0.  m  beatrafai  ad.  CmÜM,  Das  franaOnache  Ueseti  vom  8.  XII. 
1897  „ajant  ponr  objet  de  modi£er  certainee  r6glea  de  rinstrncUon  prädable 
en  matiAre  de  crimee  et  ddlita".  Säne  Qeechichte,  Unterancbangen  über 
seine  Wirkungen,  foftlraiuch,  IHe  atni&vcbtlicbe  Bückwirkong  einer  anrser- 
■trafrechtlichen  GeaetieaBndeniDg.  TsehMbiruki,  Profeasor  Wilhelm  Emil 
Wahlbcrg  nnd  seine  Bedeatong  in  der  StnfreohtawiBaenachaft  Torp,  IHe 
Lehre  Ton  der  rechtawidrigen  Handlung  in  der  nordischen  Rechtswiaaen- 
sehaft.    BorMffer,  Zur  Kenntnis  des  grorsetädtisofaen  Bettel-  und  Vaga- 
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bondentuu.  Zweiter  Beüng:  Frottitiiierte.  Dieek,  IM  ZottBodigkrit  tat 
preoTnachai  DiMöplinubebÖrdeii  htäta  Widar^iniche  gegv  die  wagan 
nnerlaabter  EDtfemoiig  vom  Amte  reritigte  fiitsidiniig  d^  Diewtww- 
kommeiia.  SteidU,  Oembohtgeiiehtlicke  Fälle  nach  §  4  der  Militintnr- 
gariehtBordnuDg.  —  II.  littenttnrberichte.  —  IIL  Bibliognidiiachfl  Notiaen. 

ZeltBohrlft  tax  sobwelzerlBohes  Recht,  beruagegebea  tob 

Andreai  ffeviier,  ProfeaMr  In  BsmI.  21.  Bd.  N.  F,  Heft  1—4.  1903. 
AbbuidlangeD:  Bitrig,  Daa  Funilienrennflgen  im  aeliweUaieehtB  Tor- 
«Dtwmrfe  einee  GTilgeMtsbocbee.  S^temagd,  Die  Qldebheit  tot  dem 
Qeeetz  und  die  bnndesreebtliche  Pruia,  Wiäand,  Dm  Gnmdbaehnelrt 
im  ^twoife  eines  acbweiseriMlien  CÜTilgeeebibiiGbea.  Oberer,  Die  Fmiiänn 
TOD  Anleibeo  and  die  P&ndbriefe  im  ^twnrf  eioee  acliweiieriachai  (Sril- 
geeeUbaebee.  Bmdä)eek,  Am  der  Btaattrechtlichen  Spmchpnxie  ds 
Bnndeentes  im  Jalue  1901. 


e.  T«jn«leluUa  elHces«*««««'  BAcker, 

denn  Beeprachnng  Torbehalten  bltibt 

OroIB,  H.,  Die  firfondumg  in  gachveibkltes  Btrafbftrer  Hftndlangon. 
Siti  Leitfaden  fOr  Beamte  des  Poliael-  und  Sicherheüadienatea  dea  Dwiteciiea 
Kdcha.    Hflncben,  Schwtwter.    1902.    VIU  und  IM  S.  —  Mk.  2,Sa 

OrOfB,  H.,  Qeummelte  kriminalistische  An&fttae.  Ldpiig,  VogaL  1902. 
VIU  tmd  429  S.  —  Hk.  14.— 


T.  Muralt,  J.,  Die  parlamentarisehe  ImmnnitU  in  DentBchlaad  nad  der 
Schweiz  mit  Beiflckaichtigang  der  Entwickelnng  derselben  in  Bn^and  und 
Fiankr^h.   Zürich,  SehnltheTB  &  Co.    1902.    VIU  and  128  S.  —  Hk.  2^ 

Stelllngr.  Piaktische  Strafanieigen  (StrafrechtsfUle)  ans  der  Frads  der 
StaalaanwaJtBcbaft  gesammelt  and  fiir  d«i  akadetoiicbeD  UnteniGlit  sowie 
flic  Referendare  der  JosÜb  ond  Verwaltong  unter  Enflckachtigang  d« 
B.O.B.  und  fortlanfeuder  AnfQIinuig  der  gesetalichen  VoncbnÄea,  Ver 
ordnnugen  o.  ■.  w.  bearbütet    HannoTer,  Helwing.    1902.    XI  D.  244  S. 

T.  Schwarze,  Das  Beichaprebgeeeta.  4.  Anfi.  t.  ApptUtu.  &laiigeo, 
Palm  &  £nke.    1902.    VIU  n.  263  S.  —  Qeh.  Uk.  S.— 

Stölzel)  Soholong  fOr  die  oiTiliatiache  Piazia.  5.  Aufl.  Berlin,  F.  Vahlen. 
1902.    2  Bde. 

Htrzel,  Der  Eid.  Ein  Beitrag  aa  seiner  Geaohicbte.  Lapmg,  S.  Sinei. 
1902.    VI  n.  225  S. 

NeilbergTi  Ziuammenatellnng  stintlicher  Bdchq>eaetae  etiafrechtlicben  In- 
halts (mit  Aosnahme  dea  Stia%eeetsbuehi^  L«paig,  Dietettohsehe  Verl^i- 
bachbandlnng  1902.  Xv  n.  448  S.  —  Geb.  Blk.  S.— 
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Rückest   IMe  wichtigBtBi  Bettimmmigen  dar  WaranieiefaaiTeehte  ftller 

Lilnder.    Hddelbeig,  C  Winter.    1902.    VU  n.  168  S. 
PaalzOW,   Znr  Polenüage.     Zwei  EeehtigutacliteD.    Berlin,  liebmami. 

1902.    84  S.  —  Mk.  1.60. 
RieBenfeld,  Du  Wecbaelrecht  in  FrKge  und  Antwort.    Berlin,  BMjm 

Erben.    1902.    141  S. 
V.  Otavsky,  H.,  Det  intemAtioiiftle  UrheberreehtaKhatE  zwiaoben  öeter- 

rrich    nnd  dem  Dentachen  R^be.    Berlin,  C.  HeTmann.    1908.    166  S. 

Mk.  3.—. 
GOtte,  Der  prenlaiMhe  TeetunaitBiichter.   Berlin,  Llebmum.    1901.  IX  ii. 
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Bprechnng  oder  Oesetzgebnng  in  den  betreffenden  Landern. 

Inng  von  Staatsrertrftgen  172;  s. 

internationale  Yertr&ge. 
Armenrecht,    eines  in    Dentach- 
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der  Auslijider  in  England  111,  in 
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Adoption,  B.  EhehindemiB. 
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von  Amerika.  —  EhehindemiB  der 
verschiedenen  Kasse  252.  —  Die 
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Inng  von  Amtswegen,  Mithälfe  der 
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Anwendung  kommt  115. 
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EotTand  und  Brasilien  169,  172; 
Frankreich  und  Congostaat  169; 
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Bchuanaland  172;  Holland  tuid 
Oranjefrei Staat  172;  Griechenland 
mit  Öaterreich- Ungarn,  England, 
Belgien,  Türkei  438  f.;  Frankreich 
und  Dentachland  463;  Vereinigte 
Staaten  vou  Amerika  mit  RoGh 
land,  Freufsen,  England  473,  474; 
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Anentinien  und  Portngal  564; 
Belgien  und  OriechenlsDd  564; 
Frankreich  und  BoliviB  564.  — 
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eelieferten  wegen  eine«  Nichtana- 
IiefemngBdeliktes  mit  seinem  Etn- 
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lande  bleibt  oder  vieder  in  das- 
eelbe  zuiückkehrt  22  ff.;  Dauer  der 
Eigenschaft  eines  Ausgelieferten 
24% ;  Venirteilang  eines  an  Frank- 
reich in  der  Annahme  betrflge- 
riechen  Bankerotta  Ausgelieferten 
wegen  VersuchadiesesVeTbrechens 
463;  Auslieferung  eines Desertenrs 
eines  im  Bau  auf  amerikanischcT 
Werft  begriffenen  rasaiacheu 
KriegBSchiffa  473;  der  prenfsiach- 
«menkanische  Ausliefemngaver- 
trag  von  1852  noch  gültig  474; 
Vor»nssetinngen  der  Ansliefernng 
an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  474;  Todesstrafe,  keine 
ijpeine  corporelle"  [im  Sinne  des 
Art.  5  des  schweizerischen  Bundes- 
eeeetzes  vom  22.  1.  1892}  681 ;  die 
AnsliefernnginOri  ech  enland  4  38  ff.; 
Fiankreicha  Ausliefernngsdelikte 
154:    Frankreichs    Auslieferanf  ~ 


statiBtik   154;  Enclanda   Ausliefe' 
ronKSTerkebr     154;     p"   " 
niscbe  Konferenz  572. 


panamerika- 
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Baden,  Gesetzgebung  156,  520.  — 
Qmndbuchamt,  Auflassung  vor 
dem  NachUrKgericht  520;  Behand- 
lung des  Nachlaaaea  eines  in  der 
Schweiz  wohnhaft  gewesenen  Ba- 
densers,  Zuständigkeit  520;  Tod 
«inea  Rassen,  Nachricht  an  das 
Ministerium  dea  Aaswftrtigen, 
Sterbeurknnde  ■'i21 ;  Konkurarecht, 
Anfeerkraftsetiung  des  Staataver- 
trages  mit  der  Schweiz  522;  Er- 
ancnnngesehreibon  ins  Ausland  156. 

Barern ,  Oesettgebung  156,  522.  — 
Heirat  zwischen  Bayern  und 
Schweizern  156;  Ersnc hon gsach rei- 
ben ins  Ausland  15fl;  Austausch 
von  Strafttachrichten  mit  Fem  522. 


Beleidigung,    durch    die   aus- 
ländische Preaae  (Frankreich)  183; 
desgleichen,   S^fbarkeit  der  im 
Anuand  wohnenden  Teilnehmer? 
625. 
Belgien,  BechtsprechunK  125,  620 ; 
Gesetsgebnng   159,   583.  —  See- 
bansportvertraff.   Recht  dea  Ab- 
ladeortea  620;  fllr  die  Form  einer 
in   Belgien   gegrQndeten  Handels- 
geaellschaft  mit  dem  Sitz  in  Frank- 
reich gilt  die  lex  loci  actus  125; 
Civilehe  389;  Aufgebot  406,  408; 
diplomatische  Ehe  412.   421,   424; 
Ehehindernis  der  Verwandtschaft 
2^,  desEhebrncha  231,  der  früheren 
Ehe    239.    —    MilitarstrafprozefH- 
ordnong,   Sicherheit  und  Uesund- 
heit  der  Arbeiter,  FlufsÜBcherei, 
bedingte  Verurteilung,  Wahlen  für 
daa  RepräsentantenhanB  und  den 
Senat  159;  Hilitäreerichte,  Arbeits- 
vertrag ,    Nationalfaank ,    Alkohol, 
Jagdrecht,  Margarine,  Alterspen- 
sioncn,    Haagei   Konvention   533; 
s.   internationale   Vertrüge. 
Berggesetz,  Ab&ndeTmig.580. 
Betrug,  s.  Ehescbliefsung. 
Beuterecht,  im  Seekriege  gegen- 
über Fischereifahrzeugen  51  n'.;  im 
Kriege  (Frankreich)  540. 
Bigamie,  a.  Ehehindemis. 
Blockade  28  ff. 
Bodensee,  Schiffahrt  169. 
Bolivia,  diplomatischea  Corps 533; 
Abänderung  der  VerfasBung  538.  — 
S.  internationale  Verträge. 
Botschaftsgebäude,  exterri- 
torial 7  464. 
Brasilien,     Eheacliliersnngsform 
400-.  KousuUr vertrag  mit  Deutsch- 
land 821.  ~  S.  internationaia 
Verträge. 
Bremen,  Gesetzgebung  157.  —  Zu- 
ständigkeit des  Amt^erichts  fOr 
Todeserklärungen  157. 
Britisch    Betschuanaland,    s. 

internationale  Verträge. 
Britisch    Indien,    Gesetzgebnng 
160.  —  Obligationenrecht,    Ober- 
vormundscbaft  160. 
Brüssel,     Brüsseler    Seasion    des 
institut     de     droit     international 
447  ff.;   burean  de  l^gislation  516. 
Bücheranzeigen   173  ff.,  379  ff., 
586  ff. 
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BulgftTien,  Gesetzgebung  160.  — 
Hnndelsgeeetzbucli ,  Gkncbtarer- 
la«BUDgageaeti  160. 

Bureau  de  lägiilation  in 
Brflaiel  516. 

C 

Canada,  GeieUeebang  160.  — 
KreditgenosaeoecDaften,  Gerichts- 
verfaMung,  Eheachlieraung,  Ge- 
BelUcbafUrecbt  160. 

Cautio  judicatnm  boIti,  Vertr. 
zwiRchen  Frankreich  und  Rafa- 
land  172;  in  der  Schweii  145; 
in  UDKarn  559 ;  ansl&ndiBcber 
räristiscfaer  PerBonen  267 ;  der 
Niederl&nder  iu  Dentachland  nnd 
der  Anal&nder  in  Holland  455;  dei 
Analiuder   in    Österreich   496.    — 


Cesaion,  marsgeblicheB  Recht  fSr 

das  HechtsverhBJtnis  swiachen  Ce- 

dent  und  Ceseionar  113. 
Chile,  B-internat  Vertrftee.— 

Anerkennung  anslftnd.  Urteil  454. 
China,  s.  internat  Vertr&ge. 
Cif,  die  Klausel  bedeutungsloB  rär 

ErfällnngBort  618. 
Civil  ehe  386  ff.,  Gettongsgebiete 

389,  394,  399;  Paraguay  550. 
Clayton-Bnlwer-Vertrag  865, 

Colnmbia-Distrikt,  Inhaber- 
nnd  Orderpapiere ,  VerfObniug, 
Tegel-  und  JagdBchntigeeets  159; 
StraffreBetzab&ndemng,  Geaetcea- 
kodlfikation  532. 

Colnmbien,  Grense  nach  Corta- 
rica,  SchicdsBpmcb  153;  a.  inter- 
nationale Vertr&ge. 

Comit^  maritime  international 


C  o  D  g  o  8 1  a  a  t ,  Geaetxgebung  160. 

Gluckaaniel  160;  r  •-* *  = 

nale  Vertr&ge. 


tio 


I   nach   Colnm- 
bien,  SchiedBHpnich  153:   Schute 
deutscher       WarenbeEeichi 
156;    ».   international! 
trage. 
Creta,  Geaetzgehnng  160. 
faasnngageBetz  160. 


;hnnngen 


Arbeiter,  Sparkasaen,  SpreneatoffE, 
ehelichea  GQterrocfat  (Ehekon- 
trakte) 160;  Eberecht,  Domiait- 
prindp  201;  kirchL  Ehegcbiierani^ 
892,  (Civilehe  394,  399);  diplo- 
matische Ehe  412,  419;  Bigamie 
222;  Ehebindemia  der  Terwandt- 
acbaft  2S8;  Ehekonaens  hinsieht^ 
lieh  einer  ArmennnterBtätiuog 
geniefaendeD  Pereon  254;  £ho- 
acbliefning  däniacher  Btaatsange- 
hSriger  in  Elsala-Lothringeu  522, 
Lippe-Detmold  523,  Schanmb&rg- 
Lippe  530,  Schwaixbnrg-Bondeis- 
bansen  531;  ■.  internationale 


Deutschland  grundsib lieh  nicht 
aaerkamt  417;  jedoch  Staatarei- 
tragmitItaIien4l8;Ehe»ebliebniig 
vor  einem  engUacben  Konsul  in 
Frankreich  620. 
Diplomatie,  diplomatiaeh  -  kon- 
aularische  Schule  in  Born  515; 
diptomatiache  Beamte  in  E^Tpteo 

Doktortitel,  ausUndiacher, 
Strafbarkeit  der  Ffibrung  in 
Dentacbland  ?  470. 


Domisilprincip,  im  schiräa«- 
riacheu  CiTilgeaetcbuch  280  ff. 

Dominikaniache  Bepublik, 
EheachlielanDcraform  400;  a.  inter- 
nationale  Vertrftge. 


Ecuador,  „ 

DienstvertrSge,  Einwanderung  toh 
Cbineaen,  Fabrik-  nnd  Uaülel*- 
marken  161. 

Egyp  t  en,  Geaetzgebnng  161, 533.— 
Form  der  Teatamentaerrichtung 
Beitena  einea  Anal&nderB  143;  ge- 
mischte Gerichtshöfe  161,  ^; 
Aktiengeaellschaften,  Berecbtignn- 
gen  der  Eommisaare  der  ,^tte 
publique"  161;  diplomatiache  und 
konsulariache  Beamte  533;  B.inter- 
nationalc  Vertr&ge. 

Eheaufgebot  7,  404 ff. 


Alphabetisches  Sachregister 


EbefAbigkeit,  dritte  H&aKer 
Stutenkonfereiiz  für  intenuttio- 
nales  Friratrecht  201  ff. 

Ehefrau,  Konsens  des  Ehemanns 
inr  Prosersfübnuig  623. 

EhehinderniB,  Zeagnisse  über 
das  Nichtbekanutsein  von  Ehe- 
bindeniissen  526;  der  Verwandt- 
schaft oder  Versehw&gemnK  5, 
202,  206,  221,  226  ff.,  247;  der 
affinitaa  secun(Ü|^eneris  (Schweden) 
229;  cognatio  apiritoalis  252;  der 
Adoption  229:  aer  Vormundschaft 
230:  der  Terschiedenen  Rassen  252 ; 
des  Ebcbracbs  ä,  207,  221,  230  ff., 
247,  493;  der  Lebensnachatellnng 
5;  des  Gattenmordes  233  t.,  247; 
der  bestehenden  Ehe  5,  205,  222, 
251;  politischer  Natur  253:  Teli- 
giOser  Natur  5,  6.  204,  234  ff., 
243  ff.,  247,  251  ff.,  255,  257;  kirch- 
liche Weihen  und  Ordensgelübde 
204,  2S4ff-i  Alter  203,  222;  Warte- 
frist 203,  222;  Impotenz  203,  22); 
Krankheit  223,  Sl;  Wiederver- 
heiratung  205,  223,  237  ff.,  251  f,; 
die  Ehe  eines  katholischen  OsteT- 
Teicbers  mit  einer  reschiedeuen 
protestantischen  Ausländerin  ist, 
wenn  deren  erster  Manu  noch 
lebt  und  dieser  oder  sie  selbst  zur 
Zeit  der  Eheschliefsnng  Katholik 
war,  ungültig  138. 

Ehekonsens,  hinsichtlich  der 
dienenden  Klassen,  der  Hitelieder 
fürstlicher  Familien,  der  Offiaiere, 
der  Beamten  253 

Eheliches  Oäteriecht,  Monte- 
negro 342  ff.;  Dänemark  160;  lex 
domicilii  des  Ehemannes  zur  Zeit 
der  EheschlierBuns  621 ;  vertrag- 
liche Änderungen  des  QQteTstandes 
624,     630;     Staatsangehörigkeits- 

Erincip  627;  Domisilprincip  628; 
lückverweisnng  628. 

Ehemflndigkeit  203  ff.,  207,  209. 

Eherecht,  dritte  Haager  Staaten- 
konferenz für  Internat.  Priv.-R. 
Iff-,  201  ff,  385  ff.,  602 ff.;  Rflck- 
verweisang  209  ff. ;  das  montene- 
niniscbe  Eberecht  333  ff. 

Ehescheidung,  Konventionsent- 
wnrf  der  dritten  flaager  Staaten- 
konfereni  für  intemat  Privatrecbt 
10  ff^  Text  der  Konvention  selbst 
602 ff.;  ZaIBaaigkeit  10;  in  Italien 


unzulässig  206;  in  Montenegro 
337,  361;  in  Österreich  467,  ^; 
Scheidung  der  Ehe  von  Italienern 
durch  deutsches  Gericht  nichtig 
131,  dagegen  621 ;  Zuständigkeit  11 
(für  vorlüufige  Hafsregeln  12);  Zu- 
st&ndigkeit  der  französischen  Ge- 
richte für  Ebescheidungsprozesee 
zwischen  Auslftndem  475;  Staats- 
angeberiskeitsprincip  10,  116,  124, 
131;  Wechsel  der  Staataajigehörig- 
keit  während  des  Scheidungs- 
prozesses 116,  nach  Erlafs,  aber 
vor  Kechtskraft  des  Urteils  {Frank- 
reich)  181 ;  Erwerb  der  dentscben 
Staatsangehörigkeit  während  des 
Scheidungsprozesses  462;  zur  Ehe- 
scheidung im  Sinne  des  Art  17 
E.G.  z.  ^.G.B.  zählt  auch  die 
Begelung  der  VermOgensverhält- 
nisse  während  des  Scheidungs- 
prozesses 124;  s.  auch  Ehe  hindor- 

Ehescheidnngsnrteile,  Aner- 
kennung ausländischer  12,  in  Eng- 
land 126.  in  Italien  134,  in  Frank- 
reich 131,  621. 

Ehescbliefsnng,  Konventiona- 
entwnrf  der  dritten  UaagerStaateu- 
konferenz  für  internal  Privatrecht 
4  ff,  202  ff-,  385  ff.,  Teit  der  Kon- 
vention selbst  602  ff.;  das  Recht, 
eine  Ehe  zu  schltefsen  4;  Staats- 
nngehörigkeitsprincip  4, 201  ff.,  611, 
AusnahmenS;  lexloci221ff.,224ff.: 
Wirk<>amkeit  256;  Willensmänget 
207  ff.;  in  Montenegro  335,  339; 
in  den  Voreinigten  Staaten  von 
Amerika  151;  in  Ohio  ISO;  in 
Japan  390;  Nachweis  der  Voraus- 
setzungen bei  Ausländem  6,  259  ff.; 
Form  6,  385 ff.;  b.  die  verschie- 
denen Länder;  Civilehe  386ff. 
(Geltungsi^ebietB  389);  kirchliche 
Eheschliefsnng  389,  391  ff.,  396  ff, 
399.  in  Rnmhiien  511,  (Geltunss- 
gebiet  3921;  Aufgebot  404  ff.; 
diplomatische  und  konsularische 
Eben  7;  s.  diplomatische  Ehe.  — 
Vertrag  zwischen  Italien  und 
Schweiz  170.  ,. 

Ehevertrag,  Anderang  des  Güter- 
rechts 624,  630:  Abflchlnfs  durch 
Holländer  im  Ausland  629;  Dine- 
mark  160. 

Eisenbahnf  rächt  verkehr,  inter- 
nationales Übereinkommen,  Ge- 
wichtsverlast  117. 
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EiaenbahnkonventioD,  Znutz- 
Qbereinkommen  (lu  der  von  1890; 
169;  Ewiachen  Belgien,  Frankreich, 
Holland,  Luiembarg  (1898)  169. 

Elsafa-LothrinKen,  Anfhebnng 
der  anraeiordentlichen  Gewalten 
dea  SUtthatters  520;  ZuiUldiÜk- 
keit  dea  kaüerlichen  Batea  522; 
EheBchliersnni:  dlniacher  ljta«ts- 
angebQrigei  522. 

£lterliebe  Gewalt,  Montenegro 
340  ff.,  360  ff.,  359  ff. 

England,  Bechtaprechung  126,  474, 
620;  Geaetigebung  538.  —  Kechta- 
entwicklnng  im  19.  Jahrbnodert 
513.  —  Verfügung  der  Gerichte 
über  daa  in  England  befindliche 
Vermögen  eines  Geisteskranken, 
der  auaw&rtige  Vertreter  nicht  . 
TerfSgDDgeberechtigt  127;  Kechta-  | 
swang  iniD  Kontiahierea  bei  ge- 
wisaenTranBportnnternehmeTn  w2  j 
SchadenaersatiuiBprüche,  lex  fon 
und  lex  loci  delicti  126;  Scbuld- 
haft  514;  Eheachliefsung  vor  einem 
engl.  Konsul  in  Frankreich  620; 
Eherecht,  Domizilprincip  201;  Ehe- 
konsena  hinsichtlich  der  Mitglieder 
der  kgl.  Familie  258;  keine  Warte- 
frist 222  f.;  WiederverheiratUDg 
240;  Scheidungerecht,  lex  domicilii 
124;  ausländischea  Ehescheidunn- 
nrteil,  Anerkennung  126 1  eheliches 
Güterrecht,  lex  domicilii  dea  Ehe- 
mannes zurZeit  der  Ehescbliefsung 
621;  Eibrecht,  lex  domicilii  127; 
Testamentsfoim,  lex  domicilii  125; 
der  in  Englsnd  befindliche  Nacb- 
laTs  dnea  ohne  Erben  verstorbenen 
Ausl&ndera  fSllt  dem  engliachen 
Staataachatz  zu  474;  Ärmenrecht 
der  Ausländer  und  dea  in  Dentach- 
land  wohnenden  Engländers  111; 
Todesatrafe  513;  Ausliefernngs- 
verkeht  154;  VoranssetEOiigen  der 
Aiuliefemng  an  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  474;  Ad- 
Tokatni  514;  verschiedene  Ge- 
setze 533  f.  —  Schiedaapnich  in  der 
Serg^t-Malamine'  und  der  Wiüma- 
Afiaire  mit  Frankreich  516;  der 
englisch- amerikanische  lathmna- 
kanalvertrag  865  ff.;  Clavton-Bul- 
wer-Vertrag365,  368ff.;  s.inter- 
natiouale  Vertrftge. 

Erbfähigkeit,  StaatsangehOrig- 
keitsprincip  18. 

Erbrecht,  Sonventionsentwurf  der 


angehCrigkeitsprincip  17,  (Spanien) 
144,  (Rnminien)  511,  (Tudu)  627; 
lex  domicilii  (England)  127,  145; 
SaeceasionBreclit  der  Atulinder 
(Frankreirh)  128. 

Qrbachaftskaaf,  Art.  24  E.G.  a. 
B.G-B.fJDiIet  keine  Anwendung  444. 

Qibsteuer,  Anrechnung  aualin- 
diacher  (Österreich)  500  ff. 

SrfQllungsort,  sein  Recht  mab- 
geblich  mr  die  Folgen  eines  obli- 
ftatoriachen  Vertrages  115,  117, 
110;  Schweiz  299,  Griechenland 
477,  Österreich  495;  die  Verpfiieb- 
tun^n  aaa  einem  in  Deutschland 
Ewischen  Deutschen  gescblowenen 
Vertrage  sind  auch  dann  nach 
dentflchem  Kecht  an  benTteilen, 
wenn  der  Vertrag  im  Ausland  in 
erfüllen  ist  121;  Vereinbarung  dea 
Erfüllungsortes:  dessen  Recht mals- 
geblich  495;  dieKlanael  ,cif  be- 


schaftfgehftnde  ?  464:  im  Bau  be- 
griffenes KriegMchiff  473. 


Fabrikmarken,  Vertrag  Ewiachen 
Schweiz  und  RuTsland  170: 
zwischen  Österreich -Ungarn  una 
Rumfinicn  172;  zwischen  Frank* 
reich  und  Guatemala  172. 
Familienrecht,  Hontenejiro 33301 
Firma,  die  Frage,  ob  ein  Einael- 
kaufmann     nnter     seiner     Firma 


Recht  zu  beurteilen  122. 
Fiaehereifahrzeuge,  Beuterecht 

im  Seekriege  51  ff;  ihre  rechtliche 

Stellung  überhaupt  61  ff. 
Form,   GchweizenBches  Civilgeaetz- 

buch300;Errichtan^einerHandela- 

feseÜBchaft,  lex  loci  actus  (Bdgini) 
25;  maTvgeblicbes  Recht  bei  Vor- 
nabnie  eines  Rechtsgeach&flea  in 
verachiedenen  Recfat«!ebieten  114; 
EbeacbliefBung  S,  385  ff.;  So- 
matische und  konsulariache  Enen 
7,  246.  363,  394,  409ff.  (s.  auch  Ehe- 
achliefsung) ;  letztwillige  V«- 
fBgungen  17,  in  England,  lex  domi- 
cilii 1§7;  Schenkungen  von  Todes- 
wegen  17. 


AtphabetUches  SacliregiBter. 


führen  nach  auBländi  schein  Recht 
112. 
Fiankreich,  Rechtaprechnng  128, 
475.  GesetzKebnng  S35.  —  Bechts- 
zwang  lam  Kontrahieren  bei  ge- 
wieaen  Transportun  temetkinerD  452  -, 
die  Rechte  des  Wecbaelnehmers 
richten  sich  nach  dem  Recht  des 
AuBetellungsortes  62;i ;  Anerken- 
nong  ausländischer  Handelsgesell- 
schaiten  625.  —  Vertragliche  Än- 
derangen  des  Güteratandes  624; 
Civilehe  S89;  Aufgebot  404,  4D6, 
406;  diplomatische  Ehe  410,  411, 
419,  421 ;  diplomatische  und  kon- 
snlarische  flheschlierann^  541 ; 
Ehemündigkeit  207;  Ebehindemis 
des  Ehebrachs  207.  231,  der  Ver- 
wandtschaft 227,  228,  Wieder- 
reiheiratuDg  240,  der  Religion  244; 
Scheidnng  der  Ehe  von  Italienern 
dnrch  dentflcheB  Gericht  nichtig 
131;  s.  dagegen  621;  Znatänd.  der 
franz.  Gencbte  für  Efaescheidungs- 

EroEesse  «wischen  Auäländcrn  475; 
egitiniaiioD  durch  nachfolgende 
Ehe,  Recht  des  Eheschliersungg- 
ortes  624;  Succeasion  Brecht  der 
Ausländer  bei  dem  NHchUfs  eines 
in  Frankreich  verstorbenen  Fran- 
zosen 128;  Versteigerung  auslän- 
discher Nachlara-Grusdetücke  in 
Frankreich  zulässig  476.  Nicht- 
ao erkenn II Dg  ana! and i scher  Kon- 
kurse 622 ;  NichtHnerkennnng  eines 
engliachen  Urteils,  Mangel  des  ehe- 
männlichen  Konscnaes  628;  Elage- 
zuetellnng  an  Aualänder  in  Frank- 
reich 477;  Zustand,  der  franz.  Ger. 
für  Proz.  zwischen  Ausländ.  129, 
475,  62S;  daaaelbe,  falls  keine  der 
Parteien  in  Frankr.  ein  autori- 
siertes Domizil,  der  Bekl.  aber 
einen  bestiinmten  Wohnsitz  im 
Ausland  hat  475.  —  Beleidigung 
durch  ausländ.  Presse,  Strafbar- 
keit?  IÜ3,  Strafbarkeit  der  im  Aqs- 
land  wohnenden  Teilnehmer?  625; 
Aoslieferungsdelikte  154;  Aus- 
lief erungsstatistik  154;  Verurtei- 
lung eines  von  Frankreich  in  der 
Annahme  betrügerischen  Ban- 
kerotts Ausgelieferten  wegen  Ver- 
suchs dieses  Verbrechens  463.  Er- 
werbung der  franzQs.  und  Verlust 
der  deutschen  Staatsangehörigkeit 


535.  Verschiedene  Gesetze 
539  fL  SchiedBBpnich  in  der  Sereent- 
Malamine-  und  der  Walma-A&ire 
mit  England  516;  EntBchädignnn- 
ansprüche  geg.  Veneinela,  ScnieoB- 
vertru;  517 ;  Eonsularverträge 
mit  ^anien ,  Italien,  Portu^l, 
Griechenland  und  galvator  Wi; 
B.   internationale  Verträge. 

Frauen,  Stellung  in  Montenegro 
333  ff.  34Sff. 

Fremdenpolizei,  Norwegen  548. 

F  renn  d8chaftBveTträge,B.  inter- 
nationale Verträge. 


Geisteskranke,  Ver^.  der  engl, 
Gerichte  über  deren  in  Eiland 
befindliches  VennSgen  127. 

Gerichtsstand,  des  Vermögens 
(Osterreich)  auch  dnrch  solche 
Gegenstände  begründet,  die  nicht 
zur  Durchsetzung  des  Klag- 
anspruchs  verwendbar  141. 

Gesandtschaf  tsgebände,  ex- 
territorial (?)  464. 

Qese tzeskollision  s.  intematio- 
nales  Privatrecht 

Gesetzgebung,  Argentinien  159, 
532;  Anstralien  532;  Baden  156, 
520;  Bayern  156,  522:  Belgien  159, 
533;  Bolivia  533;  Bremen  157; 
Britisch  Indien  160;  Bulgarien  160; 
Canada  160;  Congoataat  160;  Creta 
160;  Dänemark  160:  Deutschland 
155,  517;  Earpten  161,  533;  Ekua- 
dor 161;  Elsars- Lothringen  522; 
England  538;  Frankreich  535; 
Griechenland  161 ;  Haiti  162;  Ham- 
burg 522;  Hessen  523;  Holland  162, 
545;  Japan  162;  Lippe-Detmold 
523;  Mecklenburg.  Schwerin  und 
Hecklenburg-Strditz  523;  Mexiko 
547;  Nikaragua 547;  Norwegen  162, 
548;  Österreich  163;  Oldenbnrg  157; 
Paragnaj  163,  550;  Peru  550;  Por- 
tugal 163;  Prenfaen  157,  524;  Ru- 
mänien 163;  Rufaiand  163,  551; 
Sachsen  157,  580;  Sachsen -Alten- 
bnrg  530;  Sachsen -Weimar  158; 
Schaumburg -Lippe  158,  530; 
Schwarzburg  -  Sonderahausen  531 ; 
Schweden  IM;  Schweiz  165; Serbien 
166,  551;  Siam  167;  Spanien  168; 
Südafrikanische  Republik  168 ; 
Sudan  168;  Ungarn  551;  Umgnaj 
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563;  TenexneU  563;  Tereinietfl 
Staaten  Ton  Amerika  158,  532; 
Waldeck  531;  Württembere  531. 

Gewerbegeiichtegesetz  155. 

Grenxregnliernngen,  dentsch- 
Oiterr.  Qranze  linsa  des  Pnemsa' 
FlnsBm  517,  527;  dentach-dAniBche 
Grenze  an  der  Nordarau  nnd  der 
Kjbmühlenan  517,  524. 

Griechenland,  Oeaetzgebnng  161. 
Bechtaprecbungr  477.  —  Internatio- 
nalea  Privatreclit  190 f.;  Änwen- 
dniwigebiet  iireier  koenatierender 
CivikMibtel8Sfr;StMtMUigelifirig- 
keilaninoip  189  £;  Bealrtatat  193, 
198:  FerMnalatatnt  195,  198;  mala- 
geblichea  Recbt  bei  Eontrakto- 
obl  igationen  477 ;  Zinab  eschrinknng 
197;  Ezmiuion  von  Wohnnnga- 
mietem;  Entwurf  eines  bürger- 
lichen GesetzbncliB ,  Altertams- 
fnnde  161;  Polygamie  197;  Ehe- 
■chliefonngHform  400;  Ausliefe- 
rnnMwesen  438  ff.;  griecbiach-tSi- 
kiacnea  Konsolarweeen  (Bchiada- 
Bpmcb)  100  ff. ;  EonsnlarrertiAge 
mit  Frankreich  nnd  Deutschland 
321;  ■.  internationale  Ter- 
trBge. 

Grunabnehrecht,  s.  Baden. 

Grundstöcke,  im  Erbrecht  18; 
Tersteigernng  ausländ.  Nachlafa- 
gmndsAcke  in  Frankreich  ralftaaig 
476. 

Guatemala,  e.  internationale Ver- 
trige. 

Güterrecht,    s.   eheliches  Qfitet- 


Haa^er  Friedenskonferenz, 
Batifikationsorkunde  der  Verein. 
Staaten  von  Amerika  518. 

Baager  Btsatenkonferens  für  inter- 
nal. Priv.-E.  (1900)  Iff.,  201  ff., 
885  ff.  (Teit  der  Konventions- 
entvSrfe  4  ff.);  die  Anwendunn- 
grenien  des  KonvenUonBrecEta 
430  ff.;  Text  der  Eonventioneu 
selbst  602  ff. 

Haiti,  Gesetzgebang  162.  —  Das 
kaumi&nnische  Pfandrecht  162. 
S.  internationale  Verträge. 

Hamburg,  StaatsBchnldbnch  5&. 

HandelBgeaellschaft,  Form  der 
Erridhtung,  lex  loci  actus  125; 
Anerkennung  ausländischer  625. 


Handelsmarken,  Vertr.  rwischeD 
BuTsIand  u.  Schweiz  170;  zwischen 
Österreich-Ungarn  and  Rnmimen 
172;  zwiseben  Frankreich  und 
Guatemala  172. 

Handelsvertrlge,  s.  internatio- 
nale Verträge. 

Hanaindnstrie,  Ne«7ark  15S. 

Haussklaverei,  s.  SklarereL 

Hay-Pauncefote-Vertrag365ff. 

Heimatsgesetz,  i.  Staatsan- 
gehOrigkeitsprinci  p . 

Hessen,  Zustellungen  an  Fenonen, 
die  in  östnreich  dienen  523;  Er- 
saU  Ton  Rechtabaifekosten,  ins- 
besondere der  Strafverfolgiuig  und 
Auslieferung  523 ;  Hennoniten,  Be- 
tenerungsfonnel  523;  Denkmals- 
schutz .^23:  Kegentschaft  523. 

Holland,   Gesetzgebung  162,  545. 


Bcbes  Amt,  Gleichstellung  der  Ja- 
paner mit  den  Enroptem  in  den 
Kolonien,  BeiKgeeetz  für  Indien, 
Wfthrunra^ea  f3r  Ourafao,  Ueik- 
male  der  Kriegsschiffe,  Stnftirozels- 
indening(ReTisian)162.  Abwrhlnls 
eines  Eherertrages  von  Holltndera 
im  Ausland  629;  Eheaufgebot  406, 
408;  diplomatische  Ehe  412:  Sie- 
hindemiB  der  Verwandtschaft  227, 
228,  des  Ehebruchs  281.  Ver- 
pflichtung der  Ausländer  zu  r  Sicher- 
heitsleistuDg  fBr  die  Proiefhkostaa 
u.  8.  w,  (Verpflichtung  der  Hol- 
länder in  DeutachlandT]  455.  Be- 
Afiinng  deutscher  Seeachiffe  von 
den  VennessungsTorschriften  545; 
Lootsenwesen  546,  547.  Ver- 
schiedene Oesetie  545;  siehe 


grefs  des   comit^  maritime  inter- 
national in  Hamburg  589  ffi 


Illinois,  GerichtoTer&ssniw,  Fnr- 
sorg<-gesetsgebnng,  Torlän^^  und 
bedingte  Juitlaseung  von  Stcaf- 
gehngenen,  AussteUnng  Ton  Bü- 
dem  berüchtigter  Terbracher  und 
menschlicher  Deformitäten,  Vogel- 
Bchntzgeeetz  158. 

Impotenz,  B.  Ehehindemia. 

Ine  est,  s.  Ehehindemls. 

Institut  de  droit  internatio- 
nal, BrOseeler  Sesuon  447  £ 


Alphabetuches  Suhiegtster. 


Internationale  kiiminalisti- 
Bche  Vereinigung  ».  Kongre& 

lateilokales  Privatrecht,  in 
ariecheDland  189  ff. 

Internationale  Rcfaieds- 
sprnclie,  betr.  Grenze  zwisclien 
Golombien  und  CoBtarika  153. 
Sergent  -  Halamine-  und  W^ma  - 
Affaire  (Frankreich,  England)  516. 

Internationale  Schiedaver- 
trÄge  153,  516.  Entach&digiingB- 
^chePiankreichogegenVeae- 


DBprQi 
nela  £ 


517. 

luteruationaloB  Privatrecbt. 
Haager  Staatenkonfereni  von  1900 
Iff.,  201  ff.,  386  ff.  (Test  der  Kon- 
ventionsentwürfe  4  ff-),  die  An- 
wendiuigBgreiiEen  des  Konvention b- 
rechtjs  *30ff.  (Teit  der  Konven- 
tionen selbst  802  ff.).  ErgebnisBe 
der  panameiikan  Ischen  Konferenz 
572  ff.  1  KongrerB  des  comitä  mari- 
time international  in  Hamburg  588. 
Der  in  Art.  U  E.G.  «.  B.G.B!  nur 
ffir  Deutsche  ausjreaprocbene 
Grundsata  der  MarBgeblichkeit  des 
Heimatarecbts  ist  analog  auf  Aub- 
lftnderanzuwenden460,  609ff.  Ent- 
wurf des  Schweiz erischen  Civil- 
gesetzbuchH  270ff.;  Griechenland 
190 f.;  Montenegro  363 f.  —  Zeit- 
liche Geltung  der  Kolli  Bionsnormen 
39  ff.,  451,  eis. 

Internationales  Becht,  ale 
Prflfiingeg^enatand  bei   den  un- 

'  garischen  Juiiaten  515. 

Internationale  Vertr&ge  169, 
563.  —  8.  KanUe,  Ansliefemng, 
Konsaiarweeen. 

Argentinien,  Vertr.  mit  Uru- 
aniaj  betr.  Lootsenwesen  171; 
Sammlang  e&mtlicher  Staatsver- 
trige  172;  Anslieferungavertr.  mit 
Portugal  564. 

Belgien,  ZoHBtsöbereinkommen 
Bur  Eisen  bahnkonvention(vonl890) 
169;  Anal ieferunga vertr.  mit  dem 
Congofltaat  169,  mit  Griechenland 
439;  Etsenbahnkonvention  (1898) 
169:  Vertr.  mit  Luiemburg  betr. 
AnBliefernng    169:     Gren^berich- 

Sfungsvertr.  mit  Frankreich  172; 
aTsregeln  gegen  die  Peat  563; 
Zuekerkonvontion  564;  Abkommen 
mit  der  Schweiz  betr.  Hitteilong 
gerichtlicher  Akte  564;  mit  Frank- 


Internationale  Verträge. 

reich  betr.  Oerichtazustfindigkeit 
564 ;  Aualie  fem  nga  vertr.  mit 
Oriechenland  564;  Teleerapheu- 
vertr.  mit  Holland  564;  Mifitftr-  und 
Wehrpflicht,  Vertr.  mit  HoUand  564. 
Bolivia,  Frenndschft.- u.  Aua- 
lieferungsvertr.  mit  Frankreich  564. 
Brasilien,  Analieferungsvertr. 
mit  Holland  169,  172. 


i-Betschu 


aU 


Aualiefeningsvertr.  mit  Oraige- 
freiataat  172. 

Chile,  Vertr.  mit  den  Verein. 
Städten  von  Amerika:  Postpacket- 
verkehr  des  chilenischen  Ge- 
sandten in  Washington  169. 

China,  Telegrapbenvertr.  mit 
Bnfaland  172. 

Columbia,  Ausliefemngsvertr. 
mit  Spanien  172. 

Congo-Staat,  AnsHefemngs- 
vertr.  m.  Belgien  1°"    '^ — ' *• 


,  Frankreich 


C  o  s  t  a  r  i  c  a ,  Auslief erungavertr. 
mit  Spanien  170. 

Dänemark,  Zusatznberein- 
kommen  zur  Ei  Benbahnkonvention 
(von  1890]  169;  flandelavertr.  mit 
Bpanien  172;  Vertr,  mit  PreuTsen 
betr.  Lande^grense  564;  Vertr.  mit 
den  Verein.  Staaten  von  Amerika 
betr.  Abtretung  der  dänischen  Be- 
sitzungen in  Westindien  564. 

Deutschland,  Zasatzflberein- 
kommen  zur  Gigenbahnkonrention 
(von  1890]  169;  Vertr.  mit  Spanien 
betr.  Abtretung  der  Karolinen-, 
PalaoB-  u.  Mananen  -  Inseln  169; 
Obereinkunft  betr.  Mafsregeln 
gegen  die  Peat  563;  Vertr.  mit 
Holland  betr.  den  grenzfiber- 
sprineenden  Fabrikverkehr  564; 
mit  Holland  betr.  tierBrztl.  Thfttig- 
keit  in  den  Qrenzbezirken  169; 
mit  Frankreich  betr.  Verkehr  mit 
Spirituosen  an  der  Grenze  564; 
Dl.  Luiemburg  betr.  Schaumwein- 
steuer  564;  Zuckerkonvention  664; 
m.  D&nemark  betr.  Landeagrenie 
564. 

DominikanischeBepnbhk, 
Friedens-  und  Freundschaftsvertr. 
und  GrenzreguUerungs-  u.  Schieds* 
gerichtavertr.  mit  Haiti  171. 

Egypten,  Vertr.  mit  England 
betr.  Verfassung  des  Sudan   170; 
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Internationale  Verträge. 
HandelsTertr,   mit  Öatcrreich-UD- 
gam  171. 

England,  Vertr.  mit  Egj'pten 
betr.  Verfessnng  des  Sudan  170; 
AuBlieferungsvertr.  mit  Holland 
170;  Vertr.  mit  Holland  betr.  die 
uuteree  ei  sehen  Kabel  zwischen 
beiden  Landern  170;  Handelsvcrtr. 
mit  Frankreich  und  Komoda  172; 
Vertr.  mit  Bufaland  betr.  Robben- 


Vertr.  mit  Frankreich  betr.  tele- 
paphische  Postanweisungen  564; 
Bündnis  vertr.  mit  Japan  564; 
Schiedsgerichts  vertr.  mit  Frank- 
reich  betr.  die  Sergen t-Malamine- 
und  die  Waima-AIIaira  565. 

Frankreich,  Zueatcuberein- 
kommen  zur  Eisenbafankonvcntion 
(von  1890]  169;  Eiaenbabnkonven- 
tion  (1898)160;  AuBlicffirunffsvertr. 
mit  Congoataat  16»;  Handelsvertr. 
mit  England  und  Komoda  ITi] 
HandelBvertr.  mit  Ram&nien  172; 
Grenzberichtigungs vertr.  mit  Bei- 
den 172;  Vertr.  mit  Eufaland 
betr.  die  cautio  judicatum  solvi 
172;  Vertr.  mit  Guatemala  betr. 
Fabrik-  und  Handelsmarken  172; 
Halsregeln  gegen  die  Pest  563; 
Vertr.  mit  iJeulacliland  betr.  Ver- 
kehr mit  Spirituosen  nn  der  Grenze 
564;  Znckerkonvention  564;  Vertr. 
mit  lielgien  betr.  Gericbtszuat&n- 
digkeit  564:  mit  England  betr. 
telegraphische  Postanweisungen 
564;  Freundachafts-  und  Aus- 
tieferungsvertr.  mit  üolivia  564; 
Handelsvertr.  mit  Haiti  564; 
Schieds^richtsrertr.  mit  England 
betr.  die  Sereent-Malamine-  und 
die  Walma-Affaire  565;  Grenc- 
abkommen  mit  Italien,  rotes  Meer 
565 ;  mit  Spanien,  Sahara,  Golf  von 
Guinea  56.5;  mit  Portugal,  woat- 
afrikanische  Besitz  ungen56ä;  Vertr. 
mit  Spanien  betr.  Jnslixhoheit  auf 
den  Faaaneninscln  565. 

Griechenland,  Handels-  und 
Sehiffabrtarertr.  mit  Japan  170, 
mit      Italien      170;      Vertr.      -'• 


Österr.-UngMi  171;  AnsUefeningB- 
vertr.  mit  Österr.- Ungarn,  Eng- 
land,Italien,  Belgien,  Türkei 438 £, 
564. 

Guatemala,  Vertr.  mit  FtmJe- 
reich  betr.  Fabrik-  und  HandelB- 
markeu  172. 

Haiti,  Friedens-  und  Fr«nod- 
acbaftsvertr.  u.  Grenzrcguliernnss' 
und  Seh ieda^erichts vertr.  mit  der 
domin ikaniachen  Republik  becw. 
dem  Pap°t  171;  Handelsvertr.  mit 
Frankreich   564. 

Holland,  Zusatzu  herein  kommen 
zur  Eiaeiibahnkonvention  (von  1890) 
169;  Vertr.  mit  Dentachland  betr. 
tieräratlicbc  Tbfttigkeit  in  den 
Grenzbezirkeu  169;  Vertr.  mit 
Baden,  Bayern,  ElaaTa-LothringeD, 
Hesaen,  Preureeii  betr.  Ab&ndemng 
dea  RheinachiSahrtavertragea  irä; 
Eiseubahnkonvention  (I8fe)  169; 
Aus li  ef cm nga vertr.  mit  Brasilien 
169,  mit  England  170;  Vertr.  mit 
England  betr.  die  unterseeischen 
Kabel  zwiachen  beiden  Ulndem 
170;  Handels-  und  FreundechaAa- 
vertr.  mit  Meiiko  170;  Handela- 
und  Seh iffahrts vertr.  mit  Rnm&nien 
170;  AuslicferungsverCr.  mit  der 
Schweiz  170;  Mafsregeln  gegen  die 
Pcat  563;  Vertr.  mit  Deutschland 
betr.  den  greiizübcrs  Dringenden 
Fabrikverkehr  564;  ZucKerkonven- 
tion  564;  Telegraphen  vertr.  mit 
Belgien  564;  Milit&r  und  Wehi^ 
pflicht,  Vertr.  mit  Belgien  564. 

Italien,  ZuaatEfl  berein  kommen 
lur  Eisenbahn  konvenlion  (von  1890) 
169;  Handels-  und  SchifTahrts- 
vertr.  mit  Griechenland  170;  An»- 
liefemngsrertr.  mit  Griechenland 
438,  mit  Mesiko  170;  Vertr.  mit 
der  Schweiz  betr.  Form  der  Ehe- 
achliersung  170;  Vertr.  mit  Öster- 
reich betr.  zurückgelassene  See- 
leute 171;  Freandachaft^vertr.  mit 
dem  Oranjefreiataat  171;  Handels- 
vertr. mit  Spanien  172;  Simplttn- 
vcrtr.  mit  der  Schweiz  172;  Ma£s- 
regeln  gegen  die  Peat  563;  Zucker- 
kouventiou  564;  Grcnxabkonunen 
mit  Frankreich,  rotes  Meer  565. 

Japan,  Handela-  und  SchifF- 
fahrtsvertr.  mit  Griechenland  170; 
Bündnis  vertr.  mit  England  564. 

Komoda,  Handelsvertr.  mit 
Frankreich  und  England  112. 
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Lasemhnrg,  Zosattüberein- 
konunen  rar  EisenbahnkonTention 
(ron  1890)  169;  EisenbahnkonTen- 
tion (1898)  169;  VertT.  mit  Belgien 
betr.  Aualiefemng  169;  HafaTegeln 

B^en   die  Pest  563;   Vertrag  mit 
entachland     betr.    Schanmwein- 
Btener  564. 

Meiiko,  Handels-  und  Frennd- 
schaftavertr. mit  Holland  170;  Aus- 
lief emngsvertr.  mit  Italien  170. 
Norwegen,  Znckerkonvention 

Österreich,  Vertr.  mit  Baden 
und  Württemberg  betr.  Bodeneee- 
Scfaiffahrt  169. 

Österreich-Ungarn, Zusatz- 
Übereinkommen  znr  Eisenbahn- 
konvention  (von  1890)  169;  Vertr. 
mit  Italien  betr.  cu  rück  gelassene 
Seeleute  171 ;  desgl.  mit  Spanien 
171 ;  Hnndelsrertr.  mit  Egjpten 
171;  SchiffsrermessuagSTertr.  mit 
Griechenland  171;  Vertr.  mit  Rn- 
mOnien  betr.  Fabrik-  und  Handels- 
marken 172;  AuslieferunffSTertr. 
mit  Griechenland  438;  Maßregeln 
gegen  die  Pest  563;  Zuckerlon- 
vention  564. 

Orangefreistaat,  F^eund- 
sebaftsrertr.  mit  Italien  171 ;  Aus- 
lieferungsvertr.  mit  Britisch  Bet- 
BcbnanalaDd  172 ;  Ansliefemngs- 
vertr.  mit  Holland  172. 

P  e  r  s  i  e  n ,  Hafsregeln  gegeD  die 
Pest  563.  -^       »  B 

Portugal,  Auslieferangg vertr. 
mit  Argentinien  564;  Vertr.  mit 
Frankreich  betr.  westafrikanische 
Besitcnngen  565. 

Bnmftnien,  Handels-  und 
SchiffahrtsTertr.  mit  Holland  170; 
Vertr.  mit  Osterreich-Ungam  betr. 
Fabrik-  und  Handelsmarken  172; 
Handelsvertr.  mit  Frankreich  172; 
Vertr.  mit  Bufaland  betr.  die 
Gerichtsbarkeit     in     den    Grenz - 


Rufsland,  Znsatz G hereinkom- 
men cur  EisenbahnkonTention  (to 
1690)  169;  Vertr.  mit  der  Schweb. 
betr.  den  Schatz  der  Fabrik-  und 
Handelsmarken  170;  Telegraphen- 
vertr.  mit  China  172;  Vertr.  mit 
Eogland  betr.  Robbenscbntc  172; 


Vertr.  mit  Frankreich  betr.  die 
cautio  jodicatiira  lolvi  172;  Vertr. 
mit  Uuminien  betr.  die  Gerichta- 
barkeit  in  den  Grenzbeiirken  172; 
HaTeregeln  gegen  die  Pest  563. 

San  Salvador,  Vertr.  mit 
Spanien  betr.  StaatsaogehOrigktit 
171. 

Schweden,  Zackerkonvention 
664. 

Schweiz,  Zasatzübereinkommen 
zur  Eisenbahnkon  vention(von  1890) 
169:  Ansliefemngs vertr.  mit  Hol- 
land 170;  Vertr.  mit  Italien  betr. 
Form  der  Eheschi  ieCsung  170; 
Vertr.  mit  Rnfsland  betr.  den 
Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken 170;  Simplonvertr,  mit 
Italien  172;  Vertc.  mit  Spanien 
betr.  Urteilavollstreckung  172 ; 
Hafaregeln  gegen  die  Pest  568; 
Abkommen  mit  Belgien,  betr.  Mit- 
tcilnng  gerichtlicher  Akte  564. 

Spanien,  Vertr.  mit  Deutsch- 
land betr.  Abtretung  der  Karo- 
linen- ,  PalaoB-  und  Marianen- 
Inaeln  169;  Friedensvertr.  mit  den 
Verein.  Staaten  von  Amerika  169; 
Anslieferungsvertr.  mit  Costarica 
170,  mit  Corumbia  172;  Vertr.  mit 
Griechenland  betr.  die  beidei- 
seitieen  Schiffe  170;  Vertr.  mit 
San  Salvador  betr.  Staatsangeh&rig- 
keit  171;  Vertr.  mit  Österreich- 
Ungarn  betr.  zurackgelaaaene  See- 
leute 171 ;  Handelavertr.  mit  Italien 
172,  mit  Dftnemark  172;  Vertr.  mit 
der  Schweiz  betr.  Urteilsvoll- 
streckung 172;  HaTsregeln  ge^en 
die  Pest  563;  Znckerkonvention 
564:  Grenzabkommen  mit  Frank- 
reich, Sahara,  Golf  von  Gninea 
565;  Vertr  mit  Frankreich  betr. 
JnatizLoheit  auf  den  Fasanen- 
inseln 565. 

Tflrkei,  Ausliefemngsrertr.mit 
Griechenland  439. 

Ungarn,  s.  oben  unter  Öster- 
reich. 

Uraguay,  Vertr.  mit  Argen- 
tinien betr.  EjOOtscnwesen  171. 

Vereinigte  Staaten  von 
Amerika,  Vertr. mit  Chile:  Post- 
packet verkehr  des  chilenischen  Ge- 
sandten in  Washington  169; 
Friedensvertr.  mit  Spanien  169; 
Haindelsvertr.  mit  Griechenlud 
171 ;  Beitritt  ra  dem  Abkommea 
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,  RechteprechnDg  134,  478, 
!DKUD^akt  Ewischen 


betr.  Gesetze  nnd  Qebrftaehe  dee 
Landkrieges  563;  Vertr.  mit  DKne- 
niark  betr.  Abtretung  derdtnischen 
BesitzüDgen  in  Westtodien  564; 
Sammlnng  s&mtlicheT  StaatsTer- 
tr&ge  565. 

ItalieL,  

630.  —  Schenl  ^ 
Italienern  über  ein  tunesisches 
QrandstÜck  627 :  Zusammenstols 
von  Schiffen  im  Eüstennieer  137; 
Haftung  des  Reeders  ffir  Ver- 
schulden seines  Ka^itftns  137;  An- 
erkennu  ngaQsl&nd.juristiecherPer- 
sonen  136;  Civilehe  389;  Aufgebot 
406,  408;  diplomatische  Ehe  412, 
421  (Staatsrertrag  mit  Dentschland 
418);  Ehescheidung  206;  Ehehinder- 
nis der  Verwand  tschaft  227,  228, 
229,  der  Adoptiou  230.  des  Oatten- 
mordes  233,  Wiedorverheiratung 
S40,  245,  der  Reli^on  244;  Tren- 
nung der  Ehe  italienischer  Staats- 
angehCriger  durch  ein  tunesisches 
Gericht  t)26;  Änderung  des  Güter- 
standes 630;  Beurkundung  der  An- 
erkennung unehelicher  Kinder 
durch  italienische  Konsuln  149; 
gemeinschaftl.  Testamente,  Staats- 
angehörigkeitsprincip  630;  Aner- 
kennung ausländ,  Ehescheidungs- 
urteile 134;  Anerkennung  ausländ. 
Urteile  bei  Geltendmachung  einer 
darauf  gestQtzten  Einrede  136; 
Einrede  der  Rechtshängigkeit  im 
HinhliekaafauBl&nd.  Prozefs  nicht 
begrOndet  478;  KQstenmeer  137; 
diplomatisch' konsularische  Schule 
hl  Rom  515;  Konsnlarrerträge  mit 
Frankreich,  Spanien,  Deutschland 
nndRum&nien321ff.;KapitulationB- 
läoder  im  Sinne  des  Strafgesetz- 
bnches Inland  136.  S.internatio- 
ale  Ve: 


Jagdgesetz,  HobenzoUem  526. 

Japan,  Gesetigebung  162.  —  Form 
der  £heBchlierBUDf[390;  Urheber- 
recht, HandeUmariue,  Zweignieder- 
lassung ausländ.  Handelsgesell- 
schaften nnd  die  Ton  Ausländemge- 
grflndeten  HandelBgesellschaften, 
ausländische  Versichemn^sgesell- 


(ÄktienKesellschafteu)      lAä;      _ 
Dentscfiland  469;    in  Frankreieh 


Kabel,  unterseeische ,  Vertrag 
■wischen  England  und  Holland 
170;  Brfisselet  Session  des  institnt 
de  droit  international  449  f. 

K  a  n  ä  1  e ,  der  englisch-omerikanisdie 
Isthmuxkanal  vertrag  (Haj-Pannce- 
fote-Vertragl  365  ff.;  ClartoD-Bca- 
wer- Vertrag  365,  36S  ff.;  Snei- 
kanal- Vertrag  365,  373  ff.  Ge- 
bührentarif Ar  den  Kaiser -Wil- 
helm-Kanal 519. 

Kaperei  28  ff. 

Katholisch,  s.  Ehehindemis. 

Kauf,  einer  Erbschaft  444. 

Kirchliche  Weihen,  s.  Ehe- 
hindemis. 

Kollisionsnormen,  s. internatio- 
nales Pri  vatiecht. 

K  o  m  o  d  a ,  s.  internationale  Verträge. 

Kempetenzkonflikte  529. 

Eonterenz,  dritte  Haager,  für 
intemat  Priv.-R.  Iff-,  20lff.,  385ff. 
(TextderKonventionsentwnrfe4ff.), 
Anweudnngsgrenzen  des  Konven- 
tionsrechts  430  ff.  (Test  der  Kon- 
ventionen selbst  602  ff.) 

Konkursrecht,  internationales 
447  f. ;  Nichtanerkennung  aosUnd. 
Konkurse  (Frankreich)622,  (Schwe- 
den) 631 :  die  Befugnisse  ausländ,, 
insbesonaere  Österreichischer  Kon- 
kursverwalter 451.     S.  Baden. 

Konsularwesen ,  JuBtizministerial- 
bekanntmachuuK  betr.  die  Urte,  an 
denen  sich  mit  Gerichtsbarkeit  aus- 
gestattete oder  solche  Konsolar- 
Beamte  befinden,  die  inr  Abh&rang 
von  Zen^^ond  Ahnahme  TonEiden 
ermäfjitigt  sind  527 ;  das  grieebiseb- 
tflrkische  (Uchiedsspmcfa)  100  ff.; 
standesamtliche  Benignisse  409  ff.. 
426:  diplomatische  und  konsula- 
liscne  £heschli  eisung  541;  ita- 
lienische Konsuln  als  Stande*- 
beamte  150,  421;  Argentinien  321: 
richterliche  Ingerenz  der  Konsuln 
in  Rnmänien  306  ff.;  Charakter  der 
KonsDln  306  ff. ;  ihre  Thätigkeit  ia 
VonnnndschaftB-  und  Nacblab- 
Sachen  308 ff.;  in  christlichen  und 
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nicht  christlicben  Staaten  312ff.; 
konmlariBche  Beamto  in  Eg^pten 
539;  diplomatisch-  konHularische 
Schule  in  Itom  515;  Konsalarver- 
trige  Frankreichs  mit  Spanien, 
Ituien ,  Portngal ,  Griechenland 
nnd  Salvador;  Italiens  mit  Spanien 
nnd  Deutschland;  Deatscnlands 
mit  Spanien,  Griechenland,  Bra- 
nlien  nnd  Serbien  321.  S.  inter- 
nationale Vertr&Ke. 

Kontrehande  29ff. 

Konvention  Ben  tvürfederdritten 
Haager  Staaten  konferenz  für  Inter- 
nat Triv-R  4  ff.;  Teit  602  ff. 

Kriegsrecht,  Scbntz  der  Kflnate 
und  Wissenschaften  86. 

Kriegsschiff,  im  Bau  begriffenes 
Kriegsschiff  im  Ausland  473. 

Kriminalistische  Vereinigung, 
internationale,  9.  Kongrels  579. 

Kastenmeer,  lUlien  137. 

Kunst,  im  Krieg«  88. 


Lebeusnachetellnng,    s.    Ehe- 

hindemis. 
L  es  i  t  i  m  a  t  i  0  n ,  durch  nachfolgende 

Ehe,  Recht  des  Eheschliefeungs- 

Ortes  624 


Letitwillige      VerfSgungen, 

„. ^..,..^ '--'plf,  18; 

land);  Fi        "    " 
liehe  Testamente 


StaatsangehOiigkeiteprincip  l'i 
Form  17,  126  (England);  F&higkeit 
snr  Errichtung  iB;  gemeinscnaf 


bei  der  EheBchliefaang 
IZalissigkeit)  5,  (Form)  6;  bei  der 
Ehescheidung  lOjbeiderTrennnng 
von  Tisch  nnd  Bett  10. 

Lex  loci,  ordre  public,  prohibiüve 
Wirkung  224,  pennissive  Wirkung 
249. 

Lippe-Detmold,  Ehescbliefsung 
der  Dftnen  523;  Zustellung  an  in 
Osterreich-Ungam  dienende  Per- 
sonen 523;  Strafnachriehten  an 
Peru  523. 

Litteratarberichtel73ff.,379ff., 
566  ff. 

Lootsenwesen,  Vertragswischen 
Argentinien  nnd  Umgna;  171. 

Luxemburg,  Civilebe  389-  Auf- 
gebot 406;  diplomatische  Ehe  411 ; 
EbehindemiB  der  Verwandtschaft 
228,  des  Ehebmehs  2S1.  8.  inter- 
nationale Vertr&ge. 


Mecklenburg- Seh  weTin,Schut(- 
gebiete,  Sicherheitsleistung  fär  die 
Prosefskosten  523,  Austausch  von 
Strafnachriehten  mit  Peru  523. 

Heeklenburg-Strelits,  Schntc- 

K biete,  Sicherheitsleistung  f3r  die 
ozelskosten  523,  ZustellunfF  an 
in  Osterreich-Ungam  dienende  Per- 
sonen 523. 

Mexiko,  MilitftrstrafgesetzbnchS«? ; 
s.  internationale  Vertr&ge. 

Hind  er  jfthrige,s.  Vormundschaft, 

Hitfift,  Montenegro  341. 

Modelle,  panamerikanische  Kou- 
ferens  572. 

Montenegro,  montenegrinisches 
Familien  recht,  insbesondere  das 
Ehcrecht  383  ff.;  internationales 
Privatrecht  363  f. 

Muster,  panamerikanische  Kon- 
ferens  572. 

M. 

Naehlafs,  Sicherung  20;  Öster- 
reich :  BehandlunK  eines  Aus- 
Iftndemachlasses  461;  Österreich: 


500  ff.;  NaGblaTsbehandlnng  s. 
Baden. 

Natioualit&tBprincip,  s.Staats- 
angehSrigkeitsprincip. 

Neutralitftt,  Recht  der  Neutralen 
sur  See  28  ff.:  Napoleons  I.  Pro- 
jekt inr  KodifiziernnR  des  Neu- 
tral itfttsrechtes  zur  See  28  £; 
Schutz  des  Genfer  Neutralitits- 
aeichens  517. 

Newyork,  See-  und  Fauerver- 
richerungswesen ,  Hausindustrie, 
Eidesform,  Beaufsichtigung  ge- 
meinnütziger Gesellschaften,  KOI- 
matarbeitatag,  Polizeimatronen, 
Bekftmpfnug  der  Trusts  159. 

Nicaragua,  Wahlgesetz  547. 

Norwegen,  Geeetigebung  162, 
548.  —  Konkursrecht,  Jag<^eseta, 
Lootsengesets ,  Arbeiterversiche- 
rungsgesetz  162.  Eberecht,  Uomi- 
ailprincip  201;  kirchliche  Ehe- 
schliefsnng  392  {avilehe  399) ;  Ehe- 
schlielsung  von  Seeleuten  im  Aus- 
lände vor  iniindischen  Geist- 
lichen 388;  Ebehindemis  der  unter- 
lassenen Impfung  223,   der  Ver- 
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wandtsehaft  228,  dea  Ehebrnchg 
2»1,  der  Religion  237.  Anmeldung 
von  Reiaenden  und  Fremden  5«. 


Österreich,  6ABet»rebang  163. 
VereiDbaruuK  dea  Er^llDnssorteB : 
desaeii  Recht  maTageblicD  493. 
Österreich!  ache  Wecheelzablunza- 
anfträge  sind ,  was  die  Voll- 
atreckung  in  Dentachland  anlangt, 
ala  Urteile  anzuaehen  119;  Alctien- 
geaellHchaftenl63;  kirchliche  Ehe- 
Bchlieraung  392,  899  (Civilehe  394, 
399);  diplomatische  Ehe  419;  Ebe- 
konaena  bei  strafgerichtlich  Ter- 
nrteilten  254;  EhehindemiB  der 
Religion  204,  237,  244,  255,  dea 
Ebebracha  207,  231,  des  Gatten- 
mordea  233,  Wiederverhcimtung 
205,  239,  240,  der  Verwandtschaft 
228;  Elieeinwilliffung  einer  Ent- 
führten^; die  Ehe  eines  katho- 
liachen  Osterreichera  mit  einer  ge- 
schiedenen protestantiachen  Aua- 
l&Qderin  ist,  wenn  deren  erster 
Mann  noch  lebt  und  dieaer  oder 
aie  aelbst  zur  Zeit  der  Ebe- 
schtiersung  katholisch  war,  an- 
Efiltig  1.38;  bei  der  Eheacheidunga- 
trage  ist  ausBchliefalich  das  Öster- 
reichische Recht  marageblich  467: 

-  Scheidung  einer  im  Auslana 
zwischen  Aualfindem  geachlosse- 
nen  Civilehe,  von  denen  der  eine 
Protestant,    der  andere  Katholik 


land  geschlossenen  Ehe  wefren  Ehe- 
bruchs 493.  Eintragung  deatachei 
Urteile  in  Ehesachen  in  die  öster- 
reichischen Heiratsregister  148; 
Ansprüche  einer  Deutschen  gegen 
einen  Oaterroicher  ans  uneheTicner 
Zeugung  489.  Vormundschaft  über 
einen  Aasl&nder  478;  Behandlung 
des  in  Österreich  befiudlichen  Nach- 
lasses eines  AnslAnilera,  insbe- 
sondere Russen  481 ;  Ertliche  Lage 
von    Nacbiarsbestandteileu,     ins- 


kursverwaltera  451;  eantio  iudi- 
catnm  aoivi  496;  Gerichtsstaua  des 
TOTmOgena  auch  dnrcb  solche 
Gegenstände  begrQndet,  die  nicht 
cur     DuTchaetzung     des     Ktage- 


anapmcha  verwendbar  sind  141; 
Vonatrecknng  ramftnischer  Urteile 
487,  deutscher  Urteile  499-  nicht 
vollstreckbare  aaalftndiMhe  Urteile 
begründen  keine  Jodikataabliga- 
tion  497 ;  Anreeh  nung  auslindiseber 
Erbsteuem  SOG  ff.;  Geschiftn«i> 
kehr  mit  den  sftchaiacbenBebOrden 
157;  Zuatellnng  an  in  Oaterreicb- 
Ungam  dienende  Personen,  Hawcn, 
Lippe-Detmold,  Hecklenbnrg-Stre- 
litz  523,  Pren&en  525,  Sdwnmbn»- 
Lippe  530,  Wfirttembei^  SSI; 
Kronenwährung  163.  S.  inter- 
nationale Verträge. 

Ohio,  Eheschlieraang  150. 

Oldenburg,  ßesetxgebung  157. 
Zuständigkeit  fQr  Todeserkliran- 
gen  157. 

Oranjefreistaat,  s. internationale 
Verträge. 

Ordensgelübde,  s.  Ehehindemis. 

Ordre  public  218  ff.,  272,  303. 


F  a  p  a  t ,  Grenzregnliemnga-  und 
SchiedagerichtsvertraK  mit  Haiti 
und  der  Dominikaniactien  Bepablik 
171. 

Paraguay,  Gesetz^bung  163,550. 
— Civ)lene550.  Gencfatsverfaeauiw 
163,  550,  Friedenagerichte  550. 
Disciplinargerichtsbaikeit  üb« 
Richter  163. 

Parteiffthigkeit,  ausländischer 
Verbände  2ßB  ff. 

Patent,  Abänderung  der  englischen 
Gesetzgebung  hinaichtlicn  dei 
internationalen  Verträge  über  Pa- 
tente 535;  panamerikanische  Kon- 
ferenz 572. 

Permiesivgesetae  249fr. 

Peru,  Austansch  von  Strafitach- 
richten  mit  Rajem  522,  Lippe-Det- 
mold 528,  Hecklenburg-ScDirerin 
523,  Prenfsen  529,  Sehwanbnig- 
Sondershausen  531,  Württemberg 
531;  verschiedene  Gesetze 
550.  „ 

Fest,  internationale  Übereinkunft 
betr.  Mafsregeln  gegen  die  Pest  563. 

Pflegschaft,  Abwesenheits-Pfl. 
über  einen  im  Ausland  Vet- 
scbollenen  123:  über  einen  in 
Ausland  (Amerika)  bevormundeten 
Aoslftnder     (Amerikaner)     behuft 
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Polen,  Eheschlieraungsform  400. 

Polygamie,  in  Griechenland  197. 

Portasal,  Gesetigefaung  163.  — 
Vaga  bondage,  AnaTchismDBiF  reaae , 
Annenrecht ,  Konkunordnnng, 
Becbtapflege  in  der  Marine,  No- 
tariat, im  Ansland  errichtete  Ge- 
sellschaften 163;  kirchl[che  Ehe- 
Bchliefsnng  392,  399;  Civilehe  399; 
Aufgebot  406;  diplomatiacbe  Ehe 
411;  Ebchiodeniis  der  Verwandt- 
schaft 227.  228,  des  Ehebrachs  231, 
des  Gattenmonles  23ä,  der  Reli- 
gion 236,  237,  244;  Iceine  Ehe- 
Bcheidnng    462.      KonBularvertrKg 


mit    Frankreich 
ale  ~ 


:rage. 


Presse,  Beleidigung  durch  die  aus- 
ländische 133,  Gerichtsstand  519: 
Straf  barkeit  der  im  Anal  and 
wohnenden  Teitnehnier  an  einem 
Prefsrergehen  625. 

Preufseii,  Gesetzgebung  157,  524. 
—  RechtsBtadinm  527;  Kompetenz- 
konflikte  529;  Zeugnisse  über  das 
Nichtbestehen  von  Ehehinder- 
nissen  526;  Steuer  fSr  auelftndische 
Wettunternehmnngon  157,  524; 
Vernnstaltung  landschaftlich  her- 
vorrsgeuder  Gegenden  527;  Berg- 
gesetz, AbUnderung  529;  P&nd- 
recht  an  Privateiaenbahnen  530; 
Unterscheidungasignale  derKriecs- 
und  Kanfiislmeischifie  157;  Er- 
suchungsschreiben ins  Ausland  157; 
Verfolgung  von  Verbrechen  und 
Vergehen ,  die  von  Deutschen  in 
England  oder  den  Verein.  Staaten 
von  Amerika  begangen  und  um- 
gekehrt 524;  desgleichen  Holland 
530;  Straft] achrichten  nach  Peru 
529;  Schutzgebiete,  Sicherheit«- 
leistnng  fSr  Prozerskosten  n.  s.  w. 
524;  KonBularbeamte,  Gerichtsbar- 
k(ut,  AbhOmng  von  Zeugen,  Ab- 
nahme von  Eiden  527;  Zustellung 
an  in  Österreich-Ungarn  dienende 
Personen  525;  Jagdgesetz,  Hohen- 
zollern  526;  Gerne  in  deforatoesetz, 
Hohenzollem  527;  Versicherung 
vorübergehend  im  Inland  beschlll- 
tigter  anal&ndischer  Arbeiter  527; 
BeamtenfQrsorge,    BetriebaunÖlle 


Prisenrecht,    bei    Ptachereifohr- 

zeugen  51  ff. 
Privateiaenbahnen  530. 
Prohibitivgesetce  217 ff. 
Proiefskantion,  s.  caotio  judi- 

cKtam  solvj. 
Proiefakoaten,  Vorschufspflicht 

a.  cantio  jndicatum  aolvi. 


i,  Ein- 
f  aus- 
länd. Prozefa  nicht  begründet  478. 

Rechtshülfe,KoBtener8atz(HeBaen) 
523;  in  Ungarn  auf  Grand  des  im 
Haag  geBchloBBenen  internationalen 
Abkommens  551. 

Rechtskraft,  Einrede  der  B,  im 
Hinblick  auf  «nal&ndische  Prozesse 
453. 

Rechtsprechung,  Belgien  125, 
620;  Deutschland  110,  452,  609; 
England  126.  474,  620;  Frankreich 
128,  475,  621;  Griechenland  477; 
Holland  629;  Italien  134,  478,  630; 
Österreich  138,478:  Rumänien  631; 
Bufsland  143;  Schweden  631; 
Schweiz  631;  Spanien  144:  Tnnia 
626;  Verein.  Staaten  von  Amerik» 
125,  472. 

Rechtastudium  537. 

Reeder.  Haftung  fQr  Verschulden 
seines  Kapitäns,  StaataangehCris- 
keitsprincip  137;dieRechtsvcrhaJt- 
niase  einer  Reederei  richten  sich 
im  allgemeinen  nach  deutschem 
Rcdit  452;  Hechtszwang  zum  Kon- 
trahieren jfDeutachland,  Engluid, 
Amerika,  Frankreich)  452 ;  Haftuns 
boi  ZueammenatOfscn  n.  a.  w.  S90  n. 

Religion  e.  Ehehindemis. 

Bheinachiffahr  tsvertrag,  Ab- 
änderung 169. 

Bobbenschutz,  Vertrag i wischen 
England  und  Rufsland  172. 

Rückverweiaung,  dritte  Haaijer 
Staaten konferenz  fQr  internation. 
Privatrecht  209  ff.  lEherecht);  im 
Entwurf  des  schweizerischen  Oivtl- 
geaetzbuchs  272;  Recht,  eine  Ehe 
zu  schliefaen  4;  analoge  Anwen- 
dung des  Art.  27  E.G.  z.  B.G.B. 
612. 

Bnm&nien.  Geietaeobung  163.  — 
Unt«rricht8geeet*  IBS;  eheliche  Ab- 
stammung föl;  Civilehe  889,  401; 
kifchl.  Eheseh  liefsung  511;  diplo- 
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niKtbche  Ehe  412;  Ehehindemis 
der  afßaitas  iltefcitima  207,  der 
Verwandtschaft  227,  228,  der  Adop- 
tion 290,  dea  Ehebruchs  231,  der 
Religion  244;  Erbrecht:  ümaU- 
aDgeDfirigkcitsprincipSU;  Stellung 
der  fremden  Konanln,  inibeRondere 
ihre  richterliche  Ingereoi  306  ff.; 
Konanlarrertr&jre  mit  Schveii, 
Italien,  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  322;  e.  internat  Ver- 
ti&ffe. 
Kurtrand,  Rechteprccbang  143; 
Ge«etigebung  163,  551.  -  Vor- 
bereitung, Prüfa^g  nnd  Verkftn- 
dung  der  Geeetie  169 ;  Kodifikation 
dea  Obligationenrecbts  512 ;  Gesell- 
Bcbaftsrecht  551;  Anerkennung  ans- 
Iftudischer  juristischer  Personen 
144,  aiuiandischer  Aktiengegell- 
■chaften  148;  kirchliche  Khe- 
■chliefHnnK392,  400;  diplomatische 
Ehe  419;  Ehehindemis  des  Altere 
203,  der  Vervandteefaaft  228,  des 
Ehebrachs  231 ,  der  Religion  236, 
237,  244,  Bigamie 251 ;  lestameuta- 
errichtung  seitens  eiuee  Rassen  im 
AnsUnde,  insbesondere  in  Egypten 
143;  Erbrechtskonvention  von  1874 
mit  Deutschland,  Zuständigkeit  der 
mag.  Gerichte  in  Ansehung  dos  in 
R.  befindlichen  Mob.-NachL  eines 
Ansl&nders  144;  Bereich  der  Civil- 
prozefsordnuDg  163;  Verwaltung 
nnd  Gerichtsbarkeit  in  der  Provinz 
Scbantung,  Münigeseti,  Gründung 
der  Stadt  Dalnj'  bei  dem  Hafen 
Talienvan  164;  s.  internatio^- 
nale  Vertrage. 


Sachsen,  GesetEgebon^  157,  530. 
—  Oesch&ftaverkehr  mit  den  öster- 
rdebischen  und  den  ungarischen 
Gerichten  157-  Schntzgebiete, 
Rechtsstellnug  der  Eingeborenen 
im  CivilproEeTs  530;  Einkommen- 
steuer, £rg&nzDngss teuer,  direkte 
Steuern  530. 

Sachsen-AltenbUTg,  Verfolgung 
von  Verbrechen  u.  s.  w.,  die  von 
Dentscben  in  England  oder  den 
Verein.  Staaten  von  Amerika  be- 
gangen sind  580. 

Sachsen- Weimar,  Giesetagebung 
157.  —  ZnstAndigkeit  fBr  Todes- 
erklärungen 158. 


Salvador,  Konsnlarvertraf  mit 
Frankreich  321 ;  AnfserkraRtreten 
des  mit  Deatschland  geschlossenen 
Frenndschafta-,  Han<&U-  u.  Schiff- 
f ah rts vertrage«  519;  s.  Internat. 
Verträge. 

Samoa,  FrenndBchaftavertiag  mit 
Deutschland  52a 

Scbantung,  Verwaltung  und  Ge- 
richtsbarkeit 164. 

Scbaumbnrg-Li  p p e ,    Geaeti- 


158;  Efaesehliefsung  mit  dänischen 
BtaatMUgehSrigen  öSOj  Zostellong 
an  in  OsteiT.-üngam  dienende  Per- 
sonen 5W;  Strafnacbrichten  an 
ausländ.  R^erungen  531. 

SchaumweinstcnergeBeti  518, 
564. 

Schenknngen  von  Tod  es  wegen, 
Staatsangeherigkeitspiincip  17, 18; 
Form  17;  Fähigkeit  mr  ETrichtang 
18;  Fähigkeit  lum  Erwerb  16. 

Schiedsgerichte,  paoameiikv 
nieche  Konferenz  572. 

SchiedsgericfatevertrSge, 
a.  internationale  Verträge  beaw. 
internationale  Schiedsverträge.  — 
Panamerikanische  Konferenz   572. 

Schiedsspruch,  aualändiacher,Ei- 
füllungsklage  lia 

Schied  ssprfiche,  internationale 
153. 

Schiedsverträge,  internationale 
15a 

Schiffe,  8.  ZusammenstoFs.  —  Be- 
freiung deutscher  Seeschiffe  in 
Holland  von  den  VermcMungs- 
vorschriften  545. 

SchiffahrtsTerträge,  b.  inter- 
nationale Verträge. 

Schntxgebiete,^cherheitaleistnng 
för  Proietskosten  n.  e.  w.  523,  524, 
531 ;  Rechtsstellung  der  Eingebo- 
renen im  Civilproiefs  530. 

Sehutitruppe,  in  den  a&iksr 
nischen  Schutzgebieten  520. 

Schwarzburg-SondershauBen, 
Eheschliefsung  seitens  däniaeba 
StaataangehOnger  531;  Stra&adi- 
richten  nach  I^  531. 

Schweden,  Gesetagebune  16*i 
Rechtsprechung  631.  —  Rechti- 
hälfe  gegenüber  ansländiachen  Ge- 
richten nnd  Naehsnchung  der 
Reehtshfilfe  hei  ausländischen  Q«- 
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richten,  Befreiung  der  AnsländeT 
von  der  cantio  judicatum  solvi, 
Vollatreckimg    ausländischer    ür- 


PrivatbaukeD,  Immobiliareachen- 
recht,  SecgesetE  (Ahlndemug^ 
Strafgesetzbuch  und  Hilitärstraf- 

gesetzbtich  (Ab&Ddemag),  Haftnng 
des  Fiskns  för  SchadeaEafügung 
durch  Beamte,  Schutz  von  Masteni 
und  Modellen  IS4;  Nichtanerken- 
nung ansl&ndischer  Konkurse  631 ; 
Eherecht,DomiEilprincip201:kiTch- 
liche  Eheachliersnng  392  (Civilehe 
394,  899);  Ehehindemis  der  Warte- 
frist 20S,  der  Religion  204,  237, 
der  Epilepsie  223,  251,  der  afSuitas 
seeundi  generis  229,  des  Elhebnichs 
281,  2£S;  s.  internationale 
Verträge. 
Schweiz,  Gesetzgebung  16fi,  Recht- 
sprechung 631.  —  Das  internatio- 
nale Privatrecht  im  Entwurf  des 
schweizerischen  Civilgesetzbuchs 
270  ff.  (allgemeine  Kolliaionsnonnen 
273  ff.,  specielie  Kolli sionsnormen 
27fiff.,  AnknüpfungHinomente  379  f., 
Staatsangehörigkcjts-  und  Domizil- 
princip  280  ff.,  HandluDgsf&higkeit 
283,  juristische  Personen  284,  Ehe- 
recht 235  ff.,  Legitimation,  Adop- 
tion, uneheliche  Geburt  291,  Vor- 
ranndscbaft  293,  Beistandscbaft  294, 
Erbrecht  295,  Sachenrecht  297, 
Obligatioaenrecht  299,  Form  der 
Rechtahaudlnngen  300,  ordre  public 
302);  Civilehe  389;  diplomatiBche 
Ehe412,419tEheBchlierBDng,Rfick- 
Verweisung  215-,  Ehehindernis  der 
Verwandtschaft  227,  228;  Heirat 
zwischen  Schweizern  und  Bayern 
156;  Hydra-  und  Schneebai Isjetem 
(Appenzell),  Zwangsarbeit,  Zu- 
ständigkeit der  Schwurgerichte, 
ßerufsschiedsgerichte ,  ßindvieh- 
versicherung  [Preibnrg),  Hypo- 
thekenzinsenbesehränkung,  Frem- 
denpolizei (St.  Gallen).  Lehrliuge 
(Genf),  -Code  rural",  Schneeball- 
systeni.BerufaschiedsgerichtefNeu- 
cnfttel},tadustrielleSchiedsgericht«, 
Kolportage  und  Märkte  (Sotothum) 
165;  CiTirprozefs,  Nach lafsin Ten tar 
(Tidno),  Märkte  und  Kolportage 
(Unterwaiden),  Revision  der  Gesetz- 
sammlung, Revision  des  Code  civil 
(Vaud),  bedingte  Venuteilung, 
Zglt*chiifl  f.  Intsm.  PrlTtt- 


Bechtsetelliing  der  Ehefrauen, 
Handeispolizei ,  Schneehallavston, 
Strafgesetz  bncaänderang  {WalliB] 
166.  —  Cantio  jndicatnm  solvi  145; 
AaslieferaDg,  Todesstrafe  keine 
„Peine  corporelle'  (im  Sinne  des 
Art.  5  des  Bnndesgesetze«  vom 
22.  1.  1892)  631;  Ausliefernnga- 
vertrag  mit  Deutachland,  Stellnog 
der  Angehörigen  dritter  Staaten 
lll;KonsularvertrKgmitRum&nien 
822;  s.  internationale  Ver- 
träge. 

ieekrieg,  Beuterecht  gegenüber 
Fischereifahrzeugen  61  S 

Seeleute,  Verpflichtung  der  Kauf- 
fahrteischiffe Eur  Mitnahme  519; 
Stellen vermittlnng  519. 

Jeemannsordnung  519. 

Jeerecht,  Abänderung  seerecht- 
licher  Vorschriften    des   Handels* 


Hamburg  (Zusammenstofs  von 
Schiffen,  Reederhaftung,  Gerichte- 
zuständigkeit ,  Hülfeleistung  in 
Seenot)  588  ff. :  Seetransportvertrag, 
Recht  des  Abladehafens  620;  e.  Zu- 
sammenstofs. 

Seerech tsdeklaratiou,  Farieer 
(1856)  28  ff.,  Katharinas  IL  (1780) 
28  ff.,  Pauls  I.  (1800)  29. 

Serbien,  Gesetzgebung  166,  551.— 
£heflchltersiuig8iorm400;GenoBBeD- 
Schäften ,    Änderung     der    Civil- 

Erozebordnung,  des  Strafgcsetz- 
nch«,  der  Struprozefsordnung,  des 
Berggesetzes,  desEisenbahnpolizei- 

fesetzes,  Honoiierung  der  Kon- 
ursverwalter   166—167;     Verfcs- 


Siam,  Gesetzgebung  167.  —  Ehe- 
schliefsung  der  Fremden  167. 

Sicherheitsleistung,  b.  cautio 
judicatum  eolvi. 

Sicherung,  des  Nachlasse«, s,Nach- 
laTs. 

Sklaverei,  Verordnnns  betr.  die 
Haussklaverei  in  Deutsch-Osta&ika 
155. 

Spanien,  Rechtsprechnng  144;  Ge- 
setzgebung 168.  —  Personalstatat 
hin  sichtlich  der  territori  alenRecbts- 
nnterschiede  innerhalb  Spaniern 
163;  kirchl.  Eheschliefsung  392, 
399  (Civilehe  394,  399);  diploma- 
tische Ehe  411,  423;  Ehehindemis 
BMht.  xn.  44 
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hinBiohU.  der  Hitglieder  der  KeL 
Familie  nad  der  Oifisiere  253:  ErV 
lecht,  Nationalit&tapriDoip,  Rficlc- 
Tenreisnng  144;  EeviBiou  gegen 
StnfnrteUe  168;  Heldnn^  nacli 
Spsnien  beatimniter  Schiffe  bei 
einem  BpaniBcben  Konsul  516; 
Konanl&rrertrfige  mit  Frankreich, 
Italien  nnd  Deutschland  821;  a. 
internationale  Vertr&ge. 

StaataangebaTigkeit,  Ver- 
mutung für  den  Vennst  bei  Ver- 
flcbollenbeit  im  Auslände  123;  Er- 
werb der  franaOaiachen  und  Vemnat 
dn  dentachen  535. 

StaatsangebSrigkeitsprincip, 
im  Bchweizeriachen  C  irilgeaetabncb 
280  ff.;  iuOriecbetilandl89ff.;  das 
in  Art  U  E.Q.  i.  B.G.B.  nnr  fGr 
Deutsche  atiBgeeprochene  St,  int 
anatoK  anf  AnuSnder  anzuwenden 
466,  609  £;  analoge  AnwendanK 
des  Art  27  E.G.  (Rückrerweiann^ 
812;  bei  der  Haftung  des  Reeders 
für  das  Verschulden  seines  Rapi- 
t&nalS7;  beim  Unterb^taanapruch 
cwiacben  Ehentten  und  Ver- 
wandten HO;  oei  der  Frage  der 
«belieben  AbstammnnK  631;  im 
Eherecht  201  ff. ;  beim  Recht  eine 
Ehe  in  scbliefeen  4  (Ausnahme  £); 
im  ehelichen  OQterrecbt  115;  beim 
Ehescheidnngarecht  10,  116;  bei 
der  Trennung  van  Tisch  und  Bett 
10;  bei  der  ^^mnuudacbaft  14;  bei 
der  Erbfolge  IT,  (Spanien)  144. 
(RumAuien)  511,  (Tums)  621;  bei 
der  ErbffthiKkeit  18;  bei  letat- 
willi^en  VeiTügangen  17,  18;  bei 
gememschaftlicnen  Testamenten 
680;  bei  Schenkungen  von  Todes- 
wegen  17,  18. 

S|tandesamtliche  Befugnisse, 
auelindischer  Agenten  2i6,  421; 
B.  auch  Konsularwesen  und  diplo- 
matische Ehe. 

Statutenkollision,  s.  intemat 
Privatrecht. 

Steuer,  aus^discher  Totalisator 
etc.  157;  B.  Osterreich. 

Strafrecbt,  Anrechnung  anslind. 
Strafhrteile  463;  Anstausch  von 
Strafnachrichten  zwischen  Peru 
nnd  Bayern  522,   Lippe-Detmold 


523 ,  Mecklenburg  -  Schwerin  523, 
Preufaen  529,  Schwanb.-SondaT»- 
hausen  531;  WQittemberg  531; 
Strafnachricbten  zwischen  Schamn- 
burg-Liwe  nnd  auslftnd.  R^e- 
rangen  531 ;  neunter  KoiwreTe  der 
internationalen  kriminsOiBtischen 
Vereinigung  579. 

Strandungsordnung  156. 

Sudan,  QesetEgebaiig  168.  —  Stnf- 
eesetzbach ,  Strafprozefaordnnng 
168;  Verfassung,  Vertrag zwiBcben 
England  nnd  Egvpten  170. 

SQdafrikanis^e  Repnblik, 
Gesetzgebung  168;  etandeaamtl. 
Befugnisee  der  hoUftndisehen  Kon- 
suln 168. 


Sürsstoffgi 
Snezkanali 


vertrag,  365,  878 ff. 
T. 

Testamente,  s.  letztwillige  Ver- 
fügungen. 

Tierarzt,  Tbfitiekeit  in  den  Grenc- 
b'ezirken  iwiscnen  Holland  nnd 
Deutschland  169. 

Todeserklärung,  Zustindiekeit 
157—158  (Bremen,  Oldenburg, 
Sachsen-  Weim  ar). 

Tonga,  Freundschaftsvertrag  mit 
Deutschland  520. 

Totalisator,  Besteuerung  aus- 
ländischer  157. 

Trennung  vonTisch  und  Bett, 
Konvent] onsentwurf  der  dritten 
Haager  Staatenkonferena  furintei^ 
nationales  Privatrecht  IOC;  Zn- 
Iftssigkeit,     StaataangehSrigkeita- 

firincip  10;  Znstindigkeit  11  (vor- 
Bufige  Halsregeln  12). 
Trust,  Newyork  159. 
Tfirkei,  griechisch -tärkisches  Kon- 
sularwesen 100  ff. 
Tunis,    Privatrechtszustand    626 ; 


627;  Trennung  der  Ehe  von  Ita- 
lienern von  Tisch  und  Bett  626; 
kirchliche  Eheschliefsung  626;  Be- 
scheidung 626;  eheliches  Gflter- 
rncht,  Erorecbt:  StaatsaneebSrig- 
keitsprineip  627 ,  DomisUprincip, 
Efickverweisnng  628. 

V. 
Uneheliche   Kinder,    Beurkun- 
dung   ihrer   Anerk«inung   duidi 
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iMlieniiche  Konaaln  149;  Monte- 
negro 350,  359;  di«  Anaprfiche 
einer  Dentsehen  geg^n  einen  in 
Österreich  wohnenden  Österreicher 
ans  der  in  Deutschland  erfolgten 
Zeugung  richten  sich  nach  Bster- 
reichischem  Becht  489. 
Unesrn,  Gesetigebnng  551.  —  Ge- 
scDftftsverkehr  mit  den  B&chsischen 
Behörden  157.    Civilehe389;  Anf- 


schaft  228,  des  Ehebmchs  281,  des 
Gattenmordes  233.  der  Heligion 
244;  Ehe  xwieeiien  Katholiken  und 
Juden  610;  Unterbaltsansprüche 
derEh^tten610;  Ehenichtigkeit 
611;  Wiederherstellung  des  ehe- 
lichen Lebens  612  fF.;  die  Bechts- 
h&lfe,  auf  Grund  des  im  Baag  ge- 
achlosseueo  intern  ationalen  Ab- 
kommens 551;  internationales  Becht 
als  Prüf ungsgegen stand  515.  S. 
internationale  Vertr&ge. 

Ünlanterer  Wettbewerb,  SchutE 
gegen  denselben,  Ausl&nder  262. 

Unterhai tsanspruch,  zwischen 
Ehegatten  und  Verwandten ;  Staats- 
angehCrif^keit  entscheidet  110. 

Unterschetdungssignale, 
Preafeen  IST. 

Urheberrecht,  panamerikanische 
Konferenc  572. 

Urteil,  ausländisches,  Aner- 
erkennung  bei  Geltendmachung 
einer  darauf  gestützten  Einrede 
(Italien)  136;  Einrede  der  Rechts- 
kraft 453^  Vollstreckung  42,  172, 
461;  die  m  Bezug  auf  die  Aner- 
kennung ausländischer  Urteile  ent- 
stehende Frage  der  Zostftndigkeit 
des  Kurlftnd,  Gerichts  entscheidet 
sich  nach  deutschem  Recht  614; 
Nichtanerkennung  eines  englischen 
Urteils,  Mangel  des  ehem&nnlichen 
Konsenses  (Prankreich)  623;  An- 
rechnung ansIBndi  scher  Straftirteile 
463. 

Urugnaj,  Handelsgesetzbuch  568; 
Fischerei  zur  See  and  in  Bio  de 
laPlaU563;  s.  internationale 
Verträge. 


Venezuela,  Verfassung  563; 
Scbiedsreitrag  mit  Fituikreich 
w^en  Entschädigungsansprüchen 
des  letzteren  517. 


Verbände  cur  Forderung  ge- 
werblicher Interessen,  ans- 
ländische,  Stellung  in  Deutschland 
hinsichtlich  des  nnlanteren  Wett- 
bewerbs 285  ff'. 

Verein,  ausUndiseher,  rei^t- 
liche ,  insbesondere  prozessuale 
Stellung  265 ff.;  Bechtslähigkeit  in 
Deutschland  470. 

VeroinieteStaaten  von  Ame- 
rika, ßechtsprechong  125,  472. 
Gcsetsgebunt;  532.  ~  Patentrecht 
532;  AuBschneTsnng  der  Ausländer 
vom  Gmnderwerb  151 ;  Seemanns- 
ordnnne  158;  Ansschluh  der  Haf- 
tung des  Verfrachter«  ffir  losses 
oecasioned  hj  negligence  unwirk- 
sam, auch  wenn  nach  dem  den 
Vertrag  beherrschenden  ausländ. 
B.  gültig  125;  Zulftesigkeit  der 
Berufung,  insbesondere  bei  Prisen- 
pToiessen  53  ff.  ^  Ehesehliefsung, 
lex  loci  actus  151;  Ebescbeidnngs- 
recht,  Vereinheitlichung  152;  leUt- 
willige  Verfügung;  Gflltigkat 
richtet  sich  na^  der  lex  domicilii 
472; — Ein  wandemng  von  Chinesen 
532:  Auslieferung  eines  Deserteurs 
eines  im  Bau  auf  amerikanischer 
Werft  begriffenen  mssiBch.  Kriegs- 
schiffs 473;  der  pienfe. - amenk, 
Ansliefemngsvertr.  Ton  1852  noch 
gültig  474.  Konsularvertrag  mit 
Rumänien  322;  Konsulargesetz  532. 
Batifikationsurkunde  zur  Uaager 
Fried enskouferenx  518.  Der  eng- 
lisch-amerikanische Xstbmuskanal- 
verlrag  365  ff.,  Clayton - Bulwer- 
Vertrag  365,  368  ff  S.  inter- 
nationale Verträge;  s.  auch 
Alaska,  Colnmbia,  Illinois,  New- 
Tork,  Ohio.  Verschiedene  Ge- 
setze 532. 

Verfrachter,  s.  Verein.  Staaten. 

Veriährnng,  Schweiz  300. 

Verlöbnis,  Montenegro  334. 

VersicheruDK,  vorübergehend  im 
Inland  beechjfftigter  ausländisi^er 
Arbeiter  527. 

Verträge,  s.  internationale  Ver- 
träge. 

Verwand  techaft,s.Ehehindemis. 

Virginia,  Ehekonsens  hinsicbtltch 
der  Dienstboten  253. 

Völkerrecht,  panamerikanische 
Konfereni  572  ff. 

Vollstrecknng,  ausländischer  Ur- 
teile 42,  172,  461;  rumänischer  Ur- 
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teile  in  Oaterreidi  487;  dentacher 
Urteile  in  ögteireich  499;  managt 
«inem  Buslftnd.  Urteil  die  Voll- 
Btreckb&rkeit,  bo  be^rfindet  es 
anch  keine  Judikataobligation  497; 
B.  anch  Urteil. 
TorbelialtaklaiiBel,     b.    ordre 

VormDndschaft,  Qber  Minder- 
jährige, KonventioDBentwurf  der 
dritten  Haagei  Stafttenkonferenz 
für  intemat.  Privatrecht  14,  Text 
der  Konvention  selbst  602  ff.; 
StaatBiiDgeh{lrigkeitBprii]cipl4;Be- 
reich  der  vonn,  Venraltung  15; 
Österreich:  Vormandst^aft  über 
einen  Ausländer  478;  Hontenegio 
35S;  ZastftudiKkeit  der  konsua- 
rischen  und  tEplomatiscben  Ver- 
treter des  Auslände«  14;  vorl&ufige 
MaTsregeln  16. 

Vorscharsi) flicht,  s.  cantio  Judi- 
catmn  solvL 


Waienbeieicbnang,  Schnti 
deutscher  in  Costarica  155;  aus- 
IBnd  iscbe  Firmen  mit  Niederlassong 
in  DeutBchland  619. 

WartefriBt,  s.  Ehehinderais. 

Wechaelrecht,  die  Rechte  des 
WechselnehmeTB  rieten  sich  nach 
dem  Becht  des  Ansstellnngsortes 
623:  ÖBterreichische  Wechael- 
lahlnngBanftriige   s.  ÖBteiTeich. 

WettbeweTb,     unlauterer. 


Württemberg,  OeBetsgebniig 5SL 
—  Ehesehliefsung  seitens  der  An- 
gehörigen des  rechterheinisctien 
Bayern  531;  Zostellnngen  an  in 
Österreich-Ungarn  dienende  Per- 
sonen 531;  StSutxgebiete,  Sichei- 
heitsieistang  für  Praiebkostot 
n.  fl.  w.  531:  Strafnachrichten  in 
Peru  531;  Verfolgung  roa  Ver- 
brechen, die  von  Deutschen  in 
England  oder  den  Verein.  Staaten 
von  Amerika  begai^en  nnd  um- 
gekehrtSSl;  Qemeindegerichte53L 


Z  a  n  I  i  b  a  r ,  Freondschafte-,  HuidaU* 
undBcbiffafaTtavertragmitDeutach- 
land  520. 

Zeitliche  Oeltnug  der  Kolli- 
sionanormen  39E,  454,  618. 

Zeitschriftenflberschaa  ITStL 

ZinsbeachrUnkung,  inOriecfaen- 
land  197. 

Znckerkonvention  564. 

Znaammenstofs  von  Schiffen, 
auf  faober  See  120,  497  ff.;  in 
deutschen  Oewiasein,  dentschea 
Recht  121,  457  ff.;  im  KCBtemoeer 
1^.  Kongreb  dea  Comitä  mari- 
time international  in  Hamburg 
589  fF. 

Zuständigkeit,  bei  Scfaifb- 
iDsammenstttben  596;  bä  Ehe- 
scheidungsklagen II  f.;  bei  KJacan 
anf  Trennung  von  Tisch  and  Bett 
11  f.;  bei  der  Vonnundschaft  14. 

Zustellung,  an  in  Oaterrdeh- 
Ungam  dienende  Personen  52SC; 
ron  Klagen  an  Anslftnder  in  Fiuik- 
reich  47);  im  Bechtabülfererkebr, 
Ungarn  551. 
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Intanutionftlrechtliche  Ergebniaee  der  jOugeten  panunerikuiiflchen 
Konfeiens.    Von  Theodor  Niemafer 511 

Der  IX.  KongTor«  der  Intenutionftlen  kiiminalütiKhen  Vereliiigiuig. 
Tod  Dr.  jnr.  Julius  Ourtius 579 

Der  Kongnb  des  Comitd  Maritime  Intenuttioiial  in  Hunborg.  Ton 
Dr.  jnr.  ffwnricÄ  Fifttt 588 

Die  Htager  Konventionen  vom  12.  Jtuii  1902  .    .' 602 

n.  Becbtsprechnn^. 

DentBchUnd 609-619 

Dar  in  Art.  U  E.O.  z.  B.O.B.  fUr  Deatacha  aiugeBprochene 
GrandaatB  der  Hafsgablichkeit  des  Heimatrechtea  iat  analog  anf 
AmUnder  (üngam)  Anzuwenden,  .^beolote  Harsgeblichkdt  dei 
g  1353  B.G.B.  (O.L.G.  Frankfart  a.  U.)  609.  —  Die  In  Beaog  auf 
AneAennnng  ausländischer  Urteile  entstehende  f^vge,  ob  das  Mu- 
ISodlMhe  aericht  sottHndig  wu,  Ut  gemUr«  g  328  Ziff.  1  C.P.O. 
nach  dentechem  Beeht  in  beurteilen,  und  swar  anch  hinrichtUeh 
materiellrechtlicber  Vorfngen  (O.L.G.  Celle)  614.  —  Art  11  des 
Haager  Abkommens  14.  11.  1896  besieht  ridi  aaeh  anf  den  Aos- 
lAndervonehnTs  snr  Sicherhat  für  die  dem  Staate  ankoininenden 
GebGhren  (Bdebsgerieht)  615.  —  MalbgebUehkrit  der  Ueberigen 
KolUiionsDonnen  fllr  Becbtsrerbältnisie  alten  Beehte«.  Die 
E^ansel  eif  fär  den  ErfSUnngsort  und  demgemfiJe  fltr  die  intei^ 
national-priTatrachtlicbe  Frage  ohne  Bedeutung  {Rdchageriebt) 
618.  —  Sebntz  der  Warenbeseichnungen.  AnalUndische  Finnen, 
welche  In  Dentschluid  üne  Handelsniederlassong  haben,  rtebeit 
den  InUndsm  gluch  (Beichigerichtj  619. 

Belgien «20 

Ffflr  die  Ansprache  ans  dem  Seetransporlvertrage  ist  das 
Recht  des  Abladehafens  mafi^ebend  (Cour  d'appel  Oent)  620. 

England 620-621 

EheseUiefsnng  Tor  einem  englischen  Konsul  in  Prankreieh 
(Eigb  Court  of  Justice]  620.  —  Für  das  ebelicbe  Güterrecht  ist 


lex  domicUü  de«  EhemuuM  rar  Zät  der  EhMchlieläiiiig  wmSb- 
gflbeod  (Coart  of  app«*l)  621. 

FiMkreich 

AnerkoiDaiig  öner  ron  deotadiei)  G«ricbtaD  uugeqiroeluHiMi 
EhoMthndimg  it&lieniKher  StwttabOrger?  PenonftUUtat  dei  Aa«- 
Under  geaU»  Art.  3  Code  civil  (Tribuiuü  civil  de  la  Seme) 
621.  —  Nichtuierkeiiiiiing  einee  aualindiacheD  KonkuiMa  (Conr 
d'ftppel  Pum)  622.  —  Veraagang  dea  Ezeqnmtar  gegenfiber  einem 
engligcfaen  Urteil  wegen  NichtbefolguDg  de«  g  215  Code  ciril 
(Tribaoal  civil  da  U  Seine)  628.  —  ZnctlDdigkdt  fnnienscher 
Qerichta  für  die  KlAgen  von  Aulttndeni  gegen  AnalKnder  (Tribunal 
da  eommerce  Haneille)  62S.  —  Die  Hechte  dea  Wecbielnelunen 
gl^en  den  Bezogenen  richten  sich  nicht  nach  dem  PeteonalBtatat 
dea  letsteren,  aondeni  nach  dem  AaaatellimgBort  (Conr  de  caaaation) 
623.  —  Die  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  beatimmt  uoh 
nach  dem  am  Ort  der  Eheach lielwDg  galtenden  Becht  (Tribunal 
dnl  de  la  Seine)  624.  —  Artt  1394,  1S9S  Code  civU  (Onsolllsaig- 
küt  von  vertraglicheii  Änderungen  dea  ehelichen  Güteratandea 
wtthrand  der  Ehe.)  (Tiibnnal  civil  de  la  ti«ne)  624.  —  AneAenonng 
der  Bechtafähigkeit  aualäudiscber  (engliacher)  Handelageaell- 
8ohaft«n  (Tribunal  de  commerce  de  Nice)  625.  —  Anf  Aoallinder 
and  im  Ausland  wohnende  Peraonen,  welche  an  einem  in  Frank- 
rüch  begangenen  PrefeTergehen  betätigt  aind,  findet  daa  „öche- 
lomement  de  responaabilitia"  §  42  Gea.  29.  7.  1881  nicht  An- 
weadnng  (Conr  d'appel  Paria)  625. 

Tnnia 

Wiricnng  dea  Urteila  einea  toneaiachen  Qerichtea,  welchea 
die  Trennung  der  Ehe  italieniacher  StaataangehDriger  von  'nach 
nnd  Bett  anaapricht  (Tribunal  Tnnia)  626.  —  Schenkungaakt 
awiacben  Italieneni  über  ein  tnneeiachea  OrandstQck  (Tribunal 
Tunia}  627.  —  Harageblichkeit  dea  —  achweixeriachen  —  Heimat- 
rechtea  ffir  ehalichea  Güterrecht  und  Erbrecht  (Tribonal  Tnnia} 
627.  —  HafagebUcbkeit  dea  —  jfidiachen  —  Wohnntarechtes  Ar 
eheliches  QOteneebt  nnd  Erbrecht  Bflckverwcäanng?  (Tribonal 
Tonis)  62A. 

Holland 

Abachlola  rinea  Ebevertragea  von  Holländern  im  Analande 
unter  Beaugnahme  anf  analftndiaches  Beeht  (Kaasationahof)  629. 

Italien 

Ffii  die  Znliaeigkelt  gemänachaftlicher  Testamente  ist  das 
Heimatrecht  maÜBgabend  (Corte  di  caaaaaione  Ploreni)  630.  —  Art 
1385  Codiee  civile  (ÜnxnUsngkeit  von  vertraglichen  Änderungen 
dea  ehelichen  Gttteretaiiden  während  der  Ehe)  ist  abaolut  anan- 
wenden  (Corte  d'appello  Palermo)  630. 


Rnmftnien 

Fdr  die  BeartdlnDg  der  eheliefaen  AlwtmminDiig  dnsr 
Pcowm  üt  deren  HeimatreBfat  mal^gebend  (Appelkäonogericht 
BnkaratJ  631. 

Schweden 

Nichtuwrkentiung  wulUndiachei  Eonkane  (Oberatei  Oeridits- 
bof)  631. 

Schwei« 

Analiefenmit.  Die  Todeastrafe  ist  keine  ^p^e  corporelle", 
denn  Ummndtnng  in  eine  andere  Strmfe  naeb  Art  fi  dea 
Btmdesgeaetzee  22.  1.  1892  Bedingung  der  Aoiliefening  iit 
(Bnndeegericht)  631. 

Utteratarbeiichte. 

a)  fificheranseigen. 

Jieumann,  B^  Hundaivgabe  de*  B.G.B.  fBr  du  Deateche  Rdcb. 

8.  Auflage 

Oierit,  0^  Verrine  ohne  Beohtaf&bigkeit  nach  dem  neuen  Rechte. 

2.  Auflage 

(?oUm4HM.  S.,  Das  Handelageeetibach  vom  10.  Uw  1897 

Fueht,  £.,  GrnudbncbTecht    Band  3 

SoktAowM,  P.,  Ke  Phiioaophie  im  PriTatrecht 

La  Loggia,  E.,  La  eaecnnone  delle  aentenie  Btranive  (in  materie 

dvilc) 

Mtüi,  F.,  Daa  internationale  (Svil-  und  HandelercebL    2.  Band    . 

Ppeghart,  A.,  Die  Elektrizitllt  ala  Kechtsobjekt 

FviiUng,  B.,  Die  GhnndsQge  der  Steoerlebre 

b)  Zeitaebriften 

c)  Veradohnia  nen  eingeaendeter  Bflcher.   .   .   . 

Alphabetlseha«  Sachregiater  m  Band  XII 

Abkttranngen 


